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Erſtes Kapitel. 
Allgemeine Verfügungen. 


1. Ein Bertrag unter belaftetem Zitel (ein Pacht), welcher 893, ? 
eine indirekte Vergunftigung enthält, kann nicht wegen Forms 
fehlern um deßwillen aufgehoben werden, weil er bie $örmlich- 
Beiten nicht hat, welche für Schenkungen vorgefchrieben find. 

— Nur wenn die indirefte Begünftigung den Freitheil übers 
pen: ? — die Einwerfung ſtatt. Amiens. S. 22. 2. 88. 


2. Wenn auf ein Darleihen eine Schenkung folgt, welche 
als belohnend von Seiten des Entlehners zu Gunſten des Dar: 
leihers bezeichnet wird, und aus den Umfländen zu fchließen, 
daß dieſe Schenfung eine Bedingung des Darleihens war, fo 
fließt diefelbe fich jenem erften Vertrage an, und bildet damit 
ein unzertrennliches Ganze; und wenn daraus hervorgeht, daß 
ber Darleiher einen groͤßern Bortheil, als ben gefeglichen Zins 
der Darleihensfumme, bei diefem Bertrage erhalten hat, fo ift 
derſelbe hinfichtlich des Mehrbetrages ungültig. WBordeaur. 5.28. 
2. 65. D. 27. 2, 134. 


3. Daraus, dag muthmaßlihe Erben ihrem Rechtsvorfah⸗ 
ter verfprochen haben, die Verfügungen zu vollziehen , bie er 
mündlich machen würde, und nun der Rechtsvorfahrer, zufrieden 


*) Bon den verfdiebenen Arten, wie man über fein Vermögen 
eine freigebige Verfügung treffen kann. Zachar. IV. 643, — 
Zur Gefhichte diefer Lehre. Ebend. 645. — Schenkungen. 
Eu V.901 - 903. — Einftehen an Schenkungs ſtatt. Ebend⸗ 
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893. mit diefem Verfprechen , jene Verfügungen nicht fchriftlid ver- 

faßt bat, folgt nicht, daß die Erben angehalten werden fünnten, 
entweder ihr Verſprechen zu halten, ober den Betrag der zuges 
dachten Vermaͤchtniſſe in Geſtalt einer ——— zu er⸗ 
fegen. Caſſ. Zurin. S. 13 1. 104 D. 11. 1. 190. 8. 9. 2. 
77. D. 7. 2 60. L. 24. 282 *) 
. 4 War eine unter dem Schein eines belafteten Vertrages 
gemachte Schenkung (unter Herrfhaft des römifhen Rechtes) 
ungültig wegen- Simulation, felbft wenn der Gefhenfgeber und 
Geſchenknehmer beiderſeits fähig waren, zu ſchenken, und mitteift 
einfaher Schenkung zu empfangen? — Bejabt. C. H. Bw. 
Zouloufe. S. 5. 1. 253. D. 3. 1. 244. 

Verneine ©. H. Vw. Bram, =. 1.30 L.4. 
119. — Gaff. Befangon. S. 3. 1. 201. 5.33 — Poitiers. 
8 4. 2. 375. — Gaff. Brüffel. 8. 5. 44 — 6. H. Bw. 
Dijon. 8.6 2. 607. D. A. 1. 39. L 14. er 
— 8. 9. 1. 452. D. 7.1 437. — Eaſſ. re 

. 76. L. 9. 257. — Caſſ. Montpellier. S. 13. 578. 

5. Eben fo unter Herrfchaft. des Code. cine. 

104. — Gaff. Befangen. S 13. 1. 14. — call 
3. 13.1. 890. — Gaf: Bein. ne .3. 1. 
60. 79, 32. — Caſſ. Guadeloupe. S. 27. 1: "or. L. 
79. 40; 

6: Iſt eine unter ben Foͤrmlichkeiten eines Verkaufes ge⸗ 
machte Schenkung im⸗ Ganzen unguͤliig, wenn ſie zu gleicher 
Zeit einen verfügbaren. und einen nicht verfügbaren Gegenſtand 
ae — Bejabt. E 9. Vw. Rouen. S. 9. 1. 99: D. 

1.580. L 23: 115. — Brüffel. S. 9. 1. 104. = 

SWerneint. Es finder nur Minderung hatt. —* Be⸗ 
tungen. ‚8. 10: 1: 371. '—:Eaff: Grenoble. S. 141.215. D. 12. 

1. 3835... — Caff.. Gtrenobie. 8. 15. 1. 42. D. 12. 1. 495. 
L. 40. 500: —Cafj Paris. S. 16. 1. 383. L. 40. 445. 

»“ 73; Die Regel, nach welcher ein Verkauf, der als: foldyer 
ungültig iſt, doch als verdeckte Schenkung von Wirkung ſeyn 
Fönnte, läßt fih nur den Erben. des Verkäufers entgegen fegen: 
nicht “aber: dem Verkäufer: ſelbſt, der feine Abfichten erklaͤrt, und 
behauptet, daß er feine Schenkung habe machen wollen. Bour: 
ges. 8. 27, 23:40. D. 25. 2. 42: L. 78. 47. . 

8B. Die Schentung eines: Vaters: an feine Kinder, welche⸗ 
im: einer Erklaͤrung verſteckt iſt, duch die der Vater ſich als‘ 
Schuldner anerkennt, oder bezeugt, daß er eine Summe nicht 
gegeben habe, welche eines ſeiner Kinder empfangen zu haben 
uftän bat, iR wien ungültig, fie, hat ihre — bis zum 
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und von legten Willensverorbnungen. 3 
Betrage des Freitheild. Caſſ. Riom. S. 20. 2. 1. D. 18. 2. 893. 
33. L. 57. 384. 


9. Das Urtheil, welches eine unter der Form eines bela— 
ſteten Vertrages verſteckte Schenkung fuͤr guͤltig erklaͤrt hat, iſt 
dem Geſetze nicht entgegen, obwohl darin nicht eroͤrtert iſt, daß 
die Schenkung in den Grenzen des Freitheils geblieben, wenn dieſe 
Einwendung nicht — wurde. Caſſ. Grenoble. S. 12. 
1. 170. D. 12. 1 %01..L. 40. 129. 

10. Ein Ahne kann zum Vortheil feines Erbberechtigten 
eine Veraͤußerung machen. Folglich koͤnnen die Mitberechtigten 
des letztern ſolche Veraͤußerungen nicht fuͤr indirekte Begünftis 
gungen ausgeben, als wenn ſie den Beweis liefern, daß der 
a Be das Gefeg entkräften und umgehen wollte. Paris. 

S. 14. 2. 254. D. 12. 2. 84. L. 36. 491. 

11. Wenn ein Verkauf nur eine verftedte. Schenkung ift, 
fo ift das Gefeg zur Zeit des Verkaufes, und nicht das zur Zeit 
des Ablebens des Verkaͤufers oder Geſchenkgebers maßgebend, 
um den Freitheil feflzufegen und zu entfcheiden, bis zu welchem 
Punkte duch die Simulation das Gefeg umgangen murbe. 
Rouen. S. 15. 2. 51. D. 13. 2. 97. L. 40.238. — f. bie 
Mot. zu den Art. 843. 911. 918, 

12. Unter der Herrfhaft des Code find bie Güterhbergaben, 
welche vermittelft jeder andern Rechtshandlung, als einer Schen⸗ 
tung unter Lebenden gefchehen find, ſtets nah Willführ wider⸗ 
ruflih. — Und in jenem Falle, wenn fie nicht mit den Forms 
lichkeiten eines Teſtamentes verfehen , find fie von — aus 
nichtig. C. H. Vw. Meg. S. 7. 2. 891. D. 4.1 

13. Iſt die Familien- Uebereinkunft, worin. N reicher 
Verwandter einem armen Verwandten einen Nahrungsgehalt 
aus ſetzt, den für Rechtshandlungen der Freigebigkeit vorgefchries 
benen Foͤrmlichkeiten unterworfen? — Ex arg. verneint.. C. 9. 
Bw. Paris. S. 25. 1. 104. 

14. Wurde nad demfelben Grundfage entfchieden , daß 
eine Privaturkunde , worin ein Vater oder eine Mutter, gegen 
Mahrungsgehalt und Wohnung, fi) der Gefamtheit ihres Vere 
mögens zu Gunften ihrer Kinder be eben, und biefe in ben 
Beſitz gefegt hat, nicht als eine Vermögensüubergabe oder Schen- 
fung, der die wefentliche Form einer öffentlichen Urkunde manale, 
angefochten werden koͤnne. Im Gegentheil muß man hierin 
eine einfahe Familien-Uebereinkunft ſehen, weldye nur. den Ge: 
nuß zum Gegenftande bat, nur die Verwaltung auf die eben 
gedachte Weife überträgt. Anen. S. 27. 2. 212. 

15. Der Art. 893. welcher die Schentungen von Todes 
wegen aufhebt , ift nicht auf die dem Code vorhergigangenen 
Schyenfungen anmendbar. — —— wenn der Geſchenkgeber 
feit dem Code verſtorben iſt. Turin. S. 13. 2. 339. D. 7. 2. 38. 
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16. Wenn ein Glaͤubiger will, daß nach ſeinem Tode ſein 
Schuldner von der Bezahlung der Schuld befreit werde, und zu 
dem Ende einem Dritten die Schuldurkunde mit unterfuͤgter 
Quittung uͤbergibt, damit das Ganze dem Schuldner nach dem 
Ableben des Hinterlegers zugeſtellt werde, kann dieſe Hinterle: 
qung die Wirkung eines Handgeſchenkes oder einer befreienden 
Quittung haben? Iſt ſie nicht vielmehr eine gewöhnliche Frei⸗ 
gebigkeit, und wegen Mangels der Förmlichkeiten des Teſtamentes 
oder der Schenkung nihtig ? — Bejaht. Paris. 5. W. ?2. 
297. L. 79. 546. 

17. Die wirkliche Uebergabe genügt nicht für die Gültig: 
keit eines Handgeſchenkes unförperlicher Fahrnifgegenftände, na⸗ 
mentlich nicht für eigene Wechſel. — Es bedarf einer das Eigen: 
thum übertragenden Urkunde. Meg. S. 19. 2. 47. 

18. Eben fo wenn es fih von Schuldverſchreibungen in 
öffentlichen oder Privaturfunden handelt. Lyon. S. 23. 2. 211, 
— $. 4.1. 23. *) Ä 

18b. Am entgegen gefesten Sinn entfchieden. Das Hand: 
geſchenk von Fahrnißgegenftänden ift den für die ordentlichen 
Schenkungen vorgefchriebenen Förmlichkeiten nicht unterworfen. 
Daris. S. 16. 2. 67. — Trier. S. 18. 2. 73. — €. H. Be. 
Beſançon. S. 16. 1. 322. D. 14. 1. 132. L. 45. 449, 

19. Der Befiger eines Fahrnifgegenftandes, der dbemfelben 
vorgegebenermafßen als Handgeſchenk gegeben worden, wird als 
Eigenthämer angefehen, wenn fich in feiner Perſon feine andere 
Rechtseigenſchaft für den Befig der Sache findet, Wäre derſelbe 
aber durch eigene Verhältniffe zum Befige der Sache gelangt, 
durch Hinterlegung oder unter anderm Titel, fo fpricht Feine 
Bermuthung des Eigenthums mehr für ihn — Se ein Saft: 
wirth in Beziehung des Geldes, welches eine in feinem Gaft- 
baufe veritorbene Perfon hinterlaffen hat. Bourges. S. 30. 2, 
61. D. 27. 2. 253. — f. Art. 1952. 2230. u. 2279. 

21. Der Zenugenbeweis ift in Teſtaments- oder Schen: 
kungsſachen unzufäffig, nicht allein um ihr Dafeyn berzuftellen, 
fondern audy um deren Inhalt zu erläutern. — Der Anfang 
eines fchriftlihen Beweiſes, welcher bei vertragsmäßigen Verfü: 
gungen genügt, um dem Zeugenbeweis Eingang zu verfchaffen, 
findet nicht eben fo bei teftamentarifhen Verfügungen ftatt. 
Gaff. Orleans. S. 19. 1. 182. D. 17. 1. A. L. 53. 320. 

f. Art. 931. 967. 1339. 

(22) Wenn, zugleich mit dem Bermaͤchtniß eimer Summe 
an minderjährige Kinder, der Teftirer dem Water oder der Mut: 


*) Laukhard IT. S. 300. 


und von letzten Willensverordnungen. 5 


ter der Vermähtnißnehmer bie. Verbindlichkeit auferlegt hat, 893. 
ihren Kindern über die Zinfen der vermachten Summe Rechnung 

zu ftellen, fo ann das Gericht in einem ſolchen Gedinge bie 
erklärte Abfiht des Zeftirers wahrnehmen, daß der Vater ober 

die Mutter gehalten ſeyn follen, das Vermaͤchtniß anzulegen, 
und deffen Erhaltung zu gewährleiften” — Dies kann nicht eine 
Verfügung genannt werden , fondern nur eine Auslegung einer 
Berfügung des Teſtaments. C. H. Vw. Air. R. G. 1833. 1. 
466. — f. Art. 1134. 1135. 

(23) Gelder welche vom überlebenden Ehegatten, als ges 
feglihem Nugnießer des Vermögens feiner minderjährigen Kinder, 
unter die Armen vertheilt werden, dürfen jenen nicht zur Laft 
gelegt werden, wenn die Gabe nicht vom Erblaſſer vorgefchrieben 
warz fie find demnach als eine reine Freigebigkeit des Weberle: 
benden zu betrachten, die er allein zu tragen hat. Lyon. J. 19. 
S. 1835. 2. 311. *) I 
+ 1) Schenkungen und Vermaͤchtniſſe find nur gültig unter der 

Form von Schenkungen unter Lebenden und legten Willens 

verordnungen. Hohnh. V. 74. - 
2) Donatio mortis causa als eigene Ermerbart ift nad dem B. 

ER. nicht mehr zufäffig.. Hohnh. V. 71. — f. Nr. 15. b. 7. 

. Das Gedinge in einem Heirathövertrage, durch welches 894. 
‚ die Eltern ihrem Kinde einen beflimmten Antheil an ihrem 
Vermögen ſchenken, fo wie daffelbe fih am Tage ihres Ablebeng 
vorfinden wird, mit Vorbehalt der Nugnießung, muß mehr als 
eine vertragsmäßige Erbeinfegung betrachtet werden, denn ale 
Schenkung unter Lebenden, der vorbehaltenen Nusniefung un— 
geachtet. Caſſ. Seine. 8. 23. 1. 301. | 

2. Nicht fo, wenn durch Heirathevertrag die Eltern eines 
Gatten demfelben ftatt feines Pflichttheils einen gewiffen Antheit 
"ihres Vermögens zufihern, und ihm diefe Zufiherung bis zum 
Betrage einer beftimmten Summe gewährleiften, welche ſogleich 
in Baarem oder Renten bezahlt wird, unter Worbehalt der 
Nugnießung ; dies ift cine Schenkung unter Lebenden, welde 
den wirklichen Webertrag des Eigenthums an den Geſchenknehmer 
zur Folge hat. Caſſ. Seine. S. 23. 1. 301. | 

3. Das Gedinge eines Heirachsvertrages, welches befagt: 
„daß die Eltern ihren Söhnen von jegt an und in befter Korm 
einer Schenkung eine Summe Geldis geben ,. welche fie aus 
ihrem Nachlaſſe und vor aller Zheilung empfangen follen,” kann 
als vertragsmäßige Erbeinfogung vielmehr, denn als Schenkung 
unter Lebenden betrachtet werden; in diefer Beziehung Bann 


) Bon der Freiheit ber Wahl zwiſchen den beiden Arten der freis 
gebigen Verfügungen Zachar. IV; 644. — Archivf. R, L. 213; 
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894, wenigſtens die richterliche Auslegung keinen Grund zur Caſſa⸗ 
tion abgeben. C. H Vw. Mes. S. M. 1. M4. D. 19. 1. 
191. — S. 31. 2. 7. L. 61. 38. 

4. Wurde entfchieden, daß ein Jerthum des Gerichtes, 
binfichtlich der Merkmale einer Schenkung unter Lebenden, Grund 
zur Gaffation abyeben Eönne. Caſſ Angers. S. 27. 1. 428. 
D. 25. 1. 453. 

9. Obwohl in einer Schenkung feftgefegt worden, daß die 
gefhenfte Summe erft fehs Monate nah) dem Ableben bes 
Geſchenkgebers zah bar ſeyn folle, wenn anders der Gefchenfgeber 
ſich als gleihbaldigen Schuldner diefer Summe befennt, und 
die Zinfen vom Zaye der Schenfung an laufen, fo ift auf feiner 
Seite eine wirkliche unb unmiderruflihe Sntäußerung der ge: 
fhentten Sache vorhanden, und die Schenkung ift in diefer 
Beziehung vollſtaͤndig. C. H. Vw. Paris. S. 18. 1. 52, 

6 Die Schenkung als Vorempfang, welche ein Vater 
einem feiner Kinder mit einer Summe Geldes macht, nach dem 
Ableben des Geſchenkgebers zahlbar, wovon aber dieſer fich zu 
Zragung ber Zinfen verpflichtet, ift eine in ihren Wirkungen 
auflöslihe Schenkung, je nad dem Ergebniffe der Theilung. — 
Es ift dies nicht eine beftimmte und unbedingte Schuld, melde 
Pfandrecht nah fi zieht; folglich erwirbt ein dritter Geffionar 
einer folchen Schenfung das Recht nicht, zur Sicherheit der ges 
ſchenkten Summe Pfandeintrag auf alle Riegenfchaften des Ge: 
fchenfgebers zu nehmen. — Wenigftens kann eine foldhe Ent: 
fheidung von Seiten des Richters der Hauptfache feinen Grund 
zur Gaffation abgeben. EC. H. Bw. Dijon. 8. W. 1 226. 
D. 26. 1. 257. L. 82. 311. 

7. Ein bejahrter Dienſthetr macht feinen Diener eine 
Schenkung einer gewiffen Summe, mit der Erklärung, daß er 
unter den Lebenden fchenfe, er verbindet damit fogar unterpfänd: 
Iihe Sicherheit. Der Diener verpflichtet ſich unter dieſer 

Bedingung zur Iebenslänulihen Didnftleiftung ; dabei wird 
ausgemadt, daß wenn ber Diener vor dem Herrn ftirbt, feine 
Erben nur auf den Kohn, nicht auf die geſcheukte Summe An: 
ſpruch haben follen. — Es wurde entfchieden, daß in ſolchem 
Falle die Schenkung felbft hinfichtlich des Überlebenden Gefchent: 
nehmers für unwirkſam erklärt werden koͤnne, weil Eeine Ent: 
Außerung der gefhenkten Sache ftatt fand. E. H. Vw. Pa: 
ris S. 24. 1. 106 D. 2. 1. @ L. 68. 373. 

8. Eine Schenkung unter Lebenden, nicht eine einfache 
Schenkung von Zodes wegen, welche duch das Vorabſterben 
des Gefchenfnehmers zerfällt, Liegt in dem Gedinge eines Heis 
rathsvertrages, worin der Bräutigam erklärt, „feiner Braut eine 
Summe zu fohenten, die fie aus allen Gütern, melde er bei 
feinem Ableben hinterlaffen werde, zu nehmen befugt ſey,“ und 
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worin er für die Gewaͤhr diefer Schenkung gewiffe vorhandene 894. 
Liegenſchaften einfegt, deren er Tich bis zum’ Betrage der de- | 
ſchenkten Summe entäufert.! Rouen. SC 26. 2, 244. D. 
24. 2. 144: L. 77.:538. 

:9. Daraus, daß in einer Urkunde üͤber die Schenkung 
einer Geldfumme ‘gefagt iſt, „daß diefe Summe nuir aus den 
eigenthlmlichen Kapitülien und Liegenſchaften genommen werden 
ſolle, welche zur Erbſchaft des Geſchenkgebers Hehören werden,“ 
folgt nicht, daß man der Schenkung den Charakter einer Shen: 
ung unter Lebenden berfagen koͤnne, wenn diefe Rechtshandfung 
(die Übrigens als Handlung unter Lebenden bezeichnet ift) die 
Bedingung des Ruͤckfalles zu Gunften des Geſchenkgebets, und 
die Beftellung eines Unterpfandes für die Sicherheit der Zahlung 
‚der gefchenkten- Summe enthält. Caſſ. Angers. S. 27. 1. 428. 
D. 25. 1. 453 L 80. 505. — Riom. S. 27. 2. %6. D. 25. 
2. 12 L. 78 217. — Bourges. 8. 29: 2. 255. D. 27. 2. 
299. L. 80. 305. 

' 10. Eine Schenkung aller gegenwärtigen Güter verfiert 
den Charakter einer allgemeinen Schenkung dadurch allein nicht, 
baß jeder Gegenftand demnaͤchſt aufgezählt ift: wenn dieſe Auf: 
sählung nur zum Zwecke gehabt hat, den Antheil zu beftimmen, 
den jeder der Geſchenknehmer an der Schenkung erhalten folle. 
Bordeaur. S. 27. 2. 124. D. 25. 2. 126. — f. Art. 1010. 
11: Wenn gleih im Allgemeinen ber Geſchenkgeber nicht 
zur Gemwährleiftung der geſchenkten Sachen verpflichtet ift, fo erleis 
det doch dieſe Regel eine Ausnahme bei belohnenden Schenkungen. 
Da in ſolchem Falle die Schenkung nicht ganz unvergokten, 
fordern zur Vergitung für Yaften gegeben ift, melde bem Ge: 
ſchenknehmer auferlegt wurden, oder für Dienfte, die betfelbe 
geleiſtet, ſo ift der Gefchenkgeber im Entwährungsfalle des Ge: 
——— Gewaͤhrleiſtung ſchuldig. Befangon. 8. 239, 


12. Die Schenkungen unter Lebenden, ſelbſt wenn ſie 
unter belaſtetem Titel gemacht wurden, z. B. die Auflage, ges 
wiſſe Schulden zu bezahlen, koͤnnen als Wohlthaͤtigkeits-Vertraͤge 
betrachtet werden, auf welche die Geſchenkgeber verzichten dürfen. 
Grenoble. S 29 2. 107. 

f. Att. 901. 913 931. 932. 949. ff. 953. 1083. 1086. 


(13) Ein Rechtsgefhäft, wo jemand erflärt, daß er gewiffe 
ihm zuftändige Rechte abgebe, kann angefehen werden, als mwirf: 
Ah den Charakter eine Schenkung eher, als den eines 
Kaufes enthaltend ; obgleich daffelbe unter der Andingung 
einer Reibrente abgefhloffen mutde,, zumal wenn diefe Rente 
weniger beträgt, al& die abgetretenen Rechte. C. H. Vw. Dijon. 
J. 19: 8, 1834. 1. 313. — f. Art. 1582. a | 


894. 
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(14). Eine Schenkung unter Lebenden ann unter einer 
zufälligen und auffchiebenden Bedingung gemacht werben, ale 
3. B. jener des Weberlebens bes Geſchenknehmers; es genügt 
zur. Gültigkeit der Schenkung, daß eine wirkliche und gleich 
baldige Abtretung von Seiten des Gefchenkgebers ftatt ge: 
funden habe (C. H. zu Brüffer). J. 19. S. 1834. 2. 111. - 

(15) Die Schenkung eine Summe Geldes aus dem 
Nachlaſſe des Gefhenkgebers, ohne unterpfändliche Sicherheit zu 
Gunften des Gefchentnehmers, enthält Feine gleichbaldige und 
unmidereuflihe Entäußerung bes. Eigenthums von Seiten des 
Geſchenkgebers, und begründet folglih nur eine Schenkung von 
Todes wegen, obwohl fie eine Schenkung unter den Lebenden 
genannt wurde; ed kommt nicht darauf an, wenn in der Ur: 
Funde der Gefchenkgeber erklärt hat, daß er die Nugnießung ber 
gefchenkten Summe ſich vorbehalte. Rouen. J. 19. 8. 1834. 
2, 582. — Paris. J. 19. S. 1835. 2. 186. 

(16) Die Würdigung der Rechtsurkunden in ihren Beziehuns 
gen zum Gefege gehört nicht ausſchließlich der Wirkfamkeit des 
Richters der Thatfahe an, Der Cafjationshof hat die Befugniß, 
darüber zu erkennen, um zu entfcheiden, ob fie die geſetzlich 
vorgefchriebenene Befchaffenheit erhalten haben, und bie gefegmä- 
Big ihnen zuftehende Eigenfhaft ihnen wieder beizulegen, im 
Falle die Auslegung des Richters der Thatſache eine irrige feyn 
follte. — Ein Erkenntniß, welches entſcheidet, daß ein Nechtöge: 
Thäft Leine Freigebigkeitshandlung fey, muß caffirt werden, 
wenn der Inhalt des Vertrages augenfcheinlih den Charakter 
einer Schenkung darſtellt. Folglih und insbefondere : wenn 
eine Frau, nachdem fie von ihrem Manne zur Befriedigung mit 
ihren Erfagfordberungen zwei Liegenfchaften empfangen hat, deren 
Werth nad der Abtretungsurfunde dem Betrag ihrer Erfagfor- 
derungen nicht gleih kam, in einer ald Familienverträg 
benannten Urkunde erklärt, daß fie auf den Mehrbetrag ihrer Fors 
derungen verzichte, und ihm überdies die eine jener Liegenfchaften 
zur Entfhädigung wegen erlittener Verlufte und 


wegen bermalen gefunfenen Werthes der Liegen- 


haften wieder abtrete, fo ift dies eine wahre Schenkung, 
welche auf den Zreitheil eingerechnet werden muß; bas Urtheil, 
welches das Gegentheil ausfpricht, verfällt der Gaffation. Wer: 
gebens würde das Urtheil die Wiederabtretung und ben Verzicht 
als eine Handlung der Gerechtigkeit und des Gewiſſens, einer 
natürlichen Verbindlichkeit gleich geltend, bezeichnen: jede natuͤr— 
liche oder Gewiffensverpflihtung unterftellt nothmwendig eine eigene 
Handlung des Verpflihteten. — Die Genehmigung eines ſolchen 
Rechtsgeſchaͤftes von Seiten der Erben der Frau uͤberhebt zwar 
die Guͤltigkeit deſſelben jeder Kritik, allein ſie entzieht den Erben 
das Recht nicht, die Auftechnung der ihrem Vater zugewieſenen 
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Vortheile auf den Freitheil zu begehren. Caſſ. Paris. J. 19. 89. 
S. 1835. 1. 466. — — 


(17) Eine Schenkung auf den Fall des Ueberlebens, welche 
ein Dann feiner Frau im Heirathövertrage mit. einer Summe 
Geldes gemaht hat, „die fie nach ihrer Wahl in Gütern ihres 
Verlobten, gelegen innerhalb der Gemeinde. ... oder anderwärts, 
nehmen duͤrfe,“ verleiht der Gefchentnehmerin Fein gleichbalbiges 
Wahlrecht an den gegenwärtigen Liegenfhaften des Geſchenkge— 
bers. — Diefes Recht fteht ihr nur an den Liegenfhaften zu, 
die ſich im Nachlaffe noch wirklih in Natur vorfinden werden, 
fo daß auf die vom Manne während der Ehe veräußerten Güter 
— Klagerecht ſtatt findet. C. H. Vw. Bordeaux. J. 19. 8. 

1 


(18), Wenn eine Schenkung verſchiedener Guͤter unter der 
Auflage für den Geſchenknehmer gemacht wurde, gewiſſe Schul: 
den bes Geſchenkgebers zu bezahlen, und überdies mit der Bes 
‚ bingung, die gefchenften Güter weder veräußern, nocd vers 
pfänden, felbft nicht einmal bei Lebzeiten des Gefchenkgebers an- 
bers, als duch einen beflimmten Gewalthaber verwalten zu 
dürfen, fo überträgt eine folhe Schenfung dem Gefhenfnehmer 
das wirklihe Eigenthum ber geſchenkten Güter erft mit dem 
Zode des Gefhenkgebers , und es ift daher dem Geſchenknehmer 
erlaubt, darauf zu verzichten , felbft nad) dem Tode des erſtern, 
mit dem Vorbehalte, dem Gläubiger über alles Rechnung abzu= 
legen, was er bezogen haben follte, wie es ein Vorſichtserbe zu 
thun hätte CE. H. Vw. Paris. J. 19, S. 1835. 1. 923. *) 

1. Obwohl Iegtwillige Verfügungen bis zum Tode des 89. 
Teſtirers geheim bleiben follen,, fo kann doch aud vor diefem 
Beitpuntte das Gericht die Vorlegung eines öffentlichen Teſta— 
mentes befehlen, weldyes die Anerkennung eines natürlihen Kin⸗ 
des enthält, doch nur in dem Theile, welcher auf diefe Anerken- 
nung fic bezieht. Ajaccio. S. 27. 2. 106. D. 25. 2. 65. —. 
f. Art. 667. 1039. | 

2. Damit eine Schrift für ein Teſtament gehalten werben 
koͤnne, muß in ihre felbft, ausdrüdlih oder dem Sinne nad, 
ber Beweis enthalten ſeyn, daß der Urheber bderfelben nur für 
die Zeit nach feinem Ableben verfügen wollte, es genügt nicht, 
daß dieſe Abſicht mehr oder weniger aus den Umſtaͤnden zu 
ſchließen wäre. : Orleans, S. 31, 2. 188, | 

(3) Die Verfügung eines Teftaments , worin der Teſtirer 
erklärt, „daß eine bezeichnete Perfon aus feinem Nachlaſſe bie 
Summe von... . ald Entfhädigung, trog der von berfelden 





*) Begriff einer Schenkung. Zachar. IV, 646, — Uebergabe ift 
nicht ne Brauer VI. 47. 
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. außgeftellten Endguittung erhalten ſolle,“ kann dahin erklärt mer: 


den, daß fie nicht das Anerkenntniß einer Schuld , fondern eine 
reine Freigebigkeit enthalte. Mithin ift eine ſolche Verfügung 
verfallet und wirkungslos, wenn es fich zeigt, daß der Teſtirer 
fhon vorher den Freitheil erfchöpft hatte. E. H. Vw. Dijon. 
R G. 1833. 1. 691 


(4) Die Eigenfchafe eines Vermaͤchtnißnehmers kann einer 

Derfon beigelegt werden, deren Namen im Zeftament ausgelaffen 
worden, wenn au3 dem Inhalte des Teſtaments und den Um: 
ftänden hervorgeht, daß es \wirklich die Abficht des Erblaffers 
gerwefen, jene Perfon zu feiner Erbfehaft zu berufen. Lyon. 
R. G. 1833 2. 277. — f. Urt. 967. 
66) Die teftamentarifhe Beltimmung einer Summe, um 
fie zu Meffen und auten Werken zu verwenden, darf nicht als 
ein an ungewiffe Perfonen gegebenes Vermaͤchtniß betrachtet 
werden ; ein ſolches Vermaͤchtniß ift folglich gültig, zumal wenn 
es fein Webermaß enthält. C. H. Vw. Gaen. J. 19. S. 1834. 
1. 700. — f. Art.’ 967. | 

(6) Die Ausdruͤcke eines Teſtamentes, „daß der Vermaͤchtniß— 
nehmer die Abſichten des Teſtirers kenne,“ find unzulaͤnglich zu 
dem Beweiſe, daß das Vermaͤchtniß eine verbotene After-Erb: 
fegung fey. Lyon, R. G. 1837. 2. 263.) — f. Art 902. 

Wenn eine Frau, nachdem fie ihren Mann zum Erben 
eingefegt, verfügt, daß er, im Falle er zur zweiten Ehe fchreite, 
gehalten fenn ſolle, die Hälfte der Erbfehaft den Armen zu ge 
ben , fo ift dies Feine verbotene After-Erbfegung. Um dafür ji 
gelten, müßte der Auftrag zur Ausfolgung erft nach dem Tode 
des damit Belafteten zum Vollzuge kommen follen. Colmar. 
8. 20 2. 34. L. 56. 389. | e 
+92, Wenn ein Teftiter, vorausfehend, daß feine Verfügungen, 
weil eine verbotene After-Erbfegung darin enthalten, angefochten 
werden koͤnnten, erklärt hat, daß er auf-diefen Fall die Neben: 
verfügung widerrufe, damit die Hauptverfünung: ihre Wirkung 
behalte, fo muß biefes Gedinge von den Gerichten aufrecht er: 
haften werden. Paris. S. 20. 2. 154. D. 19. 2. 10. L. 57. 


229. Ä 

3. Eine unter dem Gode an Jemanden und feine zufünfs 
tigen Kinder gemahte Schenkung unter Lebenden fann nicht, 
als eine verbotene After-Erbfegung enthaltend, für ungültig. et: 
Flärt werden. — Da in diefem Falle die zukünftigen. Kinder 


 empfangsunfähig find, fo ift Beine eigentlich fo zu nennende 


After:Erbfegung vorhanden; es ift nur das Gedinge, welches eine 





*) Begriff eines Zeftaments. Zadar. IV. 647. 
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fotche — als — zu —— :&: H. Bmw. 896. 
Air. S. 27. 1. 223. 5.1.85 L. 78 238 — f. Art. 
1048. ni r 

4. Das Gedinge, worin ein Teſtirer fagt : „ich vermiade 
dem. A. diefe oder jene Sache, um biefelbe nach meinem Ableben 
zu genießen, und nad feinem Ableben foll die Sache den Kindern 
des DB. zufallen,“ enihält feine After-Erbfegung. Es ift dies fo 
zu verftehen, als ob ein Nugnießungsvermähtniß zu Gunften 
des A. und ein Vermaͤchtniß des Eigenchums zu Gunften der Kine 
der des B. vorhanden wäre. Paris. S. 21.2. 297. D. 20. 2.80, 

Ab. Das Gidinge eines Teftamentes, enthaltend, „es fey, 
im Falle des Finderlofen Ableben des Vermaͤchtnißnehmers, die 
Willensmeinung bed Teſtirers, daß die vermachten Güter 
unter gewiffen bezeihneten Perfonen, mit Ausfhluß aller andern, 
getheilt werden follen, an welche Perfonen der Teſtirer eine in 
dieſer Hinſicht nothmwendige und -beabfichtete After-Erbfegung zu 
machen erklärt ‚' enthält eine wirflihe Auflage, das vermadhte 
Vermögen aufzubewahren und — iſt — 9* 
als verbotene After-Erbſetzung. Amiens. S. 28 2 D. 26. 
2. 35. L. 80. 458. 

5. Eben fo bei der Verfügung eines Teſtamentes, welche 
enthält , ‚daß in dem Falle, wo der Vermächtnifnehmer ohne 
Hinterlaffung ebeliher Kinder mit. Zode abgehen werde , der 
Nachlaß des Teſtirers ſogleich, Eraft diefes Ereigniffes , feinen 
gefeglichen Erben und ab intestato zufallen ſolle.“ — Es macht 
hier keinen Unterſchied, daß die Verbindlichkeit des Aufbewahrers 
zum Vortheile der Erben des Teſtirers gereichen ſolle. Colmar. 
S. 27. 2. 176. D. 26. 2. 32. L. 79. 578. — f. Art. 951. 

5b. Die Verfügung , durch welche ein Vater , welcher 
Kinder in fehr jungen Jahren hat, feinen Bruder mit dem 
Auftrage zum Erben einfegt , daß er die Erbſchaft demjenigen 
der genannten Kinder zurticfgeben folle, welches er waͤhlen würde, 
enthält (in fi und abgefehen von der Willensmeinung) mehr 
den Charakter einer After » Erbfegung , als einer fidueiarifchen 
Verfügung. Toulouſe. S. 24. 2. 304. L. 70. 222. 

6 Die Erbeinfegung mit der Auflage, „die gefeglichen 
Erben in dem Falle, wo der Zeftamentserbe ohne Nachkommen⸗ 
ſchaft fterben — wieder zum Erbe zu berufen,“ iſt ungültig, 
da fie eine im. Art. 896. verbotene After:Erbfegung in ſich ent⸗ 
hält. Brüffel. S. 7. 2. 1210 D. 4 2 145 L. 15. 100. — 
Nismes. S. 27. 2. 252. D. 25. 2. 143. L. 79 574. 

Wenn eine Schentung, mit der Bedingung bes Rüd: 
falles zu Gunften des Gefchenkgebers und eines Dritten, gemacht 
worden ift, fo ift ſich darauf zu beſchraͤnken, die Bedingung des 

Ruͤckfalles zu Gunften des Dritten als nicht geſchrieben anzur 
zufehen, nad) Maßgabe des Art. 900, Hier ift ein Grund 
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. vorhanden, auch bie Hauptverfügung, unter Anwendung bes Art, 
896. als unguͤltig — Caff. Zouloufe. 8. 23. 1. 309. 
D. 21. 1. 335. L. 67. 18. — S. 20. 2. 320. D. 19. 2. 36. 
L. 59. 241. — ao S. 24. 2. 146. 

8. Das Gedinge, durch weldhes ein Zeflirer ein Indivi— 
duum zu feinem Nachlaſſe beruft, auf ben Fall, „wo ein anderes 
Individuum, fein eingefegter Erbe, die Erbſchaft nit annehmen, 
ober mit Tode abgehen würde, ohne über das empfangene Erb: 
vermögen verfügt zu haben,” enthält nicht die im Art. 896. verbo- 
tene fideicommiffarifche After-Erbfegung. Montpellier, 5.30.2.13. 

9, Wenn nad) der Einfegung mehrerer Erben, in einer 
und berfelben Verfügung, ber Zeftirer hinzugefegt bat: „ich will, 
daß wenn einer berfelben ohne Kinder fterben follte, fein Ancheil 
unter die übrigen Erben ruͤckfaͤllig werde,“ fo fchlieft biefes Ger 
dinge nicht nothwendig eine verbotene After-Erbfegung in ſich. 
Man muß annehmen, daß der Teſtirer nur den Fall vorgefehen 
habe, wo fein Erbe mit Tode abgehen würde, ehe er die Erb— 
fhaft angetreten hätte, und daß er nur eine Nad-Erbfegung 
machen, ober das Zuwachsrecht — wollte. C. H. Vw. 
8. 21 1. 384. D. 19. 1. 510. L 2. 

10. Wenn nah Einfegung eines Vermaͤchtnißnehmers der 
Teſtirer hinzufuͤgt: „und wenn er vor mir ftirbt, oder wenn er 
ohne Kinder ‚Nicht, fo will ich, daß das Vermögen dem ıc. ges 
hören ſolle,“ fo ift hierin eine verbotene After: Erbfegung , nicht 
bloß eine Nah:Erbfegung zu fehen. — Der letzte Theil des Ge— 
dinges fegt nothwendig voraus, daß der Vermaͤchtnißnehmer an⸗ 
getreten habe, ehe das Vermögen an ben Nach-Eingeſetzten übers 
gehen könne. E. H. Bw. Mes. S. 25. 1. 42. L. 71. 97. 

11. Die Verfügung, welche den Vermaͤchtnißnehmer einer 
befondern Sahe zum Empfange berfelben „nur auf den Kal 
beruft, wo er felbft oder feine ehelihe Nachkommenſchaft in ges 
rader Linie den Erbnehmer Überleben würde,” enthält nady Um: 
fländen keine After-Erbfegung, 3. B. menn es fich zeigt, daß 
nad) der MWillensmeinung des Teſtirers dem Stüdvermädtniß: 
nehmer das Eigenthbum jener Wermögenstheile , woraus fein 
Stuͤckvermaͤchtniß befteht, fhon im Augenblide des Ablebens des 
eritern zufallen ſolle Amiens. S. 21. 2. 39. 

Die Verfügung, wodurd ein Teſtirer feinem Neffen 
ledigen Standes die Nugnießung feines Vermögens, das Eigen 
thum aber den Kindern vermadyt, welche derfeibe in einer paffen: 
den Ehe erzeugen würde, enthält eine wahre fideicommiffarifche 
After-Erbfegung. — Man kann diefelbe nicht fo betrachten, als 
wenn fie zwei gleichzeitige Dermächtniffe, das eine der Nug: 
nießung, und das andere des bloßen Eigenthums, in fid) faßte, 
* hierauf die age: des Art. 899, angumenben, Paris, 

S. 7. 2, 1211. L. 20. 38, - 
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13. Wenn ein Zeftirer, nachdem er über fein Vermögen 896, 


zu vollem Eigenthum unter dem Titel einer allgemeinen Erb: 
einfegung oder eines Erbvermädhtniffes verfügt bat, duch ein 
fpäteres Gedinge des Zeftamentes feine Freigebigkeit. auf die ber 
Nutznießung vermachten Gegenftände beſchraͤnkt, und verordnet, 
daß fie nah dem Tode des Erben oder Vermaͤchtnißnehmers auf 
eine dritte Perfon ruͤckfallen ſollen, fo wird biefer Erbe oder 
Bermächtnißnehmer als Eigenthuͤmer mit der WBerbindlichfeit 
zurüdzuliefern betrachtet. — Es ift in diefem Falle Aftererb- 
fegung vorhanden. C. H. Vw. Lüttih. S. 4. 1. 111. 

14. Das Gedinge eines Teftamentes, wodurd ein Zeftirer 
die Nugniefung verfchiedener Liegenfchaften und überdies eine 
Mente vermadt, von ber es in ber Folge heißt, daß das Kapi⸗ 
tal nach dem Tode des Vermaͤchtnißnehmers auf einen Dritten 
ruͤckfallen ſolle, enthaͤlt nur ein Vermaͤchtniß der Nutznießung 
der Liegenſchaften und der Rente, und keinesweges eine verbotene 
Aftererbſetzung, ſo viel die Rente betrifft. — Wenigſtens findet 
gegen eine ſolche richterliche Auslegung keine Caſſation ſtatt. 
C. H. Bmw. Rouen. S. 27. 1. 142. 

Ä 15. Eine Erbeinfegung mit dem Auftrage an den Einge- 
festen, die Erbfchaft, zu welcher Zeit es ihm belieben werde, .eis 
nem feiner Kinder zurüdzuliefeen, wie er es für gut finden 
follte, ift eine wahre Aftererbfegung mit Wahlbefugniß, und 
feine fiduciarifche Verfügung. EC. H. Bw. Lot. S. 1. 1. 9. 

16. Auch dann, wenn der Teftirer den Eingefegten von 
der Verbindlichfeit Rechnung abzulegen befreit, und ihm die 
Befugniß eingeräumt hätte, nöthigenfalls zu verkaufen. Nismes. 
5. 10. 2. 554. 

18. Das Gedinge eines wechfelfeitigen - Teftamentes zweier 
Ehegatten, wodurch der zuerſt Verſterbende dem andern ſein 
ganzes Vermoͤgen hinterlaͤßt, mit dem Aufttage, „feinen gefeglis 
chen Erben hiervon dasjenige zuruͤckzuliefern, worüber jener 
Ehegatte nicht vor feinem Ableben verfügt haben werde,“ enthält 
ein‘ Fideicommiß de residuo, und iſt geſetzlich unſtatthaft. 
Brüffel. 8. 7. 2. 692. 

19. Die Subftitution de eo quod supererit (d. h. die⸗ 
jenige, wo der Teſtirer will, daß im Falle des Vorabſterbens des 
Geſchenknehmers das Vermoͤgen, welches ihm uͤbrig bleiben, 
und das er nicht veraͤußert haben wird, einem Dritten zuruͤckge⸗ 
liefert werben folle), welche in einer fraähern Schenkung vers 
ordnet worden, ift in der gefeglihen Abfchaffung einbegriffen. 
Riom. S. 22. 2. 339. 

20. Die Subflitution, welche bie Römer de eo quod 
supererit nannten , ift im Code verboten , ald ben Auftrag ber 
ne und Zurüdlieferung enthaltend. Mes. 8. 19. 
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: 21. Der Code verbietet nicht die Art der Subftitution, 
a die Römer de residuo nannten. Brüffel. S. 10. 2. 
2 


22. Wenn der Urheber einer Aftererbfegung verfuͤgt hat, 
„daß dem Belchwerten jede Befugniß zu verkaufen und zu vers 
Aufern zuftehen, und nur das, was bei feinem Ableben vor: 
handen oder übrig feyn wird, dem eingefegten Aftererben zuger 
hören ſolle,“ fo kann der Befchwerte das durch Aftererbfegung 
erhaltene Vermögen, welches bei feinem Ableben noch übrig ift, 
durch Teſtament nicht übertragen. Cine folche Aftererbfegung 
bat den Charakter einer Eubftitution de eo quod supererit, 
nicht den Charakter einer bedungenen Subftitution. — In jedem 
Falle kann man fo entfcheiden, ohne daß Grund zur Gaffation 
gegeben wäre. C. H. Vw. Baſtia. S. 27. 1. 422. 

22b. Die im römifhen Rechte befannte Verfügung ei 
quid supererit fann nicht fo betrachtet werden, als wenn fie 
eine fideicommiffarifhe Subftitution enthielte; es verhält ſich 
damit nicht, wie mit der Verfügung de eo quod supererit. 
C. H. Bw. Rouen. 32. 2. 604. 

23. Eine Aftererbfegung ift in der Verfiigung enthalten, 
durch welche zwei Ehegatten ſich mwechfelfeitig ihr ganzes Vermoͤ— 
gen ſchenken, unter der Bedingung, daß die Erben des zuerft 
verjterbenden die Hälfte der Verlaſſenſchaft des Weberlebenden 
erhalten follen. Brüffel. S. 10. 2. 217. 
| Obwohl eine einfahe Erbeinfegung, welche nur der 
Befugnif der Auswahl von Seiten eines Dritten untergeordnet 
ift, keine fibeicommiffarifhe Subftieution in fich fchließt, fo vers 
hält es fi doch nicht ebin fo mit dem Falle, wo die Mutter 
eingefest ift, um die Erbſchaft wie ihr Eigenthum zu genießen, 
und darüber zu verfügen, mit der Auflage, fie einem ihrer Kin: 
der nach eigener Auswahl zu überlaffen. — In diefem Falle, 
wenn der Vater, in Ermungelung einer Ernennung durch die 
Mutter, einen Erben ernennt, ift dies eine im Gefege verbotene 
Aftererbfegung. Agen. S. 7. 2. 1212. D. 4. 2. 184. L. 11. 
171. — f. Urt. 967. Nr. 8. | 

25 Wenn ein Mann, nahdem er feine Frau als Haupt: 
erbin eingefegt hat, um in vigenem Namen das Erbvermögen 
zu genießen, . und darüber zu verfügen, wie es ihr gutdünfen 
twerde, ihr die Verbindlichkeit, auferlegt, ein Zeftament zu machen, 
dergeftalt, daß die Erbſchaft auf die Seitenverwandten zuruͤck⸗ 
falle, fo enthält diefes Gedinge Leine verbotene Aftererbfegung ; 
e8 ijt bier Bein Auftrag, etwas zurüdzuliefern, ſondern nur eine 
moralifche Verpflichtung, auf die angezeigte Weife zu verfügen. 
Colmar. 8. 25. 2. 107. L. 51. 542. j 

25b.. Das Vermögen, welches eine vermwittwete Frau 
durch die Freigebigkeit ihres Mannes befaß, und im Falle der 
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Miederverehelihung den Kindern erfter Ehe. aufbewahren follte, 896 


ift von ihr durch das Geſetz, welches die Subflitutionen abs 
fhaffte, nicht unmiderruflih erworben worden. Das Recht der 
Kinder, das ihrer Mutter geſchenkte Vermögen an fich zu ziehen, 
bat nicht den Charakter einer Subftitution im gefeglihen Sinne 
an fih. C. H. Vw. S. 25. 1. 351. 

%. Als Aftererbfegung wird betrachtet, und demnach als 
ungültig aufgehoben, ein Vermaͤchtniß unter auffchiebender Bes 


dingung, wenn der Zod des erft Eingefegten das Ereigniß An 


durch welches die Bedingung eingetreten feyn folle. C. 9. 
Air. S. 12 1. 363. D. 10 1. 477. 
27. Eben fo bei einem Vermaͤchtniß unter auflöfender 


Bedingung, wenn der Tod des Vermächtnißnehmers die Auflös 


fung des Vermaͤchtniſſes und den Rüdfall an den erft Einge: 
fegten wirken folle. Decret. S. 13. 2. 321. 

28, Wenn ein Teſtirer gefant hat: „ich ernenne zu meis 
nem Haupterben den ꝛc. und mit ihm feine Kinder für alle 
Zeit,” fo bat er eine wirkliche Aftererbfegung gemacht, welche 
im Sinne des Art 896. ungültig it Zurin. S. 11. 2. 429. 
D. 9. 2. 1%6. 

29. Die Verfügung, durch welche ein Ehegatte dem an« 
dern die Nugniefung feines Wermögens ſchenkt, auf den Fall, 
wo die Kinder, welche der ſchenkende Ehegatte bei feinem Able⸗ 
ben binterlaffen wird, vor dem beſchenkten Ehegatten . 
— iſt keine verbotene Aftererbſetzung. Bruͤſſel. 

30. Die Verfügung, welche einem Vermaͤchtnißnehmer aufs 
erleat, das Vermögen feinen Kindern nah dem Maße, als fie 
die Großjährigkeit erreichen, re enthält feine — 
pe Colmar. %. 2. 45. D. 4. 2. 64. L 


31: Die Verfügung, duch welche der Zeftirer fein Ver— 


mögen vermadht, jedoch nur zur Nutznießung, auf den Fall, wo 


der gefegliche Erbe die Großjährigkeit erreichen wuͤrde, enthält‘ 


feine Aftererbfegung, fendern ift, fo viel das bloße Eigenthum 
or En a unter auflöfender Bedingung. Brüffel: 
..10 


32. Die zu: Gunften eines Individuums für den Fall 
geſchehene Verfuͤgung, wo daſſelbe einen Dritten uͤberleben wuͤrde, 
dem die Nutznießung der naͤmlichen Guͤter gegeben worden iſt, 


enthaͤlt nur ein Vermaͤchtniß unter Bedingung , = feine ver⸗ 
. Aftererbfegung. Colmar. $. %6 2.45. D. 24. 2, 6 

7 

33, — Verfuͤgung, woburd ein Teſtiter einen Theil 
ſeines Nachlaſſes ſo vermacht, „daß der Vermaͤchtnißnehmer den⸗ 
ſelben nach dem Tode eines andern Vermaͤchtnißnehmers der 
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896. Nutznießung erhalten folle, auf den Fall, wo diefer Feine Kinder 
hinterlaffen wird,“ iſt ein Vermaͤchtniß unter Bedingung und 
Beine Aftererbfegung , weil der eventuelle Vermaͤchtnißnehmer 
feinen Empfang unmittelbar vom Xeftirer haben wird, da der 
Nusnießer die Auflage weder hatte nod haben Fonnte, dem 
eventuellen Vermaͤchtnißnehmer das Eigenthum aufzubewahren 
und zu überliefern. — Es ift unerheblidy zu wiffen, auf mweffen 
Perfon, vom Ableben des Teſtirers bis zu dem des Vermaͤcht⸗ 
nifnehmers der Nugnießung, mittlerweile das bloße Eigenthum 
beruht hat. Rouen. S. 26. 2. 310. D. M. 2, 159. L. 
76. 190. 

34. Der Urt. 896. ift auf die Aftererbfegungen unter 
Bedingung eben fo wie auf die unbedingten anwendbar, — 
Folglich ift eine Aftererbfegung ungültig, welche auf den Fall 
gemacht wurde, wenn der erft Eingefegte ohne Kinder verfterben 
würde; und die Ungültigkeit muß ausgefprochen werden, aud) 
ebe noch die Bedingung eingetreten oder fehlgefchlagen wäre. 
Decret. S. 13. 2. 321. 

34b. Die dem Geſchenk- oder Vermaͤchtnißnehmer einer 
Liegenfhaft gemachte Auflage, eine gewiffe Summe einem Drit: 
ten auf den Fall zu geben, daß diefer ihm überleben wird, ſelbſt 
unter Anweifung auf die gefchenkte oder vermachte Liegenfhaft, 
oder auf deren Erlös, enthält nur einen einfachen, einer Be—⸗ 
dingung unterliegenden Auftrag. Sie hat den Charakter einer, 
verbotenen Aftererbfegung nicht. Paris. S. 25. 2. 74. D. 23, 
2. 71. L. 71. 177. — Paris, R. G. 1836. 2. 86. 

35. Die zum Vortheil einee Perfon auf ben Fall, wo. 
fie ſich verehelihen und Kinder zeugen wird, getroffene Verfuͤ— 
gung, daß fie an einer gemwiffen Summe die Nugniefung 
und ihre Kinder das Eigenthum haben follen, enthält ein 
geboppeltes Vermaͤchtniß unter Bedingung, und keine verbotene 
Aftererbfegung. — Das zum Bortheil der Kinder gemachte 
Vermaͤchtniß ift ungültig, wenn fie zur Zeit des Ablebens des 
Berfügenden weder geboren noch empfangen find. Paris. 8. 
25. 2. 283. | 

36. Es ift keine verbotene Aftererbfegung in dem Gedinge 
enthalten, wodurd ein. Zeflirer, nachdem er einen Erbnehmer 
eingefegt hat, mit der Auflage, den Genuß der vermachten Güter 
einem nambhaft gemachten Dritten zu überlaffen , weiter hinzu⸗ 
fügt, daß im Falle der Erbnehmer vor dem Nusnießer Einderlos: 
fterben würde, ein anderer Vermaͤchtnißnehmer bie in der Erb: 
einfegung begriffenen Güter erhalten folle. Orleans S.30. 2.156, 

37. Die Verbindlichkeit, welche ber Zeftirer feinem Erben 
auferlegt hat, eine Subftitution zu Gunften feiner männlichen 
Nachkommen nach dem Rechte der Erfigeburt zu errichten, gilt 
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50.2 5 Sen fie fe feio ʒemann HP Un. Brhifet. 896; 
38. Eine folgendermaßen abefaßte —— „In 
dem Falle, wo meine Erbnehmerin vor ihrem Manne verſterben 
würde, will ih, daß dad Erbvermaͤchtniß "auf ihte vier Kinder 
falle; — im dem Falle jedoch, wo: eines, zwei oder drei der bes 
faaten Kinder vor ‚oder nach ihrer Mütter‘ ſterben tohehen, will ich, 
daß mein —— Vermoͤgen demjenigen oder denjenigen dieſer Kin- 
dern zugehoͤren ſolle, welches oder welche beim Ableben der Mut: 
ter vorhanden ſeyn werden,“ enthaͤlt keine unbedingte Afteterbſetzuntz: 
ba fie je nach dem Erfolge, die Eigenſchaft einer gemeinen Sub- 
ſtitution (Macherbfegung) oder einer fibeicommiffariſchen ‚Sub: 
ſtitution Haben ann. : Folglich, wenn gleich der Vermaͤchtniß⸗ 
nehmer vor dem Teſtirer verſtorben "wäre. koͤnnen die Sub: 
ſtituirten nicht behaupten, el fie! kraft einer Naͤcherbſetzung 
m ſeven · Done: | 5: 41.: 2.174 — 7— 2.125. "Le 30. 
hin Ep he 

ı 39. Wenn ein Zeſtier geſagt hat: ER wein eingiger muthe 
maßlicher Erbe ſoll meinen Nachlaß lebenslaͤnglich genießen, da 
ich ihn: als einzigen Etben anerkenne: und nach ſeinem Tode 
erkenne ich als meine naͤchſten Verwandten und ‚Erben den Bi 
und E. und“ ihre Erbvertreter:“ſo iſt hier eine verbotene 
Aftererbſetzung. — Der geſetzliche Erbe U iſt wirtklich eingefetzt 
und bildet den erſten Grad der Menebeniug: ungen; 8. "22, 
2. 180. L.:63. 250: : U 

40. Das Rechtsgefhäft, wodurch —— Miteigens 
— ſich wechſelſeitige Schenkungen machen, mit Zuwachsrecht 
— Maͤßgabe des Ablebens der Vorverſterbenden, enthaͤlt keine 
Ren C. H. Bw. Seine. 8. 1.11..397::Di 14: 328 

41.:.Eben fo, wenn zwei Individuen-in Verbindung eine 
Sad vermacht wird, jedoch unter der Bedingung, daß der uͤbet⸗ 
teberide von beiden das ganze Vermaͤchtniß beziehen folle, C. 9. 
Bw. Gacn. 8. 8. 1. 382. D..6. 1. 371,.L. 21: 533. 
| 42. Nicht’ wefentlich mit. dem Fehler! der verbotenen: Ar: 
tererbfegung behaftet ift die von mehreren: in: unzertheilter Ges 
meinſchaft ſtehenden Eigenthuͤmern, welche -gegenfeitige Erben . 
find, in Verbindung. gemachte! Schenkung, unter Vorbehalt eines 
Ruͤckfallsrechtes der: geſchenkten Summe zum. Vortheil. des Letzt⸗ 
lebenden der ER, en. den Todesfall des Geſchenkneh⸗ 
mers. Riom. 8 27. 2. 26‘ D..25. 2. 12: 

42b. Es iſt verbotene Afteverbfegung; md nicht bloß ein 
gemeinſchaftliches Vermaͤchtniß, im Vermaͤchtniß einer Liegenſchaft 
enthalten, welches zwei Perſonen gemacht wurde, um es mit ein⸗ 
ander u genichen und von einander zu erben. Orleans. S. 29. 
2,4% D. 27. 3. WEL. 84. 438 = f. Urn 1044. 

43. Das Gedinygd eines gemeinſchaftlichen Zeſtaments, 
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wodurch jeder. der Ehegatten: in feinem eigenen Vermögen andere 
Erben einfegt, unter der Beſtimmung jedoch, daß ber überlebenbe 
Ehetheil die Güter des erſt Verſterbenden veräußern und. belaften 
dürfe, ‚enthält: Feine ftesechfegung, fondern nur eine — 
der Erbeinfegung:: -Brüffet. :S- 10. 2. 220. 

‚A5:,. Der Vater, welcher er "Erbe der Nugniefung einge 
fest; indeffen. das. Eigenthum feinem Sohne, mit Subftitution 
befchwert , gegeben wurde, iſt nicht deßhalb allein a mit. Sub: 
ficution befmente Erbe. .E. H. Vw. Schelde. 5 1. 29. 


46, Wenn ein Teſtirer erklaͤrt hat ; daß er einem Vater 
die Nutznießung ſeines Vermoͤgens vermache, und wolle, daß die 
Kinder dieſes Vaters ihm im Eigenthum und in der Nugniefung 
fubftituiet feyn follen, fo muß dies nicht gerade fo verfianden 
werben,. als ‘ob der Vater das Eigenthum mit der Verpflichtung 
erhalten ‚hätte, es zuruͤckzuliefern; ; das Gericht kann entſcheiden, 
daß der Vater nicht Eigenthuͤmer, und daß ein ſolches Da 
LERNENS ſey. C. 9. Vw. Seine und Oiſe. 8. 

47. Wenn, nach der, in einer und derſelben —— 
gemachten Einſetzung zweier Erben, in der Geſamtheit des Ver— 
moͤgens, der Teſtirer hinzugefuͤgt hat, daß in dem Falle, wo 
einer von beiden vor dem andern kinderlos ſterben wuͤrde, die 
Verfuͤgung nur zu. Gunſten des Ueberlebenden gelten ſolle, ſo 
muß dieſes Gedinge 2 eine verbotene > Erbfegung betrachtet 
— Bordeaur. 8. 23. 2. 155. D. 21. 2. 138. L. F 


48. Die Verfügungen mit der Auflage, —————— 

— zuruͤckzuliefern, ſind nur unguͤltig hinſichtlich der —— 
ſie ſind ‚gültig in Beziehung we die eingefegten. Paris, 

2.1. . 4. 2. 182. L. 10. 6 29 

* "Im entgegen Fed — entſchieden; d. h. wenn 
der Urheber einer Freigebigkeit, mit Hintanſetzung des Verbotes 
in Art. 896. Abſ. 1. dieſelbe mit einer fideicommiſſariſchen Sub: 
flitution beſchwert, ſo — die rer duch die Subflir 
tution — Agen. S. 6. 2. 113. L. 16. 424. — C. H. 
Bw. Agen. 8 . 8. 1. 234. D. 6.1. 163. L. 21.65. — Brüfel. 
S. 10. 2. 546. L. 24. 489, — €, 9. Bw. — 8. 13. 4 
456. D. 8. 1. 548. L. 29. 167. — Decret. S. 13. 2. 321..: 

50. Die Entfcheidung des Richters der Hauptfade Fe 
bie Frage, ob die Gedinge eines Zeflaments eine fibeicommiffas 
rifhe Subftitution enthalten oder nicht, iſt der Caffation nicht 
— C. H. Vw. Montpellier. S. 20. 1. 79. L. 59, 


51. Im naͤmlichen Sinne entſchieden. E H. Km. Bräffel, 
S. 9, 1. 329. D. 7. 1. 40% L. %. 1. — 6.9. Bmw. Paris. 


und don detzten WillensVerorbnigen. #9 


8. MAHD: 1a 45AnE. 4.17Aı ERBE, 896 
Paris. 19. HD: 17: 2Min Hu Bw. ‚Riem. 
3.2 gr or Malers urbir we it fm: 80 
62SIm Gegentheil entfcjieben, daß bie: —— Ge⸗ 
dinge eines Vertrages, amızu beſtimmen, obaſie vine Subſtitu⸗ 
tion enthalten, nach dem Didier der Hauptſache vom Caſſations⸗ 
bofe ſelbſt aefäehen Eönne. C. H. Vw. Paris. S..29: 1.1294. 

541 DOas Geſetz vom 25. Dir. 14: Row 1790, Afpeicht 
eihe: allgemeine Aufhebung aller aͤltern, noch nicht angefallenen 
Subftitutioneniaus. Es vereinigt das: wolle, Eigenthum inder 
Perſon aller Belaſteten, und ſchließt allen Berufenen ohne Aus⸗ 
nahme zu Gunſten dev‘ damals. lebenden Berufenen Haus. Dieſes 
Geſetz iſt in ſeinen Ruͤckwirkungen nicht inudie Gefetze vom 9. 
Fructidor J. B. und 3. ————— "41 aufgenommen \worden. 
8, Di Vw. Toulouſe⸗ 8. 26. 1 — E27 
:72. 385.) st dm rinnen Bohr er Ar 
4 Bir Dir, Art. 806. iſt auf bie: wor dem Code. gemachten 
Subſtitutionen anwendbar, wenn der Taftirde .euftsfeit —— 
des Code geſtorben iſt. Nismes. S. 14. W 85 U 16 
+ Dieferi Artikel iſt auch auf: einsehen. anwend⸗ 
u— die in einer Schenkung von Todes wegen eiügeruͤckt 
wurde, welche vertragsmaͤßig re ee @ödeirge: 
** — ift. Er. PR IUHEM Ra 1% — B.17. 
57.: Aber — * —* Fall wo bie Einfegurg ent Sube 
flitution. durch unmwiderrufliche Verfügung vor dem So geſchehen 
iſt. — Der Eingeſetzte, einmal im Beſitz eines erwonnenen 
Rechtes, kann diefes nicht. als Folge des. Ablebens des Einſetzen⸗ 
ben verkieren,: weiches unter ber Herrſchaft eines: ſpaͤteren Geſetzes 
ſich ereignet hat, wodurch die een im Falle ge Sub: 
— fuͤr ungültig erklärt ift. Pau. 8. 297, 2. — 46. 
— 58. Wurde gleichfalls entfehiebent, fr der Art 806 ‚nicht 
‚auf den Fall anwendbar fey, wo eine: letztwillige Verfügung seine 
ihrer Natur: nach : eventuelle Subftitution: enthält, "welche von 
einem Ereigniß a „das nicht eingetreten Bi ‚Gear, 8 
28. 2. 68. D. %. 2. 350. 

59. Die. Ungültigkeit einer mit After: FE Befafteten 
Sreigebigkeit erftredit fich nicht auch auf die uͤbrigen Verfügungen 
des Zeftamentes, welche mit: feinen After-Erbfegungen: befchwert 
find., Für After-Erbfegung wird: ein unten auflöfender Bedingung 
‚gegebenes Vermaͤchtniß angefehen, wenn der Tod des Vermaͤcht⸗ 
nißnehmers die Aufhebung des Vermaͤchtniſſes und den Ruͤckfall 
an den —— Erben zur Folge haben‘ * Roten. e N. 
JE? — ein Bermächtnifnehmer — daß da⸗ Ver⸗ 
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896: mächtig ähm nur it. der Auflage: gegeben worden fen, es auf⸗ 
zubewahren und zuruͤckzuliefern, und wenn er nach der Verfuͤgung 
des eye ſich zu richten bereit ift, fo iſt dies hinreichend, 
um das Vermaͤchtniß er unguͤltig zu erklaͤren/ wenn ſchon Eeine 
regelmaͤßige Urkunde vorhanden, welche eine: After⸗Erb ſetzung 
1.42. 13. Di Bw. Orleans. * 151: 1. 174. D: 13:1: 81. 
61: Kamm —— Aften@rbfegung auf andere Meife, 
als duͤrch den Inhalt: der vom Verfuͤgenden ‚ausgegangenen: Ur: 
kunde  beiwiefen), ;  ‚insbefonderei. kann dieſelbe durch ble 
Erklärung im Teſtamente des Yangeblich: Welafteten:: dargethan 
werden, daß er die Auflage erhalten: habe, das Vermögen: mr 
zubewahren. amd; zurüichzuliefern 2: Orleans. 8.23. 2. 294: 
01.62.51 Die im Art. 896. verordnete Unguͤltigkeit beziehe: ſich 
sun Aufl: die: Gegenflände.,. auf welche die After⸗Erbſetung ſich 
erſtreckt. Begreift diefelbe fubftituirte und nicht fubftitwinte Ges - 
genſtaͤnde, ſo hat fie: hinſichtlich dee Iegtern ‚ihre: Wirkung. ©. 
5, Vw. Bordenur. S. 15. 1: 1. D. 42: BAT: bn42 17a, 
ſ. Art. 1050. Ne. 3. : 2642) 

a Ar >). Gedinge unter Gefellfepaftern;; daf va Rephlebende 
das Gefellfhaftsvermögen befigen ſolle mit den. Auflage; daſſelbe 
aufzubewahren, und an einen benannten: Dritten zuruͤckzulieforn, 
iſt nur unguͤltig in dem Punkte, der das. Fideitommiß, oder; die 
Auflage der Aufbewahrung und Zuruͤckgabe betrifft. — Die auf 
das Recht des laͤngſtleben den Geſellſchafters bezuͤgliche — 2* 
enthaͤlt/ einen wahren Gluͤckavertrag, melden: alleınfeinei Mbit: 
kungen, der werbietenden: Gefegengegem!die.. leere 
ungeadteb; behält... Corſica⸗ S. WMö Di 2. 250. 
64.Wenn es in einem: Teſtamente heißt: „Ich Hente 
und vermache an. A. und an B. die Haͤlfte meines Vermoͤgens, 
und. in dem Falle, daß einer vom ihnen. ohne Kinder ſterben 
wuͤrde, fubftituire ich ihm den andern Ueberlebenden,” . fomif 
man dies fo verſtehen⸗ daß der Teſtirer den Fall meinte, mo 
‚einer. der: Vermaͤchtnißnehmer vor und nicht. nach. ihm fterben 
wuͤrde ; daß alſo die gegenteärtige Verfügung nur eine Nach⸗ 
erbſetzung / Feine — Aſter⸗Cebnaune ‚enthalten 9: Bw. 
Limoges. S. 18. 1. 
65. Eben fo — es ſich mit; das Schenkung unter 
Lebenden, mit Vorbehalt der Nutznießung, worin. der Gefchent: 
geber erklaͤrt, daß er im Falle: des Vorablebens des Gefchent: 
nehmers dieſelbe Schenfung einem Dritten. made, — Esrift 
hier von feiner Erheblithkeit, wenn gefagt iſt, der Geſchenbnehmer 
ſolle kraft. der Schenkung in Beſib gelete Poitiers 848. 
A 197. D. 46. 257. a dh 
66. Ein folgendermaßen Teutendes VBarmähtnis. $ +36 
ſchenke und. vermiache dirfen ;ıc. 1 Gegenftandri meinem Neffen N 
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um ‚denfelben,, er und feine: maͤnnlichen Kinder; mit :bollem is 896. 
genthume: zu genießen,‘ muß rin. dem Sinne verfländen werden, 
baf der Neffe des Teſtirers und feine: Kinder in Verbindung. mit 
einander, und nicht ſo, daß der Neffe allein. :tingefegt ſey, 
mit der Auflage „: feinen männlichen: Kindernidie‘ Sache aufs 
zubewahren und zuruͤckzuliefern mithin kann das Vermaͤcht⸗ 
niß nicht als eine verbotene After-Erbſetzung betrachtet werden 
C. Vw. Niemes. 8. 19. 1 1. 49 97. D. 17. 1: 47. u 53. 


67. Wenn zum Nacherbe ER Güter‘ ‚son einem; "Ber 
lafteten zum Nachtheile der nach ihm Berufenen verkauft worden 
find, fo kann der Käufer, falls; der. Derufene die Zueignungdfinge 
anſtellt, ſich mit feinem guten Glauben , oder dem Abmangel 
ber Inſinuation fhügen..: Eı 2. Um. Nismes: 8. 17.18. 227. 
D. 15.1. 118. Li 50. 129: 6 

69. Die Unguͤltigkeit der Srheinfigung,. — mit Afe 
Erbſetzung belaſtet iſt, hat nicht die Unguͤltigkeit eines dem Eins 
geſetzten auferlegten Stuͤckvermaͤchtniſſes zue.:Folgez; das Ver—⸗ 

maͤchtniß muß von demjenigen. ‚außgeliefett wetden, welcher die 
Grbfehnft in Ermangeiung: des. —— an ſich zieht. ogers. 
8. 22, 2 180. L. 63. 250 250. ſ. N 0. 48: 59; 62; ! 

70,: Detret., ‚die ‚Möjorate: Ibertefond. — Bildung: ben 
Majorate. — Form und Prüfung. der Bitte um Errichtung. 
Moejorare, durch diejenigen gebildet, welche die Befugniß haben, 
ihre. Rechte zu uͤbertragen. — Ueberlieferung, Bekauntmachung 
und Einregiſtrirung der Patente. — Majstdteiı Aus eigener Bes 
wegung, — Majorate auf Anſuchen. + Wirkung der Majorats⸗ 
beſtellung, was die Perſonen betrifft. — Eigenſchaft und Genuß 
der Guͤter. — Noͤthige Ermächtigung); ‚für Veraͤußerung seine 
Majorats. — Wiederanlegung des Kaufpreifeb der verdußetten 
Güter, — Allgemeine, Berfügutigen:: iS: 18.2, 118.d (PT 
13,7 1— 78: Weitere) Beltimmiunger durch Decrete —8* seichd 
terliche rdtnneniffe . chtlich der Majsrate., Decret; E50 
2. 42. — Deeret. 10: 234D. 7.2n — — ODecret. 
Ss 13: 2. 228. — en 8.17: BL: L rare * 
Paris::$, 17. 2. 361. Dr 15. 2. 3—457. 240: 

f. Aet. 732: 913.) Re, 1. 932. 949, 951. 103% 1043. 4048; HF; 

. (76) Eine teftamentarifche. Verfügung, :' die) zum. Zweck 
bat, die Erfüllung einer verbotenen After-Erbfegung; gleich einern 
Strafgedinge zu. fichern ‚ iſt unguͤltig und verboten. en 

» @.: 1833. & 154. 

(FT)... Die. Erklärung in ‚einem Zeflamente; daß Ber Zoftieei 
dem ‚eingefegten Erbnehmer einen Dritten. fubftitisire, um 
das ganze Erbvermaͤchtniß in dem Zalle zu beziehen; wo+fein 
Erbnehmer ohne waͤnnliche ‚Kinder. fterben würde, kann, weil 
darin nicht die ausdruͤckliche Auflage worfümme yo mmfzwbewagren 
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896; und guelidzulieferm, nicht als seine: verbotene After-Erbfegung: ent⸗ 
haltend angefehen: werden. : Wenn in einer Verfügung y: welche 
als verbotene After-Erbfegung —— wird, die Verpflich⸗ 
tung zur Aufbewahrung und Zuruͤcklieferung nicht woͤrtlich aus⸗ 
gedruͤckt iſt, ſo muß im Zweifel die. Auslegung gu Gunſten ber: 
ne geſchehen. €. H. Vw. Limoges. J. 19. 8. 1834. 

1% i 
5 (I8) . Die Verfügung eines Teſtaments, wodurch dem Erb⸗ 
nehmer auferlegt wird, das Vermädtniß auf feine Kinder über 
gehenzu laffen, ift keine verbotene After-Erbfegung, fo bald 
darin nicht das ausdrüdliche . Gedinge der Aufbewahrung und) 
Zurlidlieferung enthalten ift. Jedenfalls, wenn diefer Verfügung 
ein Gedinge nachfolgt, wodurch der Zeftirer, eine Anfehtung 
feiner $reigebigkeit unter jenem Vorwande vorausfehend, erflärt 
‚ daß er alsdann dem eingefegten Erben freiftelle, über den Nach⸗ 
laß na feinem Gutduͤnken zu verfügen , verbeffert dieſes Ges 
dinge das fehlerhafte der After-Erbfegung und die Erbeinfe- 
gung hat ihre: .. und gänzliche Wirkung. €. H. Bw, 
Grenoble. .: J. 19. 8. 1834. 1. 754. 
(79)... Das Bermächeni einer Nutznießung an eine Perfon 
und ihre Nachkommen in alle Zufunft, mit Bedingung 
des Rüdfalles in die Erbſchaft des Teftirers, im Falle die Nach: 
kommenſchaft des Vermaͤchtnißnehmers erlöfchen ſollte, enthält 
nur. eine Reihe verfchiedener und getrennter Nugniefungen, welche 
nad einander von mehreren Perfonen bezogen werden follen,, 
und keine im Art. 896. verbotene After-Erbfegung. Ein ſolches 
Vermaͤchtniß muß nur hin ſichtlich jener Abkoͤmmlinge des" Ver⸗ 
maͤchtnißnehmers fuͤr ungültig. oder verfallen erklärt werden, 
welche beim Tode des. Teftirers nod) nicht eriftiren. Caſſ. air 
J.: 19. S. 14835. 1. 641. 

(79) b. MWehn ein, einer Perfon und ihren Kbtömmiingen 
hinterlaffenes Stuͤckvermaͤchtniß, im Falle des Erloͤſchens dieſer 
Nachkommenſchaft, in den Nachlaß des Teſtirers ruͤckfallen folle, 
ſo iſt der eingeſetzte Erbe, obwohl er nicht Univerfſal-Erbe 
genannt iſt, zu deſſen Empfange berufen. — Und im Falle, wo 
ein ſolches Vermaͤchtniß ‚wegen After⸗ Erbſetzung für ungültig er⸗ 
klaͤrt werden: Eönmte , dürfte der eingefegte Erbe nicht als feldft 
in ber After-Erbfegung begriffen angefehen, und folglih zum 
Empfange des Vermaͤchtniſſes unfähig erklärt werden; ihm 
müßte.im Gegentheil als allgemeinem Erbnehmer die Unguͤltig⸗ 
keit oder der Verfall des Wermächtniffes mit Ausſchluß der ge⸗ 
ſetzlichen Erben zu Gute kommen, und er allein hätte die Be— 
fugniß, auf dieſe unguͤltigkeits oder an Erklärung anzu 
tragen, Ebenbd. 

: (80) Daß. Gedinge eines Teſtaments „beſagend: daß 
wenn eine benannte Perſon, der man die Nutznießung gewiſſer 
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Gitter vermacht, ſich verheirathen, und bei ihrem Tode eheliche 896, 
Kinder hinterlaffen ‘werde, die vermachten Güter ihr Eigenthum 
und ein Theil ihrer Erbfchaft werden follen,” ent— 
hält feine verbotene After-Erbfrgung , ſondern nur ein bedingtes 
Vermaͤchtniß des: Eigenthumes zu Gumften dee Bermächtnißheh: 
mers der Nutznießung. Man kann auch nicht behaupten‘, "daß: 
eine folche. teſtamentariſche Verfuͤgung ein Vermaͤchtniß zu Guns 
fien nicht empfangener Kinder enthalte, und als nicht geſchrieben 
zu betrachten ſey (Art. 900. und 906): noch daß es von einem 
ungewiſſen Ereigniß abhaͤnge, welches erſt nach dem Tode des 
Vermaͤchtnißnehmers eintreten koͤnne wodurch das Vermaͤchtniß 
verfalle (Are. 1040. und 1181.)3 es iſt Hier nur eine aufſchie · 
bende Bedingung, welche zwar vor dem Ableben des Vermaͤcht · 
nißnehmers ſich erfuͤllen muß, nichts deſto weniger aber guͤltig 
iſt, weil ſie erſt nachher als gewiß ſi ich daeſtellen kann. 93 ‚. 
Bw. Rouen. R. G. 1836. 1. 44. 12.7 
(81) -Das:Gedinge, worin «in Teſtirer, nachdem er ein 
Vermaͤchtniß zum Vortheil mehrerer Perſonen gemacht hat, „um 
daffelbe zu genießen, und unbefchränkt ‘darüber zu verfügen, 
hie rnaͤchſt erklaͤrt, daß, im Falle des Ablebens einer dieſer Ver⸗ 
maͤchtnißnehmer ohne Nachkommenſchaft, fein Antheil’den andern 
zuwachſen folle, enthält. Esine verbotene After-Erbfegung, fondern 
nur eine. Verfügung si quid —— die vom an nicht 
— iſt. ©. H. Bw. Bourges. R. G. 1836. 1. 82. — 
fr Neo: 20. 
(82) Das von. einem Gtäubiger feinem Schuldner mit 
der fhuldigen Summe auf den Fall gegebene Vermaͤchtniß, 
wenn der Erbe des Teſtirers ohne Kinder verfterben ſollte, ent⸗ 
hält keine verbotene After:Erbfegung; eine ſolche Verfuͤgung ift 
nur ein nina Vermaͤchtniß des Schuldnachlaſſes. ©. *. 
Vw. Nancy. R. G. 1836. 1. 108. ) 
(83) Die Verfügung , wobund ein Teſtirer, nachbem er 
dem eingeſetzten Erben die Verbindlichkeit auferlegt hat, aufzu— 
bewahren und zurüdzuliefern, erklärt: ‚daß im Falle unbeerbten' 
Ablebens dieſes Iegtern und der Nacherbnehmer , alles dan 
vorhandene Vermögen einem Dritten zugehören Tolle, 
hat den Charakter einer geſetzlich verbotenen After-Erbſetzung. — 
Man -Eann die Verfügung - zum Vortheil des Dritten nicht ale: 
ein einfaches Legatum si quid supererit betrachten. ©. $: 
Vw. Paris, R. G. 1836. 1. 954. — f. Nro. 20. J 
(84) Das einer Perſon gegebene Vermaͤchtniß der Nuss 
nießung, ohne die Bedingung, die Fruͤchte aufzubewahren und 
zuruͤckzuliefern, die ſie waͤhrend ihres Genuſſes beziehen werde, 
kann nicht als verbotene After-Erbſetzung fuͤr unguͤltig erklaͤrt 
werden, unter dem Vorwande, daß, durch eine fernere Verfuͤgung 
des Teſtamentes, die naͤmliche Nutznießung den Kindern: und 
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896. Nachkommen des Vermaͤchtnißnehmers vermacht worden fey,. um 
ſie nach feinem Abe iR besiehen. Montpellier. RB. G. 1836; 
2. 549. — f. Art.-8 

(84) b., Der — — oder eingeſetzte Erbe, dem 
(in Ermangelung von Pflichterben) der Verfall der vom Erbr 
laſſer ausgefegten Vermaͤchtniſſe allein. zu flatten kommt, hat 
auch allein. das Recht, : auf Ungültigfeit ber teitamentarifchen 
Verfügungen anzutragen, die eine verbotene After-Erbfegung 
enthalten möchten; die gefeglichen Erben find nicht befugt, ein 
ſolches Begehren zu flelen.. — Und dies verhält fih fo; wenn 
gleich) ein Gedinge des Zeftaments beftimmt, daß in einem vor⸗ 
gefehenen Falle ‚die Güter, welche den Geaenftand jener Verfuͤ⸗ 
gungen ausmachen, in die Erbſchaft des Teſtirers ruͤckfallen ſollen. 
Ebend. — f. Art, 1006. 

(85) Eine Verfügung , wodurd der Zeflirer , nachdem er 
zwei Erbnehmer, jeden zur Hälfte, eingeſetzt hat, erklärt, daß 
wenn einer derfelben mit Tod abgehen follte, feine Willensmei- 
nung fey, daß feine (des Teſtirers) unse Sebrhaft auf die 
Derfon des überlebenden Erbnehmers übergehen folle, enthält für 
die beiden Erbnehmer die wirkliche Auflage, aufzubewahren und 
zuruͤckzuliefern, und folglich eine verbotene After-Erbſetzung. Eine 
ſolche Verfügung darf nicht als eine Nacherbſetzung si quid 
supererit, noch ‚als ein Vermaͤchtniß mit — betrachtet 
werden: C. H. Bw. Montpellier. R. G. 1837. 1 | 

(86) Der Erbnehmer oder eingefegte Erbe, De (to 
feine Pflichterben vorhanden) die Ungültigfeit. oder der Verfall 
der. Freigebigkeiten des Teſtirers allein, zu ſtatten kommt, iſt 
auch allein befugt, die Unguͤltigkeit teſtamentariſcher Berfügungen, 
verbotene After-Erbfegung enthaltend, zu verlangen; bie natürlie 
chen Erben find nicht. zur Sache ermächtigt, eine folhe Klage 
Ber C. 9 Bw, Au. Montpellier. R. G. 1887. 


(86) b. Und es verhält ſich gleichermaßen ſelbſt dann, 
wenn die After-Erbſetzung mit, dem. Gedinge des Ruͤckfalls im 
die. Erbfchaft des Teſtirers gefchehen „, ‚und. im. gegebenen . Falle 
der. eingefegte Erbe fich eventuell darunter mitbegriffen ‚findet, 
wenn anders die Erbeinfegung. von der After-Erbfegung durch 
gebends getrennt und unabhängig beſteht. Ebend. — ſ. Art. 
1003. ff. . ZU sl — 
(87) Es iſt keine ‚verbotene: After;Etbſetzung in einer Vers 
fügung enthalten, worin der. Teſtixer, nachdem ec mittelſt eines 
erſten Zeftaments ‚fein aͤlteſtes Kind als (Univerfal) Erbe und 
das naͤchſtfolgende als Erbtheilnehmer eingeſetzt hat, im zweiten 
Teſtament erklaͤrt; ‚‚or wolle, daß fein Nachiaß unter feinen 
Kindern hälftig -getheilt werde: nichts. deſto wenigen mbery ‚daß 
das nachaeborene nur die Nutznießung des Erbtheils habe, der 
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ihm durch das erſte Teſtament entzogen wurde, und daß diefer 806. 
Erbtheil nach feinem Tode dem aͤlteſten, oder deſſen Kindern 
nach der Wahl deſſelben zufallen ſolle eine ſolche Verfuͤgung 
enthält nur das Vermaͤchtniß einer, Nutzniefung. CS Vw. 
Bor eaux R G. 1837. 1: 968 Mintdcniate IE 3u9 
68)Das Gedinge, worin ein Teſtirer nach geſchehener 
Einſetzung eines Erbnehmers hinzufugt, daß in dem Falle, wo 
dieſer Erbnehmer kinderlos dor feiner Mutter verſterben würde, 
dieſe die. Erbfchaft erhalten ſolle, muß im Sinn einer, Nacherb⸗ 
ſezung verftanden werden, daß nämlich. die. Mutter zum Ems 
pfange ‚der Erbſchaft nur in dem Falle: berufen werden folle, 
wo der Vermächtnifnehmer und feine Kinder. vor dem Teſtirer 
mit Tod abgegangen wären, und nicht im Sinn einer After -ı - 
Erbfegung ‚, welche ‚dem Erbnehmer die: Verpflichtung auferlegen 
würde, die Erbfhaft aufzubewahren, um fie feiner Mutter zuruͤck⸗ 
+ 2) After » Erbfegung ift «verboten. »Hohnb. V. 69. VII 73; 
rund, des Geſetzes ‚ebend. 73. 214. Kennzeichen der After-Erb- 
edungen:z hauptſaͤchlich ob, dem Erben die Verfügung über Die 
Erbfchaft während feinen , Lebzeiten. benommen ift, oder hicht.. 
Ebend. 73. 213. f. Nr. 4 — 18. 23.— 4764 — 66. 76 — 
2. 84.897-2898.89 05 - Goc 
2) Db die Substitutio in id quod supererit eine verbotene After⸗ 
Erbſetzung fen » it unter: den franzöfifchen und deutſchen Com— 
mentatoren. ded Code ftreitig. Hohnb- VII, 73. Zi 213, 
die Mehrzahl it verneinend.. 213. 215. Annalen TIL, 239,1» 
BRIEF AHLEN, MS, TIERWITE FIRRTRSE 
5) Das Berbot' der — trifft auch ſolche Teſtamente, 
die vor Einführung des L. R. errichtet find ‚, aber erſt nachher 
zum Bollzug kommen «M: Jahrb TIEHROSDHE T. Nr. 55 
-r 57. d. E. t ar 7 it? gig uf vr f Fr h 
._— — j { 3 musainmsn 19) 8n0 20000 
*) Subſtitutionen find verboten, Zachar. IV. 693. — Ausnahme: 
weiſe geftattete Subftitutionen. — Majbrate. Ebend. 695. — 
DTrefurt 15. ebend. 483: 8. 582, 4)2). — Alle! dorbin übliche 
Gattungen der Erbverträge fallen weg. BrauerV. 676-678: 
Keine Bedingung kann "eine Aftex-Erbfehaft auf Fremde bringen 
Brauer V. 771. f.— Im: Zweifel darf nicht vermuthet werden, 
daß eine dem Hauptoermächtnig auferlegte After-Erbeigenfchaft 
auch die Nebenvermächtniffe mit ergreifen folle. Brauer V. 
774. f. — Eine After: Erbfchaft auf das, was Jemand übrig 
haben wird, würbe jest nicht mehr die linneräußerlichkeit+des 
legten Viertels der Erbfchaft zur Folge haben. ebend. 776. — 
Die Quarta Trebellianica fällt weg. ebend. 777. f. — In 
wie weit ‚ber Fiduciar- und. Zideicommiffar-Exbe den Zufall 
u. .tragen..haben, _Ebend.. — Verhaͤltniß des; Fiduciars 
rben zu. den, Erbichaftsgläubigern und Vermaͤchtnißnehmern. 
Ebend, 779, rı Geldntermg des; $. ©. 896. und 87% durch 
einen in drei Inſtanzen verhandeiten Teſtamentsfall. Archiv 
f. R. IV. 165 — 180. 1 345 
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28. Bon Schenkungen unter Lebenden; ı.: 
—— auf: &:H. Vw. Limoges 83. 1. 237. 
Hr ” teſtamentariſche Gedinge, mwödurd ein Mann 


„zum Vortheile feiner rau verfügt, und ihr zugleich auferlegt, 


eihem Dritten gewiffe in der Schenkung enthaltene Gegenſtaͤnde 
züruͤckzuliefern, auf den Fall, wo fie feinen Namen ablegen würde, 
kann als gebietend ‘oder verbietend, die Freiheit der Ehe hindern, 
und daher als nicht gefchrieben, angefehen werben. — Menigftens 
ift gegen ein ſolches Urtheil ae Gaffation —— CH 
Vw. Toufoufe. 8. 23. 1. 246. D. 21. 1. 89. L. 66. 144. 
11b. Das Gedinge eines Teflamentet; worin der Teſtiter 
ein Vermaͤchtniß ausfegt, unter der Bedingung , daß der Der: 
maͤchtnißnehmer nichts vom Nachlaſſe feiner Eltern begehrten 
dürfe, ift weder den Gefegen noch den guten Sitten’ zumibder. — 
Die auferlegte Bedingung hat die Wirkung, bie zum Fobe 
beider Eltern den Webergang des Eigenthumes der vermlchten 
Bermögensftüle aufzufchieben ; nichts deſto weniger ift ber Nugs 
nießer,, vom Abieben des Teſtirers at gerechnet, in die Nutz⸗ 
niegung oder den Genuß jenes — einzuweiſen Angets. 
8. 28. 2. 149. D. 26. 2. 120. L. 83. 377. 
11.c. Ein Ahne, welcher Unter. feine Kindern me: Thei 


ning des Vermögens eines andern Ahnen vorhimmt, ann über 


ein’ Viertel‘ feines Vermoͤgens, als - Vordus zum Verihen eine® 
feiner Kinder, auf den Fall verfügen, tw die übrigen’ die Tpeilurig 
anfechten follten. C. 9 Bw. 531.1. 400. —f Att. 4130. 

42. "Die dem Geſchenknehmer aufetlegte Verbindlichkeit, 
bei dem Geſchenkgebet zu wohnen, gemeinferaftliche Hausnaftäng 
mie ihm zu führen, und zum gemeinfchaftlichen Vortheil zu dt: 
beiten , kann nicht einer perfoͤnlichen Dienffbärkeit oder’ einem 
Dienftverdinge auf unbeflimmte Zeit, telthe- das Geſetz aus⸗ 
ditdktich verbietet, greichgenähter werden. — Sie maß folglich 
vom Geſchenknehmet erfuͤlit werden. Pau. 529.2 2: 213 D: 
97.2: 164. — f: Art. 1780: 
43 Eine folhe Schentung muß fo dirgercheh örfbehi 
daß fie in der That zmweifeitige Verttagsbeſtimmungen enthalte; 
die Nichterfuͤllung jener Bedingung ziehe’ daher den Midsrruf 
oder die‘ Auflöfung des Schenkungsvertrages rich ſich Fan 
danh, menn die Erfuͤllung durch Folgen‘ gel "3 
oder höherer Gewalt unmoͤglich — waͤre. Pau 
2. 215. D. 77.2. 164, f. Art 953. 11 

"14. Das Rechtögefchäft , worin ein Kind, gegen eine von 
ſinen Eltetn erhaltene Schenkung unter Libenden auf das Recht 
verzichtet, vom Ueberlebenden der Geſchenkgeber Rechnung uͤbet 
das Gemeinſchaftsvermoͤgen zu fordern, iſt unguͤltig ſo viel ben 
Berzicht angeht Bag 8.5. 2, 195: 2.13. 260. 

15. Der‘ Urt. 900. iſt auch Auf’die Sehung PR“. ori 


und von Testen Willens Berörönungen. W 


ſteuer die ei Vater feinen Tochter: gibt, anmwendbae.: Mithin 900, 
kann ein Vater fi} dev, Enttihtung einer von ihm verſprochenen 
Ehefteuer dadurch allein nicht entziehen, daß feine Tochter,‘ gegen 
deren Empfang, auf die Etbſchaften, welche ihr anfallen koͤnnten, 
REAL dem Art 794 zuwider Turin. 8:12.72 271. 
* Das in seinem Teſtament an einen der Vermaͤchtniß⸗ 
— —* Berbot, die geſetzliche Unguͤltigkeit anderer vom 
Teſtirer gemachten Vermaͤchtniſſe vorzuſchuͤtzen, iſt Feine vom 
Vollzuge des Vermaͤchtniſſes unzertrennliche Bedingung, ſondern 
dem Geſetze ed und als nicht geſchtieben su be 
trachten. » Poitiers.)S. 25. A69. DW. 1. 328. 0. 

47. :Dier in jeinem Teſtamente dem eingefegtem Erben aufı 
erlegte Bedingung, eine aus Gründen der Staatsordnung unguͤl⸗ 
tige Schenkung: nicht: anzufechten, iſt nichtig, und al: nicht ger 
ſchrieben zu betrachten Ei. Vw8.W.1. 186. 9 
> 7b Das ateſtamentariſche Gedinge eines Vaters, der, 
nachdem er ämter feinen Kindern eine‘ WVermögenstheilung. ge⸗ 
macht hat (das Vermögen ihrer bereits verſtorbenen Mutter in: 
begriffen), feftfegt;. daß, wenn die Theilung don einem feiner 
Kinder angefochten, und hierdurch die Anſtellung einer neuen 
Theilung nothwendig werden follte', er den Fteitheil denjenigen 
‚feiner Rinder: zuwenden werde, welche die Theilung anerkannt 
‚haben, iſt nicht gerade Als: eine den Kindern: uͤberlaſſene Wahl 
zu betrachten. Ein ſolches Gedinge wird nicht“ nothwendiger 
Weiſe als nicht geſchtieben angeſehen, weil es eine dem Geſetze 
zuwider laufende ‚Bedingung auferlegei Folglich kann das Gericht, 
indem ed eine neue Theilung anordnet, dennoch entſcheiden, daß 
das Kind, welches die vom Vater gemachte Theilung angefochten 
hat, keinen Antheil an dem Freitheile ſeines a a haben 
Foles: 7&:H. Bw. Lyon. 3.30: 1- 82. 
= 18 Kan dem Vater als. Verwalter des eigenen Bernd: 
gens feiner minderjährigen Kinder,. felbft: während der Eher, und 
Eraft der Bedingung eines den Kindern zugetheilten Bermächt: 
niſſes nicht allem der: Genuß, fondern: felbft die! gefegfiche Vers 
waltung des vermachten Vermoͤgens entzogen werden Nicht 
entfhiede n. Kann indeſſen ‚eine ſolche Bedingung wenigſtens 
einem Vermaͤchtniſſe gültig; beigefügt werden, welches minderjäh: 
eigen Kindern unter: der Vormundſchaft ihres: Waters: nach Wuf: 
Söfung: ders Ehe gemacht wird? — Bejapı.: €. 9 Bw, Paris. 
S. 30. 4. 8. *) — f. Are. 384. Nro. Bi: 

19. Die einem Mädchen in einem Vermãchtniſfe gefetzte 
Bedingung, von einem ſittſamen und anſtaͤndigen Lebenswandel 
nicht abzuweichen, F. — und wirkſam. — Soli, verliert 
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900. I das — n um. fie‘ — Wandels 
er swirbe ı 24. 2. 45. D 22:2 66: B. 
N :4:,9 9% ) 
* — Die: * Bermächtmisnehmer ——— Bedingung, 
iR: einer beftimmt bezeichneten Weligion: (dev: katholiſchen) zu 
leben und zu fterben, "bei ‚Strafe ‚ das Vermaͤchtniß ſonſt einzu: 
sbüßen,: wird für. nicht: gefehrieben erachtet, als das freie Bekennt⸗ 
miß der, religioͤſen Ueberzeugungen hindernd. Colmar. Se: 27. 
vi 76. D. Ar 2. L. 79: 78. 3 15449 
35 u 21%, Die einem: Bermächtnifnehmer auferlegte Brötnsung, 
die Prieſterweihe zu nehmen, kann dafür erklaͤrt werden, daß ſie 
weder etwas den. Sitten noch der Staatsordnung zuwider lau⸗ 
fendes, noch die buͤrgerliche und religioͤſe Freiheit des Vermaͤcht⸗ 
nißnehmers beeintraͤchtigendes enthalte, wenn zur Zeit des Ber: 
maͤchtniſſes und des Ablebens des Teſtirers der Vermaͤchtnißneh⸗ 
mer ſich —— den — Stand :beftimmte. Grenoble. S, 
Bu: 276. D. 24. 2.83. — fi; Artı.902. 1043° :. sen 
«f Art. 6 „887. 896. 1130. 1133, 117%. 1387. 1 0% 
191 (22): Das Gedinge ift gültig; wodurch ein Vote feinen 
Rindern: alle ‚Siegelanlegung , Erbverzeichnung und: andere: ge 
eichtliche: Handlungen bezüglich. feines Nachlaſſes unterſagt mit 
der Erklaͤrung, daß wer das Gebot‘ übertreten werde ſeinen 
Antheil an dem Freitheile — folfe. Vordeaur. Ru; @. 
1833. 2. 688. 
(23): Man Kann: dem Bermächtniffe ‚gewiffer Giuer an 
ine in Ehegemeinſchaft lebende Frau die Bedingung beifügen, 
daß, ſie die vermachten Güter allein geniefen, und. die Früchte 
‚oder Einkünfte derfetben gegen blofe Quittungen beziehen ‚dürfe, 
ohne daß es dem Mann erlaubt fey, in. deren Verwaltung ſich 
einzumifchen ; eine folhe Bedingung hat nichts, was den ehe— 
‚männlichen ‚Rechten oder der. En ber. Gemeinfehaft en, 
gegen ftünde. Paris. J. 19. S. 1835. 2.65. rt°p 
f. Art. 1401. 1428. Ä 1J 
(24) Die vom Teſtirer feinem eingeſetzten Eben: auferfegte 
Bedingung; gewiffe Vermächtniffe, eine verbotene Aftererbfegung 
‚enthaltend, auszuzahlen, muß .ald nicht gefchrieben ‚geachtet wer: 
den. Folglich würde der eingefegte Erbe, welcher. diefe Berfüs 
gung zu vollziehen fid weigerte, nicht feines Erbvermächtmiffes 
verluftig, erklärt werden —— wegen Nichterfuͤllung der ihm 
dabei geſetzten Bedingungen. C. H. Vw. Aix. gg R. 
6G. 1837. 1. 817. *) 


MIC 





u) — A vom Grundfäge der . unmöglichen iligehe 
Zachar. IV. 692. — Modalität der Legate. Ebend. 712. — 
Sittemwidrige Verbindlichkeiten. -- Brauer V. 4. — Mortis 
causa capio und m, c. donatio fallen wegi ebend. 906-909. 


ons WVon der Faͤhigkeit durch: Schenkung ꝛc. BA 


Bor de: 5 durch Si unter Lebenden 7 cher 
durch letzten Willen, zu geben: oder zu empfangen. H 
111371 e 
4. "Der rt, 9. ft, in: ‚ausfchlteßenhens Sinne. zu er 901. 
** nicht allein. von: dem Wahn- und Bloͤdſinne, welcher 
Grund zur Entmündigung gibt, fondern. auch von berjenigen 
Geiſtesſchwaͤche, * die Ernennung eines gerichtlichen B 
on begründet: CH: Vw. Lyon. g. 18, 1. 393. D. u. 

22. — ſ. Non7. 11: 12. 

2. Daraus. allein folge: feine gefegliche Vermutung von 
Griftesabwefenheit,. daß ein Zefkicer feinen Dienftboten das Ganze 
‚eines unermeßlichen Vermoͤgens vermacht. — Ueberdies ſind 
Dienftboten nicht unfaͤhig, Erbvermaͤchtniſſe zu empfangen. C. 
D. Bi; Caen: $. 10. 1. 67. D.7. 1.441. 

3. Der Code serlaubt, ein —— ‚wegen ——— 
wo ER und Kunſtgriffe für nichtig zu⸗ erklaͤen. Bee 
70144," Bumal.wenn bie: Thatſechen ie Etſchleichun fi a an 
Anka Thatumftände von Bloͤd⸗ oder Wahnſinn anknüpfen, 
regt * — — Erben nachgewieſen werden. Poitiere, 
‚5. Der: Code Überläßt alle “Ältern Regeln übe diefen 9: 
‚genftand ‚dem richterlichen Ermeſſen. Grenoble. 8 24 
D. 4. 2. 152. L. 15. 84. 
6. Angeführte Thatſachen zum Beweiſe des Wahnfinnes 
bes Zeftirers find nur dann von Erhebfichkeit, wenn fie wichtig, 
genau angegeben, und mit allen Umſtaͤnden, Tag, Ort und 
Zeugen befehrieben , und endlich geeignet find, nicht nur bie 
Schwähe der Sinnenmwerkzeuge und des Gedaͤchtniſſes des. Te— 
ſtirers, fondern den Mangel. an freiem Willen und Vernunft 
darzuthun. Orleans. 8. 23 2, 291. 
6b. Die eigenhaͤndige Form eines Teſtamentes, der Um⸗ 
and, daß der Teſtirer feine Verfügungen um ein Merkliches 
berebt — ſeine Entfernung oder Gleichguͤltigkeit hinſichtlich 
ſeiner naͤchſten Erben , find eben fo viele Vermuthungsgruͤnde 
gegen —————— und —— C. H. Vw. — ih 
. 217..D ..12. 1. 240, 


riss 


”) Wer ann und wer darf: eine freigebige: Verfügung: treffen? 
Zadar. IV. 648, — Auf welchen Zeitpuntt ift bei Beurfheilung 
dieſer Bifug Sie £ zu nehnien? Ebend. 650. — Von 
der innern Form der Schenkungen, Ebend 651. — Unfähigkeit 
— Eyehinstigen 1 Sinens⸗Errienzn⸗ — V. 140 142. 

ar I. —* P 31) ‚ty! 


901. 


fi 


Don der Faͤhigkeit, durch Schenkung unter &äbenden, 
7. Ein Zuſtand von Geiſtesſchwaͤche, welcher den Charakter 


des Wahn: oder Blödfinnes nicht hat, macht nicht unfähig zu 
Di 8. 62. 315. D. 6. ®, 180.1. 34.330, r 


teffiren. Ar. 8.8. 2.315. 1 
8. Ein Teſtament kann, nach dem Tode des Teſtirers, wer 
gen Wahnſinnes angefochten werden, ſelbſt wenn vor ſeinem 


Ableben feine Entmuͤndigung weder ausgeſprochen, noch darauf 


angetragen war, Und’ ſogar, wenn: der Beweis des Wahnſinnes 
micht· aus der Urkunde felbfE hervorgeht: +: Hier iſt nicht der 
Fall zur Anwendung des Art. 504. welcher . die, im guten 

auben mit einem nicht. entmündigten. Wahnſinnigen gefchloffe: 
nen Verträge in Schug nimmt." Die \befondete Regel: für die 
Schenkungen und Teſtamente iſt im Arc. 901.:aufgeftellt. Der 
Beweis eines ſtaͤndigen Wahnſinnes des Veftirers ziehe die Nich- 
igkeit des Teſtamentes nach fi, Ee He Br; Lyom.: Si 22:4. 


- 349. D. 20: 1:337. L. 64. 49. - ſ. Ne. 13: Art 604 Ne. 1: F. 


9. Ein eigenhändiges .Zeftament ) weldhes von einen: Ju⸗ 
dividuum im Zuſtande des Wahnſinnes errichtet. wutbe, ift guͤl⸗ 
tig, wenn es in einem lichten Swiſchenraum ortichtet iſt. Letzts⸗ 
res muß ſchon dann angenommen werden, wenn in den Verfü: 
Yungen nichts: enthalten iſt, was auf: Wahnſinn ſchließen laſſen 
Linn Maris 8. 238. 2:33: L64. 174. wind rät 
2:40. DeriEtbe, welcher zur Michtigkeite-Erklärumg eine 
Zeftamentes thatfächliche Behauptungen aufftellt, daß dit Teſtirer 
ſich in ſtaͤn d ig em Wahn: oder: Bloͤdſinne befunden habe, ift 
zu dem von ihm anerbobtenen Beweiſe zuzulaſſen, ſelbſte wenn 
die angeführten Thatumſtaͤnde ſich nicht genau auf den Zeitpunkt 
des Deſtamentes beziehen. — Wenn: in. diefem Falle der Ver: 
maͤchtnißnehmer behauptet, daß das Teſtament in einem lichten 
Zwiſchenraum errichtet worden ſey, ſo iſt es an ihm, ſeine Be— 
hauptung zu bemweifen.: — Lichte Zwiſchenraͤume werden nicht 
vermuthet, wenn. ein bleibender Zuſtand von Bloͤd⸗ oder Wahn⸗ 
ſinn vorhanden iſt. Caen. S. 27. 2. 197. D. 25: 2. 88. 

11. Iſt ein Individuum, dem ein gerichtlicher Beiſtand 
gegeben worden, fähig zu teſtiten? C. H. Bw. Otleans S. 23. 
1.41: D. 21. 1: 104 L. 60. 369 


480 Das Teftament oder: die Schenkung , ‚welche ſelbſt 
vor der Beſtellung des Beiſtandes errichtet worden; koͤnnen an—⸗ 
gefochten werden, als von einer Perfön non sange mentis 
ausgegangen; und die naͤmlichen Thatſachen, welche zur Eihens 
nung des Beiftandes Grund gegeben haben, Eönnen auch dienen, 
die Nichtigkeit der angefochtenen Rechtshandlungen zu erweifen. 
Caſſ. Amiens.’S. 15.1. 105. D: 13:1. 93: L. 42, 161.—f- Rt. 1. 
13. Die Art, 502, u. 503. welche nicht erlauben, die vor 
Ernennung _des gerichtlichen Beiſtandes eingegangenen Rechts: 
hanblungen. ‚wegen: Geiftesihwähe anzufechten, find nur auf 
ordentliche Verträge anwendbar : nicht aber >auf Schenkungen 


* 


— 


oder dutch letzten Willen zu geben oder zu mpfanget. 133 


und Teſtamente, beten? beſondere Regel im Art; 908 zuthalten 901. 
ift. €. H. Bw. Lyon. 8. 13. 1. 393. D. II. 1. 292. 

» "6 PEN Der : Beweis des Wahnfinties: des Teſtirers ann 
‚gegen: ‚ein. Teſtament, nach dem Tode des: Xeflirers, nur in fo 
weit zugelaffen werden, als die angefuͤhrten Thatumſtaͤnde wich⸗ 
tig, genau beſtimmt und eg find ‚seine volftändige Ueber⸗ 
zeugung. zu bewirken: Paris. — 16.:2. 238. if, NE, 
At. 504. Ne. 1. f..- x Zt 

45. . Der Notär. ift * Richter‘ über ; ‚ven Zuſtand und 
die Recisfchigeen des Teſtirers, auch iſt es nicht noͤthig, Die 
Faͤlſchungsklage gegen: die vom Notaͤr gemachte Erklaͤrung, daß 
der Teſtirer geſunden Verſtandes ſey, anzuſtellen; man Fan dis 
ee duch Zeugen beweifen. C H. Vw. Douat. Ss.17,11. 
458. L. 51. 289. —:€. H. Vw. Caen. 8. 22.1 836.-D. 2. 
1. 198. — f. Art. 1341. | 

16. Unter der Herrſchaft des Gode fan“ ein Leflamene 
als ab irato errichtet, als nichtig aufgehoben werden. — Ob: 
wohl ıdie Abficht des Geſetzgebers vielmehr geweſen ift, die Wir: 
kungen der: ehemaligen Klage ab: irato zu beſchraͤnken als zu 
— —— ſo hat er ſie doch nicht gaͤnzlich aufheben wollen. 
Paris. S. 6. 2. 160 D. 4.2. 107. .44 104 
17. Die Klage :ab:irato kann nur als eine Folge 
Grundſatzes zugelaſſen werden, daß man, um ein Teſtament zu 
errichten, bei geſundem Vetſtande ſeyn miſſe —BFolglich iſt 
ein Teſtament guͤltig, wenn es auch von einer Perſon im Zorn 
errichtet worden, wenn dieſer Zuſtand des Zornes ihr nicht die 
Freiheit * — geraubt, und ihre Vernunft geſchwaͤcht hat. 
— Air. S. 10. 2 . 521. — Limoges. 8. 11. 2. 461. — Lyon. 
S. 17. 2. 133 

18. Nah dem naͤmlichen Geundfage wurbe entſchieden, daß 
ein Teſtament nicht als ab irato ercichtet, oder wegen Erb⸗ 
ſchleicherei als nichtig aufgehoben werden koͤnne, darum allein, 
daß der Beweggrund der Uebergehung ungerecht iſt. — Es muß 
durch beſtimmte Thatſachen nachgewieſen werden, daß der Zorn 
dem Teſtirer den Gebrauch der Vernunft geraubt, oder daß be= 
truͤgliche Kunftgriffe ihm die — nicht gelaſſen hatten. 
Angers. S. 24. 2. 321. L. 67. 1 Fat 
+  48b. Ein Teftament — — Kunſtgriffen und Eib- 
fhleicherei aufgehoben werden, wenn es ausgemächt if, daß dieſe 
Vorkehrungen  berruglicher Art waren, und ſomit das Teſtament 
nicht mehr als ver Ausdrud des fteien Willens des Teſtirers 
erſcheint. C. H. Bw. S. 31. 1. 497. 

19. Eine bis zu dem Punkte gefteigerte Leidenſchaft, daß die 
Vernunft dadurch geſtoͤrt wird, macht benienigen der bavon bes 
herrſcht ift, unfähig zu tefliren. Lüttich. L 121: 

20. Der Zuftand der Zeunkenpeit wi für | Diefen Zeits 


3 


H Won der Faͤhigkeit, durch Schenkung anter Lebenden, 
904, punkt: —— zu teſtiren. Caen. * M. 2: 265. D. 22. 
2. 141.: d. 270, 


. “A. —“ eines Selbſimordes iR: mh für fie allein 
ein Beweis oder eine Anzeige des Wahnſinnes Ind kann 
daher nicht, in Ermangelung jedes andern Umſtandes, nur auf 
den, Grund eines ſolchen Verſuches, ein eigenhaͤndiges Teſtament 
umſtoßen, — wenige — —— vor dem Verſuche verfaßt 
wurde. Gaen. S. 29. 2. %65. D. 27. 2.6 L..78. 366 

nı AR — aleichfalls entſchieben „daß der Selbſtmord 
‚nicht für fid) allein, und: in Ermangrlung jedes andern Umftan: 
des, einen. Umſtoßungsgtund des Teſtamentes abgebe, weiches 
einige Auaenblide vor. ‚dem Selbſtmorde gefertigt wurde. ‚8 ». 
Um, | Aix. 8. 30. 4. 86. D; 27, 1.:383. 

33. . Sebft dann nicht „« — derfelbe durch eine aufs 
böchfte gefteigerte Reidenfhaft, 3. B — — — 
Drleang. S. 29:2 338. L.,85. 251. | | 
32 Art. 489 502. 503 503. 504 .. H ! 

(24) ‚Die Monomanie ; ‚aber ein“ mus‘ a eine ‚ehanige 
Sbamfolae a gerichteten Wahnfinn des Teſtirers, kann nach Um— 

aͤnden einen : Grund. ‚zur: Nichtiufeits-Erflärung : eines - 
mentes abgeben. Bordeaux. R. G. 1836 2. 409. 
st n ER koͤnnen micht teftiren:: N.. Jahrb. 1 No. — f 


+ 
(ödfinn it, wenn Keine Inierdiction erfolgte sur dann ein 
ichti — ane Ze, wenn er auß der Urkunde 
he . Jahrb. I 271. Bgl: Annalen I. 68. 


2 * die im Teſtament — ! daß. der 
‚bei: geiundem Verſtande gene. * kein ⸗⸗ 
atthaft. Annalen II. 68. — ſ. jedoch N 

ein, Bertandeefämög nk ai ieberlegung -aufbebt, 
8 dt, eine vernünfti aung zu effen, Ki 
A er Gedaͤ — Ib ben 2 rich⸗ 
un — unfähig. —52 a eit f M.7. 0.8. 
6 —— —5 beſtimune Thatſachen und — des 
—— ſtirers angegeben werden, welche die —— — 
da begründen B nnten, daß Derfelbg zur ZJeir.der Ze "Arnd 

= — I ER Den se ARNUM, tr Annalen 

arr7 |, r. 
901 a. *) 3* ” 


en rn ‚eines. — gaihde und > Bin. n. 


5 m — n. Te * 
of ein ung audge 
drin nr —— — zu erhalten, vu den 
neun. der — nörend Fe werden. Anna. 
en I 


een * $ 56h, — tete" bie wirtung des MEN in 
den Beweggruͤnden einen nn er Archiv fi-M. 
una el — Laukhard unrdli ©. * 


oder durch Tegten Willen fir geben ober. zu iimpfangeh. 35 


x in 


| 9 
* Die . Gumfüngsfähigteit. ‚eines —— — iſt nach 902. 


den: jur Zeit der Schenkung beftehenden Gefegen zu beurtheilen, 
wenn es eine Schenkung unter Lebenden · iſt. ar Bw. w 
Drau. 9. 5:2. 888. D. 3:2.92% “ 

2Bei bedungenen Bermächtniffen gendige 68 son der Erb. 
fähigkeit des Geſchenknehmers zu det Ber, wo die Beringung 
erfüllt wird. Turin. S. 6. 2. 60. D. A. 2. 55. 

3. Die Erbfaͤhigkeit wird bei: —— * niit nad) je 
Zeitpuntte;, wo das Bermächtniß verfaͤllt betrachtet = Wenn 
folglih ein. Teſtirer feinen‘ Nachlaß den Armen‘, zur gänzlichen 
Austheilung unter dieſelben vermacht Hat „ ſo iſt fuͤr das Ver⸗ 
maͤchtniß keine andere Verfallzeit, als die gaͤnzliche Erſchoͤpfung 
det: Verlaſſenſchaft, und es —8— demnad ; daß die Vermaͤcht⸗ 
—— zu der Zeit erbfaͤhig geworden waren, wo noch Gelder 


wib 


in den Händen. des Erben oder des ag ſich 


befanden. E H. Vwe Bruͤſſel. 8. 5.1. 311. D. 3 1: 862. 
— f. Urt. 906. Re: 4: 93. Mr. 2.4f Ä Au 

A. Ein zu zeitlichen, peinlicher und — Strafe 
Veiuccheiner —28 im Zuſtande geſetzlicher Entmuͤndigung 
waͤhrend der Dauer derſelben) behaͤlt * Befugniß/ zu teſtiren. 
Mouen. :23:2,.179. Di21. 2:65: 165.370; —Niemes 
Rem. 4835. 2 AB5i fi: Are, ı29 31, 6. pen 

5 Ein Vermuͤchtniß welches einem Teftämentsvolfzicher 
gemacht: wurde, um esieiner unbekannten Petfon wach: geheimet 
Inſtruktion auszufolgen, iſt weſentlich nichtig; es iſt eine umgeh⸗ 
img des Geſetzes, duch Beſtimmung des Vermaͤchtniſſes für irgend 
einen Unfaͤhigen zu vermuthen. — Die Nichtigkeit iſt unheilbat, 
fie: kann durch keine ‚Genehmigung gehoben; ‚kein Unfähiger Fan 
auf irgend eine Weiſe zum: Empfang: eines: Vermaͤchtniſſes ber 
rechtigt —— (namentlich die ran in Frankreich als ſolche) 
Douai. 8 . 27. 1. 47. D. 25. 1. 50. L. 779 329.« 

DE} Gebet Vermaͤchtniß an eine ungetoiffe Perſon, und 
das dem Willen „eines Dritten: überlaffen: wird, . ifthichtig; — 
Wenn alſo ein Teſtirer verordnet, daß eine. gewiffe Summe zur 
Berfhäung eines: Dritten: (eines Geiſtlichen) geftellt: werden: u 
um von ihm, nad ben ihm bekannten geheimen: Abſichten, ver⸗ 
wendet * gen ſo⸗ — man * fagen;,- — dies m 

‚.113 8% 
— — Her yon 2 rt, 


e —9 — etrorem x alla.) Bacher. *. — art 


. ob — tatione 5 a er null 
Sad at 555 su dh a * 
Shan eine 2 J— wegen Trunken⸗ 
beit und Zorn. Brauer V. 797. teuitgen eines ‚unge: 


wechten Zorns auf letzte Willen. — V. 840. 
3 * 


3  Bonder Fähigkeit, durch Schenkung: unter Lebenden, 


992, That ein Vermaͤchtniß zu Gunften diefes Dritten fey: vielmehr 
ce iſt es eigentlich zu Gunften: einer). ungewiſſen Perſon gemadıt, 
und als ſolches nichtig. Unerheblich iſt das von dem Geiſtlichen 
hiernaͤchſt gemachte Anerbieten, die Perſon zu nennen, welche in 
der That das Vermaͤchtniß beziehen ſolle, und dem Richter zu 
beweiſen a es nicht zu —— eines — vermittelt 
zuende ſey · EP. Vw. Wr 44. J a67. 40. 1. 6. 
L. 32. 499. ar { 7 
9 Die Enbeinfegung: mit FR Befaflung;, —*8 Abſich⸗ 
* zu erfuͤllen, iſt dem Zwecke des Gefeges nicht zuwider: zu⸗ 
mal wenn der Erbe beſtaͤtigt, daß das geheime Vermaͤchtniß 
womit er belaſtet iſt, feinem Unfaͤhigen zu Gute kommen ſolle. 
Da das beſondere Vermaͤchtniß fuͤr frommen Zweck nur eine 
Laſt des Erbnehmers iſt, ſo wuͤrde die Nichtigkeit jenes Ver—⸗ 
maͤchtniſſes nur den. Erben von der ihm. auferlegten Laſt befreien, 
aber keinesweges — Nichtigkeit der Erbeinſetzung wirken. Paris 
938; 2, 1%. 52. 107. ie HD; Se 20. 4. 34 
D. 18. 1. IK ie er. 14. —.f. Wie: 1043. © 
40.Wer der Gegenftand .eines geheimen Bermächtniffes 
gu -feyn: ‚behauptet, wird zum Beweiſe zugelaſſen, daß das Ver 
maͤchtniß ihm beſtimmt ſey, und zum Auslieferungsbegehren an 
den belaſteten Vermaͤchtnißnehmer: eines Gedinges im Teſtamente 
ungeachtet, wodurch den Erben. und jedem andern aller Einſpruch 
in’ diefer Beziehung unterfagt, und verordnet wäre, daß imi Falle 
des Einſpruches das Vermaͤchtniß zu. Gunſten des, mit der ge⸗ 
heimen Verfügung :belafteten Vermaͤchtnißnehmers verfallen: ſeyn 
ſolle. — Da biefes .Gebinge zum Zweck hat, jeder Klage auf 
Umftoßung des Vermaͤchtniffes von Seiten der Erben zuvorzu⸗ 
kommen, fo kann es demjenigen nicht ſchaden, zu deſſen Gun: 
ſten das —— — geſetzt iſt, und der den Vollzug deſſelben 
verlan = Paris: S. 23. 2. 79. D. 21.2. 91. — f Art: 
932. Dil 6. | 
ur Fr ‚Die zweideutige Bezeichnung eines Bermächtnifneh: 
mers: z. B. „Ich vermache meinem zukünftigen Pathen,“ ger 
nuͤgt nicht, um das Vermaͤchtniß umzuſtoßen; dieſelbe kann mit 
— des ee erläutert, werden. _Paris, 8. 11, * 
488. L. 30. 440. — ſe Art: 967. Nro. 67 u 
1% Ein Zeltament , worin: der Zeftirer feine Seele zu 
feinem Haupterben einfegt, und einen Teſtaments-Vollzieher er— 
nennt, den er beauftragt, fein ganzes Vermögen zu veräußern, 
und den Erlös deffelben zur Abhaltung von Meffen zu verwen⸗ 
den, kann nicht, als Feine gültige Erbeinfegung enthaltend, um: 
geftoßen werden. — Es iſt dies eine fromme Sti welche 
jedoch nur mit Genehmigung der Regierung Wirkung, haben 
fann. Zurin. S. 8. 2. 321. 
13, — entfchieden, — Eine ſolche Verfügung 


oder durch letzten Willen zu geben: oderizuliempfangen.: 37: 


hat ganz den: Charakter eines Vermaͤchtniſſes, obwohl kein Vers 902 
mächtnißnehmer aenannt iſt, und obgleich die Priefter, welche 
die Meffen zw:lefen haben, ein jeder nur eine Art Honorar ba: 
für beziehen "darfi Caſſ. Pau. S: 29. * 17. D. 27. — 34 
ſ. Are. 911: Neo. 16. 

14. Ein ſolches Vermachtuiß 9 felbſt Wirkung; m 
daß es der: Annahme: oder. Ermächtigung ber —9 — bebürfte. 
Pau. S. %6. 2. 35. D. 24:2. 4. L. 74 128. 
| 15. Es iſt nicht norhwendig, daß die Fähigkeit, durch Ze 
flamene zu ſchenken und zu empfangen, im Augenblicke der’ 
Aufnahme der Urkunde —— fen ; es genuͤgt/ wenn ſie zur 
Zeit des Ablebens vorhanden iſt. — Folglich ſind der Concubinat 
und ſelbſt die Bigamie, welche zur Zeit der teſtamentariſchen 
Berfügung' exiſtirten, aber beim Ableben des Teſtirers aufgehört 
hatten, kein Er daß * die Schenkung bezogen werden 
— Turiu S. 10.2. 46 D. 8, 2.:27;: 

118. Da dee Code keine verbietende- Verfügung ‚gegen 
Odsenkingrn unter Perfonen, die im Goncubinat Ieben, enthäft, 
ſo iſt hieraus zw fehließen, daß ber Concubinat feine Empfangs- 
Unfähigkeit zur Seige habe. Nismes 8. 7.2. 1201..— Mont⸗ 
—* 8. 30. 2 ar — . Örenoble. ’S: 25. :2.:136. D. 23: 

1 * 

».:.19. Seibſt wenn der Concubinat mit: Ehebruche verbunden 
— Montpelliee.nS.:24 2. 275. — Patis— 8. 29. 2. * 
%. 2. 45. L. 79. 34 

— Wurde ebenfalls entſchieden, daß der Eorieubinal: * 
Ehebruch kein Unguͤltigkeitsgrund einer Schenkung ſey, ſelbſt 
wenn der Ehebruch durch die Schenkung dargethan wird: wenn: 
aleichwohl der. Zitel. der - Schenkung; "welher den Ehedruch bes 
mweifet, ein A zwifchen den im Concubinat lebenden 
—— wäre. C. H. Bw. Poitiers. S8. W. 1. 49. D. 25. 
1. . L. 80. 358. An 


' 2. Im entgegen. g gerten Sinn eitſcicen Beien 
8. M. 2 276. 
- MM. Wenn man zugeben koͤnnte, daß unter dem Code die 
Schenkungen zwiſchen Perſonen die im Concubinat leben, als 
unguͤltig angeſehen werden muͤßten (wie unter der Orbonnan 
von 1629), fo müßte man mwenigftens anerkennen, daß dies nur 
in fo weit angehe,; als der Beweis bes Loncubinats ſchon vor«, 
laͤge; in keinem Falle duͤrfte zu dem Ende ein Zeugendeweis 
zugelaſſen werden. C. H. Vw. Montluçon. 8. 30. 1. 24. 


23. Eine Concubine iſt unter dem Code empfangsunfähig; 
fey es durch direkte —— oder durch verſteckte Verfuͤgung. 
Befangon. S. 9.2.1 


24. . Zumal. wenn ber Coneubinat ansikannd. oder offen» 


38, Von der Fähigkeit, durch, Schenkung unter Lebenden, 


992. kundig iſt, ſo daß beine anſtoͤßige —— deßhalb noͤthig 
wird, Grenoble. S. 13 2. 114. 34. 6 

25.. Ein Beugenbeweis des dt iſt unzuläffig, 
wenn nicht der Anfang eines fchriftlihen Beweiſes vorhanden, 
“- — Thatſachen offenkundig find, Poitiers. 8. 

26. Die Schenkungen unter Perſonen, die in, einem e 
brecherifhen Concubinat leben, maren ducd die franzöfifche 
ſetzgebung, welche bei, der Verkündung des Code noch beftand, 
verboten. — Eine folhe Schenkung muß für ungültig erklärt 
werden, auch wenn fie im Auslande, ſtatt gefunden. hätte, unter 
Dedonen, die in einer nichtigen Ehe Ichten. C. H. Bw, Rouen. 
S. 16. 1. 343, D. 14. 1. 477. L. 46. 481. 

27. en bioße Thatſache des Goncubinats, von allen an: 
dern Umfländen entblößt, ift ungenuͤgend, um: Erbfchleicherei und. 
Ueberliftung zu beweifen. Paris. S. 29. 2. 104. D. 26, 2. 

« 79, * — 8. 35. 2. 136. D. 3. 2.107. 
Pau. S. 22.2 


28. nn welche auf Erbfchleicherei und Ueberredung, 
ſchließen laſſen, bewirken keine Ungültigkeit der Schenkungen, 
felbft unter: Perfonen im: Coneubinat, als wenn fie mit Ge: 
fährde und Betrug verbunden find. Rouen. S. 27. 2. 208; 

29.. Die. Ausdrüde Sohn, und Enkel, ohne irgend, eine 
befondere Bezeichnung , müffen von ehelichen Kindern oder En» 
- mit Ausfchluß der natürlichen, verſtanden werden. Paris. 

30. Das. Vermögen der Brüderfchaften gehört ven Richen- 
Sabrifen ; jede. Schenfung, melde eine Brüderfhaft aus demfels 
ben machen folke, ift * unguͤltig. Gutachten des Staatsraths. 
S. 11..2. 8. D. 9. 2, 40. 


(33) Nur — en (und oͤffentliche Anſtalten) koͤnnen 
mittelft Schenkung oder Teſtaments empfangen, jede Verfügung 
zu Gunften einer Sadıe, }. DB. eines Privat-Eigenthums, ift 
ihrem Weſen nad) ungültig. Als zu Gunften einer Sache ge— 
ſchehen, und mithin als ungältig, ift das. Vermaͤchtniß einer 
Mente, zu, betrachten , welche dem, Eigenthümer eines eigens 
ERBE Haufes ausgefegt worden, um beftändig auf diefem 

ganle zu beruhen: indem ber, Zeftirer. hier nicht ſowohl daß, 

Sn el des VBermächtnißnehmerg, a * — die — 

e,, im ante FE bat. elman.d 9. 8. 1834. 1. 
— fi 


ky LEI LA — — 


*) Mer kann und ar darf mittelft einer freigebigen Verfügung ers 
werben? a « 649. — Bon den Schranfen, welche dem Rechte 
fveigebiger erfügungen in’ Beziehung auf die Art derfelben ges 


oder dutch legten Willen zu geben oderizmiampfahgen. 30 


4 Der Art; 903 welcher die Unfähigkeit‘ det Minderjaͤh 903% - 
rigen, ein Teſtament zu errichten, verlaͤngert, kann eine vor dem 
Code bereits, durch die Halbmuͤndigkeit des eingeſetzten Sohnes, 
erlofhene Pupillar: Subftitution nicht wieder ins Leben rufen⸗ 
Turin. & 6% 1081. D. 4 2.1851 | 
. 9, Die Art. 896, und 903. aus weichen Die Unſtatthaf⸗ 
tigkeit der Pupillar⸗Subſtitution hervorgeht, erſtrecken ſich ſeibſt 
auf den Fall einer aͤltern Pupillar⸗Subſtitution, wenn der Min⸗ 
derjaͤhrige ſeit dem Code —— iſt Turin. 8: 43. 2. 338: 
L 31. 312. *) | 

f. Art: 1095. fi 

1. Die Verfiigung! des Art 904. wird als Kegel Die 008 
ee und nicht als Megel für den Freitheil ander 

Folglich kann das von einem Minderjähtigen gemachte 
— — nur Wirkung haben: bis zur Haͤlfte deſſen, was er 
hätte geben koͤnnen, wenn er großjaͤhrig geweſen, ſelbſt wenn er 
im Stande der Großjäheigkeit — wäre; Grenoble. 8. er 
2.4.1.3 9. + Eaſſ. eyon S- 20.1. 42. D. 18.1 
529. L. 59. 89. 4 
2. Sin minderjähtiger Gatte ſechtehn Jahre alt, kann, 
während der Ehe, zu Gunften des andern Ehegatten nicht andere, 
als in der Korm eines Teſtamentes verfügen ; eine Schenkung‘ 
des Vermoͤgens, welches der Gatte bei feinem Ubtsben  hinters 
Taffen wird, obwohl im Weſentlichen einer teſtamentariſchen 
Verfuͤgung aͤhnlich, kann dem Art. 904. zufolge keine Wirkung! 
haben — Selbſt dann nicht, wenn der Gatte im Stande der 
a Ra geftorben wäre. Parie. S8. M 2.351. D. * 

70: 7 


3. Mo: der —— durch: bie Wirkung des Geſetzes .d6 
ſchraͤnkt iſt, da Folge hieraus nicht, allemal, daß eben dadurch dee 
ꝓPflichttheil/ und in gleichem Verhatniffe, fih mehre. Wenn 
alfo ein Minderjähriger, älter als fehzehn Jahre, nur ‚die Be 
fugniß hat, über die Haͤlfte des Vermögens zu. verfügen, worüber 
er hätte- verfuͤgen koͤnnen, wenn er ‚grofjährig gewefen wäre‘, ſo 
folgt Hieraus nicht, daß bei der Erbeheilung des’ Minderjäptigen 
der Antheil eines Ahnen, beim Zuſammentreffen mit einem Sei⸗ 
—— der andern Linie, ſich im naͤmlichen Verhaͤltniſſe 
vermehren/ d 9 um * 1 IOehee gt als der: Prücjeepeil dieſw 





ge findi Su, IV. 64. —— 8.553. 1). — Beit er Ei 
fähigkeit. Brauer V.796. — Die römischen fechs abfoluten Erbume 
—— fallen jett weg. Ebend. 793. —unfaͤhigkeit der Haus: 
{6 Kühne, der. re der Ordensgeiſtlichen zu legten Willen. 


m — Berflgungen ber — bit — 


40. Bon ber, Fähigkeit, buch Schenkung unter Lebenden, 


904: Ahnen ſeyn wuͤſſe· In dieſem Falle: muß der, nach Abzug bes 
verfuͤgbaren Theils noch uͤbrig bleibende, Vermoͤgensteſt zu glei, 
chen Theilen unter * Verwandten beider. Linien —* wer⸗ 
den Angers. S. W. 2. 410. D. 24. 2. 97. 

4. Die perfönliche Unfähigkeit, über fein Vermögen durch 
Schenkung oder Teſtament zu weine hat nicht zur Folge, 
daß hier eim Pflichttheil im : eigentlichen: Sinne vorhanden ſey. 
— Mit sandern Worten: der Be ensantheil,. über welchen, 
dag Gefes dem über. ſechzehn Jahre alten Minderjährigen die 
Verfügungsgewalt verfage, muß nicht wie ein Pflichttheif zw 
Gunften der Erben angefehen werden. Wenn’ folglih der 

... Minderjährige einen: Erbnehmer eingefegt hat, und nur: Sel« 
tenverwanbte vorhanden find, ſo iſt der Erbnehmer ‚nicht gen 
halten, die Auslieferung an fie zu verlangen ;, fondern er. hat 
Befis.und Gewähr kraft Gefeges. : Poitiers. S. 30. 2. 90, * 
f. 1004 u. 1006. 

5. Wenn ein über ſechzehn Jahre alter Minderjaͤhriger, 
der nur Ahnen in! der einen Linie hinterlaͤßt, zum Vortheil die⸗ 
ſer Ahnen alles dasjenige vermacht, was ihm nach dem Geſetze 
erlaubt ſeyn ſollte, ſo kann das Vermaͤchtniß in Anbetracht der 
Minderjaͤhrigkeit nur für die Hälfte deſſen von Wirkſamkeit 
ſeyn, woruͤber derſelbe, wenn er großjaͤhrig geweſen waͤre, haͤtte 
verfuͤgen koͤnnen, und iſt daher auf die Haͤlfte von drei Viertel des 
Dermögens ‚zu beſchraͤnken; das: andere Viertel ‚bleibt -als, unvers 
fügbar zum Vortheil der. Ahnen vorbehalten: das Vermaͤchtniß 
erſtreckt ſich nicht auf die Hälfte des Geſamtvermoͤgens. — 
Man kann nicht entgegen halten, daß in ſolchem Falle die Ahnen 
in ihrer doppelten Eigenſchaft, als Vermaͤchtnißnehmer und Erben, 
weniger empfingen, als bloße Seitenverwandten erhalten wuͤrden, 
welche die: gleichen Eigenſchaften, als Vermaͤchtnißnehmer und 
Erben, in ſich vereinigten, wenn keine Ahnen vorhanden waͤren. 
Poitiers. S. 30. 2. 90. 

6. Der verheicathete Minderjährige Fann feiner Frau nur 
bie Hälfte des Vermoͤgens hinterlaffen,, worüber er verfügen 
koͤnnte, wenn er großjährig wäre: Mit andern Worten: der 
Art, 904. iſt auf den verheiratheten Minderjährigen eben -fo 
anwendbar, wie auf den unverheiratheten. Dieſer Artikel macht 
eine Ausnahme von Art. 1094. und 1095. über den. Umfang 
der Schenfungen , — ſi — während der Ehe ma⸗ 
ae können. Paris. S. 13. . L. 35. 420. — Limoges. 
= — 2.19%. D. M. 2 1. — — J. 19. 8. 1834. 

IJ. Art. 484. 907. 913. 1094. 1095. 

(N Wer im Rechtsſtreite mit einer, mit - Hinterlaffung 
eines Erbnehmers verftorbenen Partei begriffen war, welche, nach 
ergeiffenem Beſitze der Erbſchaft, den, Rechtsſtreit  fortfegt , iſt 


oder durch Tegten Willen zu geben odet ja empfangen! A 


nicht: befugt, die Mechte des Erbnehmers Fu” beſtreiten: wenn 90" 
anders das Teſtament von den geſetzlichen Erben nicht angefoch⸗ 
ten worden iſt. — Er kann namentlich nicht behaupten, daß 
das Teſtament, als von einem Minderjährigen Yin. "6 
nur Über die Hälfte des- — habe verfügen koͤnn 
H. Vw. Bordeaux. J. — 1834. 1. 685. ©) 

+ D6 die gegen 8. ©. "anfoßenden Mängel des gr * 
‚s eined ee fänrgen di durch: deffen ——— gar da ‚BOR 

= gebe erben? iz Nicht entſa Jabrb. 14462. 
1; ) ak Bd 4.200 

ſ. Art. Pr Fe, 1096: er) „int: 19 13 1mann3908. 

1. Die Zunge; ob ungeborene: Kinder * PR Zeftament:906. 
als. Erben eingefegt werden: können, entſcheidet ſich nach dem: zur 
Zeit des Ablebens des Teſtiters geltenden Geſetze, obgleich, die 
Kinder zur Zeit dieſes —5 noch micht empfangen ſeyn ſoll⸗ 
ten. Turin. S. 7. 2. 637. **) — f. Art. 314. 725. 90% 
913. 1043. 1048; sh 5 mu ee (0) 

1. : Der Mann, welcher Miero mund der minderjaͤhrigen; 07. 
Kinder feiner. Frau ift, iſt unfähig; . irgend: eine: Schenkunge von‘ 
diefen Kindern zu empfangen, ſelbſt wenn fie: großjährig: gewor— 
den, vor der ſchließlichen Rechnungsabhoͤr; er wird dem: Bora 
munde gleichgeſtellt, was das Verbot betrifft: allein er kannm 
von der zum Vortheil der ibnn —— ter feinen: 

64. 887 ziehen. » Meg. . 1362. : 22. Sa. Ir ‚ee 


ir} 

2% Die im Urt 907.: ——— Unfähigkeit sit pe 
jede Perfon anwendbar, weiche. thatfächlich : das Vermögen: de 
Minderjährigen vewaltet hat, namentlich auf den zweiten Mann) 
als Derwaiter des Vermoͤgens ber aus ber verftenEhe feiner 
Frau erzeugten Kinder, wo die Frau nicht: vor ihrer MWiedervern 
ehelichung in der Vormundſchaft beſtaͤtigt wurde. Limoges. 8. 
22. 2. 265. D. 21. 2. 42. L. 64: 544 — Im — gen 
festen Sinn entfchieden. Nismes. J. 19. 8. 1834. 2.117. — 
Caſſirt. Eaff. Nismes. R. G: 1837. 1. 88. 

3. Der Gegenvormund,, wenn er wirklich ‚und chatfächlich 
an der Vermögensverwaltung des Minderjährigen Antheil nimmt, 
ift eben fo unfähig wie: der Vormund, irgend eine Freigebigkeit: 
rap zu empfangen« Grenoble 8. 29. 2 2. 


4 Das eine welhes ein n grofiäheig genordenen 


*) Bon dem Falle des Art. 904. Zachar. IV. 687. 
) Zrefurt 474. $. 553. 3). 


***) Erbrechte ber —— Brauer V. Ay 773. 79. fet vgl, 
Brauer 1! ©, IT + 20% = Bachan. ıh SO. dumm ( 


A Don der Fähigkeit, durch Schenkung unten Lebenden, 


902: Minberjähriger der Frau feines Wormundes wach: abgelegter Vor⸗ 
mundfchaftsrechnung gegeben bat, kann, wenn in ber: Folge die 
Rechnung für, unrichtig erlannt wird, für ungültig erfläre werden; 
als. an. eine untergefchobene Perfon zu Gunften des: Vormundes 
gegeben, im ——— mit der verbietenden Beſtimmung des 
Art. 907. G.,9 Mm Remus: D. 25. 1. 14οαα 
mh Bet 472. 911. 

1. Im Sinne: dea Art. 906. erſtreckt ſich die ‚gegen die 
natürlichen Kinder ausgeſprochene Erbunfaͤhigkeit auch auf deren 
Kinder: das Wort Kinder bedeutet Abkoͤmmlinge. — Folalich 


gönnen bie ehelichen Kinder eines’ natuͤriichen Kindes >eben fo 
wenig wie ihr Vater durch Teſtament ein wiehtetesiiempfangen, 


als was auch dieſer KR. aus der Erbſchaft * Greßvaters 
— erhalten koͤnnen. Paris 8. 29:2 494: Di 97.°T 58; 
Lu83: 196.9) Fit: 333. 756: ff. 759. m. ‚Re 9% 


914. 

(2) Wenn ein natürlihes Kind in einem Teſtamente an⸗ 
ertkannt, und ihm zugleich ein: Vermaͤchtniß hinterlaſſen wird, 
dieſes Vermäctnig fofort : augenfcheintich. das Verhaͤltniß der 
natürlichen Kindfchaft zue Urſache hat, fo muß vaffeıbe fogar 
alsdann: auf‘ den gefeglich. erlaubten Berrag gemindert werden, 
wenn die Anerkennung wegen —— fie ‚ntatig ertlaet 
werden ſollte. Nismes. R..G. 1837. 2. 317. 

#% Der Mann kann dur Berfligungen ‚jeder Art von 
feiner Frau empfangen, auch wenn er Arzt oder MWundarze iſt, 
und die Teſtirerin in ihrer legten Krankheit behandelt- hat. 
Zurin. 862. 736. — €. H. Bw. Lyon. 8. 8. bi 482. - 

2 Auto dem ° alten Rechte war eine Schenkumg belch⸗ 
— Frau ihrem: Manne, der: ein Arzt war, gemacht 
hatte, nicht kraft Geſetzes unguͤltig; die Unguͤltigkeit der Schen⸗ 
fung: war der Frage untergeordnet ob die Heirath in der Abſicht 
gefchloffen wurde, ' das Werbot des ee zu —— C 9. 
Div. Montpellier. S. B. I. 100: D! W 1. 482. L. 65. 355, 

3 Die geſetzliche Fraser welche die Schenkungen 
eines; Kranken. an feinem Arzt: verbieten, ifb auf den Arzt alte 
wenbbar, weldyer: feine Kranke heirather, und auf die Schenkung, 
welche im einem Heirathsvertrage zwifhen dem Arzt und der 
en gemadyt wird. Paris. S. 17. 2. 354. D. 15 2. 76! 


4. Die Unfähigkeit des Arztes ‚ Schenkungen . von- feinen 
Kranken zu empfangen, die. während der legten Krankheit defs 
felben gemacht wurden, kann nicht durd) einen Heirathsvertrag 





Dermacinide an mashriche Entel. : Brauer VL. 4a. 


ober Dusch letzten Willen zu geben ober zu empfangen. 43 


befeitigt: werben, welcher zur Umgehung; de& verbietenben Geſetzes 909 
abgefhloffen wirt; — Solche Schenkungen oder Vermaͤchtniſſe 
find unheilbar ungültig, auch wenn fie im —ã— am 
geben mwurben. u. 360. L. 51. 357. — 
Vw. Paris. S. 20 1. 187. D- 18. 1. 65.1. 97. 118.) 
3 Die im Art. 909. ausge ſprochene Unguͤltigkeit ifk auch 
auf den Fall anwendbar, ron: der; Geſchenke oder: Vermaͤchtniſ⸗ 
nehmer als Afterarzt den Teſtirer behanbelt hat; : Die Varfuͤgung, 
weiche, als. von einem Kranken: zu Bunften feines: Arztes geo 
macht, unguͤltig ift, kann als belohnende Verfügung — 
dem, Vorbehalte, dieſelbe, wenn. fie übermäßig ſcheint, mit R 
ſicht auf das Vermoͤgen des — * und Des geleifteten. 
Be — mindern. Paris. 8. 2. 259. D. 19. 2 3% 


a Die Empfangsunfaͤhigkeit, wodon Art. 909. handekt;, 
ift nicht gegen. diejenigen, anwendbar ,; melde ohne einen geſet⸗ 
lichen Titel ſich in eine; der dort. gedachten Berrichtungen eins 
mifhen. — Selbft wenn jene Unfähigkeit auf fie angemandt 
werden Lönnte, fo dürfte. fie. doch nicht: anf den, Fall ausgedehnt 
werden, wenn bie vom Vermaͤchtnißnehmer ‚geleiftete Bedienung 
eine Folge feinen, Zuneigung: zum: Teſtirer gewelen..- und. wenn 
auch die Freigebigkeit des letztern non der Zuneigung: beftimme: 
wurde, die er, lange vor errichtetem —— gegen den Vers 
mächtnißnehmer hegte. C. H Vw. Angers. S. 32 1. 503. 

.: Das: Vermähtniß, welches Jemand: ‚feiner Sahweſter 
Tochter macht, iſt giftig, ſelbſt wenn; der Vater. der V 
nißnehmerin in. feiner Eigenfhaft als: Apotheker . dem, Zeflirer 
in feiner legten, Krankheit Dienfte: geleitet: hätte. . Paris, S. 5 
= 210. L. 13. 106. — C. 9; Bw. Paris, $..6. % 950% 

D. 4. 1. 458. L. 15. 449... 

7. Die Ausnahme des Art. 909. zu: Gunfien ber Ders 
wandten erſtreckt fih nicht auf die. Verfchwägerten. Die Aerzte 
und Apotheker find unfähig, mittelft: allgemeiner Verfügungen; 
der Kranfen , welche. fie behandeln, zu, empfangen, felbik wenn, 
fie — des — im; dritten Grade find, Eu Du 
Bw. Zurin. S. 13. 1. 38. D. 11. 1. 100 L 34 513, 

8 Die Unfähigfeit in Betreff der: Kirchendiener ift, nur 
auf. jene: anwendbar , welche. ihre; geiftlihen Verrichtungen bei 
bem KZeftirer ausgeübt haben. C,H Bm. Grenoble. 8. * k 
287. L. 18. 193. **) 

9, u. 10. Der Umftand, daf der Priefter bei’ dem Tſſtirer 
mohnte, enthält keinen Grund zur —— des — — 
Vermaͤchtniſſes. — In 3%; 137: .: 

dauthard IN ©. PURE ER BUNTE BIER 
29): Laubbardı IE ©1200. ir elle. it — V LI 
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4A4 Von der Faͤhigkeit durch Schenkung unter Lebenden, 


41. Das dem Prieſter, welcher Beichtvater der Teſtirerin 
wir ‚ gegebene Vermaͤchtniß iſt unatiltig , wenn im Teſtamente 
nicht‘ gefagt iſt, daß das Vermaͤchtniß ein belohnendes fen: 
Montpellier. S. 14. 2.90. L. 38. 71. 

4%: Daraus, daß ein Verkauf von klegenſchaften zu Gun⸗ 
ſten eines Prieſters des Beichtvaters des Verkaͤufers, und. mit 
Vorbehalt der Nutznießung geſchehen iſt, folgt nicht, daß derſelbe 
ein Scheinverkauf ſey, und das Gericht zufolge Art. 909. und 
911. ein ans er darin zu fehen habe. Mont⸗ 
ee 4. 2. 90. L. 38. 71. — f. et. 911. Ne. 10. 

(13) Der Zuftand von Kraͤnklichkeit und Leiden ; wocin 
ein Individuum ‚mehrere Jahre hindurch, und bis zu feinem: 
Tod, in Folge eines Sturzes hingelebt hat, kann fo “angefehen 
werden , daß er ben Charakter einer Krankheit im Sinne des 

Art. —R nicht habe, Mithin iſt das Vermaͤchtniß guͤltig, 
welches jenes Individuum in dieſem Zuſtande zum Vortheil des 
Arztes: hinterlaſſen, der es behandelt hat. — Vom E. H⸗ als 
Thatfrage Bw. Agen. R. G. 1833. 1.339. - 

(14). Wenn ein Sndividuum mit einer Wunde rebsartiger: 
Natur behaftet , welche," verbunden "mit hohem Alter, "dem Tod 
deſſelben herbeiführte, dev Tochter feines Arztes ein: Vermaͤchtniß 
hinterlaffen hat, fo. kann dies nicht, als einer unfaͤhigen Perſon 
durch Unterfhiebung: hinterlaffen, angefehen werden; wenn das 
Uebel. erſt mehrere Jahre nach errichtetem Teſtamente den "Grad: 
von Bedeutung erreicht hatte, der eine beſtaͤndige Behandlung 
erforderte, und wenn zur Zeit der Zeftamentserrichtung: die- 
Krankheit "des Teſtirers nur die Anwendung von Hausmittelm: 
erheifchte , die er ſich ſelbſt auflegte. — Die bloße: Verordnung 
biefer Mittel- von Seiten ‚des Arztes könnte in: diefem- Falle den: 
Charakter einer ale im Sinne des Art. 909. nicht dar⸗ 


Beten. : Grenoble, J: 19. S. 1835. 1. 450. 


'(44)b. Die. Frage: toorin die Behandlung beſtehen 
miſſe welche ber Art: 909. als einen Grund ber Unfähigkeit: 
eines Yrztes zu empfangen erklaͤrt, ift je nach der Gefamtheit 
der Umſtaͤnde, der Befchaffenheit der Heilmittel und der Natur‘ 
der Pflege, welche: die Behandlung ausmachen, eine Würdigung 
von: Ehatumftänden, die vom Gefetze der Einficht und. Gewiffen- 
haftigkeit der Richter überlaffen find, und feinen Grund zur 
7 en geben können. - C. 9. Vw. Grenoble. J. 19. 8. 1835. 


(45): Ein: zum: Vortheil einer empfangsfähigen: Perſon 
ertichteles Teſtament muß alle ſeine Wirkungen behalten, wenn 
gleich in der Folge der Teſtirer zu Gunſten der naͤmlichen Per⸗ 
ſon eine Schenkung der naͤmlichen Guͤter zu einem Zeitpunkte 
gemacht hat, wo dieſelbe durch Heirath mit dem Arzte des: Ge: 
fchenkgebers unfähig geworden war, da ſie hinſichtlich ihres Man: 
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nes als untergeſchohene Perfün -zu betrachtens:-—: , Wenigftend 909 
verhält es fich ſo, wenn, vermittelt Würdigung ber; Thatummflände 
and ‚Urkunden, das Gericht fich: überzeugt; daß der Verfügende, 
weit: entfernt, fein erftes: Teſtament durch bie: Schenkung zu 
widereufen, es im Gegentheile beftätigen, und deffen Vollzug um 
ſo ſicherer ‚fielen: wollte. . &..9. Vw. Weusgei.. R.:6- RR 

1. 428. — ſ. Art. 1037: 

:(15)b. : Sft: die, von einem Besten der Verlobten feines 
Kestes, im Heirathsvertrage der erſtern gemachte. - Schenkung als 
dem Arzte ſelbſt, vermittelſt einer untergefhobenen Perſon ge⸗ 
macht anzuſehen, und als ſolche unguͤltig? Nicht entſchieden. Ebend. 

1): —— en De die Berufß halber: einen Kran⸗ 
ohn 
en Se £inie und. Beitenverwandte bis zum m, 4ten 
Grade ſind — geue ferechnigt. durch Erbverfüglng er 


| dee gen 

L 3) Du rbot des 2 eo. Pi Ay x insgemein auf alle 
er. Kirche, * auch namentlich auf proteſtantiſche 

Bit Ri Jahrb. III.-95—98,, gt Annalen Ik: 256.:— 


— Nr. 

* Bj Si ul einer befoßnenden, Shentung De 4 Det, 
ſt nicht an’ eine obrigkeitliche 

ie 5.8 e eikang: PEN * Sr in. A. — 


*) 99a. 
4 5) er 2.3 at. — 8 au den ei Abandi en 
a: Willen, wo erg — * ae Erben Ye 


- feprieben wurde. Hobnd, 

4. ’Anerfannte und — iechtiche Stiftungen — 910, 
durch Schenkung oder auf andere Meife, jede Fahrniß und Lie 
genfchaft erwerben. Die gedachten Güter bleiben fuͤr beſtaͤndig 
in ihrem Befige, und können nur mit Genehmigung des Staats⸗ 
oberhauptes veräußert werden. — Geſet (1817). 8. 17.'2. 31. 

3: Daraus, daß die Armen nicht fähig find, ohne Geneh⸗ 
migung ber Regierung. ein Vermaͤchtniß zu empfangen’, forget 
nicht, daß es erlaubt fey, ein Vermaͤchtniß für ungültig zu ers 
klaͤren, welches ee Perfonen’für fie gegeben — 
Bruͤſſel. 8. 10. 2. 207. 7. 378. — wZorneuſe. J. 19. 8 
1630.3, 308. f. Mit002 1) 3} 1948 

4: Die adminiſtrative —— — — weiche einer oͤffent 
lichen Stiftung, zur Annahme’ eines Vermachtniſſes oder einer 
Schenkung gegeben wurde, hat Beine rechtliche Wirkung , weder 
was die ‚Empfangefähigkeit der moraliſchen Perſon des Were 
mächtnißnehmets , noch was die außere Oder innere Sehomäpig: 


* Srefurt 476. s. 55%, 3), — Unſaͤhigkeit aus einem "Tekten 
Willen eiwas zu begiepen, welchen man niedergeſchtieben hat. 
Brauer V. 823. 


46 Mon ber Faͤhigkeit, durch Schenkung unter. Lebenden, 


946, reit der Verfügung angeht. — Oleſt Fragen bleiben auſchlirß⸗ 
uch der tihterlihen Gewalt Üiberlaffen: Colmarı SU 242.28. 
Die Gerichte find nicht zuſtaͤndig, die Unfähigkeit der 
Wermshtyenifinehmer auszufprehen , und bie den Armen u. fi w. 
egebenen Vermaͤchtniſſe fuͤr verfallen zu erklaͤren, wenn bie 
— — von der Regierung zur Annahme der Ver— 
maͤchtniſſe ermächtigt worden find. Decret S. 14. 2. 497: i 
Wenn die Regierung ; auf Begehren: des - natürlichen 
Erben einer Verlaſſenſchaft, die Annahme eines Vermuͤchtniſſes 
verweigert, ſo gibt fie dem Erben nichts; es iſt dies nur eine 
Abſtehung, welche den natuͤtlichen Gang der Sachen unberührt 
ER — Wenn ſich alſo noch eim zweiter — findet, fo 
| Er zur Einfhreitung berechtigt . E. H. Vw Bweouiges. 


(7) anbgefehente, weih ANftniuichen Aufk en ‚gemacht 
werden ,ı find; nicht, wie.die Schenkungen ‚unter, , „sur 
gültigen Annahme: derfeiben, der Nothwendigteit einer vorgaͤngi⸗ 
gen Ermaͤchtigung der Regierung: ' unterwotfen; dieſe Gattung 
von ar eigebigkeit gilt , A ntlihen An Fan wie Pridatperfonen 
gege dutch er 1) on, de mr 
als voll bracht. Bourges I Jon 
*« m. die —— der Staatẽ He za Schenkungen 
- Vermaͤchtniſſen an Gemeinddarme oder ton gemeinnüßige 
d fromme Stiftungen ber. R. B XXVI. Sam 
er _ —538 » bei Aimo en ri ' en fä 1 Die 
rderniß ide, & »B. 181%: XXVIM. .Samml; I 
Me 1.1.85 Vor dem Code beftimmte fein Gefeg, daß bie Sutter 
hin chtlich ihrer Kinder als eine untergefhobene Perfon anges 
ſehen werden ſolle. Poitiers. 8. 8. XRBꝛ. 

S Fuͤr eine —— ma Perſon⸗ im Sinne bes Ark. 
At. wird das Kind einer Concubine nicht ‚angefehen, wenn. ‚der 
Urheber . der —ã be Alpe Gründe der. Zuneigung für 

biefes 8 Kind hat, Rouen. 208. 

3... Die Verfügung des Art. 911. weiche bie Eltern für 
uutergeihebene Perſonen hinchtlich ihrer Kinder. anfieht ,- if 
sicht ſo unbedingt ‚. daß. fie wicht. entgegen ſtehenden Beweifen, 
oder ſelbſt Vermuthungen weichen muͤßte. Folglich kann das, 
der, Mutter eines, natürlichem Kindes, vom Vater dieſes Kindes 
ausgefegte Vermaͤchtniß auftecht erhalten. werben „ ‚wenn ſich er: 
gibt, daß das Vermaͤchtniß der Mutter aus Buneiguug | für fie, 
und: in Geſtalt einer, Briohnung,, gegeben... BOOER uk) A: 

. 18 2,:336.:L: 8.508 m uen. S. 1 
5. — Grenoble. S. 12. 2. 436. L. 32. He EN legte 
Erkenntniß ift duch das nachftehende Urtheil caffirt worden.) 





HLaukhard IT, S. 309. — Trefurt 475. 9. 564.2). 
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A. Die Beſtimmung des Art. 9110 welche die Eltern ais IM. 
ee gerad Perſonen hinſichtlich ihres Kindes — 
wenn es ſelbſt unfähig iſt, die ihm: gemachte Schenkung Ju emn 
pfangen/ iſt allgemein und unbedingt. Sie iſt auf die — 
natuͤtlicher, und ſelbſt im Ehebruch erzeugter Kinder eben 
wendbar, wie auf die Eltern der ehelichen. Sie etlaubt 3 
weges, daß die Gerichte nach Vermuthungen, noch ſelbſt nach 
Beweiſen entſcheiden duͤrfen, welche der geſetzlich (gebietenben) 
Vermuthung entgegen ſtehen. Folglich iſt das Vermaͤchtniß we⸗ 
ſentlich unguͤltig, welches der Mutter eines im Ehebruch erzeugten 
amehelichen Kindes von: dem anerkennenden Water: deffeiben ge⸗ 
macht wurde, ſelbſt wenn es fcheint, dag das Vermaͤchtniß der Mutter 
ans bioßer Zuneigung zu ihr gegeben wurde, auch wenn das Kind un⸗ 
fähig iſt, die Mutter zu beerben, und folglich aus ihrem Nadjlaffe 
das Vermaͤchtniß des Vaters an ſich zu ** und endlich ſelbſt 
wenn die. Mutter über das Vermaͤchtniß verfügt, und dadurch fh 
erkennen gegeben hätte, daß ſie nicht — würde) um 
ſolches auf ihr Kind zu — Grenoble. 8. 13. 1. 861. 
D. 11. 11::403:: L. 37. 404. — Paris. RG. 1834. 2,42. 

3130 dieſem Falle koͤnnen gleichwohl die Eheſteuet und 
die Berabredungen im Ehevertrage nicht aufgehoben werden, als 
erdichter. und eine imditrkte verbotene Besünftigumg enthaltend 
Angers. 8. 7. R1104 L. 18; 1497. 

6: ; Daıdie/Anertmnung) eines im Ehebruch eijeugten Rin- 
des, und. feine. Ehetichmachung durch nachſolgende Ehe)’ unhellbät 
ungültig find, und: feine: Wirkung hervorbringen koͤnnen ſo darf 
das von: ſeinem Bater: feiner Mutter gegebene Vermaͤchtniß nicht 
als eine, zu Gunſten des Kindes ausgeuͤbte Freigebigkeilt durch 
eine untergeſchobene Perſon betrachtet, ſondern muß zu Gunſten 
der Mutter jenes Kindes aufrecht erh en ‚Werden. Angers. 
s. W. 2 47 714. 551. 

7. Das vom Teſtirer der helichen Tochter‘ feine Ton 
cubine gegebene Vermaͤchtniß iſt guͤltig/ wenn anerkannt ift, daß 
ber. Concubinat der: Mutter zut Zeit des zu Gunſten ihrer Toch 
tee errichteten Teſtamentes nicht meht beſtand; die Tochtet katin 
in: dieſem Falle nicht. fuͤr eine untergeſchobene Perſon gehalten 
—— H. Bw. Rom. S. 20. Mu AIR D. 18 17406, 

gG' 6% Alı 

8. Dee: ‚gefegliche Erbe kaun die —— FBF Gröf- 
ung: einer Hinterleaung fordern, welche buch eine: Mutter 
(dem: Erblaffer) gefchehen, um nach ihrerw Tode ihrem natürlichen 
Kinde uͤbergeben zu werden." Diefe Hinterlegung kann eine 
verbotene Beguͤnſtigung enthalten, und ſteht Im diefer Be iehumg 
untee. der; Behimmeng- des Art. At varie, 8.6. ı 381. 
Li 413:268. 

Die: gefegliähe — Binfihenid EEE 
Derfonen fälle alsdann hinweg, wenn bie Thatverhältniffe alle 


WB Mon dex Faͤhigkeit, udter Schenkungen der Lehenden, 


At; Woͤglichkeit einer wirklichen Unterſchiebung ausſchließen. Mithin 
iſt die Schenkung, welche ein: Water oder: eine Mutter dem Kinde 
ihres natuͤrlichen Kindes uͤber den ‚durch Art. 757. ff. erlaubten 
Betrag machen, gultig, wenn dieſe Schenkung nach dem Tode 
des natuͤrlichen Kindes ſtatt ſindet. Colmar. -S: 26.2; 50. 
D. 24. 2..81..> f. Art; , 908: ; a a FEN 
or 40. Der von einem Erblaffer an:eine jener Perfonen,. welche 
das Geſetz für: unfähig - erklärt „.. unter -unentgeldfichem Titel zu 
empfangen ‚: ‚gefchehene ‚Verkauf, kann für-eine verſteckte Verfuͤ⸗ 
gung, angeſehen werden „wenn. ein Theil des Kaufpreiſes in ei⸗ 
Met, Leib⸗ und ‚einer. Nutznießungsrente beſteht. — Sie kann 
ſelbſt fuͤr ungültig: erklaͤrt werden, ‚ohne. daß die Simulation vor⸗ 
gaͤngig bewiefen waͤre. C He ‚Bw. Kiom. S. 7. 4. SA. ‚D. 
5u.1+:284., L. 48, 289; Pan ſ. Art 909. Nro. 12. : BET) ' 
U. Scheinhaͤndel find ungültig oder wirkungslos nur in 
here als das; Gefeg dadurch. umgangen wird. Caſſ. Bruͤſſel. 
: j — 76. D. 9. 1. 58. L. 29. 257. — f. Art. 893. Nr. 
After a ent. 

cs42.% Die Unghltigkeit eines geheimen Vermaͤchtniſſes als 
Folge der Unfähigkeit, deffen, dem es beſtimmt iſt, kann nicht 
von dem; Vermaͤchtnißnehmer, welcher (ohne sam Teſtirer erbbe⸗ 
recht igt zu ſeyn) zur Auslieferung des Vermaͤchtniſſes beauftragt 
iſt, vorgefhügt werden, Paris. 8. 23. 2; 78..D. 21. 2. 91. 
rin 13Derjenige, den; das Geſetz nicht als untergeſchobene 
Perſon für, einen Unfaͤhigen betrachtet, kann nichts deſto weniger, 
den Umſtaͤnden nach, fuͤr untergeſchoben erklärt werden. Die 
Berfügung des; Art: 911, iſt nicht ausſchließend fuͤr die andern 
Säle, wo die Unterſchiebung einer :Perfon ſtatt finden: könnte, 
8.9 Vw. Rouen. D. 7. 2 99. nuν } 2 Bu 1 BE SER 
44. ‚Die etwaige Meinung: eines Geſchenkgebers ober Te: 
ſtirers Über die Anwendung, welche wahrſcheinlicher weife der 

Gefhent +. ‚oder, Vermaͤchtnißnehmer von ‚den: in der Schenkung 

enthaltenen Gütern machen wuͤrde, kann nicht ſo angeſehen wer 

den;. als wenn dadurch ein Fideicommiß. begründet; oder eine 

Perſon untergeſchohen würde,: felbft dann nicht; wenn: noch der 

Umſtand binzuträte, daß der: Geſchenk⸗ oder Vermaͤchtnißnehmer 

in der That der Meinung des Geſchenkgebers oder Teſtirers ge⸗ 

mäß verfügt haͤtte. Caen. S. W. 2. 34 D. 27. 2. 103.7 | 

10: 4311, Den, vom Sohn eines Rechnungsbeamten mit dem 

Gelde ſeines Baters ‚gemachte: Ankauf wird kraft Gefeges als 

vom Vater ſelbſt, durch eine untergeſchobene Perſon, und zu 

Beeintraͤchtigung des Unterpfandes des. Staatsſchatzes geſchehen 

betrachtet/ Limoges. Si 12. 2. 205. — fin Art. 918 >: 

‚198, 16..0 Das Vermaͤchtnig, deſſen Verwenbung’den Teſt 

ments-Vollzieher unter der Benennung von guten Werfen ivork 

gefchrieben iſt, kann als zu Unterftügung der Armen gegeben bes 


sin arlamıy Fu s» 3 mm #37: 1 ANHIG-T 39% 1‘ atıye 
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trachtet, und darf —* als —* EN Derfonen — 1. 
SE — 15. 7.D — 7, nr ” 


* 


+ J Die 7 dei. Srmtfärien getönt BE unter die Unfähi. 


2 Einnun hd 5 — — * ‚vom —— 


a) € — en in der Fo | 
—* ingt un utig; ;fie find * m S. * Ar für einen 
unfähigen Gefchentneh N. Jahrb I. 17. 

Ein Ausländer kann en Teſtament über fein) Berinögeh 912. 
in Frankreich zu Gunſten eines‘ Franzofen verfügen, felbft wenn 
ein Staatsvertrag" mie feiner Nation im Sinne der Art 11. 
und 726. befteht. Das Dafeyn ſolcher Verträge) wuͤrde nur 
alsdann noͤthig fepn, wenn der Fremde * wer ober eine 
— an fi „A Heben — m . 14. 21 0..**) 


Bern * 


— dem —— worüber. man verordnen darf, und 
| von ber ARINDERUNG,, der Vermächtuiffe. | 


u 
rohr 
' ‚1124 HF 


w- tr Erſier "Abfchnitt, 
= Bon dem Bermögenötheil, worüber man verorduen darf. * 


Er Das Bermögen, "worüber nah dem dig, * 93 913. 
913. 915. 916. zu verfügen erlaube iſt, Pal a 
IR Theil durch, PROMI unter Be ‚oder legten Willen, 


Su 


‚*) Stillſch ende ode — Sri tm der Aftererbſchaften. 

gun de ee una? ka, chtniß Ungülz; 

| J— ML. N Willens hoch verkleidete 

‚gleiche Wirkung. Brauer v a. — Garen an Mittelöperfos 
nen. Brauer Ba 

7%) Trefurt 475. gi 564 

ro gun ven Granten; ale dem Rechte zu — Verfuͤ⸗ 

Zieb Pong auf den Gegenſtand geſetzt find, 

Ii des berfhenkbaren und des nicht 

Be —2— ——— ehend. 677. Bon dem Vorbehait 

HA, theit) ebend. 678 —ı 688, Pflichterbfchaften, deren 

) Berfchiedenheit nach xroͤmiſchem — frauzoͤſiſchem Rechte. 

Srauer V, 809 m 58 Am: Wr chenkungen. 

— er V. 904.- tetbrechtes, * Ar 

RB. Bemerkungen 9 — uffah. a 





98, 


u 
— 


50 Von dem Vermoͤgenstheil, woruiber man verordnen darf, 


ie der Belaſtung hingegeben werden; ſolches einem oder‘ meh⸗ 
en Igeborenen oder ungeborenen Kindern bdes Geſchenknehmere, 
ln zweiten Grade einfchließlich, zurüdzuliefern. — Zum Voͤll⸗ 
dieſer Verfuͤgung find die Art." 1051.ff. bis 1074. anſor 
— a Gefes (1826.). S. 26. 2. 334. 

nu, Die Wirkungen einer Schenkung. unter: Lebenden, ſeibſt 
alle auf Pflichttheil und Minderung bezuͤglichen Ftagen, werden 
t durch die Geſetze, die beim Ableben des Geſchenkgebers gel: 
ten, fondern durch jene beſtimmt, welche zur Zeit der Errichtung 

der Schenkung in Kraft, waren. Grenoble. S. 11. 222 — 
Bordeaux. 8. 9. 2. 2% D. 7.2. 13. — Paris. BR: 45. 2. 35, 


civ un A: 449; 1303 


3, Eben fo: kei san &benkung, welche 4 Fe * 
— Verkaufes verſteckt iſt, en was ben Beeicheil, bes 
ge Limoges. 8. We 2. 108 

Im entgegen geſetten Sinn. enfaiden. ‚Zoutenfe 
S. 30. q ‚114. | 
6. Es if das Gefeb r das zum Beitpunkte des Ventrages 
Kraft hat, nad) welhem die Sauer einer BEINEN 
Erbeinfegung zu beurtheilen. Zurin, S. 6. 2. 535. L. 19. 90. 
Zurin. S. 6. 2. 457. D. 4. 2. 161. L. 19. yy — Paris, S. 
2..2.,693....L. 19..357.,.—. Limoges.; S. 22, 2. 276. L. 66. 
277. — Pau. S. 25. 2, 387. 

7. Eben fo, wenn es ‘eine wechfelfeitige, oder eine andere 
durch Heirathoverttag dem, — — — Schenkung 
iſt. Caff. Srme. S..1!4.-161. D.. 466. — Paris. S. 11, 
2. 9. L W. 461. 6G. Dale — 12. D. 10. 
10% L.. 34.493, 6.9. Vw. Paris, S 13,2. 29. D. 


1...563. 
Es Das zur! glit des Ablebens in * nei‘ a 
iſt ui Bei den nach bloßer Wittelipe ‘des — "wider 
suflihen Schenkungen zur Hand zu nehme. 9. Vw. 
Colmar, S. 26. 1. 203. D. 23. 1. 430. 

"9. Das zur, Belt des Ablebens "des Teftirgrs, "und nicht 
das. jur Zeit der Teſtaments ‚Errichtung, geltende. Geſetz iſt «8, 
wodurch überall, fo», viel die. Verfügbarkeit über, das Vermögen 
betrifft, das Schickſal der eher Berfügungen feftgefegt 

wird, €. H. Vw. Douai, S. 3. 2. 448: D..1.: 639. — ®Pois 
tiere. 8. 1: 2. 678. — Limoges. 8.22. 2. 5 L. 65. ‘277. 

10. Die unter der Herefchaft bes roͤmiſchen Rechtes von 
einem Ahnen feinem Enkel, den er in feiner Gewalt hatte, ges 
madten, bis zum Ableben des Geſchenkgebers widerruflichen, 
Schenkungen ſind in alle dem;, was die. Minderung. oder Eine 
werfung betrifft, ‚dem: Gefege — welches zur Zeit des 
Ablebens hr. J in Fit if 6.9. Vw. Genua. S. 
10. 1. 81. D. 7. 1. 535. L 193. 
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2.114877 Anders vethaͤlt es ſich wenn der, Vater fich eidlich 913; 
verpflichtet: hat, die: Schenkung nicht zu widerrufen, wo dann die 
Schenkung in den eben: gedachten — jenem u. nicht 
unterworfen ijt. Slovenz. 8% 2 9 D: 10. 2 85. — f 
Aus 1039. Nr. 1. | 

12. ‘Das’ Bermächtnif bes Feeithe ils muß rad dem Ge 
is, welches zur Zeit ber Teſtaments-Errichtung galt, beftimmt 
werden, zumalı wenn bag zur Zeit des Ablebens — vr 
den — * minder guͤnſtig ft Riom. 8: ‚19.2 
289. :D: 18. 2 ‘ 
13,47 Wenn m Vater, indem er ‚einen feiner Sihne ver⸗ 
helrather ihn in gleichem Theile zum Erben einſetzt, ſo enthaͤlt 
dieſe Verfuͤgung weder eine unwiderrufliche Erbeinſetzung zu 
Gunſten eines jeden der uͤbrigen Kinder naoch eine Haupt⸗ Erb⸗ 
einſetzung zu Gunſten des Eingeſetzten, im Falle des Votabſter⸗ 
bens der obigen; es iſt hier nichts, was den Vater hindern koͤnnte, 
uͤber den Freitheil ſeines Vermoͤgens zu verfuͤgen, wenn er nach 
dem Vorabſterben feiner Übrigen Kinder > mit alleiniger Hinter⸗ 
taffung jenes. ar. Kindes, mit Tod abgeht. Caff. — 
S. 19. 1. 119. D. 17. 1. 4. 
48.Der —* findet feine urttibereufliche Beflinmmung 
durch die Anzahl der Pflichterben, welche der Teſtirer bei: feinem 
Ableben hinterlaͤßt. — Folglich, kann jener Antheil feinen Zu- 
wachs, ala Folge: fpäterer — —— eines er Erben er⸗ 
Halten.» Gaen: S. 26.:2. 296. D. M. 2 197. 1:79. 46; — 
Caen. R. G: 1837. 2. 436. — f. Ast. 785. 780. 922. 
17,19% ‚Die in einem Heirathsvertrage zw Gunften des aͤlte⸗ 
ften Sohnes gefcjehene Erbeinfegung ‚mit dem Vorbehalte für 
die Eltern; ein anderes Kind ger feiner. wählen: zu — iſt 
eine unwiderrufliche —— C. H. Vw. Zoulouſe.s “2: 
1. 273.: D. 48.1 

+20. Der — des Art. 913: und der bes. Art, 1008. 
ehrden, nicht. mit einander in Verbindung gefegt werden; wenn 
daher ein: Ehegatte zum Vortheil der Kinder. : erftet: Ehe den 
Freitheil des Art. 913. erfhöpft hat, fo kann er dem Ehrgatten, 
mit dem er zur zweiten - gefchritten m. nichts weiteres mehr 
—— kei Pan 6 ER 1. 271. 47. 1. 4 hab 


21.) Um zu miffen ; wie diel der. Fleithen — ‚Sinne. des 
Art. 913. und: 915, beträgt, und: um die Minderung beftinnmen 
zu koͤnnen,/ muß man ıfelbft das: vor. «dem: Code geſchenkte Ver⸗ 
möge “der: m. ame Turin. 8. 6. 2.535. — 


rin. 8. 7. 2 &. 9 Bw. Rouen, 8.18, 4 440. | L. 
38. 502. Kr H 2. | 
10) TEE, ©. er 


4* 


93, 


52 Don dem: VBermögenstheil, woräber man vorordnen darf, 


22. Wenn ein: Vater in feinem” Teftamente den vierten 
Theil feines Vermögens ohne meitere Erläuterung als Voraus 
vermacht, fo muß biefer ‚vierte Theil nur nah dem Vermögen 
berechnet werden, welches zur Zeit des Ablebens vorhanden, umd 
nicht nady demjenigen, welches vom Water bei Lebzeiten durch 
Schenkung bingegeben worden iſt. Toulouſe. S. 20 2, 296 
und 22; 2.:66. — f. Art. 857. und die Not. 

23. Wenn ein Ahne einem feiner Erben ben Freitheif 
als Voraus vermacht, und ihm überdies die Befugniß einräumt, 
diefen Voraus in foldyen Liegenfchaften zu nehmen, wie er es für 
gut finden würde, fo. wird angenommen, baf er einen mirkli- 
hen. Bortheil übe r den Betrag des Freitheils verlichen habe; 
da hiernach das Vermaͤchtniß als das Maß überfchreitend zu 
betrachten, ſo kann es in dem Sinne gemindert werben,.: baB 
dem een die. Wahl der Güter ur bleibt. 
Romen. 8:28 4142. Du26. 2. 72. L. 81. 378 
+ MA. Wenn ep der Kinder. und : Miterben mit ‚einem 
Voraus, an einer beſtimmten Liegenfhaft zu nehmen, begünftigt 
worden bij, in Folge deffen einen Mehrwerth an feine Miter- 
ben, nad) u. Abfhägung jener Liegenſchaft, herauszubezahlen 
hat, und ſich im Nachlaſſe noch eine andere Liegenſchaft befindet, 
ſo kann das Gericht, um den Freitheil zu beſtimmen, eben. fo gut 
zur Abſchaͤpung dieſer andern, als der erſten Liegenſchaft ſchrei⸗ 

— Wenn die zweite Liegenſchaft untheilbar iſt, ſo kann 
Berfieigerung: ſtatt finden, um die Theile zu machen ,. allein «8 
ift nicht nothwendig, diefe: —— vorzunehmen, ehe der 
Freitheil feſtgeſetzt worden. Pau. 8. 27. 2. 2364. L. 80: 581° 

26. :Bebe Schenkung zum: — begreift zunüchft den 
gefchenkten Gegenftand, und dann einen Kopftheil der kuͤnftigen 
Erbſchaft in ſich — Eine: ſolche Schentung richtet ſich, ſowohl 
was den geſchenkten Gegenſtand, als was den kuͤnftigen Erban⸗ 
theil betrifft, nach dem zur Zeit des Vertrages guͤltigen Geſetze. 
Man kann nicht ſagen, daß die Frage uͤber die: kuͤnftige Erbr 
ſchaft, weil ſie einen Theil der. Verlaſſenſchaft ausmache, nach 
den zur Zeit des Ablebens geltenden Geſetzen, wie bie Verlaſſen⸗ 
ſchaft ſelbſt, behandelt werden muͤſſe. Wenn einer von drei 
Brüdern von dem gemelnſchaftlichen Vater eine Schenkung unter 
Lebenden, unter der Benennung eines Voraus, zur Zeit der Herr⸗ 
ſchaft des roͤmiſchen Mechtes empfangen hat, und als Erbe zum 
Nachlaſſe des Geſchenkgebers, feines Vaters, unter ber Herefhaft 
des Code: gelangt ifo: kann dieſer Gefchentgeber und Erbe bie 
Schenkung und fein Kopftheil erhalten, vorausgeſetzt, daß das 
Gange nicht fieben Meumtel uͤberſteige. EC. H. Vw Grenobie 

S. 23. 1. 97. D. 20. 1 470. L. 65. 264. 

27. Der Teftirer, welcher fagt: „ich vermache meine Amt, 
lihe Fahrniß dem Gefege vom ... gemäß’ (demjenigen, das 


und von der Minderung. der’ Vermaͤchtniſſe 58 


zur. Zeit der Teſtaments. Errichtung gift), wird nicht fo/ingefehen; 913: 
als habe er feine Freigebigkeit auf. den durch das Angeführte 
Gefeg beſtimmten Antheil beſchraͤnken wollen; wenigftens ift 
kein Grund zur Caſſation gegen ein Urtheil gegeben, welches 

die Abficht des Teſtirers wuͤrdigend, dem Vermaͤchtnißnehmer 

die Berufung: auf das zur Zeit des Ablebens gültige: * er⸗ 
laubt! GE. H. VB: Rennes. 8. 2. 1. 240: Di 21. 4; 78. 

L. 66. 488 


2 f. Art..848. fi. 898. co2. 904 915: 920.92. 985. 
1004. 1090. 1094. 1098! — | 
(30) Es ijt Fein, Eingriff in ten gefeglichen Pflichttheil 
eines Erben, wenn ihm auferlegt wied, zur. Sicherheit der ihm 
anvertrauten Vorwoltung eines Vermaͤchtniſſes zu Gunſten ſei— 
ner Kinder, ein Unterpfand zu beſtellen, da der Erbe die Wahl 
hat, dieſe Verwaltung — oder auspifhtegen. C. 9. 
Bw. Ar. KR. G. 1833. 1 T 
(31) Die Schenkung eines beflimmten Antheits des ge: 
genwärtigen Vermögens (unter Nugniefungs-Borbehalt), 
mit der dem Gefchenfnehmer gemahten Bedingung, auf ein 
Vermaͤchtniß zu verzichten, welches ber Geſchenkgeber dem letztern 
als Erbe eines Dritten zu entrichten ſchuldig war, erſtreckt ſich 
aud auf den Betrag diefes Wermäctniffes, welches als Theil 
des gegenwärtigen Vermögens des Gefchenkgebers zu betrachten 
ift. Zouloufe. R. G. 1833 2, 573 — f. rt. 920. 1084. 
(32) Das Vermaͤchtniß eines beſtimmten Antheils der 
Güter, aus welden die Verlaſſenſchaft des Erblaſſers beſtehen — 
wird, kann auch als auf jene Guͤter ſich erſtreckend betrachtet 
werden, welche als Vorempfang auf die kuͤnftige ale gege: 
ben worden find. C. H. Vw. Rouet. J. 19. S. 1 1:32 
(33) Unter dem alten Rechte waren die Juden nicht ge: 
halten, fih in ihren Heitathsverträgen nad den bürgerlichen 
Gefegen des Landes, das fie bewohnten, zu richten. Es Eonnte 
daher in einem damals unter Juden errichteten Heirathövertrage 
gültig bedungen werden, daß, in Gemaͤßheit der mofaifchen Gefege, 
der Überlebende Mann die Frau, mit Ausfchluß der Kinder, be: 
erben folle: und einer folhen "Verabredung. durfte auch unter 
der neuen Gefeggebung Wirkung beigelegt: werden, obgleich hier 
den Kindern ein Pflichteheil ar dem Nachlaß ihree Eltern zuge: 
fihert if. €. H. Vw. Colmar.‘ 3. 19: 8. 1886. 1. 584. 
(84) Die Verfügung, wodurd) ein Water), Nachdem er eis 
mem feiner Kinder den Freitheil, in gewiſſen beffimmren Liegen⸗ 
ſchaften zu nehmen, vermacht hat, dem Vermaͤchtu ißnehmet 
erlaubt, falls der Werth dieſer Güter den Freitheil über: 
ſteigen würde , den. Mehrbeirag in: Stud. zu behalten, 
“and in Geld oder durch Zurla ſtehen einzuwerfen iſt un⸗ 
gaͤltig, als eine Begimſtigung zium Nachtheile new Miterben 


948. 
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nicht gefterid machen kann, welche die Veräußerung für eine 
indirekte Beguͤnſtigung anfieht (ohne daß es eines Beweiſes in 
diefer Beziehung bedürfte), fondern daß er auch die Veräußerung 
nicht anfehten darf, felbft wenn er den Beweis führt, daß fie 
eine ben Freitheil überfchreitende Begünftigung enthalte. — 
Diefer Erbberechtigte Fönnte Übrigens nicht einmal behaupten, 


daß feine Einwilligung lediglich die Folge der Ehrerbietung gegen 


feinen Vater gemwefen ſey. — Wenn eine. foihe Veräußerung das 
ganze Vermögen des Vaters in fich faßte, und, unabhängig von 
dem Gedinge einer Leibrente zum Vortheil des legtern, aud das 
Gedinge von Kapitalfummen zum Vortheil der einwilligenden Kin: 
der enthielte, fo wärefie um defmwillen allein nicht als Veräußerung 
der eventuellen Rechte diefer Kinder auf die Erbfchaft ihres Was 
ters zu betrachten. C. H. Bw. S. 29. 1. 118. D.26, 2.80. 
. 81. 339 - ’ 
13. Wenn ein Vater feinem Sohne Güter um geringen 
Preis verkauft hat, fo ift der Verkauf an fih gültig, allein 
deffen Umſtoßung wegen Verkürzung iſt ſtatthaft; — derſelbe 
kann auch als verſteckte Schenkung angefochten werden, jedoch 
nur um die Minderung von demjenigen zu verlangen, was zur 
Schmaͤlerung des Pflichttheils gegeben wotden iſt. Colmat. 
S. 14. 2. 289 L. 40 507. | 
14. Ein Vertrag unter befäftetem Zitel, welcher eine ins 
birefte Begünftigung einer Perfon enthält, die zum Empfange 
derſelben fähig ift, kann nicht als bertüglic oder gefährdevol, 
wegen der darin enthaltenen Freigebigkeit , aufgehoben werben : 
noch auch wegen Formfehler, weil ihm die Förmlichkeiten bee 
Schenkungen Mmangeln; nur alsdann, wenn die indirekte Beguͤn⸗ 
ftigung den Freitheil überfchreitet, findet Einmwerfung ftatt. Caff. 
Gaen. S. 17: 1. 383. D. 16. 1.98. L. 49. 209. 
— Art. 750. 843. und die Notizen: 893. und die Notizen: 
‚ (IHN) Der Art: 918 iſt eben fo wohl auf den Fall an: 
wendbar, wo ein Erbberechtigter fich verpflichtet, gegen ein vom 
gemeinſchaftlichen Rechtsvorfahrer ihm bezahltes Kapital, zu 
deſſen Befreiung, eine zum Wortheil eines Dritten ſchon bes 
ftehende Reibrente zu bezahlen, als auf deri Fall, wo es ſich von 
einer an den gemeinfchaftlihen Rectsvorfahrer -felbft zu entrich- 
ge Leibtente handelt. E. H. Bw.’ Angers. Re G. 1833. 
(16) Der Art. 918. nach welhem die einem Erbberechtig: 
ten in gerader Linie mit Nugniefungsvorbehalt übergebenen 
üter ihrem vollen Eigenthumgiverthe nad auf den Freitheil 
aufgerechnet, und erft der Ueberſchuß eingerechnet werden foll, 
ift nicht anwendbar auf den Fal einer von den; Ahnen im Na— 
men bes Erbberechtigten gefchehenen Etwerbung, felbft wenn 
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jener ſich die Nubnießung der: etrkauften Gegenſtaͤnde dorbehalten 918. 
hätte; ein ſolcher Kauf! kann nicht als eine Uebergabe ) im 
Sinne des Art. 9181 betrachtet werden, da das Eigenthum ſelbſt 

nie im Beſitze des Ahnen geweſen, fontern unmittelbar auf die 
— des Nachkommen uͤbergegangen if. Patis. R. 6 1838; Ä 


— Die Schlußbeſtimmung bes Art. 918. ‚iR auf Ya 
Tall ber Theilung eines noch lebenden Vaters unter feinen; 
ſaͤmtlichen Kindern nicht. anwendbar; jedes den Kinder kann, ſeinet 
Einwilligung in die Theilung —— die Umfloßung:tegen 
Verkuͤrzung begehrten: &rehoble:: I. 491. 8.1 1835: 2. 3A: 1:10 

(18) Der Erbe in gerader Linde, gefeglicy: verpflichtet, feineh 
Miterben einzumeifen., was er uͤber den Betrag des Freitheils- 
mittelſt einer Webergabe unter Beding einer. Leibrente empfangen 
bat, darf nicht auf die einzuwerfenden Beträge: die Summelt 
auftechnien oder einbehaktem;ihie er vermittelſt der jaͤhrlich —* 
richteten Leibrente uͤber die geſetzlichen Zinſen bezahlt hat; die 
Einwerfung muß —— ohne allen. Abzug geſchehen. Sf 
Angers. R. 6. 1836.1 - 297... 

+ Kann, wenn ein Elternteil * ——— ri ensife‘ Ans 
fhlag v t, die: Derfteigerung dieſer £ von jenen 
Kindern verlangt uen, welche „gteigpeitig * Ger Pflicht 

fegt worden find? — Berneint: ann jedoch eine‘ 
 Koiung A Sacyerkändige begehrt werden. Annalen 


1. ge ei Schenkung eines 7 TERERE s der 919. 
unter Herrfchaft eines Gefeges gefhehen, das folche unterfagte, 
ift ungültig, obwohl der Gefchenkgeber unter der’ Herrſchaft deg 
Code verftorden, welcher fürs Fünftige die a, eines 
Voraus geftattet. Botbeaux. S. 9. 2. ÜD. 7.2. 13 

. Wen eine Schenkung unter Lebenden unter der Hetr⸗ 
ſchaft des roͤmiſchen Rechtes geſchehen, wodurch· dieſelbe kraft 
Geſetzes von der Einwerfung in’ die Erbſchaft befteit war, fo 
iſt es das naͤmliche, ald wenn die Echenfunasurfunde das aus: 
druͤckliche Gedinge eines einmurfefteieht Voraus enthielte. — 
goratic Fann mat die Einmerfimg nicht begehrten, Fr J 

ebfchaft erſt unter dem Eode angefallen waͤre, welcher 
kungen und Vermaͤchtniſſe von der Einwerfung Mur befreit, * 
der Erblaſſer eine — Abſicht in — Ausdtuͤcken ge⸗ 
äußert hat. Luͤttich S. 10. 2. 261. D. 8. 2. 77. - 
3 Selbſt wenn eine Schenkung nicht ausdrucklich als ein⸗ 
ofret wäre gemacht worden, fo kann man ihr bennoch bie 
Fam ng eines Voraus geecn wenn hinlaͤnglich * daß bie: 


{ 2 Mur 
Kt ’ dt , Ip — " k r f 
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919. ſes die Abficht des — geweſen. Turin 86. 2. 17. — 
Turin. 8.6 2. 131. D. 8.:2. 44. 1:17.:396. — Turin? 
8. 7. 23::695. — ‚Xurin. 8, 13. 2.330. Di 7. 2. 38:06 
H Bw. Turin. 8::12..1.. 386.0. GC: 9: Bmw. Bourges:i Sa 
16. 1.04. D. 18.1. 32 L. 50. 541. - C. H. Bw. eis 
moges. J 19. S. 1835. 1. 914. 

4: Die Auslegung des Zeftamentes in‘ biefer Büiegung 
ift gänzlich dem Bun der: Hauptfache: überlaffen: C. 9. Dei, 
Riom. S. %. 1. 70. D. 23: 1. 258.: L: 73. 217. 
5Eine Haupterbeinfegung , welhe zu ‚Gunften eint® 
Miterben gefhehen, kann: in einem Zeftamente das ausdrüdliche 
Gedinge eines Voraus. oder. der. Befreiung von der Einwerfung 
vertreten. Limoges. S. WM. 2 276. L. 65. 277... 5. 

Die von einem Vater einem ſeiner Kinder mit ber: 
Belaftung gemachte Schenkung, das geſchenkte Vermoͤgen den 
kuͤnftigen Kindern des: Geſchenknehmers zuruͤckzuliefern, hat den 
Charakter eines Voraus, obwohl. die Urkunde dies nicht aus⸗ 
druͤcklich beſagt, und nicht bloß den eines einfachen Vorempfanges 
daher muß dieſelbe auf den Freitheil eingerechnet werden : Goefiens 
5:28. 2247. — fe. Art; 924. 
7, Das Gedinge der Nacherbſetzung in "einer Schenkung, 
welche zum Vortheil eines Kindes des Geſchenknehmers gegeben 
wurde, iſt gleichbedeutend mit einer. ausdruͤcklichen Befreiung 
von der Einwerfung; in ſolchem Falle wird die Schenkung als 
ein — enthaltend angefehen.: E. H. Vw. Corſica. S. 30. 
7 og | | m 
8. - Wenn eine verftedte Schenfung, melde mehr als den. 
Sreitheil. enthält , an einen Erbberechtigten ‚gemacht wurde, ſo 
wird fie für ein Voraus: geachtet, fie ‚enthält naͤmlich die doppelte . 
Schenkung. des, Freitheild und eines Erbantheilg ; es iſt nicht 
nothivendig ,. daß bie a eines Voraus mörtlich darin, 
ausgedrüdt, fey. Lyon. 8. 25. 2. HR D. 24, 2. 128. * 
74. 480. — 
. 9. Jede Freigebigkeit. in: Kefſtalt einer Begünftigung. & wich 
für ein Voraus angeſehen; wenn alſo der Freicheil ‚ein N 
ift, ſo wird ‚das befchenkte Kind, dem alte gefehlich verſtatteten 
eg zugetheilt werden, als ein Geſchenknehmer des 
rittels kraft Voraus angeſehen. Paris. S. 26, 2,23.) . 
Das an Erbberechtigte mit, einem Viertel des ganzen 
Vermögens, des Teſtirers, und mit der, Verfügung, gegebene. Vet: 
maͤchtniß daß dies, Viertel der Hälfte, beigeſchlagen werden Aalen 
welche ‚diefelben von ‚feiner Erbſchaft zu bezichen ‚berufen 
wird fuͤr ein Voraus und einwurfsfrei betrachtet. "elun 5 
2. 159. — Paris. S. 13. 2. 330. 
11. Das Gedinge der Schentung eines Vaters an feine 
Kinder, worin der Gefcenkgeber, nach dev. Erklärung; daß der 
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Geſchenknehmer nicht. gehalten ſeyn ſolle, ben gefchenkten Gegen? 919. 
ftand auf irgend eine Weiſe einzuwerfen, hinzuſetzt: „aber 
unter der Bedingung, daß die Geſchwiſter des Geſchenk⸗ 
nehmers dafuͤr aus dem brigen Vermoͤgen des Geſchenkgebers, 
und auf die Weiſe, wie er es beabſichtet, entſchaͤdigt werden’ 
ſollen/kann betrachtet: werben , als einen bloßen Entwurf ent⸗ 
haltend, welcher in keiner Weiſe auf die Verhältniffe der Schen⸗ 
fung einen Einfluß hat, und die Loszählung vom jeber Einwer: - 
fung (dem Werthe nach wie im: Stud), die damit verbunden 
iſt/ nicht aufhebt ‚obwohl die angekuͤndigte Entfchädigung:. nicht 
fatt ‚gefunden hat. — Wenigſtens enthält eine ſolche Entſchei⸗ 
dung nur. eine Auslegung und Würdigung einer Urkunde, welche 
=. Grumd * Gaffation! « eben kann. E, 9. = Amiens. 

$.' 28:1. 432. D. W. 1. 

1: 42, Ein Teſtirer, der nach einem ſeiner Frau egebenen 
Vermaͤginiſſe dieſelbe in Verbindung mit andern Erben im 
ganzen uͤbrigen Vermoͤgen einſetzt, wird ſchon darum allein da⸗ 
fuͤr angeſehen, daß er das Vermaͤchtniß mit Befreiung von ber 
Einwerfung, d h. als — habe geben wollen. Turin. 5.6. 
2.131. D. 8. 2. 44. L. 17. 396. 

0113. Nach ber alten Rechtslehte wurde ein Nugniefungs 
serrhächtniß nicht ‘auf den Pflichttheil eingerechnet; der "Were 
mächtnißnehmer tonnte, der Annahme jenes Vermaͤchtniſſes unge⸗ 
achtet, feinen ganzen Pflichteheil forbecn, Dijon, S. 18. 2. 234. 
L. 51. 55. *) nat, 13 
# Art. 0%. 847. 893; 


Zweiter Abſchnitt. 


Bon der Minderung der Schenkungen und Vermächtniſfe. 


1. Die Gerichte koͤnnen ein Erbvermaͤchtniß nit mindern, 920, 
BER, es den Pflichttheil nicht ‚fchmälert. Kein Vorwand der 
Erberſchleichung ober EEE kann eine Minderung begruͤn⸗ 
den. : Caſſ. Rennes. S. 10: 1. 107. D. 8 1.:31. L. % 4141: 
' 2... Die ne: ob ein Erbvermuͤchtniß aufgehoben ober 
gemindert: werden ſolle, -al& dem Freitheil überfchreitend , kann 
nur nach Abſchaͤtzung des Vermögens, in Folge einen Theilungs 
klage, entſchieden werden. In fo lange wird das. Vermaͤchtniß 
als gültig. angefehen. Es gibt dem Vermaͤchtnißnehmer das 
Recht, den zu ug ed beizumohnen, und‘ ſelbſt auf 
un anzutragen. "Zurin. 8. 13.2. 332; :9 u mini 

27 Dae Vermnachtnß einer — die aus einer andern 
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* Von dem ——— Ver Soen, Zacher — * —* 
liche Schulden des Pflichttheils. Brauer VI. 
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920: Rente, welche der Zeftirer zu fordern bat, genommen werben 
fol, unterliegt. nicht dadurch ‘allein dee Minderung, daß die für 
bie: Zahlung verhäftere :Mente einer Minderung ausgeſetzt wurde, 
— In dieſem Kalle. kann man dem Vermaͤchtnißnehmer die 
von : ihm  ausgeftellten. Quittungen . nicht: entgegen haltem, ‘üm 
welchen. derfelbe indie Minderung eingemwilliat hat, in: der irrigen 
Meinung, daß dies: Rechtens fey. Paris 8. 3 2.506. 

.. Die Frage, ob ein. NRentenvertrag, als eine verſteckte 
Schentumg, und als den Freitheil Überfchteitend, aufzuheben oder 
zu mindern fey, iftinicht nach den Gefegen, welche zur Beit des 
Kauf : oder Schenkungevertrages, fondern nad) jenen, welche zur Zeit 
des Ablebens des Verkäufers oder Gefchenfgebers gelten, zu beurs 
theilen. Caſſ. S« 10% 1. 371. D. 8. 1.439. — f: Art. 913, Nro,3i 

7. Ein Vermaͤchtniß, welches einem Gläubiger mit der 
Auflage gegeben wurde, auf feine- eigene Forderung zu verzichten, 
iſt in dem Sinne zu; verfiehen,, daß der geſchenkte Gegenftand 
zunächft 'für.die Zahlung der Forderung :verhaftet, und der Mehr⸗ 
betrag unter: unentgeldlichem Zitel gegeben iſt. Folglich ift Grund 
zur Minderung nur in fo .weit vorhanden, als der Mehrbetrag, 
des vermachten Gegenftandes gegen die Schuldforderung, den 
Sreitheil überfteigt. . Zowloufe. S. 22. 2. 210. D 2. 2. 10. 
- 8». Ein Vorbehalt gefchenfter Güter (durch eine vor dem 
Code gemachte Schenkung unter Lebenden), obmohl  derfelbe in 
Gefolge des Art. 1086. dem Geſchenknehmer zugefalten,, Bann 
dennod dem Erben zuyemwiefen werden, wenn nicht andere Guͤ— 
ter in binreihender Maffe vorhanden find, um daraus für ihn 
einen gefeglihen Vorbehalt im Sinne des Code bilden zu koͤn— 
nen. Florenz. S. 13. . 9. D. 10. 2. 85. — 6.9 Bu. 
ne 12. 1. 169. D. 10. 1. 222. L. 32.567. — f. Art. 

| 10: Eine Erbeinfegsung, obwohl fie durch Heirathsvertrag 
gefchehen ‚ ift wefentlidy widerruflich, wenn der Einfegende ſich 
die freie Befugniß vorbehalten hat, anders zu verfuͤgen — Aus 
dieſen Gründen iſt die Wirkung einer ſolchen Erbeinſetzung, for 
wohl was die Rechte der Eingeſetzten, als was die der Pflichterben 
betrifft, nach den beim Ableben des Teſtiters, und nicht nach 
den zur Zeit der Erbeinſetzung guͤltigen ren gu : brurtheiten: 
E. 9: Bw Agen. «816.4: 73 D. 13,4. 595. LA4. 491; 

12: Altes was Vater: oder: Mutter, ale Ehefteuer oder Bor: 
empfang, dbemuchne Nachkommen yerftorbenem Rinde gegeben haben; 
muß wirklich oderinah‘ dem Anſchlag in ihre Erbſchaft einge: 
morfen werden; und iſt dann auf den-Freitheil seinzuredynen, 
worüber fie zu Bunften eines der überlebenden Kinder u 
verfügen Eünnen. C. 9. Bw. Dijon. S. 22. 1: 42 . 17. 
4: 463. L. 55 10. | 

f. Art. 843. 913. 922. 995. 
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(13)! Die Staate-Rentenfcheine, welche ein Erblaſſer, der 
einem feiner Erben den Freitheil vermacht hat, hinterlaſſen, 
muͤſſen zur Feſtſetzung deſſelben, gleich dem — ‚übrigen 
Bermögen, nad ihrem Merthe zur Zeit der: eröffneten Erbſchaft, 
dem salsdann beftehenden Kurs gemäß, und nicht nad): ihrem 
Werth. am Tage * — angefchlagen werden. Bordeaur. 
J. 19. 8. 1835. 2. 109. *) — ſ. Art: 922 

* — findet mur fatt — —* ng eines — 

am Pflichitheil durch Verfuͤgun 3 

2%. Ally nicht di Ro Sehler der m helungebehörhe hend. 

— pgl. Annalen I 

1. , Die — Mannes ſind nit ermächtigt, ge⸗ 
gen bie nbgefonderte grau auf Unguͤltigkeits⸗ Erklaͤrung der. Vor⸗ 
theile zu klagen, die ihr im: Heirathsvertrage von ihrem Manne 
gegeben worden ſind. Colmar. S. 16. 2. 89. 

Der Art, 92. findet Feine Anwendung; in. dem Falle, 
wo wicht das Vermaͤchtniß rin Hinderniß —. ſon⸗ 
dern wo die e Ans ‚an ‚ic übermäßig iſt. Zouloufe. * 
A 2.4%.D. 26. 2.1. L. 80..39 

ft. Art. 757. und die Notizen. 57, ‚und ‚die Not. 913. 

(3) Die Pflichterben desjenigen, der sine verdeckte Schens 
fung in. Geſtalt eines belaſteten Vertrages gemacht hat, ſind die 
Minderung der Schenkung, zum — Bezug ihres 
Pflichttheils, zw begehren befugt, obgleich ihr Erblaſſer ihnen bie 
Anfechtung jenes Vertrages, als eines Scheingeſchaͤftes, unterſagt 
haͤtte; die gegen den Geſchenknehmer in dieſem Punkt erfolgte 
rechtskraͤftige Entſcheidung kann der a ‚ber. Erben nicht ent⸗ 
gegengefegt werben. Zouloufe.. R. G. 1836, 2. 555. 

Denn ein Verkauf dafuͤr erffärt iſt daß er eine ver⸗ 
beide, Schenkung enthalte, ſo koͤnnen die Erben. des Verkäufers, 
welche ‚den Ausſpruch eines Scheingefchäftes. veranloßt haben, 
wicht: hindern, daß nicht die im. Verkaufe begriffenen Guͤter wies 
der zur Maffe gezogen: ‚werden, um den Sreitheil hiernach zu 
berechnen: auch wenn der Geſchenknehmer des. Freitheils gerade 
berjenige wäre, zu beffen Gunſten * ea — 
worden. Laſſ. Riom. S. 21.1. 387. D 

* Die Unwirkſamkeit eines Ban Ar Folge ber 
Unzulänglichkeit des Machlaffes, wird durch das. vom Erben aufs 
genommene: Erbverzeichniß dem, Vermaͤchtnißnehmer gegenüber 
nicht: genügend. hergeftellt ; ber ———— hat —— 


5 Bon vn AR: des Vorhe heiteerben sie von: dem! Erblaſſer 
getroffenen fueigebigen Verfügungen. einzuziehen: Sachar. IV. 
685, — Minderung der cticen — weoon über 
‚ Iebender Eltern, Brauer VI. 51, 


920 


921. 


922, 
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92 eine rögelmäßige: und er —— gefuͤhrte — 
— Paris. S. — * — A. 


* 3, ‚Obgleich . bie Stäubiger ber Ereſchaft vr be Bil 
mächtnifnehmern und Pflichterben den Vorzug haben, es indef- 
fen: ſich ergibt, daß, die. Erbfhaft unbedingt angetreten, und vom 
Erben alles, was dazu gehört, fich zugeeignet wurde, fo iſt das 
Bermögen nicht mehr. Vermögen: der. Erbſchaft, fonderm des Er- 
ben. Wenn demnach der Erbe Erbvermaͤchtnißnehmer oder Pflichter⸗ 
ben ausbezahlt, fo werden dieſe dafuͤr angeſehen, daß ſie nur 

Zahlungen aus dem Vermoͤgen des Erben, nicht folche, welche 

einen Theil der Erbſchaft ausmachen, empfangen haben : ’ daher 
findet ihrer Seits hier keine Einwerfung- ftatt. Jedenfalls würde 
es ſich anders verhalten, wenn fie Liegenfchaften empfangen 
bitten welhe dem Einfptuch erhebenden "Gläubiger derpfänbet 
find. € Hd. Bi. Pan. S. 4. 1. 387. L. 10.193, 

4. Der Erbe, welcher ohne vorgängiges Eröveizeichniß ſich 
Sie: Fahrniß des Nachläffes zugeeignet, und theilweife veräußert 
hat, verliert hierdurch allein ſchon die Befugniß, die Minderung 
der vom Erblaffer gemadjten Schenkungen zu verlangen ‚wenn 
er nicht wenigftend bemeifet, daß der Werth, den er fich zuge: 
eignet hat, nicht zur Vervollftändigung des Pflichttheils hinreiche. 
In diefem Falle kann der Werth der Seen durch den — 
215 Ruf! bewieſen werden. Paris. ‚26, 2. 31. D. 24 


f. Art, 843. 857: 865. 913. 1090. er a 4 
au (5) Die Beſtimmung des Art: 922. vo im Falle eintre⸗ 
tender Minderung der Schenkungen die geſchenkten Sachen nach 

Vihrem Werthe zur Zeit des Todes des Geſchenkgebers angeſchla⸗ 
gen werden ſollen, gilt eben fo wohl von geſchenkter Fahrniß, 
als von geſchenkter Liegenſchaft. — Der Art. 868. nach welchen 
die Einwerfung der Fahrniß nach dem Werthe der Gegenſtaͤnde 

zur a, Se en tet. folk, iſt hier‘ nicht anwendbar. 


Ar R 

6) "pe ‚Abzug der Schulden an der Erbmaffe, um von 
Freitheil im Fall eintretender Minderung der Schenkungen und 
Vermaͤchtniſſe zu berechnen iſt nur erforderlich, wenn es von 
Stuͤckvermaͤchtniſſen oder dergleichen Schenkungen ſich handelt 
Wo von Erbtheil⸗Vermaͤchtnifſen die Rede if, - muß ‚bie‘ Maffe 
ee an - Schulden gebildet werden.‘ Rennes 


(7) Der im Art. 922. vorgefchriebene Abzug der Schulden 
findet. nur dann flatt, wenn der Vermögensftand der Erbſchaft, 
nach Abzug der Schenkungen. unter : Lebenden, den Schulden: 
ftand uͤberſteigt, oder ihm wenigſtens gleich ift: — Wenn im 
Gegentheil der Schuldenftand den Vermoͤgensſtand überwiegt, 


tra! und’ von der Minderung der Wermälhtniffe.n? 3 


ſo iſt· die Erbmaſſe nur aus dom Bettage der Schenkungen: gu: 922, 
ſammen zu ſetzen, und auf dieſen Betrag muß: der Freitheil be⸗ 
rechnet werden.) Metz I: 19. 8. 1835. 2 1317; 
6) Die in einer elterlichen Theilung begriffenen Güter 
muͤſſen nicht, ‚wie. ‚jene, worüber ‚der. Water durch eine ordentliche 
‚Schenkung: unter den Lebenden verfügt hat, durch Zuruͤckſtehen 
im vaͤterlichen Nachlaß eingeworfen werden, um den in der 
Folge vom Vater vermachten Freitheil zu berechnen. — 
Febenfalls konnte das Gericht der: Hauptſache ſo entſcheiden, 
ohne Grund zur Caſſation zu geben, wenn daſſelbe ſich über: 
‚zeugt, daß 88. bei_ dem. dom Water na), der Zheilung errichteten 
Zeftamente feine, .Abfiht gewefen..fey,. nur über die Güter zu 
Ben. welche zur Zeit feines Ablebens in. feinem Befi ige ſich 
enden werben, ohne für diejenigen , die er früher ſchon über: 
kn hatte, — Einwerfung durch —— zu verlangen. 
Bw. Agen R.G. 1836. 1 
| San eine Minderung der — — ſtatt findet,’ ſo 923, 
wird. mit der juͤngſten der Anfang gemacht, und fo fort bis zu 
den’ Älteren zuruͤckgeſchritten jedoch nicht verhältnigmäßig bei 
jeder einzelnen ;, eidft nicht im Falle, wo bie Schenkungen un⸗ 
‘ter det Form don Kaͤufen verſteckt, und anzunehmen wäre , daß 
ſamtliche Geſchenknehmer in gleichet Maße Theilnehmer des 
Bettuges gewefen AR Caff. Air. 8. 17. 1. 340. 
f. rt. 844. 858.9 


Der in ber — des Vermoͤgens einpefögte Eb⸗ iſt 924. 
berechtigt, gleichzeitig zu fordern: als eingeſetzter Erbe den Frei⸗ 
theiki, and als Erbberechtigter feinen | Antheil als Miterbe am vo. 
geſetzlichen Vorbehalte. Grenoble. 17. 131: ru Art. 843. 
845. 915; No. A: 919,:100% - 

‚f. Art. 857. 916,921. 1039::#) 1% 925. 
. Das Vermaͤchtniß ‚einer, ——— Anehen Sache 926 
kann nicht angegriffen werden, um: damit das Vermaͤchtniß einer 
banten. Summe zu tilgen, falls das Erbvermoͤgen zur. meine 
tung — Schevemächtnifie ungureichend wäre, S« 9. 2 
36. 23. Te .149. 8. 1834. 2.340. — 
—5 J. 19. 8. 2. 452. ———— 

, Att,9 27 BR 197% 513 191 har I 22 

7. .Der Räter weicher feinem, erh tin Vermaͤchtniß 927. 

wie des Pflichttheils —31 Wird ſchon darum ‚allein dafůt 
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9— ——— der — in einem Vehten irren de has 
det weber bem Ile — no erſtern, wenn-fie. sin Pflicht⸗ 
erbrecht haben. Vapo 
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GL Bon bdem Vermoͤgenstheil, woruͤher man verordnen darf, 


angeſehen, daß ſeinem Willen mad) die ſes Vermaͤchtniß, vorzugs⸗ 
weiſe dor: allen andern Vermaͤchtniſſen, bezahlt werden folle,: ſelbſt 
wenn das Kind” den Betrag feines. Vorbehaltes bereits. unter den 
Lebenden empfangen haͤtte. Paris. 8. 64:2, 267. L. 17, 440. 
Das Gedinge, wodurch ein Teſtirer eine Liegenfchaft 
insbeſondere fuͤr die Entrichtung eines Vermaͤchtniſſes verhaftet 
erklärt, iſt nicht von gleicher Bedeutung mit der ausdruͤcklichen 
Erklaͤrung, daß das Vermaͤchtniß vorzugsmweife ausgeliefert wer⸗ 
den Tolle. Lyon. 8. A2. 159. D. 22. 2. 32. L. 67. 59. 
+ Die Dermöctniffe. erleiden wegen Ueberſchreitung des Pflich- 
7 Bei a 9 Abzug, a1 wenn der Berrag * go 
- ,„ Dermächtniffe zur Ergänzung ded Pflchttheils nicht dinreicht. 
a Hohnd Ey 1300, m IB IH 0 Feb dee RN 334 
Setr Pflicht erbe hat alle Rechte auf big ehe oder Zinfen 
feines liegenfchaftlichen Pflichttheils vom Tage des Erbanfalle 
gerechnet, Man kann ihm nicht. entgegen halten, daß, da 
der, Inhaber, als. Geſchenknehmer oder eingefeßter ‚Erbe nuri 
‚Ermangelung. des Zugriffes, ‚von Seiten des natuͤrlichen Erben, 
in, Befis und. Gewähr gekommen, fey, , biefer, ſich zuzufhreiben 
habe, daß er den, Genuß nicht an ſich Arnammen. — Die Vet: 
sbindlichfeit, bezieht ſich vornehmlich auf den Geſchenknehmer, wel⸗ 
cher die Schenkung nur mit der Belaſtung empfangen hat, Die 
ID 03 —— C. 9. Bw, Limoges, 8. 26. 1. 
BD A Yan 54 Hinentnen ann mi wie 
135 I Met. 856. 958. 969, ...,.. | 


09 Die ins guten "Glauben ſtehenden Dritten, weichen der 


Geſchenknehmer die: geſchenkten Guͤter verpfaͤndet hat, koͤnnen 
duch Anſtellung der Minderungsklage von Seiten der Vorbe⸗ 


IO halts· Erben alsdann nicht entwaͤhrt werden, wenn die Schenkung 


Inder Form eines Kaufdertrages geſchehen iſt, und die Dritten 
geglaubt haben, und glauben mußten, daß der. Geſchenknehmer 
unwidereisflicher Eigenthuͤmer fey; C,H. Vw. Caen. 8.:27.4. 
60. DH: 1 95, Le 78. 82%: 100,0. * I pm 
f. Art. 865; 952. 954.958. 963. 2125. * 4 6 
Der Erbe, welcher feinen bereitd abgelegten Verzicht wider: 
Aufl. nd. die Erbſchaft antritt,. —— Men der vom 
Erꝰ kaffee gemachten. Schenkungen und Be 534 t ver⸗ 
langen, und die Wermögensftüde, welche den Freitheil überfteigen, 
zuruͤckziehen: wenigſtens nicht in Hinſicht Dritter, welche mit 
dem Gefchen? » oder Vermaͤchtnißnehmer nur auf fein gegebenes 
— * Verzichtes unterhandelt haben. Montpellier. S. 31. 
2 ı Fa nina 4uä Yu Pe 2 
FL. Art. 790. 859. 860. 923. 
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ing Viertes Kapitel, 
Bon. den Schenkungen, unter Lebenden... 
Erster Abschnitt. 


dorm der Schenkungen unter Lebenden. 


Die Verbindlichkeit, welche eine Perſon gegen bie an: 931 
dere we zu ihter Eheſteuer eine Summe von 15,000 
Franken beizutragen, iſt eine indirekte Schenkung, folglich iſt ſie 
nichtig, wenn ſie nicht mit den Foͤrmlichkeiten verſehen iſt, welche 
für dieſe Gattung von: Urkunden verordnet find. Nismes. 8. 
10. 2. 356. L. A 348: — f. Art. 893. 

2. Eine Schenkung unter Lebenden- ift nichtig, in welcher 
bie Zeugen nicht am -Schlüffe des Original-Protokolls unters 
zeichnet. haben; dieſe Nichtigkeit Tann von den .. des Ges 
er vorgeſchuͤtzt werden Paris. 8. 3. 2. 298. L. 5. 331. 


ſ. 

3. Der Mangel: der Erwähnung ber unterſchrift der 
Parteien und Zeugen in: einer Motariats:Urkunde- (eirier- Schen⸗ 
Eung’unter Lebenden) zieht die rer Ser derſelben nach fi. 
C. De m Oꝛrleans. 8. 28 1. 41. D. 21.1. 104: L. 60 


TA ‚Wein. re fi nicht von einem Teſtamente ſondern 
von einer wechſelſeitigen, als unwiderruflich vereigenſchafteten 
Schenkung unter : Ehegatten‘ handelt , fo ift der in öffentlicher 
Urkunde abgeſchloſſene Vertrag, welcher eine: Schenkung ent⸗ 
hält, dadurch allein nicht nichtig, daß darin die Erklärung einer der 
Patteien vorfomme, nicht unterzeichnen zu koͤnnen, während diefelbe 
gu: unterzeichnen verftand,: und vor und nach en jenes - 
Vertrages - gewöhnlich a — pflegte. EC H. Vw. Or⸗ 
leans. S. 3. 1. 345. D. 1. 722. L. 7. 38. uf, ‚Art. 973. 
5. Wenn auch ein Vertrag —* einer Mutter und 
ihren Kindern, über die der Mutter : gebührenden Rechte und 
Rücforderungen, in der That einige Beguͤnſtigungen zum Vor⸗ 
theil det Kindet emthält, fo "bleibe ihm dennoch der Charakter 
eines Vergleiches. —“ Dan :darf denſelben nicht defhalb allein 
für. eine: Schenkung anſehen, und ihn den für dieſe Gattung 
— —— erforderlichen Foͤrmlichkeiten unterwerfen. 
EC. H. Vwe Caen S. 8:14 232. D.6. 1.1583. L. 21. 161. 
6. : Ein Recitsgelchäft, wodurch Kinder ihrer Mutter. die 
Einkünfte bes ‚gan * Vermoͤgens ihres. vorverſtorbenen Vaters 
überlaffen, kann für gültig erklaͤrt werden, auch wenn es in eis 
ner Privaturkunde abgeſchloſſen worden, und keine belaſtende 
Bedingung, als Preis jener Ueberlaſſung darin vorkommt. Ein 
Rechtsgeſchaͤft von dieſer Art hat den Charakter rn. — 
Eung mnicht. Metz S.: 25: 2. 304. — f. Art. 893. 


5 ' 


931, 
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7. Kann ber, imentgeldlich zu Gunften eines Dritten ger 
ſchehene Verzicht auf ein Recht, hinſichtlich der Foͤrmlichkeiten, 
einer Schenkung gleichgeadhtet werden? C. H. Vw. Amiens. 8. 
23.1. 86. D. %. 1. 510. L. 66. 42. 

8. u. 9. Eine Rechtshandlung, e bie Ueberlaffung 
verfchiedener Gegenftände zur Vergeltung Wileifteter Dienfte ent⸗ 
hät, iſt nicht ſowohl eine Schenkung, als eine Reifung an Zah: 
Iungsftart, und folglich a en der Schenkung nicht 
2 Colmar. S 2.478 L. 31. 277. — f. Art. 


1090. Handgefchenke find den für: die Gültigkeit der Scheu. 
kungen erforderlihen Foͤrmlichkeiten nicht unterworſen. E. H. 
Bmw. Paris. S. 23 1. 92. D. 20. 1. 518. 

106. Wenn das Geſchenk in Schuldurtunden, ſelbſt hypo⸗ 
thekariſchen, beſteht, ſo geht durch die bloße Finhändigung dieſer 
Metuuden ug Eigentkum an die befchenfte Perſon über, Trier. 


11. Ein gegebenes und angenommenes Ehren⸗ oder «Hand: 
geſchenk macht: denjenigen, der es empfangen bat, zum: Eigenthü: 
mer ber Sache, fo daB das Wechſelhaus, welches die Gelder 
für diefen Gegenftand vorgefchoffen , im Ermangelung. der Ver 
gütung, durd) den Auftraggeber oder bdeffen Vertreter, Leinen 
Rüderif gegen den Empfängerhat. Paris. S.8.2.78.L. 2. 409. 

12. Die wirkliche Mebergabe, genuͤgt für bie Guͤltigkeit 
eines: in Fahenißſtuͤcken beſtehenden Handgeſchenkes — Insbeſondere 
ein Geſchenk von eigenen Wechſeln kann durch die Zuſtellung 
dieſer Wechſel mit einen Indoſſirung in hianeo  giritig:.gefches 
hen. Dieſe Zuſtellung kann durch einen Dritten ſelbſt nach dem 
Tode des Geſchenkgebers bewirkt werden. Ci: Fine Befans 
son. S. 16: 1. 322, D. 14, 1 ‚132. L. 45. —: fi Aut: 
138. Cod. comm, | | 

413. Die wirkliche Uebergabe genügt: wicht: zur Günigkeie 
eines Handgefhentes von grade es bedarf einem 
ee des ——— C. H. Vw Lyon. 8. 

3) * Im entgegen. —— Sinne entfchieben. "Die 
wirkliche Uebergabe genügt zur Gültigkeit der Schenkung, und 
biefe iſt gültig, wenn auch die Uebergabe am einen Deitten ges 
fhah, mit dem. Aufteage, die geſchenkte Sache dem Geſchenk⸗ 
nehmer zujuftellen, und der Dritte diefe —— erſt nach dem 
Tode des — beſorgt hätte. Lyon. J. 19. 8. 1835. 2 

44... Das Handgeſchenk eines Sterbenden non. Gegenſtin 
ben, die er: wieder zuruͤcknehmen will; wenn er. hergeſtellt werben 
ſollte (namentlich von herauszugebenden Handfchriften für dem 
Drud), hat den Charakter einer Schenkung unter Lebenden nicht; 
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— Gegenſtand bleibt daher im Nachlafſe, und HE; 
wer Ok Maren. u —T8* werben. Pa⸗ 
he * 16 2.41 7. 76. — f. Akt. 893 
16. die" » se — Franzoſen im * 
lande, in einem Heitathsvertrage mit ſicherem Datum, gemachte 
Schenkung hat Wirkung in Frankreich * den Parteien und ih⸗ 
ten Erben, wenn —— m dief > ont am Vertrageorte ere 
laubt * u — Paris. S. 29, 
2. 77. D. 77.2. @.L. a 00 al 
17. "Ein JIrtthum im Datum einer Schenkung von To⸗ 
deswegen zog vor der rom Bat das Code die Nichtigkeit 
nicht nach fih, wenn das nn atum aus den —— 
der Sache deutlich * ing. Vw. Dijon, $.17. 1. 44. 
f. Art. 893. 894. 901. 971. 001. 1076. 1101. 1105. 1108. 1339. 
(20) a 2 bei feiner Verheirathung vom andern 
Ehetheil als. Erbe eingeſetztet Ehegatte auf dem Vortheil diefer 
Einfegung verzichtet, fo tft die Urkunde ungültig, wenn der Ver: 
zicht nicht von dem nachher @irngefegten angenommen worden 
if. —— J. 19. 8. 1834. 2. 55. — f. Act. 1093. Ne. 1. 
(21) Eine umter der Form eines Derkaufes verdedite Schen⸗ 
tung, obgleich mit den gefeglichen rg nd dev Schentunges 
Urkunden nicht verfehen, ift dennsch gültig, e ——— 
Perfonen ertichtet wurde, vo fähig find , AH. * und 
empfangen. Golmar. J. 19. 8. 1835. 2. 223. — ſ. Art. 
AM) Das Verſprechen, einem altın Dienſtboten eine Leib⸗ 
rente zur Belohnung geleiſteter Dienſte zu entrichten, iſt keine 
eigentliche ; den dafuͤt vorgeſchriebenen Foͤrmlichkeiten unterwor⸗ 
fene Schenkung; ſie iſt gälig , wenn fie auch Nur mündlich ge 
macht wurde. Berdeanr. I. 19. 3. 1835. 2.41% —f. ee. 
(23) Die in der Zorm eines belafteten — 4. B 


eines Darleihens) verkleideten Schenkungen find girltig, went fie 
— ee Perſonen und * geſchehen find, 
Srleans. R. G. 1836. 1. 603. 


) De freiwillige Zuftellung eines eigenen Wehfels 
‚Mit ee in bianco, von Seiten eines Waters an eines 
feiner Kinder, kann als eine verdeckte Schenkung des Betrages 
bes Wechſels zum Vortheil ded Kindes angefehen werden. Und 
der Beweis dieſer freiwilligen Buftelumg, und dee Abficht des 
Waters, fein Kind zu begimftigen, kann durch Zeugen geführt 
werden, wenn der Anfang eines ſchriftlichen Beweifes vorhanden 


x 563. 1). de Schenku mitt Ines 
’ Ber an. 6 gefchehen. u gu un 
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Me 1 A ie: Urkunden; über Sr 10. Sa en, nach Bine Der 


3:1: 


if 358 8 nicht jede ng, muß ‚dureh ürtunden 


2 &% t’merde 8. 
i. 2 e sentung sraugt ne nimm gefcheberl, 
insbefondere ‚brauchen dies nicht vollz;ogene Fahrnißſchen⸗ 
Een. Eine Geldſchenkung gilt ald vollzogen,, wenn :der; Sr. 
enfgeber Die. Summe als Darleihen ' behält. . R. — 
iee eea 388 
e eineinn ung beider ile efreugt nah dem 
E wie nad gentenem Rechte ein berkfeidete) Heteoefcäft. 
mar niemals zu Umgehung der Gefehe, oder zum chin 
2: —5— Dritten, allein Font, nicht. nach feiner fcheinbaren, = 
dern nad) feiner wahren, Natur gilt. Died findet auch im Alk 
gen bei, LA einen Oplaheten Vertrag — Schen⸗ 
ungen Reit: — N. Jahrb. III. 11. — dgl. Annalen TI. 231, 
— 8 91. af. 1973.° 1. Art 893 Nr. 4.57. 


* Zur — einer erlaſſenen Schentung iſt keine neue 

1: ı Shen Banobfoyns nördig, fon fordern * ‚gen Kr einfachem Der 
nnalen 

5 pie gehen geit lien —2 45 enfu Surfünden 

— —2 Leben biben a dort Dr ht, —* Ken 36 ſeibſt 

ſchreiben Die Notaria — *82 von 1 ann in 


Air en nach dem ‚Gefege von 1837. — bei fruͤher 
‚sereichteten Rechtsgeſchaͤften vor Gericht nicht gehend gemacht 
‚ werden. ‚Annalen. VI. 177. 
1. Die Annahme einer Schenkung gehört zum, Weſen vos 
Vertrages, und iſt feine bloße Foͤrmlichkeit der Urkunde. Folg⸗ 
lich muß die Guͤltigkeit der Annahme nicht nach den Gefetzen 
des Ortes ‚wo; fie ‚gefcheben; ſondern des Ortes, wo die Schen⸗ 
kung in Vollzug) geſetzt werden ſoll, beurtheilt werden. » Hier iſt 
der Grundſatz, loeus regit N: nicht anwendbar, Paxris. 8. 
— 260.-D.ı18: 2:,97..L 35.1298; — f. Att.999; ; 
# Eine Freigebigkeit zu ‚Sunften eines ‚Dritten ; ‚welche 
als: — in: einer Schenkung. unter Lebenden bedungen 
wurde,. it der Sormlichkeit der Annahme: nicht unterworfen. — 
Mur die Annahme von ‚Seiten des: unmittelbaren Geftyenfneh- 
mers iſt nothwendig. E., H. Bm... Lyon. 8. 190 1.486. D. 
17.2835. L. 35. * Abuloufe Bi 6. 1833. 2. * 
— Caſſ Bordeaur. R. G, 1837; — 69. Art, Menu 
dt Be, Eine »afgemeine. Schenkung, . welche ein — — 
ſeiner Kinder, unter dem Gedinge einer Geſellſchaft mit ſeinen 
Geſchwiſtern gemacht hat, iſt eine belaſtete Schenkung und keine 
ſideicommiſſariſche Subftitution ; «bier. »ift: feine Verpflichtung, 
aufzubewahren. und ‚zurüdzuliefern, im: Sinne des Art, :896 ; — 
amd als. belaftete Schentung genügt es ander Annahme) von Seiten 
868 unmittelbaren Sefäientnehmere.: Riem. S. * 2. 285, 
D. 18. 2. 30. L. 56. 279. 
4, Wenn ein Bermädhtnifnehmer ein Vermichtnig in 

Verbindung mit andern erhalten hat, ſo iſt ſein Verzicht auf 
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das galwa cherecht, zu Gunſten der Kinder des — 932. 


Mitverhrächtnißnehmters, nicht, (wie eitte Schenkäng, — 
keit der ausdruͤcklichen Annahme unterworfen. 
kann nicht — werden, went 6 dur * reihe 
lung der im Wermächtniffe begriffenen Gegenftände vo zog 
— iſt. E. H. Bw. AR ie 23,7: Be 0. N 
510. L. 66. 42. *) 

5. Wenn eine Summe, baar oder in Mei hfelm, * ei - 


genthümer ‚tinem Dütten mit‘ ‚der‘ en üb Ce w Ha 


f. Art. 902. Rs, 6. f. 931. — * * rt N ch 
6. Die Annahme einer S enkung durch einen Dritten, 
welcher erklärt hat, daß er im Intereffe des Geſchenknehmers 
Handle, der aber Eeine Vollmacht'von demſelben Hatte, iſt nur 
alsdann gültig, wenn der Gefchentnehmer ſolche vor dem ' Abtei 
— 5 — — beftätige hat. Bordeaür. 8. 27. 2 114! 
fi; Ar. — 989: 1085) 4087: 7 iR 
'- (M} Wenn’ in’ einer Urkunde, welche het fe Ba 
| in Geſtalt leiner "Schenkung uͤnter Lebenden, und bie 
Zuweiſung eines Voraus an eines der Kinder enthält, die An 
nahme: nur von dem beguͤnſtigten Kind’ etklaͤrt worden iſt, ſ 
muß die Unguͤltigkeit, als Folge des Mangels der Annahme 
Seiten der uͤbrigen Kinder, auf die Theilung beſchraͤnkt werben, 
fie iſt niche auf die Züweifung des Voraus auszubehnen r und 
dies felbft dann, wenn’ legtere ale Strafgedinge geſchehen wäre, 
falls’ der Vollʒug der — verweigert werden ſollte. 
m. Botdeaux. J. 19 8. 1834. 1. 160. 

GEin Anerkenntniß in einer Privaturkunde, ih Still 
einer Schuldverfchreibung, deren Urfache ber Inhaber. als. falſch 
anerkannt hat, kann als eine verftedte Schenkung betrachtet, 
und als ſoliche fuͤr gültig erklaͤrt werden, wenn von Seiten des 
Ausftellers Fein Betrug, Gefährde oder Gewalt vorgewendet, 
fondern' auf bie Behauptung fi ſich beſchraͤnkt wird, daß die Schuld⸗ 
igzrkunde das — —— Zumuthung und Zudringlichkeit 
fen. Pa Be 19; 1834. 2. 293. — Caſſ. Ebend. 1835. 
1. 672, — rn, Ebend 2..49.: 7 ke — aues usi. 
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69) ‚Die Nichtigkeit einer zu Gunften einer. Ehefrau ger 
chenkung, aus der Urfache, daß fie wegen nicht erhal⸗ 

tener. ‚Erm tigung biefelbe nicht annehmen Eonnte, kann vons 
Geſchenkgeber oder deſſen — *—* eben ſo wohl wie von 
ber Frau geltend gemacht werden: es iſt dies eine unbebingte, 
feine bedingte Nichtigkeit. _ Limoges R. G. 1836. 2. 241. *) 


934. ‚ £ rt. 942. 
9. 1. Die Ermägtigung bes Famwilienrathes iſt dazu nicht 
nothwendig ‚ daß ein Vater ald Vormund eine — Minder 
er | Schenkung annehmen inne GC. H. 2m: 
Brüffel. 2.1. 400. D. 10. 1. 465. L. 34. 189, 
| = gi Code konnte der Minderjährige eine Schens 
kung mit. Zuftimmung feines Pflegers annehmen, felbft wenn 
er feinen Vater zum Pfleger hatte, und .die Güten von 
feinem Vater gemaht wurde &. 9. Vw. Lyon. S. 19, 1. 
436. D. 17,1. 235. L. 55. 113. - 
3. Wurde entfhieden, daß in folhem Falle die Ermächti- 
sung durch einen für dieſe Rechtshandlung zu beftellenden Vor⸗ 
y .. ertheilt werben muͤſſen. — In Ermangelung einer 
ben Ermädtigung war bie Annahme von Seiten des Min- 
— nicht guͤltig, und die Schenkung iſt nichtig. — Mit 
andern Worten, ber Vater als Geſchenkgeber iſt feinem Sohne 
als Geſchentnebmer dafuͤr verantwortlich, daß er die ihm gegebene 
Schenkung nicht guͤltig oder — — habe. Caſſ. Di⸗ 
Fa S. 17, 1. 114. D. . 432. L. 46. 321.) — 
. Art. 

A. Penn einen Verpflegungshaufe Güter geſchenkt worden 
find, fo kann der Praͤfekt die Vorfteher deffelben nicht ermaͤch⸗ 
tigen, fih fuͤrſorglich in Beſitz zu ſetzen, ehe die einſchlaͤgige 
Staatsbehörde endguͤltig über die —— der Schenkung ent⸗ 
fhisden hat. Beſchluß der Conſ. S. 3. 2. 35. 

6. Die Berpfleguggsanftalten en nicht, nachdem fie 
ein Erbvermächtniß angetreten haben , fit) den Belaftungen ents 
ziehen, indem fie * Rechte an Dritte uͤbertragen. Beſchluß 
der. Conſ. 8. 2, 2. 15. 

7. Die Regierung fonn in allen Fällen. ein zu Sunften 
tiner Verpflegungsanftalt. gegebenes Vermaͤchtniß genehmigen, 





) Weiche erringen werden zu einer Schenkung arſor⸗ 
dert? char. IV, 6655. — Wann und wie lange Tann eine 
Schenkung angenommen werben? Ebend. 657, — Wie muß 
eine Schenkung angeriommen werden? Ebend. 

'#0) Wer ift befugt, Willenserflärungen zu einer Schenkung za 
thun? Ebend. 656. 

eer) —— des Vaters fuͤr den m und KARRIERE: 
Brauer V. 368. 
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wehn anders das: Wermächtniß durch eine fühige Perfon — 937; 
— Weiſe gemacht worden iſt. Decret. 8. 14 2.33 
(10) Handgeſchenke mäßiger Summen, im —358 
des Vermoͤgens des Teſtirers, zu Gunſten geiſtlicher Stiftungen; 
ſind nicht, wie die eigentlichen Schenkungen unter Lebenden, der 
zn. der —— unterworfen. Paris 
J. 10. 8. 1835. 2. 81. *) 


f. Art. 910. z 
* Die Erforderniffe bei Einholung der enedmi n für 
eine Stiftung —* O.A.B. 1812. —* * — in: 
*#) 938. 
4%) 938 4, 


1. Die Zransfeription (Eintrag) einer Schenkung ift nur 99. 
ihrer Wirkfamfeit halber nothwendig ; dieſelbe hat weder auf 
bas Dafeyn, noch aufdie Gültigkeit der Schenkung, einen Eins 
fluß. Daher kann eine Schenfung nicht in Gemäßheit der 
Art. 443. u. 444. Cod. comm. (X. ©. 310. 311.) darum 
allein für nichtig erklärt werden , weil fie innerhalb der nächften 
zehn Tage vor dem Ausbruche des Zahlungsunvermögens trans» 
feribirt worden ifl. Grenoble. S. 23. 2. 273. L. 65. 475. . 

- 7. Die vertragsmäßigen Erbeinfegungen find der Form: 
lichkeit der. Transſcription nicht unterworfen. — Da biefe Erb⸗ 
einfegungen Bein Eigenthum übertragen, in dem Sinne, daß fie 
dem Einfegenden die Befugniß Iaffen, die in der Einfegung. be 
geiffenen Güter zu verpfänden und zu. veräußern, fo wuͤrde die 
een jebes Gegenftandes. ermangeln. Pau. 8. 29. 2. 
215 D . 27. 2. 164. L. 85. 357. J— 

fi At. 931. 958. 1069. 2181. 2182. 

***) 939 4 


f. Art. 217. 450. 463. 910. 937. 941. 1069. 940. 
1. Die ‚gefeglihen Erben des Geſchenkgebers können dem 941. 
Geſchenknehmer den Mangel ber a... der Schenkung 
nicht entgegen halten. Zouloufe. S. 8. 2. 166. — Angers. S. 
8. 2.2319. — Golmar. 8. 9. 2. 319. L. 4.4. — — 
8. 13. 2. 330. D. 7. 2. 184. L. W. 184. — €. H. Bw 
Montpellier. S. 11. 1. 33. D. 9. 1. 135. L. %9. 973: - - 
2. Defgleichen, obwohl es fi von einer alten Schentung 
—— welcher der Mangel der Sufrhuation hätte — — 





” Bon der Art, wie das Eigentum an ben gefchenkten Gütern 
ervworben virb. Zachar. IV. 704. — Egenthum ber Hochzeit s⸗ 
geſchenke. Brauer VI. 52. 
en Srefurt 499. $. 602. 
— Trefurt 498. $. 60 601. 1). — ze. der Eintragung der ä 
‚Schenkungen ins  Grindtug, Belt s. 3 
eu) Trefurt 498, $. 601 
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941. gehalten: Werden’ koͤnnen. ‚Caff. Amiens. $: 15. 1. 23. D. 13; 
1. 27: L. 42. 16. 

3Wurde gleichfalls entfdhieden, daß bie Vermaͤchtuißneh 
mer des Geſchenkgebers dem Geſchenknehmer den Mangel der 
Tage nicht entgegen halten Eönnen. Caen. 8. 18. 2. 
102. D. 11: 2. 70: — Agen. S. 32. 563: 

4. Die Transſcription einer Schenkung iſt nothwendig, 
um deren Wirkung gegen Dritte zu ſichern, ſelbſt gegen jene, 
on erft nad der Schenkung Rechte erworben haben. Agen. 

8. 25. 2.332. — Poitiers. 8. 25. 2. 333. D. 23,2.252. 

Ab. Gelbft wenn jene Dritte die Käufer der gefchenkten 

— oder — fen — a Golmar. S. 
45. 1. 161. D . 258. L. 43. 5 3.2 43. 

5 Auch — pe die — vor — Kaufe Kennt⸗ 

si = der: Schenkung gehabt: haben follten. Grenoble. S. 25. 


6. Der Mangel der Zrandfeription, dee Schenkung eind 
Ehemannes an feine Frau, kann der Frau nicht von den Dritten 
entgegen gehalten werden, welche die gefchenften Güter:von dem 
Manne gekauft haben. — Die dritten Käufer werden in dieſem 
Kalle für die Nechtsfolger des Mannes angefehen , welcher , als 
Sefhenfgeber und zur Bewirkung der Zransfeription verpflichtet, 
fi mit der hr, biefer $ rmlichteit nicht ſchuͤtzen koͤnnte. 
Angers. S. 30. 2. 140. 

7. Zumal wenn die dritten Käufer Kenntniß von . ber 
Schenkung hatten. — Der. dritte Käufer »muß. in diefem Falle, 
fey e8 wegen feines unredlichen Glaubens, fey: es darum‘, weil 
er der Rechtsfolger des Ehemannes ift, für unbefugt erflärt! wer: 
den, den Mangel der Trangfeription entgegen zu halten. Rn H. 
Div. Poitiers. 8. 23. 1. 265. D. A. 1. 290. L. 67. 2 

7b. Die Nichtigkeit oder Unwirkſamkeit einer Ben; 
wegen Mangels eines WVerzeichniffes der Fahrniß, und regen 
Mangels der Transſcription hinfichtlich der. Biegenfchaften, kann 
ſelbſt von dem Glaͤubiger, deſſen zen juͤnger ift ‚als die 
Schenkung, vorgefhügt werben. Amiens. S 45. 2. 69. D. 13. 
2. 57. L. 39. 440. nd war 

8. Die. Schenfung , weiche nicht trangferibirt toorben ift, 
kann den fpätern Glaͤudigern des Gefchenfgebers nicht. entgegen 
gehalten werben. — Der Mangel der Trangfeription Fann felbft 
in dem Falle angerufen werden, wo die Schenkung zum Vor: 
theil einer Frau gemacht worden, deren (zur Bewirkung der 
Zransfeription verpflichtete) Mann ein Mitfchuldner des Gäu: 
bigers 'b: von dem bie —— angefochten wird. Bordeaux. 
8. 27. 2. 169. D. 25. 2. 191. 

9. Der Mangel ber. Trangfeription einer. Schenkung von 
Liegenſchaften kann dem Käufer des Gefchenknehmers : von den 
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Glaͤubigern des Geſchenkgebers entgegen gehalten werden, auch Ad, 
wenn dieſe Gläubiger erſt nach der Schenkung, und ſelbſt nady 
der Transſcription des vom Geſchenknehmer abgeſchloſſenen Verkau⸗ 
fes, ein Pfandrecht erworben hätten; dieſe Transſcription kann 
den: Mangel: der Transſeription ‘ders Schenkung nicht erſetzen. 
C. — — Montpellier. — 28.1 1:39. — 26; 4. 14. yo 


8: 22 WR ap 7 IH 
AT 12, Der Mangelider Aestheipien is Schenkung fann 
dem : Gefchentnehmer von dens Handfhriftgläubigern des Ge⸗— 
EEE Si ‚entgegen gehatten werbend: ———— 8. 23: 
2.273. L. 65. 476. — 
116 13. Der Mangel. der Transfeription. einer — Shm- 
tung kann von einem —— Geſchenknehmer nicht vor= 
geſchuͤtzt werden. Nismes. S. M. 2; 83. D. 25: 2,73 u 79. 
232... — Montpellier. 8. 3* 2 — E. 20 4; 
ſ. Art. 931. Ne. 2. De LU Te Pie; 
Ad oT =) 9a. 
. Art. 450. 463. 475. 4073. 4074: 1339. — 
Bei einer Schenkung gegenwaͤrtiger Güter, ai Voer 93. 
behalt —* Nutznießung, kann das Gedinge, wodurch der Gel 
ſchenkgeber erklaͤrt, daß die Fruͤchte, welche bei ſeinem Ableben 
vorhanden ſeyn werben, in der Schenkung begriffen ſeyn ſollen, 
nicht als Schenkung kunftigen Vermoͤgens angeſehen werden; 
es iſt hier nur eine. Modification der vom Geſchenkgeber * 
haltenen Nutznießung. Schiedsſpruch. S. 1.,1.:78,.— €. 
Bw. Douai. 8. 3. 2. 478. L.9. 275 —6E. vH. Vw. den. 
&.:19.:1. 436. D. 17. 1: 385. L. 55. 113. 
3 Die! Schenkungen "unter : Ehegatten während der: ‚Ehe 
bilden eine Mittelklaſſe zwifchen den Schenfungen unter Leben⸗ 
den und von Todes wegen, und haben von derNätur ‚beider 
etwas an ſich. — So, als Ausnahme vom gemeinen Rechte ‚ift, 
eine, zwifchen Ehegatte während: dev Ehe aufgenommene, mit 
den Foͤrmlichkeiten ber Schenkungen unter | Lebenden: verſehene 
Urkunde gültig, obwohl fie nur Verfügungen von Todes wegen 
enthielte, und als en. von — wegen bezeichnet wäre. Ei 
9: Bio. Nancy. S.:18. 1: 50: .D. 15.. 368.: L. 49. 488. 9) 
— ſ. Art. 898. 894. 947. 87. 1016. — ** — 


Hobud. 1. 106. Bf du 8 ©, 1066. 31. 
' 4. Eine Schenkung unter Lebenden’ von gli —“ 944. 
——— obwohl mit Vorbehalt vis geſeblichen re 


Trefurt 498. $. 601. 2). 3). * 

**) Auf Güter, die nicht des Srbtaffers r nb, iin — after⸗Erb 
ſetzung gerichtet werben» : Brauer V. 774. f — — aninng des 
ganzen Vermoͤgens. Ebend. 905 
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94. für die Kinder des Gefchenkgebers ift nicht ungültig: felbft wenn 
ed hieße, daß. dieſer Pflichteheit vom Geſchenkgeber nad einer 
angemeffenen Abſchaͤtzung beftimmt werben folle. Nismes. S. 9. 
2.51.:L. 28. 

5% Wenn eine Perſon, duch eine Mechtshandlung unter 
Lebenden, mit Vorbehalt der Nutznießung, bewegliches und unbe⸗ 
wegliches Vermoͤgen geſchenkt, und ſich die Befugniß vorbehalten 
hat, uͤber die Fahrniß zu verfuͤgen, mit der Bedingung, ſie 
wieber zu erfegen,, doch unter dem Aushalt, daß der größere 
oder ‚geringere Werth der zum Erfag gegebenen Gegenftände 
feinen Grund zu irgend einer Klage abgeben dürfe, To ift bie 
Schenkung unguͤltig, nicht allein was die Fahrniß, fondern auch 
was die Liegenfhaften betrifft. — In folhem Falle ift das 
Mechtsgeſchaͤft untheibar. Paris. S. 12:2. 353. L. 24. 9. 

3. Eine ald Schenkung. bezeichnete Ceſſion allgemeiner 
Rechte verliert den ihre von den Parteien beigelegten Charakter 
dadurch nicht, daß der Gefchenfnehmer die Auflage erhalten hätte, 

‚alle gegenwärtigen Schulden des Geſchenkgebers zu bezahlen, und 

ubetdies eine Leibrente zu entrichten. Lüttich. S. 5. 2.447. 
L. 10. 568. * 

. f Art. 894. 947. 1083. 1086. 1174. 

945. 1. Die dem Gefchentnehmer in unbeftimmten Ausbrüden 
auferfegte Berbindlichkeit, bie Schulden des Gefchenfgebers zu 
bezahlen , zieht die Ungültigkeit der Schenfungshandlung nach 
ſich. — Daffelbe gilt von der. dem Gefchentnehmer .auferlegten 
Berbindlichkeit, allen und jeden det Dienftboten, welche der Ge: 
fhenfgeber bei feinem Ableben haben wird, eine beftimmte 
Summe zu aeben. Gaff. Cantal. S. 1. 1. 235. D. 1. 209 

.. 2. Der Gefhentnehmer unter Lebenden von allem gegen: 
waͤrtigen Vermögen ift kraft Gefeges zur Zahlung aller Schul: 
den des Geſchenkgebers, welche zur Zeit der Schenkung beftehen, 
felbft jener verpflichtet, deren er weder in der Schenkungsurkunde, 
noch in einen bderfelben beigefügten VBerzeichniffe, erwähnt haben 
follte. — Das Klagerecht der Gläubiger gegen den Geſchenkgebet 
beiteht fo lange, als ihm nody irgend ein Vortheil der Schen: 
fung in Händen bleibt, ohne daß: die Gläubiger nöthig hätten, 
vorher ben Gefchenkgeber auf fein eigenes Vermögen auszuflagen, 
befonderd wenn nicht nachgewieſen ift, daß — vollkommen 
zahlbar ſey. Bordeaux. 8. 27, 2 124. 25. 2.:126. — 
2”, Er arfegten Sinn entſchieden. ee 3. 19. 

— Zouloufe. R. G. 1837. 2. 27. 
(3) Wenn ein Geſchenkgeber aller feiner Güter vor ber 

Schenkung eine Liegenfhaft des Geihentgehmers verlauft 





*) Bon der Mobalität: ber Schentungen — bedingte —— 
Zachar. IV. 699. — Donatio modo, . Ebenb. 7 
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und biefer in ſolcher Eigenſchaft für alle zur Zeit der Schenkung 945. 
vorhandene Schulden: des Geſchenkgebers zu haften hat, To ift 

er folglich auch dem beitten Käufer zur Gewaͤhrleiſtung verpflich 
tet, und kann diefen legtern nicht entwähren , ohne vorher auf 

die Schenkung verzichtet , und die fämtlichen gefchenkten ‚Güter 
— haben. Bordeaux. J. 19. 8. 1835. 2. 35. — 

ſ. Art | 


c(63) b. ‚Im. diefem Falle ift der Verzicht gültig und wirt: 
fam, wenn gleich Fein Verzeichniß dee gefchenkten Liegenſchaften 
vor der Schenkung errichtet, und von ber Fahrniß nur der bei: 
laͤufige Anfchlag in der Urkunde angegeben worden ift, ftatt ein 
ausführliches Verzeichniß derfelben aufzuftelen. Ebend. — f. 
Art 793. 948. 


(3) e, Es kommt nicht darauf an, daß der Gefchenfnchmer 
Feine Rechnung uber die Früchte abgelegt Hat, wenn erhellt, daß 
biefelben durch die in der Schenkung auferlegten jährlichen Laften 
erfhöpft worden find. Ebend. : 

(4) Eine unter. ber Bedingung gemachte Schenfung, die 
gegenwärtigen Schulden des Geſchenkgebers zu ‚bezahlen, ift gül« 
tig, wenn gleich der Schenfunssurktunde Fein Werzeihniß der 
Ye worden if. Grenoble, J. 19. 8. 1835. 


- 4. Wenn eine allgemeine Schenkung mit Vorbehalt der 946, 
Rutznießung, und überdies unter dem Vorbehalte gemacht worden 

ift, noch unter Lebenden über eine gewiſſe Summe zu berfüuen, 

fo wird biefe fernere Schenkung einer baaren Summe als ver: 
fallen angefehen , nicht gleichhald aus dem Empfange des Ger 
ſchenknehmers, fondern fpäter aus dem Vermögen des Gelchenks 
— nad der Erloͤſchung der Nutznießung. Nismes. 6. 19. 

2. Wenn, mit der Schenkung feines gegenwaͤrtigen Ver⸗ 
mögens, der Geſchenkgeber ſich die Befugniß. vorbehalten ‘hat, 
auf fein: Vermögen feiner grau einen lebenslaͤnglichen Jahres: 
gehalt zu nerfihern, fo koͤnnen die Erben des Geſchenkgebers 
nicht behaupten, daß hier ein Vorbehalt im Sinne ıde8 Art. 946. 
vorhanden fey, der im Falle des Ablebens des Teſtiters, ohne 
darüber getroffene Berfügung, ihnen zufallen müffe. Sie koͤnnen 
alfo in diefem Falle nicht ein amgemeffenes Kapital, als der zu⸗ 
geficherten Rente gntfpuechend verlangen... Air. 8. 7. 2. 1183; 
L. 16. 321. 2 | .- , 

3.. Daraus, daß der Geſchenkgeber bei einer Schenkung 





") Von dem Gegenftande der kunben; ’ Zachar, IV, 698. — 
—— bei Ne sen ⸗ Schenkungen. Braue: 
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946. ſeines ganzen Vermoͤgens ſich eine Summe oder irgend einen 


— 


947. 


Gegenſtand vorbehält; und zugleich die Beweggründe, warum .er 
den Vorbehalt macht, und die Beftimmung erklaͤrt, welche er 
bemfelben zu. geben gebentt, folgt nicht ; daß: der! Vorbehalt: wir⸗ 
Eung8los ‚bleibe, wenn er bie angezeigte -‚Beftimmung nicht er⸗ 
haͤlt (oder ſelbſt überhaupt Feine andere). :Sene Angabe des 
DBemweggrundes, oder der beftimmenden Urſache des Vorbehaltes, 
kann, * als eine Bedingung deſſelben betrachtet werden. Bor⸗ 
deaux. 8 ..28: 2 2. 4 D. 26. 2. 134. L. 79.291. M 

"In einer. vertragsmaͤßigen Einfegung.: kann der. Ein⸗ 
fegenbe,; welcher fi nur eine Summe Geldes vorbehaͤlt, in der 
Folge über eine jtärkere Summe: verfügen ; wenn der Eingefeste 
darein willigt. Die Gläubiger des Eingefegten, aus einer der 
Einwilligung nachgefolgten Zeit; können: dieſelbe nicht Br ihren 
Rechten nachteilig anfechten. Caſſ. Riom. 8. 16. — 
L. 44. 481. 

ſ. Art. 947. 949. 1082. 1084: 1086. 4467. 1339. 

Eine: Schenkung: unter Ehegatten wird als eine unter ke 
benden , betrachtet, ::wenigftens: der Form nad), unter welcher fie 
errichtet werden muß, wenn: unter den beiden Ehegatten auf der 
einen! Seite. Schenkung, auf der : andern Annahme zufammen 
trifft. — Es fommt nicht darauf an, daß die Schenkung fi 


nur auf Gegenftände erfiredr, welche beim: Ableben vorhanden 


ſeyn werden, und bie Pe als. von: Zodesmegen ber 
nannt iſt. Paris. 8. 16. 2. 40. D. 14.. 2, 16. L. 4l. 280. 
ſ. Art 943. 1081. 1091. ff. 

4. Wenn Vermoͤgensſtuͤcke zwar ihrer: Ratur na bewies 

lich, ihrer Beſtimmung zufolge aber: unbeweglich ſind, ſoſ iſt es 
nicht nothwendig, ein Berzeihniß mit« dem Anfcylage ‚berfelben, 
unter Strafe der Ungültigkeit, zu verfertigen. Air. 8.7. & 
913: L. ne 321. — Angers. L. 11. 297. — Riom. 8. 25. 
2. 270. L.. 82. 530. 
» + ı,u3 Die Verfügung : des Art. 948, iſt eben ſowohi 
auf unkoͤrperliche Gegenſtaͤnde oder — wie auf koͤrperliche 
—— Limoges. 8. W. 2. 41. D +2. 2.854. — Vordeaux. 
I 19. S. 1835. 2. 81. 

Me. Die ‚Verfügung dieſes Artikels. ft nicht anwendbar auf 
eine allgemeine Schenkung: von: Fahrniß· Gegenſtaͤnden, welche 
unter belaſtetem Titel gemacht worden, ‚wie auf bie) ge 
geldlihen Schenkungen. — Eine folhe Schenkung! Bann’! füd 
gültig erklaͤrt werben , ſelbſt hinſichtlich der Gegenſtaͤnde, welche 
in dem Verzeichniſſe mit beigefuͤgter Abſchaͤtzung nicht enthalten 
find, wenn aus den Ausdruͤcken der Urkunde oder aus den Ums 
ftänden hervorgeht, daß ber Geſchenkgeber diefelben ‚in. ber Schen⸗ 
fung begreifen wollte. : Angers. S. 30. 2. 48. L. 85. 565 

6. Die Ungültigkeit einer Schenkung von Zahrrißgegen. 
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ſtaͤnden kann ;’ wegen Mangels’ des im: Art 948. v geſchtiebe. 948: 
nen Berzeichiniffes,\ vom“ en ſelbſt angerufel werden. 
Luͤttich. 8. 2447. L. 4 f. Het. 941. 

7. Die: :uhter —— ee Sentungen, von 
Saprniß-Gegenftänden ‚müffen, unter Strafe der Ungültigkeit, 
gleich "allen: andern: Schenkungen dieſer Art unter Lebenden, von 
einem Verzeichniffe, die Abrchägung — Dre fon. 
C. H. ‚Bin.‘ Rouen. 8. 18. 1 379, D . 16: 1. 53. - L. 45. 


8. Die! Schenkung gegenwärtigen und runftigen Veams. 
gens, unter der Bedingung, daß der Geſchenknehmer das ge⸗ 
ſchenkte Vermoͤgen in dem Zuftande an ſich nehmen- folle, wie 
es beim Ableben des Geſchenknehmers ſich befinden werde, und 
alle: Schulden zu bezahlen habe, womit letzterer zu bieferh Zeit: 
punkte belaſtet ſeyn koͤnne, iſt gültig, ſelbſt wenn der Schenkung 
kein. Verzeichniß der Fahrniß mit beigefuͤgter Abſchaͤtzung beiges 
legt worden, zumal alsdann, wenn die Schenkung von ot ei⸗ 
nen — dem andern gemacht worden iſt. Riom. 8. 27. 
2. 45. D. 25. 2 112. — Paris J. 19. 8. 1834. 2. 643, 

9. ri in einer Schenkung: ‘von Fahrniß:Gegenftänden 
gefagt iſt, daß die Fahrniß in der im Heirathsvertrage des Ge⸗ 
ſchenkgebers enthaltenen. Beſtimmung und in den Erſatzforde⸗ 
zungen beſtehe, weiche er an den nahmhaft gemachten Berlaffens 
haften Haben koͤnne,“ fo: ift dieſe Angabe genügend, ind’ erfegt 
das: im Att; 948. erforderte Verzeichniß in allen was die im 
Heirathsvertrage enthaltene Beftimmung' bereifft; allein: fie erfuͤllt 
den Zwed des Gefeges nicht indem, was die Erſatzfotderungen 
angeht: : die‘ Schenkung iſt in dieſer Beziehung ungültig. Li- 
moges 8. B. AIVD. 27. 2. ww Kae nu * ‚Bar 8. 
— 945 1084. 1084 1085. J 

fe. Art. 896. 899 946. lan Mid im ST a \ 4. 949, 

st Art. 5809: 615. ER - 950. 
chen Rücfalsret: als leine Suabſtuucton zu ——— 91. 
iſt mehr Als ein unrichtiges Urtheil, es gibt einen Caſſations⸗ 
grund ab.” Eaſſ. onn auer. 8 —*8 1. 24. D. 40. 1: S5R, 
L. 34. . 1 ach, 
erh, & E gentige nicht; baf eine Schenkung unter om Titet 
eines: Voranp änges „gemacht worden  fey,' um für die Aushal-. 
tung eines bedungenen Ruͤckfällstechtes zu -gelten. — Eben fo 
genügt es nicht, wenn von zwei Freigebigkeits-Handlungen die 
eine mit) Ausfchliefung: des Ruͤckfallsrechtes gemacht worden, 
um anzunehmen ;; ‘bei der andern fen die. Bebihgußg: nn. vers 
der N en Mu other 
— ———— ER 7) WIATE BE TE DIENTE Bu RE 

— Won’ den ————— einer — seite be» 
Hwegliche Guͤter zum Gegenſtande hatt ur: 
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91. UNuͤckfales vorhanden. Niömes. Sı m. 2. ‚38. 
L. 56. 463. — Montpellier. R. 6. 1836. 2. 316. 

4. Da das Gefes Leine befondere Weiſe für bie. Ausbe: 
dingung des vertragsmäßigen Rüdfalles vorfhreibt, fo genuͤgt 
es, ya die Abſcht des Geſchenkgebers auf irgend eine Weiſe 
aus den Verfuͤgungen der Urkunde *** um zur Vollzie⸗ 
bung ſich zu eignen. Montpellier. 8. 29. 2. 315. 

5. Ste kann z. B. auß der Zufage eines. Cheftener, 
Vorempfang auf eine Erbfhaft und auf ge —* 
werden. C. H. Bw. Rennes. S. 3. 1. 117. L 4. 161. 
Nismes. 8. 10. 2. 563. 

7: Dee gu Gumflen des — auf des Fall des 
kinderloſen Vorabfterbens des Geſchenknehmers, bebungene Ruͤck⸗ 
fall hat feine Wirkung, ungeachtet der vom Geſchenknehmer bes 
wirkten Anwünfhung eines Kindes, und obwohl des Geſchenk⸗ 
geber, als: Ehegatte des —— nung zus Anwuͤnſchung eins 
gereilligt hat. — "Pau 9 21. 422. Di 20-4. 
381. L. 64. 286 

8 Wenn ein Vater bei der Auoſteuetung feiner Tochter den 
Vorbehalt des Rüdfalls, eintretenden Falles beigefügt hat, 
fo hat er damit genug gefagt, um nicht unter. die Anuwendbarkeit 
bes Art. 747. zu verfallen, im Gegentheil hat er ſich in das 
durch Art. 951. vorgefehene Berhätemiß gefegt. — Aber der Ruͤck⸗ 
fall zu Gunſten des Geſchenkgebers findet alsbann erft nach dem 
Einderlofen Vorabſterben des Geſchenknehmers, oder ſelbſt feiner 
Rachlommen, wenn er beren er r fast. Niemes. 8. 
27. 2. 211. D. 3. 2. 197. L. 80. 

9. Wenn der Gefchentgeber den Rüdfal - des geſchenkten 
Vermoͤgens auf das Vorabſterben des Geſchenknehmers und. ſei⸗ 
ner Nachkommen vorbehalten hat, und nun, nach dem Ableben 
des Geſchenknehmers mit Hinterlaſſung mehrerer Kinder, eines 
dieſer letztern ohne Nachkommen verſtirbt, ſo hat kein Zuwachs 
des von ihm bezogenen Antheils am geſchenkten Vermoͤgen, zu 
Gunſten der; uͤberlebenden Kinder ſtatt. — Dieſer Vermoͤgens 
Ancheit faͤllt, des Ruͤckfau. Borbehaltes ungeachtet, in dem 
Nachlaß des verſtorbenen Kindes, und wird geſetzlicher Ord⸗ 
nung nach getheilt; wenn alſo die Mutter des Kindes daſſelbe 
überlebt, fo hat ſie ein Recht: auf einen Theil des Vermoͤgens. 
u ——— 148. L. 82. 25. — f. 


10. Wenn in einem wechlelſeitigen Teſtament unter Eher 
gatten gefagt iſt: „mach, dem Tode der laͤngſtlebenden der ‚bes 
fagten Geſchenknehmer, foll das Vermögen, wenn deffen vorhans 
den, wieder zu feinem Urfprunge zurüd£ehten :” fo bedeuter der 
Ausdeud, „wenn deſſen vorhanden,’’ wenn, barüber. nicht unter 
belaftetem Titel oder unter Lebenden verfügt worden iſt; folglich 
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Fann der Rängftlebende nicht legtwillig über das ihm folhermas 951 
fen von feinem in Mit:Zeftirer öefhenkte Vermögen 
verfügen. Paris. S. 11. 2. 192. 

11. Der Rückfall, den ein Geſchenkgeber in einer —*— 
ſich vorbehalten hat, welche zu gleicher Zeit eine vertragsmaͤßige 
Erbeinſetzung und eine Schenkung unter Lebenden iſt, bezieht ſich 
nur auf das unter Lebenden geſchenkte Vermoͤgen. — Der vorbehal⸗ 
tene Ruͤckfall in einer vertragsmaͤßigen Erbeinfetzung iſt zwiefach un⸗ 
guͤltig, einmal durch Art. 951. verboten, und dann als die 
Wirkung der * ſtoͤrend. Riom. 8 10. 2. 341. 

f. Art. 747. 8 

(12), Eine * "Handlung unter ‚Lebenden. zum Boraus 
gefchehene Erbtheilung ſchließt nicht ſtillſchweigend den. Vorbehalt . 
des Rüdfalld zum Vortheil des Gefchenkgebers, auf den Fall 
des. Borabfterbend des Geſchenknehmers und feiner Nachkommen, 
in ſich. Montpellier. R. G. 1833. 2. 313. — f. Art. —* 

(12) b., Kann ein, zu Bewilligung einer Schenkung, beauf: 
tragter Gemwalthaber den Rüdfall,, der geſchenkten Sache 5 
bedingen, wenn die Vollmacht hieruͤber keine beſondere Vorſchrift 
enthält ? — Nicht entfchieden. Ebend, 

(12) c.: Sedenfallg, wenn. ber Gefärntnehmer die Schen- 
kung unter biefer, Bedingung. angenommen hat, koͤnnen feine 
Erben‘ ſich der Ausübung * vorbehaltenen Ruͤckfalles nicht 
widerſetzen. Ebend. ſ. Art. 

42) d. in einer Se Schenkung am die Kinder 
vorbehaltene R allsrecht beftehe fort, obgleich der Water. bei 
einer in der Folge vorgenommenen efterlihen | Zheilung, worin 
jene Gegenftände mit begriffen, jenes Vorbehaltes nicht: ausdrüd: 
lich. erwähnt haͤtte: genug, daf der Gefchenkgeber . nicht darauf 
verzichtet hat. , Ebend, 

(13) : Der. in einer Schenkung zu Gunſten der Erben des 
Geſchenkgebers vorbehaltene Ruͤckfall enthaͤlt keine verbotene Af⸗ 
he en welde die Unguͤltigkeit der. Schenkung nad). fich 
ziehen würde; dieſe Bedingung muß. nur als nicht gefchrieben 
betrachtet. werden, als eine Ausdehnung des. Rüdfalsrechtes ent: 
haltend, welches nur zum — des Bee ———— 


ten werben fann,  Bordeaur. J. 10. S. 1835..2 €. 9: 
Bw. RB. G: —* ..463. *): 
Wenn en einer Summe Geldes mit Vor⸗ 92. 


behalt des: en gefagt iſt, daß die Summe im Liegenfchafs 
ten. angelegt, und. der Geſchenkgeber zur. Anlegung beigerufen 
werden folle, fo treten die erfauften Liegenfhaften an die Stelle 
der gefhenften Summe, fo daß biefe —— allein dem 
Ruͤckfallsrechte unterworfen find. Rouen. S. 23. 2. 11. L. 65. 
296, — f. Art. 865. 929. 954. 958. 963. 


») Bon der Bedingung des Rüdfalles, Zachar. IV. 700. 
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Tepe, kb Schenruuigen unter’ Lebenden wibereuflich find, 

953, U 41. Wenn in einer mittelſt Heirathsbvertrages gemachten 
Schenkung der Geſchenkgeber ſich die Nutznießung des geſchenk⸗ 
ten —— — vorbehalten, und durch ein anderes Gedinge ſich 
der —— u Günften des Geſchenknehmers unter getwiffen 
Bedingungen entaͤußert hat, fo Tann die Nichterfüllung der Be⸗ 
dingungen nur als ein Ungültigkeitsgrund‘ gegen die Entäußerung 
der Nugtiepung‘ vorgefhägt werden: den: Widerruf der Schen 
De kann fie nicht begrimden· Rio, 8. WV7 D. 1%. 

an: a ERLITT I TG A 
Der Geſchenknehmer/ der die ihm durch den Geſchenk- 
gebet auferlegten Bedingungen'nicht erfuͤlt Hat, und num nicht 
mehr erfüllen kann, iſt nicht befugt, den Vollzug der Schenkung 
zu begehren, ſelbſt wenn er wegen Erfuͤllung der Bedingungen 
nicht in Verzug * worden iſt. Pau. 8. 29.2, 215. D. 

„27. 2. 164. L. 85. 357.09 00 Pe u Zee et 
Eine Schenkung‘, obwohl unter der Form eines Ver: 
ttages unter belaſtetem Titel verſteckt, iſt wegen eines’ fpäter 
geborenen Kindes widerruflich. Toulouſe. S. A.2. 242. Di 
19. 2. 88. L. 60. 167. aa Be 4 —uνννν 
4,0 Die belohnenden Schenkungen ober Vermaͤchtniſſe un- 
terliegen dem Grundfage der Widerruiflichkeit wegen Undanke: 
€. 9. Bwi: S. 31.1: 317. te de 97 BR TO N 
5, X 2993004951. 1096, J. z 5 9 ‚n 4 
1.235) Das: Gedinge einer vertragsmaͤßigen Schenkung; worin 
der Gefchenkgeber erklärt, daß im Falle des Worabfterbens des 
Geſchenknehmers ein beſtimmter Ancheil der geſchenkten Güter 
Eilnen Theil der Schenkung ausmachen ſolle uͤndeer ſich vorbe 
halte zu Gunſten desjenigen ſeiner Kinder, inf welches feitie 
Wahl fallen werde, zu verfuigen, enthaͤlt nur eine einfache An⸗ 
führung einer Willensmeinung‘, welche den Geſchenkgeber nicht 
berpflichtet, die ihm ruͤckfallenden Guͤter einem feiner Kinder zu 
ſchenken, er kann daruͤbet zu Gunſten eines Fremden verfuͤgen 
Bergebens würde man einwenden / daß der Ktͤckfall von der 
Exftilung einer Bedingung abhaͤngig gemacht worden fe, welche 
der Geſchenkgeber ſich auferlegt habe, zum Vortheil eines feiner 
Kinder zu verfügen, und daß in Ermangelung dieſer Verfuͤgung 





> 4 u bins} 190 
une nd ad un m 
| 1. KLEE a in a Ben 
*) Gewöhrleiftung hiegt ben Erben mun bei belafteten Vemaͤcht⸗ 
niffen ob. Brauer V. 759. | a ee 
or Fl ons Blur. 
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h Reit nde. E. H. Ym.. Limoges. J. 19, 8. 953, 
an 1199, 1176. 

(6). ‚Die sam einen Ehegatten ; he Trennung 
von Tiſch und Bette zieht nicht, wie bie Scheidung, ben Wider: 
uf der ihm vom andern. Ehetheile zugewendeten Schenkungen 
und Ehevortheile nach, fich (f- Art. 299. Ne. 3— 5). — Kann 
aber. ein. folder. Widerruf in ‚Kraft: des - Art: 953. wegen Uns 
banks: ftatt finden? ? Iſt der Art. 959: welcher, von ber allges 
meinen’ Regel bes Widerrufes der Schenkungen wegen Undanks, 
die zu Guuſten der Ehe gemachten Schenkungen ausnimmt, 
allein: von Schenkungen: Dritter zum Vortheile des Ehegatten 
zu verſtehen/ und nicht von ee der Eheuatten unter 
ſich? Bejaht. Caen. F G. 1837. 2 464. — Verneint, 
Bauen. Bars; Wi 196% 

(9) Eine Schenkung | unter erbiiben A unter Küferfegiing 
dr Leibrente, kann wegen ausbleibender Zahlung der Renten⸗ 
zielet widertufen werden, — Hier ift die Regel des Art. 1978. 
nit“ Anwendbar nach welcher der‘ bloße Sahlungsverzug bei 
fälligen‘ Rentenzielern‘’ ein’ Reit" sur Verttagsauftoͤſung gibt, 

Yoitierg, "AUG. 18372. 2361. *)- 


f“ ti 
f Art, ‚999. 930. 952. 958. 908. 4046. "o mE 954. 
1. Wenn sein Dienfibote, nach Empfang seiner. Schenkung 955, 
von ſeinem Deren, den fuftrag mißbraucht ; den ihm:biefte zu 
— feines Vermögens gegeben, ſo daß er ſich der untreue 
er. Verwaltung ſchuldig ‚macht: wenn er uͤberdies durch 
* 5 gaben Daß und —— in der Familie 
eiei 





igehers zu ſtiften ſucht, fo find: dies Vergehen und 
ungen, weiche zum Widerrufe * Schenkung, rer Un⸗ 
danks * ‚abgeben. Paris, 8. 7.2 
ine vom Gefchent = ober ag Forest Ti ‚zum 
* des — (oder Teſtirers) begangene Entwen⸗. u 
ng iſt ein. Vergehen im Sinne ‚des Art. 958. welches eine 
Klage, an Wi: der Köhenkung ne. Det ——— 
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wegen undanks begründet. Dieſer Artikel iſt auf den Fall eines 
gegen das Eigenthum des Teſtirers begangenen Vergehens eben 
5 anwendbar, .. wie bei einem —— gegen feine Perſon. 
GC. 9. Bw. Orleans. S. W. 1. 256: D. 26. 1. 72. L. 81.321: 
42 be Deßgleihen, — Sedenfalls. muß ,sum den Wider: 
ruf. der Schenkung ausſprechen zu Eönnen, ber aus dem Ver: 
gehen: ‚entfprungene „Schaden: die Mittel: des Lebensunterhaltes 
des. Gefchenfgebers ‚beeinträchtigt haben ; geringfügige Entzie hun⸗ 
gen ‚find: hier unzureichend. Paris. RG. 1833: 2. 155. 
3.Die Benennung eines Diebes, welche ein Sohn feinem 
Vater in einem nicht unterzeichneten vertraulichen Schreiben, 
welches keine Aufſchrift hat, gegeben, iſt nicht im Sinne des 
Art. 955. eine Schmaͤhung, welche fd: groͤblich waͤre, um den 
Vater zu ermaͤchtigen, die ſeinem Sohne — Shentungen 
N Undanks zu wibersufen. Fouloug. 8. W. 2 13. D 2. 


4.. unſchickliche Aufführung einer Wittwe ER, des 
Trauerjahres ift unter dem ‚Code kein. Beweggrund zur Wider: 
rufe der von ihrem Ehemanne zu ihren Gunſten gemachten 
lebtwilligen Verfügungen. — Es: iſt dies keine guöbfiche. Belel⸗ 
digung des Andenkens des Erblaſſers im Sinne des Geſebes 


Niem⸗s. S. 27. 2. 1%. D. 35.2. 106. L.'79. 459, *) 


956, 


— 


.f. Art. 299. 959. 1046, 1047: und die‘ Notizen. 

4 eg einer rg wegen‘ undants Hodnh vr 246; 
ro. 2. 3.d. 

‚Im: Falle der Nichterfühung ber Vebingungen daer S * 
fung, wie im Falle der Nichterfuͤllung aller andern Verträge, 
hat das Gericht die Befugniß, dem Geſchenknehmer eine‘ Feift 
zu beftimmen ; esift ‚nicht genöthigt, den Widerruf alsbald aub⸗ 
— wie derſelbe begehrt worden iſt. Bordeaur. 'S. 30 


* Die Jahresfriſt vom Vergehen an Gera): ‚binnen 
welcher. die Klage auf Widerruf "wegen Undanks angeftelkt wer: 
den muß, kann den. Erben des. Gefhenfgebers, wie dem Ge⸗—⸗ 
ſchenkgeber felbft, entgegen gefegt werden. — Die Erben find, 
bei Verluſt des Klagerechtes , gehalten, die Klage waͤhrend der 
noch ‚übrigen ‚Zeit, vom: Kodestage des Erblaffers bis sum = 
A Pe Jahres anzuſtellen. Douai. 8. 232% 140. D 
72,” Die - alage auf Widerruf auer Freigebigkeit wegen 

Undanks ift dem Erben‘ des Teſtirers, wie dem Erben des Ges 
fhenfgebers, und im einen wie im. andern, r. Ba durch ‚den Art. 
——— _ — — — 
) Von den —————— ses | eatniönee, ‚Baden, IV, 

706, — Widerruflichkeit wegen Undante. Cbend 

9— 
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957:: —— &9H Vw. Orleans. 8. 28. 1. 256: D. 26. 97. 
1. 72. L.:81. 321: 

3. Die Friſt zu Begehrung des Widerrufes einet Shen: 
tung unter "Ehegatten ‚wegen Undanks, welcher aus Thatſachen 
und Mifhandlungen zu fließen, wird duch die Folgen eines 
vom Gefchentgeber angebrachten ‚Gefuces - um vr 2 

Bi 02 — nit. unterbrochen. Douai. ., 28. 2.1 


4. : Das Recht, - eine Schenkung unter Ehegaiten wesen 
Undanks zu widerrufen, geht nicht auf die Erben: des Geſchenk— 
gebers Über, felbft wenn die Thatſachen, woraus der Unbank 
herzuftellen, ein Gefuh auf Trennung von Tiſch und ‚Bette, 
von Seiten. des Geſchenkgebers, veranlaßt hätten, fobald 
Widerruf von dem, innerhalb eines Jahtes nach dem Berufe 
geftorbenen Geſchenkgeber erfolge if. — Die Erben. können. bie 
Klage auf Trennung nicht wieder aufnehmen , um ‚ben Mider- 
ruf auf Thatfachen zu — welche der „Storäffer viraehen 
hat. Paris. 8. 15. 2. 272, L. 41. ‚222. — — fe ‚At: 959 
1046. 1047. und bie eier En e 

fe Art 928. 930.:952. 2125. 44 2) ' 958, 

1. : Der. Art; 959. iſt auch auf (edferfeitige Stentnan 959. 
unter Ehegatten :anwenbbäe.'-- Diefe Beſtimmung iſt nicht 
bloß auf Schenkungen zu befchränken ‚'! welche! einem der- Che: 
‚gatten vor nen, — oder von. Dritten gemacht werben. 


ouloufe-, S. 13. 2..330,. D. 7. 2. 184.: ke — 184 —: 6. 
— — —7— s. 24. 1. 306. D, 22.1. 353.1L470. 41.— 
2 42 1 08. — Douai.. S. 28.:2. — D. ‚26. 2. 136 


Wurde entſchieden, daß der. Artı 959: nur von Schen- 
kungen zu verftehen fey, welche von Dritten © gemacht werben. 
Die Schenkungen unter au find, daher — Undanks 
widerruflich. Paris 8. 29. 2. 257. . 1. 295. 

3. Woraus folgt, daß dieſer wanf in Folge der Tren⸗ 
nung von Tiſch und Bette eben fowohl erklärt werden, kann, 
* in Folge det Ehefheibung, Amiens.,S. 277. 2. 71. — 

S. 27. 2. 156. D. 25, 2. 1 
: , Art, 299. m “A. 057. I, 3. unb 4. 4081. 1091. ef, 
Vor dein Code wurde, durch bie Legitimation mittelft 960. 
nachfolgender Ehe, eine Schenkung w wiberrufen, obwohl dieſe Schen⸗ 
kung nach ber Geburt be legitimrten na ar Kindes gemacht 
worden ſeyn follte. C. H. Vw. Dijon. S. 5. 1. 184. 
2. Eine ——— unter Lebenden wird — Legiti⸗ 


—— WM PL: — 5 185° 1372 (8 

n *5 ‚Widerruf Deo unbent Srauer —— 6 

7 * Richtige: — Heer, 950, * acht: & 3. 4a, 
Brauer VI. 280. ©. 687. 


ft Tick 
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960, mation eines fpäter geborenen natürlichen Kindes: weiberrufen, 
obwohl dieſes Kind in den bürgerliben Standesbühern und auf 
die eigene Erklärung der Mutter, ald von einem andern erzeugt, 
a er es legitimirt: Dev ‚eingetragen möre Paris, S. 12, 


— 3. Die Schenkung trier‘ Bobenden, welche ein Ehemank 
feiner Frau durch Heirathsvertrag mit dem ganzen Vermoͤgen, 
welches er damals befaß, gemaht hat, wird durch die Geburt 
eines Kindes nicht: widerrufen, welches der Geſchenkgeber, nah: 
dem. er Wittwer geworden, in einer fpätern Ehe erziekte, €. 
* Vw. Poitiers. S. 4. 1. A. 


4 Die Schenkungen unter belaſtetem Titel find nicht, wie 
die aus reiner Freigebigkeit, dem Widerrufe wegen ſpaͤter geborener 
Kinder des Geſchenkgebers unterworfen. €. H. Vw. Guade⸗ 
Kaufe, S. 2, 1. 133. L. 85. 17. — €. 9. Bw. Bordeaur. 
5, MWenn Jemand fein Vermögen auf Leibrenten legt, 
worauf er feinen Neffen und Nichten die Anwartſchaft bedingt, 
fo kann dieſe Ausbedingung, obwohl rein unentgeldlicde Beguͤn⸗ 
fligung für legtere, nicht als eine. Schenkung betrachtet werden, 
weihe durch fpäter geborene. Kinder. widerrufen wird. Paris. 

8.7.2. 1181. L. 8. 183. 


6 Ein: Mechtsgefchäft, woburch eine Beibrente als Nab- 
rungsgehalt, und zur Belohnung geleifteter Dienfte eines alten 
Dienſtboten, beftellt wird, iſt nicht fo wohl eine Schenk ung, als 
vielmehr die Bezahlung einer. natürlichen Schuld: daher- dem 
MWiderrufe wegen juni ‚geborener Kinder mine Umtertsorfen. 
Brüffel. S. 13. 2. 56. L. 34. 526. 


"7, Die Kinder find befugt, einen, von ihrem Water vor 
ihrer Geburt abgefchloffenen Vertrag unter belaftetem Titel, als 
eine verfiedte Schenkung enthaltend, anzufechten; fie Finnen 
nicht unter dem Vorwande zurüichgemiefen werden, daß-fie, als 
ihren Rechtsvorfahrer vertretend, nicht befugt fenen ‚eine Simu- 
lation zu een, woran er heit — hat. — H. Vw. 
— 32. 1. 801 - — Nontypellier. .19. 8. 185. 2. 
ſ. Ar. 5, nl, Fl, 1096. 


1:50 


*) Bon der Widerrufung einer Schenkung ob liberos 
nientes. Zadar, IV. 709. Brauer V. 992. — Zrefurt 499. 
$. 606. — Wodurch Se elopnene @dır Gültigkeit: — 

ei} raue V. 481. Belohnende nkungen. Brauer‘ V 
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21) zu £ E ©. „200: N hy —— des eg „nach 960, 
enfung ebe emacht,« zu lefen: „nad der Schenkun 
FE de = deli gemadı Forudfebler). R. B. 1810. ır 


2) * Unt * iſchen einer —*— und der Erlaſſun 

ner Fr „Sarb. 1 ? erftere, nicht Tun 

auf feßtere, kadet EURER: Ebend. 201. 
Entgegen gefegte — 


Die ſpaͤtere Geburt eines Kindes des Geſchenkgebers hat 961. 
den Widerruf der Schenkung nur zur Folge, wenn das Kind 
lebensfaͤhig geboren iſt. Bordeaux. 8. 30. q. 164. 

f. Act, 312. 315. 725. 1096. - 


4. Wer ein Recht auf die bie jr einem gewiffen Zeit: 962. 
punkte bezogenen Fruͤchte hat, dem gebührt ſolches nicht nur 
auf die wirklich bezogenen, fondern aud auf jene Früchte, bie 
das Geſetz zu beziehen ihn ermaͤchtigte, wenn ihm diefelbe als 
eigen, kraft eines Rectstiteld zuerkannt wurden, welcher geſetz⸗ 
lihe Wirkung gehabt hat, wenn er auch gleichwohl aufgelöfet, 
roiderrnfen, oder als nichtig waͤre aufgehoben worden. — So der 
Geſchenknehmer, deſſen Titel durch * fpäter — Kind 
— wurde. Gaff. Montpellier. S. 16, 1. 121. D. 14. 

1. 163. L. 46. 461. 


2. Der Art. 962. befagend, daß der Gefchentnehmer bie 
bezogenen Früchte, im Balle des Widerrufes der Schenkung 
wegen eines fpäter geborenen Kindes, nur von dem Tage an 
zu erfegen ſchuldig ſey, wo die Geburt des Kindes ihm ange: 
kündigt worden, ift auch auf den Fall anwendbar, wo dem 
Geſchenknehmer die Geburt des Kindes bekannt geweſen; 
dieſer Umfland kann den Mangel der —— — erſetzen. 
C. H. Bw. Guadeloupe. S. 29. 1. 133. L. 85. 1 


3. Wurde entfchieden, daß an die Stelle ER Ankuͤn⸗ 
digung jede Urkunde treten koͤnne, woraus nothwendig hervor: 
geht, daß der Geſchenknehmer Kenniniß von der Geburt des 
Kindes aehabt hat, namentlich duch die Ernennung des Ges 
fhenfnehmers zum Vormunde diefes Kindes. C H. Vw. Nis- 
mes S. 32. 1. 801. 


4 Die Jahreszieler der Keibrenten find bürgerlihe Früchte 
und Feine Kapitalien, in dem Sinne menigftens, daß der Ge: 
ſchenknehmer einer Leibrente nicht verpflichtet ift, im Falle des 
Miderrufes der Schenkung, die etwa bereits bezogenen Zahres: 
jielee zu erfegen. C. 9. Bw. Guadeloupe. S. 29. 1. 133. L. 
85.17. — f. Art. 550.-856, 926. 


f. Urt. 929. 952. 954. 958. 3125. 963. 
f. Art. 1339. | 964. 
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Fünftes Kapitel. 
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Erſter Abſchnitt. 


En Allgemeine Negeln über die Form der Iehten Willen. 


«DLeE€. XI. 


2 R. Bel. aber Es Derferti ung, su — R. 8 1811. X. 

Samml. R. X. Samml. I: 981. — 

vergl. 3 8 W VI. Be L 978. — MAD. 1811, 
30. Webrer III. 235. 

3) 2. ie Befugniß der Amtöreviforen und ihrer Theilungskom⸗ 
miſſarien zu Sersigung von Staatäfchreiberei » Gefchäften, für 
Yen. — des Reviſoratsbezirkes betr. R. B. 1812. 

Samml. I. 982. vergl. Hohnh. IL. 264 — 266. 


+4) Die ehemaligen Amtd :Commiffarien (in der badiſchen Pfalz 


grafihaft) maren zur Aufnahme von außergerichtlichen und 
erichtlichen Teftamenten, ohne ren eined Stadt: oder 
erichtefchreiberd befugt. Hohnh. 106. 

5) Staatdfchreiber find an die Stelle der ehemaligen Nota⸗ 
rien getreten. Hohnh. VI. 170. find an die Notariatdordnnng 
gebunden. Ebend. — indbefondere bei iegıcn Willen. Ebend. 

— ogl. jedoh zu ®. ©. 3. Nro. 6. 7. 


1. Ein Vermaͤchtniß in bittweifen ER ift gültig, 


wenn. die Abficht , mit ——— verfuͤgen zu wollen, gewiß 
iſt. Angers. S. 22. 2. 180. L. 63. 2 


2. In einem Teſtament fe bie volftändig ausgefprochene 


Abſicht eine wirkliche Verfügung; gleichviel, ob der Zeftis 
zer. gefagt. hätte, dies ift meine VWerordnung — oder bies ift 


meine Abfidht. S. 28 2. 92. 
“ 3 Damit eine Urkunde den Charakter eines Teſtamentes 


babe, iſt nicht unbedingt nothwendig, daß fie ben Ausdrud ent: 


halter ih gebe, ih ver mache, oder einen andern gleichber 
deutenden ; e8 genügt, wenn man aus dem Ganzen der Urkunde 


folgern Eann, daß ihr Urheber die ar ht hatte, eine Keefügung 


— Todesfall zu treffen. Aix. S. 26. 2. 193. D 
4. Nichtig, als an eine ungewiſſe Perſon geſchehen, und 


keine genuͤgende Offenbarung der Willensmeinung des Teſtirers 


enthaltend, iſt die Verfuͤgung eines Teſtamentes, wo der Teſtirer, 
nachdem er einen Theil ſeines Vermoͤgens einem Individuum 


Letzter Wilke, Brauer V. 690. — Die römifchen Codieille 
Eönnen nit mehr vorkommen. Brauer V. 780 — 786. — 
Die Brage: ob der Erbe in einer befondern Schrift ober ges 
beimen Urkunde ernannt werden Eönne, bat Eeine Anwendbar⸗ 
keit mehr, Brauer V. 695. 
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vermacht hat, hinzufuͤgt; „Ich uͤberlaſſe ihm den, ganzen, Refl 967. 
meines Vermögens, um damit zu verfahren, wie ihm bewußt, 
und ich ihm, mündlich gefagt habe, oder: wie ich ihm ſchriftlich 
bemerken merde:. was ich, feinem Gewiffen uͤberlaſſe.“ Befan- 
gon. S. 97.,2.,262. D. 25. 2. 134.. *54 
5. Ein in Angabe der Vornahmen des Vermaͤchtnißneh⸗ 
mers begangener Irrthum Hat nicht die Unguͤltigkeit des Der: 
mächtniffes zur Folge, wenn das Zeftament auf andere. Weife 
folhe Anzeigen enthält ‚welche jede Ungewißheit hinfichtlich der 
begünftigten Perfon zu heben geeignet find, : Agen. S..28. 2. 
147. D. 27. 2:91. | — er 

6. Ein Vermaͤchtniß wird nicht dadurch allein ‚ungültig, 
baß ber Vermaͤchtnißnehmer nicht genannt, wenn er ‚anders, auf 
eine. genuͤgende Weiſe, um ihn erkennbar zu machen, bezeichnet 
if. C. H. Bw. Paris. .S. 29. 1. 13. D. 27.1. 77. L. 
83. 171. . * 
6b. Der Zeugenbeweis iſt in dieſem Falle zulaͤſſig, um 
die Bezeichnung im Teſtamente zu erlaͤutern. Grenoble. S. 
31. 2. 334 f. Art. 902. No. 11. - Ä * 

7. Ein Teſtament kann ſich nicht in allgemeiner Weiſe 
auf eine „alte abgeſchaffte Gewohnheit beziehen, um damit 
die Erbfolge zu beſtimmen. — Eine ſolche Verfuͤgung waͤre we— 
ſentlich ungültig und wirkungslos. C. H. Vw. Angers. 8. 29. 
1..155. — .8..28..2.97..D. 6880 

8. Im entgegen gefesten Sinne entfhieden. — Wenn 
ſonach ein Teſtirer feinen Nachlaß an die nähften Verwandten 
jenes Stammes, von woher fein Vermögen herruͤhrt, übertrüge, 
unter der Zulaffung ber Erbvertretung ins unendliche, (diefem 
oder jenem Gemwohnheitscechte gemäß), fo wuͤrde er nur von ber 
Befugniß Gebrauh machen, melde das Gefeg einraͤumt, von 
der Ordnung der Vererbungen . ab intestato abweichend. zu vers 
fügen. — Diefe, in einee Gefamtheit geſchehene Einfegung fei- 
ner nähften Verwandten in einer gemwiffen Abflammung, obne 
individuelle Benennung , ift nicht fehlerhaft, „wie fie e8 ſeyn 
würde, wenn der Cinfegende einem. Dritten. aufgetragen hätte, 
feine Vermaͤchtnißnehmer auszuwählen ; in dieſem Falle kann 
man nicht fagen, daß der Vermädtnifnehmer anders, als dürch 
den Millen des Teſtirers empfangen babe. E.H. Vw. Riom. S. 
410. 1. 361. D. 8. 1. 385. L. 27.: 449. — Gent J. 19, S- 
1834. 2. 171. — f. Art. 896. Neo. 15. und 24. 

9, Wenn in einem Heirathsvertrage, der unter einem Ge: 
wohnheitsrechte abgefchloffen wurde (einem ſolchen z. B. welches 
das Ältefte Kind Eraft Gefeges zum Erben erklärte), die Ehegat: 
ten fi, was ihre Erbeinfegung betrifft, auf jenes Gewohnheit: 
vecht bezogen haben, fo enthält, diefes Gedinge Leine vertrags: 
mäßige Cinfesung, welche der Abſchaffung des Gewohnheitsrech— 
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10. Die Guͤltigkeit eines Teſtamentes, was die aͤußern 
Formen betrifft, haͤngt von ſeiner Uebereinſtimmung mit dem 
Geſetze ab, welches zur Zeit der Teſtaments-Errichtung beſtand. 
Bruͤfſel. S: 4 2. 73. €. H. Bw. Bruͤſſel. S. 5. 1. 55. D. 
S ca L: 10. 353. — & 9. Bw. Befangön. S. 10. 
11. in, wegen Mangel ber Form nichtiges, Öffentliches 
Zeftament kann nicht dazu dienen, den in einem andern Zeftamente, 
durch Hinmweifung auf das nichtige, ernannten Erben zu beftim- 
men : wenn auch biefes Iegtete vom Teſtirer unterzeichnet wäre. 
G. H. Vw. Dijon. S. 15.1 9 D. 13. 1. 11.L. 42.5. 

12. Wenn gleih die Privaturkunde, worin ein natürliches 
Kind anerkannt wird, als Anerkennung nichtig wäre, fo gilt fie 
doch als Zeftament, wenn fie anders die erforderlichen Foͤrmlich⸗ 
keiten enthält, und die Abficht des Teſtirers klar ausfpricht, eis 
nen Theil feines Nachlaffes dem natuͤrlichen Kinde zuzumenden: 
j> B, wenn der Teſtirer gefagt hätte: „Ich gebe meinem na⸗ 
tütfihen Kinde den ihm in Gemäßheit bes Art 757. gebühren- 
ir — Rouen. S. 17. 2. 423. D. 15. 2. 113. L. 
49 | 


(14) . Die Zeftamentarifhe Verfügung über Gegenftände 
zum VBortheil einer vom Teſtirer bezeichneten Perfon, um davon 
die unter uns abgeredete Verwendung zu maden, 
ift ungültig, da fie auf eine Freigebigkeit fich bezieht, welche in 
einer früheren Vereinbarung enthalten, der es an den zur Büls 
tigkeit eines letzten Willens erforderlichen Foͤrmlichkeiten mangelt. 
Caen. S. 19. 1. 700. f. Art 895. Nr. 6. 910.967. Nr. 4. 

(15) Sn einer zum Vortheil einer beftimmten Perfon, und 
in deren Ermanglung zum Vortheil der Ihrigen, gemachten 
teftamentarifhen Verfügung, ift ber Ausdrud die Ihrigen 
nicht nothwendig von den Erben in gerader Linie zu verftehen, 
fondern Fann, vermittelt Auslegung der MWillensmeinung des 
Teſtirets, auch dahin erklärt werden, daß fie vielmehr den Sei: 
tenverwandten gelte. Bordeaur. R. G. 1833. 2. 504. f. Art. 895. 

(16) Damit einer Schrift der Charakter eines Zeftamentes 
beigelegt. werden koͤnne, ift nicht unbedingt nothwendig, daß bie: 
ſelbe buchftäblih die Abficht des Ausftellers ausdrüde, nur für 
jene Zeit zu verfügen, wo er nicht mehr feyn werde ; es genügt, 
wenn diefe Abfiht aus ben Ausdrüden der Urkunde und den 
begleitenden Umftänden hervorgeht, melde fie zur Gemißheit 
erheben. — Es muß daher als eigenhändiges Xeftament eine 
folgendermaßen adgefaßte Schrift angefehen werden : „Ich Unter: 
jeichneter gebe dem . . . die Summe von ...“: wenn dieſe 

zift nad) dem Tode bes Teſtirers befiegelt, und mit der 
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Auffheift: meine Willendmeinung, war Hefühden wor⸗ 967. 
den. — Caff. Orleand R. Gi 1833. 1: 5233: — T. At. 970: 

(17)b. Wenn die Michter der Hauptſache nach Prüfung 
der Ausdräde einer Schrift, welche gewiffe freigebige Verfuͤgun⸗ 
gen enthält, und nach den begleitenden Umftänden erfennen, daß 
diefe Schrift den Charakter eines eigenhaͤndigen Telta 
mentes nicht habe, weil fie den Willen des Teſtirers nicht 
ausdrüde, von Todeswegen zu verfügen: kann alddann ber 
Gaffationshof, nad einer abweichenden Anſicht über die Schrift 
und die Umftände, die Caſſation ausfprechen ? — Bejaht. Ebend. 

(18) Wenn. bie Abficht eines Teſtiters, zwei Erben einzus 
fegen, aus dem Teſtamente felbft als gewiß und unzweideuti 
hervorgeht, felbft wenn der Name eines ber Erbnehmer nicht 
darin gefchrieben iſt, fo kann biefe Lüde vom Bericht aus dem 
Inhalte der Urkunde, in wie weit er bie Millensmeinung des 
Keftirers, wegen der Wahl eines zweiten Erben, zu erkennen 
gibt, ergänzt werden. — Die Würdigung diefes Inhaltes ift nur 
eine Auslegung der MWillensmeinung, welche zu den ausfchließ: 
lichen Befugniffen des Richters der Hauptfahe gehört. C. 9. 
Bw. Lyon. J. 19. S. 1834. 1. 274. — f. Art. 1002. — €. 
9. Vo. Grenoble. Ebend. 645. | 

(19) Da das Geſetz Beine feierliche Kormel für die Ein: 
fegung eines Erben vorgefchtieben bat, fo kann das Gericht eine 
ſolche Einfegung in dem Gedinge eines Godicilles erfennen, worin 
der Teftirer, indem er ein Stuͤckvermaͤchtniß ausſetzt, eine 
Derfon, die er als feinen Haupterben bezeichnet, mit der Aus⸗ 
zablung dieſes Vermaͤchtniffes beauftragt, und ſich dießfalls auf 
die gefchehene Erbeinfegung in einem früheren Teſtamente —* 
welches jedoch ſeit dem Ableben des Teſtirers fuͤr nichtig erklaͤrt 
worden ift. Eine ſolche Auslegung iſt der Caſſation nicht aus: 
gefegt, wenn anders die Michter der Hauptſache ihre Entfcheidung 
auf Thatumftände gegründet haben, die außerhalb des Für nice 
tig erklärten Zeftamentes aefchöpft worden find E 9. Bw. 
Zouloufe. R. G. 1837. 1. 248. | 

(19) b. Das Urtheil, worin ausgefprohen ift, daß der 
in einem XZeftament eingefegte, bloß mit feinem Familiennahmen 
bezeichnete Erbe eine gewiffe beftimmte Perfon fey, enthält hiers 
in nur eine Auslegung des Zeftamentes, welde der Einfchreis 
tung bes Gaffationshofes nicht unterworfen werben Bann. E. 9. 
Bw. Touloufe. R. G. 1837. 1. 248. *) 

1. Die Mitwirkung eines Dritten bei einem Teſtamente ggg, 
mache daffelbe nicht ungültig, wenn fie die nämlichen oder einige 





) Von der Wahl, welche dem Erblaffer unter den verſchiedenen 
Zeftamentsformen zufteht. Zachar. IV. 667. 


268. 


960. 
Fideicommiß zu Banden beffen, der den Bahiug beffelben begehrt, 


. 970. ° 
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ber ‚Soden zum Gegenftande has — das Teſtament ver⸗ 
fügt: E. H. Vw. Sruͤſſel. 8. 2.D. 1. 797 
ei Du Art. 968. ift auf x * — des 
Code errichteten Teſtamente nicht — obwohl die Teſtirer 
erſt nachher gefochen find. Turin, S. 10. 2. 46. D. 8. 2. 27. 
419. — Lüttich. 8. 9..2. 330. 
3 Die —595— wodurch Ehegatten in der Abficht, 
eine letztwillige Theilung ihres Vermögens unter ihren Kindern 
zu : veranftalten, zur Zheilung ihrer noch beftehenden Ehegemein- 
ſchaft ſchreiten, ift erlaubt und gültig; ein ſolches Rechtsgeſchaͤft 
muß als eine fürforgliche Theilung betrachtet. werden, welche ber 
Genehmigung von Seiten des Überlebenden Ehegatten empfäng» 
lich iſt. — Mithin ift die. in Gefolge dieſes Rechtsgeſchaͤftes 
bewirkte letztwillige Erbabtheilung unter den Kindern eben ſo 
— wie die darin begriffenen Vermaͤchtniſſe — Ge⸗ 
I— X wenn die Genehmigung erfolgt iſt. Douai. S. W. 
2. 195. *) — f. Art. 1001. 1097. 

g . 8. über ein vor Einführung des neuen £. R. grrihtugd 

mechleleitiges Teſtament, ve Guͤltigkeit nach J. 
Nro. 3. Annalen III. 239. f. Nro. 2. . 


2. Der Beugenbeweis ift in zuläffig, um ein muͤnbliches 


darzuthun. ı Paris. S. 20. 2. 25. L. 56. 2 
3. Man kann die Glaubwürdigkeit eines Zeftamentes und 


feiner er Kal duch) aͤußerliche Beweiſe darthun. Turin. 


1. Ein eigenhaͤndiges Teſtament kann in ein Regifter oder 
Rechnungsbuch gefchrieben werden. Es darf Jahr und Zag in 
Ziffern enthalten. Da es an jedem Orte errichtet werden fann, 
fo hat die Nothwendigkeit, es mit Jahr und Tag zu verfehen 


(zu datiren), nicht auch die Verbindlichkeit im Gefolge, den Ort 


zu benennen, wo e8 errichtet worden if. Nismes. S. 10. 2. 


'231. D. 8. 2. 73. L. 31. 335. f. 40. und 41. Art. 971. 


Neo. 3. 


.. ‚1b. Eben fo wegen des Iegteren Punktes, C. H. Vw. Agen. S. 14. 


*) Ein Zeftament darf nur den Iesten Willen eines einzigen 
Menfchen enthalten. Zachar. IV. 662. — Wechfelfeitige Ber: 
mächtniffe find nur in eben berfelben Urkunde verboten. Brauer 
V. 804. — Doppelvermädhtniffe. Brauer VI. 60. 


2. en = verfchiedenen Arten der Zeftamentsformen. Zachar. 


— Die römifhe Eintheilung der legten Willen in 
—* und öffentliche, und letzterer in mündliche und ſchrift⸗ 
En fä . weg, — ‚Heutige Eintheilung derfelben. Brauer V. 
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1. 217,'D. 12. 1. 240.—Bordenur. S: 29. 2. 263. D.27. 2, 970. 
83. L. 85.. 351. Ei neo yure ELDER 
ı 2. Wenn ein Teſtirer feinem eigenhändigen Teſtamente 
mehrete Verfügungen: zuſetzt, deren Feine er beſonders datirt, 
ſondern ſich begnuͤgt, Jahr und Tag am Ende der'Zufäge an: 
zubringen; "und zugleich erklaͤrt, daß er diefes Datum auf die beiden 
legtern beſchraͤnke, fo find die uͤbigen Zufäge nichtigaus Mangel des 
Datums. — Gegen die ausdruͤckliche Erklärung des Teſtirers kann 
man auf eine muthmaßliche Abficht'deffelben nicht fehliefen, ‘und fo 
duch) Vermuthungen den Mangel: einer Außerlihen Foͤrmlich⸗ 
keit des Zeftamentes ergänzen. Caſſ. Mes. S. 6.1. 282. D. 
4: 1. 337. L: 15. 193, — X 

3. Wenn in einem eigenhaͤndigen Teſtamente nach einigen 
vom Teſtirer geſchriebenen, datirten und unterzeichneten Vers 
fügungen fih noch andere nicht -datirte befinden,‘ fo werden dieſe 
letztere als unmittelbar nach den -erftern hinzugefegt - betrachtet, 
und bis zum Beweiſe des Gegentheild angenommen, daß fie auf 
das vorhergehende Datum ſich beziehen: zumal. wenn: fie‘ mit 
jenen in Verbindung ftehen, welche den Inhalt des Teftamentes 
ausmachen. Meg. S. 19. 2. 69.-* 
In einem eigenhändigen Zeftamente zieht die Nichtig- 
teit einer Bufagverfügung, deren Zweck ift, die vorangehenden 
Verfügungen zu erläutern, die Nichtigkeit des Teftamentes nicht 
nach fih, wenn diefe Erläuterung nicht nothwendig war, um 
ben Willen des Teſtirers zu erkennen. Air. S. %6. 2. 193. 
D. 24. 2. 80. 

5. Die Anführung des Namens des Teſtirers gegen den 
Schluß der Schrift, welche als eigenhändiges Teftament bezeich- 
net ift, kann als eine Unterfchrift angefehen werden, wenn‘ fie 
am Schluſſe aller beftimmenden Verfügungen des Zeftamentes 
vorkommt. Es ift unerheblich, wenn auf die Anführung bes 
Namens no eine Fortfegung der Schrift, mit den legtwilligen 
Berfügungen in Verbindung ftehend, nachfolgt, falls diefe nach— 
folgenden Säge als Üüberflüffig und unnöthig betrachtet ‚werden 
tönnen. Rennes. S. 15. 2. 149. L. 43. 356. . 

. Die Worte: ‚‚gefchehen und unterzeichnet durch mih N. 
Gemeinde N.” u: f. w. find nicht gleich geltend mit der bei 
Strafe der Nichtigkeit erforderten Unterfchrift am: Schluffe eines 
ri Teftamentes. Luͤttich. S. 13. 2, 336. D. 11. 


7. Das eigenhändige. Teſtament eines Bifchofs , unter: 
zeichnet mit einem Kreuze, den Anfangsbuchftaben feines Vor⸗ 





*) Laukhard II. ©. 152. 
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970: namens und dem Namen feines Biſchofs⸗Sitzes iſt gültig, wenn 
ber Zeftirer die — vn. fo zu unterzeichnen. Pau, 
4 ‚L — €. 9. Bw. Pau, S. 2 4.1. 
245. D. 9. 1. 4n.L. 69. "97. *) f. Art. 973. Neo. 6b. . 
Bu % Das eigenhändige Teſtament ift nichtig: wegen 
eines untegelmäßigen, wie wegen. eines gänzlich ‚mangelnden 
Datums. — Das Datum ift unregelmäßig, wenn es der Unter: 
seihnung nachfolgt, fe ihe vorauszugehen. Lüttich. 8. 13. 
2 336. D. 2. 58. L. 34. 502. 
410. Im entgegengefegten Sinne entſchieden, daß es nicht 
bei Sttafe der Nichtigkeit nöthrvendig fey, daß das. Datum des 
eigenhändigen Teſtamentes der Unterzeichnung vorausgehe. Es 
kann auch nachfolgen. Paris, S. gr 2. 332. L« 30. 455. 
— C. H. Bw. 5 25.1. 198 D. 1. 314. L. 72. 206. 
Serenade 95, **) 
10b. Es ift gleichghltig, am welcher Stelle der Urkunde 
das Datum gefegt iſt, wenn es nur eine. nothwendige Ruͤckbe⸗ 
ziehung m = Verfügungen der Urkunde hat. €. 9. Bw. 
11. Ein eigenhändiges Teftament, welches zwei verfchiedene 
Datum, das eine am Anfange, das andere am Ende hat, kann 
nicht unter dem Vorwande für nichtig erklärt werden, daß hier 
keine Gewißbeit des Datums fey; man muß annehmen, daß der 
Teſtirer mehrere Tage gebraubt habe, um fein Zeflament zu 
machen. E. H Bw. Paris. S. 25. 1. 31. L. 71. 160. 

11b. Ein Irrthum im Datum in einem eigenhändigen 
Zeftamente bewirkt Feine Nichtigkeit, wenn bderfelbe vermittelft 
des. Keftamentes felbft berichtigt werden kann: 5 DB. vermittelft 
ded Stempels des Papiers, worauf es gefchrieben ifl; in diefer 
Hinſicht ift e8 nicht unumgänalich erforderlich, daB die zur Be- 
richtigung des Irrthums dienenden Mittel aus fchrifelichen 
Aeußerungen bes Zeftamentes fich ergeben. EC. H. Vw. Eaen. 
— = 1. 265. **) — EC 9 Bmw. Riom. R. G. 1833. 

12 Unrichtig datiren und nicht datiren find in den Augen 
bes Geſetzes fehr verfihiedene Dinge ; in dem erſten Falle liegt 
nicht unbedingt Nichtigkeit, tie im dem andern — Der Jer: 
thum im Datum einer Urkimde , und namentlich in einem ei: 
genhuͤndigen Teftamente macht es alsdann nicht nichtig, wenn 
derfelbe aus Aeußerungen, welche aus der Urkunde felbft zw. ent: 
nehmen, berichtigt werden kann, db. h; wenn das Datum aus 


*) Laukhard II. S. 137. 
**) Laukhard II. ©. 140. 
**2*) Laukhard II. ©. 1238. Nr. 3. 
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—— gar * nothwendig beſtimmt en ©. u 970, 
‚176. *) — 8. 17. 2. 401. L. 
dm. on 1. 339. D.. —— 
13. Im naͤmlichen Sinne entſchieden, im einen Falke, 
wo in einem Zeftament ber Sabrgenı fo ausgedrüdt war. eins 
taufend vierzehn. 6. 4 Vw. Colmar. 8. 30. 1..281.— 
8.39. 2.13. L. 83. 445. **) 
414. Anders verhält es ſich, wenn der 24 des Teſta⸗ 
mentes nicht dazu dienen kann, demſelben ſein richtiges Datum 
anzuweiſen. Hier iſt nicht zu — ob: die Faͤhigkeit 
des Teſtirers ameifelbaft fey oder nicht. ©. H. Vw. Bruͤſſel. 
8.232 286. — 8 . 25.2. 381. L 78. 385. — f. Aut. 


971, 

: (14) b. Oder wenn dad Datum eines eigenbänbdigen Teſta⸗ | 
wientes aus dem Inhalt diefer Urkunde felbft ſich als —— 
darſtellt, und alſo uͤber den Zeitpunkt, wo es un. 

—— — ſich ergibt. €. 9: Vw. Bourges. R 6. 1833. 


(14) c. Sf diefe R egel auch anwendbar , wenn der Teſin 
zer zu einer. Zeit der. Teflaments: Errichtung: unfähig war, und 
nicht behauptet wurde, daß er unter dem Einfluffe von Einfib- 
flerungen oder. Erbſchleichereien geftanden fe? — Seluſchweigend 
bejabt Ebend. 

45 Man kann, um einem Satze eines eigenhaͤndigen 
Zeftamentes: einen: Sinn’ zw geben, ein: Wort am die Stelle 
eines andern fegen,, wenn: man wahrnimmt, daß es dam Teſti⸗ 
—— eh im Kun Worten Spyiben — 

en, aber sin Wort t bes andern u fhrölben- 
Angers. S. 28. 2, 144. D. 27. 2 . 

16. Ein eigenhänbiges — iſt ‚gültig, obwohl das 
Datum eingeſchaltet iſt, wenn das — letzteres erkennen 
konnte, und in der That erkannt a €. 9. Bm. — 
S. 10. 1. 389. D. 8. 1.1270. L. 2 7. 353, 

17 Nicht genehmigte re hl in: ER! eigenährk 
digen Teſtamente genügen nicht, um die Nichtigkeit deſſelben 
zur Folge zu haben, wenn fie, als von der Hand des Teſtirers 
herruͤhrend, anerkannt find. — Einſchaltungen, welche, als von 
der Hand dee Teſtirers Herrührend, sicht anerkannt find, haben 

als nice die Nichtigkeit zur Folge wenn ſie nut in der 
WBiricheigung einiger Buchftaben oder Worte, ‚ohne Er auf 
die: Verfuͤgungen des Teſtamentes, 4 "Paris = 2. 
180. f. Art. 972. Neo. 85. und 86 - 





*) — U. G. Fe — ©. en. 
**) Lauf rd II. & 3 
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18. Ein eigenhaͤndiges Teſtament kann fuͤr nichtig erklärt 
werden, als vom Teſtirer nicht geſchtieben und. unterzeichnet, 
wenn ausgemacht iſt, daß die Schrift einen son andern Cha⸗ 
rafter hat, als die Unterzeichnung. Mes. 8. 27. 1. 383. 
D. 25. 1. 177. 

49. ! Eine PrivatsErklärung, eine Schenkung von Fahrniß 
enthaltend, welhe ein Dienfthere zu Gunften feiner’ Dienft 


magd verlaffen hat, wenn dieſelbe zur Zeit ſeines Ablebens 


noch in ſeinen Dienſten ſeyn wuͤrde, gilt als eigenhaͤndiges Teſta⸗ 
ment, wenn es von dem Verfuͤgenden ganz gefhrieben ;- datiet 
und unterzeichnet iſt. Nismes. L. 30. 556. 

20.-- Eine ganz von der Hand der barin redenden Perſon 
gefchriebene, datirte und unterzeichnete Urkunde, worin die Per⸗ 
fon. erfläet, daß fie eine gewiſſe Sache. einer gewiſſen Perfon 
gebe,: kann nicht als ein eigenhändiges.. Teſtament betrachtet 
werden, wenn diefelbe übrigens keinen Ausdrud enthält, welcher 
zu erkennen gibt, daß fie in der Abficht verfaßt; worden ſey, zu tes 
Riem, ober auf ben Todesfall I verfügen. C. H. m. Angert. 
Zr As Damit eine — ein Teftament: ſey, iſt — 
big... daß deren Urheber darin fuͤr jene ‚Zeit Verfuͤgung treffe, 
* er nicht mehr ſeyn wird. C. H. Vw Caen. 8. ds: * 


22. Ein vom Teſtirer geſchriebenes, datirtes und unterzeichnen 
te8 Zeftament Fann für eigenhändiggelten,: wenn es mit, den: Foͤrm⸗ 
lichkeiten. des, geheimen -Zeftamentes:. verfehen,: die Auffchriftsurs 
kunde aber fehlerhaft befunden worden Aix. 8. 10. 2. 521. 

w..Ygen., S. 14. 1. 217..D. 12. 1. U. — Ceen. 
5 %.2.38.D. %. 2. %5..L. 79. 119. or 
— W. Wenigſtens iſt die Caffation - eines Urtheils nicht 


flatthaft, ı weldhes aus dem Grunde, daß der Wille des Teſti⸗ 


vers, dies geweſen ſey, folhermaßen erkannt: hat. —— Vw. 
Dijon. 8. 29. 1. 6. D. 27. 1. 78. L. 85. 346, ** ) miE. H. 
— 15:1. 386. D. 43 1; :393. L.: 44.5. 
RA. ; m: entgegen geſetzten Sinne —— Deiree, 
$.,25. 2,259. 23.:2..64,— f. Art 1001. Ne; 1. - 
29... Das Datum eines; eigenhändigen Telamentes. iſt ats 


fiher qnöufeben., C. H. Vw. Paris. 8. 24. 1 276. ; 


Das Datum, eines eigenhändigen Zeftamentes iſt ficher, 


weht als: das Datum einer. gewöhnlichen: Privaturkunde. Der 


Art. 1328. iſt auf 883iie — nicht ‚anwendbar, 
C. H. Bw. Paris. S. 25. 4. 3 Hs Te mr 08t 


*) Laukhard II. S. 136. Nr. 3 — Rt 4 ig (* 
**) Laukhard II. ©. 155. v 6 fun er 
er u 1I. ©. 142. rk 2 “N silzung (**? 
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27. Selbſt wenn der Teſtirer * — Ro lg 
nes geftorben. feyn follte. Paris, S. 23. 2 8 L 174: 
— Riom. S. 94. 2. 2977. 

28. Srkiaifie Entſcheidung. — Welchen Stay von Staub: 
wuͤrdigkeit hat ein eigenhändiges Teſtament? Hat e8 Glauben 
bis zu Anftellung einer Faͤlſchungsklage, wie die öffentlichen Ur— 
Funden? — Nicht entfchieden. — Ober nur ee bis u 
sg des  Gegentheils? Ex arg. bejaht. e..®. Bw. Drü ff 
fel. S. 25. 2. 419. 

"29. Eigenhaͤndige Teftämente, üben — uckunden 
und ihr Datum ſelbſt beglaubigend, koͤnnen nicht darum allein 
den Notariatsurkunden gleich gefteitt werden. E⸗ 9. Vw. 
Bourges. $. 10. 1. 289. D. 8. 1.220. L. 353 

30. Ein’ —“ Teſtament har nicht in dem Grade 
Glauben für fein Datum, daß man nicht‘ zum’ Beweiſe einer 
Vordatirung zugelaffen werben: Eönnte. Wenigſtens wenn man 
ſich zu biete 79 mid, der. beilfufigen Falſchungstlage 
—— ECHVw s. 30. 1. 295. 

XEin eigen haͤndiges Teftamenk® iſt nur eine Privatur⸗ 
N * wie alle Urkunden dieſer Art, der — —* 
Richtigkeit unterworfen iſt; folglich kann man die 
derſelben hemmen, indem man erklärt, er * die — 
9 Enne. Turin 8. 41. 2. 149. 266 


2* 

- 32. Die Prufung der Ripriätelt ehe): —— 
——— kann wie die einer jeden andern Privaturkunde 
geſchehen, ſowohl durch Urkunden und Sachverſtaͤndige, als durch 
Zeugen, und durch Zeugen allein, im Falle der unzulaͤnglichkeit 
oder Unanwendbarkeit der — Beweismittel. TZoulouſe. 
8. W. 2. 16. Angers. L. 23. 2 * 
433. Ein eig ndiges Zeftäitieht we * innen 
Urkunde durch die "Miederlegung deſſelben in die Haͤnde des 
durch Befehl des Gerichtsvorſtehers ernannten Motaͤts ef. 
folglich der Anerkennung der Handfehrift nichk) wie eine Privat⸗ 
Urkunde, unterworfen, und Tann’ ur vermittelſt der Faͤlſchungs⸗ 
klage angefochten werden. Turin. D * 2.50 nf Art.1 1006. 
Neo. 3 und 4 1007. 1008. Nro. 3 mans 

34. Wenn es-audy richtig ift, daf ein 7 enhänbige a 
ftament Glauben für fein Datum hat, bis zu-‘ Inftellüng einer 
Falfhungskfage, fo fällt doch diefe Beguͤnſtigung hinweg/ wenn 
es auf den’ Grund von Erbfchleihung und Ueberrebung ange: 
fochten worden iſt. In foldiem Falle "Tann die — 


TER os Il dygdiun: (® 
*) Bol, Laukhard II. ©. 145. ad Ri — *— 
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970. bee, Aal D, Dani, vu Zeugen hewieſen werben. Angers. 8. 28, 


Da a des Dafenns eines eigenhändigen Teſta⸗ 
— ‚amd, der darin enthaltenen Verfügungen, kann duch 
Beugen geführt werden, wenn thatfählic anerkannt ift, daß es 
den Vemaͤchtnißnehmern unmöglich geweſen, ſich einen ſchrift⸗ 
lichen Beweis zw, verſchaffen, und die Beſeitigung des Teſta— 
mentes eine Handlung der naͤmlichen Perſon waͤre, welche zur 
Zahlung der —— die rg hatte. ©. 9. Vw. 
Bourges;; 8. W. 434. D. W. an L. 82. 490. 9 
6. 9..2w. "bel R, 6. 1836. I 
36: Dbmwohl die Unterdrüdung a Zeftamentes durch 
Zeugen bewieſen werden kann, fo kann doch das ‚Gericht 
Beweis fuͤr unzuläffig erklaͤren, wenn ſich aus den Umſtaͤnden 
ergibt daß der Erbiaſſer das Teſtament nicht u habe, 
wer wir behauptet; werden. will, Nismes 8. 14. 
37. Wenn ein Vermaͤchtnißnehmer den Freitheil an. den 
— fordert, und dieſer der Klage mit einer Einrede, auf 
und eines andern und ſpaͤtern eigenhaͤndigen Teftamentes. bes 
gegnet, fo.genügt es fürden Vermaͤchtnißnehmer nicht, daß. er bie 
Handfchrift diefeseigenhändigen Teſtamen tes nicht anerkenne, um zur 
Auslieferung feines Vermaͤchtniſſes zu gelangen: — der Erbe 
—— a nach gefchehener Prüfung der Richtigkeit oder Unrich 
| ut geſchuͤzt werden. - Araufpale S, 24. 2.223. 
25..f. Art. 1000. Nro..3, ff. 
Je kraft eines. sigenhändigen Zeftamentes eingefegte 
wenn. fein Rechtstitei angefochten wird, eine fuͤrſorg⸗ 
Vice Bergung, begehren. Montpellier. S. A. 2. 179. 
39. Nichtig unter: der Herrfchaft des Code iſt ein Teſta⸗— 
„das in einem Briefe enthalten : zumal wenn biefer 
Bier. ‚Beine wirfliche ‚und. beſtimmte Wilensmeinung ausdruͤckt, 
web: für. ein; einfaches Re De, —* A ange 
en werden. kann. Bruͤſſel 8 2 334. .. 20 185 * 
4. Ein eigenhaͤndiges ne ift gültig, obwohl in 
foembder ‚Sprache abgefaßt. — Keine Beftimmung:. erheifcht 
* es in der Sprache des —2 — un — *8 —** 
Be fepn muͤſſe. Bordeaux. S 


le ef, ‚971. Nro. 2 972. Ro. 29. ff. 999.. 1001... 1008, 
(43). Wenn das Datum und: die Unterſchrift eines: unter 
den: Dapieren des Toſtiters gefundenen ie Teſtamentes 





) Lauthard II. 8. 117. —— un 
*s) £aufbard II. ©. 121. MA. 525.. 
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Teſtamentes durchſtrichen find‘, fo wird bis zum Beweiſe des 970. 
Gegentheild von Seiten deffen‘, der auf das Teſtament ſich bes 
rufen will, vermutbet, daß der Durchſtrich vom Teſtirer herrühre, 
obgleih er demfelben nicht feine Genehmigung beigefegt hat. 
Air: R. G. 1833. 1. 91.:— Vom ©. H. ausgefprochen ‚ daß 
durch das Erkenntniß, welches erkläre, daß die Schrift Fein Te— 
ftament fen, Fein Gefeg verlegt werde. E. H. Vw. Ebend. 

(44) Sn dem Falle, wo über das wirkliche Datum eines 
eigenhändigen Zeftamentes Zweifel ift, Fann das Gericht, um 
daffelbe mit Gewißheit zu beſtimmen, Urkunden außerhalb 
des Teftamentes, in Nüdfiht nehmen: fo 3. B. eine Aufſchrift 
auf dem Umſchlage des Teſtamentes, obgleich eine ſolche Schrift 
der geſetzlichen Form des eigenhaͤndigen Teſtamentes fremd iſt. | 
Borbeauf. R. G. 1833. 2. 632. 

45) In einem eigenhändigen Teftamente ift nicht fireng et⸗ 
forderlich, daß der Teſtirer die darin vorkommenden Ausloͤſchun⸗ 
gen oder Durchſtreichungen genehmigt habe, damit die ausge— 
Töfchten ober durchſtrichenen Worte als wirkungslos zu. betrachten 
feyen ; es genügt, wenn es in den Augen des Gerichts als hergeftelft 
anzunehmen, daß die Auslöfhungen vom Teſtirer in der Abficht 
gemacht wurden, bie betreffenden Morte oder Säge zu unter: 
drüden. — Die Worte in einem eigenhändigen Zeftamente,, 
die keinen Sinn geben, find als nicht gefchrieben zu be— 
traten, und ber Pollzug bes Zeftamentes ift ohne Rüdficht 
auf diefe Worte ARaUMEREN, C. 9. Bm. Paris. J. 19. 8. 
1834. 1. 173. 

(46) - Die einem — Teſtamente — 
Zuſaͤtze koͤnnen, obgleich nicht datirt, für gültig erklärt werben, 
wenn fie mit dem ganzen Zeftamente nur ein Ganzes au mas 
hen ſcheinen. Paris. R. G. 1836. 2. 492. 

(47) Ein Zaubftummer, felbft von„Geburt, ber leſen und 
ſchreiben Bann, darf ein eigenhändiges Zejtament errichten. Bor⸗ 
deaur. R. G. 1837. 2. 468. **) ol; & 
+ 1) Db ein eigenhändiged Teſtament, dem eim unrichtiges Datum 

und eine unrichtige Jahrszahl beigefeßt, Be IR — 

Vii. 152, Not. 1. Gründe. für die aiah ung. ebend.. 
Ih für die Verneinung. 154 — ſ. Nr. 8, 10 A 13. 14, 





*) & dieſem Fele war. das Datum auf dem von * — der 
Teſtirer in gefchriebenen Umfchlage deutlich zu leſen, welches 
‚im Texte des Zeftamentes undeutlich angegeben war. 


**) Vom eigenhandigen Teſtamente. Zachar. IV. 668. 660. — 
In Baden iſt auch die Anfuͤhrung des Ortes nothwendig. 
Trefurt 478, 8. 573.] 
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u; Des: ed einen eigenbändigen legten Willen nichtig, wenn der 
rblaſſer ſich bei, erihnung des Drted, mo dad Teflament 
errichtet ward, einer Abbreviatur bedient hat? — Verneint. 
ohnh. VI. 187 — 189. — Förmlichkeiten ded eigenhändigen 
Teſtamentes. ebend. 188, - u 
3) IR ein eigenhändiged Teftament für nichtig zu erffären, deffen 
rtödatum nicht im Gontert der Urkunde, fondern in der Aufs 
ſchrift defelben, aber auf dem nämlichen Bogen enthalten ift, 
und ber inhalt ded Teſtamentes folgerungsmeife auf jene Auf: 
ſchrift hindeutet? — Verneint. Annalen IH. 18. — N. 
abrb. III. 274. vgl. Annalen IV. 58. f. — Entgegen gefette 
nicht. Annalen III. 17. ebend. 181 — 183: — N. Jahrb. 
III. 2735 — 2380. vgl, Annalen V. 215. f. — ſ. Rro, 10b. 
11b: 14. 4. d. T. 


1. Iſt ein Zeftament nichtig, wenn der Notär am Schluffe 


der Urkunde feiner Unterzeihnung nicht erwähnt hat? Bejaht. 


Riom. 8. 11. 2, 91. D. 11. 2. 52. PVBerneint, Gutachten 
des Staatsraths. S. 10. 2. 342. — f. Art. 974. 

2. ‚Ein ‚öffentliches Zeftament ift nicht nichtig, wenn die 
Zeugen die Spradye der Urkunde (die franzöfifche Sprache) nicht 
verftehen.  Brüffel. S. 9. 2. 300, — Brüffel. S. 9. 2. 301. 
Bruͤſſel. S. 9. 2. 154. — Brüffer. S. 13.2. 159. L. 37.63. —. 
Brüffel. S.. 13. 2. 372.* — f. Urt. 972. Neo. 83. 84. 
980 


3. Die (dur das franzöfifche Notariatsgeſetz) erforderte 
Erwähnung des Drtes und Tages, mo. die Urkunde aufgenom: 
men wurde, iſt hinlaͤnglich ausgedruͤckt durch die am Schluffe 
eines Zeftamentes gefchehene Anführung, daß daffelbe im Haufe 
des Teſtirers zu ... (Mamen der Gemeinde) am ... (Tag des 
Jahres) unterzeichnet worden ſey. — Die gleichfalls durch jenes 
Geſetz) erforderte. Erwähnung, der Unterſchrift der Betheilig— 
ten, der Zeugen und des Motärs am. Schluffe der Urkunde, ift 
hin laͤnglich ausgedrüdg- duch die unmittelbar vor dem Datum 
— Anfuͤhrung dieſer Unterſchriften. Douai. 8. 16. 
—4. Die Angabe des Hauſes, wo das Teſtament dictirt 
worden, ift nicht: unerläßlich, e3 genügt, wenn der Name ber 
Gemeinde angeführt if. & H. Bw. Pau. 8. W. 1: 157. D. 
24. 1. 11. L. 74. 574. — f. Art. 970. Re. 1. ff. 1001. 
Nr. 11. u. 12. 

6. Ein Irrthum im Datum eines Zeftamentes kann nad) 
dem Wortinhalte deffelben und nach den Zhatfachen, welche mit 
diefem Inhalt in Verbindung ſtehen, verbeffert und berichtige 
werden. — Somit wird ein Zeflament, welches eine, Sonntags 
den 10. Oktober, Vormittags fieben Uhr, geftorbene Perfon hin« 


*) Laukhard II. 186, 
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tertaffen hat, datirt vom Samſtag den 10. Oktober Nachmittags, 91. 
der uneihtigen Angabe des 10. Oktober ungeachtet, als am Sam. 
flag den 9. Oktober errichtet angefehen werden. — Diefe Entfchei« 
dung iſt auch — a öffentliches Teſtament anwendbar. Rouen, 
nn D. 24. 2. 48. L. 77. 374. — f. Art. 970. 
r ff. 


(N) Da der Code Feine Vorfchriften enthält, auf welche 
Reife Durchſtriche, Einſchaltungen und Rand “a in öffent 
lichen Xeftamenten tichtig geftellt werben follen hat man 
wegen der in diefem Stuͤcke zu befolgenden Regen ſich an daB 
Notariatsgeſetz zu halten. — Die ans Ende der Notariatsurs 
Funden, obwohl noch vor den Unterfchriften, gefegten Einſchaltun⸗ 
gen mäffen bei Strafe der Nichtigkeit nicht allein — 
ſondern auch am unterzeichnet oder mit Handzug beglaubigte 
feyn. — Zufäge einer Notariatsurfande, und namentlich eines 
Teſtamentes, muͤſſen mit den naͤmlichen Foͤrmlichkeiten verfehen 
ſeyn, wie der Text der Urkunde —— ein ſolcher Zuſatz iſt da⸗ 
het nichtig, wenn er nicht die Erwaͤhnung der Unterzeichnung 
der Parteien und ** enthält, — Notariatsgefeg. Grenoble. 
R. G. 1833. 2. 233 

(8) Die Zeug en eines öffentlihen Teſtamentes muͤſſen 
beim Dictiren deifelben eben fo wohl, wie beim Votlefen 
zugegen feyn. — Wenn eier der Zeugen sendrhigt ift, ſich 
augenblidlich zu entfernen , fo muß der Motär während feiner 
Abweſenheit mit der Errichtung der Urkunde einhalten. Nancy. 
3. 19. 1835. 2. 90. 

- (9) Es ift nicht nothwendig, bei Strafe der Nichti keit, 
daß der Eingang eines oͤffentlichen Teſtamentes, d. h. der heit 
beffelben, Melcher den Namen und Wohnfig des Notärs, die Na: 
men, das Gemerbe und den Wohnfis des Teſtirers und der Utz 
Fundszeugen, und die Anführung enthält, daß dert Xeftirer bei 

fundem Verſtande angetröffen worden fey, und dem Motär 
* letzte Willensmeinung dictirt habe, vom Notaͤr in Ges 
ra * — und der Zeugen geſchrieben werde. Angers. 


*1 — nr — gertigung 
2) Beam —— * — » ws un * 

t der Teſtaments⸗Fer en durch die dazu m autos 

(irten Gerichtöfchreiber. gungen 1815. N. 2 Wehrer 


3) Minderjäprigen ———— darf die Fertigung 
—* — und Stiaatsſchreiberei⸗ Urkunden geſtaͤttet wer: 
—— S.A.B. 1816. N. 60. Wehrer IV. 358 

—5* in Sonntags — ni 
© Sun it ‚in, 9, N. 14. Wehrer IV. 561. — f, U 
r. + d. T. 


) Vom Öffentlichen Teſtamente. Zachar. IV 670. 
7 * 


972, 


wenn in.einem von zivei Not 
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1. Der Beweis, daß ein Teſtament von zwei Motären 


‚aufgenommen worden, geht hinlaͤnglich, und ohne daß «8 einer 


befondern Erwähnung bedürfte, aus. dem beurfundeten Umftande 
ne daß zwei Motäre das Teſtament in ihrer Eigenfhaft als 
ffentliche Beamte unterzeichnet, und mit Handzug- verſehen haben. 
Zurin. S. 6. 2. 736. 
— In einem. durch zwei Motäre. —— — 
ment iſt für die Abſicht des Art. 972. die Erwähnung genügend, 
daß daffelbe vom Zeftirer dictirt, und von. dem einen Motär 
niebergefchrieben worden, obtwohl nicht wörtlih geſagt iſt, daß es 
denNotären ci werben fe, Paris.$.12.2,7. f. Nr. 9.10.19. 
3. Es iſt feine, Nichtigkeit: nach Art. 972. und -1001. 
a und zwei Zeugen; aufgenom« 
menen Teſtamente gefagt .ift, daß es nicht den beiden Motären, 
fondern demjenigen von. ihnen dictirt wurde, welcher es in Bei— 
ſeyn des andern —— hat. C. H. Vw. Poitiers, 8. 7. 


1. 498, D. 5. 1, 42 


4 ..Die Erklärung, daß das Teſtament vom Teflirer aus⸗ 
geſprochen (vorgeſprochen), und von dem Notaͤr, fo wie jener es 
vorgeſprochen, niedergeſchrieben wurde, gibt hiniaͤngliche Gewiß⸗ 
heit dafuͤr, daß opel dem Notär vom Teſtirer dictiet more 


"den ſey. Paris. S. 6. 2, 194. D. 4. 2. 211. L. 15. 481. 


Die den. Notären duch ‚Art. 972. auferlegte Berbinde 
lichkeit, das Teſtament ſo zu ſchreiben, wie es dictirt wurde, iſt 
hinlaͤnglich erfuͤllt durch die Anfuͤhrung, daß das Teſtament vom 
Teſtirer dictirt, und Wort fuͤr Wort geſprochen, und vom Notaͤr 
niedergeſchrieben worden ſey. — Der naͤmliche Artikel ſteht auch 
nicht im Wege, wenn geſagt iſt, daß der Notaͤr erſucht wurde, 
das Teſtament zu BEST und F er es wirklich verfaßt habe, 
C. 9. Vw. Poitiers, S. 8. 1. 103. D. 5. 2. 181. L. 22. 137. 
f. Nr. 8. 2. 

6... Borausgefegt, daß das öffentliche Teftament ,. obwohl 
nur dur einen Motär aufgenommen, bie Erwähnung enthalten 
müffe, daß es dem Notär dictirt worden, ſo würde dieſe Erz 
wähnung binlänglich in der Erklärung des Notärs einbegriffen 
feyn, daß — gerüeleben habe, was ber. Zeftirer dictirt hat. 
Bruͤſſel. 8. 7..2. 253. 

7Wenn in einem Teftamente gefagt iſt, daß ber Teſtirer 
den Notär erſucht habe, feine Verfügungen fo aufzunehmen, 
wie er fie ihm. bictiven werde, und ber Notar hinzuſetzt: 
„derſelbe (der. Zeflirer) hat mündlich ausgefprohen: ich. gebe 
und vermache“ u. f. w. fo ift hinlaͤngliche Erwähnung vor« 
handen, daß. das Teſtament vom Teſtirer dem. Motär dictirt 
worden. — Es muß nicht: nothwendig heißen ,_daß das Teſta⸗ 
ment fo geſchrieben wurde, mie es dictirt worden iſt. Riom. 
8. 11. 2, 91. D. 14. 2, 22, 
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8.Die Anfuͤhrung in einem moͤndlichen Teſt a mente 972. 
J der Notaͤr daſſelbe Wort für Wort gefähtieben Sabe, 
nicht eine genügenbe Ermäßnung des Dictirens. "Dijon. $ 23 
TEL Nr. 4. 5. 20 
9.Die —— daß das Leflamene vom. PETER 
dictitt, und vom Motär niedergefhrieben wurde‘, erfuͤllt die Ab⸗ 
ſicht des Art. 972. obwohl nicht geſagt tn —F es dem Norär, 
bienen ige ſey. Brüffel. S. 33 

Ein Teftament,; welches ie ——— enthaͤlt, daß 
es vom "Zeflirer dictirt, und vom’Notär niedergeſchrieben wor⸗ 
den, bedarf nicht nothwendig noch einer -befondern Erwähnung, 
daß der Motär das — ſo geſchrieben habe, wie es ihm 
dictirt wurde. Turin. S 6. 2. 736.—Zurin. S. 6.2 65 50.1. Nr. 

‘44.' Die Erklärung des Notaͤrs, daß das Teſtament ihm 
dictiet wurde‘, daß er es verfaßt, gefertigt und aufgenommen, 
und eine Urkunde daruͤber errichtet, habe, ann die ausdruͤckliche 
und woͤrtliche Anführung, daß er es niedergeſchrieben har nicht 
—— €. H. Vw. Turin. 817. 1. 342. D. 5. t. 342. 

L. 22. 102. — 8. 13. 2.298. D. 4. 2. 115. — Re 10.9 003 
12. Wenn der Notaͤr erwähnt hat, daß er das Teftament, 
nlederſchreiben wolle, und ‚unmittelbar darauf hinzuſetzt: „wie 
denn durch mich, den Notaͤr gefchehen iſt,“ fo gilt diefer Ausdruck 
fuͤr die woͤrtliche Anfuͤhrung, daß dag Teſtament den 
Notaͤr niedergeſchrieben worden -fey. Riom. 8. 11.2, N. 
D. 11.2. 52.— €. H. Bw. Grenoble. F. 19. S. 1834. T. 714. 
+ 18: u. 14. Ein in der deitken Perfon ſprechendes öffent: 
liches Teſtament kann darum allein nicht dafür angefehen wer⸗ 
den, als ſey es vom Notaͤr nicht ſo — wie es bietet 
— CaſſPoitiers. S: 9. 4. 129. D. 7. 1. 22, — Ä 

662: — Angers. 8. * 2 ‚653. — Brüfer, S. 13. 2.‘ 30. 
L- 12. 63. if, Nr. 7. 

45. 'Die Erwähnung, baß ein öffentliches Zefiamen vom 
Note. niebergefchrieben worden, Fann im Eingange geſchehen, 
und ehe die legwilligen Berfügumgen —— werden. E: P 
Vw. Caen. S. 10. 1. 57. D. 7. 1. Ä 

16:.°€8-ift untet‘ Safe der — *— —— * daß 
bie ausdruͤckliche Erwähnung des Niederfchreibeng im Tepe des’ 
Teſtamentes, in Beiſeyn bes Teſtirers und der Zeugen, und vor. 
ber — derſelben geſchehe. Turin. 8: 6. 2. 63 

47 Gs iſt nicht nothwendig, daß die Erwaͤhnung des 
Niederfreibens durch den Metaͤr am Schluſſe des 7— 
ee Es iſt hinlaͤnglich, — fi €. am ana deſſelben 

J C. HeVw. Can 8. 9. 1. ‚369. D 61 371 


118.Die zu Anfang der geamechechitrube — und 
aeie berſelben wiederholte "Erklärung, daß fie vom Notaͤr 
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972, niebergefhrieben. worden. fen, umfaßt nicht bie nachträglichen 
ngen, welche u Erwähnung nahfolgen. Turin. 
8. 14.2. 258, -[.Nr.35. 36. 45.74. 75, Art, 821. 873. Neo. 19. ff. 
19. Die ausdrüdlihe Anführung, daß das Teſtament dem 
Notaͤr dietirt worden, enthält nicht nothwendig die Erwähnung, daß 
es vom a niedergefchrieben wurde.  Paris..S. 4. 2. 184. 
— Bruͤſſel 8. 4. 2. 145. — €. H. Dw. Paris. 5.5. 1.370. 
D. 3. 1. 486. L 433.—Paris. S. 13. 2. 346. — Brüffel. 
8.13. 2. 346.—C. 9. Bm. Büctich. S.13, 1.448. |. Nu. 2. 41.26. 
20, Die ER Pc bes Notärs, daß er das Teſtament 
je nach. dem Maße, als es ihm dictirt worden, aufgenommen; 
habe, ift nicht gleich. gel an mit der vom Gefege verordneten; 
Erwähnung, daß der Notär das Zeftament fa niebergefhrieben habe, 
wie. 4 (6m dietirt worden ift.. Toulouſe. S. 7.2. 273. ſ. Nr. 4. 5. 8. 
‚ Die Erwähnung des Niederfchreibeng kann nicht erfegt 
— durch die Worte: geſchehen, gelefen,, auſsen⸗ wen und 
verfaßt durch. dem Notaͤr. — 8. 7. a L. 
G 9. Bw. Befancon, 8. 8. 1. 173. D. 6. 1. 60. 


L —8 407. 

Die Erklaͤrung des Notaͤrs, daß. er das Teſtament 
——— verfaßt habe, erfüllt nicht die, Abſicht des. Art. 972, 
welcher verlangt, daß der Notär ausdruͤcklich erwähne, daß em; 
felbft das Zeftament fo niedergefchreiben habe, mie es ihm. dies 
tirt worden ift. Zurin. S. 10. 2. 2777.—f. Ne. 11. 4. 33. 34. 

23. Diefe Erwähnung ift in folgendem Sage hinlaͤnglich 
ausgedrüdt : „der Zeftirer, um, fein Teſtament zu errichten, hat 
baffelbe mit dem. Notär, in Gegenwart, der Zeugen. dietirt, und: 
ich. der Notaͤr habe, in Gegenwart dieſer Zeugen, gefchrieben, wie, 
folgt." — Die: Ausdrüde, fo, wie es bictivt worden, find, 
feine gefegliche Formel: * koͤnnen durch das Ganze der Urkunde 
erſetzt werden. Douai. 8. 16. 2. 115. L. 4. 359. ſ. Nr. Ui 

24. Die Worte — mit geſchriehen“ am Schluffe eines 
Zeftamentes koͤnnen für eine hinreichende Erwähnung, — bo 
das Zeflament vom Peea niebergefihrieben wurde. C. H. V m 
Pau. S. 25. 1. 31. L. 71. 398. 

25, Die Ynflhrung, daß, der. Notär. das Teſtament aufe 
genommen habe, erfüllt nicht. bie Abficht des. Gefebes, weiches 
bie saapeh liche — des —— eforbert, 
Zurin. S, 6. 2. 134. D. 4. 2. 215. L. 19, 150. 

26., Die —8 des. Notaͤrs, daß er. das Teſtament fo 
abgefaßt habe, wie es ibm vom Teſtirer dictirt worden, gift 
nicht für die ausdrüdlihe Erwähnung, daß das Teſtament vom, 
Motär Bi eraeih nieder wurde Colmar. $. 18, 2, 159 

. 44. 228. — 1, 

27. Wenn. = — die Anfuͤhrung enthaͤlt, daß es 

vom Notaͤt niedergefhriehen. wurde, der. es aufgenommen 
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hat, ſo kann man das Gegentheil nut im Wege einer angeſtell⸗ 972, 
ten Faͤlſchungsklage bemweifen ; eine Prüfung der Richtigkeit oder 
unrichtigkelt würde nicht genügen,, ſelbſt wenn die‘ Parteien: 
ihre a dazu gegeben hätten. eimegeR, S. 15. 2; 
275: D. 13: 2. 46. L. 38. 42. 

277 bi Wenn ein öffentliches Teſtament als falſch in dem 
Punkte angegriffen ift, daß es bezeugt, es fen: vom Teſtirer 
dictirt und vom Notaͤr in feinem und der Zeugen Beiſeyn nie⸗ 
dergefchrieben worden, fo Fann die Erklärung der Urkundszeugen, 
befagend, daß das Teſtament vom Notär bereits fertig geſchrieben 
vorgelegt wurde, nach Umftänden in Erwägung gezogen ‚werden, 
um die Faͤlſchung darzuthun. Caen. 8. 24. 2. 269. L. 70. 264: 

28. ' Daraus, daß ein vom zwei Notaͤren aufgenommene‘ 
öffentliches. Teſtament die ausdruͤckliche Erwähnung enthalten 
muß, daß es den Motären dictirt wurde, folgt nicht nothwendig, 
daß das Teſtament bei Strafe der Nichtigkeit die nämliche' 
Erwähnung enthalten müffe, wenn es nur von — Notaͤr 
und zwei Zeugen u lag worden iſt. Brüffel::S. 7. 2. 
18. D. 5. 18.— Brüffel. S. 6. 2. 12. D.4.2.115.L. 15. 40: 

29. Ein vom Motär in feanzöfi fher Sprache abgefaßtes 
Zeftament ift gültig, wenn es auch vom. Zeftirer in einer andern 
Sprache. dietirt wurde, Bruͤſſel. S. 7. 2. 19. — J. 19 
S. 1834. 2. 19. 

30 Naͤmliche Entfcheidung,, oder mit — Morten: 
bie Motäre find gehalten, die Öffentlichen Teſtamente, welche fie 
aufnehmen, in franzöfi [her Sprache abzufaffen,. wenn auch 
diefe Teſtamente ihnen in einer andern Sprache wären dictirt 
worden. Das Zeftament kann alsdann nicht unter dem’ Vor— 
wande für nichtig erklaͤrt werden, daß es nicht fo nieberges 
fehrieben wurde, wie es dietirt worden ift. E. H. Vw. Lüttich. 
S. 7. 41. 224. D. 5. 1. 24. L. 18. 161. 

31. Zur, Bereinigung der verfchiebenen gefeglichen Vor⸗ 
ſchriften wegen der Teſtamente von Perſonen, welche die fran— 
zoͤſi ſche Sprache, nicht verſtehen, koͤnnen die Notaͤre das Teſtament 

in der Sprache, worin es ihnen dictirt worden, niederſchreiben, 
—* * halbgebrochen geſchriebenen franzoͤſiſchen Ueberſetzung. 
Trier. S. 7. 2. 344. 

33. Das Wort abgefaße fchließt den Begriff nicht aus, 
daß das Zeflament fo gefchriebew wurde, mie es dictirt worden 
if. €. 9. Bw. Caen. 8. 9. 1. 369. D. 6.1. 871. 
L 21. 533. 
3A. Mit andern Worten : der Ausdrud „ſchriftlich abge⸗ 
faßt““ iſt gleichgeltend mit der ausdruͤcklichen — * 
der Notaͤr das Teſtament niedergeſchrieben habe. Air. 8 

2. 374. — ſ. Ne. 11. 
35. Wenn in einem Teſtament eine Verfuͤgung ſich be— 
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972, findet, deren Vorleſung nicht erwaͤhnt ift, fo ift eine Nichtigkeit; 
nicht bloß der — hrsg felbft des Teſtamentes, vors 
rg GC. 9::Bw. Douai, S. 12. 1. 33. D. 10. 1. 32% 

L. 32.230. | 

36. Ein Zeftament iſt im ‚Ganzen nichtig , wenn, nad) 
Erwähnung der Vorlefung, fih noch eine hinzugefegte Verfügung 
findet, welche nicht als. vorgelefen gr Teftament angeführt wor⸗ 
den: iſt. C. 9: Bmw. Montpellier. 8 17. 1. 352. D. 15. 1. 
37; L. 48. 428. — ſ. Ne. 18: — 

37. Der Vorleſung des Teftamentes, an ben Teſt irer und: 
die Zeugen, kann auf genuͤgende Weiſe erwähnt fern, obwohl 
in zwei verfchiedenen unb getrennten Sägen. Eine Entſcheidung 
ber nn... über diefen Punkt kann feinen Grund zur Gaffation 
abgeben. E. H. Vw. Limoges. S.18.1.11. L.’50. 273. f. Nr.43. 
.ı 36 Die Frage, ob ein Zeflament die ‚Erwähnung. ber 
dem Teſtirer geſchehenen Vorleſung in genuͤgender Weiſe enthalte, 
iſt nicht eine bloße Frage uͤber Auslegung einer Urkunde: die 
Entſcheidung der Richter der Hauptſache über dieſe Frage -ift 
daher der ———— — ag nicht entzogen: Gaff. 
er S. 20. 1: 174..D. 18.1. 95. — Caſſ. Bourges. 8. 29, 

na EL Be: 5 

39. Der Borlefung - bed. Zeftamentes in Gegenmart ber 
Zeugen ift hinlängli erwähnt, wenn diefe Thatſache aus dem 
Ganzen. bes Eontertes: des Zeftamentes hervorgeht: dieſe bins 
länglihe Erwähnung — einer ausdruͤckliſchen Erwaͤh—⸗ 
nung gleich gelten. C. H. Bw. en S. 20. 1. 197. D: 
18. 1. 141: — Caſſ. Bourges. 29. 1. 343. D. 27. 3: 
308. L. 84. 613. — Orleans. 8. 50. 2. 156. *) | 

. Man kann folglich nachftehende ' Anführung als bie 
Abſicht des Gefeges erfüllend betrachten : „dies wurde fo dictirt 
mir dem unterzeichneten Notaͤr im Beifepn der oben genannten 
Zeugen: und nahdem man den Inhalt der Teſtirerin vorgelee 
fen —* erklärte fie, daß fie dabei beharre ꝛc.““ E. H. Bw. 
Daris. S. 27. 1. 523. — f. Ne, 62. ff. 69. 

4. Es ift des Vorleſens des Zeftamentes ‚an den Teftirer 
in Gegenwart. ber Zeugen : binlänglic erwähnt, wenn gefagt 
wird: „das gegenwärtige Zeftament ift dem Zeftirer-und den 
Zeugen vorgelefen worden. Alfo gefchehen, vorgelefen , und 
errichtet, durch mid), Er ——— in Gegenwart des ic. 
als Zeugen.‘' Colmar. S. 18. 2. 159.. L. 44. 228... 

42. Auch dann jr binlängliche Erwähnung geſchehen 
wenn dieſelbe aus der Zuſammenſtellung der verſchiedenen Aus: 
druͤcke des Teſtamentes hervorgeht, obwohl ein Theil dieſer Aus⸗ 





f 


*) Laukhard II. ©. 161. 
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druͤcke der Verſon des Notaͤrs zn „ und. bie er dem 972: 
Tefticer in. den Mund; gelegt find.: 89. Vw. Nanch· 8 22 
1. 16. L 61428. 

43... Diefe Erwähnung Hann: BER, zwei unterfäyiebenen — 
55 Saͤtzen ſich ergeben, in deren einem geſagt iſt, daß 
das Teſtament dem Teſtirer vorgeleſen worden, und im andern, 
daß es in Gegenwart der Zeugen vorgeleſen worden ſey. ⸗Das 
Teſtament iſt ſelbſt dann. gültig, wenn zwiſchen dieſen beiden 
Saͤtzen eine Verfuͤgung ſteht, durch welche der Teſtirer das ganze 
voran ehende Teſtament widerruft. Riom. $: 20:2, 132. f. Nag7. 

44. Auch wenn ein Teſtament mehrerer Älterer Teſtamente⸗ 
in ‘der Abfiche ſie gu widerrufen erwähnt , ſo iſt die gefchehene, 
Votleſung zur Genuͤge angeführt, mittelft. der Worte: „das: 
vorermähnte Teſtament vorgeleſen,“ eben ‚pr als wenn es hieecı 
„ons gegenwärtige Zeflament vorgelefen.” Zrier. S. 7. 2341} 

Wenn die Anführung der: geſchehenen Vorleſung eines 
Zeflamentes nach: der Einfegung. eines Daupterben, aber v.or je⸗ 
ner eines. Stuͤckvermaͤchtnißnehmers geſetzt ift, ſo kann das ‚Ges 
richt entſcheiden, daß die Anfuͤhtung der Vorieſung ſich nicht auf 
das Vermaͤchtniß bezieht. — In dieſem Falle trifft die Nichtig 
keit das ganze — — jene Verfügung, deren Vorle— 
Dr — u ift« C. 9. Vw. Turin. 8. 9. 1. 24. 

46. Wenn nad) Anführung: der Vorfefung ein Vermaͤcht⸗ 
np. ‚hinzugefügt iſt, auf ‚welches jene Anfuͤhrung fi Nicht: bes 
zieht, fo iſt das Zeftament im — nichtig. Caſſ. Riom. 
8. 9. 1. 432. D. 7. 1..380. L. 26. 49. — ſ. Nr, 18. 35: 36. 

47. Die Anfuͤhrung, daf das Zeftament in Gegenwart 
des Zeftirers und ber Zeugen vorgelefen: worben. fen, gilt für 
die vom Gefege erforderte Erwähnung, daß daffelbe dem Teſtiter 
in: Gegenwart der Zeugen — worden. Turin. 8. * 2: 
ar 4. 2. 45, — €. 9. Vw. Caen. 8. 10.:1. 7-D. 7, 


48 u. 49....Die Anfuͤhrung, daß bas Teſtament dem 
Teſtirer und den Zeugen vorgelefen worden, entſpricht gleicher⸗ 
maßen der Abſicht dieſes Artikels, obwohl nicht ausgedruͤckt iſt, 
daß die Vorlefung in Gegenwart. dev Zeugen geſchehen ſey 
Büffel. S. 10. 2..508. 

50. Sm entgegengefegten Sinn entfhieden. Caſſ. Gaen. 
S. 11. 1. 259. D. 9. 1. 296. L. 30. 3 | 

51. Defgleihhen. Caſſ. eürtich, & Hy Y. 333, D. 10. 
1. 394. f. Act. 67. 70. 71. f. Art. 976. Nro. 9. 
| 82. Die ne “ ein — in egruwatt 
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972: dee: Zeugen vorgelefen worden, kann aus einem folgendermaßen 
abgefaßten Sage hervorgehen : „Alſo wurde dies dem Notaͤr 
dictirt, welcher alles eigenhaͤndig in Gegenwart der Zeugen nie⸗ 
dergeſchrieben hat; nad der dem Teſtirer geſchehenen Votleſung 
hat derſelbe erklärt, daß das Ganze feine Willensmeinung enthalte, 
bei der er behatre, und hat, nebft ben genannten Zeugen. und 
dem Notär, unterzeichnet, nachdem bemerkter maßen die Vorlefung 
geſchehen war.“ C. H. Vw. Paris. D. 11.1. 188. L. 36. 253, 
53. Die geſchehene Vorleſung an den: Teſtirer im: Gegen⸗ 
wart: der Zeügen iſt hinlaͤnglich beurkundet, wenn geſagt iſt, 
daß das Teſtament in. Gegenwart der Zeugen gefertigt und auf: 
genommen worden ſey, und demnaͤchſt im naͤmlichen Satze, aber 
nach einem andern Ausdrucke, hinzugeſetzt iſt, „nachdem die Vor⸗ 
— den Teſtirer geſchehen.“ E. H. Vw. Paris. D. 16 


54 Ein Teſtament muß, bei Strafe der Nichtigkeit, nicht 
nur anführen, daß bie Vorlefung bem Teſtirer und den Zeugen, 
fondern auch, daß fie in Gegenwart bes einen: und der ander 
gefchehem fen. : Limoges. S. 8.2. 234 
055 Der Mangel der ausbrüctichen Erwähnung ver dem 
Zeftirer geſchehenen Borlefung wird durch) die Anführung nicht 
erfegt,. daß das Zeftament vom Teſtirer dictirt,; vom Notär fo 
wie es bdictirt, niedergefchrieben, und dann ſogleich in ununters 
brochener Folge vorgelefen worden fey, obne ae einer 
andern Rechtshandlung oder Gefchäftes. Brüffer. S. 7. 2. 334 

56. Wenn das Teftament enthält; daß deffen — — 
an den Teſtirer geſchehen ſey, und es weiter unten heißt: „das 
Ganze geſchehen durch mich, den Notaͤr, in Gegenwart. der Zeugen, 
und nach bewirkter Vorleſung,“ fo iſt dies nicht eine aus⸗ 
druͤckliche Erwähnung der Vorleſung in Gegenwart der Zeugen, 
nach der Abſicht des Gefeges. Paris. S. 9; 2, 22, L.23.39. 

57. Wenn das Teflament enthält, daß e8 dem Teſtirer 
vorgelefen wurde, und weiter unten gefagt iſt: „geſchehen und 
verkuͤndigt durch mich, den Notaͤr, in Gegenwart der Zeugen 
und nach Borlefung,” fo iſt dies keine ausdruͤckliche Anfuͤhrung 
ber Vorleſung in Gegenwart der Zeugen, Re der Abſicht des 
Geſetzes. Air. 8. 13. 2.338, D. 4. 2.2 

58. Es ift nothwendig, bei Strafe ni Nichtigkeit, daß 
in einem Öffentlichen. Zeftamente, wo bie Erwaͤhnung ſich findet, 
daß es in Gegenwart eines Notaͤrs und vier Zeugen dictirt und 
geſchrieben ſey, und daß die vier Zeugen daſſelbe unterzeichn 
haben, auch noch uͤberdies ausgedruͤckt ſey, daß die Vorleſung 
in Gegenwart der Zeugen geſchehen. — Der Satz, „daß nad) 
Vorleſung des Teſtamentes der Teſtirer dabei beharrt habe,“ gilt 
nicht fuͤr die ausdruͤckliche Anfuͤhrung, daß die Vorleſung der 
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— e bem pas  genöehen et E. 9. Om. Druͤſſel. 972; 
söh, m — Era, — nur von einemMor 

tär aufgenommen, worden) gilt es nicht für genügende Anfüh- 

rung der, in Gegenwart aller Zeugen, geſchehenen Borlefung, 

wenn. gefagt ift, daß diefe Vorleſung in Gegenwart der unters 

zeihneten Zeugen flatt fand, wenn. in ber That nur zwei 

Zeugen unterzeichnet haben , wenn. auch das, Teſtament beſagt, 

Daß e8 in Gegenwart von vier Zeugen erri hit et: wurde, und diefe 

Zeugen am Schluffe- der Urkunde angegeben. find, Limoges. 8. 

26. 2. 178. D. 24. 2, 180. 

59. Die Anführung, daß das Zeftament vom Notär im 
Zimmer und neben. dem Bette des Teſtirers vorgelefen. wurde, 
gilt nicht für die Erwähnung, daß das Teſtament dem Teflicer 
vorgelefen worden. fey«. Air. S. 7. 2. 294. 

Damit ein Teſtament daflız angefehen werde, daß es 
in Gegenwart der Zeugen vorgelefen worden fey, muß, unmittel- 
bar nach der Vorlefung, biefer Gegenwart Erwähnung gefchehen 5: 

es genuͤgt nicht: am, Schlußfage, wo der, Notär etwa im Augemei— 
—9 der Gegenwart der Zeugen „bei allem, was oben erſichtlich,“ 
gedacht haͤtte. Rouen. 8. 8. 2. 137. 

61. Die ausdruͤckliche Erwähnung, daß das Teſtament dem Te⸗ 
ſtirer in Gegenwart der Zeugen vorgeleſen worden, kann nicht durch 
die Anfuͤhrung erſetzt werden, daß das Teſtament in — der 
Zeugen errichtet und verſchloſſen worden ſey. Riom. 8.7. 2. M3. 

Eine genuͤgende Anfuͤhrung der geſchehenen Vorleſung 
des Teſtamentes im Ganzen iſt es jedesmal, wo nicht aus den 
Ausdruͤcken, deren der Notaͤr ſich bedient hat, um anzuzeigen, 
daß die Vorleſung ſtatt gefunden habe, oder aus dem Zufams: 
menhange der Urkunde hervorgeht, daß das Teſtament nur theils 
weife vorgelefen. wurde, GC. H. Vw. Bordenur. 8. 4. 1. 18. 

63. Es iſt nothwendig, bei Strafe der Nichtigkeit, aus⸗ 
druͤcklich zu erwaͤhnen, daß die Vorleſung dem Teſtirer geſche hen 
ſey; es genuͤgt nicht an den Morten: „das. Teſtament in Ger 
genwart der Zeugen, vorgelefen und verfündigt;'’ ſelbſt wenn 
dieſe Worte: andern beigefügt, find, bie ſich zu Anfange der Ur— 
—— befinden, aus welchen hervorgeht, daß der Teſtirer und die 

en ſich vor dem Notaͤt verſammelt haben, und: man ſchlie⸗ 
fen kann, daß, ber ga die, Borlefung, des Beftamentes Yen 
hört: hat: ‚Zurin. 8. 6, 2. 65. 

64. Daraus, daß bie‘ Zeugen bei) ber - Fertigung des Tee 
fiamentes, ſo mie: bei der Aufforderung, daſſelbe zu unterzeichnen, 
zugegen: waren, daraus, daß es uͤberdies unbezweifelt iſt, daß fie 
alle unmittelbar: nach der. Vorleſung unterzeichnet. haben, folgt 
nicht, . daß fie, der Vorleſung beigemohnt, haben; man. kann. nicht, 
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97%, durch Folgerungen Die im Art. "97% vorgefäjtiebene ausdruͤcktiche 
Erwähnung ergänzen.‘ Bräffel: S. 5. 2. 323. — Bruͤſſel. 
5.'2.120. L.'11. 426. 

Die Anfuͤhrung, dap he Teſtament dem Teſtirer in 
Gegenwart der — vorgeleſen wurde iſt genuͤgend, obwohl 
die’ Worte „in! Gegenwart‘: der; Zeugen““ nicht unmittelbar auf 
die Worte Dem’ Teſtirer vorgeleſen““ folgen, wenn man anders 
fieht, daß ſie —* —* einander beziehen. Befangon. 8. 11. ?, 
364: D:' 9. 2,'123. L. 30. 427. 


66Es iſt nit erforderkich, bei Strafe der Nichti keit, 
daß die Erwaͤhnung der Gegenwart der Zeugen mit der 
Anführung der geſchehenen Vorleſung unmittelbar, und 
in "nothtoendiget Beziehung auf dieſelbe, zuͤſammenhaͤnge. Nach⸗ 
ſtehende Anfuͤhrung iſt demnach guͤltig: „Geſchehen und dictirt 
durch den Teſtirer dem Notaͤr, welcher das Ganze eigenhaͤndig 
geſchrieben hat, in Gegenwart der Zeugen, und dem Te— 
ſtirer vorgelefen. Paris. 8. 12. 2,35. L 30. 436. = 
f. Nr. 73. 75. 

67. Die Erwähnung der dein Teſtirer und den geugen 
geſchehenen Votleſung iſt nicht bie im Geſetze erforderte Erwaͤhe 
nung der Vorleſung in Gegenwart der Zeugen: Caff. Riom. 
8. 9. 4. 432. D: T 1. 380. L. 

68. Ein Zeftament, worin der Notkr anäir; bdaß er die 
Voriefung bewirkt habe, iſt nicht darum allein nichtig, 
daß er nicht geſagt hat, er habe die Vorleſung des Teſt amentes 
bewirkt, wenn ſich anders dies aus den vorhergehenden und 
nachfolgenden Ausdruͤcken ſchließen laͤßt. Luͤttich. S. 11. 2. 40. 
' 68b-. Ein Teſtament, welches beſagt: „nachdem die Bor 
Iefung in Gegenwart der Zeugen gefchehen, hat der Teſtirer er= 
Efätt,‘' enthält hinlaͤnglich die zweifache Anführung, daß das Te— 
ſtament dem Teſtirer vorgeleſen worden, und daß die Vorleſun 
gleichzeitig in ſeiner und der Zeugen Gegenwart Zfarhe⸗ m 
ep. Dw. Pau. S. 25.-1. 31. L:71,°398 

6% Die Erwähnung, daß ein Teſtaͤment vom Notaͤr dem 
Veftiter in Gegenwart der Zeugen vorgeleſen worden; 
kann durch Verbindung der verfchiedenen Ausdruͤcke, welche ſich 
in der Urkunde finden, gefolgert werden; die Erwähnung‘ ft 
alſo genuͤgend, wenn der Notär geſagt hat, daß die Wotleſung 
des Teſtamentes in Gegenwart der Zeugen geſchehen ſey / und: 
wenn er am Schluſſe der Urkunde beigefügt: „geſchehen und! 
wieder vorgelefen | Teſtirer, > ausgefertigt in UELI 
von 1’: RiomıS..11. 2 94. D.:11:2. 52. 

70. Als diminguch — der dem. Teſtirer im. Ge⸗ 
genwaͤrt. der Zeugen geſchehenen Vorleſung koͤnnen die Worte 
„vorgeleſen ‚dem‘ Teſtirer ind den: Zeugen‘ gelten; wenn anders: 
aus den uͤbrigen Anfuͤhrungen des Nötärs‘, oder aus dem Ges 
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brauche des Wortes Vorleſung in: der einfachen Zahl hernorgeht, 972, 
“ nur eine einmalige Vorlefung, nicht deren zwei nad einander, 

dem Teſtirer und den Zeugen gefondert, gefchehen ſind. Brüffel 
8. 13. 2..349. L. 12, 65. 

7 N Die Worte: „dem Teſtirer, und den — vorgele⸗ 
fen”. erfüllen nicht die. Abficht: des Art. 972. daß das Teftament 
dem Zeftiree in Gegenwart ‚der. Zeugen vorgelefen,.worben, und 
dies in der Urkunde erwähnt feys.: Limoges. 8. 8. 2. 234. — 

ſ. Nro. 47. ff. 

72. Die in einem Teſtamente eingeruͤckte Erwähnung ber 
Vorlefung.. bezieht ſich auf- bie genehmigten —A wie 
auf den Text der Urkunde... C. H. Vw. Agen. s 8 1. 557. 
D. 6. 1. 390. L. 23. 389. 4 

= 13. - Die. Erwähnung,, daß bas Zeftamenti in J— 
der Zeugen vorgeleſen worden, muß ſich nothwendig an die Erx⸗ 
waͤhnung der dem Teſtirer ſeibſt geſchehenen Vorleſung an⸗ 
knuͤpfen. — Sie darf, bei Strafe der Nichtigkeit, nicht in einer 
Stelle der Urkunde vorkommen ,; welche in Feiner unmittelbaren 
Beziehung, mit ‚derjenigen, It wo die andere. Anführung fid) 
— Caſſ. Orleans. . 41. 4. 122. D, 8. 4. 24. L. 

74. Die am Schluſſe eines Teſtamentes geſchehene Er⸗ 
waͤhnung der Gegenwart der Zeugen genuͤgt, um darzuthun, daß 
die Zeugen beim Vorſprechen des Teſtamentes, und bei der durch 
die Notaͤre —— Vorleſung zugegen waren. E. H. Ur. 
Germbie. 8. 7. 2. 1222. 

74b. Es iſt eine genuͤgende ‚Erwähnung ber, in — 
wart der Zeugen geſchehenen, Rorlefung bes Zeflamentes indem 
folgendermaßen abgefaßten Sag ‚enthalten: „gegenwaͤrtiges Te⸗ 
ſtament iſt sa von. mir dem Motär -gefchrieben worden, 
während es vom Teſtirer in Gegenwart der oben ‚genannten 
ſtets anmwefenden Zeugen. bictirt wurde; ‚alsdann wurde es 
mit lauter und vernehmlicher — vorgeleſen, und der Teſti⸗ 
rer hat erklärt 26.” Corſica. S. WB. 2. 268.: D. 26. 2. 250. 

75. Die Erwähnung der Gegenwart. der Zeugen muß 
nicht, bei Strafe der Nichtigkeit, unmittelbar auf die Anfuͤhrung 
der Vorleſung folgen. — Jene Erwaͤhnung kann auch nach der 
Anfuͤhrung anderer Thatumſtaͤnde, auf =. An M ch Den 
u gefett werden, Par, 8. * 2.1 2. 221. 


ſ. Neo. 15. ff. 65. 66. 

76. Die Erwähnung, daf das in: Sffentficher: Urkunde et: 
richtete Teſtament dem Zeflirer in Gegenwart ber Zeugen 
vorgelefen wurde, kann nicht aus der in ber Urkunde vor: 
Zommenden, vom Teſtirer felbft ausgegangenen Erklärung 
hergeftellt , fie muß nothwendig vom Notaͤr beurkundet 
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76 Gleichwohl zieht die dem Teſtirer in den Mund 
gelegte Erwähnung der Vorleſung des Teſtamentes die Nichtig⸗ 
Feit wicht mach ſich, wenn anders die uͤbrigen Ausdruͤcke der Urs 
kunde diefe Erwaͤhnung als vom Notar ſelbſt ausgegangen ber 
trachten Taffen Finnen. — Wenigftens iſt gegen die Entſcheidung 
des Richters der Hauptſache in dieſet Hinficht die Caffation nicht 
begründet. C. H. Vw. Lyon. S. 29. 1. 233. 
77.Dehgleichen, wenn der Notär 4. B. beim Schluffe 
«eines Teftamentes Aefagt hätte, daß Alle Foͤrmlichkeiten erfuͤllt 
worden feyen. € H. Vw. Befangon. S: 29.1. 282. D, 27. 
1. 250. L. 84. 244. —— En 
77». Es findet ſich genuͤgende Erwähnung der dem Te: 
fliret in Gegenwart der Zeugen gefihehenen orleſung in einem 
folgendermaßen abgefaßten Zeftamente: „Vorgeleſen dem Teſtirer 
die oben ſtehenden Verfügungen, die durch mich den Notaͤr nie⸗ 
decgefchrieben find, worüber diefe Urkunde, errichtet und vorgeie— 
fen worden, in Gegenwart der ec. als Zeugen. E. H. Vw. 
Grenoble. S.: 14. 1. 70. D. 12. 1. 19. L. 39. 209. 

78. Der Sag „ihm vorgelefen, worauf er erflärt hat, daß 
dies fein: volltommener Wille ſey, auf dem er beharre, in Ges 
genwurt des 1. als Zeugen,“ enthätt die ausdruͤckliche Erwuͤh⸗ 
nung der dem Xeftirer in Gegenwart der Zeugen rg 
LESE SU SEINEEN: Caff. Dijon. 8. 14. 1. 145. L. 


379° Die Anfuͤhrung, womit der Notaͤt zu erkennen gibt, 
Adaß das Teſtament von ihm +... der Zeftirerin im Gegenwart ı. 
gaͤnzlich vom Anfange dis zum Schluffe vorgelefen worden,” ente 
hätt: eine genuͤgende Etwaͤhnung der Worlefung des ganzen 
Teſtamentes, und umfaßt feldft einen diefer Erwähnung nad 
folgenden ‚ aber "unmittelbar und in derſelben Nedeverbindung 
beigefhgten Sag. Meg. 8.15. 2. 87. D. 13. 2.98 
- 81. Das Geſetz verlangt nur, daß der Gegenwart bet 
Beiden bei Vorleſung, nicht aber auch ihrer Gegenwart beim 
Dirctiren des Teſtamentes ausdruͤckliche Erwähnung gefchehe. 
Mes. S. 18: 2.325. D. 16. 2.4. * — ſ. Art. 75. 980, 


82. *Es iſt nicht unter Strafe der Nichtigkeit erforderlich, 
rn — —* fast —— des oͤffent⸗ 
lichen Teſtamentes Erwähnung geſchehe. GC. D. . Brüffel. 
S: 6. 1. 350. D. 4. 1: 453. L. 15. 433. f. * 18. 
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BZ 1 Das: insiriner. andern Sprache Bicticte,' und in fran« 
söftfiher Sprade sibgefaßte Zeftament wird; nicht dadurch nichtig, 
daß bie — die franzoͤſiſche Sprache nicht verſtanden. Domai, 
8.18::2.:98. L. 44.477. 

: BE - Das. öffentliche: Teftament wird. nicht. dadurch nichtig, 
daß ein oder mehrere Zeugen die Sprache, worin es abgefaßt 
wird (die franzoͤſiſche Sprache) nicht verſtehen. Nanch. 8. 18. 
2.89 — = en gefegtem Sinne entföieben. Metz. R. 
> 1833. 1 — f. Art. :971. Neo, 2 . 980. Nee. 

ff- 

. 85. Die Einſchaltung eines Buchſtabens in einem ‚zur 

Guͤltigkeit eined Teſtamentes wefentlichen Worte hat nicht beffen 

ie zue Folge. €. H. Vw. Agen. 8. 8. 1.557: D. 6, 
. 390. L. 23. 389. 


66. Das VBerfehen des Motaͤrs, welcher im. Datiren des 
Teſtamentes einen Monat ſtatt des. andern ſetzt, und ſeinen 
Irrthum durch eine Einfchaltung verbeſſert, die. die: beiden 
Benennungen wahrnehmen läßt, zieht die Nichtigkeit nicht nach 
fi), wenn es anders unerheblich ift, ob das Teſtament in. dieſem 
oder einem .andern Monat errichtet wurde. . Grenoble. S: 9.2. 
29. L. 26. 463. — f. Art. 970. Nr. 16. u. 17. 5 
87. : Wenn das Gericht entfheidet, daß. die vom Gefeg 
erforderte ausdruͤckliche Erwähnung aus den Ausdrüden des Te— 
flamentes genügend hervorgehe, fo kann diefe Entſcheidung nicht 
iur. als unrichtiges Urtheil, fondern auch : als Verlegung des 
Geſetzes —— und Gaffation hierdurch begründet werden, 
Eaff.: Tours. ‚5. 10, 1.232. D. 8. 1. 241. L. 31, 174. —f. 


. 38. 

"88. Ein öffentliches Teſtament ift. nicht nichtig, weil bie 
Erwähnung der Beobachtung ber. vorgefhhriebenen F emlicjkeiten 
dem Zefticer felbft in den Mund gelegt if flate von dem. Nos 
tär Tuxin. 8. 12. 2. 101, L. 32..61. 

89. Die Form der. öffentlichen Teſtamente ift nach den 
Regeln , welche zur Zeit — Fertigung * zu Anode 
€. 9. Bw. Belangen. S. 10. 1. 184. D. 8. 1. 111 
90. Gutachten des Staatsraths über seine — e⸗ 
gen Erkenntniſſe, wodurch ein Teſtament für nichtig erkl 
wurde. — Der Caſſationshof kann Feine Caſſation wegen Ueber⸗ 
tretung des Wortlautes des Geſetzes aus einem Vorwande erkennen, 
welcher dem Geiſte des Geſetzes entnommen iſt. 8. 6. 2. 74. 
91. Der Erbverwandte, dev durch zwei Teſtamente nach 
einander von der Erbſchaft ausgeſchloſſen wurde, kann nicht für 
unfähig erklärt, werben, das zweite —— anzufechten, unter 
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Mr dem Vorwande, daß; da er durch das erſtenvon der Erbfchaft 
ſchon ausgeſchloſſen fen, ‘er weder ein Intereſſe noch einen Klag⸗ 
grund: habe, das. zweite: anzugreifen. — Der Erbe mag vielleicyt 
Rechtsgruͤnde haben, welche gegen bie beiden Teſtamente, : das 
eine nad: dem andern, vorgetragen werden koͤnnen. Lyon. S. 
419..2..260. 

(92) - E⸗ iſt nicht erforderlich, dem Teſtirer bie —— 
ſeiner ‚Erklärung ‚ daß er nicht unterzeichnen könne, vorzufefent. 
— Wenn daher das Teſtament, nach der gewoͤhnlichen Anfuͤh⸗ 
rung der Unterſchrift des Teſtirers, nichts deſto weniger deſſen 
Erklaͤrung enghält, daß er nicht unterzeichnen koͤnne, fo iſt zur 
Gültigkeit des. Teftamentes die Anführung, daß diefe Erklärung 
den Zeftirer 'vorgefefen: worden ſey, nicht nothwendig. Mont: 
pellier. J. 19. S. 1834. 2. 107. — ebend. 1834. 1. 626. 
:(93) . Wenn. dargethan wird , daß das Zeftament von dem 
Teſtirer nicht wirklich dictirt wurde, und die Erwähnung, daß 
es dictirt ſey, falfch ift, fo kann das Zeftament für nichtig er⸗ 
klaͤrt werden , obgleich das Gericht anerkennt , daß daffelbe vom 
Motär, der. deutlich erklärten rag ar Teftirers % 
ni niedergefrieben wurde. C. H. Vw. Orleans: J. 19. 8 
| ch! auf. gefegte Fragen abgefaßtes öffentliches 

Zeftament muß wegen  Berlegung der Regel, welche erfordert, 

daß. der Teſtirer feine NY ar — — nichtig F— 

klaͤrt werden. Vancy. 19. 8. 1836. — Pau. R. 

| (95) In einem ‚Öffentlichen Tofloment iſt die Erwähnung, 

baß der Zeftirer in Gegenwart der Zeugen unterzeichnet. habe, 

Fein Erfordernis. €. 9. Bw. Rouen. R. G. 1836. 1. 914. 

(%) Ein Zeftament, welches ganz oder theilweife von 

Entwürfen abgefchtieben worden, die ber Zeftirer dem Notaͤr 

uͤbergeben, ohne daß jener ſie vor dem Notaͤr im Beiſeyn der 

Zeugen abgeleſen bat, iſt nichtig, da es nicht, wie das Geſetz 

— dem Notaͤr dictirt worden iſt. Poitiers. R. G. 1836. 

.: (97). Der. Eingang eines öffentlichen Teftamentes ‚(welcher 

außer. dem, gewoͤhnlichen Protokoll und der Benennung. der Zeus 

gen die Anführung enthält, baß der Teſtirer gefund an Körper 
und Geiſt gewefen fey) Fann gültiger Weiſe zum Voraus abge⸗ 
faßt werden; es iſt nicht erforderlich , daß der Notaͤr benfelben 
in Gegenwart der. Zeugen fchreibe, fondern es iſt zur Gültigkeit 
des Teſtamentes hinreichend, wenn. legtere beim Dictirem der tes 
ftamentarifchen Verfügungen felbft zugegen . waren. — Der Zes 
ſtirer ann feine legte Millensmeinung nah einem Ent— 
mwurfe, oder Bemerkungen, die entweder von ihm oder 
feldft von einem Dritten zum Voraus gefertigt wur—⸗ 


Bon Testen Willens-Verordnungen. 113 
ben bietiren., C. 9. "Bo, Angers, R. G. 1837. 1. 9. 
482, *) | Ä 


41) V. in: Betreff der Gültigkeit der legten Willen&Errichtungen 
Mothmwendigkeit des eigenhändigen Niederfchreibend).— R. B. 
In = amml. I. 983. — S. A. B. 1814. N. 15. Wehrer 

2) grey 9 Geſetzerlaͤuterung, die DVerfertigung der Teftamente 
btr. (die Stelle ded — vertritt jede beſtimmte Aeuße⸗ 
rung und Erklärung des Teftirerd). — R. B. 1817. XXI. 

1“ Samm . I 983. — S. A.B. 1817. N. 76. Wehrer IV. 648. 
+ 3) Nichtigkeit des Teſtamentes wegen mangelnder Beurkundung 
des Staatsſchreibers, daß er das Teſtament eg pi 
babe: Hohnh. I..269. f. II. 291. — N. Jahrb. I. 453. — 
Annalen III. 191. * F 9. 10. 11. 12. 15. 16. 17. 18. 


“ — ⸗ d. 
4) Ein oͤffentliches Teſtament wird dadurch nichtig, daß die Zeugen 
———— beim Vorſprechen und Niederſchreiben des le en 


6) Auch dadurch nicht, daß der ded Schreibens Fundige Erblafer, 
mit Hülfe einer ihm die Hand führenden Perfon, feinen Namen 
973. — Hohnd. III. 169. 


9) Unitas actus ift fein gefeglihe8 Erforderniß deffelben. Ed kann 

Vormittags angefangen, und Nachmittags forigeiegs werden, 

: mit geböriger: — Hohnh. IV. I — vgl. N. Jahrb. 
1..275. —.Annalen II. 146. 

40) Keftamentözeugen werden nicht bloß der eierlichfeit wegen zu: 





*) Zrefurt 477. $. 567. 478. $. 575. 2). — Roth II, 110. — 
VBerantwortlichkeit der ‚Amtereviforen. für ihre Theilungskom⸗ 
wmiffarien: bei Zeftamenten, Archiv f. R. I: 460. — Iſt Zeus 
genbeweis gegen den Inhalt eines.öffentlichen Teſtamentes zus 
Leffig? Archiv f. R. 1.252. — Kann durch die Teſtaments⸗ 

eugen felbft der Beweis der Falfchheit des Zeftamentes ge— 
—* werden? — Ebend. 262. — vgl. Hohnh. VI. 10 — 14. — 
Iſt die Gegenwart der Teftamentözeugen bei dem ganzen Akte 
des legten Willens nothwendig? Ebend. 1.247. vgl. Hohnh. 
‚v1. 42 — 14. In wie fern find Theilungstommifläre zur Aufs 
nahme Öffentlicher lester Willen berechtigt? und. kann ein 
‘ Amtsrevifor in ber Eigenfchaft als Zeuge bei Aufnahme eines 
öffentlichen legten Millens gelten? — Ebend. 666. — vgl. 
Hohnh. VII. Mo— 283. — N. Zahrb, T. 311 — 316. — Ars 
iv f. R. IV. 165 — 180. — vgl. d. Rote zu & ©. 896. 


8 


972. 


973. 
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zogen. Hohnh. VI. 171. f. f. zu £. ©. 974. Rr. 1. — Db 
e troß 2. ©. 1341 wegen eined das Teftament felbft betreffen: 
den Umftandes — werden koͤnnen? Bejaht. Ebend. — 
nicht aber zum Beweife gegen den Inhalt ded Teftamentes. 
Ebend. 10. 14. felbft nicht der Falſchheit deſſelben. Ebend. 7. 
8. 10.14.— ſ. Nro.27 b. d. €. f. Art. 1319. Nr. 13—16.Dd.%. 
11) Es ift eine Falfchheit, wenn im Teftament angegeben ift, die 
eugen feyen bei dem ganzen Akte zugegen geweſen, während 
e nur bei.einem Theile deffelben gegenwärtig waren. Ebend. 

10. —. ſ. Nro, 27 b. d. T. 

12) Ueber die Art, wie die Zeugen das Teſtament unterfertigen 
ſollen, beſtimmt das * nichts. Hohnh. VT. 188. 

13) Ob ein Amtsreviſor, der bei Aufnahme eines oͤffentlichen Teſta— 
mentes als Zeuge auftritt, fuͤr zwei Zeugen gezaͤhlt werden 
koͤnne, iſt noch ‚nicht definitiv entſchieden. Hohnh. VII. 280— 
283. — f. Nr. 15. 17. 18. BE 

14) Db ein Öffentliches Teſtament nichtig ſey, wenn in ihm felbft, 
ge en die. Vorſchrift ded 2. S. 972. nicht beurfunder worden, 

1 ed in Gegenwart derZeugen vorgelefen worden fey. Hohnh. 
VII. 150 — 151. u ſ. zu $. S. 971. r. * 

15) Ob der Theilungskommiſſaͤr ſelbſtſtaͤndiger Staatsſchreiber iſt. 
N. Jahrb. 1 316. — vgl. R. Bel. 1811. X. Iſt mit dem 
Amtörevifor nicht: als una persona zu. betradhten. N. Jahrb. 
1. 274. außer wenn beide bei demfelben Gefchäfte concurris 
ren, 312. 316 — f. Niro. 13. 17. 18. 

16) Die Aufnahme eined Zeftamented durch den Zheilungsfommifs 
far in. eigenem Namen. macht ed nicht unguͤltig. N. Jahrb. I. 311. 

17) Der Amtsrevifor, wenn er bei. einem. öffentlichen Teſtament ald 
zeuge * gilt nur für einen Zeugen. N. Jahrb. I. 313. 
Lv r. ⸗ 9— 


18) Wo dad Geſetz zwei Staatsſchreiber verlangt, — der Amts⸗ 
reviſor mit ſeinem Theilungskommiſſaͤr nicht + Sahrb. I. 
313. 315. — f. Mr. 13. 15. 17. 
19) .R: 5. Nichtigkeit eined Teftamented, worin niht ausdruͤcklich 
erwähnt, daß der letzte Wille dem Staatsſchreiber vorge 
ſprochen, und dad Niedergefchriebene dem Teſtirer vorgeleien 
murde. Annalen. .VI. 299.  .: 
1. Der Mangel der Erwähnung der Unterzeichnung bes 
Zeftirers, der Zeugen und des Notärs am Schluffe eines Teſta⸗ 


„ mentes zieht: deffen Nichtigkeit nicht nach fich, wenn die Unter: 


fohriften wirklidy vorhanden find. Brüffel. S. 5. 2. 36. 

2. Obwohl im Teſtamente die Erklärung des Teſtirers, 
daß er nicht zu fchreiben verſtehe, ausdruͤcklich erwähnt ſeyn 
muß, fo kann doc diefe Erwähnung durch gleichbedeutende Aus: 
drüde gefchehen ; wenn alfo das Zeftament das Hinderniß aus» 
druͤckt, welches den: Zeftirer zu unterzeichnen abgehalten hat, und 
von Seiten  deffelben eine ausdruͤckliche Genehmigung der ihm 
gefchehenen Vorleſung enthält, fo laſſen diefe beiden Umftände 
vollftändig vermuthen, daß der Erblaffer felbft erklärt habe, daß 
es ihm an Fähigkeit oter an Kräften fehle, zu unterzeichnen. 
Grenoble. S. 14. 2. 161. — Caſſ. Nancy. J. 19. S. 1835 
1. 359. — f. Nro. 14. u. %, 

3. Wenn in einem Zeftamente gefagt ift, baß ber Zeflirer 
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erklaͤrt Habe, er verftche nicht zu unterzeichnen, fo Kann das Ge⸗ 973, 
tiche daffelbe für nichtig erklären, wenn durch andere Urkunden 
erwieſen wörden, daß der Zeftirer wirklich zu unterzeichnen vers 
fand; — In diefem Falle laͤßt der Widerfpeuch zwifchen dieſen 
Urkunden und dem — vermuthen, daß letzteres nicht 
der Willensmeinung des Teſtirers gemaͤß geweſen ſey. Grenoble. 
8. 11. 2. 377. 

3b. Das Teftament ift nichtig, worin der Teſtirer erklärt 
hat, daß er nicht zu unterzeichnen verftehe, während er in ber 
That zu untetzeichrien verftand. Limoges. S. 26. 2. 180: 

3c. Man kann zum  Zeugenbeweife zugelaffen werben, 
baß der Zeftirer zu unterzeichnen verftand, obwohl das Teſtament 
das Gegentheil beſagt; es ift dies eine Ausfage = —* 
Eur nk kimoges. S. 36. 2. 180. — f. Art. 931. 


Neo, 2. ff. 

4. Der Teſtiter, welcher, jur Unterzeichnung aufgefordert, 
erklaͤrt, daß er nicht zw fchreiben — gendgt der Abſicht 
des Art. 973. Bruͤſſel. 8. 10. 102. *) 

5: mi entgegen gefegten Sinne ac. Man kann 
nicht zu ſchreiben, und bennod zu unterzeihnen verftes 
ben. Douat. S. 12. 2. 407. D. 8. 2. 11. **) 

6. Obwohl die Erklärung, man verſtehe nicht zu [reis 
ben, nicht gleichbedeutend mit der Erklärung ift, man verftehe 
nicht zu unterzeihnen, und obwohl die Beifügung eines 
Handzeihens nicht einer Unterzeihnung gleichgeltend ift, fo 
kann doc das Zufammentreffen des Handzeichene und der Er⸗ 
klaͤrung, dag man nicht zu unterzeichnen verfiche, ohne Webertres 
tung des Geſetzes die Wirkung einer Erklärung haben, bag man 
zum Unterzeichnen die Fertigkeit nicht befige. C. H. Vw. Col: 
ntar. S. 17. £. 135: D. 14. 1: 557. L. 50. 42, 

6b. Die bloßen Anfangsbuchflaben des Namens, melde 
ein Teſtirer am Schluß eines Öffentlichen Zeftamentes gefegt hat, 
Können nach Umftänden als eine genügende und gültige Unters 
zeichnung arngefehen werden, Nancy. 8. 31. 2. 182. — fü 
Art. -970. Nro. 7. 

7. Die Erklaͤrung, daß der Teſtirer nicht zu unterzeichnen 
verſtehe, genuͤgt vollklommen der Abſicht des Geſetzes, welches 
verlangt, daß das Teſtament die Urſache ausdruͤcke, die den Te—⸗ 
ſtirer zu rn hindert. Lüttih. S.7.2. 22. D. 5.2. 22. 

8. Diefe Abſicht iſt nicht genügend erfüllt durch die Er⸗ 
erkrung, „daß der Zeftirer verfucht habe, zw unterzeichnen, daß 

er feine Unterzeihnung begonnen, jedoch fie nicht habe bevoll: 
fländigen koͤnnen. Zouiouſe $. 23.2, 68. D: 20, 2173. L. 63 142. 


—8* — bend. 





8 * 


973. 
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8b... Die Anführung, „daß. der Teſtirer verſucht habe, zu 
unterzeichnen, wegen Zittern der Hand aber e8 nicht habe thun 
können,” erfegt nicht die ausdrihdlihe Erwähnung der Erflä- 
rung des Zeftirers, daß er nicht zu unterzeichnen vermöge, 
fetbft wenn die Wahrheit diefes Thatumſtandes aus dem Teſta— 
mente. fetbft hervorzugehen fchiene , indem am Schluffe der Ori⸗ 
ginalurkunde fi die Anfangsbuchftaben des Vor», und ‚Zuna: 
mens, des Teſtirers, und alsdann verwirete und unfoͤrmliche 
Züge finden follten. — In jedem Fall iſt hier die Entſcheidung des 
Richters der Aa ae über einen : ſolchen Punkt gegen. die 
— gefhügt. 6 9. Vw. Caen. 8. W. 1. 71. D. 23. 
9. Man kann nicht als Unterzeichnumg des Teſtirers die 
Beifuͤgung der Anfangsbuchſtaben feines -Borz und. Zunamens, 
denen verwirrte und unförmliche Züge nachfolgen, anſehen. — 
Unterſchrift im Sinne des Geſetzes wird nur durch den gaͤnzli⸗ 
chen und vollſtaͤndigen —— A — beffen, der unters 
zeichnet, bewirkt. : Caen. S. 26. 1 

‚10... Ein-.öffentriches. — * guͤltig, obwohl der Te⸗ 
ſtirer es mit feinem. Geburtsnamen nicht unterzeichnet hat, ſon⸗ 
dern nur mit einem Beinamen , "den er in aͤltern öffentlichen 
oder Privaturfunden anzunehmen und zu unterzeichnen gewohnt 
war. C. 9. Bw. Bordeaux. S. 29. 1. 252. D. 27. 1, 173. 
L.:85. 484. — f. Art. 970. No. 7. ff, 

11. Wenn nad) der Erwähnung, daß: der. Zeflirer untetz 
zeichnet habe, gefagt ift, daß er, nach einem Verfuche dies: zu 
thum, erklärt: habe, es wegen Krankheit oder Schwäche nicht: zu 
vermögen, ſo ift der Widerfprudy zwiſchen diefen beiden Erklaͤ⸗ 
rungen nicht — um die Nichtigkeit des Teſtamentes 
fi je ziehen. C. H. Bw, Paris: 8. 6. 2. 950... D. 4, 

. 458. L. 15. 449, — €, H. Vw. ‚Dowai. Ss. 17.41. 158. 
L. 51. Wo. | 

412. Als regelmäßig in der bier befraglichen Beziehung iſt 
ein Teftament anzunehmen, welches folgende Anfuͤhrung enthält: 
‚und hat der Zeftirer fein Handzeichen gemacht, weil er weder 
zu ſchreiben noch zu unterzeichnen verſteht, auf die an ihn 
dem Geſetze gernäß — Aufforderung.“ Dune 
S..14..2. 232. , 99. — Zouloufe. S. 22, 2.169, 
D. 2%. 2. 175. | * 
——8 naͤrilichen Sinne entſchieden. Caſſ. Loire, 8 
1. 1. 194. D. 1. 187. 

14. Das Notdariatsgeſetz iſt auf dns offentliche Teſlament 
wie auf jede andere Notariatsurkunde anwendbar. — Folglich 
ift ein Zeflament um deßwillen allein nichtig , weil darin der 
Unterzeichnung des Xeftirers Feine Erwähnung geſchehen. — ſ. 
Neo. 2. u. 20, — Ein folgendermaßen gefaßter Sag: „Ge: 
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ſchehen/ und dem "befagten Teffirer: mit: Tauter und: vernehmlicher 975,: 
Stimme in Gegenwart der obeh genannten und: unterzeichheten 
Zeugen. vorgeleſen,“ſchließt die Erwähnung der Unterzeichnung 
des: Teftirers. nicht in: füh, da das Wort unterzeichnete fi 

nur. auf. die Zeugen beziehen kann. Turin · S. 12. 2. 375: — 

t. Art. 974. 

45. Wenn der Notaͤr erklärt bat, daß der Teſtiter * 
die ‚Kräfte hatte, zu unterzeichnen , fo bedarf es auch noch der 
ausdruͤcklichen Erwähnung, daß der zero erEiärt habe, daß 
nm die. Kräfte dazu, fehlten. Limoges. S B 2. 218. — Caen. 

. 13. 2. 128. 

16. Die vom Notär ‚gemachte Anfuͤhrung, daß ber Teſtuer 
nicht zu unterzeichnen vermocht habe, nachdem er deßhalb aufge⸗ 
fordert worden, iſt nicht gleichbedeutend mit der: im Art. 973. 
erheifchten ausdruͤcklichen Erwähnung , daß der Teſtirer erklärte, 
nicht. bie Kräfte zu haben, um zu unterzeichnen. Eimoge6: 8. 

22. 2. 167. D. 20. 2. 173. 

47. Ein Teſtament, belches vom Teſtirer weber. unter⸗ 
zeichnet ift, noch von feiner: Seite die‘ Erklaͤrung enthält, daß er 
nicht zu unterzeichnen vermoͤge, iſt nichtig, wenn nicht darin 
bie, Aufforderung erwaͤhnt iſt, welche ihm in dieſet Beziebung 
vom Heike gemarht werden mußte. : Caff. Dei Be.’ e 2 

1. 42. D. 1. 396. L. 3. 561. 

19; Wenn ein Zeftirer erklaͤrt hat; daß er nicht zu — 
zeichnen verſtehe, fo muß dieſe Ertlaͤrung nach allen andern 
im Geſetze erforderten Erwaͤhnungen folgen: widrigenfalls wer: 
den die auf jene Erklaͤrung folgenden Erwaͤhnungen als nicht 
vom — beglaubigt angeſehen, und ſind folglich nicht gültig. 
Douai. S. 14. 2. 14. D. 8. 2. 11. 

2 Ueber die Frage, an welcher Stelle des Teſtamentes kp 
die befragliche Erklärung ‚des. Teſtirers ſtehen muͤſſe, hat nur der 
Code zu beſtimmen: und nad) dem Inhalt des Arte973. kann 
dieſelbe ——— ſtehen, wo es der Notaͤr fiir gut: findet. Caſſ. 
Doual. S: 17. 1. 385. D. 15. 1. 533. L. 50. 90. 

21. Sn einem, öffentlichen Zeftamente ift eg nicht bei Stars 
der Nichtigkeit erforderlich, daß die Erwähnung der: Erklärung 
des Teſtirers, nicht unterzeichnen zu Eönnen, an den Schluß der 
Urkunde. gefegt fen, fie. kann aud) im Texte des Teſtamentes ſelbſt, 
0. einer, Sufagverfügung vorfommen.: Dijon, 8. is 


: M. Auch kann ſie an einer andern Stelle des Zeflameni! 
tes, wenn anders nur vor dem Schluſſe der Urkunde, — 
Paris. S. 14. 2. 14. — f. Art, 972. Nr. 18. 

23. Ein Notär kann wegen Nichtigkeit eines Teflamentis 
verantwortlich gemacht ‘werden, in welchem er die befragliche 


973. 


974, 
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Erklaͤrung des Teſtirers ausgelaffen hat. C. H. Vw. Nancy. S. 
23. 1. 186. D. 21. 1. 94. L. 66. 180. 

(24) Die Abfiht des Art. 973. daß wenn der Teſtirer 
fein Zeflament nicht unterzeichnet habe, ber Berhinderungsurfache 
Erwähnung gefchehen müffe, ift nicht hinlänglich erreiche durch 
die Erklärung des Teſtiters, daß er nicht unterzeichnen koͤnne, 
mit der weitern Bemerkung, daß er verfucht habe, dies zu thun, 
und nur unleferlihe Zeichen habe zu Stande bringen Eönnen. 
Jene Entſcheidung würde auch dann flatt finden, wenn im Ein: 
gange der Urkunde gefagt wäre, daß der Teſtirer Eörperlich krank 
fey. Poitiers. J. 19. S. 1834. 2. 522. 

(25) Im Allgemeinen , wenn der Teſtirer, ber zu unter: 
zeichnen verſteht, erflärt, daß er es nicht verſtehe, ſchließt diefe 
unmwahre Erklärung den Beweis in fih, daß der Teſtirer die 
Abſicht nicht gehabt habe, eine ernftliche Rechtshandlung vorzus 
nehmen, und wirkt Nichtigkeit des Zeftamentes. — Indeffen 
Bann diefe Regel befeitigt, und das Zeftament für gültig erkläre 
werden, wenn ber Zeflirer, der jene Erklärung abgab, wirklich 
nicht fchreiben, fondern nur auf eine ungeitalte und unvolle 
ftändige Art feinen Namen unterzeichnen Eonnte, und in der 
That die von ihm errichteten Urkunden bald unterzeichnete, bald 
auc nicht, Montpellier. J. 19. S. 1835. 2. 169. — Bordeaug. 
R. G. 1837. 2. 218. *) 

1) R. 8. über Richtigkeit eined Teftamentes, wegen mangelnder Erflä- 
; — des —53 F — ———— a 


III. 18. — f. Nr. 2. 7. .d%, 
2) Bei Öffentlihen legten Willen befteht die Obli i 
de ui bloß darin, ae eat * 
fondern zu beurkunden, welche Erflärungen der Keflrer 
vor ihm abgegeben bat. Ebend. 199, 

1. Das Notariatsgefeg, melches die Erwähnung ber Uns 
terzeichnung des Motärs erfordert, iſt nicht auf Teſtamente ans 
mwenbbar, wo biefe Erwähnung durch den Code nicht bei Strafe 
Yi — vorgeſchrieben iſt. Riom. 8. 9, 2. 73. L. 


2. Zumal, wenn die Erwaͤhnnng der Unterzeichnung des 
Notaͤrs am Anfange geſchehen iſt. Nismes. S. 13 2, 2 
D. 4. 2. 219. — f. Art. 971. 973. 980. 

3. Es ift nicht bei Strafe der Nichtigkeit erforderlich, daß 
die Erwähnung der Unterfchriften der Zeugen, in einer Motaris 
atsurkunde am Schluſſe berfelben ſtehe. Es genügt, wenn dies 
felbe am Anfang gefchehen ift. EC. H, Vw. Poitiers. S. 23. 
1. 265. D. 21. 1.290. L. 67. 209. ; 


*) Namensunterfchriften im X A + IV, ı 
Trefurt ie Pe 3) BEN Baar 66. 
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4. Einfchiebfäse, welche am Schluſſe von Notariatsurfun: 974. 

den ftehen, find nur gültig, in fo ferne fie der Gegenftand einer 
Unterzeihnung oder befondern Genehmigung von Seiten 
eines jeden der Unterzeichnenden gewefen find; es würde nicht 
genügen, wenn fie unmittelbar vor den Unterfchriften der 
Urkunde gefegt wären, teil hieraus ber Beweis nicht hervorgehen 
würde, daß die Unterzeichnenden deren Genehmigung mit ange: 
hört — Montpellier. 8. 30. 2. 13. — f. Art. 972. 
Mr. 18. 
5. Die Erwähnung der Unterfchriften der Zeugen ift ge: 
nügend, wenn der Notaͤr gefagt hat, daB, nachdem er die Zeugen 
aufgefordert, zu unterzeichnen, dieſe erklärten, e8 thun zu wollen. 
Gaff. Luͤttich. S. 14. 1. 118. D. 12. 1. 61. — f. At. 937. 
Ne. 12. ff. 4 | 

6. Dem Richter der Hauptſache allein gebührt, unter 
Wuͤrdigung der örtlichen Verhaͤltniſſe, die Entfcheidung, ob ir: 
gend ein Ort im Sinne des Art. 974, als aufdem Lande 
gelegen anzufehen fey. — Diefe Entſcheidung ift der Einſchrei— 
tung des Gaffationshofes nicht unterworfen. — Man kann einen 
Sieden von geringer. Bevölkerung zum Lande rechnen, wo ſich 
weder ein Beamter (Friedensrichter), noch Jahr⸗ oder Wochen: 
märkte, nod ein Poftamt vorfinden. E. H. Vw. Borbenur: S. 
99. 1. 252. D. 97. 1. 73. L. 85. 484. — Grenoble, R. G. 
1833. 2. 133. | 

6b. Selbft dann, wenn man an biefem Drte eine mehr 
als hinreichende Anzahl von fchreibfundigen Zeugen finden Eönnte. 
—— Vw. Poitiers. S. 19. 1. 11. D. 16. 1. 326. L. 52. 


7. Ein Dorf, welches in mehrere Weiler getheilt tft, und 
nur dreihündert Einwohner hat, wird zum Lande gerechnet, 
wenn fich auch eine Gemeindsverwaltung bafelbft. befindet. Tu— 
ein, S. 11. 2. 53. D. 9, 2. 64, ; | 

8. Man kann, im Sinne des Art. 974. als zum Rande 
gehörig einen Ort betrachten, deffen Bevoͤlkerung nur gegen 400 
Einwohner‘ beträgt, obwohl dort wöchentlih ein Speifemarkt 
und Überdies zwölf Jahrmärkte gehalten werden, und ein Notär 
dort feinen Sig hat. — Folglich iſt das an einem ſolchen Orte 
von einem einzigen Notär aufgenommene Teſtament gültig, 
wenn es auch nur von zweien der vier Zeugen unterzeichnet ift. 
Bordeaur. S. 29. 2. 360. D. 27. 2. 226. r 

9. Wurde entfhieden, daß die Gerichte nach Geftakt der 
Umftände ein Teſtament wegen Mangels ber LUnterfchrift eines 
bee vier Zeugen für nichtig erklären können, obwohl an dem 
Orte, wo das Zeftament errichtet wurde, weder ein Gemeinde— 
haus noch ein Poſtamt fidy befindet, und nur ein einziger Fahr: 
marke dort gehalten wird. — Ein folder Ort kann, nad) Um— 
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974. ftänden, als nicht auf 43 er gelegen angefehen werben. 


975. 


Lyon. S. 29. 2. 20. D 

(10) Sin Öffentliches Teſtament ift nichtig, wenn e8 vom 
Notaͤr und den Zeugen erft nach dem Tode bes Teſtirers unter: 
zeichnet worden ift (Motariatsgefeg). — Und der Beweis, daß 
diefe Unterfchriften erfi nad) dem Tode beigefegt wurden, "kann 
durch Zeugen geführt werden, wenn anders. die Urkunde nicht 
befagt, daß der Notär und die Zeugen noch bei Keben des Te—⸗ 
ſtirers unterzeichnet haben. Gent. J. 19. S. 1834. 2. 671. 

(11) Die Nichtigkeit eines Randbeifages in einem oͤffent⸗ 
fihen Teſtamente, wegen mangelnder Unterzeichnung oder Ges 
nehmigung des Teſtirers, zieht nicht die Nichtigkeit des Teſta— 


‚mentes nad) fih, da wegen mangelnder Unterzeihnung des Te⸗ 


flirers der Randbeiſatz der Urkunde felbft fremd bleibt. — Es 
verhält ſich hiermit nicht, wie mit ber Nichtigkeit wegen nicht 
beobachteter Anführung der Vorlefung diefes Beifages, wenn er 
unterzeichnet wäre; die Nichtigkeit des Randbeifages dien bie 
Nichtigkeit des - ganzen Teſtamentes nad) ſich ziehen. C. 9. 
Vw. Bordeaux. R. G. 1836. 1. 106. *) 


+D Eeftamentd eh. werben „nicht bloß der Seiertichfeik we en beis 
sogen. „ I. — N. Gahrb. I. 277. — ſ. zu 8. 


2 Sie ind. an Mei fie nicht vereidigt werden, doch um nichts 
w zn verpfid ichtet, ein wahred und. richtige Zeugn abzulegen, 
ohn 
3) Durch Verle dieſer icht machen fie ſich zwar keines 
Meineides, aber oh —— un 1 5* ihre eis 
gene Schande ein, wenn fie in übered Geftändniß für falſch 
— — alſo helatide Unfäbigfeit zur Zeugenfchaft. Ebend, 
71. — N. Jahrb. I. 274. vgl. Annalen II. 146. 

4 Abiyeichende fin icht. Hohn, III. 74. £.—f. Art. 972..Rr, 276. d.T. 
5) Ein Teſtament, worin. ein. Zeuge mit dem bloßen Prädifate, 
feined Gewerb es, ohne Vor» und Zunamen unteneländ, a 

nichtig. Hohnd. I. 171 — 176. — T. Art. 973. Nr. 10. d 
1. Nicht als ein Vermaͤchtniß, ſondern als eine * 
Erbſchaft, welche einen Theil der Begräbnißkoften ausmacht, iſt 
eine Berfhgung. zu betrachten,. worin ber Zefticer feinem Erben 
die Auflage macht, eine gewiffe Summe Geldes denjenigen feiz 
ner Diener. auszubezahlen, welche feinen Leichnam zu Grabe 
tragen werden. — Folglich Eönnten die fo eingefegten Diener 
al& Zeugen des in Öffentlicher Urkunde abgefaßten Zeftamentes 
beigezogen werden. GC. 9. Vw. Luͤttich. S. 10, 1. 135. D. 8 

1. 84. L. 26. 337. 

2. Der Priefter, welchem der Teſtirer eine Summe aus⸗ 
ſetzt, um ſie zu Andachtsuͤbungen zu verwenden, wird als Ver⸗ 
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maͤchtnißnehmer betrachtet ,: fo- daß er nicht: Desert. des, betreffen: 976. 
den Teſtamentes ſeyn kann. Bordeaux. 8. 7. 2 161. 

3. Geiſtliche koͤnnen Zeugen; bei - ben“ Sffentlichen Teſta⸗ 
menten feyn „ :welche Vermaͤchtniſſe zum Beiten des Fiego⸗ 
— bei dem. fie angeftelt find. „Lüttich. S. 7.2.21. D 


4. Das Vermãchtniß, melde einer Kirche gegeben: * 
um. es zu. Andahtsübungen zu verwenden, wird; nicht betrachtet, 
als dem Prieſter gegeben, der den. Kirchendienft verrichtet, ; folg⸗ 
lich koͤnnen ſolche Prieſter Zeugen eines Teſtamentes ſeyn, in 
welchem ihre Siene eingeſetzt ift. Angers. 8. 7. 2. 663. — 

ſ. Art. 902. Nr. 

5. Die, —5 eines Teſtiters, daß fein Erbe ds 
gemiffe, zu Andachtsuͤbungen ‚beflimmte,; Summe: dem Pfarrer 
ausbezahlen fol, ‚welcher. bei: feinem; Ableben in einer gewiſſen 
Gemeinde, angeftellt. ſeyn wird, iſt kein Vermaͤchtniß, ſo daß der 
Prieſter, welcher im: Falle iſt, von dieſer Verfügung Gebrauch 
zu machen, unfähig wäre, dem Teſtament als Zeuge beizuwoh⸗ 
nen, weil er als vermuthlicher Vermaͤchtnißnehmer zu betrachten 
fen. Coff, Bordeaux. S. 9. 1. 417.:D. 7. 4. 367. Li 26. 23. 

Die, Nichtigkeit, welche daraus entſteht, daß Verwandte 
eines Bermächtnißnchmers Zeftamentszeugen find, iſt nicht auf. 
den. Fall anwendbar, wo die) Zeugen. nur: berufen werden , bie 
Sdentität be — zu beftätigen. - E. v. Vw. kuͤttich. 8. 
9, 1. 225, D L. 24. 65. 

A Zwei — Finnen Zeugen: in der ndmfhen Urkunde 
feyn, befonders in einem Reſtamente. Bruͤſſel. 8 43. 2. 6*4. 
D. 4. 2. 115. L. 15. 40, 

8. Wenn die Zeugen mit einem der Vermächtnifnehmer 
verwandt oder. verſchwaͤgert ſind, ſo iſt das Zeftament ins Gan— 
zen nichtig. — Die Nichtigkeit iſt nicht auf die Verfuͤgungen 
zu Gunſten ‚jenes Vermaͤchtnißnehmers zu befchränten „; welcher. 
mit den Zeugen verande iſt. — A. — in. —2 
Riom. S. 13. 2. 338. D. 11. 25 58 — 29. ‚491 — 6. H. 
Bw, Golmat. J. 19. S. 183. 

9.Wenn ein Teſtament zwei ee den einen nach dem 
andern einfegt, und es ſich dann finder, daf daffelbe wegen Ver⸗ 
wandtſchaft zwiſchen den Zeugen und dem erſt eingeſetzten ‚Erben 

nichtig fey, fo kann dieſe Nichtigkeit auch denn, auf, den Fall des 
Vorabſterbens eingeſetzten, Erben entgegen gehalten, werden, ſelbſt 
wenn der Nacerbe fein Verwandter der Zeugen wäre, ‚Mer. 

40. Ein "Sudioiduum‘,” welches ſich dewohnlich tn dee 
Särsibftübe eines Notäts befchäftigt ,, wird als Schreiber —* 
ben’ bettachtet, ſelbſt nenn feine Arbeiten‘ nicht ei ſind/ 
wenn er bei bem Notaͤr nicht wohnt, und nike in das Wer 


m 
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zeichniß der Bewerber zum Notariatsdienſte eingetragen iſt. — 
Jene Eigenſchaft macht ihn unfaͤhig, Zeuge bei den Urkunden 
zu ſeyn, die vom Notaͤr, bei welchem er arbeitet, aufgenommen 
werden. Bruͤſſel. S. 10. 2. 310. D. 8. 2. 107. L. 29. 43, 
11. u. 12. Ein Individuum kann nicht darum allein Als 
Schreiber eines Notaͤrs betrachtet werben, daß er in beffen 
Schreibftube ſich befchäftigt, wenn feine’ Hauptbeichäftigung fonft 
von ganz anderer Art iſt. Brüffel. S. 11. 2. 316. D. 10. % 
70. L. 32. 52. — Agen. S. 25. 2. 297. D. 23. 2. 66. — 
Grenoble. S. 28. 2. 168. 

13. Wenn zu einem Teſtamente, welches in Gegenwart 
ber vom Gefege erforderten Anzahl fähiger Zeugen errichtet ift, 
noch andere engen beigezogen mworben find, denen einige ber 
gefeglih erforderlichen Eigenfhaften mangeln,, fo datf das Te— 
flament um defmwillen allein nicht für nichtig erflärt werden. — 
Hier ift der Grundfag anwendbar: utile non vitiatur per in- 
utile. C. H. Vw. Brüffel. S. 7,2, 1222. D. 7.2. 47. 
L. 24. 65. Ä Ä 

14. Ein öffentlihes Teſtament ift nichtig, welches von 
einem Notär aufgenommen worden, ber durch Heirath Oheim 
eines der DVermächtnißnehmer, und Großoheim eined andern ift. 
Douai. S. 16. 2. 176. L. 42. 139. 

15. Ein Notär ann für fein Gefchwifterfind ein Zeftas 
ment aufnehmen. — Die Unfähigkeit der Motäre, für ihre Vers 
wandten Urkunden zu verfaffen, erſtreckt fih in der Seitenlinie 
nicht Über den Grad des Oheims und Neffen hinaus. — Diefer 
Grundfag gilt für die Teſtamente, wie für alle andere Urkunden, — 
Der Art. 975. ift hierher nicht anzuwenden, und muß auf die 
Zeugen befchräntt werden. Riom. S. 30.2.39. D. 27. 2. 234. 

16. Ein Teſtament ift nicht nichtig, obwohl der Mann 
der Nichte des Eingefegten Zeuge dabei gerwefen,, wenn die Nichte 
öhne Nahkommen geftorben war, und biefer Tod die Schwägete 
fhaft aufgehoben hat. Paris. S. 30. 2. 220. u t 
17. Ein oͤffentliches Teſtament iſt nichtig, wo einer der 
Zeugen mit einem der Vermaͤchtnißnehmer (in geſetzlich unter⸗ 
fagtem Grade) verfchmägert war (z. B. als Geſchwiſterkind durch 
feine Ehefrau), obwohl bdiefe Frau feit Tanger Zeit Einderlog 
verftorben war. Dijon. S. 27. 2, 85. D. 25. 2, 75. Gaff, 
Paris. I. 19. S. 1834. 1. 729. 

f. Art. 206. 980. 1001. | | 

(18) in öffentliches Teſtament wird nichtig, wenn. bew 
Zeftamentsvollzieher, oder ein Verwandter oder ———— 
deſſelben in verbotenem Grade, als Urkundézeuge beiwohnt, 
wenn im Teſtamente der Teſtamentsvollzieher unter dieſem Titel, 
wenn auch nur mit einer mäßigen Summe, bedacht iſt; ‚eine 
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ſolche Belohnung muß als eine wirkliche Freigebigkeit betrachtet 975. 
werden. Paris, R. G. 1833, 2, 178, | 

(19) Die Vexwandtſchaft in verbotenem Grade, zwifchen 
den Zeugen eines Öffentlihen Zeftamentes unb einem der Ver— 
maͤchtnißnehmer, zieht nad) Umftänden die Nichtigkeit des Teſta⸗ 
mentes nicht nah fih, menn das Geriht nemlich aner⸗ 
kennt, daB es für den Notaͤr und die Parteien unmöglich war, 
das Dafeyn dieſer Verwandtſchaft herzuftellen. — Insbe— 
ſondere: ein öffentliches Teſtament, welches Stuͤckvermaͤcht⸗ 
niſſe zu Gunſten aller Pathen und Pathinnen des Te— 
ſtirers, ohne deren namentliche Anfuͤhrung verordnet, iſt nicht 
deßhalb allein nichtig, weil einer der Teſtamentszeugen mit einem 
der Vermaͤchtnißnehmer in verbotenem Grade verwandt iſt, wenn 
dargethan wird, daß die große Anzahl jener Pathen es im Augen⸗ 
blide der Zeftamentserrichtung unmöglich gemacht habe, die That⸗ 
fache dieſer Verwandtſchaft zu erforſchen. CE. H. Bw. Achen. 
J. 19. 8. 1834. 1. 452. 


r 1) Ein Öffentliched Teftament iſt nichtig, wenn einer der Zeu 
big —— —* Grade mit dem Erben. oder Wermächnißnehmer 
—— — it. Hohnh. VL. 10. f. 162 — 
vgl. Annalen I. 211. - 

2) —X um vierten Grade einſchließlich. Sonny. VI, 130. 
3) Die Nichtigkeit if, wegen Mangeld der erforderlichen Zahl tüch- 
tiger Zeugen, im Ganzen vorhanden, alfo nicht bloß in Bezies 
ung auf die mit dem untauglichen Zeugen verwandten Erben. 
4) e — —— Te BAT: n Frauensperſon ift 
zu diefer Zeugenfchaft nicht unfähig. Hobnb. IV, 12. 
5) Die Habilität der Teſtamentszeugen wird nach der Zeit der 

Keftamentserrichtung beurtbeilt. Hohnh. VE 132. 

6) Die I tnißnehmer ſelbſt koͤnnen ſolche nicht. vorftelen. 
N) 

7) EM 

ne 


e 
dan: I. 9. . 

ichtigkeit fällt nicht weg (Mr. 5.), wenn der in verbote- 
m Grade mit einem — verwandte Erbe vor dem Erb⸗ 


laſſer geſtorben ift. 
Wohl aber da, wo der Zeuge nur Schwager des Nacherben, 
nb diefer mi t zur. Erbfchaft gelangt iſt. Hohnh. VL. 133: — 


r Ks * * 
In öffentliches Teftament_ wird dadurch nicht ungültig, d 
” * er —R X deſſen — ——— — 
men, als Erbe ** iſt. Ebend. 7-9, 
10) Ein Vormund ift kein unfaͤhiger Teſtamentszeuge. N. Jahrb. 1. 
11) ð. da See a —— — — t, genügt der Amtd« 
* nn f Are Theilungskommiffaͤr ie 'R Sahrb. L. 
12) Die Beiziehung eines überflüfigen Zeugen, wenn diefer unfähi 
g 2 dene Ne zur Golge, Annalen I. 211. — 4 
4. Das in feinen Fotmen regelmäßige geheime Teſtament 976. 
ift eine Öffentliche Urkunde in dem Sinne, daß bie Nichtaner: 
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976; Fennung: der Unterfchrift bes Teſtirers den Richter nicht ermaͤch⸗ 
tigt, die Prüfung derſelben anzuordnen, und den Vollzug‘ der 
Urkunde —— Bruͤſſel. 8. 12.2. 94 L L.-32. 46. 5 
Art. 1004. No. 1. u. 2 B 


2, € iſt für die Gültigkeit eines — Teſtamentes 
nicht nothwendig, daß es noch ein anderes Datum Beben als 
116 Aufſchrift. C. Ss. Bw. Nismes, 8. 9. 1. 255. D 7. 
3. Es gilt als genuͤgende Ertlaͤrung, daß das Teſtament 
von einem andern, als dem Teſtirer geſchrieben worden, wenn 
der Teſtirer geſagt Fl def, er fein Teſtament dictirt babe. 
Zurin. S. 6.2.7 
—4. Wenn die a eines geheimen —— 
beſagt, daß das Teſtament vom Teſtirer geſchrieben ſey, und 
es ſich zum Theil von einem andern geſchrieben findet; fo kann 
das Teſtament für nichtig erklaͤrt werden, wenn das: Gericht. 
Gründe hat, an. der. Sdentität des vorgelegten Zeftamentes mit 
demjenigen, welches ber Leſticen Dinterlegen wolle, zu zweifeln. 
Lyon, S. 23: 2. 296. 

9. Ein geheimeg Teſtament toirb nicht im, Sinne des 
Art. 976. als verfiegelt betrachtet, wenn es nur gefhloffen, und 
am Rande ei Oblate verwahrt ift, ohne ein ausgedruͤcktes 
1. 2.17. CE. H. Vw. Douai. 8. 10. 1. 353. D. 8. 1. 377. 


‘6. Ein ſchlecht geſchloſſenes geheimes Zefloment wird 
darum. nicht für nicht gefchloffen angefehen, im Sinne des 
Art. 976. ; es genügt, ‚daß das Teſtament fo.gefchloffen und 
geſiegelt ſey, um das Geheimniß und die Identitaͤt deſſelben 
ſicher zu ſtellen. — Ein geheimes Teſtament iſt hinl aͤnglich ge⸗ 
Deffnung des —— zu demfelben gelangen kann, ohne die 
Spuren. ber: Veränderung ‚auf dem zum Verſchließen des Teſta⸗ 
mentes dienenden Papiere zu hinterlaſſen, und wenn uͤberdies 
die Identitaͤt des auf dem Umſchlage und. dem Teſtamente bes 
finduchen Siegelabdruckes beweifet, daß weder eine Herausnahme, 
. Verwechſelung ſtatt gefunden hat. Angers. 8. 24. 

8... Das auf ein geheimes Teſtament⸗ zu druͤckende Pet: 
(haft Fann aͤuch ein’ anderes ſeyn, als jenes. des Teſtirers. 
Wenn derfelbe fich begnügt hat, das Siegel des Notaͤrs aufzus 
druͤcken, ſo iſt dieß Feine Nichtigkeit. — Es iſt nicht nothwen⸗ 
dig, —unfer Strafe: der Nichtigkeit, dag die Aufſchriftsurkunde 
eines geheimen Zeftamentes die ausdrüdlihe Erwähnung ent: 
—— fie: on werben, 19 oo Zwiſchen eintritt OBERE: 


1 
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Rechtshandlungen. C. H. Bw, Air: 8 20; 4. 1. D. 18. 1 976. 
151. L. 57..5:*) —— | 
9. Die.Uebergabe des Zeftamentes an den Motär in Ge 
genmwart der Zeugen gilt für die im Art. 976; verordnete Webers 
gabe an den Notär und die Zeugen. Zurin. S. 6. 2. 760, 
Bordeaux. 8. 28. 2. 330. — D. %6. 2. 155. L. 82, 553. f 
Art. 972; Mro. 47. ff. rt j 33 ee 
10. Obwohl im Code nicht gefagt ift, daß der gefchehenen 
Uebergabe eines geheimen Zeftamentes, vom Zeftirer an den Notär 
in ‚Gegenwart ; der. Zeugen, bei Strafe ber: Nichtigkeit erwähnt 
werden müffe, fo iſt es doch außer Zweifel, daß Nichtigkeit 
eintrete, wenn bie Uebergabe. nicht :aus den Ausdruͤcken der Ute 
kunde fi ergibt. C. H. Vw. Douai. S. 10. 1. 353, D. 8, 
1. 377. L. 29. 17. **) ae a — 
41141. Diefe Erwähnung. iſt nicht dadurch allein genuͤgend 
ausgedruͤckt, daß der. Teſtirer vor dem Notaͤr und den Zeugen 
geſagt hat, „daß der Inhalt des gegenwärtigen Papieres 
(welches zum; Umſchlage dient) fein Zeftament fey.“ €. H. Vw. 
Zuein. S. 13.1. 369, D. 11. 1. 247. — Poitiers, S. 35,2, 
259. D. 23.2: 64 SL FE An 
12. Die Webergabe des geheimen Xeitamentes an. ben 
Notaͤr und die Zeugen Fann aus dem Zufammenhange:der Aufs 
ſchriftsurkunde gefolgert werden 5 folglich gemügt es, wenn ges 
fagt iſt: „der Zefliver habe ihnen erklärt ;- daß. in dieſem ge⸗ 
fhloffenen Paket fein Iegter Wille: ſey, den ‚er den Notär erfuche 
in Verwahr zu nehmen.“ Colmar, 8. 14.2. 458. L. 41, 313, 
—— ©. H. Vw. Colmar. 8. 18. 1. 210. D. 16; 1.. 245, L, 
13. : Der Ausdrud, daß ein geheimes Teftament dem Notär 
in Gegenwart von fechs Zeugen übergeben worden, erfüllt die 
Abſicht des Geſetzes, welches vorfchreibt, das Zeftament fieben 
Zeugen, den Notär mit einbegriffen, zu übergeben, C. H. Vw. 
Lyon. S. 6. 1. 287.: _ en enge 
414. Es iſt nicht nothwendig bei Strafe der Nichtigkeit, 
daß die. Aufſchriftsurkunde eines geheimen Teſtamentes erwaͤhne, 
daß daſſelbe dem Teſtirer in Gegenwart der Zeugen vorgeleſen 
worden. Bordeaux. S. W. 2. 330. D. 26. 2. 155. L. 82.553. 
45. Die Beſtimmung des Art. 974. daß es auf dem 
Lande an der Unterſchrift der Haͤlfte der Zeugen genuͤge, iſt nur 
auf das im Art. 971. gedachte oͤffentliche Teſtament anwendbar. 
Man kann dies nicht als Rechtsaͤhnlichkeit auf das geheime Te—⸗ 
flament anwenden. Hier muͤſſen fechs Zeugen unterfchreiben,: bei 


— 


) Raufharb II. ©. 197. . 
*) Laukhard IL. S. 19. 
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976. Strafe x Ay u 8.6.2. 173. D.4.2. 920, - 
Lüttich. S 245. L. 107. — Bordeaur. S. 8.2. 159, 
D. 6. _ 183. 8 re — 6.9. Bw. zu. 8. 9.1. 
370. D. 7. 1. 257. L. 24. 161. — Pau. S. 30. 2. 133. 

16. u. 17. Ein geheimes Teſtament iſt nicht nichfig, weil 
ber Notaͤr, welcher die Auffhriftsurkunde gefertigt, erklärt hat, 
daß diefelbe auf dem Papiere fich befinde, welches das Teſta—⸗ 
2. rn während fie auf dem Umſchlage ſteht. Brüffel. 

18. Das geheime Teſtament iſt nicht nidjtig , wenn bas 
zum Umſchlage dienen ſollende Blatt in zwei Theile gefaltet iſt, 
einer dieſer Theile allein das Teſtament in ſich ſchließt, die Auf⸗ 
ſchriftsurkunde dagegen auf dem andern Theile ſich befindet. 
Zurin. S. 6. 2. 760. 

19: Wenn der Umſchlag eines geheimen Teſtamentes nur 
einen Theil des vom Teſtirer oder Notaͤr verwendeten Blattes 
einnimmt, fo kann die Auffchriftsurfunde auf den Theil gefegt 
werden , welcher ſich erhbrigt. — In diefem Fall ift das Teſta⸗ 
ment: nicht um deßwillen allein nichtig , daß die Auffchrifts: 
urfunde Meder auf dem Teſtamente, noch auf dem Papiere, 
worin es _— if, niedergeſchrieben worden. Genua. 


8. 11. 2. 

- Wenn die Auffchriftsurkunde eines geheimen Teſta—⸗ 
mentes nicht erwaͤhnt, ob daffelbe auf das Teſtament oder das 
Dapier , welches ihm zum Umſchlage dient, gefchrieben: ift , fo 
zieht der Mangel der Erwähnung dieſer Foͤrmlichkeit die Nice 
tigkeit ‚nicht nah fih. — In diefem Falle kann das Gericht 
eine Prüfung der Thatumſtaͤnde veranftalten, und ſich entweder 
nach dem Protokolle der Veltamentseröffnung, wenn baffelbe 
daruͤber ſich verbreitet „ oder: nady jedem: andern Bewelsmittet, 
welches ihm vorgebracht: —* beftimmen, Genua. S. 11.2. 174 

21. Das: geheime Teftament ift nichtig, wenn die Aufs 
—— nicht auf das Blatt ſelbſt, welches das Teſtament 
enthaͤlt, oder auf dasjenige, welches denſelben zum Umſchlage 
dient, hefchrieben iſt. Es iſt hier kein Grund vorhanden, zwi⸗ 
ſchen ben’ Foͤrmlichkeiten der. Aufſchriftsurkunde, und jenen des 
eigentlichen: Teſtamentes, um der Anwendung: des Art. 
ee rg Unterfchied zw machen. Tutin. 8. 5. 2. 325. L. 

22. u. W. Der Mangel der vom Teſtirer den Zeugen ges 
machten Erklärung , daß er das geheime Teſtament,, welches er 
ihnen uͤbergibt, gefchrieben und een habe, macht das 
nn nichtig. Turin. S. 6. 2. D. 4. 2. 113. L. 


24. Die Geſetze, welche unterſagen, in ein Teſtament 
Rechtsgeſchaͤfte aufzunehmen, die mit: demſelben in keiner Be⸗ 
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ziehung flehen , ſind nicht auf ben Fall eines. vom Teſtirer ges 976, 
gebenen Auftrages anwendbar, zumal wenn der Gemwalthaber 
nahe nicht aufgetreten ift, benfelben. anzunehmen, Zurin. S. 


25. In der Auffcheiftsurtunde eines geheimen Teflamentes 
ift genügende Erklärung vorhanden, daß daſſelbe vom Teſtirer 
unterzeichnet worden, wenn es heißt: „Er übergebe - . . fein 
Zeftament , welches auf, fein Erfuhen von mir dem Notär ges 
fhrieben worden , und zu Ende jeder Seite und am Scluffe 
unterzeichnet ift‘’ 5; zumal wenn das Teſtament fi in der That 
mit der Unserfchrift des Teſtirers verfehen findet. Dijon. S« 18. 
2. 231. L. 51. 275. i ' i24 

26. Der im, geheimen: Teſtament als Vermaͤchtnißnehmer 
eingefegte Notär Fann dennoch die Auffchriftsurfunde diefes Tex 
ftamentes aufnehmen, felbft wenn er das Zeftament gefchrieben 
bat, Nismes. S. 21. 2. 274. D. 20. 2. 82. 

f. Act. 1001. 1007. 1008. 1035. 

(27) Die Auffriftsurfunde eines geheimen Teftamentes, 
befagend: ‚uns bat der Zeftirer die gegenwärtige Schrift übere 
reicht, welhe er durch eine vertraute Hand hat niederfchreiben. 
laſſen,“ kann, unter Zufammenftellung biefe® Ausdrudes mit - 
dem übrigen Inhalte ber Urkunde, fo betrachtet werben, daß fie 
die eigene Erklärung bes Teſtirers enthalte, daf das Teſtament 
—— Hand geſchrieben ſey. C. H. Vw. Agen, R. G. 


(28) Es iſt nicht bei Strafe der Nichtigkeit erforderlich, 
daß ein durch einen Andern geſchriebenes geheimes Teſtament 
von dieſer Perſon unterzeichnet werde. — Eben ſo wenig iſt er⸗ 
forderlich, daß die Aufſchriftsurkunde des geheimen Teſtamentes, 
welche nicht vom Teſtirer ſelbſt geſchrieben wurde, den Namen 
der Perſon enthalte, welche dieſelbe geſchrieben hat. — Die 
Aufſchriftsurkunde eines eigenhaͤndigen Teſtamentes iſt keine 
Notariatsurkunde im eigentlichen Sinne, wobei alle Foͤrmlichkei— 
ten des Motariatsgefeses beobachtet werden müßten. — insbes 
fondere.- darf die Anführung der Unterfchrift bee Zeugen 
auch anderswo, als am. Schluffe ber. Urkunde ſtehen. C. 9. 
Vw. Meg. J. 19. S. 1835. 1. 463. — Meg. ebend. 2. 70. 

(29): Die Aufſchriftsurkunde eines geheimen, Zeftamentes 
ift eine. Motariatsurfunde, und als bei einer folhen ift erforder 
lich, daß am Schluffe der Unterfchriften der Betheiligten, ber 
Zeugen unb bes Motärs erwähnt werde (Motariatsgefeg). — Iſt 
die Verpflichtung, der Unterfchriften am Schluffe der Notaris 
atsurfunden zus erwähnen, in fofern bloß. gebietend, als es 
ſich von dee Erwähnung felbft handelt, und nur anführend 
binfichtlich, der Stelle, wo dieſe Erwähnung in der Urkunde 
vorfommen folle? — Jedenfalls ift unter den Worten: am 


976. 


976 a.*0*) 


976b. — 


977. 


978, .... 


"werden. en, Ant, & 
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Schruffe,mar'zu verſtehen / was auf die —* der 
Urkunde folgt, und nicht die Anfuͤhrung der verſchiedenen Foͤrm⸗ 
lichkeiten, -den“diefelbe "unterworfen iſt. — Folglich muß die Er 
wähnung der Unterfchriften, als wirklich am Schluffe der Urkunde 
geſchehen, betrachtet’ werden , wenn keine’ beſondere Verfügung 
mehr nachfolgt, als — — der beobachteten Foͤrmilich⸗ 
keiten. Mes. J. 19. 8. 1835. 2,71: 

6GOD Ein geheime: Teftamene ift gültig; obgleich es ein 
Vermaͤchtniß zu Gunften — ————— (Schwägerin *) 
des Notaͤrs enthaͤlt, der Aufſchriftsurkunde errichtet 
bat; die im Teſtament ——— Vermaͤchtnißnehmer koͤn⸗ 
nen nicht als Betheiligte bei der at betrachtet 
von. Ontpeilier, R 6 1837. 


+ Drei Recröräite von aueseren ee — 
‚wegen Mangeld an der Förmlichfeit d 976a. mL 


Int «4, Dit Yet. ‚977. it au be Sat nicht are" 
der en nut mit gefuͤhttet and unterzeichnen konnte. Zurin, 
5. 5.2. 525. L. 11; 156. 

(9). ' Der fiebente Zeuge, welcher zur unterzeichnung eines 
geheimen Teſtamentes im Falle der Schreibensunerfahrenheit oder 
Unfähigkeit des Teſtirers beizuziehen, hat keinen von den andern 
Zeugen verfchiedenen Beruf, mithin ift er auch nicht gehalten, 
die Schreibensunerfahrenheit oder DE NUE des Teſtirers zu 
beglaubigen. E.“ H. Bw. Mes. I. 19. S. 1835. 1.463, — 
Meg. J. 19. S. 1835. 2. 70. 

1. Wenn ein geheimes Teſtament um defwillen als nichtig 
angefochten wird, mweil der Teſtirer am Tage der Unterzeichnung 
das Geſicht ver[oten habe, fo kann der anerbotene Beweis ber 
Blindheit vom Gerichte verworfen werben, wenn fonft für daſſelbe 
im Gehalte der Sache — Rã vor⸗ 
— Nat E. 9 ‚Bmw. Ar. S «1. 191. D. 18. 1. 151. 


2. Der Zeagenbeweid iſt zufäffig), um herzuftellen, daß 
ber Urheber eines ans —— nicht zu leſen vermochte, 
— * ww? * 

) oder — — | 
* * Bon dem müiſtiſchen oder geheimen!: EUREN — w. 
Ä ; 674: — Beitrag zur Lehre von den re des — 
men letzten Sueeg, Me k R, Il. 23266, 
u refurt an de 2,5 


Bon: Tegten Willens⸗Verordnungen. 129 


als er fein: Teſtament mächte, obwohl im Zeftamente felbft, und 978, 
in der vom betreffenden Notär errichteten Aufſchriftsurkunde ‚ges 
fagt ift, daß der Zeftiver e8 gelefen und wiederholt: ge 
lefen habe. Bordeaur. 8. W. 2, 165. D. 26. 2, 152. 
Ein Taubſtummer von. Geburt ift: nicht unbedingt unfähig 979, 
zu teftiren, Er kann es wenigſtens in einem von feiner Hand 
gefchriebenen, batirten und unterzeichneten Teſtamente. — Aber 
um von feiner Fähigkeit überzeugt zu werden, muß bas Gericht 
den beftimmten: Beweis haben, daß ber Taubſtumme einen hin⸗ 
reichenden Begriff von der Natur und den Wirkungen eines 
Teſtamentes hatte, daß das Lefen bei ihm nicht bloß ein Gefhäft 
der: Augen, fondern auch. des Verftandes war, womit er ben 
Schriftzuͤgen einen Sinn beilegen, und ſich dadurch Kenntniß 
von den Gedanken eines andern verſchaffen konnte: daß die 
Schrift der Ausdruck feiner eigenen. Gedanken war: daß Übers 
haupt die letztwillige Berfügung: die Wirkung. eines Willens ge⸗ 
weſen, der auf genügendet Einfiht berufte: und dieſe Beweiſe 
 .. Eingefegten ‚zus ae — 8. 35. 2. 265...D. 
re Art. 936. :: 
*. V. den — teten gilten eines Kanten tr. ®. 8 
1818. Samml. J. 

1Es iſt nicht ne bei Strafe der Nichtigkeit, 980. 
daß die Teſtamentszeugen die gefegliche Faͤhigkeit wirtlich 
haben. — Es genügt in diefee Hinficht an der als vorhanden 
angenommenen Fähigkeit. Limoges, S. 13. 2. 335. — C. H. 
Bi: Colmar. — S. 22, 1. 1. — Grenoble, 8. 33 173, — 
E. 8 — 8. 32. 1. 174. 

Folglich kann ein allgemein als keangöfifiher 
—— ku Individuum einem Zeftament als Urkunde: 
zjeuge beimohnen, obwohl er im Auslande geboren, und niemals 
als -Franzofe naturalifiee ift, mithin noch immer als Ausländer 
betrachtet werden muß; "feine vermeintliche Sähigkeit gilt in 
on Falle fuͤr eine wirkliche. C. 9 Vw. "Colmat. 8. 30. 
1. 
— Im antgegengefeteen Sinn ——8 Turin. S. 6 
2. "Ein Dienftsote ift unfähig, Zeuge in einer —— 
urkunde zu ſeyn, und die Urkunde, der er in dieſer Eigenſchaft 
anwohnte, wäre weſentlich nichtig (Nach einem nicht aufgehos 
denen: Gefege vom 2 Klar J. 8): Dates. 8. * 2. 158, 





*) Zrefurt 479, g. 575. * — 480. d. m — "Stone, 


Stumme, * un Märeloent entne — Brauer 
V. 713, 79. | | Br 


2 


RO . 
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3: Ein Fremder von’ Geburt ift Landeseinwohner und felbfi 
Unterthban des Staatsoberhauptes, geworden, fo daß: er Zeftar 
mentszeuge ‚werden Eonnte, wenn er ſich länger als zwanzig 
Sahre in Frankreich: aufgehalten hat, aller bürgerlichen Rechte 


.v dafelbft. genießt, und unausgefegt' erflärt hat, daß er Franzoſe 


ſeyn wolle... Die Fähigkeit, Zeuge in ‚einem Teſtamente zu ſeyn, 


iſt ein- bürgerliched. Recht „ gleich der — ſelbſt ein. Teſta⸗ 


ment zu. errichten. Turin. 8. 10. 2 
Ein Fremder welcher in — ſeit — als 
zehn Jahren eine Handelsniederlaſſung errichtet hat, wird nicht 
hierdurch allein Unterthan des Staatsoberhauptes, zumal wenn et 
jederzeit. die Abſicht erklaͤrt hat, fortwaͤhrend ſeiner Nation ange—⸗ 
hoͤren zu wollen: mithin kann er kein Teſtamentszeuge ſeyn. — 
Auch nicht; wenn er buͤrgerliche Rechte im Lande genießt; bür 
gerliche Rechte genießen, heißt nicht: Unterthan des Staatsober: 
hauptes ſeyn, im: Sinne der Gefege, welche diefe Eigenfchaft für 
Teſtamentszeugen erfordern. Rennes; 8: 10. 2. 9. D. 8. 2.9. — 
C. HB. Rennes. 8. 11. 1. 243. D. 9. 1. 114. L.29.:45& 

5. Ein in Sant gefommener, dem fein Urtheil den Genuß 
feiner bürgerlihen Rechte entzogen bat, Fann. Zeuge: in einem 
öffentlichen Teſtamente ‚iean, ’G, 91 Bw, Bordeaur. 8. 29. 1. 
2352. D. 27. 1. 173. L. 85. 484. 

5b. Ein Sffeneftches Teſtament iſt guͤltig, wenn auch ein 


| ober: mehrere Zeugen der Sprache der Urkunde (der: fennzöfifchen 


Sprache) unfundig find, wenn es außer Zweifel ift, daß diefe 
Zeugen die erforderliche Kenntniß der Iegtwilligen Verfügungen 
fi) eben fo genau, wie die übrigen Zeugen, verfchaffen Fonnten, 
Die Frage, ob die Zeugen ſich diefe Kenntniß verfchaffen Eonn; 
ten ‚gehört vor den Richter der Hauptfahe- Die Entfheidung 
deſſelben unterliegt der Einfchreitung. des Caffationshofes nicht, 
&. 9. Vw. Nancy, S. 18: 1. 396. D. 16. 1. 570. L,,53. 84. 

6. Das in Gegenwart eines cder mehrerer Zeugen, welche 
die franzöfifche Sprache, nicht verſtehen, errichtete öffentliche ges 
ftament iſt dennody gültig, wenn nur die Erklärung des In— 
halts der Urkunde vom Motär den Zeugen gegeben wurde, 
welche jene Sprache nicht verftehen,s Meg. S: 18: 2. 335. f. 
Art. 971. 
7. Die Beftimmungen bes Notariatsgefeges Uber die Form 
ber Notariatsurkunden, find auf Zeftamente. wie. auf Verträge 
anwendbar. — Folglich ift ein öffentliches Teftament nichtig, 
obwohl: es dem Code gemäß eingerichtet worden, wenn es die 
Mohnungsangabe der Urfundgzeugen nicht enthält. Caſſ. Behfel 
8. 11. 1. 4.D. 8. 1. 498. L. 29. 37. — Limoges. S. 22, 
2. A. E: 61. 187. Ä 

9, Der Dienfibote des Vermächtnifnehmers Fann Zeuge 
eines öffentlichen Zeftamentes fern, — Hier ift der Art, 14, 
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des Motariatsgefeges nicht anwendbar, welcher das Zeugniß ber 980, 
— in Pattei unterfagt. Caen. S. 13. 2. 65. L. 36. 


10. Da die Bedingungen der Fähigkeit der Teſtaments⸗ 
zeugen eigens dur den Eode beftimmt find, fo findet hierher 
keine Anwendung der allgemeinen Beflimmungen bes Notariatde 
Ser Bräffel. S. 9. 2. 154. — Douai, S. 12. 2. 387. 
D. 11. 2. 63 L. 33. 1299. — Caen. $. 13. 2. 113. — Li— 
moges. S. 13. 2. 335. — Caen. 8. 13. 2. 87. — Paris. 9. 
14. 2.437. L. 40. 62. — Rouen. S. 19. 2. 28. L. 53. 546. 
— Bordeaur, 8. 23. 2. 290. — Dtleans. 8. 33. 2. 291. — 
Caſſ. Lımoges. 8. 26.1. 294. — €. H. Vw. Bordeaur. S. 26. 
1. 54. D. 24. 1. 46. — 8. 23. 2. 290. f. Art. 973. Nr. 14. 
974. Nr. 1 u 2. 

11. Die Thatfahen, bezüglicdy auf die Eigenfhaften und 
die Wohnung der Zeugen, gehören, fo viel deren Richtigſtellung 
betrifft, nicht zu den Obliegenheiten des Notaͤrs; man kann 
baber, ohne den Weg der Fälfhungsklage zu nehmen, beweifen, 
daß die Zeugen an einem andern, als dem vom Notär angeges 
benen Ort ihren Wohnfig haben,  Brüffel. S. 12. 2. 18. D. 
11. 2. 56. L. 32. 49. | 
-» 42. Die Erwähnung ber Wohnung ber Zeftamentszeugen 
ift duch die Worte, „N. N. Zeugen, alle von N.” hinlaͤnglich 
ausgebrüdt: Der Ausdrud: „an dem oder jenem Orte wohs 
nend”, ift eine vorgefchriebene feierliche Formel, deren Umges 
bung Nichtigkeit nach fi zieht, Air. S. 13. 2. 374. — €. H. 
Vw. Pau. 8. 26. 1. 157. D. 24. 1. 81. L. 74. 574. 

f. Wet. 17. ff. 25, 28. 975. 1001. Re 11 u. 12. 


ya. 
Zweiter Abſchnitt. 
Beſond ere Negelu über die Form gewiſſer letzter willeusarten. *) 


Die Geſandten und ſonſtige Staatsbeamten koͤnnen im Aus: 981. 
lande, wo ſie die Verrichtungen ihrer Sendung ausuͤben, in der 
vom Geſetze ihrer Nation beſtimmten Form teſtiren. — Sie ſind 
der Regel locus regit actum nicht unterworfen. — Der Ges 
fandte oder Staatsbeamte, welcher zur Verrichtung feiner Sen: 
bung einer operivenden Armee beigegeben ift, Fann militärifch 
teftiren ,, obwohl er nicht inmitten der Feindfeligkeiten fich be: 





*) Trefurt 478. $. 574. 
”*, Reste Willen in bevorrechteten Faͤllen. Brauer. VI. 299, 
g* 
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981. „findet, ‚vorausgefege nur, daß er ſich in: der Nähe des. Kriege: 
ſchaupilatzes aufhaͤlt. C, D: Bw, Luͤttich. S..7..2. 1993.*) 
983, Als belagert im Sinne des Art. 983. wird eine Stadt an⸗ 
geſehen, die den Feind vor den Thoren hat, obwohl die Feind: 
feligfeiten eingeftelle ſind; — in diefem Falle iſt ein nach der 
militaͤriſchen Form errichtetes Teſtament gültig; Selbſt wenn 
die Verbindungen nod) ungeftört; und bie Mögticfeir vorhanden 
— einen Notaͤr betzuziehen. Paris. 8 182 2. 111. L. 8. 


985, (1) Der Art. 985, iſt nicht RR, Pr einem Sua, 
to die. Cholera herrſcht, wenn die Gemeinfchaft mit den — 
barten Gegenden wide — worden — ‚A. Ro & 
1837; .2..262..**). . 46. 1 


995. — vet. m. 
99. ſ. 970. Nro. 40. ff. **) 7,32 11 
"FR. F. über die Competenz in dem Strelt aber ei en 
welches ein. im Großherzogthum Baden fich aufhaltender ; ' = 
‚u. Macher daſelbſt verfiorbener. "Ausländer, -zu Gunſten bauer 
Staatsangehoͤrigen errichtet: bat Annalen LI. 99, 

1001. 1. Ein Teſtament, welches als ' öffentliches Teſtament 
nichtig iſt, kann, obwohl vom Teſtirer unterzeichnet, nicht als 
Privaturkunde gelten. — Auf diefen Fall iſt der Art. 1318. 
nicht anwendbar ‚. welcher für’ Öffentliche Urkunden das Gegen! 
theil beſtimmt — Folglich kann ein wegen Mangels ausdruck⸗ 
licher Erwähnung der Vorleſung nichtiges Teſtament niemals 
als Beweis, oder als Anfang eines ſchriftlichen Beweiſes der 
Schulden dienen, welche der Teſtirer in demſelben Anetfannt 
hat. Tuxin. S. 752. 662. — ſ. Art. 970. Nro. 2, ff. 
1035. Nro. 3, ff. 

2. Unter der Herrfhaft des Code Fann die Gobdicillar- 
Glaufel die Wirkung nicht: haben, ein nichtiges Teftament aufs 
recht zu erhalten. Zurin. S. 6. 2. 137. D. 4, 2. 213. 

3. Die in allgemeinen Ausdrüden  gefchehene Beſtaͤtigung 
in einem fpätern Zeftamente fann, unter der Herrfchaft des 

en Code, ein; urfprünglich. nichtiges Teſtament nicht gültig machen. 
In dieſem — ie es zur Kt des id —— 


— 


J 7% 79 


Ey Bon dem —— der SRititärperfonen. — IV 72 
Brauer V. 705, fr — Legte Willen zu frommen Stiftungen 
und elterfiche 1, W. find nicht, bevorrechtet. Brauer V. F 7 fe 
**) Testamentum tempore pestis conditum. Zadar. IV. 673.— 
Brauer V. 711. 
***) Vom Zeftamente während einer Geereife errichtet, Zachar. IV. 
674. — Brauer V. 705 ff. 
****) Bon der Verſchiedenheit der Zeftamehtsformien, ie haddem das 
Zeftament:im In= oder Ausland errichtet wird, Zachar, IV „661. 


——— 


a) 
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umbebingt nothwendig, daß die Verfuͤgungen beffelben "buchftäb: 1001. 
lich im zweiten wiederholt werden. "Befangon.- S. 9.2, 331, 
L..28..97. —  Zutin. 'S. 11. 2. 57. D. 9. 2. 60. — f. 
Art. 1339. Da a EEE 
2? Aus Die. Nichtigkeit eines Teſtamentes ‚wird durch Feine 
Genehmigung oder Beruhigung von Seiten der Erbberechtigten 
geheilt, Sie müffen nothiwendig , durch Wergleich ober. durch 
andern gefeglihen Titel, das Teſtament, obwohl feiner Form nad) 
nichtig, als xegelmäßig anerkannt haben, ‚Anspectis,: lectis et 
cognitis ejus verbis.“ Turin. S. 6. 2. 558. Di 4. 2. 2315. 
L..19..450... 3, 0. — | 
- 5. Die Annahme eines Vermaͤchtniſſes hindert den Ver— 
mächtnißnehmer nicht, das Teſtament anzufechten „ zumal; wenn 
ihm bei der Annahme die Nichtigkeit deffelben noch nicht bekannt 
war.  Zuein. 8: 6.2.:509. a 2. E 
6 Der -Pflichterbe, welcher ſich feinen Pflichttheil hat 
audfolgen laſſen, indem er die Gültigkeit des väterlichen Teſta⸗ 
mentes anerkannte, wird ſchon dadurch allein, als auf dag Recht 
zur Zeftaments-Anfechtung verzichtend, betrachtet, und zu feinen 
.. — in dieſer Beziehung zugelaſſen. Toulouſe. S. 
7. Der Vollzug eines nichtigen Teſtamentes hat den Ver: 
zicht auf das Recht, deffen Nichtigkeits-Erklaͤrung zu verlangen, im .: 
Gefolge, wenn die Nichtigkeit augenſcheinlich ift. — Und insbe- 
fondere :. der Erbe, welcher die Auszahlung eines Vermaͤchtniſſes 
annimmt, vollzieht das Teſtament, und verzichtet auf das Recht, 
es anzufehten. C. H. Vw. Befangon. S. 16. 1. 425, D; 14; 
1. 349. L. 47. 5. — f. Art. 724, Nro. 6. en —— 
8. Der Erbe, welcher ein Teſtament durch die Bezahlung 
der Bermächtniffe vollzieht, verzichtet eben dadurch auf deffen, 
Anfechtung wegen Nichtigkeit, ſelbſt wenn beim Vollzuge keine 
Erwähnung der darin enthaltenen Nichtigkeiten gefchehen wäre:: 
DBefangon. S. 11, 2. 364. D. 9. 2. 123. L. 30, 427. — f. 
Art. 1340. | 
... 9% Man kann den. fürforglihen Vollzug eines der Form 
nach regelmäßigen Teſtamentes anordnen, obwohl daffelbe wegen. 
Nichtigkeit angegriffen iſt. Amiens. S. 5.2. 18; — f. Artı 
1004. Nro. 1. u. 2. — | eh a 
11. Ein Zeflament ift nicht nichtig , weil der Notaͤr das 
Haus nicht bezeichnet hat, wo daffelbe errichtet wurde, _fondern 
nur die Gemeinde. — Diefe Angabe iſt der Abſicht ‚des Art. 
12. des Notariatsgefeges gemäß, welches verlangt, daß die No: 
tariatsurfunden den Ort ausdrüden, wo fie errichtet worden 
find. — Die Anführung , daß die Zeugen aus den Gemeinden 
.... feyen, bezeichnet ihre Wohnungen hinlaͤnglich, zumal wenn 
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4004. untiberfprochen: ift, baß bie Zeugen im ben genannten Gemeins 
den wohnen. Gaen. 8. 16. 2. 361. D. 14. 2. 65. *) 
f. Act. 971. Nr. 3. u. 4. 980. Ne. 12. — f. Art. 88 big 
98. 893. 970. ff. 1035. 


+ 1) Die Nichtigfeitd. Erklärung ded Teſtamentes kommt auch den 
übrıgen Inteftaterben zu ftatten, welche am Prozefle feinen Ans 
theil genommen haben. Hohnh. III. 297. f. ms 

2) Nur müffen fie dad Teftament nicht ausdrüdlich ald gültig ans 

erkannt haben. Ebend. 299, 
3) Doch fann diefe Regel da nicht vollfommen in Anwendung 
bracht werden, wo der Klaggrund nicht ſowohl aus dem Te— 
amente felbft, ald aus dem Mufmeigend erfolgten Rechte der 
nteftaterben hergeleitet wird. Ebend. 300. — f. Nr. 4. d. €. 
4) Die durd eine derartige Entfagung erledigten Erbtheile accref» 
ciren eo ipso den übrigen Er 
Rechte. Ebend. 300. f, SPAR 

5) Darf der Dberrichter einen Nichtigkeitögrund fuppliren, der vom 
Kläger nicht fpeciell vorgetragen, und darüber in den vordern 
Aanfanen * t verhandelt worden? Annalen I 211. — vol. 
ebend. 367. f. 


en ab intestato, nach roͤmiſchem 


Dritter Abfchnitt. 
Bon PAPER TERN und Bermächtniffen im Allgemeinen. 


1002. 1. Die Erbeinfegung ift nicht gültig, wenn ber Name des Erben 
nur duch Beziehung auf ein Zeftament angezeigt iſt, welches 
wegen Mangels der Erwähnung der dem Teſtirer gefchehenen 

Vorleſung nichtig if. €. 9. YIw. S. 20. 1. 509, D. 13. 1. 
1. L. 42. 5. | 

2. Wer fih zum Bezug einer Erbfchaft meldet, Eraft eines - 

Teſtamentes, ift nicht gehalten, zu beweiſen, daß keine Pflichte 

erben vorhanden find; vielmehr Liegt es an dem, welcher das 

— derſelben behauptet, ſolches darzuthun. Aix. S. 12. 2. 


ſ. Art. 136. 893. 

(3) Wenn ein Teſtirer, waͤhrend er ſeine Willensmeinung 
zu erkennen gibt, zum Vortheil einer angegebenen Perſon ein 
Vermaͤchtniß auszuſetzen, den Gegenſtand oder die Summe des 

Vermaͤchtniſſes zu bezeichnen vergißt, kann alsdann das Gericht 
mit Hülfe der Auslegung dieſe Luͤcke ergänzen? — Verneint. 
Air. R. G. 1833. 2. 362. **) — f. Art. 967. 





*) Bon ben Förmlichkeiten der Teſtamente. Zachar. IV. 664. — 
Brauer V. 704. — Ausdrüde und Sprache bes Teſtamentes. 
Zachar. IV. 665. — Wirkung einer Zernichtungsklage gegen 
legte Willen. Brauer VI. 61. — Archiv f. R. I. 668. 

*) Bon der Berfhiedenheit der Vermaͤchiniſſe, diefe ihrem Gegen: 
ftande nad) betrachtet. Zadar. IV. 711.— Brauer V. 668, f. 
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+ 1) Beim legatum sub demonstratione -fann die Gültigfeit ded 1002. 
Dermächtniffes nie gefährdet feyn, wenn. auch in der Solge die 
binzugefügte Beſchreibung fich als ungültig zeigen, follte, wenn 
je * Perſon des Legatars ſelbſt nicht üungewiß wird. Hohnh. 


Eben fo beim legatum sub causa, wo es nur auf die Gewiß— 
beit des ertbeilten Vermaͤchtniſſes, nicht: auf die Gründe an: 
kommt. Ebend. — f. Art. 1035 Nr. 21. d. T | 


Dierter Abschnitt, 
Bon Erbvermächtniffen. *) | 


"MR, Bel. die Eröffnung und Verkündung der letzten Willen btr. 

NR. 3. 1825. XVLIL, Samml. Il. 985. i 

1. Die Verfügung, mittelft dere ein Teftirer, nachdem 1003. 
er mehrere Erbtheilvermächtniffe gemaht, ein Individuum als 
Erben im Reft feines Vermoͤgens einfegt, ift Fein Erbvermächts 
niß. Brüffel. D. 8. 2. 51.- 

2. Im entgegen gefegten Sinn entfchieden. Toulouſe 
8. 28. 2. 166. D. 236: 2. 27. | 

3. Ein in Verbindung, und ohne Anweifung ber Antheife; 
zweien Perfonen gegebenes Erbvermaͤchtniß, deren eine vom 
Gefege berufen ift, die Hälfte des Machlaffes zu beziehen ,- ver- 
feiht dem Erbberechtigten nihts über die Hälfte, welche das 
Geſetz ihm zufichert. — Alfo entfihieden hinſichtlich des Wer: 
mädjtniffes eines ohne Ahnen und Nachkommen. verftorbenen 
Minderjährigen, der wegen feiner Minderjährigkeit nur uͤber die 
Hälfte verfügen Eonnte. Zurin. 8. 10. 2. 204. — f. Art. 
915. Nr. 4. 924. Ne. 1. | 

4. Wenn ein Teſtirer einer Perfon feine gefamte Fahrniß 
und Liegenfchaft vermaht, fo ift das Wort Fahrniß in diefem 
Falle nicht nur von den Hausgeräthfchaften, fondern von allen 
Fahrnißgegenſtaͤnden zu verfichen. Mithin ift das Vermaͤchtniß 
der Fahrniß und Liegenfchaften, welches fidy auf den gefamten 
Nachlaß ausdehnt, ein Erbvermaͤchtniß. Rouen. S. 6. 2. 129. 
L. 15. 57. | 

5. Das Bermähtniß der Gefamtheit des fahrenden und 
Hegenden Vermögens, von welchem vorher in einer allgemeinen 
Schenkung. ein Vorbehalt war gemacht worden, ift weder ein 
Erbe noch ein Erbtheilvermaͤchtniß: fondern nur ein Sthever- 





Die Lehre von der bonorum possessio bes Prätors hat jetzt 

keine Brauchbarkeit. Ebend. 674. — Rechtövermifchung aus 

zweien Gewinntiteln ift Feine Erlöfhungsart. Ebend. 995, 
Von den Erbvermächtniffen. Zachar. IV. 721. 
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, mächtniß, welches vom Beitrage zu bung der Arena 
den befeeit iſt. Bordeaux. S. 27.2. 177. 

76" Der Erbnehmer hat ein Recht er —* NR en 
Nachlaß des Erblaffers, nad; Abrechnung des Pflichttheild und der 
übrigen: Vermaͤchtniſſe. — Wenn. es ſich daher ereignet, daß der 
Pflichttheilsvorbehalt, welchen der Erblaſſer bei ſeinem Ableben 
zu Gunſten eines ſeiner Erben; 3. B. eines angewuͤnſchten 
Sohnes, aufbewahrt zu haben ſcheint, in Folge der Wiederauf⸗ 
hebung ber Anwünfhung binmwegfällt, fo gehen alle Vermoͤgens⸗ 
flüde, woraus jener Vorbehalt beftand ,„ fogleih an den Erb: 
nehmer über, Die Erben fönnen feinen Anſpruch daran machen, 
C. H. Vw. Colmar. S. 31. 1. 210. 

7. Wenn der Teſtirer einer :Perfon das bloße Eigenthum 
der Gefamtheit feines Vermögens , und einer andern Perfon 
die Nugnießung deſſelden Vermögens vermadht , fo iſt das Ver: 
mächtniß des Eigenthums ein Erbvermaͤchtniß. Wenn Fein Pflichte 
erbe vorhandeu : ift, fo tritt ein folcher Erbnehmer durch das 
Ableben bes Zeftirers Eraft Gefeges in Befig und Gewähr; er 
ift nicht verbunden, die Auslieferung zu begehrten. — Nicht fo 
verhält es ſich mit "dem Vermaͤchtnißnehmer der gefamten Nutz⸗ 
nießung. - Diefer ift nur ein Erbtheilnehmer, melder die. Auge 
lieferung zu — gehalten iſt. Caſſ. Paris, 8.27. 1 441, 
D. 25. 1. 461. L. 79. 138. f. Art. 1004. 

8. Das Vermaͤchtuiß der geſamten Fahrniß zu Eins 
thbum, und der gefamten Liegenſchaft zu bloßer Nutznießung, 
—— fein Erb- fondern nur ein Erbtheilvermaͤchtniß. Caff. 
Mes. S. 27. 1. 537. D. 25. 1. 492. L. 79, 265. 

9, Es ift ein Erbvermaͤchtniß vorhanden, wenn der Te⸗ 
flirer fein Vermögen durch Stuͤckvermaͤchtniſſe erſchoͤpft oder er: 
ſchoͤpfen will, mit dem ausdruͤcklichen Gedinge, daß die Ver: 
maͤchtniſſe fi ich mehren oder mindern follen, je nachdem er bei 
feinem Ableben mehr oder minder reich feyn werde. — In die— 
fem alle bleibt den u kein Erbrecht geltend zu 
worhen übrig. Bordeaur. S. 17. 2, 230. f. Art. 894, 1010, 
Nr. 2 

10. Es ift Feine Unvereinbarlichkeit zwifchen der Verfu 
gung eines Teſtamentes, welche zu einem ausgeſetzten Stuͤckver⸗ 
maͤchtniſſe noch das Gedinge einer Begünftigung über. den 
Erbtheil hinzufuͤgt (was eine Theilung vorausſetzt), und, 
jener Verfuͤgung, wodurch ein Erbnehmer ernannt wird; man 
muß dieß ſo verſtehen, daß der Teſtirer das Gedinge uͤber den 
Erbtheil nur in der Vorausſicht des Bun beigefügt habe, 
wo. das Erbvermaͤchtniß verfallen würde. S. 20. 2.25. L. 
56. 266. 

(12) Mo ein Erbnehmer vorhanden, ift der gefegliche, aber 
nicht pflichetheilsberechtigte, Erbe aus Mangel eines rechtlichen 
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Intereſſe nicht befugt, die Minderung aber: Unguͤltigkeit eines 1008+ 


vom Teſtirer ausgefegten Stuͤckvermaͤchtniſſes zu begehren: weil 
lin Ermangelung. ‚einer. entgegenftehenden Verfügung des Teſtirero) 
dieſe Unguͤltigkeit nur dem Erbnehmer zu gute — kann. 
Paris⸗ J. 49.8. 1834. 2. 353. 
A. Da das Gefet die Natur jener Mängel. r dus welcher 

gegen Vomug eines eigenhaͤndigen Teſtamentes Einhalt verfuͤgt 
werden kann, nicht näher beſtimmt hat, ſo iſt eben. hierdurch 
den Behoͤrden die Befugniß uͤberlaſſen worden; nad). den: Um» 
ſtaͤnden zusentfcheiden, ob Grund zur Anordnung, oder zum Eins 
halt’ des Vollzuges vorhanden fey: — Wenn folglich Erben vors 
handen find,‘ zu: deren: Gunften das Gefes- einen. Vorbehalt 
beſtimmt, fo ann der Vollzug. eines eigenhändigen Teſtamentes 
eingeftellti werden , obwohl das Zeftament: mit ‚allen gefeglidy ‚ere 
forderten Formen verfehen, und die Handſchrift unwiderſprochen 
ſeyn follte; es genügt, wenn die ‚gefeglichen Erben behaupten, 
daß ber Teſtirer nicht bei geſundem Verſtande geweſen ſey als 
er ſeine Verfuͤgung — Bruͤſſel. S. 11. 2. 43, D. 9 
2. 65. f. Art. 1001. No. 9. 1008. 

2.Der kraft — eigenhaͤndigen Teſtamentes — 
Erbe kann, wenn fein Rechtstitel beſtritten wird, ‚eine, provifos 
riſche Verfuͤgung begehren. Montpellier. S. A. 2; 179, -- 

3. Ein Vermaͤchtniß verfaͤllt nicht durch die Gigenmic» 

tigkeit des Erbnehmers, der fih auf eigene Hand, und ohne 
vorgängige Auslieferung von Seiten des Nichteramtes oder des 
Erben, des Nachlaſſes bemächtigt, zumal wenn ihm der Teſtirer 
eaußt, hat, * ſelbſt in Beſitz zu ſetzen. ©: v — Gens 


103 

f. Yet. 7%4. 913. 916. 1011. 1014. 1026. 4097. 
-.. (4): Wenn ein eigenhändiges Zeftament, mittelſt beträigfichen 
Einverftändniffes zwifhen dem Vermaͤchtnißnehmer und den, Erz 
ben, geheim gehalten worden ift, fo fann man. den Glaͤubigern 
bie nicht geſchehene Auslieferung des Vermaͤchtniſſes nicht; ent⸗ 
gegen halten: wenn Übrigens dargethan wurde, daß das Teſta—⸗ 
ment unter den Betheiligten freiwillig: in Vollzug: — * 
if. €. H. Vw. Poitiers. R.G. 1836. 1.- 901. 

+ Erbbefigklage. P. O. $. 743. — Motive ©. 60 Ä 

1. Jeder Vermaͤchtnißnehmer, felbft der &rönehmen. n 
beim Ableben des Teſtirers fih im VBefige feines Vermaͤchiniſſes 
befindet, und nicht. in Jahresfrift fein Begchren: um: Auslieferung 
gegen den geſetzlichen Erben anſtellt, iſt unbedingt zum Erſatz 
aller, bis zu dem Tage, wo er ſein a angeftellt hat, 
bezogenen Früchte gehalten. Riom. S. 20, 2..132., 

2. Der Erbtheilnehmer ift, was den Genuß der Fruͤchte 
des vermachten Gegenſtandes betrifft, dem Erbnehmer nicht gleich 
gefegt, Er hat nur von dem Tage an, wo er fein Begehren 


— 


ot 
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1005: angeſtellt hat, Anſpruch auf die Früchte, und nicht vom Todes⸗ 


1006. 
eingeſetzter Erbnehmer tritt in Befig und Gewähr im Augenblide 


tage, obwohl das Auslieferungsbegehren im Sterbejahr ange fiel 
wurde. Bourges. 8. 23. 2. 358, L. 67. 153. 

f. Art. 1011. 1914. 1015. 

1. Ein auf den Fall, daß ihm Söhne geboren würden, 


bes Ablebens bes reed wie der unbedingte Erbnehmer, 
Zurin. S. 2 664. D. 8. 2. 47. 

2. Wenn bei Beftellung eines Erbvermächtniffes Fein Pflicht: 
erbe vorhanden ift, fo tritt der Erbnehmer ducd das Ableben 
des Teftirers in Befig und Gewähr, ohne verbunden zu feyn, 
die Auslieferung zu begehren, felbft dann, wenn das Vermaͤcht⸗ 
niß ein bedingtes wäre, und die Bedingung für eine auffchies 
bende angefehen werden Fönnte. Paris. S. 27. 1. 441. D. 25. 
1. 461. L. 79. 128. 

3. Wenn Eraft eines eigenhändigen Teſtamentes der Erb⸗ 
nehmer in Befig bes Vermögens des Zeftirers gefegt wurde, fo 
ift der Erbe, welcher kein Recht auf den Pflichttheil hat, nicht 
befugt, eine fürforglihe Beſchlagnahme bes vermachten Vermde 
gene, bloß auf die Erklärung hin zu begehrten, daß er die Unter: 
fchrift des Teſtirers nicht anertenne. Es bleibt der Einſicht der 
Behörden Üüberlaffen , welcher von beiden das fcheinbarfte Recht 
* ng uns H. Bw. Rouen. 8. 18. 1. 248. D. 16. 1. 


Wenn der Erbnehmer , durch ein eigenhändiges Teſta—⸗ 


‚ment eingefegt ‚ fih erboten hat, die Richtigkeit der Schrift 


darzuthun , und zu bemweifen, daß fie wirflih von demjenigen 
herrühre,, dem fie beigemeffen wird, fo ift Grund vorhanden, 
das Zeftament zu befeitigen, wenn ber zum anerbotenen Bemweife 
zugelaffene Erbnehmer denfelben nicht geliefert hat; in folhem 
Falle ift nicht zu unterfuhen, ob die Prüfung ber Schrift Ob⸗ 
fiegenheit des Erbnehmers oder der gefeglihen Erben war. E. 
H. Vw. Nismes. S. 28. 1. 238. f. Art. 970. Ne. 31 f. 
5. Der muthmaßliche Erbe hat in dieſer Eigenſchaft das 
Recht, alle zur Erhaltung des Nachlaſſes dienenden Handlungen 
vorzunehmen, ſo lange der zufolge Art. 1006. in Beſitz und 


Gewaͤhr tretende a ihm feinen Rechtstitel nicht bekannt 
gemacht hat. Amiens. S. 7. 2. 1057. 3. 17. 269. *) 


Art. 1016. 
+ een —** — Seſetze in Beſitz und Gewähr der Erb» 
ſchaft. Hohnh. V Es wird hierbei jedoch der wirk⸗ 
lie Erbanfall A a Ebend. 


*) Kon ben freigebigen Verfügungen, welche mittelft eines Zefta- 
mentes getroffen werben Eönnen, und von ben Rechten ber 
EINE Badar. IV. 710. — Trefurt 463. $. 
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2) Se aller Art begreifen alle zur ey 1006. 
au 


berufenen in fib. Hohnh. VI, 131. 133. f. — Älſo 
Notherben. Ebend. 

3) R, über theilmeife Sequeſtration einer Berlaffenfhaft und 
Errichtung eines Erbverzeichniffes. Annalen IL, 6. 39. 43. 89. 


"10062. 
1. Die unterlaffene Beobachtung ber für die Eröffnung 1007. 


eines — a A vorgefchriebenen Foͤrmlichkeiten 
zieht die Nichtigkeit diefes Zeflamentes nicht nad fih. Rouen. 
8. 8 2 72. L 275. 

2. sen F verhält es fi) mit einem geheimen Teſtamente. 
Genua. S. 11. 2, 74. — Meg. S. 19. 2. 69. 

3. Wenn ein eigenhändiges Teſtament, welches fich — 
einem verſiegelten Umſchlage befand, vor ſeiner Vorlegun ng an 
ben Gerichtsvorfteher von dem darin eingefegten Erben eröffnet 
und erbrochen worden, ſo iſt dieß keine — Urſache, daſ⸗ 
ſelbe fuͤr — zu erklaͤren. Riom. 8. 7. 2. 1227. L. 18. 
572. f. Art. 1035. Ne. 11. 

5. Wenn die Handfchrift eines eigenhändigen Teftamentes 
beftritten iff, fo kann ber Erbnehmer nicht in Beſitz des Nach⸗ 
laſſes eingeſetzt ae die Prüfung der Nichtigkeit erfolge, 
ift. Paris. S. 10. 2. 

6. Das — Teſtament hat, wie jede andere Pri⸗ 
—— „ niht Glauben bis zu Anſtellung einer Faͤlſchungs⸗ 
lage; die bloße Abläuenung der — ra den Vollzug 
beffelben. Zurin. S. 11, 2. 149 9. 2. 66. L. 30. 186. — 
Colmar. S. 13. 2. 337. 

7. Selbft wenn vom Gerichtsvorfteher ein Protokoll über 
die Vorlegung , Eröffnung und Befchaffenheit des Zeftamentes 
mwäre aufgenommen, und beffen Hinterlegung in bie Hände eines 


Motärs befohlen worden; diefe Foͤrmlichkeiten bewahrheiten nur, 
baß eine Urkunde als eigenhändiges Zeitament vorgelegt worden, 


allein fie können die Gewißheit nicht geben, daß diefe Urkunde 
vom vorgeblihen Teſtirer datirt und unterzeichnet worden ift. 
Brüffel. S. 11. 2. 49. D. 9, 2. 64. L. 29. 79, * 

fe Art. 970. Ne. 31 ff. 

(1) b. Gegen den Befehl des Gerichtsvorftchers, zur Ber 
figeinweifung des in einem eigenhändigen Zeftament eingefegten 
Erbnehmers, kann vor dem Bezirksgericht Einſprache erhoben, 
und es kann Einhalt verfügt werden, wenn fi wichtige Vers 


*) Zrefurt 473, $. 541. 464. $. 529. 3) 501. 8. 611. 

**) Aufbewahrung — Eröffnung ber Zeftamente. Zadar. IV, 713, — 
Brauer V. 848. — Aufforderung ber „gelegtien Erben für 
teste Willensverorbnungen. Brauer VI. 62. — Aechtheits⸗ 
A er legten Willensurfunden. Brauer VI. 6 — 

Tre furt 


1008. 
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1008: bachtsgiinde gegen die Aechtheit des Teſtamentes ergeben. Bor: 

deaux 3.19. S. 1835. 2. 138. 

2, Wenn eine Urkunde die aͤußern Kennzeichen: eines. ei- 
genhändigen Zeftämentes hat, fo Eann der Gerichtsvorfteher dem 
Erbnehmer bie Einfigung in den Befig nicht verfagen, unter 

den Vorwande innerer Nichtigkeiten, welche im Zeflamente fid) 
Be oder befinden koͤnnten. Rouen. 8. 7. es ‚651. L 

'2b..: Der Gerichtsvorfteher, ‘bei welchem die Einfegung in 
ben Befig einer Erbfhaft in Kraft eines eigenhänbigen Tefta: 
mentes nachgefucht wird, welches der Anſuchende, als ein’ Erb⸗ 
vermaͤchtniß zu ſeinen Gunſten enthaltend, ausgibt, hat die 
Befugniß, zu unterſuchen, ob in der That ein Erbvermähtniß 
vorliegt, und die VBefigeiumeifung zu verfagen, wenn er zu. fins 
den glaubt, daß das im Teftament enthaltene ———— nicht 
als Erbvermaͤchtniß anzuſehen ſey. Orleans. 8. 32. 1. 145- 

Die Verbindlichkeit, die Richtigkeit ber Schrift eines 
eigenhändigen ZTeftamentes, welches’ ein Erbvermaͤchtniß enthält, 
prüfen zu laſſen, beruht auf dem Erben, welcher erklärt, die 

Handſchrift nicht zu Fennen, und nicht auf dem Erbnehmer, zus 

mal wenn dieſer bereits in Befig des Vermögens, ohne Wider: 

— von Seiten des Erben, geget worden iſt. Poitiers. 8. 

30. 290. — Toulouſe. S. 30. 2. 106. | 

4. Eben fo, wenn er anders nicht mit einem Pflichterben. 
zufammentrifft. Gaen. Ss. 12. 2. 336. — Meg. S. I ?. 
76. — €. 9. Vw. Montpellier. S. 25. Kr 158. D. 23. 1. 6, 
L. 71. 409. — €. 9. Bw. Nismes. S. W. 1. 117. D. 2, 
2: — L. 74. 362. — Bourges. Ss. 27. 2. 197. D. 25. 

‚19 | | 

5. Im — gefegten Einne entfchieden. VBourges.' 
= 2 197. D. 25. 2. 194. — Bourges. J. 19, S. 1834. 

— 6. So verhält es fich befonders, wenn der Erbe thatfaͤch⸗ 
lich, und des Befehles des Gerichtsvorfteherg ungeachtet, fich im: 
Befige des Erbfcehaftsvermögens befindet, und daher bei der vom‘ 
Erbnehmer angeftellten Klage als Beklagter erſcheint. Mont⸗ 

pelliers. S. 27. 2. 17: D. %. 247. | 

7. Eben fo in einem Falle, ” Feine Befigeiktärt. 
fung ftate gehabt hatte. Bordeaux. S. 28. 2, 112. D 26. 2 

— Colmar. S. 13. 2. 337. 

8. Selbſt dann, wenn Feine Pflichterben vorhanden find, 
und eine DBefigeinweifung auf den Grund des Art. 1008; ftatt 
gefunden bat, zumal wenn das Zeflament von vorn Allah ver⸗ 
daͤchtig ſcheint. C. H. Bw. Caen. 8. 29. 1. 410. D. 27. 1. 
388 . 29, 2. 223. 


— 


9. Wenn ein Teſtament, welches unter den Papieren 
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eines im’ Auslande geftorbenen Franzofen gefunden, und bei iöfs 
mem Notice des Ortes, wo er mit Tod abgegangen, . hinterlegt 
wurde, die Ausfolgung des: Teſtamentes aber: von der auswärti- 
gen Regierung‘ verweigert wird, ſo Fann der in diefem Zeftas 
ment eingefegte Erbnehmer in- Frankreich beim: Gerichtsvorfteher 
des Ortes des Erbanfalles. bie‘ Befigeinweifung: in die Erbſchaft, 
auf bloße Vorlegung einer. beglaubigten Abfchrift des Teſtamen—⸗ 


1008, 


tes verlangen, da die Vorlegung der en — geſchehen 


“Tann. Touloufe. S. 30. 2. 21. D 

Ef Arte. 970. Nra81. ff. 1004. 1006 RE . 4007: 
904, - Der’ Erbnehmer kann ſich "der: Bezahlung | der. Sthek 
vermächtniffe "bis zum Betrage des Freitheils nicht entſchlagen, 
obwohl durch die. vollſtaͤndige ‚Auszahlung ſein Cebvermächtniß 
bis auf ig ——— wuͤrde. ge Ad 2. 267; 


— "Fünfter Abfehni, 


ni Bon den Erötheil « RR, * — 


. its 3° 


4. Das Vermaͤchtniß der faͤmtlichen Fahrmiß werde hi 
3 A.Haüfe des Teſtirers am Tage feines Ablebens befinden, wird, 
— tain Fttergoreguch mith Turin. 8, 6.2. 553. D, 
2,88 Äft. eine Erbtheil-Schenfung , wenn bie eilgenfäafk 
ten des Geſchenkgebers ſaͤmtlich in der Schenkung einbepriffen 
find, obwohl jedes Gut befonders bezeichnet, und, nicht Knie 
iſt, daß diefe Liegenfchäften die einzigen ſeyen, welche dem Ge: 
fchen@geber zugehören. — Die dem Gefchentnehmer autetegtt 
Laſt, die fuͤr den Pflichttheil ausgeſetzten Summen zu. bezahlen, 
ae nit, daß die Schenfung Feine Erbtheilſchenkung 19. 
imoges. S. 17, 2. 164. f. Art. 894. 1003. 

3. Ein Erbtheilvermaͤchtniß bat mit der Natur des. Eh; 
vermachtniſſes das gemein, daß Feines diefer beiden. Vermaͤcht 
niſſe gegen den —— des Vermaͤchtnißnehmers in. Gelb. gus⸗ 
bezahlt werden darf. C. 9. Vw. Poitiers, 8. 7, 1, 121. D. 8 
1. 125 L: 17. 545, 

"Wenn ‘ein Teftiret “einen gewiffen Antheil feines, Se 
ne vermacht, und den Werth deſſelben in Geld beſtimmt 
hat, fo kann der Erbe ſich durch Bezahlung der Summe, ‚zu 
welcher der Teſtirer das Vermaͤchtniß gefhägt bat, befreien, — 
Diefe Entſcheidung findet felbft in dem Falle flatt , wo der. Te— 
ſtirer in ‘der Zeit, zwifchen der Errichtung des Toftanentes und 
— Ableben, „Ru Vermögen vermehrt hat. C.H: Vw. Pau, 

S. 4.1. 234. L. 8. 469. 
I... Das Vermächtnif ſamtlichet Fahrniß, mit ‚Ausnahme 


1009. 


1010, 


‚tiok 
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4010. eines bereits in einem aͤltern Vermaͤchtniß einbegriffenen Bahr: 


nißſluͤckes, wird für ein Erbtheilvermaͤchtniß angefehen. — Wenn 
das Vermächtniß des einzelnen Fahrnißſtuͤckes verfällt, fo kommt 
der Zuwachs dem Vermaͤchtnißnehmer der, um biefes Stuͤck ges 
minderten, Gefamtbeit gu. Gute. — Demnad hat aud er, unb 
nicht der Erbe die Befugniß, das iger eines einzel« 
— er anzufechten.. : Poitiers. S. 25, 2. 59. 


f. Art. 902. 1003. 1043. 1044. 

(6) Das Vermaͤchtniß eines beftimmten Theil des Vers 
mögens erſtreckt ſich auf dasjenige, welches nach dem Zeftament 
erworben mwurbe, wie auf jenes, was ber Xeftirer bei Errichtung 
jener er befaß. Grenoble. R. G. 1833. 2.33. — f. 


Att. 895. 1 


(7) Das Vermaͤchtniß aller Liegenſchaften, welche der Te⸗ 
ſtirer in gewiſſen beſtimmten Gemeinden beſitzt, kann, nach Ume 
ſtaͤnden, nur als ein Stuͤckvermaͤchtniß, nicht als ein Erbtheils 
vermähtniß betrachtet werden, fo daß das Vermaͤchtniß die neuen 
Güter nicht einbegreift, welche: ber Teſtirer nach dem Datum 
des Zeftamentes in den benannten Gemeinden erworben hat. 


Wenigſtens kann ein. Uetheil, welches mittelft Auslegung der 


1011. 


Gedinge des Teftamentes fo entfcheidet, Eeinen Grund zur, Caf⸗ 
fation geben. E. H. Vw. Caen. R. G. 1836, 1. 45. ) — 

f an 1019. " 
Iſt das Geſuch um Auslieferung eines Vermaͤchtniſſes 
eine Re yon von Seiten bes Erben, daß demjenigen, gegen 
ben er fein Geſuch richtet, die Eigenfgaft eines Erben zuftehe? 
— Verneint vom Appelationsgerichte — Caſſ. Douai. S. 16. 
1. 81. D. 14. 1. 49. L. 45. 161. 

2, Die Bell Betgreifung des Erbrheilnehmers , felbft mit 
Wiſſen der Erben und ohne MWiderfpruch von ihrer Seite, kann 
nit mit dem Geſuch auf Auslieferung verglichen werden, was 
den Genuß der Fruͤchte des verkauften Gegenſtandes betrifft. — 
Der Vermaͤchtnißnehmer hat nur ein Recht auf die Fruͤchte, 
vom La * der begehrten oder ausdruͤcklich bewilligten Auslieferung 
gerechnet, ſelbſt wenn er ſich in den Beſitz des vermachten Ge 
genfundes. Kohle ei A hätte, Eu. S.23.2. 358. L. 67.153. 

f. 6. 1004. 1005. 1008. 

— Die, während ber * * Ehegatten unter ſich ges 
RN Schenkungen find der Nothwendigkeit, nad Ableben 
des Gefchenkgebers bie Auslieferung zu begehren,, nicht unters 
wörfen; von biefen Schenkungen, obwohl widerruflich, erlangt 





u Br den Erbtheilvermädhtniffen. Baar. IV. 722. — Brauer 
V. 7%. — Unbeftimmte Erbtheilvermächtniffe, Brauer VI. 64, 


Bon legten Wilens:Verorbnungen, 143 


der. Geſchenknehmer Beſitz und Gewähr mit dem Tage des Wer ‚1084. 
trages. Paris. J. 19. S. 1834. 2, 643. | ; 
- (4M Schenkungen unter Ehegatten, während ber. Ehe, find 
dem Begehren: auf Auslieferung, nad dem Tode des Geſchenk— 
gebers, nicht unterworfen; von folhen Schenkungen, obgleich 
twidetruflih, erhält der Geſchenknehmer Befig und Gewähr vom 
Tage des Vertrages an, C. H. Vw. Paris, R.G. 1837. 1. 35. 
1 4. Dee Erbtheilsfchenfnehmer iſt wie der Erbtheilnehmer 1012. 
verpflichtet, die Schulden bes. Erblaſſers perfönlih zu feinen 
Antheil und unterpfändlich für das Ganze zu bezahlen, Limoges. 
8. 17..2. 164. — 

1.2. Der Erbtheilsſchenknehmer eines Drittels des Vermoͤ⸗ 
gens des Geſchenkgebers iſt, durch ſeinen Rechtstitel ſelbſt, als 
den Geſchenkgeber fuͤr den dritten Theil vertretend, beſtellt, was 
deſſen Schulden bettifft, welche aͤlter ſind, als die Schenkung; 
er iſt alſo für dieſe Schulden perſoͤnlich zu einem Drittel ver⸗ 
haftet. — Und weil die Verbindlichkeit des Geſchenkgebers eine 
perſoͤnliche iſt, fo beſteht dieſelbe, unabhängig ‚von allen hypo⸗ 
thekariſchen Foͤrmlichkeiten, z. B. ſelbſt wenn die Schenkung 
teansferibirt worden waͤre, ehe die Gläubiger Pfandrecht erwor⸗ 
— Eintrag deſſelben eiwirkt hätten. Toulouſe, S. 26. 
—3. Der Erbtheilsſchenknehmer iſt im. Allgemeinen zu Zah: 
fung der Schulden des Geſchenkgebers verpflichtet, welche zur 
Zeit der Schenkung vorhanden ſind, im Verhaͤltniſſe mit dem 
von ihm: bezogenen Gewinne. — Da. jedenfalls. dieſe Verbind—⸗ 
lichkeit nicht auf gefeglicher Beltimmung, fondeen auf dem ver- 
mutheten Willen des Geſchenkgebers beruht; fo fälle fie hinweg, 
wenn entweder’ aus der. Urkunde‘, oder aus Xhatfachen und Ums 
ftänden ſich ergibt „ daß der Geſchenkgeber den Geſchenknehmer 
—* zen Verbindlichkeit befreien wollte, Nismes, 8. 27.2, 
7,4. Art: 945. Nr. 2. — f. Urt. 871. 946. 1004. 1009 
1012. 1014. 1017. 1024. 1086. EIER 
7 :f Art. 871. 10094012. 1047. 1024 1... 1013, 


— "Sechster Abfchnitt 


Bon Stücvermächtniffen. ”) 


saw 
* 


14,0 Der Stuͤckvermaͤchtnißnehmer iſt Eigenthuͤmer ber vers 1014. 
machten Sache im Augenblide des Zodes des Erblafferd, und 


*) Bon der Verbindlichkeit der Vermaͤchtnißnehmer, für die Schul: 

den. und Laſten des Nachlaſſes zu ftehen. Zadar, IV. 720. — 
Eröpotheilvermaͤchtniß oder legatum partitionis, Brauer V. 753. 
*) Bon den Erbftüidvermächtniffen. Zadar. IV, 723, — Brauer 


4014. 
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vor der Auslieferung oder Uebergabe. — Er iſt ſelbſt nicht) vers 
bunden, die Auslieferung des Vermaͤchtniſſes zu begehten, wenn 
der Teftirer ihn durch: ein befonderes Gedinge davon. befreit hat, 
Nismes. $::7::2: 635. D. 8, 2. 46. L. 19. 250. f. Art- 1004; 
Nr; 3: 1012. Ne: 32 © 

2, Wenn’ ein Vater bie Nugniefung feines Vermögens 
einen ‚Fremden, und das bloße Eigentum einem: feiner Kinder 


vermacht, und den andern Kindern. ein Vermähtniß an die 


Stelle des Pflichteheils ‚gegeben bat, fo ift der Nutznießer, und 
richt der Eigenthuͤmer, die Binfen | diefes Vermächtniffes;,: ſtatt 
Pflichttheils, vom Tage des Erbanfalles ſchuldig; Tegteter. iſt fie 
nur von dem Tage am ſchuldig, wo die Nutnießung aufhört, 
Montpellier. S. 29.2: 316. Art: 610 Fi 

vn Zu: MWerin die Yustheilung eines: Kapitals und dee Binfen 
deſſelben unter - verfchiedene Stückvermaͤchtnißnehmer ſtatt finder, 
ſo hat jeder derſelben nur: in ſo weit Antheil an den‘ Zinſen zu 
— als, vom Tage ſeiner Anforderung gerechnet, hp 
find. C,H Bw Pau -8..28, 1. 107. D. 25. 1..477. 
80: 352. 

4. Scheyählung: eine) Vermaͤchtaiſſes * be: "Binfentauf 
FERN Meftes; von en Tage ‚gerechnet, zur Folge, — 
S. 26. 2. 100. L. 76. 520. 

5 Das Bermächtniß tiner Summe: Geldes Tann ,- gegen 
den Willen des Vermächmißnehmers, y nicht duch Aushänbigung 
eines Mentenvertrages, welcher ein .dbem Jahreszins jener Summe 
gleich ſtehendes Einkommen abwirft, berichtigt werden, ſelbſt 
wenn der Vermaͤchtnißnehmer Verpflegungshaus, eine Ges 
— von Armen, u. eine ;öffentlihe Anſtalt wäre. Cafl. 
win 3 ‚7. 2.1083: D. 3. 2. 172. L. 13..145.: 

'6. Wenn ein Teſtirer ſeinem Erben die Verpflichtung auft 
** einem Vermaͤchtnißnehmer eine Rente ‚von ſechs vom 
Dunbert aus einem beflimmten Kapital zu entrichten, fo iſt dieß 
ur nfag nach einem unerlaubten Sinsfuße. Deeret. 8. 8. 

9. J 4 tl ce or 

7. Die Ungültigkeit der Stͤcbermachtniſſe hat nicht bie 
a bes ehe zur Folge. Caſſ. Aisne. 8 
1. 1. 250. D. 1. 219: fı Art. 902. NN. 

8. Das Geſuch um eltern eines Vermächtniffes kann 
gegen den Haupterben vor dem Gerichte des Ortes der angefal« 


| Een. Erbſchaft angeſtellt werden. urin. 8. 10. 2: en D.8 


44 15 
Br? u REP}; 


f- Art. 1005. 1038. | —— 


— V. 790 — ———— Brauer V. 745 — 749. — Bon 
Br: Bann, ber ecmndgtntbe gene: im — Dane 
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0 (9) Der’ Sthävermächtiifnehmer , welcher vom Erbnehmer 1014 
und Inhaber des Nachlaſſes die Auslieferung feines Vermaͤcht— 
niffes begehrt ; wird hierdurch des Mechtes micht ‚verluflig, im 0! 
Wege der Einrede, und um die Klage! des Erbnehmers auf 
Minderung: feines Vermaͤchtniſſes zu entkraͤften, ‚die. Nichtigkeit 
des Erbvermächtniffes zu behaupten, und daraus: zu: folgern, daß 
der worgebliche Erbnehmer nicht. Tegitimirt fey, die Minderung 
des Stuͤckvermaͤchtniſſes zu verlangen: Eaff. Paris: I. 190 8. 
41834. 1. 154. Ä a er VE mL 
. (40) Der Stüdvermächtnifnehmer , welcher die. Ausliefe⸗ 
rung nicht vom. gefeglichen Erben, fondern von einem. britten 
Befiger:. (einem Geſchenknehmer der Nugnießung *): erhalten hat, 
wird dennoch Eigenthuͤmer der Fruͤchte, wenn er: in gutem 
Glauben befitzt; er iſt daher dem Erben zum Rüderfag der 
Fruͤchte nicht verpflichtet. Paris. J. 19. 8. 1834. 2. 643.. :: 
(11). Der Stuͤckvermaͤchtnißnehmer hat keine Klage gegen 
dei dritten Inhaber des ihm vermarkten. Gegenftandes , ehe er 
vom Erben vder vom Gerichte die Auslieferung feines Vermaͤcht⸗ 
niſſes erlangt hat. E. H. Bw. Athen. RG. 1837. 1.843. *) 
Das Gedinge in einem Teſtamente: „ſogleich nach meinem 1015. 
Ableben ſollen diejenigen, welchen ich meine Rechte uͤbertrage, 
in Beſitz und Gewähr dieſer Rechte gelangen““, gibt den Stuͤck⸗ 
vermaͤchtnißnehmern kein Recht auf den Genuß der Fruͤchte vom 
Tage des Ablebens. — Man kann nicht ſagen, daß hier eine 
ausdruͤckliche Verordnung bes Teſtirers im Sinne des Art. 1015: 
vorhanden ſey. »Bourges; S. 22, 2. 35. D. W. 2.102. L. 62. 
223.*) oh deze LE en 
9, Der Vermaͤchtnißnehmer, welcher beim’ Gefuh um 1016. 
Auslieferung feines Vermaͤchtniſſes eine übermäßigeForderung 1: 
aufgeftelle: hat, kann in alle Koften des. Rechtsſtreites verur⸗ 
theilt werden. — Auf dieſen Fall ift die. Verfügung! des Ark. 


4.8, ber Witte. Ks * re 7 
**) Bon der Ermwerbung ber Vermaͤchtniſſe im Allgemeinen, — Zu 
welcher Zeit wird das Eigenthum an einem Vermächtniß ers 
worben? Zachar. IV, 716. — Wie wird daflelbe eridorden ? 
. &bend, 717. — Erbittung einer Bedenkfrift faͤllt dabei weg. 
Brauer V. 758. — Der Erbe, der im Berzug der Auslieferung 
ift, kann dadurch in keinem Falle etwas an Fruͤchten gewin—⸗ 
men. Brauer V, 759. — Wie ein- dem Regenten: bintertaffenes 
bedingtes Wermächtniß anzufehen. Ebend. 790. — Vermaͤcht⸗ 
2 smiffe zu Gunften des Lebensunterhalts. Ebend. 700. Auss 
st ieferungsbegehren bei Vermaͤchtniſſen. Brauer 'VI.’65, — 
Matur der Kapitalvermächtniffe Ebend. 66, — | Früchte vers 
machter Grundſtuͤcke. Ebend 67. sr and 


***) Fruͤchte betagter Wermächtriiffe, Ebend. 68,” | ad 70° 
x 10 


1016. 


1017. 


1018. 


1080, 
1021. 
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a. nicht anwendbar. E. H. Vw. Poitiers. S. 26. 1. 409. 
24. 1. 177. L. 77. 477 
1. Unter ber Derufgafe des Römifhen Rechts war jeder 
ber Erben, welcher im Befige unbeweglicher Güter des Nach: 
laffes ſich befand, hypothekariſch für. die Zahlung der Vermaͤcht⸗ 
niffe im Ganzen verhaftet. Paris. S. 3.2. 3. 
; 3. Wenn von zwei in Verbindung eingefegten Erben ber 
eine: auf die Exbfchaft verzichtet, während der andere fie antrite, 
fo ift der Iegtere für alle Vermächtniffe des Erblaffers verhaftet, 
für welche nicht der Erbe , welcher verzichtet hat, perfönlich mit 
ausdrädlichen Morten verhaftet erklärt ift, - Turin. S. 6. 2. 778: 
Wer fih. während feiner Minderjährigkeit in Beſttz 
eines Bermächtniffes geſetzt hat und. nachher nicht auf daffelbe, 
verzichtet, bat ſich hierdurdy werbindlidy gemacht, bie Belaftung 
zu Übernehmen, unter welcher das Vermaͤchtniß gegeben wurde, 
Caſſ. yon. 8. 9. 1. 279. D. 7. 1. 207. L. 24. 225. 
e 5. Wenn ein Zeftament zu. Gunften einer. Perfon bas 
alternative Vermaͤchtniß einer Leibrente von 5000 Livres, oder 
der Nutznießung einer zu 540 Franken verpachteten Liegenſchaft 
enthält, beide Vermaͤchtniſſe abloͤslich um die ein- für allemal 
zu beſahlende Summe. von. 5000 Franken: fo koͤnnen unter ‚die 
fen: —— die Gerichte entſcheiden, daß hier ein Jrrthum 
im Betrage der vermachten Leibrente vorliege, und der Teſtirer 
unter dieſem Titel mehr nicht als 00 Franken geben wei: 
.. 8. 7. 2. 1038. L. 7. 360. * 
‚f Art. 16, 612,870. di 877. — 1012. 1013. 1324. 
f. Art. 522. 546. 551. 1615. 1692 
f. Art) 611. 874. 872. 884. 121.9. 
1. Das Bermähtnig der Sache . des Cie iſt nicht un⸗ 
gültig, wie das einer fremden Sache, Turin. 8. 6. 2.778. 
Baſtia. R. G. ;1836. 2. 248. 
2. Das Vermähtniß einer Sache, welche dem gefe lichen 
oder Zeftamentserben zugehört , ift ungäftig ‚ als Bermädhtniß 
einer fremden — im Sinne des Art, 1024. — Es koͤnnte 





S; ie Bon den Prrfonen, welche zu Yusantwortung der Vermächtniffe 
verpflichtet find. Zadar, IV. 718. — Das Schuldvermaͤchtniß 
-; Hat, gleich, alen Vermaͤchtniſſen, ein gefegliches Pfandrecht. — 
je: Außerdem ift jenes Vermaͤchtniß alde Genehmigung der Schuld 
—zu achten. ‚Brauer V. 755: fr — ‚Der Abzug. der Falcidvifchen 
Auart findet nicht ſtatt. Ebend. 762: — 769, — Gisherheits- 
: keiftung durch Buͤrgen kann Bein Vermaͤchtnißnehmer an den 
Erben wegen betagter Vermaͤchtniſſe fordern; eben fo wenig 
umgekehrt, Ebend. 787-789, — RUE für Auf: 
lagen ift nicht geſetzlich. Ebend. 806. 


) Geldwerth bei Bermärhtnifien. Brauer VL. 69 
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nur alsdann gültig feyh, wenn es ausdruͤcklich als eine Bela: 1021. 
flung der Erbſchaft oder des Vermächtniffes geſchehen wäre. C. H. 

Bw. Paris. 'S; 22.1. 370. D. %. 1. 207. Li 63, 282. — 
Baftia. R. G. 1837. 1. 685.*) .' 

3. Das BVBermädtniß einer gemeinfhaftliden Sache ift 
nicht ungültig, als Vermaͤchtniß einer fremden Sache. — Nur 
darf das Vermaͤchtniß nicht im Stud ausgeliefert werden. Der 
Erbe kann den Vermaͤchtnißnehmer noͤthigen, fich mit der Ab: 
ſchaͤtzung —— Rouen. 8. 13. 2. 331. L. M. 75. 
Zu % Vermaͤchtniß eines beſtimmten Theils an einet 
gemeinſchaftlichen unabgetheilten Sache iſt nicht unguͤltig, wie 
das Vermaͤchtniß einer fremden Sache, ſelbſt wenn, in Folge der 
Abtheilung, der vermachte Theit nicht in das Roos der Erben des 
Teſtirers fänt. — In dieſem Falle hat der Vermähtnißnehmer 
das nn A —— Sache zu fordern. Meg. 

19; | a 3 FE . 


8.1 j i 
5: Der unabgefheilte Miteigenthämer zweier Grundſtuͤcke 
wird als Eigenthümer der Hälfte diefer beiden Grundſtuͤcke be 
trachtet. Geſetzt/ ein ſolcher vermacht in einem Teſtamente die 
Hälfte‘ der beiden unabgetheilten Grundftüde: nun dber heben 
noch während feiner Lebzeiten die beiden Miteigenthümer - das 
unabgetheilte Verhaͤltniß auf, jeder von ihnen wird ausfchließs 
licher Eigenthümer des einen Grundftüdes: — die zwei Hälften. 
der beiden Grundftüde werden umgewandelt; — welchen Umfang foll 
nun. in: dieſem Fall das Vermaͤchtniß haben? — Der: Sinn des 
Vermaͤchtniſſes zur Zeit der Zeftamentserrichtung befagt, daß der 
Teſtirer unter demſelben Ales begriffen habe, was er damals 
befoß; erwaͤgt man den Sinn des: Vermächtniffes zur Zeit des 
Ablebens, fo verfügt bdaffelbe über. eine Hälfte: des‘ Grund» 
fudes, ‚welches -der Teſtirer im ‚Ganzen befißt, und über 
die Häifte eines ſolchen, woran er keinen Theil mehr. hat, — 
Wurde entſchieden, daß das Vermuͤchtniß nur: fuͤr die Hälfte 
des: Grundſtuͤckes Wirkung habe) in deſſen Eigenthum der Te— 
ſtirer bei feinem Ableben ſich befunden Hat. E DH: Vw. Poitiers. 
$.. 26. 1: 409.:D. 24. 1. 177, 14.77.:477: s. 25. 2.87. 
6. Das Vermaͤchtniß einer eigenen Sache des Teſtirers 
“ auf den Fall, wo fein Vermaͤchtniß einer fremden Sache beſtrit⸗ 
ten wird, iſt gültig, felbft wenn daffelbe nicht als Folge einer 
Handlung feiner Erben befttitten werden folfte. — Ein ſolches 
Vermaͤchtniß iſt nicht als Strafe auf. den Fall anzufehen, wo 
die Erben Einſpruch erheben follten, fondern als bedingt auf den 
Fall, wo das erſte Vermaͤchtniß wirkungslos bleiben. würde, — 


*) Befohlene Freimachung von unterpfandslaften; Brauer V. 751. 
10* 
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‚1024. In‘ jedem Halle iſt die Erörterung des Sinnes eines folchen 
Gedinges eine ‚Erörterung des Willens, weldye einen Gaffations: 
grund -abgeben kann. E. H. Bmw. Caen. 8. 13.11. 425, D.9,; 
1. 71. L. 31. 414. *) — pi 
. Art, 1047. 

J Wird die Schenkung einer —— Sache guͤltig, wenn der 

Ag er Geitent * beerbt? Verneint. — 

— ſ. Nr. i. 2 

1022. 1. Eine falfche Bezeichnung ———— Sache ſab⸗ 
der Verfügung‘, wenn fi e gewiß. ift, nichts. Nismes. 8. 2. * 
413. D. 23. 2. 31, L. 72. 189. 

2. Das Bermähtnif einer. Rente, um fie — irgenb 
einem beftimmten Gute zu beziehen, ift im. Zweifel- cher als 
bezeichnend, yon ale befihröntend anzufehen. Paris, 8. 3. * 
247.. L. 5. 440. — f. 1017. 

(3) Beim Vermaͤchtniß einer beſtimmten Summe mit bee 
Befugniß; für den. Erben, die Auslieferung in Geld oder Liegen: 
fchaft zu machen, ift derfelbe Iegtern Falles nicht gehalten, ‚Lies 
genfchaften von mittlerer Befchaffenheit zu. geben; er ‚ Eann fies 
genfchaften von welcher Gattung ihm gutduͤnkt, bis -zum Bes 
trage der vermachten Summe geben. — ne if ber Art. ‚1022, 
nicht anwendbar... Air. R. G. 1833, 2. 468, **) edge 

10223. — U bil 

1033.11. Wer einem Dritten eine Rente ſchuldet, und in einem 
Teſtamente feinen Erben beauftragt, dieſem Dritten eine Rente 
zu bezahlen, ohne zu erläutern, ob dies die noͤmliche ſey, die er 
bereits fchuldet, wird dafür betrachtet, als: habe er das Vermaͤcht⸗ 
niß einer neuen Rente zu jenem ber alten hinzugefügt. Parie 
8. 10. 2. 78. L. 25. 449. 

2. Der Gläubiger, welcher, ohne das Zeftament gefehen 
zu haben, worin ihm: ein Vermächtniß hinterlaffen ift, in einer 
Quittung erklärt , daß dieſes Vermaͤchtniß als Wettſchlagung 
ſeiner Schuldforderung dienen ſolle, ſetzt ſich in keinen Rechts⸗ 
nachtheil. Paris, S. 10. 2. 78. L. 25. 449. 

3. Der Glaͤubiger, dem * MWettfchlagung feiner Bereit 


— e — — ar: « 4 Fr 
‘ . . ed ı 3) INS 


—* Bon den Gütern, über welche min Aige eine *8 Ver⸗ 
fügung treffen Tann. Zachar. IV. 676. — Vermaͤchtniſfe frem⸗ 
der Sachen und jener des Geben, Brauer V. 750. 752; 757.ff 

Ebend. VI: 70. — Doppelvermädtniffe Brauer-VI. 60, © 7 

) Bahlungsvermächtniffe. Brauer V. 752. — Wahlvermaͤchtniſſe 
haben bei uns keine andere Wahlregeln, als die uͤbrigen 
Wahlverbindlichkeiten. Brauer V. 761. — Unbeſtimmte Ren⸗ 
tenvermaͤchtniſſe. Brauer VI. 71. 


9Trefurt 601. 9 612. 


*20 


11 
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faͤlligen Forderung ein betagtes Vermaͤchtniß hinterlaffen wurde, 1023: 
kann nicht zugleich das Vermaͤchtniß wählen, und fich die Zinfen 
feiner Forderung bis zu dem Zeitpunkte vorbehalten, wo das 
Vermaͤchtniß fällig feyn wird, Er muß, wenn er das Vermaͤcht⸗ 
niß wählt, feiner Forderung unbedingt entfagen , vom Tage der 
Wahl gerechnet. 8. 14° 2.36: *) — f. Art. 1289. 1781. 
f. * 611. 809. ur 874. 20. 926. 1009. Re. 1: fi 1024. 


Siebenter Abſchnitt. 


Bon Teeuhäudern (Zeftaments: Bollziehern).. 


-4) Ein Notaͤr kann nicht zum ‚Zeftamentövollzieher 9% "1025. 
gen Belohnung in einem von ihm aufgenommenen Xefta: 
nent ernannt werden ; dieſe Verfügung macht nothwendig den 
Notaͤr zum Betheiligten bei dem Rechtsgeſchaͤfte. — Das 
Zeftarhent, welches eine folhe Ernennung enthält, ift daher 
ungültig, und dies felbft alddann, wenn der Notär in der Folge 
auf die Verrichtungen eines ra er, 
würde (Motariats:Grfeg), — Douai. J. 19. S 1834. 2. 

(2) Muß ein Notär, welcher zum Teflaments: — 
öhne Gehalt in einem von ihm aufgenommenen Zeflament 
ernannt worden ift, deßhalb allein als bei dem Rechts geſchaͤfte 
betheiligt angeſehen werden, ſo daß das Teſtament ungültig. ift, 
und dies felbft alsdann, wenn der Notär in der Folge auf die 
Verrichtungen eines Zeftaments-Vollziehers verzichten follte . (No⸗ 
tariats-Gefeg).? Douai. J. 19. S. 1834. 2. 1983.) — 
F. Art. 724. 1004. 1026. 

Menn gefeglihe Erben eine zur Bezahlung der Bermädt: 1027, 
niffe hinlängliche Summe anbieten, fo hat der Zeftaments-Bollz 
.. fi) in die Erbſchaft nicht ‚einzumifchen ‚ obwohl er en 

eftirer Pag wurde, die Güter zu verkaufen. Bruͤſſel. S 
12. 2. 41. D. 9. 2. 120. L. 30. 412, ***) 

Das Gefeg, welches dem Kiechendiener unterfagt, ein Ver: 1028. 
mächtniß von dem Kranken anzunehmen, dem er die kirchlichen 
Tröftungen gereiht hat, unterfagt nicht, daß diefee Kirchen: 
diener ald Zeflaments:Vollzieher. ernannt werde: felbft dann, 
wenn das gefamte Vermögen. des Kranken dem weifen Ermeſ⸗ 
fen des Teſtaments-Vollziehers waͤre anvertraut worden. Pau, 





*) Ausgleichende Brautſchatzvermaͤchtniſſe. Brauer vi. 724 V 
Von — Teſtaments-Vollziehern. Bachar, AV. 716. — Brauer 
9 


sr) Verwaltungopflicht der Treuhänder, Brauer vr. 300. 


1028. 
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1124. 

f. Art. 1124, 

f. Art. 482. ff. 1990. 

1. Obgleich der Zeltaments:Vollzieher das Mecht hat, die 
Beamten zu ernennen, welche zu Fertigung bed Erbverzeichniffes 
beigezogen werben follen, fo ann er dod die Erben nicht hin 
dern, den Motären und Schägern, die er ernannt hat, nad) ihs 
ver Wahl noch andere Notäre und Schäger beizuorbnen. Paris. 
S.6 2. 515. L. 14. 522. 

2. Der Art. 1031. welcher den Zeftaments:Vollzieher ers 


maͤchtigt, den Verkauf der Fahrniß zu veranlaffen, ift felbit auf 


den Fall anwendbar, wo das Zeflament als nichtig angefochten 
wird. Amiens. S. 7. 2. 974. 

3. Wenn auch der Teſtaments-Vollzieher vom Teſtirer beaufs 
tragt werden konnte, alle Vermoͤgensſtuͤcke des Nachlaffes zu verfaus 
fen, und den Erlös zu Bezahlung der Vermaͤchtnißnehmer zu 
verwenden, fo darf gleichwohl, wenn gefeglihe Erben vorhanden 
find, welche allein in Befig und Gewähr der Erbſchaft treten, 
die Veräußerung nicht in ihrer Abwefenheit, und ohne daß fie 
in bie eg eingewilligt haben, vorgenommen werben. — 
In diefem Falle Eönnen die Vermaͤchtnißnehmer den Zeftamentss 
Vollzieher anhalten, die Erben beizurufen, und bis dahin ber 
Veräußerung Einfpruch entgegen fegen. Brüffel. S. 13. 2. 
349. D. 8. 2. 52. L. 26. 557. 

4. Der Teftaments:Volzieher, der gegen die Art bes 
Vollzuges Einſprache erhebt, welche die gefeglihen Erben und 
Bermächtnifnehmer bei dem Teftamente anzuwenden beabfichten, 
kann nicht perfönlih in, die Prozeßkoften verurtheilt werden, 
wenigſtens dann nicht, wenn feine Einfprache nicht offenbar un- 
begründet war. Bourges. 8. 62. 394. 

5. Die Streitigkeiten, welche zwifchen einem Geſchenk— 
nehmer und dem Teftaments:Bollzieher entſtehen, es fey über 
den Rechtstitel des Wollziehers, oder Über die Gültigkeit der 
Schenkung, müffen unter Zuziehung der Erben richterlich ent⸗ 
ſchieden werden. Brüffel. S. 5. 2. 544. | 

Der großjährige Erbnehmer kann mit dem Teſtaments- 
Vollzieher Über die Erbfhaft in Unterhandlung ſich einlaffen, 
felbft wenn der Iegtere im Sinne des Art. 1031. noch nit 
Rechnung abgelegt hätte. Hier ift der Art. 472. nicht anwend⸗ 
bar. Paris. S. 7. 2. 973. L. 21. 134. *) 


*) Die Erbtheilung Tann von einem Erblaffer nur mittelbar durch 
Auftrag einer Treuhaͤnderſchaft zur Pflicht gemacht werden. 
Brauer V, 728, — Zreuhänderamt in Bezug auf Erben. 
Brauer VI. 73. | 
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*3wei Zeugen find bei Errichtun des BURN. me: 

aelanities-beizuiehen. Safer. KB 3. 1837. L 

f. Art. 2010. 

Der — Vollzieher iſt nicht verpflichtet, in Perfon 
zw. handeln, er kann duch einen Special:Bevollmäcdhtigten alle 
Berbindlichkeiten erfüllen, welche ihm im Teſtamente auferlegt 
find. — Er hat. diefe Befugniß felbft in dem Falle, wo der Ter 
ftirer einen fubfidiarifhen Teſtäments-Vollzieher, der. in 
Ermangelung bes erften eintreten —* ernannt hätte € DH: 
Bw. Guadeloupe. 8.:29. 1. 351. D. 277.1: 34 R 

f. %. 1200. ff. 1995. 


Achter Abfchnitt, 


Bom ——— und Widerruf der letzten Willens⸗Verordnungen. **) 


.1032. 
1033. 


1. Wenn ein Teſtirer die Abſicht hat, feine letztwilligen 1035. 


Verfügungen zu widerrufen, und fein Zeftament ein öffentliches‘ 
ift, fo .darf der Notaͤr, der e8 aufgenommen, und in feine’ Buͤ— 
cher eingetragen hat, dem Teſtirer auf fein Begehren das Drigir 
nalprotofoll des Teſtamentes nicht zuruͤckgeben. Gutachten des 
Staatsraths. 8. 23. 2. 82. 

2. Die eigenhändige Urkunde, welche den Widerruf eines’ 
Zeftamentes befagt, bewirkt einen gültigen Widerruf, ſelbſt wenn‘ 
dieſelbe fonft Feine Berfügung über das Vermögen oder eine 
Sreigebigkeitshandlung enthielte.. ©; H. Vw. Paris. S. 15. 1. 
a. ni 12. 1. 496. L 4. 2355 — S. 13. 2. 3%. L. 


3. Kann ein Teſtament in Öffentlicher Urkunde, welches 
als Veftament nichtig ift, doch: als ein in Notariatsurfunde er— 
klaͤrter — eines früheren Teſtamentes gelten? — Bejaht. 
Brüffel. 8. 7. 2. 673. — Toulouſe. 8. 32. 2. 587. — 
Deßgleichen. Nach der vermutheten Abſicht Mr. nn. . C. 
H. Vw. Douai. S. 10. 1. 126. D. 8. 1. 59. L. 26. 369. — 
Verneint. Turin 8. 7. 2. 644 L. 507. — Limoges. 
S. 9. 2. 301. — Turin. $. 1f. 2. 57. D. 9.2. 60. — Air. 
S. 13. 2. 3422. — €. H. Vw. Dijon: S. 22. 1. 11. D: 19. 
1. 598. L. 62, 93. — Bordeaur. R. 6, 1833. 2. 16. — 
€. 9. Bw. Air R. G- 1836. 1. 174. ) — Deßgfeichen, 
Wenn beide Teftamente zu Gunften bes a en Vermaͤcht⸗ 
nißnehmers errichtet find. Limoges 8. 8, 1. 2 . E. 21. 49% 


— 9 


Maukhard III. ©. 42. 


.-— 
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1035. ⸗ Pau. & 9.2. 105. — Poitierd. 8.6.2, 205: L. 21. 


506, — Nismes. S. 22. 2. 324. L. 65. 76. — Angers, S. 


! 23. 2 14 


34. Ein nichtiges Teſtament galt vor dem Code auch. nicht 


als Widerruf. ©. 9. Bw. Douni. 8.3. 2.:544. 6.9. 


Bw. Bordeaur, 8. 26.:1. 243. D. 35. 2. 365. L. 80. 296. 
— $, 12.1. 178. — f. Art. 1001. Neo. 1. ff: 44 
— 5. Die Notariatsurkunde, durch welche ein Teſtament 
widerrufen wird, muß. in Gegenwart des zweiten Notaͤrs abges 
faßt und unterzeichnet werden, "bei Strafe der. Nichtigkeit ; bie 
gleichzeitige Gegenwart der beiden Motäre ift unerläßlih,. C. 
H. Bw. Zouloufe. S. 28. 1. 204. D. 26. 1. 226. L. 74. 319. 
6. Wenn die Erwähnung der Vorlefung eines Zeftamen- 
tes vor dem Gedinge des Widerrufes ſteht, fo bezieht dieſelbe 
fi nicht auf den Widerruf, und biefer ift nichtig. — Ein Ge: 
dinge des Miderrufes ift nicht bloß Sache des Ausdrudes: es 
hat durchaus die Wirkung einer Iegtmwilligen Verfügung, wenn 


es einem Teſtament einverleibt ift, melches nur Stuͤckvermaͤcht⸗ 


niffe enthält, fo- daß diefes Teſtament mit Altern nicht unvers 
einbar: if. C. H. Vw. Douai. $. 12. 1. 3. D. 10, 1. 32, 
L. 32. 230. j ' HD 
: 7. Wenn auch das einem Zeftament einverleibte Gedinge 
des Miderrufes nicht vorgelefen wurde, fo zieht die Nichtigkeit. 
des Widerrufes nicht auch die Nichtigkeit des Zeftamentes nach 
fih, wenn die darin enthaltene Erbeinfegung ihrem Wefen nad) 
jede ältere Einfegung widerruft. — In diefem Fall ift das Ges 
dinge Sache des Ausdrudes , und gehört nicht zum Weſen des. 
Teſtamentes. Meg. S. 15. 2. 87. D. 13. 2. 98. — f. Art. 
972, Ne. 35. ff. er 
8. Damit ein Xeftament duch eine Notariatsurtunde 
widerrufen werde, welche die Erklärung der Willensänderung des 
Teſtirers enthält, muß nicht nothwendig diefe Erklärung eine 
ausdrüdliche feyn, es genügt, wenn die Urkunde, der fie einvers 
feibt wurde, Verfügungen enthält, welche dem Zeflamente wis 
derfprehen. Limoges. S. 9. 2. 323. A 
9. Es ift nicht unerläßlih, daß die Erklärung ber Wil— 
Iensänberung vom Zeftiree dem Notär in beftimmten Ausdrüz 


. den abgelegt werde. — Es genügt, wenn die Willensänderung- 


auf zuverläffige und unzmweideutige Art aus der durch. den Notär 
errichteten Urkunde hervorgeht. — Insbeſondere kann man: als 
MWiderruf eines Zeflamentes die Urkunde betrachten, worin der 
Teſtirer ſtatt dem Notär felbft zu erflären, daß er, fein Zeftas ° 
ment woiderrufe, die Frage des Notaͤrs, ob er daffelbe zu mwiders 
STE beabfichte, bejaht hat. Nismes, S. 28. 2. 98. D. 26. 


10. Ein Helrathövertrag, worin zwei Ehegatten fich bie 
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Nugnießung ihres Vermoͤgens zugefichert haben, iſt Fein Wider⸗ 1085.: 
ruf des Teſtamentes, welches der Verlobte zu Gunften feiner 
— einige ag vorher errichtet: hat. Befangon. 8. IR 

11:: : Die Eröffnung eines geheimen Teſtamentes bei Lebe 
zeiten bes Teſtirers zieht nur alsdann die Zernichtung bed Te⸗ 
flamentes nad fih, wenn fie vom XZeftirer felbft , oder aufi ſein 
— Geheiß geſchehen iſt. — Nicht ſo verhaͤlt es ſich, 
wenn die Eroͤffnung in Abweſenheit und ohne Wiſſen des Te— 
ſtirers ſtatt fand, ſelbſt wenn er in der Folge Kenntniß davon 
erhielt ,. und kein neues Zeftament errichtete; . in diefem : Falle 
kann das. Stillfhweigen: des Zeftirers nicht als Widerruf bes 
trachtet werden. Caſſ. Toulouſe. S. 13. 1.. 20. D. 10. 4. 
545. L. 34. 583. — f. Art. 1007. Re: 2. | 
12%. Man tann ein twiderrufenes Zeftament burch Buche: 
nahme ber Widerrufsurkunde wieberherftellen. — Wenn: daher 
ein Zeftirer ein erſtes Teſtament durch ein zweites, das zweite 
buch ein drittes, und das dritte durch ein viertes miderrufen 
bat, fo: erhalten die Verfügungen des zweiten ihre urſpruͤngliche 
Guͤltigkeit wieder, und muͤſſen vollzogen werden, in wie weit ſie 
nicht mit den im vierten Teſtament enthaltenen Verfuͤgungen im 
Widerſpruche — er S. 11. 2. 20. D. 9. 2. ‚63. — 
Cafl. Befangon. R. G. 1837. 1. 305. 

13. Wenn ein erſtes Teſtament durch ein zweites zeiber« 
rufen iſt, und der Teſtirer jenes wiederherſtellen will, ſo iſt es 
nicht nothwendig, daß das erſte Teſtament in die Urkunde 
wörtlich aufgenommen werde, worin jener Widerruf und Wie— 
berherftellung gefhieht, zumal wenn bie PO OBON ENGE 
felbft mit den Formen des m —— iſt. E. 
Vw. Rennes. 8. 12. 1. 129. D. 10. 1. 159. L. 32 421. 

14. Die Erbvermandten , welche gegen ben eingefegten 
Erben das Dafeyn eines Teflamentes behaupten wollen, wodurch 
basjenige widerrufen werde, worin fie ausgefchloffen find, koͤnnen 
nicht zum Zeugenbeweife zugelaffen werden, wenn fie nicht That— 
ſachen aufftellen, welde darthun follen, daß das vorgeblidh wie 
derrufende Teſtament nad) dem Tode des Teſtiretrs „‚gefehen und 
gelefen worden ift, = in der That — Verfuͤgungen 
ur ” men, . 15.2. 108. L. 43. 437. — Orleans. 
s. 18. 2 D. 14. 2..99. L. 50. 335. 

13. Er x einem erften' Zeftament eingefegten Vermaͤcht 
nißnehmer, welche ein fpäteres Teſtament betrüglich zerftöten; 
können von der ihnen zugetheilten Erbfchaft ausgefchloffen, und: 
dieſe kann den gefeglichen Erben überwiefen werden, ſelbſt wenn 
der Inhalt des zweiten Zeftamentes nicht befannt, und ber Widerruf. 
des zum Vortheil der Vermaͤchtnißnehmer errichteten. erſten Te—⸗ 
ſtamentes nur ausden Vermuthungen dargethan waͤre, welche durch 


1035. 
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die Thatfahe der von ihnen ſich erlaubten Unterdruͤckung des 


zweiten Teſtamentes begruͤndet werden. — In ſolchem Falle 
koͤnnen die im erſten Teſtamente eingeſetzten Vermaͤchtnißnehmer 
ſich nicht auf die Beſtimmungen des Geſetzes berufen, welche 
nur ſolchen Widerruf anerkennen, der aus A hriebeneh Ur: 
£unden hervorgeht. C. H. Bw. "Rouen. 29. 1. 219. D. 
27:1. 266. L. 85. 422. 

16. Der Grönehmer ‚ welcher durch ein erftes Teſtamen 
eingeſetzt iſt, und nach eigenem Geſtaͤndniß ein zweites Teſtament 
zuruͤckbehalten hat, und nicht vorlegt, kann, auf Begehren der 
geſetzlichen Erben, als durch Widerruf ber Vortheile — 
erklaͤrt werden, welche das erfte Teſtament ihm zudachte. C. * 
Vw. Orleans. S. 20. 1. 232. D. 18. 1. 223. L. 57. 321. 

17. u. 18. Wenn: ein.und daffelbe Zeftament doppelt aus⸗ 
gefertigt worden, fo genügt es nicht, daß das. eine dieſer Exem⸗ 
plave durchftrichen, oder dazu verwendet wurde, den Entwurf ei⸗ 
nes andern Zeftamentes darauf zu fihreiben, um daraus ſchließen 
zu dürfen, daß nach der Abſicht des Teſtirers das zweite unvers 
fegt gebliebene Eremplar als gg und durchaus wirkungslos 
zu —— je Caſſ. Riom. 8. 24. 1. 187. D. 22, 1, 


185; L 
- 49. Der Auftrag, ein in Privaturkunde ——— Teſta⸗ 
ment zu zernichten, welchen der Teſtirer feinem Freunde auf ei— 
nen vorausgeſehenen Fall hin ertheilt hat, kann, wenn er nicht 
ſchriftlich gegeben wurde, nicht geſetzmaͤßig vollzogen werden, 
zumal nach dem Ableben des Teſtirers. — Derjenige, der durch 
ein erſtes Teſtament als Erbe eingeſetzt wurde, und zugeſteht, daß 
der Teſtirer ein zweites widerrufendes Teſtament errichtet, welches 
er nach dem Ableben des Teſtirers aus muͤndlichem Auftrage 
deſſelben zernichtet habe, kann verurtheilt werden, das Vermoͤgen 
dem im zweiten Teſtament eingeſetzten Erben zutädzuliefern, 
obwohl die Regelmaͤßigkeit des zweiten — durch nichts 
nachgewieſen ſeyn follte. E: H. Vw. Poitiers. 8. 13. 1. 133. 
D. 11: 1. 17. L. 35. 44. — s. 11. 2. —* I Art: 9706 
Nr. 36. 1348. 
2. Ein Erbvermaͤchtniß Fann zu Gunften der Eibvers 
wandten. durch einen Vergleich zwifchen dem Teſtirer und dem 
Erbnehmern modifizirt werden, welcher unter. andern. beſagt, daß 
die Vermaͤchtnißnehmer nach dem Ableben des Teſtirers ſeinen 
Erben eine beſtimmte Summe. bezahlen ſollen. — Die. Vers 
maͤchtnißnehmer könnten nicht einwenden , daß das Erbvermaͤcht⸗ 
mis Wirkung im Ganzen haben müffe, und‘ daß ein >. 
Bergleih die Wirkung eines: Widerrufes nicht haben koͤnne. 
H: Bi. DOrleans..S. 25: 1. 312. D. B. 1, 142 

21. Eine falſche Urſache macht die fegtwillige —— 
allemal ungültig, wenn: erwieſen iſt, daß: der Teſtirer nicht: ver⸗ 
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fügt haben würde, wenn er die Unmahrheit der Urſache gekannt 1085: 
hätte. — In dieſer Hinfiht muß man aud unter dem Gode 
dem Unterfhiede, den das Römifche Recht macht, folgen. — 
Diefe Entfcheidung ifl befonders auf den Widerruf eines Teftas 
mentes anwendbar, welches unter Angabe der Gründe gemacht 
wurde. Brüffel. S. 13. 2. 60. D. 11. 2. 59. L. 34. 570. 

f. Art. 967. 1036. | 

(22) Das Gedinge bei einer allgemeinen Schenkung, wo— 

buch jede frühere Freigebigkeit widerrufen wird, Fann nad) Ume 
ftänden, obgleich die Urkunde darüber fchmweigt, und zufolge einer 
Auslegung der Willensmeinung des Derfügenden, fo betrachtet 
werden, daß es auf eine frühere tejtamentarifche Freigebigkeit 
zum Vortheile des nämlihen Gefbenfnehmers feine Anwendung 
habe. ©. H Bw. Bourges. R. G. 1837. 1. 428. Ä 

(23) Wenn ein Widerrufsgedinge in einem Xeftamente 
wegen Formfehlers nichtig ift, fo verliert hierdurch nicht das 
ganze Zeftament feine Kraft, fobald nur die Älteren legten Mile 
fensverfügungen mit der neuen unverträglic find, und das Wis 
derrufsgedinge fonach zum Weberfluffe mit eingerüdt worden ift. 
Zouloufe, R. G. 1833. 2. 368. | 

(24) Wenn ein und daffelbe Individuum unter einerlei 
Datum zwei eigenhändige Zeftamente ‚hinterlaffen hat, welche 
zum Theil übereinftimmende, zum Theil abweichende Verfüguns 
gen enthalten, fo können diefe beiden Zeftamente nur in fo weit 
als ein und daffelbe betrachtet werden, als fie unter ſich übers 
einftimmen, und folglid) kann der Vollzug diefer übereinftims 
menden Berfügungen angeordnet werden, eines widerrufenden 
Gedinges ungeachtet, welches in beiden Zeftamenten enthalten 
iſt: dieſes Gedinge wird in folder Vorausfegung nur als auf 
Zeftamente von aͤlterem Datum, melde vorhanden feyn möchten, 
ſich beziehend betrachtet. EC. H. Vw. Aix. J. 19. S. 1834. 1. 
725. — f. Art. 1036, | 

(25) Die Frage, ob Durchſtriche in einem eigenhändigen 
Zeftamente deffen Zernichtung oder Widerruf bewirken, iſt eine 
der Einfiht des Gerichtes überlaffene Thatfrage. — Zur Ents 
fheidung berfelben ift nicht nothwendig, auf die Unterfuchung 
des Zeftamentes in fich felbft fi zu beſchraͤnken; es Eann der 
Zeugenbeweis angewendet werden, felbft darüber, ob die Durch⸗ 
ftreihungen das Werk des Teſtirers find, und ob fie von ihm 
in der Abfiht gemacht wurden, das Zeftament aufzuheben. C. 
H. Div. Angers, R. G. 1837. 1. 432. *) 





*) Bon der Entkräftung eines Zeftamentes durch den Widerruf 
des Erblaflers. Zadar. IV. 725. — Zrefurt 501. $.615. 502. 
8, 617. — Bon dem Wiberrufe wegen unerfüllter Auflagen 
bei einer boppelt vermachten Sache. Brauer VI. 66. — Wis 


1036, 
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"4, Ein Erbtheilvermaͤchtniß, welches in einem erſten Tel 
—— gegeben wurde, iſt nicht unvertraͤglich mit einem Erb⸗ 
vermaͤchtniſſe, welches in einem zweiten Teſtament enthalten iſt. 
Durch das zweite wird das erſte nicht widerrufen. Nismes. S. % 
2. 255. D. 7.2. 33. 

‘2. Eben fo wird ein’ Stuͤckvermaͤchtniß nicht —* ein 
Erbvermaͤchtniß widerrufen, welches ſpaͤterhin zum Vortheil eines 
andern Bermächtnißnehmere gemacht wurde. Grenoble. S. 28, 
2. 400. D. 26, 2. 167. L - 81. 82. — Riom. R. G. 1833. 

9 


3. Wurde im Srgentheit entfchieden , daß Stuͤckvermaͤcht— 
niffe, felbft wenn fie unter dem Zitel von Nahrungsgehalten 
gegeben wurden, Eraft Gefeges widerrufen ſeyen, durch eine all: 
gemeine Schenkung kuͤnftigen Vermögens. C. H. Vw. Paris. 
8. 44. 1. 99. D. 11. 1. 618. L. 39. 317. 

3b. Stüdvermädtniffe in einem erften Teftamente, wer 
ches zu ‚gleicher Zeit eine Haupteinfegung enthält, werden nicht 
durch eine neue Haupteinfegung in einem fpätern Zeftamente 
wiberrufen , indem dieſe Stüdvermädtniffe und die neue Ein: 
fegung nicht unvereinbar mit find. Nur die erfte Ein: 
fegung iſt widerrufen. Paris, S. 31. 2. 306. 

Menn in einem erften Zeftamente Semand eine gewiffe 
Summe demjenigen vermacht, ber bei feinem Ableben fein Se— 
Fretär ſeyn werde, und in einem zweiten Teſtamente eine gleich 
große Summe einer beftimmten Perſon, feinem Sekretär, vers 
macht, fo bat ber Zeftirer zwei verfchiedene Vermaͤchtniſſe geges 
ben, welche der Vermaͤchtnißnehmer beide beziehen kann. Turin. 
S. 7. 2. 205. 

5. Eine während der Ehe gemachte Schenkung unter Ehe: 
aatten wird durch widerfprechende Verfügungen in einem ſpaͤtern 
Teſtamente aufgehoben, eben fo wie ein Teſtament dadurch auf: 
gehoben würde. Paris, S. 29. 2. 104, D. 26. 2. 245. L. 79: 
34. f. Art. 1096. 

6. Das VBermächtnif einer Summe Geldes, daß in einem 
eriten Zeftamente gegeben wurde, ift nicht im Wiberfprudie mit 
dem Vermaͤchtniß einer geringeren Summe, weldje derfelbe Ver: 
mädytnißnehmer in einem fpäteren Zeftament erhielt. In dieſem 
Falle kann der Bermächtnißnehmer beide Summen mit einander 
in Anfpruh nehmen. Grenoble. S. 11. 2. 2%. D. 9. 2. 63. 

- 7. Eben fo im Falle, wo die im zweiten Teftamente‘ ver⸗ 
machte Summe — feyn ſollte: wer 8. W. 
m. . 26. >, 167. 1. er 82, Riom. R 6. 4899. 2 494. 





R. a derrufsrecht der Erben in Bezug auf Dritte, Gh, 56 — 
4. Widersüf der Vermaͤchtniſſe durch neue. Ebend. 302. 
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nd Das Vermaͤchtniß der geſamten Fahrniß zu Eigen: 1086. 
thum wird nicht durch das; Vermaͤchtniß der MNubnießung 
des ganzen dem Teſtirer zugehoͤrigen Vermoͤgens widerrufem 
welches in einer ſpaͤteren Verfuͤgung des naͤmlichen Teſtamentes 
enthalten, wenn der Vermaͤchtnißnehmer eine und dieſelbe Perſon 
iſt. — Dieſe letztere Verfuͤgung über die, Nutznießung hebt die 
Wirkung des ihr vorausgehenden Vermaͤchtniſſes nicht auf. Nancy, 
5.,29:2..131.— €. 9 Vw. Paris, „BR... G. 1837, 1.913. 
41 %, Ein Vermaͤchtniß und eine Schenkung, welche nad 
einander, mit ‚der nämlichen, Summe „der, nämlichen, Perfon. ger 
macht worden ſind, koͤnnen dafür „erklärt werden, daß fie nach 
der Abficht des DVerfügenden nur eine. und. diefelbe- Brrfügung 
ausmachen, und, „daher nicht. in, Verbindung ‚mit. einander, voll- 
zogen ‚werden können, , Die Entfcheidung, der Gerichte über.diefen 
Punkt ‚enthältinur eine Prüfung und Auslegung der Urkunden, 
und ‚unterliegt. nicht der, Einfchreitung des Caffationshofes. — 
Man kann ‚hier nicht ſagen, daß ein Zeftament nur durch eine 
ausdrüdliche Erklärung ‚oder. duch Verfügungen, welche mit.den 
vorausgegangenen unverträglich, aufgehoben: werden koͤnne: dieſe 
Negel hat hier keine Anwendung: GC. 9, Bw, Toulouſe. S. 28, 
1. %7. D. %. 1. 295. har 
» 10..,.Die, Verfügungen... eines Teſtamentes, welches eine 
Theilung des Vermögens des Teſtirers unter feine Kinder, und 
ein. Borvermähtniß zum Vortheil eines derſelben enthält, ftehen 
nicht in dem Grade in Rüdbeziehung gegen einander, daß die 
Unmöglichkeit, die Theilung zu vollziehen, das Wermächtniß jun 
gültig mache. Orleans. 8. 18. 2. 158. D. 14. 2. 99. L. 30. 


14. Wenn der Teſtirer, nachdem er durch ein erſtes Teſta— 
ment gewiſſe Erbberechtigte als Haupterben eingeſetzt hat, alsdann 
in einem zweiten Teſtament einem andern Erbberechtigten ein 
Dermähtniß, unter dem Namen eines Voraus gibt, fo Fann 
man.aus dieſem legten Umftande nicht folgern, daß der Ver: 
mächtnifnehmer außer dem Vermaͤchtniſſe noch. zu einem Erba 
antheile berechtigt, und fomit das erſte «Zeftament ‚ widerrufen 
no er von der Erbſchaft ausgeſchloſſen iſt. Riom. S. 
19..2. 29. Ä Er 

(12) . Die Erklärung eines Vaters in der Urkunde, worin " 
er. feine, Liegenfhaften unter feine. Kinder. vertheilt,, daß er feine 
Fahrniß ſich vorbehalte, Damit. diefe nah feinem Tode 
unter fie vertheilt werde, kann nicht als Widerruf, des 
früheren Vermächtniffes eines beftimmten Theiles jener Fahrniß 
an eines feiner Kinder angefehen werden. Grenoble. RG. 1833. 
2. 33. — f. Art. 1010... ERWIN 

(13) Wenn ein Teſtirer, nachdem er in einem erften Tes 
ſtament über verſchiedene Gegenftände zu, Gunften eines, Indivi⸗ 
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1036, duums verfuͤgt hat, die naͤmliche Verfügung in einem zweiten 
wiederholt, und dabei einige dieſer Gegenftände mit Stillſchweigen 
übergeht, fo folgt hieraus Fein Miderruf des Vermaͤchtniſſes in 
biefer Hinſicht: — es fen denn, daß der Teſtirer dies ausdruͤck 
lich erklärt, oder Über die fraglichen Gegenftände zum Vortheil 
orig Perfon verfügt hätte. Menned. J. 19. 8. 1834 


(14) Brei Vermaͤchtniſſe einer beiläufig gleichen Sumnte 
oder Rente‘, welche einer umd derfelben Perfon in zwei nad 
einander errichteten Zeftamenten, ohne das Gedinge des Mider: 
rufes des erſten, im zweiten Teſtamente hinterlaſſen worden, 
buͤrfen gleithwohl von dem Vermaͤchtnißnehmer nicht beide fu: 
gta bezögen werben, wenn es erhellt, daß diefe Art des 

ezuges mit ber uͤbrigen Willensmein ung im Widerſpruche ſtuͤnde, 
welche der Teſtirer in dem Ganzen der uͤbrigen Verfuͤgungen der 
beiden Teſtamente zu erkennen gegeben hat. — In ſolchem Fall 
iſt die Frage, ob beide Vermaͤchtniſſe nicht zuſammen beſtehen 
koͤnnen, der Einſicht und Gewiſſenhaftigkeit der Richter über: 
faffen, und ihre Entfcheidung ift der Einfhreitung des Eaffations: 
1. 741.9) unterworfen. €. H. Bw. Rouen. 9. 19. 5: 1835. 
— oc Eine in einem Teſtament enthaltene allgemeine Erbs 
be uͤgung wird durch eine vertragsmaͤßige Erbeinfegung wider: 
rufen, welche ſpaͤterhin zum Vortheil anderer Perfonen gefchehen, 
ſelbſt wenn dieſe Erbeinſetzung unguͤltig iſt. Bourges. 8. 22. 

2, Die unwirkfamkeit einer Schenkung aus Mangel ber 
Annahme zieht nicht die Ungültigkeit des Gedinges eins Wi: 
derrufes nach ſich, welches in der — — —— 
Me: —— 8.25. 1. 375. D . 23. 1, 385. ⸗ Lyon, 9 


(3) Der Widerruf eines Käferen —* durch * 

fpätere® behält feine Wirkung, obwohl letzteres wegen Vorab’ 

fterben des Vermaͤchtnißnehmers nicht vollzogen worden ift. Bor 

— R: G. 1833. 2. 414. — € 9. Vw. Bordeaur. 19. 
S. 1834. 1. 321. *°) — f. Art. 1039. 

1038. 1. Wenn der, Zeftirer zum VBortheil eines Bermächtnißl 
nehmers fiber den Sreitheil, oder Über eine Liegenfchaft nach der 
Waͤhl der Erben verfügt hat, fo ift der Verkauf der vermachten 
Liegenfchaft ein Widerruf‘ des Vermaͤchtniſſes derſelben, ſo daß 
die Erben den Freitheil — Angers, 8.9. 2. 3, 


+”) > Br ( der Erpeinfegungen * unmangellafte Vermachtutſte 
fällig. Braͤuer V. 832. 
Nr eauthard III. ©. 49, — Roth Ir. 8. 
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2. Wenn der Geſetzgeber ſagt, daß der Verkauf ber. ver 1088 
machten Sache für Widerruf des Vermaͤchtniſſes gelte, fo hat 
er darunter nicht verftanden , daß der Verkauf der ſaͤmtlichen 
— ‚Güter. eine Erbeinſetzung oder ein Erbtheilver: 
maͤchtniß widerrufen. ſolle. Caſſ. Poitiers. S.8 1. 355. D. 6, 
41. 373. L. M. 34. — 8. 5. 2. 88. L. 11:43. i 
3. Im nämlihen Sinne entfhieden. Caſſ. Rouen. 8. 
24. 1. 314: D. 22. 1. %7. L. 70. 49. — €. 9. Bw. Pa: 
is. S. 27. 1. 334. — Colmar. J. 19.. S..1835. 2. 323. ° 

4. Die während der Ehe von einem Ehegatten dem an— 
dern gemachte Schenkung alles gegenwärtigen und zufünftigen 
Vermögens wird nicht widerrufen durch die Veräußerung einzels 
ner, in der Schenkung. begriffenen Gegenftände, welche der fchene 
kende Ehegatte etwa vorgenommen, Hier iſt die Verfügung des 
—— anwendbar. Riom. 8. 27..2. ‚45. D. 25. 


5. Die Schenkung ber, vermachten Sache iſt eine Veraͤuße⸗ 
rung im Sinne des Art. 1038. fie gilt als Widerruf des Vermaͤcht⸗ 
niffes, felbft wenn ber Geſchenk- und Vermaͤchtnißnehmer einerley 
Perfon ſeyn ſollte. Caſſ. Baſtia. S. 25. 1. 375. — Lyon. S, 
27. 2. 146. — Im entgegen gefegten Sinne entſchieden. Bor⸗ 


- 


deaur. 5. 32:9. 445. — 
6. Wenn alſo der, Teſtirer, nachdem ‚er einen beſtimmten 
Gegenſtand vermacht hat, den naͤmlichen Gegenſtand mittelſt 
einer in Form eines. Verkaufes verſteckten Schenkung veräußert; 
fo ift dies feine widereufende Schenkung im Sinne des Art: 
1038, — Caff. Grenoble 8. 14. 1. 215. ;D..12.. h 385. — 
Angers. S..21,.2, 112..D. 19. 2. 77..L.; 59.481. | 
.. 7. Die Schenfung, welche, als ehefteuerliche Güter ergreis 
fend, für unguͤltig erklärt worden ift, hat gleichwohl die Wirkung, 
die Verfügungen. von Tobeswegen zu widerrufen, welche ‚älter 
find, als diefe Schenkung... Diefe Art von Unguͤltigkeit iſt aus 
eine, beziehungsweife Unwirkſamkeit. Montpellier. S, 25. 2.317. 
8. Die „ Ungültigkeit: eines. Stuͤckvermaͤchtniſſes, welches 
jünger iſt als das Erbvermaͤchtniß, kommt dem ‚Erbnehmer zu 
Gute. — Hier verhält es fi nicht wie in dem im Art. 1038, 
vorgefehenen Falle der Veräußerung eines in die Hand des Tes 
gie zuchdgekehrten Gegenftandes, . Limoges. S. 31. 3,207. 
outges. R, G. 1833. 2. 56. —. f.. At. 1037. 4086, ...; 
.... (‚Der Verkauf der, vermachten Sache zieht nicht noths 
wendig den Widerruf des Vermächtniffes nach fi, wenn in der 
Kaufurfunde Gedinge enthalten find, welche die Abficht des Te: 
ſtirers erkennen laſſen, dem Vermaͤchtnißnehmer den Preis der 
vermachten Sache, ganz oder zum Theil, ſtatt der. vermachten 
Sache ſelbſt zu, geben. — Wenigſtens wird, durch ein Erkenntnif, 
welches mittelft Auslegung des Zeflamentes in Vergleichung mit 
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4038; ber Kaufurkunde ſo entſcheidet, Fein: Geſetz uͤbertreten. C. H. 
Vw. Aix. R. G:41836::1,:379: Yun. mt Mens 
(40) Das Vermaͤchtniß einer Staatsrente von beftimnttem 
Werthe iſt gültig ;. wenn gleich beim Tode des Teſtirers ſich in 
feinem Nachlaſſe nur ein Renterifchein vom höherem Werthe vor⸗ 
findet. In diefem Falle hat. der Vermaͤchtnißnehmer nichts. deſto 
weniger einen Anſpruch auf jene Rente, naͤmlich auf Ausliefe⸗ 
rung einer ſolchen, welche dem vermachten Betrage gleich kommt. 
Patie. RG 1836; 2.4929). 7 en N. 

1038 ak) 1m, N 3 ut 4 IIRTER Ba 

4039. 1: Wenn ein Teſtament gefeglicher Ordnung nach errichtet 
worden “tft, und ein Ereignig eintritt, wodurch e8 nad) den wirk⸗ 
fich ‚geltenden: Gefegen hinfällig würde, was aber nad den zur 
Zeit des Ablebens in Kraft ſtehenden Gefetzen dieſe Folge nicht 
hätte,‘ fo iſt das Teſtament nicht hinfaͤllig; ſeine Guͤltigkeit richte 
fich nach den Geſetzen der Zeit der Errichtung und der Zeit de 
Abtebeng ‚ ohne Rüdficht darauf, was in ber Zwiſchenzeit mt: 
tens'wwar, °C. H. Bw. Douai. 8. 15. 1.409. D. 13. 1.472. 
vb Das Vorabſterben eines der Kinder ‚. unter denen 
eine 'Tegtroiffige Erbvertheilung durch ihren Vater vorgenom men 
worden macht dieſe Theilung nicht hinfaͤllig: hier. iſt der Art, 
1039. nicht anwendbar. Bourges. S. 32.2. 282. - 
1 Eheit fo wenig das Ableben‘ eines‘ der Kinder mi 
Hinterlaffung 'von Nähkommen : die Enkel treten an die Stell 
* int Kindes. Riom, 8.29. 2, 174. 'D. 27. 

x J ana m *2 eh ee — 
Das Vorabſterben eines der, Kinder, unter denen eine 
fegtmwillige Erbvertheilung durch ihren Water vorgenommen. tot: 
deri,"mächt deeſe Theilung hinfällig, felbft dann, wenn das vers 
fiorbene Kind Nachkommen hinterläßt. — Allein bie Wirkung 
diefer Hinfaͤlligkeit muß auf die Theilung befhränkt werden, ‚1 
tie auf bie Vermaͤchtniſſe und andere Verfügungen, die‘ Auf dar 
vorverftorbene Kind ſich etwa beziehen; fie ergreift nicht die Ver⸗ 
fügungen: zum Vortheil der andern‘ Kinder, welche von der Guͤl⸗ 


tigkeit oder — Theilung unabhaͤngig m ga | 


eäur. S. 32: * 

u 
ED : Das Gedinge eines Teſtamentes, beſagend Y daß, wenn 

eine beftimmte Perfon, der man die Nutznießung gie 08 

ter zuwendet, ſich verheirathen , ‘und bei ihrem Tod ein ober 


U ar PR TER NO VEREIN TG quaßt 
' a. yo N r, , P - ! ’ 7 I 4 .,2 +7‘ 57 77 
*) Voranempfangene Vermaͤchtniſſe. Brauer. VI. — * 
WR) Trefurt 499. 8. 607. 501. r 2 2). s “ \ h * — 
***) Bon dem Verfall der Vermaͤchtniſſe. Zachar. IV. 726, — 
ai Brauer V. Beni A. ats lan 39%. SIERT, 
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mehrere eheliche Kinder hinterlaffen werde , die nugnießlich. ver 1040. 
fiehenen Güter fein Eigenthum werden, und einen Theil feiner 
Erbſchaft ausmachen follen, enthält Feine verbotene Aftererbfegung. 
— Eine folhe Verfügung darf aud nicht als unter einer, von ei: 
nem ungewiffen Ereigniß abhängigen, Bedingung gefchehen , be= 
trachtet werden, deren Erfüllung erft nach dem Tode des Erben 
fid) ereignen Fönne, und daher als feblgefchlagen angefehen were 
den müßte; es. ift dies nur eine Verfügung unter einer aufs 
ſchiebenden gefeglich erlaubten Bedingung, Rouen. J. 19. S. 
1834. 2. 654. — f. Art. 1183. | | 

(2). Wenn ein Teſtirer Minderjährige zu. Erbnehmern ein- 
fegt, und feiner Freigebigkeit Bedingungen beifügt, welche den 
Geſetzen über die Verwaltung der Bormundfchaften, obwohl nicht 
der Staatsordnung, zumiber laufen, und zugleich beftimmt, daß 
er die Erbeinfegung in dem Falle zuruͤcknehme, wo man feine 
Abfichten hintanſetzen werde, fo. verlieren die: Erbnehmer ihre 
Rechte auf das Erbvermächtniß nicht,; wenn ihr Bormund bei 
Gericht verlangt, daß die ihnen auferlegten Bedingungen: ganz 
oder ‚theilweife für nicht gefchrieben erklärt werden ſollen, doch 
mit Erbieten, fie zu vollziehen, wenn fie durch Urtheil als gültig 
anerkannt werden follten. — Wenigftens wird durch ein‘ folches 
Erkenntniß fein Gefeg Übertreten. C. H. Bw. Air. J. 19. S. 
1835. 1: 128. | | 

(3) Ein vom Teſtirer feinem Handlungsgehülfen unter 
der Bedingung: gegebenes Vermaͤchtniß, daß derfelbe beim Tode 
bes Zeftirers in feinem Haufe wohne, kann für gültig und nicht 
verfallen erflärt werden, obgleich der Handlungsgehülfe das Haus 
zur angegebenen Zeit nicht bewohnte, wenn bargethan ift, daß 
er im Daufe des Teſtirers, und ununterbrochen in deffen Hans 
delsgeſchaͤften angeſtellt gewefen fey. In folhem Fall ift die 
Bedingung des Vermächtniffes nicht von einer materiellen Woh- 
nung zu verftehen. Menigftens würde bag Urtheil, welches nad) 
Mürdigung der Umftände fo entfchiede, einen Caffationsgrund 
enthalten. C. H. Vw. Borbeaugf. J. 19. 8. 1835. 1. 455. 

Wenn ein Vermädtniß mit der Beftimmung gemacht wor: 1041. 
den ift, daß es dem Vermaͤchtnißnehmer bei erreichter Großjäh: 
rigkeit ausgeliefert werde , fo beftimmt der Großjährigkeits:Ter- 
min (von fünf und zwanzig oder ein und zwanzig Jahren) ſich 
nad) dem zu ber Zeit, wo die Auslieferung begehrt wird, gültigen 
Geſetze. Nismes. S. 3. 2. 296, L. 5. 302. 
— . f. Art. 601. 895. 896. Nr. 30. 1179. 1181. 

f. Art. 1020. 1148. 1193. 1195. 1302. | 1042. 

(1) Das Vermaͤchtniß des Genuffes deffen, was vom 
Pachtſchilling einer Liegenfhaft noch laufend feyn werde, ift 
nicht verfallen, wenn glei die zum Zeitpunkte des errichteten 
Teſtamentes noch beftehende Verpachtung bei Lebzeiten des Te⸗ 
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1042. firers abgelaufen ift, wenn der naͤmliche Pacht nachher erneuert 
wurde, und im Augenblid des Ablebens des legtern noch befand. 
€; H. Bw. Riom. R. G. 1833. 1. 314. 

(2) Das Vermaͤchtniß eines Staatsrentenfcheines mit Be: 
jeichnumg feiner Nummer, zum Bortheil eines Klofters, mit der 
Bedingung geiftlicher Verrichtungen, iſt nicht als Legatum 
certi,eorporis, oder nominis, zu betrachten, ſondern vielmeht 
als das Vermaͤchtniß eines beſtimmten Werthes, um dadurch 
gewiſſe geiſtliche Verrichtungen ſich zu ſichern. Daher iſt das 
Vermaͤchtniß deßhalb nicht ungültig oder verfallen, weil zur Zeit 
dev Teftammts Errichtung der Rentenfchein dem Teſtirer nicht 
mehr angehörte: — zumal, wenn er noch andere Rentenſcheine 
hinterlaſſen ſollte, vermittelſt deren Ken Abficht leicht in’ Vollzug 
gefegt werben fünnte. Touloufe. R. G. 1837. 2. 476. ; 

1043. 1. Daraus, daß ein Erbnehmer erklärt hat, in den Boll: 
zug eines von den gefeßfihen Erben angefochtenen Stuͤckver⸗ 
maͤchtniffes zu willigen, folgt nicht, daß der Stuͤckvermaͤchtniß— 
nehmer berechtigt ſey, die gefeglichen Erben zurüdzumeifen, uns 
ter dem Vorwande, daß ein verfallenes Vermaͤchtniß dem einge 
festen Erben zu ‚ftatten. komme, und fie folglich Bein Intereſſe bei 
deffen Unguͤltigkeits-Erklaͤrung hätten. E. H. Vw. Air. S. 11. 
1. 357. D. 10. 1. 65. L. 32. 499. | 

2. Das Vermähtniß, welches in einem unter dem ode 
zur Eröffnung kommenden Zeftamente verfällt, wächst dem eins 
gefesten Erben zu, mit Ausfhluß des — E. H. Bw. 
Beſançon. S. 9. 1. 303. D. 7. 1. 269. L. 24: 485. 

3. Als ee kann derjenige nicht betrachtet werde, 
dem der Teſtirer, nachdem er ihm einen beflimmten Antheil 
vermache bat, erklärt: „er Übergebe ihm den Reſt feines ganzen 
Vermögens, um damit nach geheimen Anweifungen zu verfi 
ren.“ — Wenn 08 fih nun ereignet, daß diefe legtere Verfuͤ— 
gung, als zu Gunften einer ungewiffen Perfon geſchehen, für 
ungültig erfiärt wird, fo fallen die in der unguͤltig gewordenen 
Verfügung einbegriffenen Vermögensftüde re den ges 
2. Erben zu. Befangon. S. 97. 2. %62. D. 25. 2, 

f. Art. 902. 1010. 

1083a.**) 


*) Irrthum in ben Vermachtaihurſachen. Brauer V. 798. — 
Erbeinſetzung sub demonstratione, Ebend. 799. 
**) Zrefurt 502. $. 616. — Anwachsrecht der Erbtheii : und Erb: 
ftädvermächtniffe, auch Aftererben unter fi. Brauer V. 845, 
 M — Ber in die Stelle eines andern berufenen einrädt, muß 
u —— dieſen geſchriebenen Auflagen auf ſich nehmen 
bend, 
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1. Jede Frage uͤber Zuwachs iſt nach den zur Zeit des 1044 
Ablebens des Teſtirers geltenden Gefegen vielmehr, als mach dem 
zur Zeit der Zeftamentserrihtung gültigen u zu entſcheiden. 
Turin. S. 9. 2. 374. D. 7. 2. 104. L. 28. 2 

2. Wenn der Teftirer Fo einer und cs Verfligung 
drei Neffen als Vermaͤchtnißnehmer feines Vermoͤgens einſetzt, 
um bdaffelbe (beim Bollzug des Bermächtniffes) zu gleichen Thei⸗ 
Ten zu beziehen und zu genießen,” fo wird hierdurch nicht jedem 
der Mitvermähtnißnehmer fein Antheil an der vermachten Sache 
angewiefen. In diefem Falle hat nn ftatt. Caſſ. Agem, 
S. 9. 1. 31. D. 6. 1. 557. L. 23. 9 

2b. Eben fo bei einem EN lautenden Ver: 
mähtniß: „Ich ernenne meine beiden Schweſtern zu meinen 
einzigen und alleinigen Erbinnen zu gleichen Theilen, wie hoch 
N meine Verlaſſenſchaft fich belaufen möge.” Bordeaux. N 
reg 304. — €, 9. Bw, Caen. 8.10. 1. 57. Dirt 

1. 


3. Eben fo bet einer einzigen, zu Gunften zweier Perſo⸗ 
nen mit dem Beifuͤgen gemachten Erbeinſetzung, „um zu gleis 
chen — die — zu — und daruͤber zu — 
Caſſ. Pan. 8. 15. 1. W7. D. 13. 1 181. — C. H. Vw 
Dijon. 8. W. 1. 10. D: 3. 1. En L 73. 514. 

(3)b. Es Hat daher im Falle des Worabfterbeiis des einen 
ein Zuwachsrecht zu Gunſten des andern ſtatt. Ar. R. 6. 
1833. 2. 215. 

4. Sm entgegen gefegten Sinn entfchieden. — Das Ge: 
dinge, wodurch der Teſtirer zwei verfchiedenen Perfonen eine - 
Summe von... vermiacht, „um fie unter fi gleichheitlich zu 
vertheilen,“ enthaͤlt eine Anweiſung der Antheile am der ver: 
machten Sache zu Gunften eines jeden der Vermaͤchtnißnehmer: 
es ift dies Fein mehreren zufammen zugeivendetes Vermaͤchtniß. 
Folglich, obgleih verfallen hinſichtlich des einen der Dar 
mächtnißnehmer, gebührt das Vermaͤchtniß nicht ir ——— 
echtes dem andern. Toulouſe. S. 29, 2. 16. D. 27. 


5, Naͤmliche Entſcheidung. C. H. Bw. Toulouſe 8. 
30. 1. 73. — Caſſ. Rouen. R. G. 1833 1. 36 

6. Eben fo bei einer einzigen ae woburch det Toftiver 
zwei Vermächtnißnehmer, jeden zur Dane der vermachten Sache; 
eingefegt bat. Zurin. S. 9. 2. 374. D. 7. 2. 101. L. 28,22% 

7. Wenn nad den Sthesermächtniffen. ein Erbvermaͤcht⸗ 
niß gegeben mwird, welches fih nur auf den Mehrberedg des Wer: 
mögens des Teſtirers erſtrecken ſolle, fo iſt dies Erbvermaͤchtniß 
nicht von unbedingter Allgemeinheit, und gibt dem Eingeſetzten 
nicht die Befugniß, zu behaupten, es ſey der Wille des Teſtirers 
geweſen, daß zu feinem Vortheile, mit Zuruͤckſetzung der geſetzli⸗ 


11* 


1044. 


1046. 


1047. 
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chen. Erben, ein .. der Stuͤckvermaͤchtniſſe ftate finden 
fole. Aix. S. 7. 2. 1038 

8 Menn ein, unter der Herrſchaft des römifchen Mechtes 
verftorbener, Zeftirer einen Univerfal= und einen Particularerben 
eingefegt hat, und die Univerfalerbfegung verfällt, fo kommt fie 
durch das Zuwachsrecht dem Particularerben zu ftatten, trotz je⸗ 
dem Verbote des Teſtirers. — In folhem Fall ift der Particu: 
larerbe, den gefeglichen Erben des Erblaffers gegenüber, nicht ge: 
halten, ihnen nad) Art eines Fideicommiffes den Antheil zurüd: 
zuliefern, welchen er gegen den Millen bes Teſtirers bezieht. 
Nismes. S. 9 2. 39. 

9, Der Art 1044. ift auf die Kinder des Teſtirers, wie 
auf fremde Bermächtnifnehmer anwendbar, Orleans. S. 18, 2.153. 

10. Wer als Erbe oder Bermädtnißnehmer nur zu einem 
gereiffen Antheile des Geſamtvermoͤgens eingeſetzt iſt, hat keinen 
Gewinn von der Hinfaͤlligkeit der re fondern 
diefe gehören dem muthmaßlichen Erben. Brüffel. D. 8. 2, 

51. — f. Art. 786. 1043. 1082. Nor. 14. u. 15. 

111) Ein Zuwachsrecht zu Gunften der Vermächtnißneh: 
mer findet nicht fatt, obgleich das Vermaͤchtniß mehreren zu- 
fammen zugewendet ift, wenn auf bemfelben zugleich eine Nache 
erbfegung haftet; in bdiefem Falle nimmt der Nacherbe die Stelle 
des vor ihm verftorbenen Vermächtnifnehmers ein. Paris, R.G. 
+1) R. 8. über dad Zuwachsrecht beim ER und Nießbrauch. Ans 

‚nalen I. 125 — vgl. Hohnh. II. 

Die Klage auf Widerruf eines a wegen Undanks, 
welcher. durch Mißhandlungen des Vermächtnißnehmerse an ber 
Derfon des Zeftirers begangen wurde, muß von ben Erben des 
Teſtirers binnen Jahresfrift von ber Begehung gerechnet, ange: 
ftellt — bei Verluſt des Klagerechts. Amiens. 8. 22. 2. 
155. D. 21. 2. 2. ſ. Art. 957. *) 

1. Die Zhatfache der durch einen Bermächtnißnehmer bes 
gangenen Unterfchlagung von Erbfcaftsftüden hat nicht für ſich 
allein den Widerruf der, zum Vortheil bes Vermaͤchtnißnehmers 
gemachten Beguͤnſtigungen zur Folge. Es muß noch uͤberdies 
vom Gericht anerkannt werden, daß dieſe Unterſchlagung den 
Zweck oder die Wirkung hatte, das Andenken des Teſtirers zu 
ne Caſſ. Paris. S. 23. 1. 52. D. %. 1. 450. 


2. Der Vermaͤchtnißnehmer, welcher verweigert, ſein eige— 
nes Beſitzthum in Kraft eines Gedinges des Teſtamentes abzu⸗ 


*) Bon ben Fällen, in welchen bie Vermaͤchtniſſe nad 
dem Tode des Erblaflers — werden koͤnnen. de 
IV. 727. — Zrefurt 502, $. 617. 
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treten , aus dem Grunde, weil der Zeftirer nur aus Irrthum 1047. 
daruͤber verfügt habe, und daher feine Verfügung, weil es am 
Millen dazu mangle, ungültig fey, kann nicht des Bermächtniffes 
unmürdig erklärt werden, meil er den Wiſſen des Teſtirers ge⸗ 
tadelt und beſtritten habe. C. H. Bw. Brüffel, S. 8. 1. 204. 
f. Art. 1021. Nr. 6. —— 
3. Die im Att. 1047. beſtimmte Jahresfriſt zur Klag⸗ 
erhebung iſt auf den Fall nicht anwendbar, wo es ſich von 
einem Vergehen gegen den Zeftirer felbft handelt; in biefem 
Kalle ift die Dauer der Klage für den Erben, wie für den Ze: 
ftirer, im Art. 957. feftgefegt. ©. H. Vw. Orleans, 8. 28, 1. 
256. D. 29. 1. 72. L. 81. 321. | 
f. Urt. 955. 957 und die Notizen. 


Sechstes Kapitel. 


Bon erlaubten Verordnungen zum Vortheil der Enfel des Ge: 
ſchenkgebers oder Erblaffers, oder feiner Gefchwifterfinder. *) 


1. Wenn mittelft letztwilliger Verfügung ein Water feinem 1048. 
Sohne die Nugnießung feines Vermögens gibt, und den Fünf: 
tigen Kindern deffelben, unter dem Zitel einer Nacherbfegung, das 
Eigenthum vorbehält,, fo. fallt das vorbehaltene Eigenthum auf 
die Perfon des Sohnes, und er ift- eingefegter Erbe, mit Vers 
bindiichkeit der Zurhdlieferung an die Fünftigen Kinder; hier ift 
eine fibeicommiffarifhe Subftitution (vorausgefegt übrigens, daß 
folhe niht aus den foͤrmlichen Ausdrüden ‘der Verfügung herz 
vorgehe). — Ungültig, und als nicht gefchrieben anzufehen, ift bie 
Verfügung, wodurd ein fubftituirender Zeflirer dem fubftituirten 
Vermögen auf den Fall eine Beltimmung gegeben hat, wo ein 
Gefes den Wirkungen der Subftitution entgegen ſeyn wuͤrde. 
Paris. 8. 11. 2. 3%. L. 32. 24. te N 
2. und 3. Die im Römifhen Rechte unter dem Namen 
einer Subftitution, oder Enterbung in ‚guter Abficht, bekannte 
Art von Nacherbfegung (vermittelft deren ein Vater feinen Sohn 
auf die Nugniefung beſchraͤnken Fonnte, unter Einfegung oder 
Subftitution der Kinder diefes Sohnes) ift Feine fideicommiſſa— 
eifche Subftitution in dem durch die Gefege von 1792 verbotenen 
Sinne. €. H. Bw. Meg. S. 3. 1.129. D. 1.585. L. 9. 45. 
9. Das Vermädtniß des von einem Water feinem Sohne 
unter ber Bedingung gegebenen Voraus, daß im Falle Kinder: 
£ ü us 


— 


) Bon ben Subſtitutionen, welche das Geſetz vom 17. Mai 1826- 
zu machen verſtattet. Zachar. IV, 697, * 


1048. 


1049. 


466 Don erlaubten Verordnungen zum Vortheil ber Enkel des 


loſen Ablebens der Sohn daß; vermachte Vermögen keiner frem- 
den Familie zuwenden dürfe, fondern daß daffelbe auf fine Ge: 
ſchwiſter zuruͤckfallen folle, ift ungültig, als eine im Art. 896 
verbotene Subftitution enthaltend (vor Erlaffung des Gefeges 
vom 17. Mai 1826 über die Subftitution).. C. H. Vw. Agen. 
S..28. 1.36. D. 25. 1. 329. L. 80. 216, 

6. Das von einem Vater feinem Sohne, mit Subftitution 
zum Vortheil feiner Enkel, hinterlaffene Vermaͤchtniß kann unter 
der Bedingung gegeben ſeyn, daß der Vermaͤchtnißnehmer feinen 
gefeglihen Pflichttheil nicht veräußern oder verpfänden folle. — 
Dies. ift nicht eine dem Vermaͤchtnißnehmer, im MWiderfpruche 
mit dem Gefege, aufgebürdete Unfähigkeit, fondern nur eine vaͤ— 
terlihe Beguͤnſtigung, mit der Bedingung, daß ex felbft gegen 
feine eigenen Kinder, die Enkel des Teftirers ſich mwohlthätig er: 
zeige. Paris. S. 29. 2. 71.*) 

f. Art. 906. 913. 896. und die Notizen. 

Die Verfügung, welche eine Perfon, die Feine Nachkommen 
hat, über ihre ganzes oder einen Theil ihres Vermögens, zum 
Vortheil eines ihrer Brüder macht, mit ber Auflage, das ge: 
fhenfte Vermögen zur Hälfte feinen Kindern, und zur Hälfte 


den Kindern eines andern Bruders zurüdzuliefern, ift im Gan- 


1050, 


1051. 


zen unguͤltig, ſowohl hinfichtlich des Eingeſetzten, als hinfichtlich 
der Subftituirten, Der Mangel, welcher in der zum Bortheil 
der Meffen theilmeife gemachten Subftitution liegt , ſchadet nach 
ben Art. 896. nicht allein ‚der Einfegung,, fondern felbft der 
theilweife zum Vortheil der Kinder gemachten Subftitution, ob— 
wohl dieſe an ſich felbft im Sinne des Art. 1049. gültig wäre. 
Caſſ. Behfpel S. 11, 1. 316. D. 9. 1. 311. L. 30. 41. — 
S. 9, 2.7. 
f. Art. 896. 913, 951. - 

1. Um eine Subftitution von der Art, wie bie Art. 1048. 
und 1049. geftatten, in gültiger Weife zu errichten , iſt nicht 
unbedingt nothwendig auszudrüden ,; daß die auferlegte Abtte⸗ 
tung zum Vortheil aller: gegenwärtigen und fFünftigen Kinder 
gelten folle; es genügt, wenn man aus den Ausprüden des. Be: 
fiamentes. folgern kann, daß dies die Abſicht des Teſtirers mar. 
8. 9, Bw. Caen. S. 7. 1. 19. D. 5. 1. 193. L. 113.118. 

3. Die Ungültigkeit der Subftitution, und die Exbeinfegung 
binfichtlidy der ſubſtituitten Liegenſchaften, fchadet der Erbeinſetzung 
vr ‚der — Fahrniſſe nichts. Bruͤſſel. B. 

ch Art. 806 Nr. 48 ff. 954. 963. 975. 1495. 1572. 

ſ. Art. 739. 


*) Sociniſche Cautel iſt unwirkſam. Brauer V. 771 f, — After: 
Bernie au Ehe bleibendes Vermögen, : Rrauer VI. 74. 
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er 9 1952, 

2. Die Subftitution verurſacht nicht’ eine, Unssaiägeit 1 1053, 
über das Eigenthum des fubftituirten. Vermögens; dieſes 
Eigenthum bleibt, mit allen daraus abfließenden Rechten, auf der 
Perſon des Belafteten, fo daß er die Befugnif hat, zu veräußern 
und zu verpfänden, mit dem Vorbehalte, für den nach ihm be: — 
rufenen cine Klage auf Aufhebung anzuſtellen, wenn er um 
Tage des Anfalles der Subftitution empfangsfähig ift.— Hieraus "- 
folgt , daß die Gläubiger des Urhebers der Subjtitution die 
Gläubiger des Belafteten von dem Erlöfe aus dem Verkaufe der 
belafteten Güter nicht unter dem Vorwand allein ausfchließen 
koͤnnen, daß diefe Güter von dem Belafteten de —— 
werben durften E. H. Bw. Amiens. 8. 30. 1. 

3. Der Käufer eines mie $ideicommiß — Gutes 
iſt zum Erſatz der Fruͤchte erſt vom Tage der Klage auf Abtre— 
tung, nicht vom. Tage des Anfalles des Fideicommiſſes verbun - 
den, ſelbſt wenn ev Kenntulß vom Daſeyn des ‚Sideicomtniffee 
hätte.: Caſſ. Baftia.. S. 27. 1. 370 *) f. Art: 788. >. 

Der zu einer Subftitution berufene fann- nicht. nis Dortmund 1055. 
zu: Diefer Subftitution ernannt werden, : zumal. wenn er. feine 
Sicherheit ambietet.. Angers. S. 26. 2. 168. D. 24. me 175. f: 

Art. 392. 397. 427. 1073. Rs 

- Man kann nicht zur Theilung ‚stoifchen dem mit Subflitu- 1056. 
tion befchwerten und einem Dritten fihreiten ; ohne. den’_fubfti- 
tuirten Kindern ‚eigens. hierzu einen Vormund zu beftellen ,. umt 
in ihrem Intereſſe dev. Theilung anzuwohnen ; jede, ohne dieſe 
Foͤrmlichkeit vorgenommene Theilung iſt — — 8. 42: 
2.101. B. 10.2. 32. 4. 3 61. N 
L. | | van), 1057. 
BE. J u, . Mu un ####)1057 a. 
3; hast | Ernst 4088, 

ihtung eines Erbverzeichniffed,, wo eine Bert enſchaft zu 
vegzgechen ed ie OR 3 BEL %. 3.1810. if — — 
J Sie md wei Sein —— Snftr. R. B. 1837. Lu 
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*) Fr 4 LAN vom grblaſſer erhalten 
atte, kann unter die Wiedera trefungsge: en ande mit ehore 
Brauer V, 774 ae A N 


a) Zur Antretüng ber belaſteten Erxbfchaft Tann der 6 

nicht gezwungen werden, ſondern ber Pideicommissarius tpitt 

in Beſit und Gewähr Brauer: V. 773. — Recht der Glaͤm 
biger des Laſterben auf die Aftererbſchaft. Brauer VI. 303. 


+++), Ob an den Fiduciarerben Sichexdei gefordert STAR | — 
Brauer V. 777. fr are r 


run AG 
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Siebentes Kapitel, 


Bon Theilungen der Eltern und Ahnen unter ihren Noq⸗ 
kommen.**) 


1. Die Theilung des gegenwaͤrtigen Vermoͤgens welche 
ein Vater, mit Vorbehalt der Nutznießung zu ſeinem Vortheil, 
unter ſeinen Kindern veranſtaltet hat, und die Uebereinkunft, 


daß die Kinder die bei feinem Ableben vorhandenen Schulden 


* 


bezahlen ſollen, iſt nicht als eine Schenkung unter Lebenden, 
ſondern von Todeswegen zu betrachten. C. H. Vw. Vigan. 'S, 
7. 1. 374. D. 5. 1. 374. L. 19. 473. : d 

2. Die vertragsmäßige Erbeinfegung , weiche ein Vater 
zum Vortheil aller feiner Kinder zufammen zu gleichen Theis 
len gemacht hat, entzieht dem Bater die Befugniß nicht, bie 
Theilung feines Vermögens unter ihnen vorzunehmen 5: er iſt 
nur gehalten, bei der Zheilung eine volllommene Gleichheit unter 
ben Kindern zu beobachten. €. H. Bmw. Riom. 8. 28. 1. 281. 

(3) Die Urkunde, worin ein Vater, bei einer Schenfung 
feines Vermögens an feine beiden Kinder, erklärt, daß er dafs 
felbe jedem zur Hälfte übergebe, und auf diefe Weife unmider: 
zuflih ihren Antheil an dem gefchenften Vermögen beftimmt, 
muß als eine Schenkung betradytet werben, welche eine Theilung 
in fich enthält, im Sinne der Art. 1075. f. — Es fommt nicht 
barauf an, daß zwifchen den Kindern feine materielle Theilung 
der ihnen gefchenkten Güter ftatt gefunden hat, C. H. Vw. R. G. 
1833. 1. 265. 

(4) Nach dem alten Rechte verlieh die Guͤteruͤbergabe (ob— 
gleich widerruflich von Seiten des Uebergebers) den Uebernehmern 
ein wirkliches Eigenthumsrecht an der geſchenkten Sache. — Mit: 
bin. hatte die Theilung der abgetretenen Güter ‚unter den Weber: 
nehmern, ſelbſt bei Lebzeiten des Uebergebers, hinſichtlich der 


) Trefurt 484. 9. 583. 44. 
”*) Bon denen, welche ihr — nach Maf abe der Art. 1075. 
bis 1080, zu vertheilen berechtigt find. Zachar. IV. 728. 
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erftern einen endbgultigen und unmwiderruflichen: Charakter. Bor⸗ 1075: 


deaux. R. G. 1833. 2. 324. — f. Art.’ 1076 ff: 

(4) b. Die Umſtoßungsklage wegen Verkürzung gegen eine 
Theilung in Folge einer Güterübergabe , mußte bei Verluſt des 
Klagerechts innerhalb zehn Fahren vom Theilungsgeſchaͤfte an; 
und nicht erft innerhalb zehn Jahren von Eröffnung * Erb⸗ 
ſchaft bes Uebergebers, angeſtellt werden. Ebend. f. Urt. 

(5) Ein Teſtament, welches die Ordnung des ine 
unter den Kindern des Teſtirers enthält, kann, als den Charakter 
einer elterlichen Xheilung an fich tragend, angefehen werben, ob⸗ 
gleich es nicht die Zheilung des ganzen Vermögens umfaßt; und 
felbſt hinſichtlich einiger Güter erklärt, daß fie nach! dem Gefege 
getheitt werben follen. EC. H Vw. Amiens. J. 19. 8. 1835. 1.58% 

Der Grundfag der Unmwidertuflichkeit der Eheverträge 
hindert nicht, daß nicht der Water "oder die Mutter‘, welche im 
einem Heirathsvertrage zu Gunften eines ihrer Kinder eine Schen« 
fung mit Vorbehalte des Rüdfalles gemadt haben,’ in der. Folge 
auf dieſen Vorbehalt verzichten, und unter ihren fämtlihen Kine 
dern eine elterliche Theilung vornehmen können. '— Und diefer 
Berzicht kann namentlich daraus igefchloffen werden‘, daß in ber 
von dem Water bewirkten Zheilung das befchenkte Kind die ihm 
geſchenkten Guͤter ganz oder theilweiſe eingeworfen, und dafuͤr 
den a ihm zugefchiedenen Antheil entgegen genommen hat. 
Gaff. R. G..1836. 1. 518. ſ. Art. 1396. 


(N Die elterlichen Theilungen- find den Regeln unterwor: 


fen , welche. den Erbvertheilungen - ihrer Natur nach wefentlicd) 
find, und namentlich der. Regel, welche erheifcht,, daß die, Koofe 
fo zufammengefegt werben follen, daß jeder Miterbe feinen: Ans 
theil an Liegenfhaft und‘ fahrender Habe im Stuͤck erhalte) + 
Eine elterlihe Theilung: muß folglich fuͤr unguͤltig erklärt werben, 
worin einem Kinde alle Fahrniß und faft fämtliche Liegenfchaften 
zugetheilt, und den übrigen nur einige Liegenfchaften.und eine 


Summe Geldes übrig gelaffen worden find. Limoges. R. 6. 


1836. 2. 391. 
668) Unter ber alten Nechtslehre berlieh die Guͤterube hebe, 
obgleich widerruflich auf Seiten des Uebergebers, dennoch den 
Uebernehmern ein wirkliches Eigenthum an ber erhaltenen Sache. 
—FKFolglich hatte. die Theilung der abgetretenen Güter‘, melde 
niet vom Webergeber,' ſondern von den Uebernehmern unter fidy, 
ſelbſt bei Lebenszeit des Uebergebers gefchehen war, hinfichtlich 
ihrer einen endgültigen und unwiderruflichen Charakter. C. H. 
Vw. Bordeaur. R. G. 1837. 1. 810. 
Eine Vermoͤgensabtretung, welche ſeit der Verkuͤndi⸗ 
gung des Code durch irgend eine andere Urkunde, als eine Schen⸗ 
kung unter Lebenden geſchehen, wuͤrde durchaus nichtig ſeyn, 


1076. 
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1076, wenn fie, nicht mit ‚den Foͤrmlichkeiten eines Zeflamentes yerſe⸗ 


1077 . 


1078. 


ben ſeyn follte, Ed. Bw. Meg: 8, 7. 2. 891. D.A. 1:66 
+. 9% : Ein: Rebtsgefhäft, wodurch ein Vater feinen Kindern 
Vermoͤgen abtritt, kann, ohne Verlegung der Auslegungsregeln, 
als eine im Voraus gemachte Theilung betwachtet werden, welche 
den Formen der Schenkungen ‚unter. Lebenden oder der Zeftamente 
unterworfen iſt, obwohl ſie unter dem Namen eines Berkaufes 
oder einer Verpachtung gefhehen, und einen beſtimmten Preis 
befügt: C. H. Vw. Bourges. 8. 17..1. 372. D. 45. 1. 78. 


1 fi Art. 931. 943. 967: 968. 2044. Ä y 

“ 43): Die elterlichen Theilungen duch Handlung unter Les 
benden find, da fie den. Charakter wirklicher Schenfungen haben, 
widerruflich wegen Nichterfüllung der Bedingungen, unter denen 
die Webergabe des Vermögens ſtatt gefunden. hat, — Und dieſes 
Recht des Widerrufes gebt nach dem Tode. des uͤbergebenden El⸗— 
terntheils auf deffen Erben Über. Limoges. R. G. 1836. 2. 392: 
— f. Art. 953. ; 

— ) Bei der Vornahme einer elterlichen Zheilung darf won 
dem Art.:866. nicht abgegangen werden, nach welchem der Mehr⸗ 
empfang diber den Freitheil im Stuͤck eingeworfen werden muß, 
— ſich fuͤglich abſondern laͤßt. Rouen. R. G. 1836. 2. 


Eine elterliche Theilung iſt nicht unguͤltig, obwohl einige 
Vermoͤgensſtuͤcke dabei übergangen wurden, ſelbſt wenn bie in 
jedem Looſe enthaltenen ‚Gegenflände zerftreut wären, und ſelbſt 
dann, wenn die Theilung: jedem Kinde weniger. ald den geſetz⸗ 
lichen Pflichetheil anwieſe. — Im allem dieſem Tiegt nur Grund 
zur Ergänzung in Gütern oder baarem Gelde, keineswegs zur 
— Lyon. 8. 2. 2. 336. D. 24.2. .128. L. 7% 


‚+ Ä : 

ſ. Art. 832. ff. 887. RT ty BE u Ya, 

> SU) Wenn eine Urkunde, die, eine Abrechnung zwiſchen 
einem Ahnen und einigen feiner Kinder und Schwiegerſoͤhne, 
demnaͤchſt die Absrerung von Gütern an jeden. berfelben, in Form 
eines Verkaufes, oder der Beſtellung einer Leibrenteenthält,von jenem 
Kinde, welches nicht: dabei bedacht worden, megen Betruges: ‚oder 
Gefährde angefochten ift, fo kann das, Gericht, feibit von ‚Amts: 
wegen ; unter Würdigung , der Gedinge einer ſolchen Urkunde, 


rt J 





Von der Form ber eifestißen Speiung, ‚Sala, IV. 732, 7 
3 


BVon den rechtlichen Folgen’ berſelben. Ebend. 733.’ Vgl. Anz 
„5; “nalen {. 301. fe ‚Ö ur MET ET fiir‘ ni © 
RR) VoR dein Gütern‘, welche vertheilt werden koͤnnen, Barhar.ıkV. 
ns? —— Art, wie die Vertheilung geſchehen kann. 

end. 731. 


untet ihren Nachkommen. ee 1 


ausſprechen, daß darin eine elterliche Theilung enthalten, und 1078. 
daß fie wegen Uebergehung eines der Kinder ungültig, daß folg⸗ 
lich auch alle Nebenbedingungen zwiſchen dem Ahnen und ſeinen 
Schwieger ſoͤhnen, — die Urkunde enthaͤlt, als — auf 
zuheben feyen. E H. Vw. Paris. R. G. 1837. 1 ..746. *) 

: 2. Die Theilung eines Vaters unter feinen Rindern, welche 
eine ‚Verlegung von mehr als einem Viertel enthält, iſt nicht 
unguͤltig, —— muß bloß bis auf den IR Na gemindert 


3 


werden. Riom. S. 20. 2. 278. D. 19. 

3. Eine. elterfiche- Theilung ift — undiltig, obwoh fie 
eine Verlegung, ‚oder einzelne Unrichtigkeiten, zum Nachtheil eines 
der Kinder enthalten ſollte. — Hier finder nur Begehren. fm 
Berihtigung oder Modifilation der Zheilung flat. C. H. V 
Bun S. 28.1. 231. — C. H. Bw. Amiens. 9.19. S. 1835, 
4: Eine elterliche Theilung wird dadurch allein nicht un 
gültig, daf einige der Loofe * Liege * enthalten, als 
die andern. Riom. 8. 29. 2. 174. D. 27. 2. 150. 

4b. Wenn. ein —— bei Verheirathung, feiner Kinder ver: 
fprochen hat, bei der Vertheilung feines Vermögens Gleichheit unter 
ihnen zu beobachten, fo kann diefe Gleichheit durch Feine fpätere Rechts⸗ 
handlung wieder aufgehoben werden : jedes der Kinder ift daher 
befugt, die von feinem Vater gemachte legtwillige Zheilung ans 

zufechten, wenn biefe auf merklihe Weife die zugeficherte Gleich— 
heit verlegt; in folbem Fall ift zur Anfechtung der Zheilung 
nicht nochmwendig , nn die Verlegung über. ein Viertel betrage. 
Paris. 8. 32. 2. 2 

5. Bei den Erb: oder Vermoͤgens abtheilungen, welche das 
Geſetz den Eltern und Ahnen unter. ihren Abkoͤmmlingen vorzu: 
nehmen erlaubt, können alle „vorhandenen Liegenfhaften. einem 
ber Theilungsgenoffen zugewiefen werden, während die andern 
nur eine baare Summe erhalten. Brauoje. 2.83. — 
— 8. 23. 2. 85. — Grenoble. S. 25. 2. 17. D. 23. 

6. Sm entgegengefegten Sinne entfchieden. Caſſ. Grenoble. 
8. 27. 1. 86. D. 24. 1. 454. 

7. Die — Friſt zur Umſtoßung einer elterlichen 
Theilung wegen Verletzung laͤuft nicht vom Zeitpunkte der Thei— 
lung, ſondern vom Zeitpunkte des Ablebens des Elterntheils, 
welcher die Theilung gemacht hat. Agen. 8. 25. 2, 115. — 
Im entgegengeſetzten Sinn entſchieden: ſie laͤuft vom Tage der 
1— 4,8 u, j , Id ı Ist 
— I. a aaa Re 2 a 


) Von denen, unter welchen bie eg ise Verwogen zu 
vertheilen haben. Zadar. IV. 729.. 


1079. 


1081. 
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Urkunde. ©. H. Vw. Limoges. R. G. 1836. 1. 534. — ſ. 
Art. 1304, | 
8. &o fange die Eltern oder Ahnen Ieben, Fann bie Theis 
lung ihres Vermögens, welche fie unter ihren Kindern gemacht 
haben, nicht wegen Verlegung angefochten werden. Die Ums 
ſtoßungsklage kann felbfi in dem Falle nicht angeftellt werben, 
wo die Theilung von mehreren Ahnen gemeinſchaftlich vorgenom: 
men, und eines berfelben geftorben  ift. Bordeaux. 8.:27..2 
85. D. 25. 2. 113. L. 79. 4 458. 
| 9 Die Beſtimmung des Art. 4079., welche wegen bloßer 
Verkürzung eine efterliche Theilung anzufechten verftattet, wenn 
einer der Mittheifnehmer einen größern Antheil erhält, als das 
Gefeg erlaubt, iſt nur zum Vortheil des Erbberechtigten gege⸗ 
ben, deſſen Pflichttheil durch jene Verguͤnſtigung beeintraͤchtigt 
ſeyn toͤnnte, der Erbberechtigte, zugleich mit einem Voraus-Ver—⸗ 
mächtniffe bedacht, und bei vollftändigem Pflichttheile, kann die 
Umſtoßung der Theilung nur wegen Verkürzung von mehr als 
einem Viertel verlangen. Grenobte. J.19. 8. 1835. 2. 554. 
(10) Die von den Eltern bei der Theilung. ihrer Güter 
vorbehaltene Nugniefung des Looſes eines der Kinder kann nicht 
To angefehen werden, als wenn fie die Wirkung hätte, der Theis 
fung den Charakter eines Gluͤcksvertrages beizulegen, wodurch 
das Recht, die Umſtoßung wegen Verkuͤrzung zu begehren, aus— 
geſchloſſen wuͤrde. — Eben ſo wenig iſt es in dieſem Falle ſtatt⸗ 
haft, das Loos nur nach Abzug des Werthes der Nutznießung 
zu berechnen: — zumal wenn die A Aa nur den 
r nn überfteigenden Betrag trifft. Agen. R. G. 1836. 


(11) Im Falle der Umſtoßungsklage einer elterlichen Thei- 
fung wegen Verkürzung Fann der Beklagte nicht ’ wie da, wo 
es von einer ordentlichen Theilung ſich handelt, jene Klage und 
eine neue Theilung ablehnen, wenn er dem Kläger die Ergäns 
zung feines Erbtheils, ſey es in baarem Geld oder im Stud, 
anbietet und leiſtet. Toulouſe. R. G. 1836. 2. 556. I; — 
f. Art. 891. | 


Achtes Kapitel. 


Bon Schenfungen in einem. Heirathövertrage zum Vortheil der 
—“ oder der aus der Ehe zu hoffenden Kinder. n 


4. Eine Schenkung gegenwärtigen Vermögens hat die Ei— 
genſchaft einer Schenkung unter Lebenden nicht, ſelbſt wenn ſie 


*) Bon dem Rechte, eine elterliche Theilung we en Verletzun 
anzufechten. Badhar, IV, 734, a gung 
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als ſolche wäre bezeichnet, und als unwiderruflich in dem Hei⸗ 
rathsvertrage des Geſchenknehmers, der fie angenommen, aufge— 
fuͤhrt worden, wenn geſagt iſt, daß die Schenkung erſt nach 
dem Tode des Geſchenkgebers, und in dem Falle, wenn er zu 
jenem Zeitpunkte kein überlebendes Kind haben werde, Wirkung 
haben ſolle. — In diefem Falle, wo der Geſchenknehmer bis 
zu feinem Tode in keinen Befig und Gewähr gelangt, wird bie 
Freigebigkeit ald eine von Todes wegen betrachtet. G. H. Bw. 
Rouen. S. 5. 1. 18. D. 3. 1. 305. L. 12. 314. *) 

f. Art. 906. 913. 931. 947. 959. 1048 1082. 1083. 

1. Der Gefchentnehmer aller der Fahrniß, welde ſich am 
Tage des Ablebens vorfinden wird, iſt kein bloßer Stuͤckerbe, 
welcher von der ae, befreit ift. — Eine folhe Schen⸗ 
fung wird als ein Erbtheilverm ar betrachtet, und verpflichtet 
zur Schuldenzahlung. Paris. S. 13. 2. 343. L. 32. 103. f. 
Art. 1010. 1014. 

4. Im Fall einer vertraggmäßigen Erbeinfegung erlangen 
die Kinder des Eingefegten unwiderruflich Beſitz und Gewähr 
des Mechtes, beim Ableben ihres Vaters Gebraud von bee Wir: 
tung der Einfegung zu machen: fo, daß wenn legterer mit Hin⸗ 
terlaffung mehrerer Kinder vor dem Einfegenden jlirbt, es diefem 
nicht mehr erlaubt ift, eines diefer Kinder auszuwählen , um 
ihm , zum Nachtheil der andern, und unter dem Namen eines 
Voraus, irgend einen Theil des Vermögens, felbft denjenigen 
zuzumeifen, worüber er hätte verfügen Einen, wenn feine Ein⸗ 
fegung gefchehen wäre, — Diefe Verfügung ift felbft auf den 
Fall — vor dem Code geſchehenen Einſetzung anwendbar. Tou⸗ 
foufe. 8 2. 148. 

6. Wenn ein Geſchenknehmer gegenwaͤrtigen und kuͤnftigen 
Vermoͤgens vor dem Geſchenkgeber ſtirbt, und den letztern in 
dem gegenwaͤrtigen Vermoͤgen, das er von ihm erhalten hat, 
einſetzt, ſo nimmt dieſes, bis jetzt als gegenwaͤrtiges vereigen⸗ 
fcyaftete Vermögen, in den Händen des urfprünglichen, sum ein: 
gefegten Erben ‚gewordenen Geſchenkgebers, den Charakter kuͤnfti⸗ 
gen Vermögens an. — Diefes künftige Vermögen wird, als in 
der Schenkung kuͤnftigen Vermoͤgens einbegriffen betrachtet, welche 
urfprüunglid vom Vater feinem Sohne gemacht worden iſt Wenn 
alfo Enkel vorhanden , fo find dieſe berufen, bas künftige Wer: 
mögen Eraft des Art. 1082. als zugleich mit ihrem Vater, in 


*) Bon der Form der freigebigen Verfügungen, * mittelft 
eines Heirathövertrages gefchehen Eönnen. Zadar. IV. 735.— 
Bon den Schenkungen unter Lebenden. Ebend. 738. — Bon 
den Schenkungen, melde den Nachlaß des Gebers zum Gegen: 
ftande haben, Ebend. 739, — Heirathöfchentungen machen eine 
Ausnahme von der Unftatthaftigkeit der En Brauer 
V. 480, vergl. Hohnh. V. 70% ff. 


1081. 


1082, 
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1082. der Eigenſchaft Fünftiger Kinder bedachte Geſchenknehmer, an 
fi) zu ziehen. — Folglich kann der Großvater, ald Geſchenk— 
geber , und beziehungsmeife als eingefegt im jenen Gütern, dar: 
über nicht mehr verfügen. Nismes. S. 27. 2. 180. 

9 Wenn Lokalſtatuten nichts anderes beftimmen , fo wird 
die allgemeine Schenfung des ganzen fahrenden und ttegenfcjafte 
chen Bermoͤgens, welhe ein Water im Heirathsvertrage den 
Elinftigen Ehegatten macht, als allein zum Vortheil feines Soh— 
nes san hen betrachtet , wenn ſich nicht in der Urkunde eigens 
eine freu, zu Gunſien des andern Ehegatten befindet. 
Btrüffel. S. 11. 2. 55. 

10. Die vertenggmäßige Erbeinfegung, welche durch einen An: 
dern als einen Ahnen gefchehen, ift verfallen, wenn ber Eingefegte 
ſtirbt, nis Abkoͤmmlinge aus der Ehe zu hinterlaffen, zu deren Gun: 
ften die Einfegung gefchehen ift.— Die aus einer zweiten Ehe gebore: 
nen Kinder des Kingefegten fönnen von diefer Einfegung . 
er ziehen. Bourges. 8. M. 2. 110. D. %0. 2. 151. 


13 Wenn in einem Heirathsvertrage ein Water feinen 
Sohn als Haupterben eingefegt hat, fo kann er nicht mehr auf 
unentgeldlihe Weiſe über itgend einen Theil feines Vermögens 
Unter allgemeinem Titel verfügen. Höcftens Fönnte er eine 
theilweife Schenfung von mäßigem Betrage, und ohne Gefährde 
ber ——— machen. Caff. Amiens. S. 18. 1. 200. D. 16. 
1. 167. L. 51. 444. — f. rt. 1083. 

15. Die vertragsmäßige Erbeinfegung, mit dem Gedinge, 
daß die Geſchwiſter des eingefegten Ehegatten mit einbegriffen 
feyn follen, ift ungültig, was die Gefchwifter beteifft: — Die 
Ungüftigkeit kommt den Erben des el und nicht T 
eingefegten Ehegatten zu ftatten. Bourges. 9. 2. 2. 110. D 
20. 2. 151. L. 63. 513. 

f. Art, 894. 943. 947. 953. 959. 1044. 1048. 1089. 109. 

(16) Es liegt Eeine Erbeinfegung in dem Gedinge eines 
—— worin einem Erbberechtigten eine Summe 

eldes mit der Erklaͤrung geſchenkt wird, daß dieſelbe aus dem 
Vermoͤgen des Geſchenkgebers genommen werden folle , mit dem 
Beifage: ‚und dies als Voraus vor meinen übrigen Erben, 
mit welchen der Geſchenknehmer, nad) Abzug der befagten Summe, 
meinen Nachlaß theiten fol.” — Der Geſchenkgeber kann das 
ber, eines ſolchen Gedinges ungeachtet, über den Weberfhuß feis 
nes Nachlaffes zum nn des Gefchenfnehmers verfügen. 
Riom. R. G. 1833. 2.296. C. H. Vw. J. 19. S. 1835. 1.445. 

(17) Das einem — im Heirathsvertrage gemachte Ver: 
ſprechen erbſchaftlicher Gleichheit, oder die Zuſicherung ſeines 
Erbantheils, iſt eine wirklich vertragsmaͤßige Erbeinſetzung, welche 

den Eltern nicht allein die Befugniß entzieht, uͤber en einen 
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Theil ihres Vermögens unter unentgeldlihen Zitel zw verfügen 1082, 
(28 fey dern über mäßige Summen), felbft nicht zu Gunften 
eines Fremden: — fondern auch jene, den Erbtheil des Kindes 
mit einer auch nur theilweifen Aftererbeinfegung zu beſchweren; 
eine ſolche Aftererbfegumg ift ihren Weſen nad ungültig und 
wirkungslos. Douai. J. 19. 8. 1835, 2.379.— fi Art. 1083. 
(18) Die Schenkung, welche im einem Heirathsbettrage 
einem Kinde von den Eltern mit einer Summe gemacht wird, 
weiche erft nah dem Tode der: Gefchertfgeber fällig, und‘ aus 
ihrem Nachlaſſe bezogen werden folle, ‚bildet nur eine Erbein⸗ 
fegung durch Vertrag, oder eine Schenkung won Todeswegen, die 
durch das Vorableben des Gefhentnehmers verfällt, und Beine 
Schenkung unter Lebenden, obgleich die Eltern fih die Nutznie— 
ßung der geſchenkten Summe vorbehalten, obgleich fie fidy fie 
fämtverbindlicy erklärt haben, und ein Dritter Bürge für fie 
geworden ift. C. H. Vw. Rouen. R. G. 1836. 1. 18. — 
f. Art. 894. | j Ä | 

(19): Schenkungen; welche Ehegatten im Heirathovertrage 
gemacht werden, erlangen‘ nur dann Unterpfandsrecht: auf die 
Güter des Gefchenfgebers , wenn dieſes ausdruͤcklich bedungen 
worden: ift. Bordeaux. R. G. 1836. 2. 478..—f. Art 2114. 

1. Die im. Art. 1083. geftatteten Verfügungen in Wars 1083. 
geltungsweife Eönnen nur über geringe Summen ſtatt finden; 
was hierunter zu verftehen , iſt nach dem Vermögen des-WVeiflie 
genden zu ermeffen. Riom. S. 21. 2. 313. D. Wi 2. 14 
L. 60. 467. 15 

2. Wenn derjenige, der eine vertragsmäßige Erbeinſetzung 
unter gewiſſem Vorbehalte veranftaltee Kar, dann eine dem 
Vorbehalte gleihkommende Schenkung von Gütern made, und 
endlich feine übrigen Güter verkauft , fo daß die Einfegung be 
fährdet wird, fo kann die Entſcheidung nicht dahin gegeben wer— 
den, daß es die Schenkung fey, durch welche die Einfegung‘ 
fährdet worden. Caſſ. Amiens. S. 8. 1. 364. D. 6. 1. 32. 
L. 21.449. Ä 

3. Ein vom Urheber einer vertragsmaͤßigen Erbeinfegung ges 
fchloffener Verkauf gegen Leibrente gilt für feine Verfügung unter une 
entgeldlichem Zitel, oder für eine Gefährdung der Erbeinſetzung 
Der Einfegende kann trog jeder entgegen ſtehenden Uebereintunft 
verkaufen. ine folhe Webereinfunft wird für nicht geſchrieben 
erachtet. Riom. 8. 13 2. 348 — €. H. Bw. Poitiers. Ri 
G. 1836. 1. 806. J 

4. Bei zwei vertragsmaͤßigen Erbeinſetzungen, welche nach 
einander vom einem Vatet an zwei ſeiner Kinder geſchehen ſind, 
wenn der zweite Eingefegte fih im thatſaͤchlichen Beſitze der in 
der Erbeinſetzung begriffenen Gegenſtaͤnde befindet, amd: der erſte 
die Uebergabe fuͤr ſich hat, welche eine Wirkung: der einbehalte⸗ 
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41083. nen Nutznießung Äft, gebührt der Vorzug dem Iegtern. — In 
diefem : Fall iſt der zweite Eingeſetzte den Erſatz der Fruͤchte 
nicht, vom Todestage des Waters anfangend, ſchuldig: er wird 
erſt vom Zage ber gerichtlihen Anforderung als in unredlichen 
Glauben geſetzt betrachtet. Bordeaux. S. 1. 2. 

Eine Erbeinſetzung wird als unwiderruflich betrachtet, 
wenn fie in einem Heirathsvertrage gefchehen ift, felbft wenn der 
Einfegende fih die unbefhränfte Befugniß vorbehalten hätte, 
milde. Stiftungen zu machen, und feinen Töchtern Ehefteuer, un- 
ter Belaftung des Erben zu fegen. Grenoble. S. 11. 2. 222. 
7. Der Betrag des Vermögens, woruͤber zum Nachtheil 
einer vertragsmäßigen Erbeinfegung verfügt werden Eonnte, rich: 
tet fih nad den zur Beit des Vertrages beftehenden Gefegen, 
ohne Rüdfiht auf jene, — — Ableben des Einſetzenden 
— C. H. Vw. Limoges. 8. 7.1.3. D. 5. 1. 1. L. 
9 Schenkungen durch Heirathsvertrag find Rechtsgeſchaͤfte 

unter belaſtetem Titel, und unterliegen der —— Gewaͤhr⸗ 

—— — die Verträge diefee Gattung. C. H. Bw. Nieder: 

Alpen. S. 2. 1. 100. 

10, "Im nämlihen Sinn entfchieden : wenigftens was die 
von Eltern ihren Kindern gemadhten Schenkungen betrifft. — 
Folglich ift der Geſchenknehmer gehalten, wenn Pfanbeinträge 
auf die gefchenkten Güter beftehen, Iegtere von diefen Einträgen 
frei zu machen. Rouen. S. 30. 2. 148. 

11. Eine vertraggmäßige Erbeinfegung ift eine Schenfung 
ber Eigenfchaft eines Erben. — Daher fann fie nur vermittelft 
Öffentlicher Urkunde gefchehen, felbft wo fie zum Vortheil eines 
ungeborenen Kindes gemacht worden; die Befreiung von ber 
Annahme befreit nicht von dem Erforbernif = im ntlichen 
zn G. H. Bmw. Limoges. S. 18. 1. 336. D. 16. 1. 

— f. Art. 1081. 

— auch Art. 944. 947. 953. 1085. 

(12) Wenn ein Ehegatte, nachdem er durch Heirathöver: 
trag dem andern das volle und gänzliche Eigenthum feiner Fahr: 
niß gegeben , vermittelft Zeftamentes zu Gunſten eines Dritten 
über das Eigenthum jener Fahrniß verfügt, und dem andern 
Ehegatten nur die Nugnießung vorbehält, während er demfelben 
zu gleicher Zeit bie Nusnießung feiner Liegenfhaften zumenbet, 
fo kann diefe letztere Verfügung, nad der Abficht des Teſtirers, 
von dem Verzichte des Ehegatten auf das ihm anfänglich ges 
gebene Eigenthum der Fahrniß abhängig gemacht werben: fo 
daß Iegterer nur ein Wahlrecht hat, zwifchen der, vertragemäßis 
gen Schenkung und ber teftamentarifchen Verfügung, ohne fie 
mit einander vereinigen zu bürfen. C. H. Vw. Baftia. R, 
G. 1837. 1. 686. — f. rt, 1093. | 


der Ehegatten, ober ‚ber aus «ber Ehe hoffenden Kinder. 477 


1. Die Frage, 0b einem ‘gewiffen Geſchenkgeber erlaubt 
fey, über feine Habe, durch Schenkung feines gegenwärtigen 
and Fünftigen Vermögens zu verfügen, hat weder/auf die Form 
der Urkunde, noch auf die Nechtsfähigkeit des: Gefchenkgebers Be: 
zug: es handelt fic) hier _nur von der Verfügungsgewalt. über 
das Bermögen. — Das materielle Geſetz ift alfo einzig das 
Geſetz des Ortes der gelegenen Sache. €. H. Bw. Gard. 9 
45. 1. 352. D. 13. 1. 450, wer 

2. Ein Verzicht auf eine Schenkung gegenwärtigen und kuͤnfti⸗ 
gen Vermögens Bann bei Lebzeiten des Gefchenfgebers nicht guͤl⸗ 
tiger Weiſe gefchehen, felbft nicht mit deffen Bewilligung. Riom. 
$. 15. 2. 71. L. 40. 73. = * 


— 3. Der allgemeine Geſchenknehmer gegenwaͤrtigen und 
kuͤnftigen Vermoͤgens kann in. jeder. "Lage der. Sachen, ſelbſt 
nachdem er freiwillig zur. Theilung des. Nachlaſſes des Geſchenk- 
gebers geſchritten, auf das kuͤnftige Vermoͤgen verzichten, und 
fich an das gegenwaͤrtige halten. Grenoble. 8. 25. 2. 296. L. 
75.1 ' ’ 


“| 


7. Unter der Ordonnanz von. 1731. (beftätigt- durch die » 


Art. 1084. und 1089.) war, beim Vorabfterben des Geſchenk⸗ 
nehmers und feiner Nahkommen, die Wirkung einer verfallenden 
Schenkung gegenwärtigen und kuͤnftigen Vermögens ıtheilbar ; 
der Verfall war nicht bloß auf das Fünftige Vermögen beſchraͤnkt, 
nn umfaßte aud das gegenwärtige. .Befangon,  S. 13. 


fe Art. 943. 945. 947. 959. 1052. 1088. 1089. 1093. 

(8) : Eine Schenkung. des gegenwärtigen und: eine des Fünf: 
tigen Vermoͤgens, obwohl fie in derſelben Urkunde und fogar 
in einem und bdemfelben Artitel der Urkunde gemacht wurden, 
biürfen deßhalb nicht als cumulativ gefchehen betrachtet, ſondern 
können als zwei gefonderte Schenkungen angefehen: werden, fo 
daß nad dem Tode des Gefchenkgebers der Gefchenfnehmer ‚bie 
Befugniß hat, ſich an das gegenwärtige Vermögen zu halten, 
wenn, glei der Urkunde. Fein Werzeichniß. der Schulden anges 
hängt worden - iſt. ©. 9. Bw. Paris. J. 19. S. 1835. 
1. 862. *) 
1b. Der Gefchenfnehmer eines beftimmten Antheils des 
gegenwärtigen und fünftigen Vermoͤgens, welcher der Schenkung 
Eein fpecificirtes Verzeichniß der damals vorhandenen Schulden 
hat anfügen laſſen, hat nicht die Gefamtheit der Schulden und 
Laften der Erbfhaft zu tragen; er hat nur Beitrag: dazu zu 
leiſten, in Berhältniffe bes Antheils, den er an dem Nachlaffe 





| *) Bon dem Gegenſtand und den Bedingungen der freigebigen 
Verfügungen mittelſt Heirathevertrages, Zachar. TV, 736. 
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. nimmt. Nismes. 5. 82. 2. 324. — Limeges. R. G.:1836. 


2. 92. 
— 1e. Dod ohne Unterfchied zwifchen den bei ber Schen— 
tung, und den beim Ableben vorhandenen Schulden und Laften. 
Tonloufe. $. 27. 2. 110. D. 25. 2. 80. 

2. Wurde im Gegentheil entfchieden, daß in diefem alle der 
Geſchenknehmer, felbft der mit einem Voraus bedachte, die Geyamt- 
heit der ee bis zur Erfhöpfung der Schenkung 
teagen mäffe, und nicht bloß im Verhältniffe feines Vottheils, 
wie der Erbtheilnehmer. — Folglih muß er im Ganzen bezah— 
fen, die in der naͤmlichen Urkunde durch den gemeinfchaftlichen 


Vater gefegte Ehefteuer, zu Gunften eines der Miterben, welcher 


auf das Erbe verzichtet, um an feine Schenfung fich zu halten. 
Selbſt wenn die Ehefteuer in einem Gedinge enthalten waͤre, 
welches der Schenkung nachfolgt; da beide Verfuͤgungen ſich in 
einer und derſelben Urkunde befinden, fo hat der Art. 1083. 
eine Anwendung, welcher dem Geſchenkgeber künftigen Vermoͤ⸗ 
gens jede Veräußerung unter unentgeldlihem Titel nac ber 
Schenkung — C. — Vw. Limoges. 8. 19. 1. 391. 
D. 17. 1. 340. L. 55. 

3. Der — Geſchenknehmer gegenwaͤrtigen und 
kunftigen Vermoͤgens, welcher, ſtatt das gegenwaͤrtige Vermoͤgen 
zu waͤhlen, das Ganze annimmt, wird als Geſchenknehmer des 
Vermoͤgens betrachtet, welches der Geſchenkgeber am Tage ſeines 
Ablebens hinterlaͤßt, ſelbſt der Fahrniß, obwohl dem Driginal: 
Protokolle der: Schenfung Fein Verzeichniß mit beigefuͤgter Ab⸗ 
ſchaͤtzung angelegt war. In dieſem Falle kann der Mangel eines 
Verzeihniffes der Schulden und Laften des Gefchenkgebers, zur 
Zeit der Schenkung , zwar ben Gefchentnehmer verpflichten, das 
Ganze entweder anzunehmen oder auszuſchlagen: jedoch (im Falle 
der Annahme) die Befugniß ihm nicht entziehen, die anfcheinfichen 

oder verftedten Freigebigkeiten anzufechten,, welche der Teſtirer 
fpäter zue Gefährdung der vertragssmäßigen Schenfung gemacht 
Hat. €. H. Agen, S 21. 1. 336 D. 19. 1.184. L. 61. 49. 

4 Die Vermoͤgensſtuͤcke, welche in der einem Erbberechtigten 
im Heirathövertrage gemachten Schenkung gegenwärtigen und fünf: 
tigen Vermoͤgens enthalten, gehören fofort dem Geſchenkgeber 
nicht mehr zu: fie dürfen baher der Erbmaffe nicht beigefhlagen 
werben, um ben Steitheil, einem nicht erbberechtigten Vermaͤcht⸗ 
nißnehmer gegenuͤber, zu beſtimmen. Zur Einwerfung iſt der 
Erbe nur den Miterben, nicht dem Vermaͤchtnißnehmer verpfliche 
tet. Nismes. S. 20. 2, 194. L. 57. 176. — f. Art. 1052. 

+ Der Ye bantet ald folcher — t fuͤr die Schulden 
des Geſchenkge * N. Jahrb. A p * f ei 
| gem regen Gefaͤhr vv die“ Actio "Banlina = uch wird. 

Ebend. 430, — r ib. ic, 2. dv. T 
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+ Wenn, neben einer im Ehevertrage feftgefegten: allgemeinen 1086. 


Dänrgemeintiboßs, der eine Ehetheil dem andern fein ganzes 
Vermoͤgen erb» und eigenthuͤmlich verfchreibt, fich jedoch eine 
- beftimmte Summe zur Diepofition vorbebält, und er ftirbt, 
‚ohne darüber zu verfügen, fo fällt dieſer Vermoͤgenstheil nicht 
—* rg ‚ fondern dem überlebenden Ehegatten zu. 
obnd. I. 195. ff. 

2) Die Borfarift: des 2. ©. 1086. ift keinesweges bloß von 
—— unter belaſtetem Titel zu verſtehen. Hohnh. J. 
202. f. 

ſ. . Art. 932. ff. 959. 

1. Wenn nad einer Heirath , welhe, wegen Unfähigkeit 
eines der beiden Theile zur Eheſchließung, für. nichtig erklärt 
wurde, letztere, nad) erlangter. gefeglicher Fähigkeit, eine wieder: 
hohlte Heirath ‚mit einander ‚eingehen, fo werden die, bei der 
erften Eheſchließung getroffenen, Verabredungen Fraft Gefeges bei 
der zweiten wieder, gültig, felbft wenn fie dabei nicht ausdräd:- 
ih wären erneuert worden. — Hier ift der Grundfag nicht 
anmendbar:.quod ab initio vitiosum est, non potest tractu 
temporis conyalescere. — In jedem Falle, wenn die Ber 
theiligten ihre Verabredungen bei der zweiten Eheſchließung er« 
neuert haben, haben Iegtere ihre ganze Wirkung , felbſt 
wenn in der Beftätigungsurfunde weder das Datum noch ber 
Inhalt derfelben eigens enthalten wäre. EC. H, Vw. Rouen. 
S. 5 4 345. D. 3. 1. 480. L. 13. 113. gs f. Urt. 1392. 
Jr. 5. 1573. Ä 

2. Eine in Bezug auf eine Ehe gemahte Schenkung ift 
verfallen, obwohl fie in Geftalt eines Kaufes gefchehen, wenn 
die Ehe nicht erfolgt: zumal wenn der Geſchenknehmer es ift, 
welcher fein Wort zurüdgenommen hat; es ift dies eine Ver: 
bindlichkeit aus unrichtiger Urfahe. C. H. Vw. Caen. S. 20. 
1. 290. D. 18. 1. 364. L. 57. 551.*) f. Art. 953. 1030. 

+ R. 3. über Aufhebung einer zu Gunften einer Ehe von der 
präfumtiven Schwiegermutter gemachten Schenkung, wo die 

Ehe nicht erfolgt war. Annalen III. 124. 


1. Obwohl die Schenkung gegenwärtigen und kuͤnftigen 


1087. 
1088. 


1089. 


Bermögens in der Negel durch das Vorabſterben des Gefchent: 


nehmers ohne Nachkommenſchaft verfällt, und folglich die ges 
fhentten Güter dem Geſchenkgeber, frei von allen Laſten ver- 
bleiben, womit der Geſchenknehmer fie befchwert haben follte: 
fo kann dennoch, wenn eine folhe Schenfung in einem Hei— 


tathövertrage gemacht worden, in Erwägung der verfchiedenen 


*) Bon dem Widerruf und Verfalle ſolcher freigebigen Verfügun: 
gen, welche mittelft eines Heirathsvertrages geſchehen können. 
Saar. IV. 737. — Befall der Eheſteuer durch Unterbleiben 
der Ehe. Brauer VI. 740, 
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1090, 
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Beſtimmun en dleſes Vertrages entſchieden werden, daß die ge: 
ſchenkten Guͤter von einem geſetzlichen Pfandrechte zu Gunſten 


der Ehefrau des Geſchenknehmers ergriffen worden feyen, und 


diefes Pfandrecht fortbeftanden habe, des Ueberlebens des Ge: 


ſchenknehmers ungeadhtet. C. H. Vw. Montpellier. S. 29. 1. 


132. — f. Art. 952. 963. 

2. Durch eine Schenkung gegenwärtigen und Lünftigen 
Vermögens, obwohl durch Heirathsvertrag zu Gunften der Ehes 
gatten gemacht, und einen Nugniebungsvorbehalt zu Gunften 
des Geſchenkgebers enthaltend, fofort von einem Vetzeichniſſe 
der Schulden begleitet, wird weder das volle noh auch nur das 
bloße Eigenthum übertragen , felbft was das gegenwärtige Ver— 


mögen betrifft, wenn fie nicht die Gefchenfnehmer in den u 
mittelbaren Befig der geſchenkten Gegenftände gefegt hat. — Eine 
ſolche Schenkung kann in der Borausfegung des Art. 1080. 


verfallen, und darf daher nur als eventuell betrachtet werden. 


E 9. Bw. Ufel. S. 30. 1. 27. 


3. Der Art. 1089. weldyer die Schenkungen zu Gunften 
einer Ehe auf die Kinder des Gefchentnehmers ausdehnt, und 
der in diefer Beziehung den Gefchenkgeber zu ermächtigen fcheis 
nen Eönnte, ſich als Erbberechtigter feines Enkels hinfichtlich 


des gefchenkten Gegenftandes darzuftellen, ift nicht von Schen: 


tungen unter Zebenden zu verftehen, fondern nur von vertrags— 
mäßigen Erbeinfegungen. Nismes. S. 20. 2. 38. L.56. 463.*) 
f. Art. 747. u. die Not. 1039. 1040. 1092. 
f. Urt. 13. ff. * Ä 
+ Schenkungen in Eheverträgen, und deren Befchränfung zu 
Gunften der bhinterlaffenen Finder. N, Jahrb. I. 149. 


Meuntes Kapitel. 


Bon Verordnungen unter ‚Ehegatten vor und während ber 
Ehe **«y). 


1. Der der Heirath vorangegangene Concubinat hindert 
zwei Ehegatten nicht, ſich alle Vortheile zuzuwenden, welche das 
Geſetz in den gewoͤhnlichen Faͤllen unter Ehegatten verſtattet. 
Poitiers. S. 2. 2. 214. | 

2. Die MWechfelfeitigkeit der auf den all des Ueberlebens 
beftimmten Vortheile benimmt ihnen den Charakter einer Schen⸗ 


*) Bon den Schenkungen, welche das dermalige und Tünftige Ver: 
‚mögen bes Geberö zufammen zum Gegenftande haben, 
3adar. IV, 740. 

++) Bermächtniffe durch Eheberedungen. Brauer. VI, 76. — 
Zrefurt 503. $. 625. 

***) Trefurt 444 ff. — Vol. R. B. 1810. VI, XXXII. (Samml. 
I. 1003 


r 
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kung unter unentgeldlihem Titel nicht. Folglich Können ſolche 
BVortheile auf Verlangen der Pflichterben bis auf den: gefeglichen 


Freitheil gemindert werden. Zouloufe. S. 22. 2. 100. L.64. 193) 


4. Die im Heirathövertrag und für den Üüberlebenden Theil 
bedungenen Vortheile find durchaus eventuell, und ihr Anfall zw 
Gunſten des uͤberlebenden ereignet lg ” mit u Ableben des 
andern Ehegatten. Caff. Gent. S..7. 1. 276. D. 5. 21. 76. 
L. 18. 166. 3 | 

5. Die Echenfung in einem Heirathövertrage, wodurch 


ein-Ehegatte dem andern eine Summe Geldes gibt, um biefelbe 
nach dem Ableben des erftern aus feinem Vermögen zu ‚beziehen, 
mit Unterpfandsreht auf gegenwärtigen und kuͤnftigen Gütern, 
kann, wenn fie auch von den. Berheiligten als Schenkung: unter‘ 
Lebenden bezeichnet wurde, doch ald Schenkung von Todes wegen 


betrachtet werden , welche duch das Vorabſterben des. Gefchenf: 
nehmers widerruflich wird; — wenigſtens unterliegt das Urtheil, 


welches fo entfcheidet, ‘der Gaffation nicht. C. H. Vw. Guadeloupe. 


S. 22. 1: 287. D. %. 1. 180 L. 65. 42. *) 
f. Art 931. 939. 1097. 1480. 1510. 1525. 2 

4. Die Bedingung des Ueberlebens des EEE — 
ſeiner Kinder, welche einer vertragsmaͤßigen Erbeinſetzung bei⸗ 
gefuͤgt iſt, wird für erfüllt angeſehen, wenn beim Ableben des 
Einfegenden ein‘ ‚Sohn des. Eingefegten: vorhanden ift, obwohl 
diefer Sohn vom buͤrgerlichen Tode betroffen fenn folte. E. 9. 
Vw. Paris. S. 16. 1. 30. f. Art. 1081. 1089. 1339.* | 
2. Das vertragsmaͤßig auf kuͤnftige Güter gelegte Wit⸗ 
thum ergreift dieſe Güter nicht, wie eine Schenkung unter den 
Lebenden. — Wenn alſo der Ehemann auf die Befugniß , feine 


Errungenſchaft zu -veräufern oder zu verpfänden, nicht verzichtet 


hat, ſo bleiben dieſelben während feiner Lebenszeit frei und für 
das Witthum nicht verhaftet. — Die errungenſchaftlichen Guͤter 
ſind fuͤt ein Witthum nicht verhaftet ; als ſtellvertretend für die 
eigenthuͤmlichen, wenn die Errungenſchaft vor dem Verkaufe der 
eigenthuͤmlichen ſtatt gehabt, und 2 Ehemann feine Erklaͤrung 
in — — gemacht hat. C. H. Vw. Rouen. Ic 18: 
1. 66. D 15. 1. 193. L. 49. 289. } 
f. Art. 943. 1082 ff. 1089. 1097. 
Die Erbeinfegung ; welche von einem heart bei 


‚id 4 
Von * — der ——— Verfuͤgungen, welche in einem 
Heirathsvertrage von dem einen der zukünftigen Ehegatten zum 
Bortheil des andern getroffen werden koͤnnen. Zachar. EV. 741. 
— Widerlage — eh ropter nuptias. . Brauer V. 454, 
— Kann nad) dem Eandredt in einem Ehevertrag eine Erb: 
einfegung, ein Erbvermädhtniß oder eine Schenkung ſtatt finden ? 
Archiv fe R, I. 211. 


1098, 


1092. 


1093. 


109. 


109. 
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feiner Berheirathung zu Gunften des andern gefchehen ift, hin- 
dert jenen nicht, über einige feiner Güter durch Handlung unter 
den Lebenden zu verfügen. — ebenfalls, wenn der eingefeste 
Ehetheil zu diefer Schenkung eingemwilligt hat, kann er deren 
Gültigkeit in der Folge nicht untere dem Vorwand anfehten, 
daß fie den Beftimmungen des Heirathövertrages zumider laufe. 
Durch eine folhe Erbeinfegung wird auch dem Einfegenden die 
Befugniß nicht entzogen, eine neue Erbeinfegung zu machen, 
nur bat die legtere bloß in dem Falle Wirkung, wenn bie er: 
ftere durch Vorabſterben des Kingefesten verfallen follte. Der 
Umftand, daß der erft Eingefeste zur legten Erbeinfegung feine 
Einwilligung gegeben hat, enthält feinen Verzicht auf den Vor: 
theil der erften Erbeinfegung, wenn er den Einfegenden üÜberiebt.: 
Bourges. J. 19. S. 1834. 2. 54.*) f. Art. 1395. 
FR. F. Verzicht auf ein im Ehevertrage zuge au Erbrecht bei 

Lebzeiten. der — Annalen J. 151. 183. 229. — 

f. Art. 1084. N a alnk. 1094 Mr. 1b. 

1. Ein von — ſelbſt in ihrem Heirathsvertrage 
abgelegter Verzicht, ſich gegenſeitig zu beguͤnſtigen, iſt unwirkſam: 


d.h. fie iſt nach Willkuͤhr widerruflich, und Dritte, ſelbſt die ge— 


ER Erben, koͤnnen ſich nicht darauf beziehen. Caſſ. Nancy. 
$S. 19, 1, 56. D. 17. 1. 71. L. 55. 28. 

2. Ehegatten, welche fi eine allgemeine Schenkung ge: 
macht ‚haben , behalten nichts defto. weniger die. Befugniß, vers 
geltende Schenfungen zur Belaſtung des. Gefhentnehmers zu 
machen. Caen. S. 13. 2. 63. f. Art. 1083. 

3.. Sm Art. 1094. ift das Wort — nicht als das 
bloße Eigenthum, ſondern als vollſtaͤndiges Eigenthum 
zu verſtehen. Bruͤſſel. S. 11. 2,335. D. 9. 2. 12. L. 29.187. 

Der Urt. 1094. ift beſchraͤnkend, in dem Sinne, daß 
hier das Aeußerſte angegeben iſt, woruͤber unter Ehegatten, deren 
einer Kinder hinterläßt ; verfügt werden barf. Folglich Fann ber 
Ehegatte, dem ein Vermaͤchtniß gegeben wird, nichts über 
jenen Theil verlangen, felbft wenn der Zeftirer ihm die Hälfte 
zu Eigenthum gegeben hätte, im Sinne des Art. 913., und nur 
ein Kind hinterließe. Nismes. S. 7. 2. 1156. **) 

I. Wenn ein Ehegatte gleichzeitig zu Gunften feines Gat: 
ten und eines Kindes verfügt hat, fo ift die Minderung nur in 
fo weit zuläffig, als die Verfügung die höchfte Ausdehnung 
deffen, was zugewendet werden darf, überfchreiteet — Wenn 


) Rom Widerruf und Berfalle folder Verfügungen, die in einem 
Heirathsvertrage von dem einen der zukünftigen Ehegatten 
dan Se Vortheil des andern getroffen werden Können. Zadar. 


42, 


**) Laukhard III. ©, 10, 
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daher der Teſtirer mehr als drei Kinder hinterlaffen hat, fo muß 1094: 
der Freitheil nah Art. 1094. und nicht nad Art. 913. berechnet 
werden Limoges. S. 22. 2. 261. D. 21. 2. 41.*) 

6. Wenn ein Vater, der zwei Kinder und eine Ehefrau 
binterläßt, vertragsmäßig einem feiner Kinder das verfügbare 
Drittel gibt, zufolge Art. 913., fo Tann er noch zu Gunften 
feiner Ehefrau, im Sinne des Art. 1094. freigebig verfügen. — 
Lesteres kann in dieſem Falle nicht der ganze im Art, 1094. 
beftimmte Theil feyn, fondern nur die Differenz zwifchen - bem 
Drittel zu Eigenthbum (2%.), welches der Art. 913., und dem 
Viertel zu Eigenthbum mit dem Biertel zu Nugnießung ur 
— der Art. 1094. verſtattet. Toulouſe. S, 10. 2.1 13. D 
8. 2. 14. L. 28. 267, **) 

7. De Antheil, woruͤber nad Art. 1094. und iener, 
worüber. nach Art. 93. verfügt werden kann, dürfen nicht mit 
einander verbunden, der Vorbehalt darf nur mit dem einen oder 
dem andern belaftee werden. — Der Antbeil, über welchen nad) 
Art. 1094. zu Gunften des Ehegatten verfügt werden Fann, darf 
weder ganz noch theilweife einem Fremden gegeben werden, auch 
felbft einem Kinde nicht, welches der — — ehabt 
bat. C. H. Bmw. Toulouſe. S. 13. 1 441. D. 11. 1. 441. — 
Air. R. G. 1836. 2. 421. **) — na a Sinn 
entfchieden. Lyon. R. G. 1836. 2 1 

8 Man kann Über den duch ER 913. und über den 
durch Art. 1094. beftimmten Antheil des Vermögens in Berbins 
bung mit einander verfügen, fo daß wenn aleich ein Vater: drei oder 
mehrere Kinder binterläßt, er. doch zu Gunſten eines derfelben, 
oder zu Gunften eines Fremden, über ein Viertel feines Ver⸗ 
mögens zu Eigenthum verfügen kann: fofort über ein anderes 
Viertel zu Eigentbum und ein Viertel zur Nugniefung , ober 
über die Hälfte zur Nugnießung, zum Vortheil feiner Ehefrau. 
— Sn. diefem Falle muß die der Ehefrau vermahte Nugniefung 
nicht bloß aus dem ‚gefeglichen Vorbehalte der Kinder, fondern 
auch aus dem Viertel entnommen werden, worüber er 2" Gun: 
ſten eines Dritten verfügt hat. Air. S. 11..2. 112, D. 10. 2: 
81. f. Art. 1098. 

8b. Wenn ein Ehegatte über einen Theil feines Verde 
gend zu Gunften feiner Ehefrau, und über einen andern Theil 
zu. Gunften eines Dritten verfügt hat, fo ift der verfügbare 
Theil: nicht nach der Beſtimmung des Art. 913. , fondern viel 
mehr nad) der hierher gedgimun. —— des Art. 1094. 





*, Laukhard III. ©, 2. 
**) Laukhard III. S. 3, 
”**) Laukhard III. &, 4, 
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41904. zw berechnen. — Ein Vater, welcher drei Kinder Hat, kann 
daher die Hälfte feines Vermögens feiner Frau, und ein Viertel 
zu Eigenthbum einem feiner Kinder oder einem Fremden geben.‘ 
— — 11. 2. 109. L. 29. 380. 

Im entgegengeſetzten Sinne entſchieden. ‚Agen. 8 
32. 23 148. 


9. Ein Ehegatte , welcher Kinder hat, kann gleichzeitig 
über die Hälfte feines Vermögens zur Nugniefung, zu Gunften 
feiner Frau, und über ein Zehntel: zu vollem Eigenthum zu 
Gunften einer fremden Perfon verfügen. EC. H. Bw, Iſere. 
8. 11. 110. D. 1. 117. : 
- 40. - Wenn ein Ehemann feiner Frau die Nugniehung feis 
nes halben Vermögens gibt, fo darf man nicht, um den Werth 
der Schenkung zu-.beftimmen, das Kapital der Kiegenfchaften zur 
Erbmaffe ziehen, woran der Ehemann nur das bloße Eigenthum 
hatte: Paris. 8. 7. 2. 1245. L. 20. 217. 

11. Ein Ehegatte kann zu gleicher - Bit einem Fremden 
den gewöhnlichen Freitheil, und überdies die Nutznießung bed 
zum: der Ahnen dem überlebenden Ehenatten geben. — 

Es ift zur Gültigkeit. der Gefamtheit der Verfügungen nicht 
nothwendig, daß das Ganze (der Freitheil und die Nugnießung 
des Pflihetheils) dem Ehenatten gegeben werde. E. H. Vw. 
Lyon. S. 26. 1. 269. D. 24. 1. 99. L. 75. 154. *) 5 

12. Die Schenkung eines Antheils des am meiften — 
ſtigten Kindes, welche einer von beiden Ehegatten dem andern 
gemacht hat, umfaßt nicht die Geſamtheit des Vermoͤgens des 
Geſchenkgebers, ſelbſt wenn dieſer ohne Kinder, oder andere 
Pflichterben verftorben wäre. Es muß: in diefem Falle das Vor⸗ 
handenfeyn - eines Kindes angenommen, und die Wirkung der 
—— auf die Bun, * Vermoͤgens beſchraͤnkt werden 
Paris. S. 25. 2. 314. L 125. 

13. Ein von einem ee zu Gunſten des he 
unbeſchraͤnkt gegebenes Erbvermähtnig umfaßt nicht die: Nutz⸗ 
nießung des Vermoͤgensantheils, woraus der gefegliche Pflicht: 
theil der Ahnen befteht 5; es muß in dieſer a an aus: 
nie vorhanden feyn. Agen. 8. W. 2. 99. D. 
13b. Anders verhaͤlt es ſich mit dem —— wel⸗ 
ches ein Ehegatte (der ohne Kinder oder Abkoͤmmlinge geſtotben) 
dem andern zugewendet hat, „von allem, mas das Geſetz ihm 
zu geben erlaubt.“ Agen. S..29, 2. 74. 

14. Die Zufiherung in einem Heirathsvertrage daß der 
überlebende Ehegatte die Nutznießung des dem andern gebuͤhren⸗ 





*) Laukhard III. ©, 16. 
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den Antheild ah den errungenen Liegenſchaften ber Ehegemein: 109: 
ſchaft haben folle, begründet keine Freigebigkeit oder Schenkung 
unter ‚Ehegatten, welche der Minderung bis zum Pflichttheile 

der Kinder unterworfen wäre, fondern nur eine einfadye Webers 
einkunft in’ Betreff der Ehegemeinſchaft. — Wenigftens ift ein 

ſo Iautendes Erkenntniß, unter Auslegung ber Gedinge eines 
unter der Herrfchaft der Gewohnheitsrechte (von St. Omer) eine 
gegangenen Heirathsvertrages, der Enffation nicht unterworfen. 
E..9.:Bw. Douai: 8: 30. 1. 75. ' 

45. Der Freitheil, wenn e8 ſich davon handelt , die Wir- 
kung einer gegenfeitigen- Schenkung unter Ehegatten zu beftime 
men, richtet fi mac dem Gefege zur Beit der Verehelichung, 
nicht zur Zeit des Ablebens: obwohl Kinder aus dieſer Ehe vor: 
handen wären, deren Anzahl bei der Beitimmung des‘ — 
beruͤckſichtigt werden muͤßte. C. 9 Vw. Ar. S.20. 1. 352. D 
18.1: 295. L. 58. 529 | 

f. Art. 350: 913. und die Not, 1098. 159. 

(16) Wenn der im Art. 913; beflimmte Freitheil durch 
Berffnung eines Ehegatten zum Vortheil des andern erfchöpft 
worden, fo kann der Geſchenkgeber einem Fremden nichts mehr 
zuwenden, felbft die Differenz nit, melde Pin dem Freie 
theil des’ Art; 913: und jenem des Art. 1094. -beftehen möchte, 
— Dies Iestere ift eine ganz perfönfiche — —— der Ehe⸗ 
gatten, welche dieſe allein — koͤnnen. C. H. Vw. Paris. 
R. G. 1833. 1. 506. — ir. R "8. 1836. 2. 177. 49. = 
(46) b. Der Code hat keine —* Regel uͤber die Art, 
die Nutznießung zu’ berechnen, au zot und Kg folglich 
dieſen Anſchlag dem Ermeſſen des erichtes. Ebend. 

(16) e. Die Haͤlfte des Vermoͤgens in Nuſznießung iſt dem 
Viertel zu Eigenthum gleichgeſetzt. Ebend. 

7)Die Schenkung des geſamten Fahenißvermogens ohne 
Ausnahme, welche ein Ehegatte zum Vortheile des andern ges 
macht bat, kann mittelft Auslegung des Vertrages: fo angeſehen 
werden, daß bie Klagen und Erfägforberungen des’ Geſchenkgebers 
nicht darunter begriffen ſeyen: — beſonders dann , wenn die 
Klagen im Heirathsverttage waͤren verliegenſchaftet worden. Ver⸗ 
gebens wuͤrde man einwenden, daß die Wirkung eines ſolchen 
Verliegenſchaftungsgedinges nicht auf andere Rechte, als auf 
ſolche, welche aus dem Heirathsvertrage fi ableiten, ausgedehnt 
werden koͤnne. E. H: Bw, Amiens. J. 19. S. 1835. 1. 833: ” 
— Art. 927. 585. 
2 re Ä | 9 vinnieh) 
— Von dem I des Art. 1084. Sadar IV. 688. — . 
“= per elterlihen Nusniegung.' Brauer VL 327. —' Rinpli es 
a bei —— ———— ag 


8 


1098. 


— 
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von einem Teſtirer, welcher drei Kinder hat, über ein Viertel 
zum Vortheil eines Kindes verfuͤgt worden, fo kann er feinem 
Ehegatten zweiter Ehe nichts weiter vermachen. Lyon. 8. 13. 2. 
344. f. Art: 915. 1094. 5 
ED Wenn der Freitheil zue Hälfte in Nugnießung gegeben 
ist, ſo koͤnnen die Gerichte ein Vermaͤchtniß für gültig erklären, 
welches bie Hälfte zur Nutznießung, und außerdem noch einen 
Betrag tiber diefelbe verleiht, wenn fie anders den Erben die 
Befugniß laſſen, ſich durch Hingabe des Viertels zu Eigenthum 
vom MWeitern zu befreien. Diefes Viertel zu Eigenthum- wird. 
als ftellvertretend für die in Nugnießung gegebene Hälfte angefehen.' 
& H: Vw. Grenoble. S. 14.1.170. D. 12.1. 301. L. 40. 129. 
3. Wenn ein Ehegatte dem andern, der in zweiter Ehe 
mie ihm fteht, die Nugnießung feines ganzen Vermögens“ „für 
fo viel vermacht, als das Geſetz ihm erlaubt, zu feinen Guns 
ſten zu verfügen‘, fo umfaßt diefes Vermaͤchtniß nur die Nutze 
nießung des Freitheils. — Eine folhe Verfügung befagt nicht, 
daß der Vermaͤchtnißnehmer Anſpruch auf eine Nußnießung habe, 
welche dem Freitheil im Werth gleichtomme. Amiens. S.23. 2.109. 
5. Der Urt. 921. befagend , daß nur diejenigen, zu deren 
Bortheil das Gefeg den Vorbehalt macht‘, eine Minderung der) 
Derfügungen unter Lebenden verlangen koͤnnen, ift nicht auf dem’ 
Fall einer in zweiter Ehe gemachten Schenkung anwendbar. — 
Folglich Fann die Minderung von dem Ehegatten, der die Schen: 
kung gemacht hat, felbft verlangt werden; diefes Recht ſteht 
nicht den Kindern erſter Ehe ausſchließlich zu. Bordeaux. 8. 24 
2218. D. 20. 1. 319. L. 64. 81. 
J. Art. 913. 921. 1094. 1496. 1525. 1527: J 
(6) Die Frau, der ihr Mann den Antheil des mindeſt 
begünftigten Kindes gegeben hat, ann zur Feftfegung dieſes 
Antheils die Einwerfung der Schenkungen und Vorausvermaͤcht⸗ 
niſſe nicht begehen, welche (ohne Weberfchreitung des Freitheils) 
von dem Manne, fogar nachher, gemacht worden ſind. Paris. 
R G. 1833. 2. 397. f. Art. 921. 922. * 


wi (MN Eine Frau, der im Heirathsvertrage ein Kindstheil 


aus dem Vermoͤgen ihres Mannes geſchenkt worden, kann keine 
Einwerfung im Stuͤck von den Geſchenken des letztern an. feine 
Kinder fordern, (zumal wenn dieſe Geſchenke vorher, gegeben 
wurden). Die Einwerfung darf nur duch Zuruͤckſtehen bewirkt 
werden, um den beſtimmten Antheil des Geſchenkes von Seiten 
des Kindes feſtzuſetzen. — Die Frau als Geſchenknehmerin kann 
nicht einem Erben verglichen werden. Paris. R. G. 1836. 2. 
354.) f. Art. 857. 922, , N 


139). Bon, dem Falle des Art. 1098. Zachar. IV. 690; 5 hnl'den 
freigebigen Verfügungen, welche ein Ehegatte "zum Vortheil 
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+1) Bei Berechnung des Viertheils des — ‚Komm bier 1098, 


der Errungenfchaftsantheil des beichenften * nicht in 
Computation. Eben fo wenig dasjenige, mas dem Ueberleben⸗ 
den durch Verfuͤgung des Geſetzes zu Theil wurde. Hohnh. 


IV. 74. 
2) Vach altbadiſchem Recht erbält er „von des Verſtorbenen digen: 
ithuͤmlichem Hab und Rehnung eine Terz“ Hohnh. IV. 218. ;, 
1. :. Ehegatten, welche feine Kinder haben, koͤnnen ſich Vor⸗ 
theile unter der Form einer verftedten Schenkung zuwenden. — 


Der Urt. 1099. ift auf den Zeftirer nicht anwendbar, welcher 


zn Pflichterben hinterlaͤßt. EC. H. Vw, Bordeaux. D. 17. 


2% - Der Kindstheil, welchen ſich Ehegatten im Falle einer 
-Miederverehelichung zuwenden koͤnnen, muß aus dem ganzen 
Vermoͤgen des Erblaſſers, dem geſchenkten wie dem nicht ges 
ſchenkten, genommen werden. Paris; 8. 9. 2. 257. rt 
. :3: Die Kinder: erfter Ehe koͤnnen vor Geriht in einer 
Klage interveniven, welche ihre wieder verheirathete Mutter ange⸗ 
ftellt, und deren Zweck die Minderung der indirekten Vortheile 
ift, welche fie ihrem zweiten Ehemanne zugewendet hat. Caſſ. 
Guadeloupe. S. 22. 1. 345. D. 20. 1. 319. L. 64. St. 

4. In dem Falle, wo die Frau ihre ganzes Vermögen, 
ohne alle nähere Bezeichnung, ſich als Chefteuer gefegt hat, wird 
die vom Manne ausgeftellte einfache Befcheinigung, „daß er auf 
diefe Ehefteuer während der Ehe eine gewiffe Summe empfangen 


habe”, hinſichtlich der Gläubiger des Ehemannes für eine mit 
telbare Begünftigung angefehen, wenn anders die Befcheinigungse 


urfunde nicht die vor dem Notär gefchehene Baarzahlung beglau: 
bigt: — zumal wenn zue Zeit diefer, Urkunde der Mann fchon 
zahlungsunvermögend, obgleich noch nicht dafür erklärt war. Bor⸗ 
deaur. S. 28. 2. 44. D. 27. 2. 84. 

5, Die Frau, zu deren Gunften ihr Mann während ber 
Che Beſcheinigung uͤber den Empfang einer Summe. Geldes 
ausgeſtelit hat, ift Dritten gegenüber zu bemeifen ſchuldig, woher 
fie diefe Summe erhalten habe: unde habuit, obwohl ihr, in 
bewidmeter Ehe lebend , eine Ehefteuer nur theilmeife ausgefegt 
war, und fie im Genuffe von zugebrachtem Gute. ſteht: — bes 
fonders dann, wenn ed von einer zu Gunften einer zweiten Frau 
ausgeftelten Beſcheinigung fi) handelt, welche ſtets die Were 
muthung gegen ſich hat, daß fie die Mechte der Kinder erſter 
Ehe ſchmaͤtern wolle, und vornemlich, wenn der Mann. die Gi 
mulation der Urkunde zugefteht. Grenoble. 8. 28. 2. 44. f. 
Art. 1138. 1356. 1525. 1527. 1595. KERERIHTEN 





des andern während: der Ehe treffen Kann, ‘in Beziehung‘ auf 
ihren Inhalt Zachar. IV. 744, gi! re di 


10 Von Voermoͤgens⸗Uebergaben. 


409. 6Veſtſteckte oder mittelbare Schenkungen, die ein Ehegatte, 
beider Kinder erſter Ehe hat, zu Gunſten ſeines neuen Ehe— 
gatten macht, ſind unbedingt unguͤltig, nicht bloß der Minderung 
auf den Freitheil unterliegend. C. H. Vw. Agen. S. 32. 1. 
134 — ECEaſſ. Rouen. J. 19. 8. 1834 1. 7609. — Toulouſe. 
J. 19. 8.1835. 2. 392. — Paris. R.G. 1836. 2. 343. — Paris. 
R.G. 1837. 2. 322. — Im entgegengefegten Sinn entfchieden. 
Bourges R. G. 1836. 2. 344, *) 

1100.’ Die gefeglihe Beftimmung der Bermuthungen, welde 
auf Unterfchiebung von Perfonen fi beziehen, fließt den Ber 
weis von Unterfhiebung , bezüglich aller andern Pefonen nicht 
ans. — Eine dem Bruder eines Unfähigen gemachte Scienfung 
‚Tann nach den Umftänden, als.einer untergefhobenen Perfon ge 
ſchehen erklärt werden, obwohl der Bruder vom Gefeg unter die 
Zahl der für eg geachteten. Perfonen nicht gerechnet 
wird. C. H. Vw. Meg. 8. 16. 1. 433. D. 14. 1. 274. L. 
46. 233. i 

f. Art, 911. 1350. 1352. 


* Behntes Kapitel. 
Don DBermögend » Lebergaben. **) 


1100 * $. V. über Bermögensübergeen ı - Bed RNgeN. R. B. 
aa 4807. XXXV. Samml. I 


* Erfter Abſchnitt. 
Allgemeine Verfügungen. 


* 9 Vermoͤgens ͤbergabsgeſuche vor dem 63ten Lebensjahre follen 
: ohne Beiheinigung der Leibed« oder Gemüthd-Gebrechlichkeiten 
Id. Borgelegt werden. DB.D.A.B. 18%. N. 47. Wehrer 


2) Die dterb,Difpenfation sum Behufe der Vermögensübergaben 
* Eltern wird in allen Faͤllen den Aemtern überlaffen. Min. 
— d. Inn. M.A.B. 1824. N. 80. DAB. N, 80. Wehrer V. 60 


ab ft 3) Dermögendübergaben find an die für Schenkungen vorgefchrie: 
Pepe BOTWalhANNn gebunden. Hohnh. 1. 20,1 iR 8. f. 


*) Laukhard II. ©. 27. 
*) Zrefurt 486. — 498. — Rettig $. 424-430. 
*) Vermächtniffe in Bermögensübergaben. Brauer VI. 305. 


Bon Vermoͤgens⸗Uebergaben. 19 


47 In diefe Kategorie gehört auch die bloße Ueberlaffung der Nutz⸗1 
2 —5— glei@gükig, ob an eigenem oder var Berubaes. ee 


5) — muͤſſen von Staatsſchreibern 
fertigt, — Concepte bei Strafe der Nichtigkeit: aufbewahrt 
wer en, end i 

6) Von dem Beguůnſtigten hängt es ab, ob er ſich die Bedingun: : z 
gen derfelben nn faffen wolle, oder nicht. — Durch Verzicht 
auf diefelben kann er fi daher auch, er nu ihm auferlegten 
Eollationdpfliht befreien. Hohnh. V 

7) Butdübertragungen aroifchen —n * Ben find Freund» 1100 
fchaftöverfäufe. Hohnh. II. 


* Zweiter Abfchnitt. 
Bon Eigenthumd » Mebergaben. 


+ 1) Verzicht auf die väterlihe Nutznießung geht aus der unbeding: 1100 
ebergabe eined Gutes vom Dater auf den Sohn hervor. ba 


———— iſt nad $.. 7. der Verordnung vom 7. 1400 
ri 1808, (R. B. X.) im — als nutznießlich und wider bb 
ruflih zu ;präfumiren. — Nach 2. 3. 1100 bb. foll dagegen 
der nd edalt des freien Widerrufes nicht praͤſumirt werden. 


an 
3) ap Horn. 1 Ä 2100 
* Dritter Abfchnitt. 
Bon nusnienlichen Uebergaben. 

+ 1) Bermögendübergabe des Vaters an feine Kinder -ift, nachdem 1100 
fie dur den Tod des erfigrn benätigt OR, ald eine wahre ca 
Zodtheilung anzufeben. Hobnb. I 

2) R. 5. über den Webergang nutniefüider Dermögensübergaben 
auf die Erben ded Empfängerd, und über den Pflichttheil der 


Ahnen. Zur Erläuterung der £. ©. 1100 ca. und 915. Anna: 
len VI. 112, 


* Eilftes Kapitel. 


Bon Auslegung der Schenkungen und Vermächtniſſe. 

*) 1100 
**) 1100 
xe*) 
00 
*) Auslegung ber legten Will Brauer V. 850. vgl. Hohnh 1 

usleg e en. . 850. vgl. Hohnh. I. 

8 — 194. : 


**) Zrefurt 500. —— 1). 
“s) Ebenb. 8, 608 ,.2) — - pol, Laufhard II. 104. 
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4100 3 Milde Stiftungen, aud Juͤdiſche muͤſſen immer, nach: dem: ein: 
dc „zelnen Stiftungsgefegen  beurtbeilt werden. — Die’ murhmaß- 

liche Abficht eines Stifters, Profelyten von der Stiftung auss 
ufchließen, bleibt daher unberüdjichter, wenn dad. Stiftungsge⸗ 
ken feinen  Unterfchied in der Religion macht. Hohnh. IV. 232. 


de : | | | ir N N 
Dritter. Titel, 7— 
Von Verträgen und Vertragoͤverbindlichkeiten überhaupt. 


Erſtes Kapitel. 
Vorlaͤufige Verfüůgungen. 


110141. 1. Rechtsgeſchaͤfte, welche mehrere Beſtimmungen von ver: 
ſchiedener Natur enthalten, empfangen ihre Benennung von der 
——A Caff,. Meg. S. 10. 1. 347. D. 8.1. 

2. Die falfhe Bezeihnung eines Vertrages iſt mehr als 

ein unrechtes Urtheil; fie gibt Grund zur Caffation, wenn darin 

die Webertretung einer gefeglichen.. Definition enthalten, wenn 
das Gefeg die Elemente angegeben hat, melde jenen Vertrag 
charakteriſiren. — Wenn alfo ein Erfenntniß das Vorhandene 
feyn aller den Vertrag begründenden Elemente hergeftellt oder 
ı wirklich anerkannt hat, ihm aber die vom Gefege: beftimmte Be— 
zeichnung verfagt, ſo iſt die Gaffation begründet." Caff. Lyon. 
8. 23. 1..378. D..21..41, 8, Hey u) 00200, 
ſ. Yet. 1126. 1341. 1370. - or 





*) Frefurt. 500. $. 608. 3). Bedingungen der Vermädhtniffe. 
Brauer V. 802. f. — Uebertragung der Vermaͤchtniſſe. Ebend. 
831. — Das Verbot einer Betagung bei Erbeinfegungen fällt 
weg. Brauer V. 805. 


**) Trefurt. 463. $. 523. 2). — 501. $. 613. — Die Eigenheit 
des roͤmiſchen Rechtes, daß da, wo ein Erblaffer dem einen 
die Sadje, dem andern die Nugniefung vermacht, beide fich in 

die Nutznießung theilen, fällt weg. Brauer V. 754. 


++) Begriff eines Vertrages. Zachar. II. 340. — Ueber ven Eis 
genthumserwerb in Gefolge von Conditionen. Archiv f. R. I. 
a — Buͤrgerliche unwirkſamkeit der Geluͤhde. Brauer 


+ 








Von ben Erforderniffen zur. Gültigkeit der Verträge. 193 
fe Art. 1184. 1325. *) 1102, 
**) 1103. 


1. Eine Schentung unter Lebenden, die von einem Water 1106. 
feinen Kindern unter der Bedingung gemacht wurde, ihn zu er⸗ 
nähren und zu unterhalten, muß, als unter belajtetem Zitel ges 
geben, angefehen werden. E. H. Vw. Montmorillon, S. 9. 1. 
106. D. 6. 1. 534. L. 23. 343. 


3: Die Ueberlaffung des Antheils an ber ehelichen Erruns 
genfchaft und der ehelichen Anfprüche, von Seiten einer Mutter 
zu Gunften ihrer Kinder, gegen eine Rente, welche weit unter 
dem wahren Werthe fteht, muß als unter belaftetem Titel ges 
Dee — werden. C. H. Vw. Tulle. 8. 9. 1. 185. 


Die Befimmungen bes Geſetzgebers in Wertragsfachen 4407. 
find ‚ihrer: Natur nad) fürforglich, und. verbinden ' Nur in = 
— ausdruͤcklicher Nebereinkunft. Bordeaux. 8. 17. 2 
74. D. 15. 2. 65. L. 50. 150. ***) Ä 

f. At. 1134. 


"Zweites, Kapitel 
Bon den Erforberniffen zur Gültigkeit ber Verträge. | 


1. Im Allgemeinen wird der, welcher in fich bie Befug⸗ 1108. 
niß hat, eine gültige Nechtshandlung zu unternehmen, im Zwei⸗ 
fel dafür angefehen, daß er biefeibe in der Eigenfchaft unter 
nommen habe, welche das Rechtsgeſchaͤft gültig mathe, nicht in 
einer -Eigenfchaft, welche es ungültig — würde. €. H. 
Vw. Paris. S 15. 1. 32. D. 12. 1. 463. L. 40: 490. 

2. Wenn zroifchen zwei Verteagsperfonen Ungültigkeit bee 
Rechtsverbindlichkeit auf der einen Seite eintritt , fo ift diefe 
unguͤltigkeit wechſelſeitig und kann von der Gegenpare vorges 


*) Gintheilung ber Bertöge, Zachar. II. 341, — Brauer V, 
851 — 854. 899. Sachvertraͤge. ebend. 168. 886. Streng pers 
ſoͤnliche und mittheilbare Verbindlichkeiten — Hagbare — 
nicht Flagbare V. — verworfene und befchränfte V. — Brauer 
en. — 203. —— ————— fallen weg. ebend. 

**) — (Poilicitationes) und tirchliche Gelübbe (Vota) 
hab ——— buͤrgerliche Rechtsberbindlichkeit mehr. Brauer 


ee*) Einfluß der Benennung auf den Vertrag. Brauer VI. 78. 


194 Bon den Erforberniffen zut Gültigkeit der Verträge: 


1108: wendet werden. C. H. Bmw. Paris. 8. W. t. 73. D. 17. 1. 
586. L. 56. 401. 
| f. Art. 1109. 1133. 1124. 1126. *) 
"+ Eine Schuldurkunde, welche feinen Gtäubiger benennt, kann 
nicht als güftige Beurfundung ‚eines Darteipene angefehen 
werden Hohnh. VII. .218. 


= Erfter Aufepnit, 


Ron der Einwilliaurg. “) 
1108a. ce, 
ß + 4). Stillfibmeigende Einwitigung, ‚geibieht nah L. 3. 1108. 
In 8; durch Handlungen. vgl. £. 3. 1108 bi — Hobnd. 11T: 58. 63. 
2Dieſelbe kann bei einer * Dienſibarkeit nicht engen 
nommen: werden. Andaleni 111. 7. 
1108b.****) \ 


1108c. 7) 
1109. 2. Ein Vertrag, wozu das wirklich beſtehende Geſetz in 


allen ſeinen Beſtimmungen und Umſtaͤnden ermaͤchtigt, kann 
nicht fuͤr betruͤgeriſch gehalten werden, welche Veraͤnderungen 
in der Geſetzgebung nachmals auch ſtatt finden ſollten, ſelbſt 
wenn dieſe Veraͤnderungen zur Zeit des Vertrages waͤren voraus⸗ 
geſehen worden, und die Vertragsperſonen die kuͤnftigen Beſtim— 

mungen der Geſetzgebung hinſichtlich des Vertrags-Gegenſtandes 
hätten unwirkſam machen wollen. Caſſ. Amiens. 8. 10. 1. 
247. D. 8. 1. 223. — Caſſ. Riom. 8. 13. 1. 322. 

3. Ein Verkauf der Rechte, welcher von Seiten eines Ver⸗ 
maͤchtnißnehmers an einen andern, im naͤmlichen Teſtament ein⸗ 
geſetzten Vermaͤchtnißnehmer geſchah, kann als unguͤltig wegen 
Frrthums aufgehoben werden, wenn die Geringfuͤgigkeit des 
Kaufpreiſes zu erkennen gibt, daß der Verkaͤufer den Werth und 
die Beſchaffenheit ſeiner Rechte nicht kannte, waͤhrend im Ge⸗ 
gentheil der — vollſtaͤndige Kenntniß vom Teſtamente hatte, 
Angers. S. 19. 2. 181. L. 53. 276. 


4 Begriff der —— Zadar. IT. 296. — Natuͤrliche — 
rgerlihe V. — ebend. 297. — Haupt- und Nebenberbind: 
lichkeiten. ebend. 304. — Bedingungen der Gültigkeit der Ver⸗ 
träge im Allgemeinen. Ebend, 342. — Objekt. der Rechte. 
Brauer V. 247 — 249. 
*) Bon der Einwilligung. Zachar. II. 343. 
) Trefürt 258, $. 275, 1), — Ruͤckwirkende Kraft der Genehmi⸗ 
gung bei Rechtsgefchäften. Brauer V. 83, 
“6, — Einwilligung findet nicht weht ſtatt. Brauer 


⸗ 


+) Rechtsvoxbehalt — Rechtsverwahrung. Brauer v. 136. f. 205. 
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4. Der Käufer einer in Pacht gegebenen Liegenfhaft, ob⸗ 11109, 


wohl er fich verpflichtet hat, alle von feinem Verkäufer gegen 
den Paͤchter imPachtvertrage bewilligten Verbindlichkeiten zu, erfüllen, 
kann von diefen Berbindlichkriten ganz oder theilweiſe losgezählt wers 
den, wenn erhellt, daß der Verkäufer ihn davon zur Zeit des Kaufes 
nicht hinlaͤnglich unterrichtet, und ihn folglich uͤber den Umfang 
dieſer Verbindlichkeiten in Irrthum verſetzt hatı vorbehalts 
lich immerhin der Klage des Paͤchters gegen den Verkäufer. — 
Könnte der Verkäufer nicht wenigftens in folhem Falle die 
Wiederaufhebung des Verkaufes, wegen Nichterfüllung der Ber 
dingungen , unter welchen. derfelbe gefhehen war, ausſprechen 
loffen? — Berneint. ©. 9. Vi. Paris. S. 30. 1. 278. *) 


. f. Urt. 783. 887. 1116, 1304. 1353. 1356. 1376. 2053: 


+1) Nichtigkeit eined Vertrages, nenn er aus Furcht oder — 
eingegangen wird. Hohnh. J. 270, 
— facti. Hohnh. I. 268. 
3 en über — — wird nicht veniehen, wenn er eul⸗ 
08 i ahrb 
—38 her dad Wefen der Sache bei Verträgen. Annalen 


5) Wenn der Gegenftänd eines irrthuͤmlich abgelegten Verzichtes 

eine Liegenfchaft ift, fo kann die Nichtigfeitöflage gegen jeden 
dritten Befiger der Liegenfchaft angeftellt werden. Ebend. 
6) grrebum er ea Se re R tee — Reftitution gegen rechtöfräf: 
enntniffe 

7) Berträge, melde ein Ginger zum Grade, der Bewußtlofigkeit Be: 

HH eingegangen, fönnen ald ungültig — zn BR 
N. Jahrb. I. 219. — f. Art. 1116. Nr. 11 — 13.9 


4. Ein Urtheil iſt nicht zur ‚Saffation geeignet, weit darin 1110. 


entſchieden ıft, daß ein Srrthum über den Zeitpunkt der Wer 
Fündigung eines Gefeges ein thatſaͤchlicher Irrthum ſey, ben 
man geltend machen fönne, um, felbft im Appellationsverfahren, 
auf Unguͤltigkeit der Rechtsgeſchaͤfte anzuträgen, a auf die: 
ſem Irrthum berahen. ©. H. Vw. Lyon. S. 5.2 . 416. D. 
4. 1: 11. L. 14. 17. 


2. Der auf einer nahmals für irrig erkaunten Rechtslehre 


beruhende Irrthum iſt kein Grund zur Unguͤltigkeit der Wer: 
traͤge. — Daraus folgt, daß ein Erbe, welcher einem Verwand⸗ 
ten des Erblaſſers die Erbberechtigung zugeſtanden hat, dieſes 
Anerkenntniß nicht unter dem Vorwande widerrufen Eönne, daß 
es die Folge eines Irrthums ſey, welcher aus einer itrigen 





* Inm im —Ic der Sad und in Beten Brauer V. 

46. f. — Zufälligkeit einet Handlung — freie und fhuldlofe 
— — Verſehen, Betrug oder Gefährde — Sorgfalt 
und Vorſicht. Brauer V. 30 — 2352, 


13* 


1110. 


4111. ®) 


1112, 


196 Don den Erforderniffen zur Gültigkeit der Vertraͤge. 
Rechtslehre jener Zeit hervorgegangen. © H. Bw. Paris. S. 
4. 2. 677. D. 2. 366. L. 8. 113. 
3. Wenn zwei Grundftüde um einen und. denfelben Preis 
verkauft worden find, welchen die Betheiligten in der Folge auf 
die beiden Grundftüde ausgetheilt haben, fo macht der. im 
Preiſe des einen der verkauften Güter begangene Irrthum, ber 
daraus fich ergibt, daß diefes um den beträchtlichften Preis ver: 
pachtet gewefene Gut um den mohlfeilften Preis verkauft wurde, 
den Bertrag im Ganzen ungültig. S. 7. 2. 1248. L. 7. 152. 
4. Der Redtsierthum wie der thatfächliche, wenn er das 
Weſen der Sache betrifft, welche Vertragsgegenſtand war, ift 
ein Grund zur Ungültigkeit, namentlich bei einer Theilung, zu 
welcher, ‚ohne Urſache oder ohne Zitel, ohne irgend. ein Recht, 
einer der Mittheilnehmer zugelaffen wurde. Befangon. S. 27. 
5. Wenn ein Sretbum in der Perfon das Vermaͤchtniß 
eines Teſtirers ungültig macht, fo verhält es fich nicht gleicher: 
mafßen, wenn der Irrthum nur die Eigenfhaft der Perfon 
betrifft, namentlich die Eigenfchaft, als verheirathet oder ledigen 
Standes. C. H. Bw. Air. S. 30. 1. 36. D. 27. 1. 383. 
SL Art. 1117. 1304. 2052. | 
+ NR. F. behauptete Nichtigkeit eined Teſtamentes, wegen angeb⸗ 
fiben Irrthums in den Familien- und Verwandtſchafts-Ver— 


ältniffen des eingefegten Erben btr, Hohnh. I. 184— 19. — 
Nro. 5, d. 8, ? 


1. | Die Furcht vor einem gefeglich ftatthaften Zwang Eann 


: nicht einen Grund zur Miederherftellung in den vorigen Stand, 


gegen ein, in Folge diefer Furcht unterzeichnetes Mechtögefchäft 
— —* H. Bw, Bruͤſſel. S. 3. 2. 523. D. 1. 7%. 


2. Ein dem perfönlihen Verhaft unterworfener Schuldner, 
welcher arretirt, und auf fein eigenes Verlangen nad) einer Haupts 
wache geführt wurde, und dort in Gegenwart feiner Freunde 
einen Wechſel im Betrage feiner Schuld ausftelt, kann in 
Nüdficht diefer Thatumftände feine Verpflichtung nicht als uns 
gültig ‚anfechten, wie wenn fie ihm durch Gewalt wäre abgend« 
thigt worden. Paris, S. 4. 2. 174. L. 8. 429, — Douai. R. 
G. 1836. 2. 224. | 

3. „Ein Vergleich, der in einem Arrefthaufe zwifchen dem 
Gläubiger und feinem Schuldner, der aus diefem Grunde in 
Haft ſich befindet, abgefchloffen wurde, ift nicht ungültig, als 
durch Gewalt abgenöthigt. Paris, S. 6. 2. 243. L. 15. 280. 
| Die Thatumftände einer Gewalt muͤſſen den Charakter 


*) Zwang. Brauer V. 150—152. 
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einer unrechten That haben, um die Verbindlichkeit als ungültig 
aufzuheben. Zouloufe. S. 11. 2.105. D. 9. 2. 80.. 

(9) Unbeſtimmte Drohungen, deren Wirkung ungewiß und 
entfernt ift, Eönnen nicht daflır angefehen werben, daß fie die 
Gewalt darftellen, welche das Gefetz für einen Grund der Uns 
güftigkeit eingegangener Verbindlichkeiten erflätt. Pau. R. G. 
1836. 1. 948. 


(H)b. Dem Gerichte der Hauptfache ſteht ausſchließlich 
die Entfcheidung zu, ob eine gemwiffe Handlung den Charakter 
der Gewalt hat, welche Ungültigkeit der Verpflichtung nach ſich 
zieht; diefe Entfheidung kann feinen Grund zur Gaffation abs 
geben. ©. H. Vw. Pau. Ebend. 

Die Mutter, welche ihre ſchwangere Tochter in ein Zimmer 
einſchließt, und fie in den Kindesnöthen zu verlaffen droht, wenn 
fie nicht einen Ceſſionsvertrag unterzeichne, begeht eine Gewalt: 
thaͤtigkeit von der Art, welche den Vertrag unguͤltig macht. 
Bruͤſſel. S. 10. 2. 529. 

f. Art. 892. 1304. 1338. 

1. Wenn ein Urtheil der legten Inftanz — alg 
Betrug bezeichnet, worin weder Kunftgriffe noch Prellereien ents 
halten find, fo ift diefe unrichtige Bezeichnung eine UWebertretung 
des Gefeges „welches die Definition des Betruges gibt; es ift 
nit bloß ein unrechtes Urtheil, ſondern Grund zur Caffation 
vorhanden. Der Betrug, den das Gefeg beftraft, ift nicht der 
objective, dolus re ipsa, fondern vielmehr der —— De: 
trug, dolus malus. Gaff. Zrier, S. 10.1. 377. D. 8. 1.403 
L. 27. 561. f. Art. 1109. | 

2. Ein Käufer, der duch Betrug feines Verkäufers Über 
den Gehalt und Werth der Waare hintergangen worden iſt, 
kann im Wege der Befchwerde, und vor den Zuchtpolizeigerichten, 
die Aufhebung des Kaufvertrages, und die ihm gebührende Ents 
ſchaͤdigung verlangen. ©. H. Vw. Seine. 8. 2.1. 89. 

. Menn ein Verkauf als betrügerifch erkannt ift, fo kann 
das Gericht der en hier — ſich — enthe⸗ 
ben. Caſſ. Seine und Oiſe. S. 1. 1. 160. D. 1. 

4. Wenn ein Zufchlag um a Preis, in — eines 
zur Abhaltung der Steigerer geſpielten Betruges, ſtatt gefunden 
hat, ſo kann und muß die Unguͤltigkeit des Zuſchlages im Wege 
—— verfolgt werden. Paris. 8. 15. 2. 248. L. 41. 

9 


5. Die Ungültigkeit eines Vertrages wegen Betruges kann 
nicht durch bloße Vermuthungen begründet werden : es bebarf 
det Beneife: Gaff. Lot: und Gatonne, 8. 1. 1. 447. 

Unter der Herrſchaft des Code kann der Betrug in Bere 
erägen durch, ein. Sufammentreffen von Vermuthungen und Ins 


1112. 


1114. 


11115. 


1116. 
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1146. sichten hergeftellt werden, deren Wuͤrdigung ber Einſicht ber 
Richter überlaffen ift. Paris. L. 20. 535.—Bourges. L. 31.458. 
| 7. Ein Vertrag, obwohl er in der Form als regelmaͤßig 
erſcheint, kann fuͤr unguͤltig erklaͤrt werden, wenn er dringende 
Vermuthungen von Betrug und undedlichem Glauben an ſich 
trägt. Paris. L. 34. 241. 

8. Wenn eine Urkunde wegen Betruges angefochten. wird, 
und unter deh Inzichten des Betruges fih im Inhalt. der 
Urkunde ein Fehler findet, welcher zur Faͤlſchungsklage Stoff 
geben würde, fo kann das Givilgericht ehe wohl die Urkunde, 
in Folge diefer Gefamtheit von Anzeigen des Betruges, für 
nichtig erklären , RBLRONE keine are ftatt u hat. 
G. H. Vw. Dijon. S. 14. 1. 4 .1. 531. 298. 

9. Daraus, daß man, = g Sie des — und 
der Gefaͤhrde, welche einer Urkunde ihre Entſtehung gegeben 
haben, aus der Unwahrſcheinlichkeit und Unwahrheit ihres In— 
halts ſchließt, folgt nicht, daß man zur Faͤlſchungsklage ſeine 

erh nehmen müffe, und daß man nur auf diefem Wege die 
ufbebung des Rechtsgeſchaͤftes Rn Betruges und Gefährbe 
ertvirfen koͤnne, im Sinne des Art. 1117. — Aix. S. 14. 2. 234, 

10. Wenn ein Schuldtitel als nichtig und wirkungslos 
angefochten wird, entweder als falſch, oder als den guten Sitten 
zuwider, fo kann das Gericht diefe beiden Vorwürfe bei Seite 
fegen, und entfcheiden, daß die Urkunde wegen nen und Ges 
fährde nichtig fey. C. H. Vw. Paris. S. 17.1 

11. Die Betruntenheit ift ein Grund zur a. der 
Verträge: felbft wenn weder Betrug noch Gefährde demjenigen 
vorgeworfen werden kann, gegen den die Verbindlichkeit über 
nommen worden ift. Angers. S. 24. 2, 140. D. 22. 2. 109, 

12. Befonders aber, wenn fie > Wirkung von Betrug 
und Gefährde if. Rouen. S. %6. 2. 215. 


13. Der Beweis dafür kann durch en — werden. 
Colmar. $. 20. 2. 79. D. 18. 2. 47. L 


14. Der Zeugenbeweis wird gegen © _ je Inhalt 
der Urkunden zugelaſſen, im Falle von Betrug, Gefaͤhrde und 
Kunſtgriffen, wenn der Aufang eines ſchriftlichen Beweiſes des 
Betruges, oder ein Zuſammentreffen wichtiger Thatſachen vor—⸗ 
es ". = einen folhen Verdacht rechtfertigen. Nismes. 

15. Erſchleichung und Einfluͤſterung ſind ein Grund zur 
Aufhebung einer. Schenkung, nicht nur, wenn die eine und ans 
dere vom Vermaͤchtnißnehmer, fondern felbft dann, wenn fie 
von einem Dritten zum Bortheil des Beunisgtnißnehmere unter 
nommen wurden. C. 9. Uw., Dijon. S. 26, 1. 10. D. 23. 
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1. 3231. L. 73. 514.*) — 3 entgegengefegten Sinn entfchies if 
den. Dijon .Rs,G..1837+ 1.957. :.f. Art. Par 4377.,1398. 6 

16. -. Betrug. ober Gefährde- Fu einem rkaufe von Pa: ' 
pieren auf Inhaber, weldhe die Theilung eventueller Vortheile 
einer Leibrentenanftalt (Tontine) zum Zwecke haben, begründen 
die, Klage :auf Rückforderung des Preifes, — Hiergenen ließe ſich 
nicht einwenden, #8 handle fi von. einem. Glücdgvertrage, mel: 
her. der Aufhebung Bi ungedinae C. H. Bw. Paris, 9. 
25: 1.205. .D.:23. 4. 45. L. 73 164. 

f. die Notizen zu Art. Kae, 1341. —. An. 1304. 

(47) „Eine Sculdverſchreibung über früher gemachte Vonte 

Darleihen kann, ſelbſt in. Ermangelung jedes Anfanges eines 
fhriftlichen Beweifes, auf ‚Vermuthungen von Betrug und. Ge- 
fährde für. ungültig. erklärt. werden ,. folche 4. B. melde. fic 
aus Stand und Vermögen der Betheiligten, und aus der Un— 
moͤglichkeit fuͤr den angeblichen Darfeiber ergeben ,..fich, ſowohl 
über die -Zeitpunfte und Betrag der. Darleihen, als..uber ‚den 
Urfprung und die Duelle des — wit au rechtferti⸗ 
gen. E. H. Bw, Rouen R. — foot. 
41134. 1353. 

(18) Wenn im Vermögens: und Shuldenftande „der von 
einem. Zahlungsunvermögenden aufgenommen, worden „ Wermö- 
gensſtuͤcke ausgelaſſen find, ‚fo begründet dies nicht, ‚für fid) alkin, 
und in Ermangelung aller betruͤglichen Abficht, eine Klage wegen 
Gefährde, auf Ungültigkeit des mit: den: —— abgefhloffenen 
Santvergleiches. . Bordeaux. R G. 1833. 2; 380..** 

+ 1) Der Beweis des dolus liegt im allgemeinen Geſtaͤndniſſe der 
Thatz — daher die Theorie von ‚der Untrennbarkeit des Ge- 
— — — ift. Me nodnd. VI. 201. Tr 

ahr — 

2) Anfehtung eines Vertraged wegen Gelähe, bezweckt nicht nur 
die Auſhebung des abgeſchloſſenen, noch nicht vollzogenen, fon: 
dern auch die Umftoßung des fen ee Vertrages. An- 
‚nalen I. 181. 

us a. 


** 1117. 
+ —I erfordert einen dem andern zugefuͤgten Schaden. gehn. 


. ER 3 41] 





*) Laukhard I. ©. 11. 
*) ne der Berfihmeigung in Verträgen, Brauer vi. ke — 
irkung des ge dritter Perfonen. Brauer VI, 
efährde. Brauer V. 148. f. — Bon ber. —— F 
etruges. — ©. Cr 
u [. 2. 3.111 fi 13 Such 
***) Zwang und late Serbfthürfe, — v. 57 F — Die 
befonderen prätorifchen Bun aus dem Swang ar weg. 
Brauer V. 1006. 2; 
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111724) 


1119. 


1. Es ift nicht bei Strafe der Unguͤltigkeit erforderlich, 
daß derjenige, welcher eine Geffion im Namen eines Dritten 
annimmt, mit Vollmacht diefes Dritten verfehen fey, oder für 
ihn gut ſtehe; die Geffion, obwohl unvolllommen, Tann ihre 
BVollftändigkeit durch die ausdrüdliche oder ftillfehweigende Ge: 
nehmigung des Dritten erhalten; — bie ftillfhmweigende Geneh⸗ 
migung ift aus dem Umftande zu folgen, daß ber Dritte die 
zum Vortheile des Gedenten gefchehenen Zufagen erfüllt hat. 
Paris, S. 7. 2. 634. L. 17. 422, Ä 

2. Wenn ein Hypothekgläubiger , welcher einen Eintrag 
auf eine Liegenfchaft für ſich hat, in dieſer Eigenfchaft Tegtere 
affecuriren läßt, und die Prämie auf den Werth des Ganzen 
bezahlt, fo hat die Affecuration ihre Wirkung, nicht allein zum 
BVortheile des Gtäubigers, und bis zum Betrage feiner Forderung, 
fondern auch zum Vortheile des Eigenthuͤmers, und für dem 
Befamtwerth der Liegenfhafl. Man kann nicht fagen, daß 
der Gläubiger für einen andern nicht bedingen konnte. Colmar. 
S. 23. 2. 353. S. 25. 1. 173. D. 23. 1. 26. L. 72. 346. 

3. Wer, indem er feine eigenen Güter affecurirt, auch 
anbere affecurirt, die ihm nicht gehören, wird, was letztere bes 
teifft, als in der Eigenfhaft eines negotiorum gestor des brite 
ten Eigenthuͤmers handelnd angefehen, und ift als folcher der 
Genehmigung oder Nichtanerkennung defjelben unterworfen. Col: 
mar. S. 28. 2. 17. D. 25. 2. 122. 

4. Ein Verfahren ohne Gefährde von Seiten beffen , ber 
feinen Namen zu etwas geliehen, ift gültig, und kommt bem 
eigentlichen — zu ſtatten. Toulouſe. S. 28, 2. 262. 

6. Da ber Kriegsdienft eine perfönlihe Schuld ift, fo 
folgt hieraus, daß bie von einem Vater als Vormund unters 
zeichnete Schuldverfchreibung, für Stellvertretung feines minders 
jährigen Sohnes im Militärdienfte, für den Sohn verbindlich ift. 
Paris, S. 29. 2. 334. L. 85. 232. 

f. Art. 1165. 1236. 

(7) Das Geriht kann nicht auf bloße Vermuthungen, 
und in Ermangelung jeder Anführung in der Urkunde, erkennen, 
daß der Ankauf einer Liegenfchaft, welche ein Water, der feinen 
Kindern erfter Ehe über gewiffe, zur Erbſchaft ihrer Mutter ges 
hörige Gelder Rechnung abzulegen verpflichtet ift, im Sntereffe 
diefer Kinder geſchehen ſey. Die ‚Liegenfchaft muß in diefem 
Galle, als vom Water auf eigene Rechnung erworben, betrachtet, 
und daher zu feinem Nachlaſſe, nicht zu jenem ber erften Frau, 





. *) Scheineinwilligung, Brauer V. 153, 
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—— werben. Caſſ. R. G. 1836. 1. 720. *). — ſ. Art, 1119. 


1. Der Gutftehende ift wefentlih zur Entfehädigung vers 1120, 
pflichtet, wenn der Dritte die Verbindlichkeit zu halten ſich weigert; 
er kann davon nur losgezählt werben, wenn bargethan wäre, 
daß der Nichtvollzug der Verbindlichkeit auf Feine Weiſe ſchaͤdlich 
gewefen fey. Caſſ. S. 15. 1. 279. | — 

2. Man kann fuͤr einen Minderjaͤhrigen eben ſo wohl, wie 
für einen Großjaͤhrigen gut ſtehen. — Es macht keinen Unter⸗ 
ſchied, wenn die Verbindlichkeit des Minderjaͤhrigen in Folge der 
Minderjährigkeit-für- nichtig erklärt wurde. Der Gutſtehende 
bleibt defjen ungeachtet perfönlich verbunden, 'GCafl. Genua, 8. 
14. 1. 117. L. 40. 408. I ze: * 

3. Das in einem Briefe geſchehene Verſprechen, Tratten 
oder Wechſelbriefe zu Honoriren, kann, wenn es einer Accep⸗ 
tation im Handel nicht gleichgeltend iſt, wenigſtens die Wirkung 
haben, den Urheber des Verſprechens gegen den Wechſelgeber 
verbindlich zu machen. C. H. Bw. Paris. :S: 26. 1. W. 

. 23. 1. . L. 73. 134 Fa a 
4. Der Dritte, ber. für eine der Vertragsperfonen eine 

doppelfeitige Privaturfunde (5. B. einen Pachtvertrag) unters 
eichnet, und bloß erklärt, daß er das Mechtsgefchäft für jene 
—* genehmige, darf nicht um deßwillen allein betrachtet 
werden, als ſey er für dieſelbe gut geftanden: eine ſolche Zuſage 
kann nur aus. einer foͤrmlich ausgeſprochenen Abſicht hervorgehen 
— Das Rechtsgeſchaͤft in ſolchem Falle iſt alſo ungültig, in 
Ermangelung einer Rechtsverbindlichkeit unter den Parteien. 
Bourges. S. 32. 2. 539. *) 

fe Art. 1134. 1165. 1236. 1338. 23112. 
+1) Wenn eine fteuerbare Liegenſchaft ald fteuerfrei verkauft: worden 

it, fo kann der Verkäufer doch nicht angehalten werden, die 

euern für den Käufer zu bezahlen, und damit die für einen 

Dritten gemachte Zufage zu erfüllen: fondern letzterer kann nur 

entweder auf Entſchaͤdigung Flagen, oder verlangen, von der 

etwa gleichzeitig übernommenen Gegenleiftung entbunden au 

werden. Annalen I. 52. 

2) Der Vergleih, wodurch der Fiscus gegen eine Gemeinde ſich 
anheifhig gemacht hat, den ibm von letzterer zufommenden 
gelberug nicht außerhalb ded Ortes zu verkaufen, it für_einen 

ritten nicht bindend, der vom Fidcus einen Theil dieſes Holzes 

ald Befoldung empfängt. Annalen I. 248.—f. zu &. ©. 16%. 

1. Wenn ein Verkauf an mehrere Individuen gefchehen 1121. 
ift, davon einige anmwefend, andere abweſend find, fo ift der 





) Bon ben rechtlichen Wirkungen der Verträge. Zachar. II, 346. 
>») Wertragsfchliefung durch Dritte. : Brauer VI. 81. — Gut⸗ 
fiehen für Handlungen eines Dritten, Brauer V. 158, VI, 82.83. 
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1. Bertrag ſogat hinſichtlich der Abweſenden guͤltig, auch wenn 


4 


Niemand fuͤr ihre Handlungen ein Verſprechen geleiſtet, ſobald 


nur ſie oder ihre Erben erklaͤren, daß ſie den Vertrag ſich eigen 


machen wollen, ehe er von den unterzeichnenden Parteien wider⸗ 
rufen worden iſt. In dieſem Falle iſt der anweſende Kaͤufer, 
der ſogar den Kaufſchilling vollſtaͤndig bezahlt hat, nicht vom 
Ruͤckerſatze der Fruͤchte gegen bie Abweſenden befreit, vom Tage 
ihrer Klage an gerechnet, vorbehaltlich der Rackerſtattung des 
Kaufpreiſes und der Zinſen von ihrer Seite, ſo weit es ſie an⸗ 
geht: Caen. 8. 12. 2. 294. 
— 2. 3 Ein nicht angenommened Verſprechen iſt ſchlechthin 
ohne verbindliche Kraft; — unter. keinem Vorwande, und aus 
Ruͤckſicht von keinerlei Betrachtung, kann der Richter befehlen, 
daß fie wre hervorbringen ſolle. Caſſ. Montpellier. 8. 19. 
4.10. D. 16. 1. 494: L. 53. 39. 
Be, Eine Schenkung zu Gunften eines Dritten, bie als 
Belaftung einer andern Schenkung 'einverleibt wirb, ift den für 
die ordentlichen Schenfungen erforderten feierlichen und ausbrüd- 
Iihen Annahme nicht unterworfen ;. es genügt, daß der Dritte 
bie Abfiht an den Zag gelegt hat, die Schenfung ſich eigen 
gu machen, 3. B. wenn er fie in Empfang nimmt. C. 9. Bw 
Ryon. 8. 19. 1. 250. D. 17. 1. 220. 

6. Privatperfonen, welche im Namen einer Gemeinde, uob 
zu deren. Bortheil, WVerbindlichkeiten übernommen‘, find nichts 
defto weniger perfönlich verpflichtet, wenn fie erklaͤrt haben, daß 
fie auf ihr eigenes Vermögen die VBerantwortlichkeit übernehmen. 
Drbonnan;. S. 18. 2. 88. 

7. Wenn Semand in einer Öffentlichen Verfündigung. daß 
Berfprechen einer Belohnung zu Gunften einer. Perfon. hat ein 
xuͤcken laffen, welche eine verlorene Sache finden würde; fo iſt 
das Verfprechen bindend, wenn es nicht widerrufen wird, ehe 
der verlorene Gegenftand” wiedergefunden wurde. Turin. 8. 11. 


9, Der Käufer, der duch feinen Vertrag ſich zur Ent: 
richtung einer auf ber erkauften Liegenfchaft haftenden, Rente 
verbindlich gemacht, wird hierdurd) perfönlicher Schuldner des 
Mentengläubigers, obwohl: diefer am Redhtsgefchäfte nicht Theil 
genommen hat. — Folglich kann der Gläubiger unmittelbar gegen 
den Käufer einfhreiten. Borbeaur. S. 29. 2. 133. 

10. Die Erklärung eines Käufers im Kaufvertrage daß 


ur: „ſowohi fuͤr ſich als fuͤr einen bezeichneten Dritten kaufe“, 


iſt eine Bedingung für einen andern, welche den’ Käufek 
nicht unwiderruflich bindet , bis die Erklirung vom Dritten vor 
dem Widerruf angenommen wurde. — Stirbt der. Käufer, ‚ohne 
feine Erklaͤrung widerrufen ‚zu haben , aber jedenfalls. wor der 
Annahme des Doitten, alsdaun kann der Dritte ſie micht mehr 
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annehmen, weil alsdann Bein gegenfeitiges: Bufammenwirfen zur 1121, 


—— des Vertrages mehr beſtehen wuͤrde. Bordeaux. 8:27: 

41. Wer verfprochen bat, bie Schuldforderung eines Deit- 
ten zu bezahlen , deren Verjährung jedoch zu Gunften bes ur 
fprünglichen Schuldners bereits begonnen, uͤbernimmt nicht durch 
diefes Verſprechen allein eine perfönliche Verbindlichkeit, zur Uns 
terbrechung ber begonnenen Berjährung geeignet. : Er kann folge 
lich eben diefe Verjährung dem Dritten entgegen halten, zu deſſen 
Gunften das Verfprehen gegeben wurde, wenn diefer Dritte nicht 
erklärt hat, «8 fich zu eigen machen zu wollen, nachdem die 
—— ſchon vollender war. C. H. Div. Guadeloupe. 8. 30. 
1. 201. D. 27. 1. 147. L. 84. 490 

(13) Wenn ein Schuldner, bei Abtretung feines ganzen 
Vermögens an einen ‚feiner. Glaͤubiger, fich bebungen: hat, deß 
Tegterer gehalten feyn folle, die Schulden, melde Alter find, als 
feine Forderung , e bezahlen, fo legt diefe Verabredung dem 
Geffionar eine perfönlihe Verbindlichkeit auf, deren Vollzug bie 
dritten Gläubiger, obgleich fie am Rechtsgeſchaͤfte keinen Theil 
genommen , unmittelbar gegen ihn betreiben‘ können. C. H. Bw. 
Zimogess R. G. 1833. 1. 686.* — f. Urt. 1165. 

1. Wenn in einem Pachtvertrage, von Brüdern mit ihrer 
Schweſter, über eine ihnen gemeinfchaftlich geweſene Sache adge: 
ſchloſſen, gefagt ift: „die Pachtübernehmerin allein foll nah 
Butbünten das Recht haben, den verpadpteten Gegenſtand zu 
behalten, gegen Bezahlung der Summe von... .. an bie Ver: 
pächter: — in diefem Falle foll die Pachtübernehmerin ‚ welde 
bereits Eigenthümerin von einem Sechstel iſt, es vom Ganzen 
ſeyn“ — fo begrünbet ein ſolches Gedinge nicht nothwendig ein 
auf der Perſon der Pachtuͤbernehmerin haftendes Recht; die 
Beguͤnſtigung kann von ihr ihren Erben und Rechtefolgern über: 
teagen werben. . E. H. Vw. Douai. S. 30. 1. 176. 


Wenn man bei Dienftdarkeiten oder andern dinglichen e 


Rechten für fih und Die Seinigen etwas bedungen hat, ‚fo 
darf diefer Ausdrud nicht in dem befchränfenden Sinne, ger 
nommen werben, ‚der feine Anwendung bloß auf bie Abkoͤ a 
linge beffen; dem bie Zufage gegeben wurde, zuläßt; letztere 
iſt von allen denen zu verſtehen, welche, unter irgend einem 
Titel, Nachfolger des Eigenthuͤmers des Grundſtuͤckes geworden 
ſind, zu nn Gunften das dingliche Recht beſtelit worden iſt. 
Bourges. S. 29. 2. 272. D. 27. 2. 42. 


*) Bertrag zu Gunften eines Dritten, Brauer V. 160. — Ans 
nahme ber Schenkungen an Dritte, Brauer VI. 84. — Xen: 
derung der Schenkungen an Dritte. Brauer VI. 85. — Auf: 
hebung der für Dritte eingegangenen Vertraͤge. Brauer VI. 86. 


1122. 


1122, : 


1124. 
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3. Eine „fuͤr ſich und feine Nachfolger" gegebene Zuſage muf 
vielmehr als „fuͤr fih und feine. Erben”, denn für einen Rechts: 
folger aus befonderem Titel geſchehen, verftanden werden ,: be 
fonders, wenn es fid von einer ehrbringenden Berechtigung hans 
beit , für welche eine Grundrente beftellt worden if, C. H. Vw. 
Can. S. 25. 1. 189. D. 23. 1. 82. L. 73. 518. 

‚Das in eine Theilungsurfunde aufgenommene Gebinge, 
daß die Miterben ſich einander gegenfeitig den freien Durch- und 
Ausgang mit einem Fuhrwerk auf. die Theile des Gutes, welche 
— gegenſeitig zugefallen ſind, verſtatten „iſt ein Vertrag in 

rem , nicht in personam; er begründet eine Durchfahrtsgerech⸗ 
tigkeit, nicht nur zu Gunften der an — auch ihrer 
Erben und Rechtsfolger. Brüffel, S. 24. 2. es 
.. f Art. 724. 1879. 2235. q 
4) Privatpönalklagen, fo wie jene,. die auf blo 
er Aha nad KR —9* Erben — der die Ei 
verwirft hat, HT. angeftellt werden, wenn der Erblaffer nicht 
bereit litem conteftirt hatte. Hohnh. VI. 244. 262. — Wie 
weit * a” — verbunden ſind, und welche Klage anzu— 


ellen. ebend. 
2) da Fandtfden "Recht erloͤſcht die Öffentliche Klage mit dem 
Tode ded Schuldigen, die „einiltiage aber befteht gegen die Er 
ben fort. Ebend. 246—24 
3) Die Brivationsflage ge) ‚geht, obgleich fie eine actio vin- 
dictam spirans ift, au Erben ber, wenn fie vom Erb 
faffer bereits angeftellt mar. Hohnh. V 1. 64. 
4) Dem Rechtsnachfolger ift die Anfechtung 4 En 
| feiner Vorfahren nicht erlaubt, N. Jahrb. 


Zweiter Abſchnitt. 
Von der Bertragsfähigkeit. 


1. Ein wegen Verurteilung zu peinfider Strafe, “wenn 
auch nur auf zeitlihe Dauer, ntmündigter , ift unfähig zu 
veräußern, eben fo wie ber toegen Raferei oder Wahnſinn Ent» 
mänbigte. — Die gefeglihe Entmündigung erftredt im 'auf die 
Veräußerung: eben fo, wie auf die ae @. 9. Div: 
Rennes. S. 25. 1. 345. D. 23. 1. 147. L. 73. 5. 

2. Die Urkunde ift gültig und twirkfam, morin ein Ent- 
münbigter erklärt, daß er von der Appellation abftehe, welche er 





*) Die ag vom — der Klage fuͤr und wider die Erben. 
— — .68. — Welche perſoͤnliche Verbindlichkeiten gehen 
nach dem 2. R, auf den Dritten, alö einzelnen anne 

; über? Ebend, 994, 


en 
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bereits: gegen das Erfenntniß, das Pe et — 1124 
eingelegt hatte. Bordeaux. S. 29. 2. 298. L. 85. 241. *) 

ſ. Art 25. 217. 219. 888. ff. 483. r ‚502. 513. 1304. 
159. 2222, 


+ Wurde das Geſet vom 28. Nov. 1803. (R. B. 1804: x.) 
: Schuldencontrahiren der Offiziere bir. durg das e. R. Fern 
ven? Dejadt. Abhdl. Unnalen VI. 159, | 01124 
A, 


A ***) 1124b, 

1. Die Ungättigeie eines Oitjeikertenses,! ber mit Min: 1135, 
derjährigen abgefchloffen worden, ift bedingt in dem Sinne, daß 
die, zu Eingehung eines ſolchen Vertrages fähige, großjaͤhrige 
zo. Al nit auf biefe Ungürtigfeit en tr 

S. 4. 2. 620. — €. 9. Bw. Amiens. 8 244. D 

1. 242. L. 30. 374. — 6. 9. Ri. DD» 1.1, Sg) 
Paris, S. 27. 2. 02. D. 25. 2, 99. — en 8. 29. 2. 
an 27. 2. 188. — Riom. S. 29, 2. 174. D. 97. 
3 Eben fo ſverhäte es ſich mit der Unguͤltigkeit eines 
Schiedsvertrages, welche daraus entſteht, daß der Schiedsvertrag 
eheſteuerliche Guͤter betrifft, folglich einen der Mittheilung an 
die Staatsbehoͤrde unterworfenen Streit; — “ei die verheira⸗ 
thete Frau kann darauf & berufen. Zouloufe. S. 30. 2. 167 
Nismes. S. 29, 2. 148. D. 27. 2. 188. 

3b. Der Käufer eines Eee Gutes iſt nicht bes 
fugt, ſich auf die Unfähigkeit der Frau zu Veräußerungen zu bes 
rufen, und aus biefem Beweggrunde die — des ms zu 
ne C. 9. Vw. Lyon. 8. 32. 2. 623. — f. Art. 1560. 

‚Obwohl eine mit einem Minderjährigen errichtete Theis _ 
fung — iſt, ſo iſt doch der Großjaͤhrige nicht befugt, Un⸗ 
guͤltigkeit vorzuſchuͤzen, wenn dieſe von der Verletzung einer 
— Vortheil des — —— — Regel herruͤhrt. 

C. H. Vw. Bourges. S. 15. 1. 404. D. 13. 1. 465. 

5. Wenn der Vormund eines Minderjaͤhrigen chne vor⸗ 
gängige Ermaͤchtigung des Familienrathes, oder ohne Zuziehung 
eines Gegenvormundes, Prozeß. geführt hat, fo ift die Ungültige 
keit nur bedingt:. fie kann nur vom Minderjährigen entgegen 
gehalten ı werden — Mithin k kann der Sretuce der in einem 


) ag Halbmündigkeit , Vollmuͤndi gti. Brauer 
V. 231. — Unmündige find von aller Bertragef higkeit außges 
ſchioffen. Brauer V. 530.f. -_ 
**) Zrefurt 38. 243. $. 242. 254, $. 267. 


e*) Berpflichtun — Muͤndigen in den von ihnen eingegangenen 
Verbindlichkeiten. Brauer V. f. 


1125. 


1126. 
1127. 


1123. 


1129. 
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Reichtöftreite gegen ben Minderjährigen veruetheikt wurde, hieraus 
keinen Gaffationsgeund entnehmen. €. H. Vw. Montpellier, 
Ss. 19. 1: 240. D. 17. 1. 140. L. 55.203. 

7. Die Ungültigkeit, daraus herrührend, daß eine Ge⸗ 
meinde ohne Ermaͤchtigung eine Liegenſchaft erkauft, oder Voll⸗ 
macht zu deren Ankauf gegeben, iſt nur eine bedingte, die 
bloß von der Gemeinde, und nicht von ihrem: Gewalthaber, oder 


von denen, mit melden ff den —— abgeſchloſſen hat, vor⸗ 
D. 


gere werden kann. C. H, Vw. Rouen. 8. — 1. 495. 

— 6. 9. Ui. Colmar, 8. 27. 1. 495, D. 35. 
1. 236. L L. 79. 481. — Colmar. S. 8, 2. 102. D. %. 2. 
148. — Bourges, Ss. 29. 2.198. D. 97. 2. 350, L. 
461, — fe Art. 1121. Nr, 5. db. O.*) — Colmar... R. G. 1 


609: 
f. Urt. 295. 463. 464. 1338. 1926, 
- (8 Ein Minderjähriger ,. der eine Biegenföaf während 
feiner Minderjährigkeit verfauft hat, Bann diefelbe in der Folge 
nicht, wieder verkaufen, ohne — den erften Derfauf ir 
zu laſſen. Riom. R. G. 1833. 2. 344. *) 
f. Art. 1599. . 


‚Dritter Abfchnitt. 
Bon dem Gegenftand une Stoff ber Berträge, *) 


fo Art; 1101 108. 

ſ. Art. 625; 1709. 

14, Der: Eigenthümer. eines Grumdes und ı Bodens kann 
fein Eigenthum, feine Gerehtfame und: Befugniffe auf ein 
Bergwerk unter dee Dberfläche des Bodens, gültiger Weiſe 
zu Werthe anfchlagen und verkaufen. :& H. Vw. Montpellier; 
Ss. 20. 1. 75. ***) — f. rt. 552. 

(2) : Die übernommene Verpflichtung, einem Deitten für 
alles’ zu gewährleiften, und ihm dafür zu entfchädigen , mas: er 
wegen bereits gefchehener Indoſſi irungen für eine beſtimmte Pers 
fon etwa zahlen werde, iſt gültig, obgleich eine dem Betrage 
nach ungewiſſe Summe ep da ai .. über aus 
gemittelt werden kann. Meg. J. 19. S. 1835. 1. 49. ***) 


*) d. h. des Originals (hier und in ber, Folge.) - 
) Mirkungen eines im Namen des Mündels vom Vormunde bes 
forgten Gefchäftes. Brauer V. 528. f. 
**) Vom Gegenftand der Verträge. Zachar II. 344. 
“+, Mirkung des gehemmten Rechtsverkehrs. Brauer VI. 87. 
4) Vertrag auf Willkuͤhr des  Verpflichteten Hat Wirkung: 
wohl aber auf Ermeflen eines: Dristen. Brauer V. 455. 


Von den Erforbemiffen zue Gültigkeit der) Verträge! 2OT 


PA "Ungüftig, felbft unter Brüdern, 'ift ein unter der aus: 14308 
druͤcklichen Bedingung. gefchloffener Vergleich, daß der eine Theil 
Eigefithlimer des Drittels des Nachlaſſes des andern werden folle, 
wenn diefer ohne männlihe Nachkommen vor ihm mit. Tod ab: 
geht. "Zurim 8. 6. 2. 628. 

3. Man kann die. Befugniß zu veräußern ſich nicht un⸗ 
terſagen. Dies waͤre eine Zuſage — kuͤnftigen Erbſchaft, 
und dem Art. 1130. zuwider. Riom. 8. 13. 2. 348. 

Die Unguͤltigkeit eined_jeden den guten Sitten zuwider 
laufenden Vertrages, z. B. uͤber eine zukuͤnftige Erbſchaft, iſt 
weſentlich und unbedingt; fie zernichtet das Rechtogeſchaft in 
allen ſeinen Theilen, ſelbſt eine der Urkunde einverleibte Buͤrg⸗ 
ſchaft. Montpellier. 8. 32. 2. 481, 

5. Die Regel, welche iede Uebeteinkunft über bie Erbſchaft 
einer lebenden Perſon unterfagt, iſt nicht auf den Nachlaß von 
Petſonen auwendbar, deren Ableben nicht gewiß, die jedoch fuͤr 
verſchollen erklaͤrt find, — Eben fo würde es ſich verhalten, 
wenn die betreffende Perfon Bloß nihtanmwefend wäre, wenn 
fie, obwohl feit ſehr langer Zeit abwefend, doch nicht für ver: 
fholten erklärt wurde C. H. Vw. ®hon. S. 29. 1. 339. 

6. Das Verſprechen, welches ein Vater am Schluffe eines 
vergeltenden Vermaͤchtniſſes unterzeichnet, das fein Sohn zu 
Bunften eines Dritten errichtet: „daß er dieſes Vermaͤchtniß 
perfönlich entrichten wolle,“ „begründet eine guͤltige und vollkom- 
men wirkſame Verpflichtung. . — Ein ſolches —— kann 
nicht als ein Vertrag über eine. zukünftige Erbſchaft ‚betrachtet, 
und nicht. vom Vater allein. zum — des Er 
nehmers widerrufen werben. . — . 29. 2. 3 10:9 

fe Art. 791. 887. 1304. 1389, 1 

(7) Die Ungültigkeit eines Vertrages über die ehr 
einer noch lebenden Derfon zieht nicht die Ungültigbeit jener 

ttragsbeftimmungen nad) ſich, melde auf eine eröffnete Erb⸗ 
haft fi) beziehen, obgleich der Vertrag um. einen und denfelben 
Preis abgefchloffen worden, wenn anders eine Möglichkeit vors 
handen ar , die. beiden Zufagen zu trennen. Grenoble. R. G. 
1833. 2 - 176. *) — 

1 — enthält keinen icht auf die Anfpr am. 
— Ba en n der Miterben, bei 1 Demi ale ni ve * 


»8 nb III. 11. 
2 — über 106 unangefallene Erbſchaften Gmb een 





*) Frefurt 485. $. 593. — Entfagung auf ER letzter Wil: 
ten. Brauer VI. 88. — Unmirkfamteit eines Vertrapes mit 
dem Grblaffer, wodurch eine veränderte. Sheilungsart ber 
Schulden, oder eine Samtoerbinblichkeit der Erben  feftgefegt 
wurde, Brauer V, 729. 
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1130. pohnb: 1.183. IH. & NR. Jahrb. 1.186. — ſ. Art. 4. 5. 


3) Zodtheilung mar nah gemeinem deutfchem Rechte gültig. — 
Findet nach L. ©. 1130. nicht mehr ſtatt. Hohnh. III. 11. — 
Entgegen geſetzte Anſicht Ebend. 7. 

4) J von einer bloßen Abfindung weſentlich verſchieden. Ebend.12.. 

5) Erfordert:den klaren Beweis, daß die Eontrabenten dabei. ani- 
mum ‚renunciandi gebabt haben... Ebend. 13. 

6) R. F. Verzicht auf die Erbeinfegung eines Lebenden, und Wies 
derhohlung diefed Werzichted nah dem Tode deffelben. Annas 
+ & En 183. 229. 260. — N, Jahrb. I. 184. ff. — vol. zu 

7) Solcher Verzicht (nämlich nach dem Tode) fann gültig auch 
vor dem Amisreviſorat, als der zur Publication ded Teſtamen⸗ 
ted beauftragten Behörde, -gefcheben. N; Jahrb. I. 186. 

8) Gegenfeitige Erbverträge: unerlaubt nad roͤmiſchem Recht, 
erlaubt nad deutſchem Privatrecht und dem pfälzifchen Land: 
recht. — Die Beſtimmung eines ſolchen melde das Recht deö 
Teſtirens beſchraͤnkt, ift ungüftig, bewirkt jedoch nicht die Uns 
gultigkeit des ganzen Vertrages. N. Jahrb. II. 356. 

nf * >. ' 


bierter Abschnitt. - 
| Bon | ber Bertragenrface 


131. 1. Wenn ein öffentlich beurkundeter Vertrag als auf kei⸗ 
ner, oder auf einer unrichtigen Urfache beruhend, angefochten 
wird, fo ift e8 Sache desjenigen, der auf deffen Ungültigkeit ans 
trägt, feine Anführungen darzuthun. — Bis dahin wird die in 
der Urkunde ausgedrüdte Urfahe als wahr angenommen. Pas 
ris. 8. p 2 818. L. 21. 15 + - = 
1Bb. Der Zeugenbeweis ift zulaͤſſig ‚ um herzuſtellen, daß 
eine Verbindlichkeit, deren ausgedruͤckte Urſache guͤltig iſt, in der 
That nur auf einer unerlaubten Urſache beruhe, z. B. ein Reu⸗ 
kauf wegen einer 'Heirath: Lyon. 8. 32.2, 391. — €. 9. 
Vw. Grenoble. RG. 1836. 1. 37. . 

ID, Wenn man: wegen Vollziehung einer Schuldverſchrei⸗ 
—* einen Schiedsvertrag eingegangen iſt, und alsdann jene 
Vollziehung keine weſentliche Schwierigkeit darbietet, fo iſt der 
Schiedsvertrag unguͤltig, aus Mangel einer Urſache. Turin. 8. 

3. Wer für einen Vormund Buͤrge geworden iſt, in ber 

Meinung, daß derſelbe zur Buͤrgſchaftsleiſtung geſetzlich vers 

pflichtet fey, kann allerdings die Entſcheidung erwirken, daß eine 

ſolche Verpflihtung für jenen Vormund gefeglicy nicht. beftehe, 
und als Folge kann er feine Bürgfchaft, wegen unrichtiger Urs 

fache, wieder aufheben laſſen. Caen. S. 13. 2. 71. L. 37. 313. 
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4. Eine bürgerrehtlihe Verpflihtung, zum Erfag einer 1131. 
Entwendung übernommen, wird als wirkungslos wegen Man: 
gels einer Urfache angeſehen, wenn ein fpäteres Urtheil erklärt, 
daß keine Entwendung flatt gefunden habe: — zumal wenn 
durch das nämliche Urtheil hergeftellt iſt, daß die Erklärung im 
Zuftande mangelnder Geiftesfreiheit unterzeichnet worden. €. 
H. Bw. Bourges. S. 13. 1.262, D. 11. 1. 433. L. 36. 1%0. 

5. Wenn eine Verbindlidkeit auf eine unrichtige. Urfache 
gegründet wird, ohne ‚daß übrigens eine andere wahrhafte und 
gefegmäßige Urfache vorhanden ift, fo kann derjenige, der auf 
diefe Simulation ſich beruft, fie auch ohne fchriftlihe Beweiſe 
darthun, felbft dann, wenn er der Erbe ober Erbvertreter des 
Verpflichteten iſt, und fein Pflihttheil nicht verlegt wurde. C. 
H. Bw. Zouloufe. 8. 30. 1. 70. 

7. ‚Ein Käufer, der, um die Ablieferung der gefauften 
Sache zu erlangen, die man ihm mit Unrecht verweigert, fich 
zur Sicherheitsleiftung erbietet, daß er den Preis. zur bedunge« 
nen; Zeit ‚bezahlen werde, kann dies widerrufen, fo lange fein 
Anerbieten nicht ausdrücklich, angenommen worden ift: ſelbſt 
wenn er daffelbe nur auf Verlangen des DWerkäufers gemacht 
hätte. — In jedem Falle, und fogar wenn das vom Verkäufer 
- gefhehene Begehren ald eine Annahme der Sicherheitsleiſtung 
zu betrachten wäre, wuͤrde der Käufer immerhin widerrus 
fen Fönnen, weil er eine Nichtſchuld verfprochen, oder eine. Vers 
—V ohne Urſache übernommen. hätte. Turin. S. 11. 


8. Bei einer Verfteigerung unter Großjährigen und Min- 
derjährigen koͤnnen die großjährigen Mitfteigerer ben Kauf, ber 
—5 auf die Minderjährigen, dem Letztbietenden gegenüber ges 
währleiften. Man kann nicht fagen, daß hier eine Verpflichtung 
ohne Urfache fen. Caſſ. Zouloufe. S. 21. 1. 274. D. 19,1. 
365. L. 60. 547. 

9. Wenn Jemand fid) verpflichtet, einem andern eine be: 
ſtimmte Summe, zu. bezahlen, damit diefer in die Auflöfung 
einer, Geſellſchaft einwillige,, welche. als unter ihnen beftehend 
angegeben wird, fo ‚beweifet diefe Urkunde unter den Parteien 
das Dafepn ‚ber. Gefelfhaft, und kann nicht als ein Vertrag 
aus unrichtiger Urfache, um defwillen allein aufgehoben werden, 
weil die Gefelfhaft nicht fhriftlic eingegangen wurde, Paris, 
S. 7. 2. 1204. L. 18. 292. 


10. ‚Der, Käufer einer Liegenfchaft, der aus Gewiffens-Be- 
benklichfeiten ‚oder, andern Beweggruͤnden des Zartgefühles. auf 
feine, Erwerbung zu Gunften des alten Cigenthümers verzichten 
zu müffen glaubt, ann feinen Verzicht nicht wieder aufheben 
laffen,, unter dem Vorwande, daß er. keinen Preis bezogen habe, 
und, der Verzicht folglich auf Keiner Urſache beruhe. — Eine 
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duch Billigkeitsgefühl eingegebene Verpflichtung. hat in diefem 

Gefühl ihre hinreihende Urfahe. E. H. Vw. Dijon 8. 14. 

1. 85. D. 12. 1. 86. L. 39 241. | 
11. Es ift Hinlänglihe Urſache für die Gültigkeit einer 


Schuldverfchreibung vorhanden, wenn der Ausfteller durch ben 


Wunſch beſtimmt worden iſt, den Geſetzen der Ehre und des 
Zartgefuͤhles Genuͤqe zu leiſten. C. 9. Vw. Agen. S. 19. 1. 
158. D IF. 1. . L. 34. 5. 

12. So die Verpflichtung eines Bruders, feinem natuͤrli⸗ 


un Bruder in der Dürftigkeit den Unterhalt zu reichen. Doual, 


$. 27. 1. 152, D, 25, 1. 7. 
4b. Wer alfo eine der Form nad nichtige Schenkimg 


gemacht, und ſie vollzogen hat, kann die Voilzugshandlung nicht 


anfechten, wenn der Vollzug, wie die Schenkung in ſich felbſt, 


nur die Erfuͤllung einer n aicden Alan find. €. 9. 
Bw. Orleans. S. 27.1. 139. D .24 1. 127.-L 75. 218. — 
ſ. Art. 1133. Ne. 19. 


13. Die Verpflihtung in einer  rivaturkinte‘ das‘ Rind, 
womit eine gewiffe Weibsperfon ſchwanger geht, zu. ernähren und 
zu unterhalten, enthält eine gültige Verbindlichkeit, obwohl die 
Urſache davon nicht ausgedruͤckt iſt, wenn anders die Umffände 
des Falles das Dafeyn eines gefegmäßigen Beweggrundes zur 
— zu erkennen geben. Agen. 8. 26. 2. 102. D. 


13b6.Eine einer Weibsperſon ausgeftellte Schuldoerſchreſ— 
bung wird nicht als auf unerlaubter Urſache beruhend betrachtet, 
und muß vollzogen werden, wenn fie zum Gegenftande zu haben 
fheint, die Perfon, zu deren Gunſten fie ausgeſtellt worden. if, 
für den Nachtheil zu entfhädigen, der ihr durch unausgefegten 
Umgang und. durch Verſprechungen zugefügt wurde, welche fie 
verhindert haben , vom Gelegenheiten Gebraud) zu machen , .bie 
zu ihrer — ung 1 bargeboten hatten. Poitiers. 8. W 
d. 43: D. 24: 2. 56. L. 73. 360. 
iss 14 3 zu een Gunſten eine Urkunde ſimulirt wort 
den, iſt nicht befugt, dieſe Simulation gegen einen Dritten get: 
tend zu machen. — Folglich, wenn ein Ehemann,“ um _feinet 
Chem betkaͤchtlichere Nlckforderungen zu fihern, derſelben 
eine erdichtete" efheinigung eingebrad;ter Eheſteuer ‚ausftellt, 
ift diefe Beſcheinigung eine Urkunde ge gen die Bert zu Gun: 
ften der Erben ihrer Eltern (von, welchen angenommen wird, 
daß fie‘ ‚fe außgefteuere haben), und verpflichtet fie,. in die 
Erbſchaft den Bettag der vorgeblihen Eheſteuer 'eingumerfen, 
ohne dag“ fie auf die Simulation ber Quittung ſich berufen 
kann, Lyon. 8. 7.2. 1201. 

15." Eine’ Verſchreibung iſt nicht ohne ut ache‘, denn 
jur Graäitfum der Zahlung "don Handeiseffekten —— 


/ 
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> ft. © 9. Om. Me. 8.233. 1. 44: D. 21. 1. 


16. Der dritte Inhaber riner Schuldverfhreibung ohne 
Utſache, welcher den Mangel bei ber Geffion gekannt hat, muß 
die Einrede des Abmangels einer Urſache ſich gefallen laſſen, 
welche dem Schuldner gegen den Gedenten zufteht. C. H. Vw. 
Douai. 8. 8. 1. 381. 

17. Wenn man behauptet, daß ein MWechfel eine unet: 
taubte Urfadye habe, fo kann man bie Inhaber anhalten, in 
Derfon zu erfcheinen, und ihre Handelsbücher. vorzulegen. ; Eof: 
mar. $. 8. 2. 334. 

18. Ein Gantfchuldner ift nicht berechtigt , auf Ungältig- 
keit einer von ihm ausgeftellten Schuldverfchreibung wegen man- 
gelnder Urfache anzutragen, unter dem Votwande, daß er fie nur 
ausneftellt habe, um einen betruͤglichen Gantvergleich zu Stande 
zu bringen, da niemand ſeine eigene Schande fuͤr ſich anfuͤhren 
darf. Angers. S. 30 2. 202. 

19. Wer im Vertrauen auf öffentliche Ankündigungen 
und Gircularien der Ankäufer einer Methode geworden iſt, für 
welche der Verkäufer ein Erfindungspatent erhalten hatte, ift 
befugt, ſich den übernommenen Verpflichtungen - zu — 
wenn die Methode die verſprochenen Reſultate nicht hervorbringt 
In ſolchem Falle muß die vom Käufer uͤbernommene Verpflich⸗ 
tung, als auf a unrichtigen Urſache beruhend, betrachtet wer: 
den. Nismes. S. 30. 2. 135. 

f. bie Notizen zu Art. 1341. und 1353. ° & 

f. Art. 1108. 11238. 1133. 

(20) Scleihhandel ing Ausland ift keine — ee 
Urfache einer Verbindlichkeit ; er kann namentlich Gegenftand 
einer Gefellfhaft feyn : wenigſtens, wenn er nur durch Lift, 
und Zäufhung der Auffeher der ausländifhen Zolbehörde , und 


nicht duch Beftehung tınd era: ihrer Va og 


werden fol €. H. Bw. Pan. J. 19. 5. 1835. 1. 673. * 

(21). Eine fimulirte Urkunde, die in Geſtalt ener Schuld: 
verſchreibung eine Schenkung enthält, von einer Perſon, welche 
den Kreitheil bereits erfhöpft hat, kann als eine Uebereintunfr, 
auf unerlaubter Urfache beruhend, betrachtet, und nad) dem Ins 
halt des Art. 1131. auf Begehren des Ausftellers” für ungültig 
erklärt werden. — Mit diefer Entſcheidun verletzt das Geriche 
die Regel nicht, nach welcher‘ eine den Freitheil überfchreiende 
Schenfung nur gemindert werben folle, und’ die Minderung nur 
von — er begehrt werden fönne. C. 9. Bw. Gre⸗ 
noble. R. G. 1836. 1. 37. — Art. 921. 





*) Laukhard II. 357. 
14* 


1131. 


1131, 


1132. 
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(22) Die Geffion eines Erfindungspatentes ift wegen 
Mangels einer Vertragsurfahe für ungültig zu erklären, wenn 
es fic) zeigt, daß die patentirte Erfindung den vom Gedenten 
zugefagten Erfolg nicht hatte. C. H. Bw. Grenoble. R. G. 
1837. 1. 186. — f. Art. 1128. 

(22) b. Können Entdedungen oder Erfindungen als aus— 
fchließliche Werke der Intelligenz, Gegenftand eines Erfindungs- 
Patentes fern, in der Weife, daß durch das Patent eine der 
Eeffion empfängliche Privatberechtigung begründet werde? — 
Verneint. Grenoble. * 


+ 1) Wenn in — Wechſel die Valuta als baar empfangen ange: 
„geben, während zugeltanden ift, daß nur ein diterer Wechfel 
5 ren ‚eingelöfet worden, fo ift der Vertrag deßhalb nicht un» 

indem died nur der Fall un: fönnte, wenn die Urfache 

. Kerne glich falſch wäre. — 

62) Die Sabine iM ne ter und unerlaubte, wenn 
Die Schuld nicht, wie. ed in der Urkunde beißt, aus einem 

Bene, fondern durchs Spiel entftanden it. Hohnh. 


3 N. As angeblich mangelnde Vertragdurfache bir. Hohnh. II. 
207. Annalen V. 217. H. 
4, Die Gerichte Eönnen nicht, ohne Grund zur Baffation 
ihrer Erkenntniſſe zu geben, einen öffentlich beurfundeten Vertrag 
aufheben, um. deßwillen allein, weil man darin eine unrichtige 
Urfache an die Stelle der wahren DB der Verbindlichkeit ger 
fegt hat. Caſſ. Paris. S. 6. 2. 961. D. 4. 1. 561. L. 16. 
— = Sf Zurin, 8. 13. 1.33. — € H. Vw. Angers. 
+ 8%, .Eine Schuldverfchreibung ift nicht ungültig, weil ſie, 
nach. dem: Zugeftändniffe des Gläubiger, eine andere Urfache 
hatte, als fie ausdrüdt, wenn jene Urfache eine erlaubte ift. 
Colmar. S. 15. 2. 138. D. 21. 2. 98. — f. Art. 1131. Nr. 5, 
3. Eine bürgerrechtlihe Verpflichtung, welche ihre Urfache nicht 
ausdrüdt, hat nichts defto weniger Wirkung bis zum Beweiſe 
des Mangels einer Urfache. — Der Beweis liegt dem an 
nicht dem Gläubiger ob. Bourges. S. 25. 2. 355. D. 24. 2, 
124. — Agen. S. 32. 2. 375. *®) 

-Die Urfahe einer Schuldverfchreibung ift genügend 
ausgedrückt, wenn gefagt iſt, „daß ber, welcher ſich verbindet, 
Schuldner fey, dab er fein Gewiffen zur: Zahlung, verpflichtet 
wiffe, ‚aber nicht fagen wolle, woher die. Schuld ruͤhre;“ der 
Gl hubläpr — RR, aneedalten werden, darzuthun, wie er 


*)Causa obligandi. Bader. II. 345. — Falsa causa legati. 
Archip f. R. I. 226. 
*) Laukhard III: ©, 109. 117. 
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— — geworden ſey. Caſſ. Nismes. S. 22. 1. 272. D. 20, 1132: 
1. 177. L. 65. 156. 

3. Ingleichen durch die Worte: „ich bekeune ſchuidig zu 
ſeyn.“ — In dieſem Falle wird angenommen, daß der Schuld⸗ 
ner einen ze... bis zur Vollkommenheit abgefchloffen 
habe. Paris. S. 7. 2. 817. L. 4: 167. 

6. Ferner durch bie Worte: „ich erfläre fhuldig zu feyn, 
— und id) rn : zuruͤckzubezahlen.“ Nismes. 8. W. 2. 
163. D. A. 2. *) 

7. Der a: „ih bekenne (anerfenne) ſchuldig 
a ift eine genuͤgende Angabe der Urſache. Caſſ. Meg. 

N Der Inhaber einer folhen Urkunde hat nicht zu 
beweifen, wie ee Gläubiger geworden ift, es ift Sache degjeni- 
gen, welcher behauptet , daß die Verbindlichkeit auf einer un- 
wahren oder unerlaubten Urfache beruhe, diefe Behauptung zu 
beweifen. Nancy. J. 19. S. 1835. 2. 56. 

(8) Menn die Urfahe einer Verbindlichkeit nicht deutlich 
ausgedrüdt ift, und Iegtere des Betruges und der Gefährbe bes 
fhuldigt wird, fo kann das Gericht die Gültigkeit des Rechts— 
gefchäftes von den Erläuterungen abhängig machen, melche der 
Gläubiger über die Urſachen der Verbindlichkeit geben wird. E. 
H. Bw. Poitiers. J. 19. S. 1835. 1. 656, 

(9) Wenn der Beweis der Unmwahrheit der in einer Schuld» 
urfunde angegebenen Urfahe nur aus dem Geftändniffe des 
Glaͤubigers hervorgeht, der zugleich behauptet, daß das Rechts— 
geſchaͤft uͤbrigens eine wirkliche und erlaubte Urſache habe, ſo iſt 
ſein Geſtaͤndniß untheilbar. — Eben ſo verhaͤlt es ſich ſelbſt in 
Handlungsſachen, wenigſtens wenn die Umftände der Sache nicht 
die Unmwahrheit der Behauptung des Gläubigers darthun. Pau. 
J. 19. S. 1835. 2. 167. **) 
+9) ren debendi muß in einer Soniburtunde außgedrüdt ſeyn. 

ohnh. 1. 77—79. — ſ. Nr. 3. d. T. 
2) Stumme Urkunde: deren Bedeutung. Hohnh. I. 79. 

1. Jeder Vertrag über Abtretung eines öffentlichen Amtes ***) 1133. 
ift ohne bürgerrechtliche AUEENE, Bordeaur. S. 16. 2. 59. D. 

14. 2 . 134 L. 46. 54. 

3 In allen Faͤllen, wo ein Vertrag nur unter ausdruͤck⸗ 
licher und vorgaͤngiger Genehmigung des Staatsoberhauptes ab⸗ 
geſchloſſen werden kann, ſind die ohne Vorbehalt jener Geneh— 
migung abgeſchloſſenen Vertraͤge nicht ungültig. — Es wird kraft 


*) Laukhard. III. &. 109. 119. 
**) Stumme Urkunden, Brauer V, 1168-1176. 
**) Im Original: office non transmissible, weil es in Grant; 
reich verkfäufliche Aemter gibt, 
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1133; Gefeges die Abſicht vermuthet, den Vertrag zur Iandesherrlichen 
Genehmigung vorzulegen. C. H. Bw. Amiens. S. 13. 1.97. 
D. 11. 1. 145. 

11. Es ift nichts Unerlaubtes in einem Vertrage, wodurd 
Semand, welcher von der Regierung eine Erlaubniß erhalten 
hat, Getreide auszuführen, zu einer Beit,, wo die Ausfuhr ver: 
boten ift, bdiefe Erlaubniß einem andern gegen eine Summe 
Geldes abtritt, Caſſ. Trier. S. 6. 2. 733 

12. Eine Gefelfhaft unter zwei Individuen (insbefondere 
zwei Handwerkern) zum materiellen Betrieb einer Druderei, 
zu der ein anderer die Berechtigung hat, iſt keine gefegwideige, 
— Eine folhe Gefellfchaft, deren Zweck die gemeinfchaftlide 
Handanlegung ber Gefeltfehafter , die Ausführung und das Pro: 
dukt ber Arbeiten ift, hat mit Ausübung ber Rechte und Ob» 
liegenheiten aus dem Patente (als weſentlich perfönlich und un= 
übertragbar) nichts gemein; fie kann alfo nicht für ungültig er« 
ne werben , wie wenn fie eine unerlaubte Urfache hätte. Air. 

8. 28. 2. 70. D. 26. 2. 45. 

43. Unerlaubt und folglich ungültig ift ein Vertrag unter 
Sabritanten von einer und derfelben Gattung Waaren, um auf 
gemeinfchaftlihen Gewinn und Verluft die Produkte ihrer Fabri— 
ten zu verarbeiten, fie in einem Dauptmagazine aufzubewahren, 
und dafelbft nicht anders, als zu beſtimmtem Preife zu verfaus 
fen, wenn durd die Zahl und das Vermögen der Gefellfchafter 
die Concurren in jener Waare abgeſchnitten, und die Abnehmer 
in unmittelbare Abhaͤngigkeit von ir Gefelfchaftern verfegt wer- 
den. Bourges. 8. 28. 2. 135. L. 79. 368. 

Vertraͤge, worin ein Privamann ſich anheifchig madıt, 
gegen gewiffe Summen Conſcribirte durch Einfteher vertreten zu 
laſſen ‚im alle das Loos fie zum Kriegsdienfte berufen würde, 
Eönnen für ungültig erflärt werden, ale der Staatsordnung zumider, 
G H. Bw. Zurin. S. 11. 1. 53. D.9. 1. 30. L. 29. 278. 

15. Unerlaubt und ungültig ift eine nicht beftätigte Ge— 

fellfhaftsverbindung, deren Zwed die Einftelung für Eonferibirte 
if. Nancy. S. 26. 2 151. D. 24. 1. 122. 
. 46. Der linterncehmer militärifcher Einftellungen , deſſen 
Anftalt nicht beftätige ift, kann Dritten, welche in gutem Glaus 
ben mit ihm unterhandelt haben, nicht ben Mangel jener Bes 
ftätigung entgegen halten, und, unter dem Vorwande der Unge— 
feglichkeit feines, Gefchäftes , fih der übernommenen Berbindlich- 
&eiten entfhlagen. Bordeaur. S. 29. 2. 46. 

17. Wurde entfchieden,, daß der mit einer folchen Gefells 
fhaft abgefchloffene Einftellungsvertrag nicht wegen Mangels der 
Betätigung nichtig ſey, wenn die Nothwendigkeit einer Beſtaͤ⸗ 
tigung erft nad) jenem Einftellungsvertrage der Gefellfhaft auf: 
erlegt worden iſt. C. H. Vw. Auch. 8. 25. 1. 249. D. 23.1. 61. 
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19. Die duch Verträge übernommenen Verpflibtungen 1133, , 
find natürlide Berbindlichkeiten, welche als ſolche fottbeſtehen 
und Wirkung haben, wenn auch ein politiſches Geſetz von der 
Vollziehung jener Verträge losgeſprochen hätte. — Wenn daher 
Behufs der Vollziehung einer folhen Verbindlichkeit eine Urkunde 
ausgeftellt worden ift, fo kann biefelbe nicht, als Eeine oder eine 
unerlaubte Urſache babend, für ungültig erklärt werden... Cafl. 
&yon. S. 23. 1. 378. D. 21. 1 318. 

20. Der Schuldner kann alfo die Nüdftände (3. B. einer 
aufgehobenen Pehensrente), 25 er freiwillig bezahlt bat, nicht zu⸗ 
rüdfordbern Angers. S. 23. 2, 30. 

21. Das Verbot über Gegenfländs der Staatsordnung ſich 
zu vergleichen, erſtreckt ſi ſich ſo weit, daß es weder erlaubt iſt, 
durch Privatvertraͤge uͤber dieſe Gegenſtaͤnde zu verfuͤgen, noch 
die bezuͤglichen Inſtanzen durch Vergleich zu beffimmen „ noch 
ſelbſt bei den in letztem Rechtszuge erfolgten richterlichen Ent: 
fcheidungen ſich zu beruhigen, vermittelft ausdruͤcklichen Verzichtes 
auf den Caſſationsrecurs. Folglich iſt unguͤltig wegen uner— 
laubter Urſache, eine von der Frau ihrem Manne qusgeſtellte 
Schuldverſchreibung, als Preis des Verzichtes des Mannes auf 
den Caſſationsrecurs gegen das Erfenntniß, welches unter ihnen 
auf Scheidung erfannt hat. ‚©. H. Vw Angers. 8. 23. 1. 88. 
D. 21. 1. 109. L. 65. 241. 

22. Eine Schuldverfhreibung, zu Gunften eines Che: 
mannes ausgeftelt, ohne andere Urſache ‚ denn als Preis der 
feiner Frau ertheilten Ermaͤchtigung, eine Schenkung zu maden, 
ann nad) Umftänden nicht unerlaubt feyn. C. H Vw. Poitiers, 
S. 30. 1. 34. D. 27. 1. 385. 


23.  Eheverlöbniffe laſſen Eeine Strafgedinge zu. — Mit 
anderu Morten: Reukauf einer Heirath ift unter der Herefeaf 
des Code ungültig. Amiens. S. 14. 2. 19. — €. 9. Bw. 


Orleans S. 23. 1. 41. D. 91. 1. 104. L. 60. 369.— 6.8. 
Vw. Lyon. Riom. R. G. 1836. 1. 574. f. Art. 1142. 

24. Ungültig, als auf einer unerlaubten Urſache beruhend, 
it die zu Gunften einer Wittwe eingegangene Verbindlichkeit, 
daß fie ſich ohne die Einwilligung der verbindlich erklärten Per: 
fon nicht wieder verehelihen Eönne, Paris. S. 14. 2. 15. L. 
. 31. 464. 

25. Die Entfheidung des Appellationsgerichted, daß -ein 
gewiffer Vertrag den guten Sitten zuwiber fey, kann fein Ueber: 
griff der Amtsgemwalt feyn: es ift eine thatfächliche Entſcheidung, 
die eine Gaffation begründet. C. H. Bw. Orne. S. 1. 1. 386. 
D. 1. 321: — €. 9. Vw. Rouen. R. G. 1833. 1. 668. 

f. Art. 6. 686. 900. 1172. 1833. 

(26) Die Uebereinfunft , wodurd) ein Apotheker feine Ge: 
werbseinrichtung an ein Inbividuum verkauft, welches zu Aus— 
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1133. übung diefes Betufes noch nicht zugelaffen iſt, unter ber Wer 
dingung , daß während einer gewiffen Zeit, und bis der Käufer 
als Apotheker aufgenommen worden, das verkaufte Geſchaͤft fort 
während unter bem Namen bes Verkäufers ‚ aber ohne beffen 
Theilnahme betrieben werden folle, ift ungültig, als der Staats: 
ordnung zuwider. Gefeg (3. 11.) R. G. 1833. 1. 668. 

(27) Iſt eine Verbindung zu einer Unternehmung gültig, 
welche zwei Individuen in der Abficht gefchloffen, eine der Ver: 
fleigerung ausgefegte Sache zu erlangen, wenn fie übrigens nichts 
gethan haben, andere Bieter abzuhalten ?— Eine ſolche Ueberein⸗ 
kunft kann in dieſer Vorausſetzung nicht fuͤr unguͤltig erklaͤrt 
werden, unter dem Vorwande, daß ihr Zweck ſey, die Erzielung 
des wahren Werthes bei der Verſteigerung er er C. 9. 
Vw. Rouen. J. 19. S. 1834. 1. 746. — f. Art. 1 

(238) Der Ausfteller einer about deren“ ausge⸗ 
druͤckte Urſache guͤltig iſt, kann zum Zeugenbeweiſe zugelaffen 
werden, daß dieſelbe in der That auf einer unerlaubten Urſache, 
z. B. auf dem Abtrage fuͤr ein Eheverſprechen, beruhe; dieſe 
Verhehlung der Wahrheit hat den Charakter des Betruges, im 
ar des Art. 1353. C. H. Vw. Lyon. Riom. R.G. 1836, 

29) Ein Bertragsgedinge kann nit aus dem Grund 
allein für unerlaubte und ungültig erklärt werden, weil das Ge: 
richt demfelben Leine triftige Urſache beimeffen Fönne: wenn an: 
bers das Gedinge in ſich felbft durch Fein Gefeg verboten ift, 
und nichts den Sitten und der Staatsordnung widerfprechendes 
enthält. So 5. B. das Gedinge, weldyes in einem gegebenen 
Falle (einer Geffion) das Bahlungsziel einer Schuld auffchiebt. — 
Eine gegentheilige Entfheidung würde Grund zur Gaffation ges 
ben. se Arras. R. G. 1837. 1. 697. *) 

+1) R. $. einer unerlaubten DVertragdurfahe: Schleihhandel ind 
Auslanı, Annalen II. 109. — Vgl. jedoch Art. 1131. Nr. 


T. 
2) Deßgleichen: Entſchaͤdigung einer geſchwaͤngerten Weibsperſon. 
Annalen It. gie Bel An. 1131. Wr. 11 13,—13 — 


Drittes Kapitel. 
Von den Wirkungen der Verbindlichkeiten. 
Erster Abschnitt. 


Allgemeine Verfügungen. 
1134. 1. Die nicht verbietenden Beftimmungen bes Gefeggebers 
in Vertragsfachen, als rein präfumtiv und perfönlich, haben nur 


*) gr la wegen unerlaubter Vertragsurſache. Brauer 


’ 
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Wirkung, wo die Parteien — eg — 5 1134 
Caſſ. Grenoble. S. 14. 1. 279. D. 12. 1. 394. f. Art. 1107. 

2. Die Gerichte können — unter” dem —J— der 
Billigkeit und vermutheten Abſicht, in klare und beſtimmte Wer: 
abredungen Modifikationen hineinlegen. — Sie können nament: 
lich nicht eine Verbindlichkeit an die Stelle einer andern ſetzen, 
ſelbſt wenn dieſe der betheiligten Partei den naͤmlichen Vortheil 
gewaͤhren, und ihr dieſelbe Sicherheit wie jene darbieten wuͤrde. 
Gaen. 8. 28. 2. 178. D. . 2. 145. 

3. Wenn vor Gericht thatfächlich hergeftellt ift, daß ber 
zur Auflöfung eines Vertrages vorgefehene Fall ſich nicht ereignet 
hat, fo darf daffelbe die Auflöfung * ausſprechen. — Es iſt 
ihm nicht erlaubt, Gründe zur Auflöfung in vermeintlichen 
RN natürlicher un. zu fuhen. Caff. Dijon. 8.24. 
1..292. D. 22. 1. 156. L. 69. 553. 

4. Obgleich dem Gaffationshofe bie Beurtheilung nicht zus 
fteht , ob ein Appellationshof die Gedinge eines Vertrages wohl 
oder übel ausgelegt, und ob bderfelbe nad diefen Gedingen bie 
Abficht der Bertragsperfonen wohl gefaßt habe, fo gebührt ihm 
jedenfalls ganz eigenthümlih die Prüfung und Beurtheilung, 
von welcher Natur und zu welcher Kaffe diefer oder jener indie 
viduelle Vertrag gehörig ſey. — Folglich Fann Grund vorhanden 
feyn, das Urtheil eines Appellationshofes zu caſſiren, weil der— 
felbe die Natur eines — Bar den Parteien verfannt 
hat. er Brüffel. S. 6. 1. 314. D. A. 1. 441. — Caſſ. 
yon. S. 23. 1. 378. D. = 1. 318, 

5. Die einem Individuum auferlegte Verpflichtung, eine 
jährlihe Summe fo lange zu bezahlen, als es das Amt, wel: 
ches es bekleidet, beibehalten wird, hört mit der Aufhebung 
diefes Amtes auf, obwohl ber Beamte zur ann, einen 
— — ſollte. Caſſ. Straßburg. 8 EP 353. 
f. Art. « Nr. 

- 7. Wenn beide Ehegatten vertengemäßig der Nichte. des 
einen derfelben die Ernährung bis zur Großjährigkeic zugeſichert 
haben, und die der Nichte blutsverwandte Zante mit Tod abs 
geht, fo kann jene fordern , baß ihr der’ Lebensunterhalt außer⸗ 
halb des Haufes bes Wittivers ihrer Zante gereicht werde. — 
Dies ift a. Aenderung, fondern eine Auslegung des Vertrages, 
Brüffel. S. 7. 2. 337. f. Art. 205. ff. und die Notizen. 

10. Der Auftrag, einen Kauf zu fchliefen, der von einer 
nicht ermädytigten Gemeinde ertheilt wird, obwohl er angenom: 
men wurde, bindet die Gewalthaber nicht. Der Kauf wird als 
im Namen der Gemalthaber gefchloffen betrachtet ,.und die Ge: 
meinde kann ſich denfelben duch Berufung auf den Auftrag 
. zu * machen. E. H. Bw. Poitiers. 8. 17. 1. 10 


’ . ° {) 


1134, 


1135. 


1136. 


1137: 
1138. 


1139. 
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fi Art. 953. 1123, 1141. 1108. 1183. 1370. 1420. 

(14) Wer. Waaren und Geraͤthſchaften eines Kaufladens 
verſichert hat, iſt im Falle eines Ungluͤcks zur Entſchaͤdigung des 
Verſicherten, wegen bes Stillſtandes feines Handels während der, 
zu. Bewirkung der MWiederherftellung erforberlichen Zeit nicht ge: 
halten. Paris. R. G. 1833. 2. 585. *) 

+ 1) Von einem Vertrage finder Fein einfeitiged Zurüdftreten Ratt: 
felbft nicht wegen older veränderten Umftände,, die, vorber: 

geieben, den Abflug. deflelben verhindert hätten Hobnd. V. 


2) Ausnahme zu Gunften des ———— welches der Erb⸗ 
beſtaͤnder dem Grundherrn heimfchlagen darf. Ebend. 212. 
3) Die Rechtswirkung ded Vertrages — — “J * Per⸗ 
ſonen, die ihn geſchloſſen haben. Hohnh. VI. 
. Art. 3. 1151. 1160° 1370. 1373 1991. 2007. 210% 
’ Dr n Einftandöverträgen fol dad Datum des Anfanged und des 
ded der Gapitulationdzeit, welche der 1 Einheher übernimmt, 
beftimmt und deutlich bemerkt werden. DB. Kriegemin. M AB 
1834. Nr. 7. SAB Nr. 8. DAB. Nr. 7. UA.B. Nr. 
Wehrer VI. 324. 


Zweiter. Abfchnitt, 


Ton der Verbindlichkeit zu geben. 


f. Urt 1146 1193. 1247. 1302. 1583. 1604. 1611. 

f. Art. 1374. 1624. 1788. 1880. 1927. 1962. 2080. 2102. 
Mr. 3. Lu 105. ©. comm., 

f. Art. 1108. 1134. 1136. 1193. 1302. 1583. 1589. 1604. 
1614. 1703. *) 

1. Die Verkündigung eines Geſetzes, welches eine That⸗ 
ſache unmoͤglich macht, gilt fuͤr eine Setzung in Verzug hin: 
ſichtlich deſſen, der eine vom Daſeyn jener ent abhängige 
Verpflichtung zu erfüllen hatte. Caſſ. Agen. 8. 5. 2. 501. D. 
3. 1: 498. L. 14. 155. 

2. Die Setzung in Verzug, melde zur Erwerbung bee 
Befugniß zu NRüdforderung des Kapitals erfordert wird, ergibt 
fi nicht aus einer einfachen, vom Gläubiger an den Schuldner 
gerichteten Aufforderung; es muß aud auf Seiten des Schuld: 


- *) Bertragsgefege. Brauer V. 23. — Unterfchied zwifchen Eins 
verftändniffen und Verträgen, gewinnenden und erwerbenden 
Rechtsgeſchaͤften. Brauer V. 161—167. 

**) Recht an Früchte und Zuwachs. Brauer V. 177. 

***) Zu jener Art des Eigenthumsermwerbes, die durch Uebergang 
‚aus einer Hand im die andere gefchieht, ift die Uebergabe wies 
mals nöthig. Brauer V. 590. 592, — Archiv f. R. I, 486. 
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ners eine Weigerung oder Zögerung , der Aufforderug des Bi 1139. 


bigers zu enefpren , binzutommen. € 9. am. Fouleufe. 8 
14. 1. 241. D. 12. 1. 397. * 
f. nr — 1230. 1656. 1929. 
*1) P. O 257. Nr. 2 $. 259. 
2) Zu Benni beurfundeten RI» find zwei Zeugen bei: 
zuzieben. Inſtr. R. ®. 1837. LI. 
+3 Berzug entfteht in der — erſt durd eine öffentlich beurfun; 
dere Aufforderung. Hohnh. V. 149. 153. 157. — ſ. Xr. 2. d. X. 
4) Nur bei andelß: efchäften bedarf ed a nicht. Ebend. ; 
5) Er * ei — Behändigung der lage an den Beklag⸗ 
ten. Hohn 
f. Art. 1604 J 
ſ. Art. 520. 1240. 1606. 2279. 


Dritter Abfchnitt, 
Bon der Verbindlichkeit, etwad zu leiften. 


1. Wenn zwei Perfonen übereingefommen find, die eine, 
ein Gut um gewiffen Preis in Pacht zu geben, die andere es 
in Pacht zu nehmen, fa ift jede Partei gehalten , ihr Verſpre⸗ 
Chen genau zu erfüllen, ohne fi durch Erbieten zur Entfchädi« 
gung davon losmachen zu tönnen. Paris. S. 2.2. 117. L. 3.25. 

2. Der Käufer, dem man die Waaren nicht liefert, bie 
den Gegenftand des Kaufes ausmachen ‚, kann nicht verlangen, 
ermächtigt zu werden, die naͤmliche Menge Waaren auf Koſten 
des Verkäufers zu kaufen. Es gebührt ihm nur Entſchaͤdigung. 
Brüffer, S. 10 2 532. f. Art. 1144. 

3. Wenn cin Miterbe einem andern Miterben ein zur 
Erbſchaft gehöriges Gut unter der Bedingung abtritt, daß letz⸗ 
terer das Gut nicht verkaufen dürfe, ohne ihm den Vorzug zu 
laffen, fo. gibt dies demfelben im Falle eines Verfaufes an einen 
Fremden nicht die Befugniß, den Fremden auf die Abtretung 
des Gutes zu belangen, ſondern begruͤndet nur eine Klage auf 
—AA gegen den verkaufenden Miterben. Colmar. 8.5. 

4. Die Neichterflilung eines Vorkaufsvertrages,, welcher in 
einer. Kaufurkunde zum Vortheil des Käufers bedungen wurde, 
Br fih in — auf. Grenoble. — 2. 177. — 

C. H. Vw. Grenoble. J. 19. 8. 1834. 1. 





*) Trefurt 244 6. 247. 1) — Bertragserfätlung fegt die Gegen⸗ 
partei ee nicht Eraft Gefeges in Verzug. Brauer V, 1060. - 
Mahnen, d. i. Aufforderung zur Zahlung. Brauer V. 105. . 


1140. 
1141. 
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142. 5 Menn eine Partei zur Leiftung einer reinen Thatfathe 
veruetheilt wird, fo muß das Urtheil zu gleicher Zeit eine Ver: 
— zu Geldeswerth im der Nichtleiſtung enthalten. 

* Die Nichterflullung — Eheverfprecheng kann zur Ent⸗ 
ſchaͤdigungsklage Grund geben. Nismes. 8. 6. 2. 476 — Col⸗ 
mar. 8. 14. 2. 2. D. 12. 2. 15. — Rouen. 8. 15. 2. 224. 
L. 42. 446. — Poitiers. I. 19. S. 1834. 2. 354. — Baſtia. 
Ebend. 355. 

8 Wenn die were ar — war, C. 
H. Vw. Nismes. S. 15. 1. 18. D. . 483. L. 42. 122. 

9. Zumal wenn dem Chenefprten — —— 
und et nachgefolgt war. Trier. S. 8. 2. 169. D. 6. 2. 
113. L. 21. 559, — Colmar. S. 18. 2. 268. 

10. Allein die Entfhädigung kann niemals mit Rüdficht 
auf den Gewinn berechnet ‚werden, ben ber Flagende Theil ent: 
behrt, —— er 8 ig ht ei den Berluft, den er erleis 
det. Yen, 8 i 118. D. 8. 2. 133. — Meg. S.19. 2. 
108. D. 17. 2. Es 

11. Die Nichterfüllung eines Eheverfprechens, die ſich auf 
wichtige Urſachen gründet, als 3. B. den ſchwangeren Zuftand 
der Braut, gibt feinen Anlaß zur Entfyädigungsforderung. Mouen. 
S. 15. 2. 114. 

12. Die Nichterfüllung eines Eheverſprechens gibt keiner 
Entſchaͤdigungsforderung Raum, wenn daraus kein wirklicher 
Schaden entſtanden iſt. E. H. Vw. Amiens' S. 15. 1. 159. 

- (IMDb. Im entgegengefegten Sinn entfchieden: aud Mer 
gen des — Nachtheils, welchen dieſe Nichterfuͤllung fuͤr 
den andern Theil hat oder haben a hat eine Entſchaͤdi⸗ 
gungsflage ftatt. Colmar. J. 19. S. 1834. 2. 40. 

13. Wenn das Eheverfprechen nicht beurfundet, und durch 
keinen Anfang eines fehriftlichen Beweiſes unterftügt if, fo darf 
der Richter den Parteien nicht den Eid über die Thatfache aufs 
tragen, ob das er wirklich flattgefunden habe. Rouen. 
S. 15. 2. 224. L. 42. 446. 

14. Ein — der Heirath (oder das Strafgedinge, 
wodurch die Betheiligten eine Summe unter dem Namen von 
Schadloshaltung für den Fall der Nichtvollziehung der Ehe bes 
flimmen) ift ungültig, als den guten Sitten und der Freiheit 
der Ehen zumider. €. H. Vw. Amiens. S. 15. 1. 159. 

f. Art. 900. 1133. 1146. 1166. 1257. 

(15) Einen Grund zur Entfhädigung wegen Nichterfül- 
lung eines Eheverfprehhens kann man aus dem Umftande nicht 
entnehmen , daß der Perfon, welcher daſſelbe gefchehen, eine 
andere Verforgungsgelegenheit baburd) entgangen , wenn ber zu: 
ruͤckttetende Theil noch nicht 25 Jahre alt war, und ohne Ein: 
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twilligung feiner Eltern ‚gehandelt hat. Poitiers. J. 19. 8. 1834, 1142. 
2. 354. Bajtia. ebd. 355. 
(16) Die Nichterfüllung einer aus Mangel der vorgefchries 
benen Foͤrmlichkeiten nichtigen Verpflihtung, welche eine Perſon 
in einer ihr zuftehenden Eigenfhaft übernommen hatte, begrün: 
det keine Entfhädigungsklage gegen diefe Perfon in ihrem eige: 
nen Namen. Colmar. J. 19. S. 1834. 2. 124. ®) 
= 4) Anwendung ded 2. ©. 1142. auf Eheftreitigkeiten wegen Her: 
endhärtigfeit-e V. R. B. 1812. XXXII. Samml. I. 917. — 
gl. Annalen V. 67. 
+2 Enıfhädigun u wegen widerrechtlicher ——— eines 
Abſolutorſums des Gewalthabers, wegen des Verluſtes, den 
der Gewaltgeber verurſachte. — Was überhaupt zu ihrer Be 
grändung gehört. Hohnh. I. 68. 71. 282. Ä | 
Jede Verbindlichkeit, etwas zu leiften, kann ſich in Schad- 1144. 
loshaltung auflöfen. Wenn auf Seiten des Schuidners. eine 
Verbindlichkeit zu leiften ift, fo ift das Gericht befugt, zu er⸗ 
Eennen, daß der Gläubiger die Verbindlichkeit. auf Koften des 
Schuldners vollziehen Taffen folle, oder dem Gläubiger eine Ent: 
fhädigung für die Nichterfüllung zuzuſprechen. — Es ift nicht 
Hehalten, auf die Klage. des Gläubigers ſofort auf das erftere 
zu erkennen. .C. H. Bw. Pau. S. 21. 1. 428. D. 19. 1. 354. 
L. 64. 230. Ä 
. $ Art. 1142. Nr. 2.**) ' | 
Perſoͤnliche Zeitung. P. O. U 0.9. tu? 
* ae zu an P. O. N 981. | ae 


Dierter Abfchnitt. 
Bon der Entſchädigung für die Nichterfüllung einer Verbindlichkeit. 


„4. ‚Die Regeln des bürgerlihen Rechtes, Schadloshaltung 1146. 
betreffend , verlieren ihre Anwendbarkeit in Strafpolizeifachen, 
indem bier das Gefeg der billigen Einfiht der Obrigkeiten die 
Befugniß Üüberläßt, die Schadloshaltung zu ermeffen, welche mit 
dem ihnen angezeigten Vergeben im Verhaͤltniß ftehen möge. 
Caſſ. Paris. S. 25. 1. 323. D. 23. 1. 266. L. 71. 510. 
2. Der Art. 1146. ift nicht anwendbar auf Entfhädigun: 
gen als Folge einer That, welche einen andern in Nachtheil vers 
fegt; in dieſem Falle bedarf es nicht der Segung in Verzug, ehe 


*) Zrefurt 24. 8. 235. 


**) Gerichtliche Zwangsmittel gu Leiftung einer That finden im’b. 
a u gar nicht mehr ftatt, Brauer V, 92%, — Zrefurt 241. 
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1146. das Gericht a Schadenerfag fprehen kann. €. H. Vw. An: 
gers. S. 32. 1. 398. *) 
+1) Entferäbigungetiage aus Vertrag: wann fie ftatt finder. Hohnh. 


2) Auf Back leiſtet nicht derjenige Verzich nede eine 
geiftung oder Zahlung zu fpät erhalten, un gr Entſchaͤdi⸗ 
ae ee er fie angenommen, auch dafür quittirt hat. Hohnh. 

151. 154. 158. — Nur bei verzinslichen Darleihen wird’ eine 
en Bergichtleifung vermuthet. 151. 158. — Entgegengeſetzte 


1147. Der ———— dem die Bedingung, etwas zu 
thun, auferlegt iſt (3. B einen Neffen des Teſtiters ſtudiren zu 
taffen), wenn er die ihm auferlegte Verpflichtung nicht serfüllt, 
ift für allen Schadenserfag verantmwortlich , der aus dem Mangel 

3 der Erziehung feiner Kinder fi) ergibt. — Vergebens würde er 
ſich auf: feinen guten Glauben berufen... Caff: S. 17. 1.:225.**) 

1148. ° 1. Wer gegen eine gewiffe Summe für einen zum’ Kriege: 
dienfte berufenen Conſcribirten einfteht, iſt nicht verpflichtet; diefe 
Summe ganz oder zum Theil zurücdzugeben , wenn ein unver—⸗ 
muthetes Gefes ihn für feine eigene Perfon zur Armee beruft, 
und der Einfteller genöthigt ift, nunmehr für fich felbft zu. gehen. 
Nismes.: 8. 12 2. 365: L. 36. 539. — Colmar. $,. 11. 2. 
108. — Nismes. S. 13 2. 49. I 

2. Er kann auch in diefem Falle die ganze verſproche ne 
Summe verlangen, wenn die Einberufung des Einſtellers nicht 
wirklich ſtatt hatte, gt er freigegeben. oder: ausgemüftert wurde. 
Brüffer. S. 14. 2. 45. L. 27. 156. 

3. Selbſt dann, nn bedungen waͤre, daß der Einftel- 
[ungsvertrag ganz oder zum Theil “aufgelöfet feyn folle, wenn 
Br abet für.. feine ‚eigene Perfon einberufen würde, Aix. 

v 1 * 2: * 

4. Wenn ein Einfteher für feine eigene Perfon zum Kriegs: 

dienfte berufen worden ift, fo daß der Einfteller ebenfalls dort: 
hin abzugeben genöthige wurde, fo hat eriterer auf die ihm vers 
fprochene Summe nur Anfpruc im WVerhältniffe der Zeit, da et 
für den andern gedient bat. Bruͤſſel. S. .12..2 2. 251, — Zuriit, 
S. 14. 2. 80. 
3. Im entgegengefegten Sinn entfchieden. — In dieſem 
Falle kann das Gericht, der Billigkeit gemaͤß, dem — einen 
ihm angemeſſen feheinenpen Theil ber berfprochenen Summe zu: 
fprehen. Brüffet. S. 14. 2. 46. D. 11. 2. 77. **) 


”) un die Zeit der Entſchaͤdigungsforderungen. Brauer V. 
S. 612. i 
Zufall. Brauer V. 172—17 ‘ 
Pe. Schaden: zufälliger oder N ter, unverſchuldet oder ver⸗ 
fhutdet, letzterer vorzuſehend oder unvorzuſehend, und dieſer 
unmittelbar ober mittelbar, Brauer V, 271—273. 
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f. Art. 607. 655. 1302. 1379.. ‚1384. 1624. 1788. 1881 ff. 


* 


*) 11484. 


Entſchaͤdigungsklage aus einem Vertrage, bei Verſehen des 
Schuldners, finder im Falle des L. 3. 1148 a. nicht ſtatt. Hohnh. 

IV. 248. 253. 
1. Wenn dem Käufer einer. Liegenfchaft der Genuß der: 
felben in Folge einer ältern. Verpachtung, die er. nicht Fannte, 


In" 


1149, 


entzogen wird, fo. darf die. Entſchaͤdigung, die. er an den Ver: - :: 


£äufer zu. fordern hat, nur nah dem ihm dadurch entgangenen 
Gewinne, daß er nicht den wirklichen Ertrag: der Liegenfchaft 
bezogen, ‚berechnet werden, und nicht nad ‚dem ‚Gewinne, den, er 
durch Unternehmung ungewöhnlicher —— daraus haͤtte 
beziehen können, Meg, S. 19. 2 42. D. 17. 2. 5. 

2. Ein Glaͤubiger, der gegen mehrere Individuen eine 
Unterpfandsklage hat, und binfidytlic) ‚einiger. derfelben auf feine 
Klage verzichtet, geht dadurch nicht gänzlich des Nechtes ver: 
luſtig, gegen die übrigen zu Elagen.: ‚Obwohl es richtig, daß er 
für feine Handlung verantwortlich ift, wodurch er es fich un: 
möglich. gemacht. hat, feine Rechte und Unterpfänder in der Ges: 
ftalt abzutreten, wie fie urfprünglich befanden hatten, fo kann 
doch. der Berluft des. Klagerechtes „. den er fi zuzieht, nur Jam 
Verhältniffe zu dem Nachtheil fiehen , DEN er. dem dritten In— 
—8 verurſacht hat. Caſſ. Grenoble. S. 15. 1. 208. D. 13. 

176 L. M. 172. 

3. Ein Notaͤr, welcher den Auftrag erhalten und ange⸗ 
nommen hat, eine Kapitalanlegung auf Hypothek zu beſorgen, kann 
für den, Mangel ber gehörigen Sicherheit. der Anlegung, und folglich 
für Entfhädigung, dem Darleiher verantwortlich gemacht werden, 
wenn er jene Nachfragen vernachlaͤßigt hat, welche ihm über die 
Vermögenslage des Entlehners Auffbluß geben Eonnten, — 
Gleichwohl erftredt fih in diefem Falle die Entfhädigungspflicht 
des Notaͤrs nicht auf den Gefamtbetrag ber angelegten Summe. 
Diefelde kann ag Umftänden vom Meg" ermäßigt DEE 
Zoufoufe. S. 30 2. 144. 

f. Art, 1382, und die Notizen, 

(4), Außer „der Verurtheilung . in die —59 — kann auch 
auf Entſchaͤdigung gegen. denjenigen erkannt werden, der in, Uns 
tedlihem ‚Glauben Rectsftreit erhoben hat. C. H. al ‚Rouen. 
R. G. 1836.11... 914. — 16. 9. Bw, —W . 6. 1837, 
1. 646. **) f. Art. 1382. | 


*) Trefurt 245. 8. 247.3) 3048. 337... 0, 00 0m a” 


08) Rechtsfolgen aus Vergeben und Werfehen, - Brauer Va 254. - 
Entgangener Gewinn, ebend, 275. 568, Al . 


1149. ° 


1150. 
1151. 


1152 
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+ De pofitiven Schaden (damnum .emergens) nicht nur, fon- 

n auch den negativen , den dem and Gewinn (lucrum 

re bat zu_erfe * * em andern widerrechtlichen 
Schaden zufuͤgt. Hohnh. 

+ Zur thatſaͤchlichen —— iſt der Dre erforderlich, 

Daß der erlittene Schaden unmittelbar aud dem Berfhulden 

ded andern entftanden fey. Hohnh. I. 282. — Annalen III. 24. 

1. Ein Frachtbrief gilt als Vertrag zwiſchen dem Fuhr⸗ 
mann und dem Verfender, und nur für die an und bie 
gewöhnlichen Fälle; wenn eine fehr grofe, fehr ſchaͤ dliche Wer: 
fpaͤtung ſtatt gefunden hat, fo iſt Grund zu einer Entſchaͤdi⸗— 
gungsforderung vorhanden, außer und über den im Frachtbriefe 
bedungenen Einbehalt und Schadloshaltung. C. H. Bw. Tour: 
Ioufe. S- 15. 1. 177. D. 13. 1. 78. L. 42. 321. 

2. Eben fo im Fall eines beträchtlichen Verluftes, verur: 
facht durch eine gröblihe Nachlaͤßigkeit = Zu des Zwis 
— Meg. S. 19. 2. 68. — f. A 

3. Wenn ein Vertrag unter Gewähr — —— 
abgeſchloſſen worden iſt welches zum Voraus die auf den Fall 
der Nichterfuͤllung gebuͤhrende Entſchaͤdigung feſtſetzt, fo kann 
das Gericht nicht, unter dem Vorwande der Unmoͤglichkeit der 
Erfüllung . (wenn. jene durch eine Handlung der verpflichteten 
Partei eingetreten ift), die Auflöfung des Vertrages ausſprechen, 
und die Entfhädigung mit Nüdficht auf den wirklich erlittenen, 
und den muthmaßlich Fünftig zu beforgenden Schaden felbft feft: 
fegen. — Im Gegentheil muß das Gericht lediglich auf Voll: 
zug des Strafgedinges erkennen, ohne bie bedungene Strafe bes 
ſchraͤnken oder ermäßigen zu iu dürfen. — Iſt die Regel auch auf 
den Fall anwendbar, wo die bedingene Strafe ig zu 
ſeyn ſcheint? Ex arg. bejaht. Caſſ. Amiens. 8. 29. 560. 
D. 27. 1. 45. L. 85. 116. 

4 Ein Urtfkir, welches ker daß ein Vertrag bunt 
Einwilligung der Marteieh ſtillfchweigend aufgelöfer fey, und 
folglich, flatt Anwendung des dem Verträge beigefligten Strafe 
—5 — unter den Parteien in Geſtalt eines Vergleiches die 
el Kante feſt ee habe , welche fie fi beziehungsweiſe 
ſchuidig ſeyn koͤn enthält hierin nur eine einfache Würdigung 
der. Vharverhättnife. und Umftände der Sache, welche — 
Grund jur Caſſation geben kann. C.H. Vw. "Angers. 8 8. 2. 
1. 73. — ſ. Art, 1226. 1231. . u.1 


2) Erſatz bes Flozſchadens. Brauer VI. 89. 
°+) ummenkine Beſitzer bei Beurtheilung dev Verfehen, Brauer 
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6) Die Beſtimmungn des: Art. 115% hindert gleichwohl 1182. 


Foo Richter) nicht, zu Unterfuchen, ob aus der! Nichterfuͤllung der 
Verbindlichkeit der Partei, welche daruͤber ſich beſchwert/ wirklich ein 
Nachtheil zugegangen iſt, und ob ihr folglich die fuͤr Entſchaͤdi⸗ 
gung verabredete Summe zu⸗ oder aberkannt werden ſolle — 
zumal alsdann, wenn dieſe Summe fuͤr verurſach En S ch a⸗ 
den ausbedungen worden iſt. Lyon. R.G 18332: 1191. ©; 

1. Im Allgemeinen laufen die Zinfen ‘der ſhuldigen Gel: 
dee nicht) kraft Geſetzes vom Verfalltage: an gerechnet, ſondern 
au vom Tage ber: Verzugſetzung oder der Klage. — Dieſer 
Grundſatz gilt für Handelsſachen, wie für‘ gewoͤhnliche Wevbiabe 
tiöjkeiten.: Baffı Yonne. S: 1,1. 252. D>1. 220, 

12.Die Zinfen koͤnnen wnt er den gefeglichen Fuß gern 
dert werden, wenn fie unter dem Titel von Entfchädigung zuer⸗ 
kannt zn C. H. Bm. — 18, 18, 7. 72: D. 15. 1. 
435. L ABM in: ni ans, 

KT Eine Uebereinkunft , ** gefchloffen wurde um zu 
beſtimmen in welchem Falle eine Schuldforderung vor der Ver⸗ 
fallzeit Zinfensteagen: ſolle; gilt nice fuͤr einen Verzicht auf 
Verzugszinſen. — Der Irrthum des Gerichtes, welches einem 
Glaͤuhiger bie Verzugs zinſen vom Tage: det Anforderung abfpricht, 
iſt ein Caſſationsgrund,, ſeibſt dann, wenn "der Schuldner! in 
Folge eines ſchriftlichen Gedinges von den Vertragszinſen losge— 
zählt, wird. Caſſ⸗ Poitiers 8:13. 1.:177:::D.1114:94; 

4.Die Vorſchuͤſſe, welche einer Handelsgeſellſchaft von 
dem Handeldmanne gemacht wurden, ben fie zu ihrem! Hand: 
tungeverwaltern (Faktor) oder Zwiſchenhaͤndler ( Commiſſionaͤr) 
beſtellt hat, tragen nicht Zinſen kraft Geſetzes, ſondern nur vom 
Tage der gerichtlichen Ruͤckfodderung des — E. D Bw. 
Douail 823. 1. 50. D. 1534: LAMIBZ. 

5. Selbſt wenn ein Vertrag bie Bedirigung vondinfen nicht 
enthaͤlt, koͤnnen die Gerichteäföiche, "vom Tage der Schuldutkunde 
gerechnet; zuerkennen, wenn Aus den Verhandlungen des Rechts⸗ 
ſtreites ſich ergeben hat, daß ſolches Br Abficht 
Di: Kay gewefen‘ am © * Bm.) Drang. s 7 1027: 

uw PmiDer Schutöner: Aber Sun Geibesj; — Sena⸗ 
männ, Fannınicht verurtheilt werden; einen möcht bedungenen Zins 
zu bezahlen, wenn er nicht durch eine gerichtliche‘ rin im Ber: 
zug — worden iſt. Angers. S. 7. 2, 313, N | 

8. Borfhäffe in: Geld oder Waaren: tragen —* Zinſen, 
felbſt unter Handelslouten ‚nee: — uabireineumi 
— — 8 25.21 Here Pe 
4.9, Vorſchuͤſſe unter andelstenten, ih Gfagerfi Söene 
—8 Gillets de — ſi id Ibneit agend ng 

S. 25. 2, 390, D. 24, 2 
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2 Von den Wirkungen ber Verbindlichkeiten. 


4483. 10. Es verhält ſich mit dem Verzug in Ecfuͤllung von 
Handeisnerbindlichkeiten, welche fih auf Bezahlung einer gewiflen 
Summe befchränfen (abgefehen von dem was fih auf Abfag- 
ſcheine und Ruͤckwechſel bezieht), mie mit. dem Verzug in Er 
fülung bürgerlicher Verbindlichkeiten der nämlichen Gattung; 
jene Entfchädigungen. beflehen niemals in etwas anderem, ala in 
der Berurtheilung zu den vom Gefege beflimmten: Binfen. Air. 

..80. 2.9. D. 27. 2. 288. L. 85. 363. 

1: 40h. — daß Jemand ſchweren Verluſt durch das 

Michte ingehen feiner Schuldausſtaͤnde erlitten hat (wegen: Rech⸗ 

nungsreft oder anderer Urſachen), folgt nicht, daß der Schuldner 

zur Entfhädigung ıverurtheilt werden könne; den Fall des Ber 
truges ausgenommen, erlaubt das: Gefeg nur die WVerurtheilung 

zu Verzugszinſen. Caſi. S. 31. 1. 178. 

i 414: Ein Geriht, weldhes um Erkenntniß gebeten wird, 

ob Jemand Verzugszinfen Eraft einer Urkunde, wodurch bie Ber- 

zugsfegung bezweckt wird, ſchuldig fey, Bann biefer Urkunde 

Folge geben, obwohl das Verfahren hierauf bei einem andern 

Gericht ——— und dort nicht a worden iſt. © H. 

.8. 1. 108 D..5. 1. 569. 


12 — Miterben, — vom Gerichte nach Juhalt 
des Art. 88. vor einen Notaͤr verwieſen merden; iſt die vor 
diefem Notaͤr angebrachte, und durch deſſen Protokol beurkundete 
Anforderung eine gerichtliche Klage, wie ſie der Art. 1153. fuͤr 
* Zinfenlauf erfordert: Caſſ. Paris. 8. 13, 1 453. D. 11. 


2 Er Die Binfenforderumg , welche von einem Glaͤubiger in 
urkundlichem Antrag auf ein Ara geſchehen, ift 
eine gerichtliche ** im Sinne des Art. 1153; + ſie bewirkt 
Binfenlauf. Amiens. S. 22. 2, 114 > oo, £ 61. L. 68. 
157; — Toulouſe. R. G. 1839. 2. 486 

44... Der Erbe eines: Nugniefers iſt die Zinfen. von ben 
verzehrbaten — die aus den Haͤnden des Nutznießers 
in die ſeinigen übergegangen find, nur vom Tage der. Auforde⸗ 
rung! ſchuldig. — Man. kann hiergegen nicht einwenden „ daB 
diefe Zinfen Eraft Gefeges nah Art. 586. 587. und 617. lau⸗ 
fen oder auch wohl, daß da der Erbe nicht Eigenthuͤmer ſey, 
oder ns & dafür halten Eönne, der Art 549. ihm. — geſtatte, 
die gr br ‚ausueignen. C. H. Bw. ——— 0. 12 


D. 

"Die Zinfen. muͤſſen eben - fo: wie das Kapital ;. und 
— gerichtlichen. Kiage zu beduͤrfen, bezahlt werden, weni. ea 
ſich von Ruͤckgabe eines fruchtbringenden Gegeuſtandes, * von 
Eniſchaͤdigung/ in —** diefer ur eh Hai. © 9. 
Di ——A * u . 297.23. 1. —— 3: 149, 
Toulouſe. J . 1835. 2. 462. — RU 16a 37 
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16. Die Regel, daß die Zinſen dem Gläubiger erit vom 1153. 
Tage der Anforderung gebühren, ift nur auf den Fall anwend⸗ 
bar, wo es ſich von WVerbindlichkeiten handelt, bie fi) auf bie 
Bahlung einen gewiffen Summe befchränten; fie erſtreckt ſich 
nicht auf den Fat, wo Entſchaͤdigung zu Verguͤtung des Nach: 
theils aus einer unrechten Thaͤt zugefprochen mwurbe. Da in 
dieſer Unterftellung die’ Zinfen als Erfagleiftung, und nicht bloß 
wegen des Verzuges gelten, fo. koͤnnen fie vont Tage det Haupts 
-forderung zuerkanut werden, obwohl fie. damals nicht in 
— genommien — find, ©. H. Vw. Beſançon. 8. 
32 1. 74. © HB. Paris. R. G. 1836. 1. 327. 

i6»: Wer auf umgefegliche Meife den Verkauf von Ge: 
genſtaͤnden im Wefige eine® Dritten eingeleitet hat, Bann, unter 
dem: Titel von: Entfchädigung, zu den Zinfen de⸗ Kaufpreiſes 
ſogar vom Tage des Verkaufes an, verurtheilt werden, der Art. 
1153. wolcher den Zinſenlauf erſt vom Tage des Anforderung 
beſtimmt, iſt hier unanwendbar. E. H. Bw. Montpellier, 3 

17. Die. unter dem Titel: von Gewaͤhrſchaft ſchuldigen 
Gelder tragen Binfen nicht: erſt vom Tage der — 
ſondern ſelbſt von dem Tage an, mo ber Anſpruch — die Ge⸗ 
—— entſtanden iſt. C. H. Vw. Paris. W. 1. 
808... D . 23.4. 225. L. 73. 210. 

48 Wer unter dem. Zitel von Verguͤtung einer begange⸗ 
nen unrechten That verurtheilt worden iſt, ein Individuum für 
die Verurtheilungen ſchadlos zu halten, welche gegen daſſelbe 
zu Gunſten eines Dritten. ergangen find, kann angehal⸗ 
ten werden, dem erſtern die Zinſen der dem Dritten bezahlten 
Siannmen zu verguͤten, vom Zane der Zahlung, und nicht erſt 
von dem. Zage an — wo die K ** auf —— 
augeſtellt wurde.) C. H. Bw. Colmar. S. 27. 1. WA. D . 
4: 16%. ix 75, 5. — C. H. Bm. "Bordeaur. 3. 19, S 
4835::1.498. 

+ 1419. Die vom Pichter waͤhtend der Pachtzeit gemachten 
Vorſchuͤſſe zu Herſtellung der gepachteten Guͤter tragen feine 
Binfen — C. 9. Bw. Pau. 8: 26. 1. 187: D: 
24:1. 17. Li 75: 238 

7 2 Wenn mötteift Urtheils Anz Wieverabtretung pi Gun 
fien von: Minderjährigen verordnet worden iſt, deren Güter, ohne 
Beobachtung der geſeblichen Foͤrmlichkeiten veräußert: wurden, fo 
ft der Verkaͤufer dem benachtheiligten Kaͤufer, und ohne daß 
diefer genoͤthigt wäre, ihn dazu verurtheilen zu laſſen, die Zin⸗ 
fen deẽ empfangenen Kapitals bis zu deſſen vollſtaͤndiger Ab⸗ 
zahzlunge zu entrichten nie: == Zinſen —* kraft Ge⸗ 
ſetzes. Poitiers. S. W. 2. 7. D. B. 2. B8 73.428. 

21. Wenn Jemand einen Rechtejug — ig F Zeit 
ausgeſetzt hat, oder beruhen laͤßt, ohne daß jeboch DIES (hung 
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woaͤre · Ausgeſprochen oder: begehrt worden, fü" muͤſſen die dem 


SGlaͤubiger gebuͤhrenden Zinſen von dem Tage an zuerkannt wer- 
den wo der Rechtszug angetreten wurde, „obwohl .der: Gläubiget, 


ftatt: denfelben Tedialich for: —— eine: Es a. angeiicih, 
15 


wer Ladung erwirkt hat, Paris: S 


ei: Tf Art. 456 474. 549. .586. 609: ‚612. 856. 928. 41207. 
4440. 1473:.1479: 4548: 91570. «4579. 1904. 10070 2028. 


2277: GC: 0.184 185. Cod: omm. ; Zu? 


1 (24) Handelsleute, die wegen — — in Fe 
der Rechnung ftehen, find fich die in Nechnung geftellten Summen ge⸗ 
genfeitig:zus verzinfen ’fchuldig:— Eben fo verhält es ſicht, ob⸗ 
wohlseine!der Parteien Fein: Handelsmann iſt, wenn ihr —— 
bie Mater eines Handelögefchifteshät. Bordeauf.R.G::1833:2 
425). Die auf Zahlung von Mautgebühren ! erfannten 
Ahngemaßergein haben. nicht dem Zinſenlauf kraft Geſetzes zur 
Wirkung; dieſe Maßregeln koͤnnen nicht als richterliche Erkennt. 
niſſe betrachtet werden. Bordeaux RG. 1833. 2:55 
(26) Der Schuldner einer zinstragenden — ——— 
dadurch von der Zinszahlung nicht frei, daß auf die im feinen 
Haͤnden beruhende Summe: Beſchlagnahme im. Zugriffsweg er—⸗ 
kannt wurde. — Nur durch Hinterlegung: des Kapitals kana * 
den Zinſenlauf hemmen.‘ Riom. R. G. 16833. 2: 463. 1 
(26) b. Ein Zahlungsbefehl auf. das verfallene "Kapital 
einer Schuld :ift Feine — Klage; welche ben Zinfenlauf 
begruͤndet. Ebend. *) m nur 
1.3271 Das Gedinge einer Schuldurtunde a daß bie 
Zahlung zu einem gewiffen. Zeitpunkt ; ohne Zinfeni büs 
dahin, :gefhehen . ſolle, wirkt nicht "den ZSinſenlauf kraft 
Geſetzes nach Ablauf dieſes Zieles. Agen. R. :G. 1833: 2.553 
5428) Die Zinfen derSumme, welde ein Gantfhuldner; feit:feis 
ner Vergantung , zum Nachtheil feiner Gläubiger bezahlt hat, und. des 
ven Rückzahlung: verordnet worden iſt, Taufen vom Tage der Zahlung, 
und nicht erft vom Zage der Klage auf den Nüderfag. E.-9.: Bw. J. 
19. $:4834. 1. 710. fi. Art..: 447. C. comm:: (4.9. '214). 
(29): Die Zinfen der zum Erfag: einer. verurſachten BE 
—*88 zuerkannten Summen laufen erſt von dem Tage, wo 
der Schuldner die Eigenſchaft und den Umfang deſſen, was er 
etwa ſchuldig ift / erfahren konnte, und nicht vom Tage ber 
Klagez es verhält. ſich damit nicht, wie mit Schuldigkeiten aus 
einer: Uebereinkunft. Wenn daher die Werthung “des Schadens 
die: Erhebung: eines: Gutachtens Sachverftändigeri erfordert; fo 
kann das ‚Gericht entſcheiden, daß die Zinſen der Entfchädigungss 
ſumme erſt von dem Lage; zu Taufen anfangen): wo das Gutach⸗ 
tem) der — Partei — wurde. E. er Vw· 
Paris. R. G. 1837. 2. 424: | a nn ir Aug 
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(30) Das. Gericht, indem es —— eines et 1153. 
fes ausfpricht, ift nicht gehalten, von Amtswegen auf die Rhd! 
erftattung der vom Käuferibereitd' bezahlen Summen zu erken⸗ 
nen ‚- zumal‘ wenn eih eigened Gebinde des Vertrages” beftim: 
men follte, daß die Klage auf Vertragsauflöfung - ‚ohne Ruͤckfor⸗ 
derung des. Geldes angeſtellt werden koͤnne. (Ob Lin ſolches 
Gedinge nach Art: 1131. nicht ungültig wäre?) — —* H. Bw; 
Caen. R.::G. 1837.41. 649: 

(34): Wenn * einem Darleihen bedungen —— baß bie 
Dargeliehene: Summe: vom Rage an, wo fie hergeſchoſſen worden, 
Zinfewi tragen folle ,“ ſo Saufen dieſe Zinſen nach: wie v or dem 
Verfalle der zur Ruͤckzahlung beſtimmten Zieler, ohne daß es noͤ⸗ 
thig waͤre, den Schuldner in Verzug zu ſetzen. €. H. Bw. 
Martinique. R. G. 1837. 1. 1009. : 

(32) In Berfiherungsfachen. laufen bie richterlichen Zinfen: 
zwifchen dem Verſicherer und dem Berfichertem, nur nach dem 
Zinsfuße bürgerlicher Rechtsgeſchaͤfte zu 5%/, , micht nad) den 
Zinsfuß in ee Paris. R. 6. 3837. 2. 137. KR 
"479.D.8.3 
+ 2) Zinfen aud Ders find. ‚nad dem t. N. PS untere ver 
1 ‚Enadb igung. Hohnp. 1 i. 178. — v. 104. fi Nin2 


„3: Als ſolche Fönnen ,  Biefeben mittel der — 
‚eingeforbent, und D.gut als der bedungene 
- —— —2 eingeklagt werden. Hohndb. Im. 
= * — re nicht von’ Amibwegen wert wen 
en. Hohnh 
5), Wenn fie. —78 und gleichwohl ‚im Urtheil Gerzanhen 
worden find muß un um Urtbeilderl‘ * ebeten, und, 
venn diefe dah n erfolgt, d af die Zinfen abſichtli nicht. guter» 
kannt worden 48 dad en gnete —— dagegen ergrif⸗ 
fen werden. Ebend. — ſ. N 
6 u fegen immer voraus daß . Saure, förmlich: in Ver⸗ 
17 « Hohndi '1.-67. 70. fi —Ebend: ;27 2. ih. 
. 287. — Annalen 1. 167.— VI. 28.-f. Rr. 


Ber e verlangt, der” A bemeifen;' daß’ er fie zur rechter Bet. 
“ Bi Ybrrigung D Arnd — habe. N. Ja hrb. 
ei fed 20. | 1J 

1. Kin Antrag auf Rangordnung verfallener Ziefer gilt nicht 

für. eine gerichtliche Zinsanforderung, noch für die im Art. 1154. 
erforderte: befanbare. Uckersinkinnfe, ‚um ben Betrag: der. — 


— 


) Bins aus — Brahıer v. 287. — Wirkung * 
lichen Beſchlages auf den Zinslauf. Brauer Vĩ. 90. — 3inssi 
lauf bei unrichtigen Forderungen. Ebend. 91. — Geldwerth 
bei Verzugszahlungen. Ebend. 92. — Bon Mann. ꝓp laufen 
vi — nach dem e. R.? Archiv |. R 63. II. 
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41134. wieder zindtragendb zu machen. Paris. 8. 16. 2.6. D, 14. 
2.17. L, 44. 531. 


2. Eben fo bei einem eieffesen Befehle. €. H. Bw. * 
noble. 8. 27. 1. 33. D. 25. 1. 57. L. 78.29. — 8. 
25. 2. 310. L. 73. 546. 

3. Die aus einer Vorſichtserbſchaft ſchuldigen Zinfen kin. 
nen nicht wieder Zinſen tragen; dba Zinfen von Zinfen nad 
dem Art. 1154. nur unter dem Titel von Entfhädigung , ober 
megen willtührlicher Verzögerung in Erfüllung. einer URN: 
Reit ſtatt finden, fo können fie da nicht — werden, 
ee verpflichtet ift. Paris. S. 20. 2. 190. D. 


5. Die —— des roͤmiſchen Rechtes, daß die 
Zinſen das Kapital nicht uͤberſteigen ſollen, ſind in Frankreich 
nicht aufgenommen worden. Folglich Bann ein Gläubiger alle 
verfallenen Zinſen — obwohl fie ſich her den Betrag 
* er erſtrecken. e. 9. Vw. Bordeaur. 8. 5. 2. 687. 


6. Wer ein Kapital und verfallene Zinfen — kann 
auf Verzugszinſen fuͤr das Ganze: antragen, vom Tage deu ger 
richtlichen Anforderung gerechnet. — Beſonderes wenn es von 
der Eheſteuer ſich handelt. C. H. Vw. Montpellier. 8. 18. 1. 
197. D. 16. 1. I79. L. 52. 37 — Im entgegengefegten Sinn 
entſchieden; aus den Zinfen koͤnnen vom age der Klage an 
feine DVerzugszinfen gefordert werden, falls jene ee Fe das 
.. zuerkannt werden follen. Eaff Nismes. R. G: 1837, 


7. Man Bann niht in einer Schuldurfunde zum. — 
bedingen, daß in Ermangelung der Zingzahlung die Zinſen auf 
jeden Verfalltag zu Kapital gefchlagen „ und bis zus Abtragung 

verzinfet werden follen. — Der Are. 1154. welcher eine folche 
zu... erlaubt, — fie nur für die beveitso verfallenen 
Binfen, Nismes. S. 27. 2. 128. D. 25. 2. 408. L. 79 463. 
Der Vorfichtserbe if gleich dem unbedingten Erben in 
den, Art, 1154. und, 1155, vorgefehenen, Fällen Zinſon von vr 
fen zu berahien ſchuldig 6. Bw, Bimoges. x 26. 41. 126 
D. 233. 1. 409. — f. die Notizen zu Art. 184. C. comm. 

(9) "Binfen aus dem Saldo eines Eontocurrent unter Han⸗ 

beisleuten können zum Kapital geſchlagen, und wieder zinstra⸗ 
enb werben, obgleich es fid; von Binfen von weniger als einem 
ahre handelt ; der Art. 1154. ift in dieſem Falle nicht an: 
Bun a» J. 19. 8. 1835, 1. 334 — Greuoble. R.G. 


des Zinslaufes über be, V 
—X uͤn —* Bra vr t ya 33 A 
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1. Die Zinſen ans shdftändigen Grundrenten fihb kein 
Anatocismus. €. H. Bmw. Poitierd. $. 6. 1: 254. D. 4 1. 
381. L. 15. 161. | 
2. Die rhdftändigen Leibrenten, ſelbſt ſolche, die. für den 
Kaufpreis von Liegenfhaften beftellt werden find, tragen nut 
Binfen vom Tage der Anforderung gerechnet. Xoufoufe. 9 19. 
2. 221. — Paris. S. 25. 2. 109. | 
3. Die Zinfen laufen vom Tage der Anforberung, obwohl 
die Schuld noch nicht richtig geftellt if. Wenn alfo ein Eigen:- 
thuͤmer, der fein Haus feinem Gläubiger als Nutzpfand einges 
raäumt hat, um fih mit den Miethzinfen bezahlt zu machen; ' 


bie vom Gfäubiger über den Betrag der Schuld bezogenen 


Miethzinfe fordert, fo tragen die zum Ruͤckerſatze gerigneten 
Miethziuſe Bins vom Tage der Anforderung : felbft wenn über 
die Anrechnungen der Parteien ſich Widerſpruch erhoben haͤtte, 
umd in deſſen Folge die Miethzinfe nicht richtig geſtellt wären. 
E. 9. Bw. Baftia. 8. 21. 1. 392. D. 19. 1. 308. *) 

ſ. Art. 1154. 


33 
+ 1) Sann mn vn CBmgtnEnkah Verzugdsinfen fordern ? 
— | . 


"29.0.8. 237. Nr. 3. 8. 259. 41550 


Fünfter Abfchnitt. 


Don der Unslegung der Verträge. 


1. Es gibt Gefege, welche nur als bloße Rathſchlaͤge 1156. 


Wirkfamkeit haben; der Gefeggeber gibt darin einen Zioeck zu 
erdernen, und zeigt das Mittel an, laͤßt jedoch das Ganze einer 
verftändigen Würdigung durch Webereintommen untergeordnet. 
C. 9. Vw. Parks. 5: M. 1. 34 D. 21. 1. 364. L. 67. 494. 
| Wenn Jemand einen Gegenftand zw einen gewiſſen 
allgemeiner: Maße verkauft hat, wovon es mehrere Gattungen 
gibt, fo kann man, um die Gattung zu ermitteln, welche die 
Parteien im Auge gehabt haben ‚ ſich nad) dem Dellzuge , dei 
dem Vertrage gegeben worden ift, richten. Lüttich. Si 7. 2. 
877. L. 16. 62. - | | | . . 

3 Wenn ein dern Zahlungsunvermoͤgen naher Handelsmann 
mit einer Anzahl Gläubiger unterhatrdeit, und ihnen Sicherheit, 
Buͤrgſchaften, beftellt, um Bahlungsfriften zu erlangen‘; und fich 
vor dem Santaudbriche zw wahren: wenn dagegen andere Gläu- 
biger,, die an ber Vereinbarung nicht Theil genommen haben, 
bie Zahlungsfriften verweigern, und den Schuldner nöthigen, ſich 





*) Archiv II. 390, = f. zu 8. 8. 549. bie Note, 
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' 41156. zahlungsunfaͤhig zu erklaͤren, ſo kann das Gericht, den Vertrag 
nach der vermuthlichen Abſicht der Parteien auelegend/ die Une 
terhandlung und die Vereinbarung auch hinſichtlich der Glaͤu⸗ 
biger, welche — eingewilligt haben, für unguͤltig erklaren. 
— 84. D. 14 2. 37. L. 41. 384. 

Die Frage ob ein Kaufvertrag ſimulirt, ur in der 
That nur ein bloßes Darleihen ift, kann, als eine Unterfudjung 
der. Abficht, dem Ermeffen des Gerichtes, zufolge .des Art. 1156. 
überlaffen werben. — Hier iſt nicht der Fall zu Anwendung der‘ 
Art. 1341. und 1353., meldye dem Inhalt. der: fchriftlichen Urs 
Eunden alle Wirkungen beilegen, und: die Zulaffung entgegens 
gefeater ——— unterfagen. GE. H. Ww. Met 8. 14. 4. 161. 


er Menn ein feit dem Geſetze vom 3. Sept. 1807 ®) er⸗ 
eichteter Vertrag über ein verzinsliches Darleihen einen Wieder⸗ 
kaufsvorbehalt beſagt, wenn uͤberdies ein ganz geringer Preis 
und eine Wiederverpachtung an den Verkaͤufer darin vorkommt, 
kurz wenn die Simulation dem Gerichte erwieſen, und daſſelbe 
von der Unwahrheit des Inhaltes der Urkunde überzeugt iſt, welche 
in der That nur ein Nutzpfand beabſi ichtet, ſo kann und muß 
Adie Rechtshandlung als Kaufvertrag m — und wirkungs⸗ 
los — werden. kimoges. 8. W.2 — f. Art. 1353. 


Nr. 15. 

8. Eine TEN | U ESTER, zu Gunſten eines Indivi⸗ 
duums und feiner Nachkommen „bis in's dritte Glied“ (nament:- 
lich bei einem Erbbeftande) muß in dem Sinne verftanden mer: 

1, den, daß bas britte Glied in der Vertragsbeſtimmung mit ent⸗ 
halten. iſt. Angers. S. 30. 2. 184. 
9. Wenn die Natur eines, Bermächtniffes von dem Sim. 
abhängt, in welchem ein Gebdinge :des Teftamentes . verflanden. 
werben fol, fo ift die Entfheidung des Gerichtes der Hauptfache,. 
welches durch Auslegung jenes Gedinges die Natur des Ver—⸗ 
maͤchtniſſes — der Einſchreitung des Caſſationshofes nicht 
unterworfen. GE. 9. Bw. ... S. 18. 1. 421..D. 16..1.- 
47 C. H. Vw. Riom. R. — 1. * — —* 
Urt. 1175. 2048. 


+ 1) Derträge find mehr mit Rücfiht auf * emein an Abe 
fit der Vertragsperſonen, als auf den: bud genen Sinn der 

' orte auszulegen. Hohnh. ‚III. 167. vgl. Per II. 113. 
2) Interpretationdregeln.. Hohnh. III. 296. 281: — Ein Beifpief‘ 
von een, ‚Dertrapfanfleanns, Annalen II. 145, 


i . 





) Gefep Über Beſtimmung des a 
**) Beitrag zur Lehre von Auslegung ber Verträge, R. F. Archiv 
V. 334 343. tr * > 4 ze Aue j 


Von ben Wirkungen der Werbindlichfeiten. 233: 


un vn ni ET RAR moAtash? 
+3) —— * 208. uin 
1.Die ee dw: Yıt. 1157. 4158. en 1161. 1157. 
find vielmehr Rathſchlaͤge für: die Richter, die Auslegung der 
Berrräge betreffend, als ſtrenge und gebietende Regeln. Folglich‘ 
iſt die Caſſation gegen ein Urtheil nicht begruͤndet, welches,‘ ohne 
dieſe Regeln zu befolgen, und durch die Umftände. beftimmet, 
ben Vertrag naach andern Grundſaͤtzen ausgelegt hätte. C. 9. 
Vw. Rennes: 8S. 7. 1. 241: D.’5. 1. 241. L. 18387. ° 
2. Die Beftimmung des Art. 1157. "ift auch auf Teſta⸗ 
mente anwendbar, beſonders was den Punkt der Erwähnung 
der dem Teſtirer in Gegenwart der Zeugen Fre Vorleſung 
re Kiom. 5 30. 2. 89. D. 27.2 — Att. 


+ Bei Aublegüng Weifelhafter Siellen * Dernags if’ ai: 1158. 
den ganzen übrigen Inhalt Rücficht zu nehmen. Hohnh. V:76.1 
— —— — in Vertraͤgen ſind Fe: vorn tim Lande —* 1159. 
Spracgebraude zu.: — Dvad rb. 1.408. : 
fe Art. 1435, ff. 12 1160 
* L. 26. D. de Leg. enthält‘ den Grundfap: quae in ——* 
alicujus introducta sunt, in odium i jus m. non; 
debent. Hohnh. III, 64. 2444 near 
f. Art. 1602. ,.,1162. 
‚nt. Der Ausdrnd Schulden begreift nicht bie unablößtis: 1163. 
hen Kapitalien ber beftellten Renten. Wenn folglich einem: 
Schuldner alles was er fchuldig iſt, nadjgefaffen. wird, fo! zieht: 
dies, ſo viel: die: beftellten: Renten - betrifft, den Nachlaß. der 
fhuldigen Rüdftände nad) ſich, aber nicht den der kuͤnftig fällig. 
werdenden Zieler , noch der Kapitalien: — 8. 7. 2. 260.: 
L. 19. 307. Er ABLE et T 
-f. Art, 718. Nr. 2. 2048. 2049. 


Sechster Abfehnitt, " 


Bon ber Sietung ber —— in Beug auf —— Berfonen. .. 


— Die —— n Glaͤubiger — ſi auf bie Ges 1165. 
die und Verabredungen im Verzeihniß, der Laften berufen, — 
wohl jene Ei von ihnen ee €. H. Vw. Paris. 8. 
1.75. D. 5. 1. 553. L. 22.171. 

®. Obwohl jeder Verkäufer auf feinen Känfer nie: blog‘ 
das Eigene ber ae Sache ſondern auch alle Kalt 





*) Trefurt 259. tl b ri 
) er each 20 6, ET, T% — de x in ber — 
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1165. und Klagen , die er bezüglich diefer Sache ausüben darf, über: 
trägt, fo kann doch der entwährte Käufer feinen unmittelbaren 
Verkäufer nicht. frei ‚geben, um die vorhergehenden Verkäufer 
auf Waͤhrſchaft zu belangen. — Diefe Klage kann vom Käufer 
nur gegen den Verkäufer, mit — er den Vertrag geſchloſſen 
hat, — werben. Bruͤſſel. S. 10. 2. 489 L. 22. 467. — 
Paris. S. 26. 2. 225. 
3. Im entgegengefegten Sinn entfchieden, — Diefe Klage 
ift Bein ausfchließlich an die Perfon im Sinne des Art. 1166 
geknuͤpftes Recht. Bordeaux. S. 27. 2. 6. 

» Der. urfprüngliche —— einer Liegenſchaft kann die 
Auflöfung des von feinem. Käufer geſchloſſenen Kaufes verlangen, 
falls derfelbe zur Gefährdung feiner Rechte gefchehen iſt, wenn 
er gleich eine begründete ge ar Bee feines eg 

— ‚6: 9.2w, De. S 1. 338. D. 16.1 


"io 5: Da Gedinge, durch welches * Verpaͤchter ich einen 

Theil der Gebäude, und gewiffe andere im Pacht begriffene Ger 

' genftände vorbehält, mit der Verabredung , daß wenn. ber Ver—⸗ 

— fie nicht ſelbſt genießen wolle, oder fie zu genießen auf⸗ 

höre, der Pächter den: Genuß davon haben folle, ohne Erhöhung 

des Pachtzinſes, kann als die Beſtellung eines perſoͤnlichen Rech⸗ 

tes zu Gunſten des Verpächters angefehen werden, welches nicht, 

ſelbſt im Falle einer Bwangsveräußerung ber verpachteten Güter, 

auf. ‘den Steigerer: übergeht... E. H. Bw. Amiens. 8. 26. 1. 
404: > 24. 1. 181. Lu. 75. 455. 

Die Frau ‚ welhe ſamtverbindlich mit ihrem Marine 
eine: nähe verkauft, gewaͤhrt ihrem Käufer für alle Schule 
den und Pfandlaſten, und verzichtet folglich auf das geſetzliche 
Unterpfandsrecht, welches fielan diefer —** hatte. Aber dieſer 
Verzicht findet nur zu Gunſten des Kaͤufers ſtatt; er allein kann 
die Rechte der Frau bezüglich auf jenes Pfandrecht ausüben. 
Die übrigen Gläubiger. des Mannes Eon } 6 auf biefen ui 
zicht nicht berufen. Gaff. Amiens. 8. 17. 1. 146. D. 15. 
97. L. 47. 353. 

7. Der Eigenthümer,, welcher behaupten will, daß ein 
Nutzungsrecht, das auf feinem Grund und Boden ausgeubt wird, 
fi, bLoß auf eine Bergünftigung von, feiner, Seite 9 en. kann 
zu Unterſtuͤzung feiner Behauptung nur die zen ihm und. 
dem Nugungsberechtigten errichteten Urkunden anzufen ; er wuͤr 
ſich nicht. auf eine zwifhen einem. Dritten und dem Nugungs- 
berechtigten errichtete Urkunde berufen Finnen, worin dieſer in 
der That erklärt hätte, daß fein Nugungsreht nur auf Vergünz 
—X rg — ſey. Caſſ. Paris, S. 19.4. 


L 
f. rt. 1119. 1599. 2005. 2009. 2051. 
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(8) Deoer geweſene Geſchoͤftsflihrer einer aufgelösten Befell«: 1469. 
aft, der ſich tharfächlid) als Riquidant, im Ganzen ober theil⸗ 


— dargeſtellt hat, iſt ſeinen Geſellſchaftern Rechnung. üben, 


Gewinn ſchuldig, den er im Vergleichwege mit den 


Gefellfhaftsgläubigeen erzielen konnte, ſelbſt wenn er den Ver⸗ 
aleich nur in feinem eigenen Namen ———— haͤtte €. BD: 


ae 19. 8. 1835. 1. 673. t 
ONE F—* er ar rg mir unten den Kelten. 
% ga N. Jahrb. 1.284. und deren: Nechtönertretgen«, 
Jabıb. 236, fuel, Ynnalen 1, Hdy:r= brauch: 30 
gye E 1. — Annalen I 


r "Gläubiger koͤnnen ein, An im - Newen ‚ihres 1166. 


— 


— anfechten. Paris S. 


Ein Gläubiger. kann nicht in. feinem gigenen Ramen 


Pfandeintrag auf die. feinem Schuldner verpfändeten Güter ber 
gehren :, er kann nur im Namen und mittelft Vertxetung feines 
Schuldners den Eintrag - verlangen ‚ walchen dieſer zu nehmen 
vernachlaͤßigt. 8. 5. 2. 200, 


Die Gläubiger des Erben Binnen die vom ‚&rbm unter 


dem Namen des Pflichttheils geſchehene Auslieferung ale uͤher⸗ 
maͤßig mindern laſſen, wenn gleich, die Auslieferung nach dem 
vom X ſelbſt fuͤr den — angewieſenen erthe 
geſchehen waͤre. Nismes 8. 5. 2. 492. 


Der Käufer einer vom Verkäufer für die. Schuld: eineß 


Dritten verpfändeten Liegenfhaft kann dieſen Dritten ——*— 
Erben, eben fo wis es dar Vrrkaͤufer ſelbſt gekonnt —23— 
—— en Ne En zu entlebigen, oder, im 


Entw 


rung eine verhäktnifmäßige Summe zu bezahlen. ; 


nun kann bie Klage (nicht auf Befreiung vom rl 
fondern auf diesfaͤllige Schadloshaltung des Verkaͤufers gehend) 
nit als Samtflage gegen jeden der Erben jenes Dritten ans 
— — Ma iſt — denfelben kraft Geſetzes theilbar. 


5. Der — aus Mentlichen Arlunde dann 


nicht für befreit angefehen werben. hinſichtlich Dritter, die das 

Recht des Gläubiger ausüben, als wenn ar fih anf einen ihn 

befreienden Zitel. berufen kann, zumal; ‚menu Dotum, und Be— 

trag der ihn befteienden Urkunde für die Beſtimmung erheblich 

find, ob der Dritte — —— VORN 
9, 


Gaff. Paris. 8 
‘6. Die Gläubiger eines Minderjährigen find; befugt . auf 


die Ungültigkeit einer, von bemfelben ausgefichten, Pandver⸗ 

ſchreidung anzutragen, wenn «4 ſich nicht fa, wohl vom ben Vers 

—— ſich —— * ben daxauf beruhenden —E 
an 


— lebauv Gran, 


1166. 


— 
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deren Urkunden kein ſicheres, der Ehe vorgehendes Datum haben, 
koͤnnen nicht unter dem Vorwande, die Rechte ihrer Schuldnerin 
auszuüben, aus ben Einkuͤnften der Ehegemeinſchaft die Sum⸗ 
men in Beſchlag nehmen, welche ſich die Frau allenfalls (durch 
ein ausdruͤckliches Gedinge ihres Heirathsvertrages) vorbehalten 
hat, um daruͤber fuͤr ihren perſoͤnlichen Unterhalt, und ohne Er- 
maͤchtigung ihres Mannes zu verfügen. + Ein ſolches Gedinge 
ermächtigt die Gläubiger: der Frau nicht, ıgegen fie seine Klage 

anzuftellen, deren Folgen auf die Gemeinſchaft zuruͤckfallen und 
die Laften des Mannes’ vergrößern wuͤrden. Eaſf. Paris. 8. 20. 1. 
426. D. 18. 1. 558. 

8. ‘Die Gläubiger einer Perfon, In deren Namen ein Lies 
genfchaftsverkauf durch einen Gewalthaber gefchehen iſt, find be⸗ 
fügt, ſich auf die Unzulaͤnglichkeit dee Vollmacht zu berufen; v8 
£, dies Fein “ he ausſchließlich zuſtehendes big im 

or des Art. 1 Caſſ. Rennes. S. 19.4, 

Die Eheim einer Nutznießung, ſelbſt ! ſie in 
einem — gefchehen, „um- dem Geſchenknehmer die 
Mittel zu verſchaffen, fo bequem als moͤglich leben zu koͤnnen,“ 
kann nicht als Schenkung des Lebensunterhaltes, Und als die Ber 
ftellung eines vein perfönlichen Rechtes zu Gunften des Geſchenk⸗ 
nehmers betrachtet werben, fo daß im Falle einer Vergantung 
die Glaͤubiger kein Recht an jene Rugniebung — E. 9. 
Vw. Paris. S. 19. 1. 260. D. 17. 1.1 198. L. 55. 280. 

40: Bom Gläubiger der verurtheilten A 52 Appei⸗ 
iatlon ergriffen werden, wenn dieſe die Einlegung unterlaͤßt; dieſe 
Befugniß iſt nicht ausſchließlich an die Perſon des unterliegenden 
Theils geknuͤpft. Bordeaux. 8. 30. 2. 65. — Bon; S. Je ka 

38. G H. Bw. Befangon. S. 32. 1. 689. 

41. Folglich iſt der Käufer der Güter des Marines, TER: 
weldjen deffen im Vermögen abgefonderte Frau auf die Ruͤckgabe 
ihres Einbringens klagt, befugt, gegen das Uetheil zu appelliren, 
das den Betrag ir — feſtſetzt. Poitiers. "Sr 

9,329. D. 23. 2. 120. 


412. De Stäubiger des Erben eines Abwefenden kann 
nid, wie fein Schuldner, die Rechte ausüben, die aus der Einfer 
gung in den Befig des te bes Abwefenden entfpringen. — Der- 
Art: 1166. ift auf diefen Fall nicht anwendbar ; die Eigenſchaft 
als Veriwalter oder Aufbewahrer ift ein ausſchließlich der Ben, 
des —— Erben zuſtehendes Recht. Mes. 8. 26. 2.99. 

»» 44; Der Pächter des Antheils der Güter, — ur 
pächter an den Liegenfhäften zufteht, die er mit einem Driti, 
ten in ungetheilter Gemeinſchaft beſitzt, iſt nicht befugt ‚ auf Thei 
fünd; auch nur auf eine fürförgliche, anjuttagen, mit der Wirkung, 
ſich den Antheil der Güter anweifen gu Taffen, die er. Eraft fei: 
nes Pachtvertrages zu genießen berechtigte iſt, zumal wenn der 
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verpachtefe Antheil nur einen Theil der zwiſchen dei Pächter 1466, 
und ‚dem Dritten ungetheilt gemeinfchaftlichen Güter. ausmacht. 
Der: Pächter: Hat in dieſem Falle nur eine: Klage auf Enefchäbie 
gung gegen den‘ — — ‚Rikeerfäliing — 
Nismes. S. 28; Bi 
45. Das — ie Gefellſchafter, unter ſich nur dutch 
Schiedsrichter gerichtet zu werden, iſt ein unveraͤußerliches, der 
Perſon der Geſellſchafter ausſchließlich zuſtehend. Wenn alſo 
der Geſchaͤftsfuͤhrer der Geſellſchaft zu Gunften. eines Dritten 
eine Forderung: bed Geſellſchaftsvermoͤgens am einen Geſellſchaf⸗ 
ter abtritt, ſo kann der Ceſſionar keine Schiedsrichter — —— 
Rouent:$. 29.2.2242." D.:27: 2.194. 

f. Art. 225. 622. 820. 1165. 1265. 1446, ‚1665. 225. 
seat) Die‘, Gläubiger der Frau koͤnnen, ſelbſt ohne Sub: 
togation von ihrer Seite, und als die Rechte ihrer Schuldnerin 
ausuͤbend, die Wirkung des an den‘ Gütern’ ihres Mannes ihr 
zuftehenden Unterpfandsrechtes: geltend machen ;/ — es kommt 
hierbei nicht: darauf- an’, daß gr Pfandrecht * ‚eingetragen 
worden. Paris Na 6G 16332 395. f. Art. 2135. 
(18) Die! perfönlidyen Stänbiger eines Gefeufchäfters: Ein: 
ren im Todesfalle ihres Schuldners , und’ in feine Rechte seite 
tretend‘, Auf Liquidation der. Gefellfhaft antragem: Inı dieſer 
— muͤſſen fie wie die Geſellſchafter ſelbſt, ſich an with: 

er! rt gm — — wenden. ‚Paris, :J. > 

440. f. Att. 51. 62, C. eomm .i. 

son» (19): Der. Glaͤubiger des‘ ———— "zumal; wenn ibm 
an Theil des Kauffhillings angewieſen worden, kann, wie ber 
Verkaͤufer ſelbſt, gegen den Kaͤufer die Auflöfungskiäge: wegen 
nicht geleifteter Zahlung: ‚anftellen ) obgleich das Recht zu Anſtel⸗ 
lung dieſer Klage ihm vom — nicht ausdruͤcklich abgetre⸗ 
ten wurde. Caſſ. Amiens. J. 19. S. 1835.1. 664. f. At. 1658. 
20) Die Giäubiger find wicht: befugt; bei einem Wetfahren 
zu interbeniren ‚ 10: 08 ‘vom bürgerlichen ‚Stand ihres Schuld⸗ 
ners fich Handelt, namentlich von einer gegen ihm gerichteten 
Baterfchafts:Verleugnungsklage. — Das Recht, aufeine ſolche 
Klage zu antworten, iſt ein ausfchließlich dee Perſon anhaͤn⸗ 
giges Recht welches bon den’ Glaͤubigern des verleugneten Kit: 

des nicht ausgeübt: werden kann. ‚e 9. VBw.o aris. R. G. 

1086. 1: 633. 1 EI una 

(21) Die: Glaͤubiger dmien im Namen ihres Schuldners 
bie Theilung 'der Güter verlangen‘, welche bemfelben durch Te⸗ 
ſtament vermacht woͤrden find, wenn er bereits das Vermaͤchtniß 
angenommen hat. — Wie aber, wenn er es nicht angenommen 
hätte? Würde es ſich alsdann von einem der Perſon anhaͤngi⸗ 
gen — handeln/ welches nie ‚Gläubiger — aishhıe koͤnn⸗ 
ten? €. H. Bmw, Poitiers. R. G. 1836 1. 900 


1166. 


1167. : Bolt, 
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(22) Der Gläubiger iſt nicht ‚befugt, wegen Formfehler 
anf Michtigkeitderkiärung eines von feinem Schuldner in gutem 
Glauben abgefhloffenen und vollzögenen Verkaufes anzuttagen: 
jumat: wenn er ſelbſt irgend eine Handlung vorgenommen hat, 
aus welcher ſich fillfchweigend ergibt, daß er die Gültigkeit des 
Verkaufes anerfenne, 3. Br. eine beim Käufer, als Schuldner 
des Kauffchillings erwirkte Beſchlagnahme. Bordeaur. R. 6. 
1837: 2,100: + fi: Art: 3338. : 

WI: Dem: Gläubiger eines Käufers ; gegeu ben der Ber: 
Kaufe, Wegen: Werminberung der geleifteten Sicherheit, auf Ver⸗ 
trags aufloͤfung klagt, kann: fich zur Abfindung des Verkäufers 
erbieten, und hierdurch den Gegenſtand der Klage beſeitigen. 
Agen. Ri G. 1887. &:272.*) 

— NRF. worin die Confiscation künftig anerfallenben Dremögend 
ertafint: wurde, Annalen VI. 106. ———— im entge⸗ 
Wr Sinne. Ebend. 106. — ſ. £. 
= ‚Der Glaͤubiger, welcher Einfprade — eingelegt 
hat, daß ‚fein quf Aufhebung eines Vertrages Blagender Schuld- 
ner und det Gegmer Rechtens des letztern irgend eine Vereinba⸗ 
rung treffen „.ohme ihn dazu beizurufen, kann einen nachherigen 
Werzicht, auf die Aufhebungsklage als ungültig anfechten, und 
ich: in die Verfolgung der —— des Schuldners ein: 
*8 koffen.; Paris. 8. 6. 2. 219. L. 15. 76. 
Wenn —*8 ſeine Viehenſchaften mit Vorwiſfen fer 
ner — verkauft, und dieſe in der Lage ſind, uͤberbieten 
ae: boͤunen ſo iſt ſchon —— allein je Möglichkeit‘; einer 
Sefähede 28 Daris. 8 oe: 974. L 12; 333 
mom Yanlt.; Wh Ze 2.9 As ı 

8.1: Den, Yintespfanbgläubiger fon feinen Schuldner nicht bite 
* eg Dal ohne Gefaͤhrde zu. verkaufen: Paris; 

3% Glaͤubiger F einem Drdnungeverfahren find bes 
Au⸗ eine Schudſorderung, welche ein Älteres, Datum: hat, 
als die: —— wegen Gefaͤhrde und Simulation. anzugreifen, 
8. — Bourges 8. 32. 1. 42 
ae | 1 Die Gläubiger find alsdann befugt, ‚auf Ungäftigkeit 
der von ihrem Sanildner von dem Zeitpunkte, mo fie deſſen 
Bläubiger.ngeiworden finds, eingegangenen, Rechtögefchäfte anzur 
tragen, wenn fie das Gefhäft nicht wegen Gefährdung ihrer 
Medyte: und in / ihrem eigenen Namen anfechten, fonderm wenn 
ſie im Mamnn ihres Schuldners ſelbſt, undidie Rechte des letz⸗ 
— — re —5* — Wende 32 ». 1. 24 
unn 130 3 202 N; 
ea EHE NE I 
9 Auſoruͤche elaes —— — an — —— Pine Schulte 

ner, Dtuner VE el de 
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4b. Selbft dann, wenn. fie dieſe Mechtsgefchäfte ats zu 1167: 
nn ihrer Recte:eingegangen , angreifen. Pau. 8..27. 
‚331. — Bordeaur. R: G. 1837. 2. 481. 

5. Sm entgeneogbfehten Sinn entfeieden. 6. 9. Bw. 

ver. 8. W. 1.279. 1 

"Der —— meter Privaturfunden (4. 8 Wechfel. 
a von einem frühern Datum , als ein von feinem Schuld: 
ner abgefchloffener Verkauf, beſitzt, kann diefen Verkauf, als 
zu Gefährdung. feiner Rechte —— anfechten, wenn er die 
Gefaͤhrde gegen den dritten Käufer ſelbſt nachweiſet. Im ſolchem 
Kalle koͤnnen die Schuldurkunden des Glaͤubigers, als von Älte- 
rem Dotum als ber Verkauf erklärt werden , fefbft wenn fie 
erft fpäter einregiftrire worden find , oder "Fein. anderer Umftand 
vorhanden ift, der ihnen nad) Art. 1328. ein ſicheres ne gegen 
dritte Perfonen geben könnte. C. H. Vw. Amiens. S. 30. 1.25. 

7. Wenn; unter dem Vortvand oder in der Ueberzeugüng 
der Nichtigkeit einer fruͤhern Ehe, die Ehegatten eine andere ſchlie— 
Ben, fo koͤnnen die Verabredungen , welche fie gelegenheitlich 
diefer zweiten Eheſchließung treffen, in fo weit fie ihre früheren 
ehelichen Vertragsbeftimmungen ändern, von Dritten angefochten 
werden , auch went die Urkunden der legtern jünger wären, als 
die neuen rg a A der en C. H. Bw. Gofmar. 
S. 27. 1. 108 68. — S. 24. 2. 156. 
D. 22. 2. 36. hi "66. ie f. Art. 1088. 1395. 

8. Damit ein Rechtsgefhäft eines Schuldners von einem 
Glaͤubiger, als zu Gefährdung feiner Rechte gefi ehen, angefoch: 
ten. werben Eönne, ift nicht nöthig, daß die Anfprüche des Glaͤu— 
bigers zur Zeit jenes Rechtsgefhäftes anerkannt. und ‚richtig ger 
ftellt feyen; es genügt, wenn diefe Anfprüche in ber That auf 
ein fruͤheres Datum, als jenes des angefochtenen Rechtsgeſchaͤftes 
zuruͤckgehen, und ihre Richtigſtellung damals verlangt wurde. 
Bordeaur. S. 26. 2. 253. D. 24. 2. 201. ſ. Art. 1447, 

10. Der ‚Gläubiger, dem. eine Liegenſchaft nugpfändfic 
verfichert ift, bat die Befugniß, in einem Verfahren auf Ungil- 
tigkeit des *— welches der ——— nmach der Be 
ftellumg bes spfandes . —3 utervention zu ergreifen. 
C. H. Vw. Gaen, $..20. 1.290. D. 18. 1.. 264. L.57. 551. 

41. ‚Wenn ein Schuldner! ben. Verkauf einer Liegenfchaft 
fimufitt bat, fo ift aud) = bloßer Handfchriftgläubiger befugt, 
Im Dec Verkauf anut⸗iso·· . H. BP. Fam. 8. 9. 1. 208. 


nn Eine Schenkung, ‚felbfk unter: ‚Ehegasten und. — Si. 
kann auf —— der Glaͤubiger als zu Gefaͤhrdung 
Rechte geſchehen, fuͤr unzuͤltig exklaͤrt, und: aufgehoben wer« 

no ſelbſt wenn der geſchenknehmende Ehegatte auf Erine Weiſe 
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an der Gefährbe Antheiligehabt * und dieſelbe ihm gaͤnzlich 
unbekannt geweſen wäre. _ Paris S. 30 2 16.L. 85. 483 
13. Eben fo.) wenn Driepjetban iſt, daß zur Zeit des Hei— 
rathsvertrages das Vermoͤgen des Geſchenkgebers von „feinen 
Schulden aufgewogen wurde: auch wenn der —A— in 
gutem Glauben gewefen. iſt. iR 5.,26.,2. 2 
% — AN S..26, 33,.D...24,.2, 20. 
w..9..28. 
2 I Er — eines, en henfächers, Finnen. ai, * 
guͤltigken der Schent ung, als zu Gefährbung ihrer Recht 
Don —2 — ——— rangfcription derfelben anfragen. is, 


407. id hr obe Vladſcheitiguudhet Nismes 8 622. 
15b. ‚Die Eu einer — als zu, ——— 
der Rechte ber, G 


a Berpfindungen nad) 1a ch. ‚Paris. 8. ‚32, 2. BE * 


‚52 33 


Kate antragen.. 
1. 87. L. 53. 

48.719. Die "einer Fer —— 
Berhacptühge Eönnen "im Fall einer vermüutheten Gefaͤhrde ‚fit 
ungültig erkläre werden.‘ Dijon. 8.18. 24. 

20. Des Anerbieteng des Pächter — die Daue 
der Pachtzeit herabzufegen , u die —— des Verträl 
I. iu — Rouen.” 5.24. 279. 7 At. 1184. 

— Ein Glaͤubiger aus — —— re tan 
dem, von einem Dorzugsgläubiger eingeleiteten, Verfahten auf 
Zwangsveraͤußerung —* —8 — EWVwr Caen. S 4 
— D. L run nd Hanna 

2930 Ein Gläubiger ai ſelbſt nach Ablauf der ‚geiften 
in ‚Atberbietung, und: nachdem er die Einleitung des Ordnungs 
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verfahrens veranlaßt hat den von feinem. Schuldner abgeſchloſ⸗ 1167. 
ſenen Verkauf anfechten, aus der Urſache, daß der im — 
ausgedruͤckte Preis geringer ſey, als der wirklich verabredete. 
Ein anderes iſt die den eingetragenen Glaͤubigern, —* 
von Gefaͤhrde des Verkaͤufers, verliehene Befugniß bes Ueberge⸗ 
botes , und das jedem Gläubiger zufommende Recht , die von 
feinem: Schuldner zu feiner. Gefährdung vorgenomnienen Rechts 
er anzufechten. Limoges. S. 23. 2. 300. 

Der Art: 1167: iſt ſelbſt auf den Dritten antsrnbbak? 
— Geffionae einer Forderung an den Schuldner : geworbew 
ift, wenn demnädjft :diefe Forderung als fimulirt oder. betruͤglich 
ertannt, und es: bewieſen iſt, ‚daß der Geffionar ſelbſt der Ge: 
fährde oder ans nicht fremd geblieben. C. H. Vw. Pau. 
8.27. 1: 331. L..79, 81. — 8.. 27. .1.. 331. 

:$. Art: 618. 622. 788. BOB. 878. 882: 921. 1053.: 1165. 
1440 1447. 4464. 

(28) Die: Gtäubiger einer auf der Biquibation beruhenden 
Gefelfcyaft find: zur Intervention bei der Appellation gegen ein 
Urtheil befugt, welches auf ‚vorgähgige Verhandlungen  zwifchen 
dem liquidirenden Gefellfhafter und einem. Dritten „ der fi für 
einen Gläubiger der. Gefellfchaft. ausgibt ,. erlaſſen worden, wenn 
anf: Seiten der andern , beim Rechtsftreit: ebenfalls betheiligten, 
Geſellſchafter ein betrügliches Einverſtaͤndniß zu beſtehen ſcheint, 
um die Forderung dieſes Dritten als eine Geſellſchaftsſchuld zu⸗ 
zulaſſen. — Die Glaͤubiger koͤnnen in dieſem Falle fuͤt ihr In— 
tereſſe durch den Liquidanten nicht als hinlaͤnglich ‚vertreten an= 
senden werden. C. H. Bw. Poitiers. J. 19.5. 1835.1. 854. 

(29) Ein Gläubiger: ift befugt, einen von feinem Schuld» 

Her ’gefchloffenen Verkauf, als zur Beeinträchtigung feiner Rechte 
efchehen , anzufechten, obwohl der Schuldner noch Güter genug 
—3 um die Zahlung der. Forderung zu decken: — wenn aus 
dem Zufammentreffen der dem Gerichte vorgetragenen Umftände 
fich ergibt , daß die Wirkung jenes Verkaufes geweſen ſey, dem 
Gläubiger, wo nicht unmöglich zu’ machen, doch fehr zu erſchwe⸗ 
en feinen. Rechten Folge zu’ geben: wenn 3. DB. die dem — 
er. Ahr gebliebenen Güter im Auslande Iiegen, . C. 9. Bw. 
— R...G. 1836. 1 346. | 

(30) Wenn es im Allgemeinen nicht erlaubt if, die, zwi⸗ 
fen zinem Schuldner und einem feiner Gläubiger eingegangenen, 
Rechtshandlungen bloß darum für ungültig zu erffären, weil fie 
den andern nachtheilig feyn würden, fo verhält es ſich doch nicht 
gleichermaßen, wenn dieſe Rechtshandlungen betruͤgeriſcher Art 
find. — In dieſem Falle muͤſſen ſie auf Begehten der verkuͤrz⸗ 
ten Glaͤubiger aufgehoben werden. — So im Falle, wo ein 
Gaͤntſchuldner, dem ein — und Nachlaßvergleich ber 
willigt worden ift, fein Dandelsgefhäft mit Wiederkaufsvorbehalt 
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an einen der im Vergleiche mit: begeiffenen Glaͤubiger verkauft, 
und nichts defto weniger fortfährt, jenes Gefchäft auf eine Weife 
zu betreiben , die feine alten, wie. feine neuen Gläubiger: über 
feine Zahlbarkeit beſorgt macht. — Ein foIher Verkaufsvertrag 
muß. daher, als: zum Nachtheil der Giäubiger gefchehen, aufger 
hoben werden. CE. 9. Bw. R. G. 1836. 1. 350. rd 

81) Wenn: ein Urtheil auf Klage: eines. Gläubigers- ein 
von dem Schuldner‘ deffelben . abgefchloffenes Rechtsgeſchaͤft (3. 
B. eine Schenfung) , als zur Beeinträchtigung der Rechte des 
Glaͤubigers geſchehen, als ungültig aufhebt, kommt bies den 
andern Glaͤubigern, ſelbſt denjenigen, die erſt nad) der erfannten 
Aufhebung Rechte erworben haben, zu ftatten ? — Stillſchwei⸗ 
gend bejaht. Cafl. Paris. R. G. 1836. 1. 366. 

(32) Kann die. Klage eines Unterpfandsgläubigers, welcher 
den Verkauf der verfchriebenen Liegenſchaft, als zu Beeintraͤchti⸗ 
gung feiner Mechte gefchehen anficht, für unſtatthaft erklärt wert 
den, weil die Befugniß der Weberbietung: ihm ein einfadyeres 
Mittel gemähre, feine Rechte auszuuͤben? — Verneint. E. 9: 
Bw. Colmar. R. G. 1836. 1.:657. — f. Art. 2185. ; 
(33). : Ein Gläubiger kann: eine Rechtshandlung feines 
Schuldners, welche älter ift, als fein eigener Schuldtitel, nidjt 
als zur Benachrheiligung feiner Rechte vorgenommen anfechten. 
Colmar. R. G; 1836. 2..490. *) uw” 


TD Mit dem Eigenthum darf Feine Veränderung zum Nachtheil 

eeines Dritten vorgenommen werden: — am menigften eine, 

vodurch DVertragdverhältniffe verfegt werden: Hobnb, V. 212; 

2) Die Anfechtungsklage einer Schentung, wegen Gefährde von 

Seiten der Bläubiger, erfordert den Beweis des Schadend und 

der Hinterliftigfeit. N. Jahrb. I. 429. f. — fie verjährt in 
einem Jahre. Ebend. 427. er 

3) Der £. ©. 1167. räumt den Gläubigern dad Necht ein, alle 

jene Handlungen, die ihr Schuldner zum Nachtheit ihrer Rechte 

unternimmt, anzufechten, alfo auch jene, wo der Mitcontrahens 

in. gutem Glauben gemwefen. Annalen. VI. 12. — Belchräns 

fende Bemerkungen. 12. f. Ä —R 

4) In folhem Falle kann die Anfechtungsbefugniß nicht von der 

efamtheit der Gantgläubiger, fondern nur von jenen aus— 

geübt werden, die zur Zeit der gefährdevollen Rechtshandlung 

——— (son Gläubiger waren. Ebend. 13. — f. Ar. 

rjöbrung der Actio Pauliana [äuft auch, menn; der ‚bes 

nachtheiligte Gläubiger die Veräußerung nicht kannte, fondern 

I aut 8 lich mar, fi Kenniniß Davon zu verſchaffen N. 


? 
, Le 


*) Gerägebe der Gläubiger bei belafteten Verträgen. Brauer VI, 
u. 0 ge 79° Er tr, * — un 
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A Viertes Kapitel: 
Bon den verſchiedenen Gastüngen der Berbinblichfeiten. 


Erfter Abfchnit, 


Bon betingten Berbinblichkeiten- 


— 
von Pedingungen überhaupt, und ihren verſchiedenen Gattungen. 


f. Art. 1040, 1181. 1183. 1185. 2125, 2257. 

(1). Wenn eine Partei, die eine Verbindlichkeit unter auf: 
Löfender Bedingung übernommen, dieſe Uebereinfunft in. fo weit 
erfuͤllt hat, als diefelbe vortheilhaft für fie war, folgt hieraus, 


daß die andere Partei von der auflöfenden Bedingung befreit, 
fey , fo daß die Auflöfung des: Vertrages nicht mehr gegen fie 
begehrt werden Fünne, wenn. buch ihre eigene Deranlaffung, 


die Begebenheit herbeigeführt wird, welche Grund zur Auflöfun 
tr. Berneint. G, 9. Vw. Rouen. R. G. 1833. 


(2), Wer die Bürgfhaft für, einen Gantſchuldnet uͤber⸗ 
nommen, unter der Bedingung, über die Activmaſſe nach Gute 
befinden verfügen. zu bürfen, und die Befugniß ſich vorbehalten 


bat, den Vertrag aufzulöfen, wenn. er wegen Zahlung der vor= 
ber von ihm für den Gantfchuldner indoſſirten Best in Ans: 


ſpruch genommen werden follte, kann auf diefes auflöfende Ge- 


dinge ſich nicht berufen, obgleich bie vorgefehene Begebenheit 
fi) ereignet hätte, wenn er das Rechtsgeſchaͤft, fo weit es ihm. 


vortheilhaft, vollzogen, und über die zum Activvermögen des 
Gantfchuldners gelegen — — getroffen hat. Caſſ. 
Rouen. R. G. 
f. Art. ereen 1 
f. Art. 1104. 1964. 
ſ. Art. 944. 1174. 1178. 

) Das DVerfprehen, an eine beſtimmte Perſon * ver⸗ 
kaufen, wenn man ſich zur Veräußerung entfhließen 
follte, ift feine Verkaufszuſage, welche für. Verkauf gilt, im 
Sinne bes Art. 1589., obwohl die Betheiligten über die Sache 
und den Preis einig waren. — Wenn: daher der Eigenthlimer 
die Sache an einen andern verkauft, fo kann derjenige, zu deſ— 
fen Bunften das Verſprechen gefchehen ift, den Käufer zur Abe 


*) Bedingte Wirkung der Vorausfegungen. : Brauer VI. 96, 
16 * 
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tretung der Sache nicht nöchigen: er hat nur eine perfönlicdhe 
Klage auf Entfhädigung gegen den Verkäufer. G. 9. Bw. 
Grenoble, J. 19. S. 1834. 1.748. 

(1)b. Würde ein folches Gedinge, wenn man «8 für einen 
Verkauf gelten laffen wollte, ungültig fepn, meil eine Bedin— 
dingung darin enthalten, welche bloß von der MWillführ des 
Uebernehmers abhängt? — Bejaht. Grenoble. J. 19. S. 1834. 
1. 741. — f. Urt. 1174, 

(2) Die vom Xeftirer dem Wermächtnißnehmer auferlegte 
Bedingung , feinen Namen und Bornamen anzunehmen, iſt er: 
laubt; fie iaun nicht als eine unmoͤgliche betrachtet werden, ob⸗ 
gleich ihre Erfuͤllung von der Ermaͤchtigung der Regierung ab— 
hängt. — Das Vermaͤchtniß iſt folglich verfallen, wenn der Ver: 
maͤchtnißnehmer die Föniglihe Ordonnanz nicht erlangen kann, 
die ihn ermächtigt, alle Namen: des Teſtiters zu führen. Ber: 
gebend' wuͤrde er, nachdem er die Ermächtigung erhalten , einige 
diefer Namen zu führen, einwenden, daß er alles übrige gethan 
habe, was von ihm abhing, um jene Ermächtigung zu erkängen. 
nr Vw. Orleans. R. G. 1836. 1 642. — f. Att. 900. 


1. Menn ein Schwiegervater feinem vermuthlichen Schwies 
gerfohne das Verſprechen eines Verkaufes von Liegenfchaften auf 
den Fall macht, daß er feine Tochter ehelichen werde, und die 
Heirath wegen Weigerung der Tochter nicht ftatt finder, fo bleibt 
das Verfprechen des Vaters wirkungslos; er wird nicht angeſe— 
hen, als wenn er felbft die Erfüllung der —— verhindert 
hätte. Colmar. S. 15. 2. 131. L 42. 285. 

2. Wenn eine Partei fi unbedingt verpflichtet bat, fo ift 
der Vertrag nicht um deßwillen allein ungültig, weil die andere 
Partei ihre gegenfeitige Einwilligung von der Ermaͤchtigung oder 
nn =. Dritten abhängig gemacht hat. Caſſ. Cog: 
nac. 8. 12. 4. *)— f. Art. 1592. 

— Art. — 900. 1133. 1387.) 


1. Jede Verpfändung, die man einer Heefen füe die Si« 


cherheit des Geldes gibt, welches ſie in der Folge datleihen werde, 


iſt — Colmar. S. 6. 2. 991. 

a - Gültig iſt die Verpfaͤndung, welche fur Sicherung’ 
a offenen und angenommenen Greditd bewilligt wird, 
rdenn- derjenige, welcher den Credit ‘eröffnet, ſich verbind- 
lich macht, Wechſelbriefe von dem zu zahlen, "ber das Un—⸗ 


>) Trefurt 242. 8. 238. 
**) Sittenwidrige Verbindlichkeiten. Brauer V. 4, 
***) Bedingung der Unterlaſſung von etwas natürlich unmoͤglichem 
— nun — oder. unfittlichem. Brauer V. 125, f. 
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terpfand beftellt ,. obwohl das Darleihen nur eventuell iſt, und 1174. 
feine ge befteht, von dem eröffneten Credit Gebraud) 
zu machen. E. 9. Vw. Gaen. 8 13:'2 2 u. 14. 1. 41. 
D. 12:1. 947. L 40. 209. f. ** 14. Hehe, 
S. 23.2 248. *) I 

nn. Am Defgleichen zur Sicherheit bloßer Geöfung eines Eonto 
current. Rouen: S. 13. 2. 370. L. 34::3 

4b. Deßgleichen für. —e— —  Beprung von 
Handelseffekten. Meg. S. 21. 2. 176. L. 60. 66 

40. Deßgleichen zur Sicherheit: der von) einem Dritten 
zu bewirkenden Zufhreibungen (Endoffement) auf Effekten, welche 
er worden find, um dem Ausfteller Gredit zu gewaͤhren. 
€. “Bi. 8. 31: 1.3782. 6A, 141. Re5. 0.6. 
€; — — ſ. Art. 2132. 

5: . Wenn ſich ein Mann durch Privaturkunde verpflichtet, 
dem Kinde, mit dem eine Frau ſchwanger iſt, ben Unterhalt zu 
reichen ‚und: der- Mutter den ihr noͤthigen Beiftand zu Feiften‘: 
allein: Binzufegt, daß die Frau in diefer Beziehung es auf bie Ehre, 
Rechtlichkeit und Großmuth des Verfprechenden ankommen laſſen 
werde, fo entfieht aus jener Urkunde nur :eine rein moralifche 
eg welche ‚Feine Rechtskinge begründen kann. Limoges. 
8:42. 2 87. f. Art: 1131: Mr. 13. 

6. Die UVebereinkunft, wodurch Jemand. ſich verbindlich 
adj" um einen beflimmten Preis, eine gewiffe Menge von 
Maaren zu liefern, mit dem Vorbehalte jedoch für den Käufer, - 
die Waaren ganz oder zum Theil zurüdzumeifen , gegen Bezah: 
lung einer feftgefegten Summe, unter dem Mamen einet Ent: 
ſchaͤdigung für jede zuruͤckgewieſene Quantität, kann nicht ange: 

n'werden;'als eine Bedingung enthaltend, die allein von der 
Willkuͤhr des Käufers abhinge. — Diefe Uebeteinkunft begrän« 
det aufi Seiten des: Käufers eime durchaus erfaubte bedungene 
Wahlverb indlichkeit. — Der Verkäufer kann daher der Erfüllung 
derſelben fig nicht entziehen: Amiens. S. 29.2. M1. D. 27. 2. 248. 
— N Die Zuſage eines Verkaufes unter der Bedingung, 
daß’ er nur alsdunn Wirkung haben folle, wenn der Zufagende 
nicht in feflgefegter Friſt die nämlichen Gegenftände, mit einer 
ihm zugehörigen Liegenfhaft, von ber fie eine Zubehörde find, 
verkaufen würde ‚Bann: nicht als unter einer Bedingung gefche: 
hen betradjtet werden, die allein von der Witlfirhr des Ver: 
kaͤufeis abhängt. — Die dem Verkaͤufer bewilligte Erlaubniß, 
in dieſem Falle uͤber die verkauften Gegenſtaͤnde zu verfuͤgen, 
begründet nur eine gem iſchte Bedingung, weil man, um Ge: 
brand davon zu. machen, innerhalb beſtimmter Friſt einen Käu: 
fen finden ‚muß, ſowohl fuͤr die in der —— uf begriffenen, 
als; für die nubern Gegenftände , und biefe u nde find von 


— in— — ; 
*) Laukhard * S. 340, 
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finrne: ae. unabhängig. Eaſſ. Poitiers. S. 29. 1 255. D. 


8. - Das Berfprechen, zu verfüufen‘, ‚wenn man fich zu 
einer Veräußerung entfchließe‘‘, kann nicht wie eine Verkaufszu⸗ 
fage im Sinne des Art. 1589. betrachtet werben ,. obwohl die 
Parteien über die Sache und. den : Preis einig find. — Jenes 
Verſprechen wuͤrde Übrigens, ald einer bloß von: Willkuͤhr abs 
bängigen — unterworfen, ‚ungäfdig feyn. Grenoble. 8. 

29 

9, ‚Die. Uebereinkunft ,- wodurch eine Sache für verfauft 
erkfärt wird, wenn der Verkäufer zu einem gewiſſen Zeitpunßte 
die Summe nicht bezahlt haben wird, die er dem’ Käufer ſchul⸗ 
dig zu ſeyn anerkennt, kann nicht einer unbedigten Verbindlich⸗ 
keit, welche unter einer willkuͤhrlichen Bedingung uͤbernommen⸗ 
worden, verglichen werden. — Eine ſolche Uebereinkunft iſt guͤl⸗ 
tig als Verkauf, und ihre Wirkung. geht bis zu dem Tage 
zur, wo fie abgefchloffen. wurde, ‚wenn die. vorgefehene Be: 
dingung in. Erfüllung gehts Rntpelie S. * 2. W8.D. 
26.:2.: 232. *) ir 

f., Art. 944: 4082. 1086. 1093; un; 

+ Die: unter: * Bedingung, welche von —— — 8 une. 
nehmenden abhängt, eingegangene. Verbindlichkeit ift nichtig. 
Hohnh. V. 69. — Hierher gehört nicht... wenn imeinem Ehe: 
vertrag ausgemacht wird, wer der Erbe fepn fol, wenn Bi 
überfebende Eperheil nicht anderd dißponire, Ebend. 

f. Art, 1156. 2049. wii mir 7493 IncHR aid 

f. Art. 1040. 

(4): Beim Mangel einer genau beftimmten Fuiſt vom 
Seiten des Teſtirers, binnen welcher die feiner. freigebigen Ver⸗ 
fügung beigefegte Bedingung erfüllt. ſeyn müffe „ Fann das; Ge: 
sicht, nad) Berlauf einer., gewiffen Zeit, die. vermachte Sache 
einem hülfsweife mit. eingefegten Erben zuſprechen, und dem 
Dermädhtnifnehmer das Recht vorbehalten ,. bie Erfüllung) der 
Bedingung ferner, zu. betreiben ,.. um die Auslieferung des Ver: 
Par zu erlangen. 50 v· Bw; Orleans. R. G. 1836 


Art. 1140. — 
ine Schenkung unter Ehegatten fuͤr ben Rängftlebenden. 6 
dem zuerft Verftorbenen angefallen, wenn befien Zod eine ver 
brecherifche That des andern Goratirn # Go — 10 2 





— Wenn eine Bertragsperfon die Dauer eined Hehtes yon "einer 
Willkuͤhr abhängig macht, warn folches aufhöre. Brauer V. 

127. — Vermaͤchtniß, u. auf Billkuͤhr * Bela en Et: 
ben betagt wurde. Brauer V. 791: 800 — uͤltigkeit gewiſſer 
wilttührtihen ——— bei Räufen, i Brquer VI. 9. 
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187. L. 50. 450. = E19: Bw. Caen· 8. 1% 1::162. D. 
17. 1. 93.1. 54.'473.)*) — fi Art, 1184. Ne. 7% 
f. Art, 1041. 1181. *% 


8 m: 
Von der aulſchiebenden Bevingung: 


Ein Unterpfand, welches huͤlfsweiſe, jedoch fo gegeben wird, 
daß es nur in einem vorgefehenen: Falle erworben merden folle, 
befteht nicht vor Eintretung dieſer Bedingung, — Wenn ber 
Eintrag auf die vorzugsweife verpfändete Liegenfhaft genommen 
wurde, mit: Vorbehalt , denfelben hülfsweife auf die werpfändete 
Liegenfchaft zu erſtrecken, auf den Fall, wo die Hauptverpfändung 
binwegfallen würde, fo darf dieſer Eintrag: nicht ‚ebenfalls „ als 
auf ein hülfsweife beſtelltes Unterpfand genommen "betrachtet 
werben. Caſſ. Paris. S. 10. 1. 89. D. 7. 1. 503.) — 
f.. Art. 4041. 1179. 1258. Nr. 5. 1588. .2125. 2957. 


+; Bei einer auffhbiebenden Bedingung bat ‚der Klaͤger J 


beweiſen, daß dieſelbe bereits eingetreten ſey — Bei aufl 
fenden Bedingungen kann er —98 den Vollzug verlangen, 
und der Beklagte bat das Eintreten der Bedingung zu bemwei- 
fen. Abdhl. Annalen IE 208, ff. Ä — * 


f. Urt. 1136. 1146. ff. 1302. 1624. ++) 
$. I. R us 
Yon der aullsſenden Bedingung. sit 343 
ma cd 


1. Wenn ein Vertrag wegen eines ber Verbindlichkeit an⸗ 
lebenden Fehlers :aufgelöfet wird‘, fo hat die Auflöfung- ſtatt 
prout ex tuno, felbft ruͤckſichtlich Dritter, -d. h. auch Dritte 
Eönnen die von ihnen, in ber. Zwiſchenzeit des Vertrages und 
—* — erworbenen Rechte nicht geltend machen. Paris. 


2. Die Umſtoßung eines Verkaufes ‚hat nicht die zw. 
gegen den Verkäufer, zu deſſen Gunften fie flatt gefunden hat, 
die Verpfändungen wieder herzuftellen, und auf ihr früheres 
Datum zurüdzuführen, deren Stridy die Gläubiger -dem Kaͤufer 





J 8 EN; 75, SS and 

0 — zur’ Erfüllung eines Umſatzvertrages Brauke 

ne Ve; FRA BER 1 un mn bl nd 

„,**) Vererbung ber Bebingungserfüllung,. Brauer U; 99 na: 

8 Aufſchiebende und auflöfende Kehnamen Her viel. 

>) Pflicht, die Verträge, womit Rechte aufgegeben werben‘, ftreng 
zu erklären, findet nicht ftatt» Brauer V. 74, 


i 


4178, 


1179. 


1181. 


1182. 
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1183, im Zutrauen auf feine Verſprechungen "bewilligt hatten. \C. 9. 


cr 


Bw. Paris, S:6.\t.: 493: :D. 4. 1. 676..L2.47.212. ı °) 

3. Der Verkäufer, welcher, auf ben Hal ber Nichterfüllung 
von Seiten bes Käufers, eine auflöfende Bedingung gefegt hat, 
fann auf die Auflöfung antragen, obwohl die Liegenſchaft ſich 
in den Händen eines Dritten befindet, der fie im guten Glau— 
ben vom Käufer wieder erfanft hat. — Es kommt darauf nicht 


‚. an, daß ber Verkäufer nicht —— worden iſt. — Die 


Fer 


Wirkung der auflöfenden Bedingung hängt nicht vom Eintrag 
ab, wie das dem Verkäufer durch Art!2108. für die Sicherheit 
der Zahlung feines _- gegebene — Eeſſ 
Befangon. S. 12. 1. 56: D. 10. 1. 62. L: 32. 321 

4. Es bedarf der eichtätfichen Einfcreiting‘ “zur. Auflfing 
eines Vertrages nicht, wenn det dutch die auflöfende Bedinqung 
vorgeſehene Fall — von der rd einer der Bretvageptr: 
ag ae € J Vw. Dijon. 8 . 6. 1. ‚80. D. 


— a Tre 


5. Der Serthum des Bei über das Weſen einer 
Vertragsbedingung, welche fuͤr eine auffchiebende geachtet“ wurde, 
während fie eine auflöfende u ift ein‘ Fefattgngarait. Caſſ. 
a a $. 15..1. 421. D..13..500. 

8. Die Defertion des Einftehers: gibt Feine Urfache zur 


zu Auflöfung bes Einftellungspertrages, als wenn der Einfteler in 


Folge jener Defertion zum Dienfte Eingerufen — iſt. Or⸗ 
leans. S. 23. 2. 192. D. 21,.2. 

9, Wenn ein durch —— vertretener Conſcribir⸗ 
ter ſeinem Stellvertreter einen Preis auf den Fall verſprochen 
hatte, wenn er von der Einberufung frei bleiben wuͤrde, und 
nun ‚die Nummer des Stellvertreters gerufen, wird) fo iſt die 
auflöfende Bedingung, hierdurch noch wicht eingetreten; es iſt 
uͤberdies nothwendig / daß der Vertretene wirklich zum Dienſt 
abgehe — Wenn alfo der Vertretene in die, Ausmuſterung faͤllt, 
und kein wirklicher Einzug zum Dienſte ſtatt findet, ſo iſt die 
aufloͤſende Bedingung nicht eingetreten, der Preis der wii 
—9*8 muß: entrichtet: ‚werden: -E:. H. Vw. Caen S. 49. 1 
101. D. 17, 1.. 80. — Colmar. 8. 2. 2.: 14. D. 20. 28 
iR. — —— Ss. 9-2: 4... ah Hrn 

‚40 Der ‚Einfteher. fuͤr ‚einen ‚GSonferibirten ; ‚der nachdem 
et fhr denfelben gedient hat, einberufen wird, und für fich felbft 
dienen muß, verliert nicht hierdurch allein das ihm zugeficherte 
Recht auf den ‚ganzen Preis. — Der Conſcribirte hat hoͤch ſtens 
das Recht, am Preiſe eine Verguͤtung fuͤr den Schaden einzube⸗ 
halten, der ihm durch den nicht geleifteren Dienft des’ Seinfebegs 
— — E. = ‚Bm. — 8. 15.1 N 


j ml] ' j * sr ii, 
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0b. Wurde entſchieden/ daß in ſolchem Falle der Preis 1483: 
"gennfndert werben koͤnne, wenn im Einffellungsverteäge keine 

54 Bedingung enthallten iſt C. H. Bw. Paris. 

27. 1 210. D. 24 1.,351. L. 76. 485. 

au Bei mititärifhen Einftellungen ‚zieht: bie Thatfache der 
Defertion. des. Einftehers: fuͤr ſich allein nicht nothwendig die 
Aufloͤſung des Einſtellungsvertrages nach ſich Der Einſteller 
kann ‚angehalten werden, den Preis der Einſtellung zu’ bezahlen, 
wenn hergeſtellt ift, daß der Einfteher eine gemiffe Zeit, hindurch 
feinen Dienſt -geleiftet hat, und der Einfteller niemals zum pers 
ſoͤnlichen Dienfte — — iſt. € Hi Vw. Bourges. 
S. B. 1305 D. 23. 1. 97. L. 72. 3533. 

12. Der Einfteher, welcher defertirt ift, kann nichts deſto 
weniger die Einſtandefumm⸗ fordern, wenn er als Deſerteur 
weder verfolgt noch verurtheilt wurde, und ſeit der Defertion 
erſchienene Geſetze oder Verordnungen die: definitive Befreiung 
bes Einſtellers ſicher geſtellt Haben. Paris 8. 25. 273. 

13. Im entgegengefegten Sinn entſchieden! — "Die bloße 
Thatſache der Defertiön des Einſtehets ermaͤchtigt den Einſteller, 
die Auflöfung: des Einſtellungsvertrages zu begehren?⸗Es kommit 
nicht darauf an, daß, weil der: Einfteher verhaftet‘ und verur⸗ 
theilt wurde, der Einfteller nicht genöthigt'mwar, zum Dienfte 
abzugeben! E. ‚9 Vw. kren 8. 21 10 183 D25. 1. 7. 
1.78 877.%' 11,39% MI ns 

414. Es ‚mache keinen —— wenn der Einſteller nicht 
Beumubigt worden ift, "und, feitdem der Einſteher wieder zu fei- 
nem ‚Corps gezogen: wurde „und einen’ unbedingten Adſchied er⸗ 
halten hat. E. 9: Bw. 8. 19. 1.8: L. 54 16. 

16. - Die Ausmufterung eines Einftehers begründet bie Auf. 
loͤfung des Einſtellungsvertrages nur dann, wenn fie definitiv 
iR: und u ns bes Einftellers zuk Folge hat. Caſſ. 

Nismes. 24.1: 356 Deι. 08—L. 69.574. 

47.3 Bee der angehömimerte, und "in: diefer Eigenſchaft 
Pie Regimente "zugerheilte Conferibirte im Dienfte / geſtorben 
iſt, ſo ziehe feine aus Irrthum nad) feinem Tode ausgeſprochene 
Ausmufterung die Aufhebung oder Auflöfung des 178. 0.35. 
TED — nach fi %. ‚Caff- Douai. 5.97. 1.175 D 
1. ie 


f. Art. 1148. Neid. # 4640. 4176. ffi 1302:1638.2135, 


rt. Wenn in einen! Erbbeftandöbriefe das Gedinge gefept i * 
* RN 806* Leibeserben der — * 


N J m 15 * un 





Kit.) Be. — —* a ae ung, PRIORNNE 124. — 
— anf irkt eine ‚auflöfende ebi mg bend. 
auf 


Wirkun öfender Bedingungen Brauer 


hy; PR - 
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1183; benden dem: Hauptſtamme zufallen * ac die. Bedingung 


1184 


des Wid errufed. in: einer iterlihen berg a {eden De 


2 28 — *— ie der ben ine euer 1te: e 


Lö — Nu mer: und in Folge deſſen fi 
a Hr <obne: en dad Gut: dem Befiter ve dupt: 
game (kraft des Erbbeftandäuertraged) wieder andeim. end. 


— Die Auflöfung des Vertrages gefchieht nicht kraft Ge: 
feges, ſelbſt wenn fie unter, den Parteien wäre bedungen wor⸗ 
den, folglich ift die in: Aut. 1184 erwähnte ſtillſchweigende 
Bedingung auch auf die auflöfende Bedingung nach Art. 3168, 
anwendbar. Nismes. S. 10. 2. 553: D. 8. 2, 13. 

8% Dee Art. 1184. Abſ. 4. iſt auf ben Fall nicht — 
bar, wo der Vertrag zum Theil vollzogen wurde, und Exeigniſſe 
von hoͤherer Gewalt bie — * verhindert heben 
C. 8 Vw. Poitiers. S. 32. 1. 200. 3 „ers Salt 
Eine Beftandbegebung. gegen Grundrente enthält. we⸗ 
ſeniug ein pactum commissorium; fie zieht ihrer, Natur nach 
die Eigenthumsveraͤußerung nur unter Bedingung der —— 
nach ſich. — Der. Gläubiger einer ſolchen Rente kann daher, bei 
ermangelnder Zahlung, die Abtretung von dem Gute begehrem, 
wenn er auch Beinen Pfandeintrag genommen hätte, die Liegen 
[haft zum Vortheil eines Dritten verpfändet worden, und ber 
Rentenſchuldner befugt wäre ‚:diefelbe abzukaufen. C. H. Bw, 
ans S, 11. 1. 337. D. 9. 1: 370. L. 32, 185. 
- Eine in einem Pacht auf: Rente aufgenommene. aufs 
— Bedingung iſt nur androhend. Das Gericht kann dem 
Schuldner einen Aufſchub geſtatten, um. ſich frei zu machen, 
nach dem Ablaufe der beſtimmten Friſt, und ſelhſt nachdem ex 


in Verzug .gefegt worden.  — Es iſt bier, die: Anwendung: der 


Art. :1912.;und 1656: wegen Adlöfung- der, Grundeenten und 
Aufhebung des Berfaufes "2 ee 6. hi — Diion. 
& 20..14128,:D: 17. 1. 412. L %. 469. 2 

7, Wenn. 9 Inhaber, einer, Keibrente, Dub sein SegÖrechen 


des Mentenfdjulbners das Leben verliert, (0: Bommat ıbiefen Todes: 


fall auf feine Weife dem legten zu flatten; es ift_gegen ihn 
oder feine Erben die — des Vertrages vom Todestage an 
begruͤndet. a .2.2. 129. — — S: 11. 2.281. 
D. 9. 2.2305 29. 398. — 'f. Act. 117 

8. Der Gläubiger, der ſich —*8 — Zinſen badungen 
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hat, und verurtheilt worbem:ift, fie auf den gefeglichen Zinsfuß 1184. 
ermäßigen zu laſſen, kann nicht behaupten, daß durch bie Nichte 
erfüllung des für ungültig erklärten Gedinges das: Kapital — 
— abloͤslich werde. Montpellier. 8. 14 2 280: LE. 


9, Wer für einen —— Schurdner: ſich ‚untee ‚ber 
Bebingung verbürgt, daß er befreit werde, iſt durch ſeine Buͤrg⸗ 
ſchaft nicht weiter gebunben, wenn der Schuldner aufs —* 
* rin Urfachen in‘ Berhaft genommen wird. Paris. S. 


: 40. ‚Wenn ein Pächter auf Renten oder Erbzins die ganze 
im Pachtvertrag beftimmte Zeit hat umlaufen laſſen, ‚ohne feine 
Schuldigkeit zu bezahlen, und der: Verpächter ihn auf die Ver⸗ 
srageauföfung vor Gericht belangt Hat, fo ift es nicht unum⸗ 
gaͤnglich noͤthig, daß auf bas vegehren des Verpaͤchters die 
— ———— Paͤchters durch ein Urtheil ausgeſprochen werde. 
Die ausdruͤckliche oder ſtillſchweigende Beruhigung des Paͤchters 
bei der Klage des Verpaͤchtexs hat dieſelbe Wirkung, wie ein 
Urtheil , "welches. auf Klage des Verpaͤchters die Aufloͤſung des 
* ausſprechen wuͤrde. Caſſ. Riom. 8. 3. 2. 349. L. 


12. Jeder Verkauf ‚mi, ale. abgefchfoffen unter der Br 
dingung der. Bertragsauflöfung, im Falle nicht geleifteter Zah: 
lung, verftanden. —. Dieſes Recht, wohl zu unterſcheiden von 
dem, dem Verkaͤufer fuͤr die Zahlung des Kaufpreiſes zuſtehenden 
Vorzugsrechte, beſteht und wird bewahrt ohne Beihuͤlfe bes 
Eintrages. — Es kann, der Transſcription ungeachtet, gegen 
den dritten Inhaber, ſelbſt bei gutem Glauben deſſelben - 
— Caſſ. Riom. 8. 18. 1. 124. D. 16. 1. 84. L 

J 


13. Wem die aufloöͤſende Bedingung edemtich ia einem 
Bertrage , und vornehmlich in. einem Miethvertrage. ausgedruͤckt 
iſt, auf; den: Fall, wo eine der Parteien bie Erfüllung vernach⸗ 
Jäßigen würde, fo wirkt die Nichterfüllung: der Bedingung) kraft 
Gefetzes die Auflöfung des: Vertrages, fo daß. das Gericht: Leinen 
Aufſchub bemwilligen: kann, zumal wenn es ſich zeigt, daß in ger 
wiſſer Beziehung der Miether in tus; ” > — 
Glauben verſetzt worden iſt. Dijon. 8. 18.2 D. 13. 2. 
140. L. 49, 302. 


14. Das Gericht, bei dem’ die Klage. * — 
vom Vertrage angeſtellt wurde, iſt nicht verpflichtet, dem Schuld⸗ 
ner einen Aufſchub zur Zahlung feiner Ruͤckſtaͤnde zu bewilligen, 
oder. feine verſpaͤtet — Anerbietungen zu berädfichten: 
Mit andern Worten: das Recht zur Vertragsauflöfung:tft durch 
bie Wirkung des paetam commissorium: erworben , ſobald der 
Schuldner durch eine Aufforderung, Weigerung und Vorladung 
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1184.in Verzug: gefegt worden ift:, ‚zumal wenn. bie Anerbietungen 
erft im | Appellationsverfahren,;, und: nad dem Urtheil, welches 

den Zuruͤcktritt ausſpricht, ‚gefchehen find.. C. H: Vw. Bordeaur. 

S. 17:1..215: D. 15. 1. 184. L..48,,315. 00. 00... 

15. Wenn auf die Klage um Auflöfung eines Pachtver— 

trages auf Renten, begelindet auf das paetum commissorium, 
ein; Ürtheil ergeht, : welches den Vertrag: für aufgeloͤſet erkiärt, 
wetin der, Pächter ‚nicht in beſtimmter Frift bezahlen wuͤrde und 
nach Umlauf dieſer Friſt der. Pächter nicht bezahle: hat, ſo iſt 

der Vertrag kraft Gefetzes aufgelöfet, ohne eines neuen Urtheils, 
welches dies erkläct, zu ‚bedürfen. C. H. Bmw. Nismes 8. 19. 
4:97: A495: 0m oo ARTE vum bg ge: 
16 Die. Auflöfung des. Vertrages, wegen Mangel der Er, 
füllung in der beſtimmten Frift, hat nicht kraft Geſetzes ſtatt, 
obwohl die Feiſt Durch: Urtheil feſtgeſetzt worden, und im uͤbrigen 

das Urtheil keine Clauſel in dieſer Beziehung enthaͤlt. — Es 
muß gerichtliche: Klage darauf angeſtellt, und dem Gerichte uͤber— 
laſſen werden, nach den Umſtaͤnden dem Schuldner einen neuen 
Aufſchub ‚zu geſtatten. Bordeaur. S..29..2, 313. D. 27. 2. 177. 
4147. Der Käufer, gegen den ein Uebergebot eingelegt wurde, 

ift des Eigenthums nicht dergeftalt entfegt, daß er nicht mit der 
Erhaltung: der Kiegenfchaft. in gehörigem Stande beauftragt blei: 
ben, und: alle hierzu erforderlichen Ausbeſſerungen vornehmen 
—— Caſſ. Rennes. S. 28. 1. 147. D. 236.1. 126. Li 81. 

3 20. Der: Art. 1184. ift nicht auf bie Vertraͤge, welche 
vor. dem. Code :abgefchloffen: wurden, ‚anwendbar. CE. .H. Vw. 
Nismen. S-: 28..1..278 D..26. 1. 161. L. 89,49: 
„1% Art 11200. 4176. 4325: 1610. 1653. 1654. 1664. 
1673. 1717. 1741. 1912. 2125. . ir 
4.421) Die: Auflöfung: ‘eines. doppelfeitigen Vertrages! kann, 
wegen Nichterfüllung von Seiten‘ einer. der‘ Vertragsperſonen, 
ſelbſt dann begehrt werden, wenn ein vom Willen ber letztern 
unabhaͤngiger Thatumſtand dieſelbe veranlaßt haͤtte. — Hier iſt 

der Art. 1158. nicht anwendbar, welcher den Schuldner von 
aller Entſchaͤdigung freiſpricht, wenn. er durch höhere Gewalt 
er ‚ feine Bufage zu erfüllen.‘ Pau. R. G. 1833. 
(22) Die Klage einer Partei auf Erfüllting eines doppel⸗ 
feitigen Vertrages ,. deffen Dafeyn nicht. in Abrede Feſtellt wird, 
kann verworfen werden, wenn biefelbe, ohne eine: Rechtsurkunde 
vorlegen zu tönnen , außer Stande. ſich befindet darzuthun, von 
welcher. beftimmten Art. die ihr auferlegten Verpflichtungen fehen. 
Diefe Entfheidung fand‘ ‚namentlid ihre Anwerdung’Huf eine 
alte Rente, welche zum Vortheil einer Kirche fuͤr? Jahresgebaͤcht. 
niſſe des Stifters beſtellt worden, und wo: die Kirchenfabelt 
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wegen Berluftes der urfchriftlichen Urkunde außer Stande war, 1184. 
nachzumeifen, wie viele Firchliche Verrichtungen, und zu weffen 
Andenken geftiftet waren. — In diefem Falle wird durd ein 
Erfenntniß, welches den Vertrag wegen Nichtvollziehung von 
Seiten; ber einen: Partei fuͤr aufgelöfet erklärt, Fein Geſetz uͤber⸗ 
treten. C. H. Bw: Limoges. R. G. 1837: 1 75. — 

(23) Der Verkauf eines rundes und Bodens , der vom 
Käufer in: der Abſicht gefchehen, ein Mehr (barrage), welches 
er in einem Fluſſe anlegen will, darauf zu ſtuͤtzen, was folglich 
von einer Ermächtigung der Verwaltungsbehsrde abhängt, kann 
als unter ber Bedingung gefchloffen betrachtet werden, daß der 
Verkauf in dem Falle als aufgelöfet betrachtet: werben folle , mo 
die Ermächtigung nicht ertheilt würde, obaleich der Verkauf dem 
Anfcheine nach umbedingt abgefchloffen wurde. — In foldhem 
alle kann, das Gericht, wenn es ſich überzeugt, daß die Anlage 
wegen nicht erfolgter Ermächtigung der Verwaltungsbehörde un: 
möglich ‚gemordem: iſt, ‚die er des — ausſprechen. 
€. 9. Bw. Montpellier. R. G. 1837. 1. 555.* | 


+ 4) Nicterfühung einer Verbindlichkeit gibt BioB, ei ein n de auf 
Bug — zu klagen. —2 a 


2) * * die Auflöfung eined Vertrages Basen will, .muß vor: 
erft ſelbſt erfüllt. haben. N. Zahrb. III. 167. ff. 
3) Wenn bei einem nicht erfüllten Vertrage der Gläubiger fein 
Klagbegehren — auf Erfuͤllung be —— delt, 
fo erhält der Schuldner dad Wahlrecht zwiſchen dieſen beiden 
Berbindlichkeiten, welches Wahlrecht da, mo der Richter zur 
£eitung beider nur einen gemeinfamen Termin „een, fortdauert 
—* er Leiſtung geſchehen ift: da aber, wo der Richter ‚eine 
. Ensfhädigungspflicht für den Salt audfprieht, wenn in einem 
- Termine. der DBertrag nacht erfüllt wäre, nur ſo ‚lange dauert, 
bis diefer Termin fruchtlod abgelaufen , wernäd lediglich F 
einfache —— ae rn eintritt: N. abrb. IV. 
392 400. 142 1147. 1189; 
4) Sat, bei der: —— oder Hiufchweigenden Bedingungder 
ertragdauflöfung. durch Nichterfüllung, der ſaͤumige Schuldner 
die Einrede der nicht gefchebenen pnterpellirung, und: wis wels 
chem Effekt? Abhdl. Annalen III. 278. ff. Ä 
des 2. ©. 1184. auf Epeftreiti keiten we 4 er: 
J it. Annalen V. 67. . * * 





*) Trefurt 91. $. 144. 311. $. 353: — Weöfefeitiger Verzug des 
Släubigers und Schuldners. Brauer. V Bei 2 
verbindlichkeiten befreit das bloße riet von der Reiftun 
nidt. Brauer V. 105.— Einfeitige und zweifeitige Bert 8* 
Brauer V. 169. Widerruf wegen Nichterfüllung der Obtiegen⸗ 
heiten. Brauer V, 993. — Beil $, 22, &, 32, Note. 


1185. 
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Ton betagten Verbindtichteiten. 

‚Eine Schuldforderung wird nicht um deßwillen als ohne 

Ziel oder für verfallen betrachtet, weil fie nach Willkuͤhr abge⸗ 

tragen. werden ‚kann. — Sie hat ein Ziel, ſobald ein Zeitpunkt 

zur Abtragung beflimmt worden if. ©. 9. Bw, .Yir: S. 10: 
1. 131. D. 8. 1. 66. L. * | 


ſ. Art. 1168.: 1230... 1888, 18%. 1902. 2257. 


1185 a. “) 


1186. 


+:1) Wenn in einen Pachtvertrag e gefagt: if; baß ‚bei nice —* 

ha ge (vierteljä rger Borat.) kun De Vertrag aufgeho« 
en, und der Derpächter ee al befugt ſeyn 
folk, fo it dies feine auflö * art Fondern ein Waͤ hr: 
iel; — ed MR daher feine Setzung in ne "erforderlich. Anna⸗ 


3. * als zahlbar * einer — Frift, ‚Non der 
dem Schuldner gegebenen Nachricht am gerechnet” , bedungene 
Schuldverſchreibung kann für zahlbar erklärt toerden, obwohl 
duch keine Urkunde dargethan ift, daß die Benachrichtigung flatt 
gefunden habe, wenn anders Die — aus den Umſtaͤnden 
— ** Grenoble. S. 29. 2. 7 

" f, Art 1139. 1235. 1376. 1899. 1900. 4906. 1944. 1967. 
1. Die Bedingung, daß ein Steigerer irgend. einen Theil 
des Steigſchilings in Händen behalten ſolle, bis derſelbe wieder 
angelegt ſey, oder die Minderjaͤhrigen, denen der Erloͤs zuge: 
hoͤrt, die Großjährigkeit erreicht haben, hindert nicht, daß der 
Käufer fi u. vor — — Zeitpunkte frei machen 
koͤnne. Paris. S. 2. 2.1 

2. De Käufer ae — deren Hreis in einer 
beffimmten Friſt zahlbar iſt, und vor dieſem Ziele nicht! bezahlt 
werden darf, und der feine Zahlung an einen ihm’ benannten 
Gläubiger leiften muß, kann diefen an ihn verwiefenen. Glaͤu⸗ 
biger —* n — ſeine Sablung vor dem Ziel anzunehmen. 
Caſſ. Loiret. 220. D. 1. 

f. Art. 1944. 1258, Nr. 4. 1291. 1292. 1911. €, c. — 


. 146..C. comm. 





*) unterbrochene rg (tempus utile). Weiner N; 129. 
”») Zrefurt 242, $. 239, 2). 
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sd: Der :auf Biel verwieſene Glaͤubiger kann an feinen 1188: 

Schuldner verlangen... daß das Biel für verfallen erklärt werde, 
wenn;itgend ein Theil ‚der ihm’ verpfändeten Güter in: der Weiſe 

er worden iſt, daß diefer Theil der. Güter vom: .. 

bande befreit — dürfe. C. H. Vw. Amiens. S.10. 4. 139 

D. 8. 1. 49. L. W. 373. 

2. Eben fo bei dem. Gläubiger einer beftellten Rente: Eaſſ. 

Dijon. S. 12. 1. 321. D. 10. 1. 414. L. 34. 81. 

3. Der er weicher — daß bie ihm ges 
gebene Sicherheit, womit ‚er, fi begnuͤgt hatte, in der That 
unzulänglich iſt, kann auf Bezahlung dringen, obwohl die Une 
zulänglicheit fhon zur Zeit des Vertrages vorhanden war, und 
der Schuldner feitdem nichts gethan hat, mas das Unterpfand 
J F — ſchmaͤlern konnte. Riom. 8. 13. 2. 24. D. 


4. Der Art. 1188. gilt aus noch ſtaͤrkeren Gruͤnden für 
den Fall, wo der Schuldner fi ne Sinterashung (Stellionat) 
fhuldig gemacht. hat. Pay. S. 14, 2 

5... Die dem Gläubiger durch Art. "188, eingerfumte Ber 
fugniß fleht nur dem Gläubiger einer. gültigen, Hypothek, zu; bie 
Verfügung ift unanwendbar auf den, deffen Schuldtitel nur eine 
—— — if. Ar $S. 15. 2 126. D. 13. 2. 


6. Ein Handeldmann, welcher mehrere eigene Wechfel aude | 
geftellt hat, kann nicht verurtheilt werden , für die Zahlung dee 
noch nicht verfallenen Wechfel Sicherheit zu Teiften, um deßwillen 
allein, weil er einen ſolchen Wechſel zur Verfallzeit nicht bezahlt 
hat, wenn es anders gewiß iſt, daß er die feinem Gläubiger 
— Sicherungsmittel nicht vermindert hat, und nicht zah⸗ 
lungsunfaͤhig iſt. Douai. S. 20: 2. 120: 

Die Gantmaͤßigkeit eines Miethers berechtigt den Ver⸗ 
miether, unterpfändliche Sicherheit zu fordern, obwohl jener ſich 
erbietet , die gemietheten Gebäude mit hinlängliher Fahrniß zu 
verfehen CE. H. Bw. Dijon. S. 8. 1: 162. L. 20. 433. 

8. Ein Gantfhuldner, welcher Fahrnißgegenftände gemier 
thet hat, kann der Miethe entfegt werden, wenn er keine Si: 
cherheit leiſtet. Paris. S. 26. 2. 34. D: 24.2. 54. L. 74.400: 

- % Art. 4613. 1912; 1913: — 163. 448. (163.) C. comm. 

(9) Die Beftimmung des Art. 1188., nad) welcher _ber 
Schuldner die Begünftigung der Verfallzielee nicht mehr begehren 
kann, wenn er in Sant geräth, ift auch auf den in Wermö- 
genszetfall gekommenen Schuldner anwendbar. Toulouſe. 
R» G. 1836. 2. 151. 

(10) Die Schenkung, welde ein Vater feiner Tochter mit 
einer Summe: Geldes als Vorempfang ihres, fünftigen Erbes ges 
macht hat, wird vor dem Tode des Geſchenkgehers fällig, ob» 
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1188; gleich fie erſt als zu. diefem Zeitpunkte faͤllig erklaͤtt worden 
wenn: der Vater in Gant oder Vermoͤgenszerfall geräch ; fe 
Verabredung hinſichtlich der. Zahlung: der geſchenkten · Summe 
— — a und > keine be —— 8 — 
1836. 2 | 

1188 a.*) uf * 

Aufhebung dieſes 2.3.9. O. 8. 835. Motive © ‚R. — —* 
Annalen IIL 


Dritter Abfehnitt, FR 
VWon BWahlverdindlichfeiten. — 
1189. ' JArt. 1120. EI — er 
119. Die Segung einer beftimmten Summe als Ehefteuet, 

zahlbar in Geld oder in Liegenſchaften, gibt fein Recht zu einer 
— * auf dieſe Liegenſchaften, ſendern nur eine be⸗ 
liche Forderung; vor dem Rechte der Frau £önnen andere 

Gläubiger einen Vorgang erwerben , wenn fie nicht einen den- 
felben‘ —— Pfandeintrag fi ſich verſchafft. — Riom. 'S. 


16. 1.137; L. 44.481.) 0 = 
KTet. 4162. — | ee 
1191. ***) 


1193, WR). . ..- : En | a 
1196. #) £ Sn ; — 


burier Abschnitt. ns N 
J Zamiresten und —— 8 — 


$. I. 
‚Von Samtredten der Stäubige. i 


1197. . 1. Daraus, daß. zwei Berkäufer in Geſamtheit verfauft 
haben, folgt nicht, daß ihre Umſtoßungsklagen gegen den ‚Der: 
rauf, ‚untheilbar find. —: Wenn daher einer der —— des 


*) Trefurt 242. 9,239. 1). 
"*) Vererbung ber. Wahlverbindlichkeiten. . Brauer ıVI,ı 100. 
**) Wahlweiſe zuftehende Jahresrenten. Brauer VI. 1010 
**) Schuldhafter Untergang einer von beiden Sachen aus Verſehen 
des Schuldners. Brauer V. 85. f. 
Wahl zwiſchen mehreren auf einen Kopf gefallenen Rechten: 
Brauer: V. 214: 
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Rechtes, den Verkauf anzufechten, verluftig wird, fo kommt bie 
Bewahrung. dieſes en in der Perfon bes andern bem, —I— 
Mir ſtatten. .& H Bm, Riom. S. 14. 1. 01. D. 12. 
1.3 


2»: Wenn nach Aufloͤſung einer Handelsgeſellſchaft die 
Gläubiger. auf die Samtverbindlichfeit der Gefellfchafter verzichten, 
und nur von: jedem einzelnen feinen perſoͤnlichen Ancheil an den 
Schulden begehren, fo kann kein Gefellfchafter zum Nachtheil 
der übrigen; die ihren, Anıheil bezahlt haben, auf Ganterlärung 
gegen die Geſellſchaft antragen. In dieſem Falle wird jeder 
Geſellſchafter fuͤr eine perſoͤnliche, und >, iM. eine — * 
ſchuld *86 C. H. Bw. Lyon. 8. 22. 1.254: D. 20. 1. 
464. L. 63. 488, *): “ ‚eit. 


2 uf. Art. 19294. 181: 
Fi Art. 1224: 18854 *) 
ſ. Att. 1206. 1249. 

FR? |; F 3 a De — —. I. 


Yon Samtanbintiähiten. ver Schuldner. 
hd — 

y 44 Henn mei Schuldner fich, famerbindtic. RR ha⸗ 
ben, ſo hat. die urkundliche Erklaͤrung des einen Schuldnets, 
daß er —— den andern buͤrge, und daß dieſer allein die entlie⸗ 
hene Summe bezogen habe, nur Beziehung auf die Schuldner 
unter. ſich/ und hebt Die Samtverbindlichkeit keineswege auf. 
Ca. Santal. 8,.1..4..219. 

4 Wenn mehrere Perfonen famtverbindlic verurtheilt fi nd, 
ſo kommt; die von einer derfelben vechtzeitig eingelegte Appellation 
auch den andern zu. flatten ,- welche. diefelbe verſpaͤtet haben. 
Colmar. S. 7. 2. 281. L. 25.1507. — Turin 8. 12 2.78. 
(Mrd. dd) m — 8. 29. 2. 342. D. 27. 2. 216. 
(Ars. 422. Nr. 7. d. O) 
6Nach * vollendeten. Verführung, ber. Schuld gibt. die 
Anerkennung ‚eines: ——— den uͤbrigen Miſſchuldnen 
keinen N. sa. & 2,12, 19 L. 2. 517. #**) 

1% Art. ‚1219. 1222 MYRXK Vs A 

» fe. Art. 1134 1168. 1183. Kr), si 

1.. Wenn Erben eine Erbfhaft aönztic, unter: r &. getheilt 
Boben 1. fo." innen fie ; 8 ſamtveebindiich vnidaie — 


* *— Brauer V. ß. = 
—3. Zahlungsgenoffe fa djectus), Brauer V, 87. 
* — — Samt und Sonders. Brauer vi⸗ 10. . 
ing: der Samtverbindlichkeis der Abweſenden. Brauer 


+ 


17 


1197. 


119. 


1199, 


1200. 


1201. 
1202. 
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1202, den Erbtheil derjenigen abzutreten, welche gi bei der Zpeilung 
nicht eingefünden haben. Colmar. S. 7.2 281. L. 25. 507. 

2. Erben, welhe einen Rechtsſtreit gemeinſchaftlich gefuͤhrt 
Gaben, find famtverbindlich für die Koften der Inſtanz, worin 
fie fahfällig geworben , obwohl die Samtverbindfichkeit nicht im 
Urtheit ausgefprochen iſt. Rouen. S.8. 2. 337. L. A 140. 
3. : Die Samtverbindlichkeit kann und muß in Faͤllen von 
Berfehen — ausgeſprochen werden. Nancy. 8.27. 

229. — €. H. Bw. Paris. R. G. 1836. 1.293. = € 
5. Vw. Senlis. R. G. 1836. 1. 801. 

4: Die Samtverbindlichkeit kann gegen. den —** aus⸗ 
gefptöcheh werden , aus einem gegen die Frau wegen Verſehen 
erkannten Schadenserſatze, wenn bewieſen iſt, daß bei dieſem 
Verſehen die Frau nur im Intereſſe ihres Mannes, und in der 

“il &igenfhaft als Ben ihres Mannes handelte. C. 
v9, Vw. Rouen. S. 27. 1. 228. D. 25. 1. 153. 

Ab. u.c. Die Samtverbindlichkeit kann nicht für Koften 
audgefpeochen werden, wenn dieſe Koften nicht ausdrüdlih unter 
* Namen von Entſchaͤdigung zuerkannt ſind. Caſſ. Rouen. 

Ss. 32. 1. 587. — €. H. Bw. Caen. 8. 32. 1. 307. 
5. Eine Samtverbindlicykeit bei bürgerrechtlihen Entſchaͤ— 
digungsforderungen kann ausgeſprochen werden, wenn bie Ent: 
ſchaͤdigung wegen eines gefährdevollen Einverftändniffed oder eines 
ai zuerkannt wird. $. 29. 2. 136. 

Folglich Finnen die Inhaber einer Liegenſchaft, welche 
als En durch Betrug oder Gefährde, zur Nüderftattung der 
gehe zu verurtheilen find, als famtverbindfich| verurtheilt woerben 

dd Bw. Gaen. 8. 19. 1. 139. D. 16.' 11'672. 
. 7. Selbft- wenn fie zur Zahlung des’ Werthes der ie Sn. 
ſchaft ie —— waͤren verurtheift worden. C. 9. 
. 18. 1. 338. D. 16, 1.398: 


ar 1 R 

Wenn es fih davon handelt, ob eine Shahren ituns 
im — an mehrere gefordert werden koͤnne nicht 
noͤthig, daB Sartitverbindlichkeit vorhanden: es genügt, ur die 
Shulb DEREN ‘eingegangen, und daß’ fie untheilbat te: 
G. H. Vw. Air. S. 27. 1. 435. D. 25. 1: 228. 

9. u. 10. Wenn es unmöglich iſt, das Verhättnif zu bes 
flimmen, in welchem jedes von mehreren zur Entfhädigung dere 
urtheilten "Individuen zur Beſchaͤdigung beigetragen. habe, ſo iſt 
Grund vorhanden‘, die an gegen Alle apezuſpee- 
chen. C. H. Vw. Air. S. 27 1. 236. D. 24. 1. 424. 

11. Die Samtverbindligkeit kann gegen. mehrere, zum 
Rüderfag einer bei ihnen hinterlegten Summe verurtheilte Pars 
teien ausgefprochen werden, wenn. dieſe ihre, Einwendungen 5 
Gefamtheit vorgetragen; und. während des ganzen -echtsjicetted 


X 
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fie alg Pe betrachtet haben. Gaen. S. 28. 2. 37: 1202. 
B. 26. 2. 69. L. 80. 240. Ä 


12. & liegt die wirkliche Zufage der Samtverbinblichkeit, 
dem Gläubiger gegenüber, in dem Gedinge, wodurch zwei Glaͤu⸗ 
biger, welche ſich in einer und derſelben Urkunde verbindlich 
machen, 'einen Verzicht auf die Rechtswohlthat der Theilung und 
Vorausklage erklaͤren, obwohl ſie ſich darauf beſchraͤnken, zu ſa⸗ 
KR, ; u fe EM gem einfhaftlich verpflihten. Grenoble. 


* 2 ‚von zwei Verkäufern gemeinfchaftlih uͤbernom⸗ 
mene Verpflichtung, den Strich von Pfandeinträgen auf einer 
verkauften Liegenfhaft zu veranlaffen, ift ihrer Natur nad une 
theilbar und famtverbindlih; — es genuͤgt nicht, daß einer der 
Verkaͤufer den Strich der Haͤlfte aller Eintraͤge veranfaffen wuͤrde. 
Paris, S. 29. 2. 323 L. 85. 125. 

- 414. Wenn mehrere Perfonen eine Sahe verkauft haben, 
die ihnen gemeinfchaftlih, aber zu ungleichen Theilen zugehört, 
fo werden fie nicht als famtverbindliche Verkäufer angefehen. — 
Die Vermuthung ift dafür, daß jeder ee ns nur für 
feinen Antheil verpflichtet habe. Colmar. S. 12. 

15. Eben fo in dem Falle, wo die a Car meh« 
teren a und zu gleichen Theilen zugehörte. Rennes. 

16. Die Verwalter der Wohlthätigkeitsanftalten find I 
— on ihrer Gefhäftsführung ſamtverbindlich. Brüffel. S 


17. Eben fo bie fürforglichen Verwalter einer Gantmaffe, 

ruͤckſi * ihrer — EC H. Vw. Poitiers. S. 14. 
1.57. D. 12. 1. 149. L. 40. 529. 
19. Die dene: Zufage zweier Ehegatten, zum 
Ruͤckerſatz einer Summe durch die Erben des laͤngſt — 
ſchließt DEN eine Samtverbindlichkeit in ſich. C. 9.8 w. 
Colmar. S. 16. 1. 318. L. 42. 289. 

20. Die — ſind zur Zahlung der Abgaben wegen des 
 Eigenthumsüberganges famtverbindfich, Eaſſ. Villefranche. 8. 
6. 2. 656. 

21. Wenn mehrere Perfonen einen Notär zu Fertigung 
einer Arbeit beauftragt haben, welche zu ihrem gemeinfcaftlichen 
Vortheil gereicht, fo find fie zur Zahlung der gefeglichen oder 
herfömmlichen Gebühren famtverbindlih. Es kommt nicht darauf 
an, daß biefe Perfonen Miterben find, und die vorzunehmende 
Arbeit eine Erbſchaftsliquidation iſt. Es verhält ſich hier, wie 
in dem Falle, two mehrere einem von ihnen gemeinfchaftlich bes 
ſtellten Gewalthaber. eine Belohnung — haben. Caſſ. 
Paris, S. 12. 1. 198. D. 10. 1. 216. L. 33, 71.—E; H. Bw, 


17* 


1202. 


1203. 
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Gtay. 5 15. 1. 94 D. 12. 591. 1,42. 178. (Art. 1222. Nr, 


2. d. 8.) 

a = Art, 205. 318. 870. 873. 1222. 1442. 1487. 1887. 
200%: C.’. — 22 27. 28. 140. C. comm. 

(22) Der Afterkäufer eines Theils einer vom Käufer dem 
urſpruͤnglichen Verkäufer nicht bezahlten Liegenſchaft haftet, mit 
den Afterfäufern der übrigen Theile diefer Liegenfchaft, dem Ver: 
kaͤufer als Samtfchuldner für die Zahlung des Kauffchillinge, 
da diefe Zahlung, obwohl ihrer Natur nach theilbar, doch keinem 
theilweifen Bollzugsverfahren unterliegen darf, E.H Bw. Aix. 
J. 19. S. 1835. 1. 311. f. Art. 1200. 1218. 2168. a 

(23) : Die Verurtheilung zum NRüderfag wegen Betruges 
BR Gefährde kann gegen jeden Genoffen des Betruges famts 
verbindlich ausgefprochen werden. — Insbeſondere fönnen meh: 
tere Gewalthaber, die durch einen in der Folge wegen Betruges 
und Gefaͤhrde für ungültig erklärten Auftrag beftellt wurden, 
famtverbindfich verurtheilt werden, dem Gemaltgeber die Sum: 
men zu erfegen,, die fie unter dem Titel eines Gehaltes bezogen 
baden. G. H. Bw. Rennes. R. G. 1837. 1. 889. — f. Art. 
1222. 1995. 1999. 

(24) Wer zur Herausgabe einer Sache perfönlich gehalten 
ift, hat Feine Befugniß, ſich darüber zu befchweren, daß er 
famtverbindlih mit andern Perfonen zur Herausgabe verustheilt 
worden. E. H. Bw. Dijon. R. G. 1837. 1. 964. 

1. Der Gläubiger einer Schuldurfunde,, für welche meh— 
rere Miterben famtverbindlich find, kann nach Gutbefinden einen 
oder ‚mehrere unter ihnen belangen, ohne gehalten zu ſeyn, die 
andern beizuladen. — Diefe £önnen zum Rechtsſtreit interveni— 
ren, ſie ſind aber nicht befugt, Nichtigkeit des Verfahrens 
anzutcagen. Bordeaur. 8. 30. 2. 

2: Obwohl dem Gläubiger. Samtfchuld erlaubt ift, 
feine Forderung unter alle Mitfchuldner zu vertheilen, und von 
jedem feinen betreffenden Antheil zu fordern, fo fällt doch diefe 
Befugniß hinweg, fo bald einer der Schuldner ſich zur Zahlung 
der ganzen Summe erbietet. — Es fommt nicht darauf an, daß 
der Gläubiger ein wirkliches Intereſſe dabei hatte, feine Hypo— 
thefforberung zu heilen... Sein Intereffe muß dem en des 
ee nachftehen. :&. H: Vo. Bordeaur. 8. 27. 1. 378. 

..25. 173. L. 79. 312. — 8. % 2. 171. L. 74. 487. 

3 Die Weigerung. einiger. Betheiligten, eine öffentliche 
Urkunde zu unterzeichnen, worin fie. fi mit andern, bereite: uns 
texzeichneten, famtverbindlicd erklären, macht. die Urfunde nichtig, 
felbft in. Betreff derjenigen , : welche unterzeichnet. haben, wenn 
anders vom ihter Seite feine entgegengefegte Abficht an ben Tag 
gelegt worden iſt. — Die unterzeichneten Betheiligten koͤnnen 
auf keine Weiſe angehalten werden, den Inhalt der Urkunde zu 
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vollziehen , unter Vorwande, ae fie fi famtverbinblich 
gemacht hätten. E. H. Vw. Meg. 5. 32. 1. 492. *) 

f. Art. 873. 1293. 2021. as. 2037. 

f Art. 1146. 1232. 

f. Art 1199. 2249. **) 

f. Art. 1139. 1153. 

Wenn zwei Perfonen famtverbindlih und durch Verſaͤu—⸗ 
mungserfenntniß zur Zahlung einer beftimmten Summe. ver: 
uetheilt worden find, und eine berfelben in höherem Rechtszug 
ein Erfenntniß erwirkt, welches binfichtlidh ihrer die Verurthei— 
lung zur Samtverbindlichfeit aufhebt, fo Fann ber andere Mit- 
verbindfiche ſich nicht auf dieſe Aufhebung berufen , befonderg 
dann , wenn, auf die Appellation dieſes Mitverbindlichen gegen 
das nämliche Verſaͤumungserkenntniß, ein die urfprüngliche Ver— 
urtheilung beftätigendes Erkenntniß binzugelommen ift. C. 9. 
Vw. Dijon. S. 27. 1. 106. ***) 

f. Art. 1284. 1285. 1294. 1365. 

f. Art. 1300. 1301. ****) 

Die Loszählung, welche der Gläubiger einem von mehreren 
Mitfhuldnern zugefteht, hat ihre Wirkung nur für den perſoͤn⸗ 
lihen Antheil des Schuldners, obwohl er die ganze Zahlung der 
Schuld durh einen zwifchen ihm und den andern Schuldnern, 
aber ohne MWiffen und ohne Mitwirkung des Gläubigers, Über: 
nommen hat. — Folglih behält auch in diefem Falle der Glaͤu— 
biger feine Samtklage gegen die nicht Iosgezählten Schuldner: 
und wenn diefe, nachdem fie in Folge gerichtlicher Einfchreitung 
bezahlt haben, gegen den losgezaͤhlten Schuldner den Rüdgriff 
nehmen , fo hat dieſer Schuldner feinerfeits keine Klage gegem 
den Gläubiger, Paris. S. 7. 2. 1209. L. 21. 23. 

f. Art. 205. Nr. 1. ff. 1208. +) 

+ Samtſchuldner eoncureiren —— rata, wenn nichts anderes aus: 

gemacht if. Hohnh. I 

1. Die Bellimmung — Artikels hat keine Anwendung 
auf den dritten Inhaber einer Liegenſchaft, welche der Bezahlung 
einer Samtſchuld unterworfen ‚it. Wenn diefer die ganze Schuld 
bezahle, fo bleibt ibm der Nüdgriff für das Ganze gegen jeden 
einzelnen, bie zue Zahlung verpflichtet waren. ©. H. Bmw. 
Amiens. S. 16. 1. 436. D. 14. 1. 302. 

f. Art. 875. 876. 1431. 





) Ein Samtfchuldner hat Feine Einrede der Theilung, noch we— 
niger die Vorausklage. Brauer V, 227. 
*) Zrefurt. 24. $: > 2). 
) Qrefurt. 240. $. 256. $. 268. N. — Perſoͤnliche Ein⸗ 
reden. Brauer V. * 
****) Befreiung ber Mitſamtſchuldner. Brauer V. 227. 
+) Zrefurt 375, $. 434, 1). — Samtfchulbner, Brauer V. 226. 


1209. 
1210. 


1213. 


1214. 


1214. 


1217. 
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(2). Der Gläubiger, dem ein famtverbindlicher Mitkäufer 
ein Unterpfand auf bie von ihm gekauften Liegenfchaften beftellt 
hat, melde mit Altern Pfandrechten auf den Namen des Ver— 
kaͤufers belaftet waren, erwirbt, duch die Zahlung diefer Gläu- 
biger, die durch Art. 1251, verliehene Subrogation, und kann 
ſonach Eraft dieſer Tegtern die Samtklage anftellen, welche den 
Gläubigern gegen die übrigen Mitkäufer zuftand; er ift nicht 
gehalten, feine Anfprüche gegen jeden diefer Mitkäufer zu theis 
Ien, wie es fein Schuldner hätte thun müffen, falls biefer 
feibft bezahlt hätte. EC H. Vw. Colmar. R. G. 1837. 1. 59. 
— ſ. Art. 1251. 

+ R. 8. Beitrag zur Erläuterung des 2. ©, 1214. Annalen II.87. 


Fünfter Abfchnitt. 


Bon theilbaren und untheilbaren Berbinbdlichfeiten. *) 


2. Der Grundfag der Theilbarkeit ift aud auf Klagen 
anwendbar, womit Liegenfchaften in Anfpruh genommen werben, 
welche ihrer Natur nah der Theilung empfänglich find. Caſſ. 
Rennes. S. 11. 1. 143. D. 9. 1. 117. L. 30. 1. — Caff. 
Amiens. J. 19. S. 1835. 1. 664. 

3. Eine Rentein Brodfruͤchten, als Preis eines untheilbaren 
—— kann getheilt werden. Caſſ. S. 20. 1. 486. D. 

4. Der Verkäufer, welcher nicht ‚mehr befugt iſt, eine 
Auflöfungsklage auf einen Theil der von ihm verkauften Liegen- 
ſchaften anzuftellen,, weil diefelben unwiderruflich in britte Hand 
übergegangen find, Fann gleichwohl jene Klage noch in Betreff 
der andern Liegenfhaften anftelen,, welche ihm noch erreihbar 
find. — Bier ift keine Verlegung der Regeln Über die Untheil- 
barkeit der Verträge. C. H. Bw. Riom. S. 27. 1. 273. D. 
25. 1. 224. L 78. 427. | j 

5. Ungültigeeit eines Vertrages ift theilbar in dem Sinne, 
daß der Vertrag, welcher unter Parteien, die in Eeiner gegen- 
feitigen Rechtsverbindlichkeit ftehen, ungültig ift, unter Parteien 
gelten kann, binfichtlich deren ein gemeinfchaftliches Rechtsver— 
haͤltniß vorhanden ift; es genügt, daß das Intereſſe der Par: 


teien der Natur oder dem Werthe nach theilbar fey. Caſſ. Paris. 


S. 20. 1. 73. D. 17. 1. 586. L. 57. 401 = 
6. Ein Sciedsvertrag, obwohl auf verfchiedene Gegen- 
ftände gerichtet, ift untheilbar, und Tann nicht für den einen 
Begenftand gelten, wenn er binfichtlih des andern nichtig iſt. 
Montpellier. S. 26. 2. 191. L. 76, 441. Dr 
7. In Erbvertheilungsfachen, wenn die zu theilenden Ver: 
mögensftüde theilbar find, kommt die dem Minderjährigen bes 


) Zheilbare — untheilbare Verbindlichkeiten. Zachar. II. 301.— 
Brauer VI, 104. | 


Don. ben verfchiedenen Gattungen der Werbinblichkeiten. 263 


willigte Wieberherftellung ‚dem Großjährigen nicht zu ſtatten. — 1247 
Mit andern Werten: es gibt Feine unbebingte Untheilbarkeit ber 
Erbvertheilung an fi , fo daß dieſe jederzeit im Ganzen aufs 
recht. erhalten, oder im Ganzen aufgehoben werben müßte, Gaff. 
Genua. 8. 14. 1. 117. L. 4. 

f. Art. 840. Ne. 3. 1220. 1668. 2249. 

1. Der allgemeine Grundfag, welcher bie vom Erblaffer 1218. 
übernommenen Verbindlichkeiten für theilbar unter den Erben 
erklärt, fälle hinweg, wenn die Verbindlichkeit im Wege der 
Einrede entgegen gehalten wird: Mithin ift die Waͤhrſchaftsver⸗ 
bindlichkeit, welhe aus dem Verkauf einer Liegenfchaft hervors 
geht,  untheilbar, wenn fie im: Wege ber Einrede gegen bie 
Klage’ eines der Erben des Verkäufers, auf Wiederzueignung- der 
verkauften —— geltend gemacht wird. G. H. Vw. Caen. 
8. 11..1. 188. D 9. 1. 684. L. 30. 49, | Zr 

f. 1627. : . 

(2): Dowohl eine Erbſchaft eine ihrer Natur nach theil⸗ 
bare Sache iſt, ſo iſt doch die Verpflichtung der Erben, die 
Handlungen ihres Rechtsvorfahrers zu vertreten, untheilbar in 
dem Sinne, daß jeder von ihnen fuͤrs Ganze gehalten iſt, die 
Wirkungen der vom gemeinſchaftlichen Rechtsvorfahrer geſchloſſe⸗ 
nen Vergleiche auf ſich zu nehmen, insbeſondere eines Mer: 
gleiches, deffen Gegenftand die Auslieferung eines Vermaͤcht⸗ 
niffes, ober ar Seftfenung einer zu sahlenden Summe gemwefen 
if. Caſſ. Riom. J. 19. S. 1835. 1. 706. *) 


f. 1197. Nr. 1. 1200. 1222. 1219. 
6. IL 
Don der Wirkung theilbarer Berbinlichheiten 
ſ. Art. 870. 873. 1939. 2083. **) | 1220. 


+9 Dorberm ungen und Schulden amifcen * „um Rechtöfolgern 
1 gar — und getheilt. Hohnh. 
F. über. eine Looſung, mo die —— waͤh⸗ 
rend des Streited über die Zuläffigkeit der Loofung unmöglich 
- wurden. — = hin entfchieden, daß die Looſung nicht ftatt finde. 
Annalen I 
f. Art. 1200, 1202. 1221. 
(2) Aus der Zufage eines Unterpfandsrechtes auf fein 
ganze Vermögen, . weiche ein Schuldner zum Vortheil feines 


| ») Einheit und Untheitbarteit einer nach und nach durch Einkauf 
auf Borg und Rechnung entftandenen Schuld. Brauer V. 9. 


= a gegen einen und benfelben Schuldner, Brauer 


D6A Won: ben verfchiebenen Gattungen der Verbindlichkeiten 


41221. Gtäubigers macht, kann man: nicht folgern , daß die Abſicht der 


1222, 


Parteien geweſen fey, daß die Schuld theilmeife ‚bezahlt werben 
dürfe; die Erben des Schuldners find daher, diefer Bufage uns 
geachtet, ein jeder nur im Verhaͤltniß feines Antheils an ber 
Erbfhaft, zur Schuld beizutragen aehalten. Bourges. R. G. 
1833. 2. 641.) — f. Art. 878. Nr. 5. 


| 6. I | 
Von’ der Wirkung untheilbarer Verbindlichkeiten. 


1. Die Samtverbindlichkeit findet: kraft Gefeges, und ohne 
Verabredung, ſtatt zwiſchen Gefelfchaftern, die. nicht Hanbelsleute 
find, für ein untheilbares Gefchäft, als 3 B. die Vertreibung 
einer Mühle, wenn auch. feine Samtverbindlichkeit bedungen 
worden iſt. Brüffel. S. 12. 2 366. L. 31. 130. 

3. Die den bloßen Eigenthbümern eines Hauſes auferlegte 
Verbindlichkeit, die. Hauptausbefferungen vorzunehmen, muß als 
untheilbar betrachtet werden, mithin kann die Verurtheilung, 
die Ausbefferungen zu: bewirken , felbft die fchen gemachten zu 
bezahlen, und die Koften des Rechtsſtreites zu tragen, als Samt: 
fhuld aller Mitverpflichteten ausgefprochen werden. E. H. Vw. 
S. 25. 1. 385. D. 23, 1. 133. L. 73. 480. 

6. Wenn ein Urtheil die Zahlung einer Schuld ausfpricht, 
unter Auferlegung des Unwiffenheitseides an die Erben des 
Gläubigers, daß die Zahlung an ihren Rechtsvorfahter geſchehan 
fey, fo kann die Weigerung eines Erbengegen acht den andern 
nicht die Rechtswohlthat des Urtheils entziehen, zumal wenn die 
Weigerung durch befondere Motive, und durch ein perfönliches 
Intereſſe des Wermweigernden begründet erfcheint.‘ Colmar, 8. 


20. 2. 413. D. 19. 2. 9, 


8. In untheilbaren Sachen kommt: die von einem Samt: 
ſchuldner eingelegte Appellation, und das Erkenntniß, welches in 
Folge der Appellation ergehen mag, den andern Samtfchuld: 
nern zu flatten, obwohl fie an der Appellation nicht Theil genom: 
men haben. — Diefe Regel ift aud auf den Fall. anwendbar, 
wenn die nicht appellivenden Mitfhuldner nur: die Eigenfchaft 
von Vorfichtserben haben ; man kann nicht. behaupten, daß diefe 
Erben nicht als Samtfhuldner betrachtet werden dürfen, meil 
fie nicht ‚perfonlih verbunden find. EC. H. Vw. Caen. 8. 
30. 1. 64. 

9, Wenn bei der Verpachtung einer untheilbaren Liegen: 
[haft die Verpächter fich die Befugniß vorbehalten haben, zu 





\ *) Pfandklage mehrerer Erben. Brauer VI. 106. 


. I 
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einem beſtimmten Zeitpunkte vom Pachtwertrage abzugehen, fo 
Eann ein. jeder der MWerpächter den Vollzug dieſes Gebinges im 
gemeinfhaftlihen Intereffe verlangen, — Die: zu dem Ende von 
einem . einzigen der Verpaͤchter ausgegangene Aufkuͤndigung ift 
daher gültig, zumal wenn’ ihr: von den andern fein Widerfpruch 


1222. 


Kur en geſetzt wird, und wenn außerdem derjenige, welcher die 


fkuͤndigung erlaffen hat , gewöhnlich  al8 : bexen — 
F Pächter: gegenüber handelte, Douai. B. W. 2. 221. 
- fı Art. 870. 4197. 1200. 1202. 1206 ff: 1219. 1232, 
1668. 2083. 2114. 2249. 


(10) Die von zwei Perfonen gemeinfchaftlich übernommene 


Verpflichtung, einem Dritten Schriften und Urkunden, gegen 
eine bei Abfchliefung des Vertrages empfangene Summe aus: 
zufolgen , iſt ihrer Natur nad) untheilbar, und madıt die beiden 


Uebernehmer famtverbindlid ,, entweder zu. Derausgabe der Uns 


kunden, ‚ober zur Rüdbezaplung der ganzen empfangenen Summe, 
auch wenn fie diefelbe getrennt zu ungleihen Theilen erhalten 
haben ſollten. Bordeaux. J. 19. S. 1834 2.:580 

(11) Die Gantanwälte (Syndies):: felbft die endgültig be= 
ftellten, find den Gläubigern famtverbindlich für ‚die -Ent- 
fhädigungen, wegen eines bei ihrer Gefhäftsführung begangenen 
gröblichen Verſehens verantwortlih. : E. H. Vw. Paris. R. G. 
1837. 1 994. *) — f. Art. 1202, -1995,:; 

Die von Jemand übernommene Verbindlichkeit, Schieds⸗ 
richter uͤber die Streitigkeiten zu ernennen, die ſich zwiſchen ihm 
und einem Dritten ergeben moͤchten, geht — auf ‚feine 
Erben über. . Bordeaur. 8S. 29. 2, 342. D. 27. 2. 216. **)) 

f. Art. 802. 872. ff. 2er w 

f. Art. 1197, 1210. 1670. 1939. — 
Art. 1203. 1670. *** 


Sechster Abfehnitt, 


Bon Berbinblichfeiten unter — 


ſ Aut. 1146. 1152. 2047. 
1) Das in einem — Me den geu brrabrebee 


— 11 


*) Samtverbindlichkeit findet beim Geben einer ‚mangelhaften 
Sache nicht ftatt, außer beim Klumpenkauf und bei untheilbas 
ren Sachen. Brauer V. 193. 
**) Strafe und Erfüllung A wenn ſie kraft — ge⸗ 
rdert werben. Brauer V. 
*) Trefurt 499 
ars) Theilbarkeit der Semäßrteiftung. Brauer VI. 107. 


1223. 


1226. 


1227. 


129. 
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Sträfgebinge, wo eine der Parteien benfelben anfechten follte, 
wird nicht durch eine bloße Klage auf Berichtigung wegen Rech⸗ 
fungsirrungen verwirkt, obgleich dieſe Klage verworfen wurde, 
werin die Partei in gutem. Glauben gehandelt hat. Baftia. 
R. 'G. 1837.:2. 448. *) — f. Art. 2058. 

2. Der Berkäufer einer zur Erbfhaft einer noch lebenden 
Perſon gehörigen Liegenfhaft, wenn er fih auf den Fall ber 
Seichterfälluig einem Strafgebinge unterworfen, kann letzterem 
fi nicht entziehen ;- wenn ſchon ber Vetkauf an ſich ungültig 
fepn follte, wenn nur dem Käufer nicht bekannt geweſen iſt, 
daß der Werkaufsgegenftand nicht Eigenthum des Verkäufers 
war, €. 9. Vw. Caen. S. W. 1. 15. *) | 

f. Art. 2047. A Ä 
4. Wenn’ ein Schuldner fid) anheifhig gemacht Hat, bas 
Kapital in dem Falle abzutragen, wenn er nicht zu einem bes 
ftimmten Beitpunkte die Binfen bezahlen würde, fo macht die 
unterbliebene Zahlung der Zinfen am beflimmten Ziele dad Kas 
pital nicht kraft Gefeges fällig. — Der Gläubiger muß fih an 
den Richter wenden, um den Vertrag in Vollzug fegen zu laſſen. 
Brüffel. S. 10. 2. 567. 

(3) Iſt der Art. 1230. welcher bei Verträgen mit 
Strafgedinge die Strafe erft dann für verwirkt erffärt, wenn 


‚ ber fhuldige Theil in Berzug ift, fo zu verftehen, daß der 


1231. 


Verzug fhon aus der bloßen Thatſache der Nichterfüllung her: 
vorgehe, oder aus einer Setzung in Verzug, als Folge einer uns 
berucfichtet gebliebenen Aufforderung zur Erfüllung? — Nik 
entfchieden. €. H. Bw. Paris. J. 19. S. 1835. 1. 216. — 

(3) b. ine Uebereinkunft, worin ein Theil fich verbindlich 
macht, an einem beflimmten Ziel eine Sache zu liefern, wofür 
er den Preis erhalten hat, und in Ermangelung ber Lieferung 
die Zinfen zu bezahlen, begründet nicht wefentlich eine Verpflich⸗ 
tung mit Strafgedinge; eine ſolche Uebereinkunft kann auch 
nur als ein einfaches Zinsverfprechen angefehen werden, welches 
den Schuldner zur Zinszahlung verbindlich macht, ohne daß ers 
forderlich wäre, ihm vorher wegen Erfüllung ber Hauptverbind« 
lichkeit in Verzug zu ſetzen. Ebend. | 

Die Strafgedinge in den Verträgen gelten als androhend, 
ſelbſt wenn bedungen worden ift, daß fie nicht ald androhend 
gelten follten ; fie haben erft dann Wirkung, wenn durch Urtheil 





*) Strafgedinge. Zachar. II. 310. n 


) Strafgedinge find nichtig, ſobald die Hauptverbindlichkein nichtig 
iſt. — unterſchied zwiſchen ungültigen und nicht klagbaren 
Verbindlichkeiten. Brauer V. 115. a 
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m on — iſt. Caſſ. Agen. 8. 17. 1. 311, D. 
1. 203. L. 48. 321.9) — f. Art. 115%. 


*) 193fa, 


f. Art. 1205. 1222. ***) | 
+ Eonventionalftrafen geben auf Erben über. Hohnh. VI. 245. f. 
f. Art. 1220. f. Art. 1152. 


Fünftes Kapitel. 
Bon Erlöfchung der Berbindlichkeiten. ****) 


1233. 


1. Wenn ein Schuldner unbeflimmter Summen feinem 1234. 


Gläubiger eine Anweifung auf einen Dritten zuftellt, befagend: 
„zur Ausgleihung der ganzen Rechnung,” fo gilt die Annahme 
der Anmweifung und der Empfang der Summe ‚nicht ale „Quit⸗ 
tung zur Ausgleihung der ganzen Rechnung,” wenn das eine 
oder andere nidit von Seiten des Gläubi:ers ſelbſt gefhah, der 
den Betrag feiner Forderung Fannte, fondern von Seiten eines 
Bevollmächtigten, der gar wohl nur die betreffende Summe 
darunter verftchen fann. — In diefem Fall ift es erlaubt, in 
der quittirten Anmeifung feine endgültige, ee nur eine 
Abfchlagsbefcheinigung zu fehen. € H. Vw. S. 231.1. 125. 
D. 19. 1. 47. L. 59. 502. | 


2. Die Gefelfhafter einer Handelsniederlaffung , obwohl 
für das Ganze ihres Gefellfchafts = und perfönlichen (oder nicht 
Gefellfhafts:) Vermögens verpflichtet, haben doch nur Verpflich⸗ 
tung aus dem Titel ber Geſellſchaft. — Wenn daher die Ger 
ſellſchaft zahlungsunfaͤhig ‚ und jenen durch Vergleich ein 
Nachlaß in der Eigenfhaft als Gefellfhafter gegeben wird, 
fo befreit diefer Nachlaß fie eben fo wohl in Beziehung ihres 
perfönlichen, als ihres Geſellſchaftsvermoͤgens. — Und man kann 
nicht fagen, daß zu dieſer Befreiung bie Gtäubiger auf das per⸗ 
fönliche Vermögen hätten verzichten muͤſſen; im Gegentheil zieht 
vielmiehr der Nachlaß jenen Verziht nad) fidy, in Ermangelung 


*) Zrefurt 246. $. 49a. — Bei bedungenen Strafen findet rich⸗ 
terliche Mäßigung wegen theilweife erfüllter Verbindlichkeit 
flatt. Brauer V. 106. 115. 


“) Trefurt 246. $. 249. b.c. — Schuldloſe unmoͤglichkeit der Er⸗ 
fuͤllung befreit von der Strafe. Brauer V. 115. 


a**) Straf-⸗ und Schadensklagen gegen Erben. Brauer VI. 108. 
“ne, Wie Verbindlichkeiten erloͤſchen im Allgemeinen, Sachar. II.314. 


12348 


1235, 


8. WWon Erloͤſchung der Verbindlichkeiten. 


eines Vorbehalts des Gegentheils. Caſſ. Paris. S. 18. 1, 
D. 16. 1. 34% L. 52. 65. — 5: 17. 2. 365*) 5 
PR: i 


Erfter Abſchnitt. 


Bon der Zahlung. 


BE 
Von der Bahlung überhaupt. 


4. . Diefer Artikel ift nicht auf den Fall anwendbar, mo 
die Zahlung nur aus Rechtsirrthum durch eine großjährige Pers 
fon gefchehen ift, welcher freie Verfuͤgungsgewalt Über ihr Ber: 


mögen zuftand. Meg. S. 7. 2. 941. L. 19. 346 | 
2.. Wer ein proteftirtes Handelspapier rüderftattet, ohne 
wahrzunehmen, daß der Proteft unguͤltig, und in deffen Folge 
jede Klage auf Gemwährleiftung erlofchen ift, muß feine eigene 
Unvorfichtigkeit fich zufchreiben , und kann die Ruͤckgabe des be: 
zahlten nicht verlangen; er hat Feine Nichtſchuld bezahlt, fondern 
nur auf eine Einrede verzichtet. Caſſ. Condéè fur Noireau. S. 
15. 1. 1%. L. 44. 124. — Caſſ. Rouen. R. G. 1833. 1. 
639. — f. Art. 1376. C. ec. — Xrt. 140. C. comm. | 
3. Der MWertherftatter, welher einen demnädhft als falſch 
erkannten MWechfel bezahlt hat, Fann deffen Betrag. vom Inhaber 
zurüdfordern, obwohl diefer in gutem Glauben gewefen if, Bor: 
deaur. S. 28. 2. 223. D. 26. 2. 160. — f. Art. 1377. 
. Wenn der Preis einer Liegenfchaft freiwillig an bie 
Handfchriftsgläubiger des Verkäufers zum Nachtheil der Untere 
pfandsgläubiger bezahlt worden ift, fo findet nicht gegen die Hand» 
fhriftgläubiger Rückforderung ſtatt, wie im Falle der Zahlung 
einer Nichtſchuld, vorbehaltlich des Rüdgriffes der Pfandgläubiz 
ger gegen wen Rechtens. G. H. Vw. S. 2 1. 333. D. 20. 
1, ar L. 63. 542. — €. 9. Bw. Paris. J. 19. S. 1835. 





*) Wie Vertragsverbindlichkeiten insbefondere erloͤſchen. Zachar. 
II. 248. Brauer V. 204. — Ruͤckgaͤngig gemachte Vertraͤge. 
—— VI. 109. — Der Tod als Erlöfhungsart. Brauer 


9) Trefurt 246. $. 250. — Umftände eines Rechtsverhältniffes 
Brauer V. 119. f. — Widerruf wegen geänderter Umftände. 
Brauer V. 992, 
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9. Die: Zahlung: einer nicht fhuldigen Rente kann: keinen 
— geben , diefelbe abermals zu fordern. Nismes. S 
2 


12. Eine Privaturkunde, welde die Ausfolgung eitet 
Rentein Brodfrüchten von Seiten der Erben, zu Gunften der Haus; 
bälterin des Erblaffers, als Belohnung ihrer Dienfte enthält, 
kann von den Erben nicht angefochten werden, wenn fie diefelbe 
in Vollzug: gefegt haben. Colmar, S 9. 2. 161. 

15. Wer ein von der Ehre, ber Schicklichkeit oder kindli⸗ 
chen Ehrfurcht gebotenes Opfer gebracht hat, erfuͤllt eine natuͤr⸗ 
liche Verbindlichkeit; das Geſetz ſieht nicht eine reine ae 
keit in Diefer —— C. H. Bw. St. Nrieix. 8. 15. 1; 
10. D. 12. 1.. 447. L. 41. 44. 

16. Der Art. 1235. hat Anwendbarkeit auf’ den Salt, wo 


1235. 


e8 fih von Summen handelt, welche zur Ernaͤhrung, Kleidung F— 


und Erziehung eines. natürlichen Kindes. verwendet wurden. — 
In diefem- Falle kann die, Einrede vorgetragen werben, ohne daß es 
erforderlich wäre, durch eine. öffentliche Anerdennungsurkunde zu be⸗ 
mweifen, daß der Kläger wirklich der Water des Kindes: fey , für 
welches die Summen. bezahlt worden: find. Paris. S. 26. 2. 24. 

17. Der Erbe, den der Exblaffer ausdrüclic aufgefordert 
bat, für ihn einige wohlthaͤtige Abfichten zu erfüllen, ift zu dies 
fer Erfüllung natürlich verpflichtet, und. es ſteht ihm . feine: bi: 
gersechtliche Klage gegen die von — geſchehene Erfuͤllung — 
— — zu. CD. Bm. Orleans 8. 27.1 
139: D. 24. 1. 127. L. 75. 218. ® 

ſ. Art, 1131: 1133. Nr. 19. 1376... 1377. 1906. 1967. 


+ Beweis der Sablung , — — der indirekte durch Dem: 
thungen. Hohnh. I 

1. Ein Gläubiger, — ſeinen Schuldner belangt, — 

gegen ſeinen Willen von einem Dritten, der im Namen und 

zut Befreiung des Schuldners handelt, abgefunden werden, 


felbſt wenn der Dritte kein Intereſſe an ber Zahlung der Schuld. 


hat. — Wenn trog des baaren Zahlungserbietens der Gläubiger 
fein Verfahren‘ — iſt ee Schadenserſatz verpflichtet. 
Paris. S. 6. 2. 228 55 


2. Wennein ——— Dritter die Entlaſtung eines Schuld⸗ 


ners von einer Verbindlichkeit bewirken will, ſo muß er in deſſen 
Namen die Zahlung oder baares Zahlungserbieten leiſten; wenn 
er jedoch erklärt, daß eines oder das andere aus feinen eigenen 


*) Bon der Bahlung-- Zachar. an 316. — Theilberbinduchteit der 
urtheile. Brauer VI. 110. X 


1236. 
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Mitteln: gefchehe, und förmlihe Subrogation in die Rechte 
des Gläubigers begehrt, fo ift die Zahlung oder das IZahlungs⸗ 
erbieten — C. H. Vw. Rouen. 8. 13. 1. 354. D. 
11. 41. 411. e FD 

3. Die im Art. 1236. dem Dritten zugeſtandene Befugs 
niß, im Namen des Schuldners eine Verbindlichkeit zu erfüllen, 
hat nicht ftatt, wenn bie Zahlung dem Gläubiger nachtheilig ift, 
wenn das Recht, bdeffen der Schuldner entlaftet werden fol, 
mit irgend einem andern Rechte, Klage oder Einrede in Verbin: 
dung fteht, welche der Gläubiger nicht beibehalten würde, wenn 
er die von dem Dritten anerbotene Zahlung annaͤhme. Paris. 
S. 15. 2 235. D. 13. 2. 109. L. 40. 502. *) — f. At. 1119. 
1249. 2014. 2029. C. c. — 85. 158. C. comm. | 

f. Art. 1763. 

fe Art, 12335. Nr. 3. 4. 1376. **) 

1. Die Zahlung einer Tiegenfchaftlihen Schuld zu Gunften 
einer unabgetheilten Erbſchaft ift ungültig fürs Ganze, wenn 
fie an einen Vormund gefchahb, und einer der Miterben die 
Minderjährigkeit überfchritten hatte. Poitiers. S. 2. 2. 197. 

. 2... Der zur Einklagung der Auslieferung eines Vermaͤcht— 
niffes für feinen Minderjährigen ermächtigte Wormund ift eben 
dadurch auch ermächtigt, dem Betrag des Vermaͤchtniſſes einzus 
ziehen. Paris. S. 3. 2. 283. L. 5. 284: — f. Art.£450. Ä 

3. Natürliche Kinder, welche ohne Widerſpruch als Erben 
ihres Vaters auftreten, haben genügende Rechtseigenfchaft, die 
Schuldner der DVerlaffenfhaft zu belangen. — Sie find nicht 
gehalten, fidy vorher duch die Verwandten, die durch fie ausge: 
fhloffen werden, anerfennen zu laffen. Paris. S. 2.2,.150. — 
Paris. S. 4. 2. 329. L. 8. 373. (Art. 1240. Ne: 4. dv. O) 

9. Die, in einem Zahlungsbefehle gefchehene Wahl eines 


Wohnſitzes enthält nicht für die Perlon, bei welcher der Wohn: 


fig erwählt wurde, eine VBolmaht zum Empfang und zue Be: 
fheinigung der dem Gläubiger gebührenden Summe. C. H. Vw. 
Uzes. S. 5. 2. 233. D. 3. 1. 126. GR — 

6. Der Schuldner einer faͤlligen Summe kann dem Ge— 
walthaber des Glaͤubigers, der zu deren Empfang ſich meldet, 
nicht entgegenſetzen, daß ſeine Vollmacht wegen Wahnſinnes des 
Gewaltgebers unguͤltig ſey, wenn dieſer keiner Entmuͤndigung 
unterliegt. Paris. S. 15. 2. 83. L. 42, 530.. —— 


) Bon der Bedingung der Gültigkeit einer Zahlung: — von dem 
welcher die Zahlung leifte. Zadar. II. 316. — Zahlung zur 
Befreiung bes wahren Schuldners, die durch Dritte gefcieht. 
Brauer V. 89. 90. 

9) Trefurt 247. 8. 252. 261: $. 284. 1). — Unterfchied / ob eine 
entwährte Sache Gegenftand der Berbindlichkeit ober der Zah⸗ 
lung war. Brauer V. 181. 
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7. Die geſchehene Zuftellung einer Verweiſungsurkunde 
{boördereau de collocation) und die vom Anwalte des Gläubi: 
gers dern Schuldner gegebene Quittung, begründen nicht gend: 
gend die Befreiung des Schuldners, wenn der Gläubiger widers 
fpriht , die feinem Anwalt gemachte Zahlung erhalten zu has 
ben, und das Gegentheil nicht bewieſen ift; in diefem Falle 
kann der Anwalt nit als Bewalthaber feines: Klienten be: 
teachtet werben. - Caſſ. Uzes. S..28. 1. 308, D..26. 1: eh 
L. 83. 467. 


8. Da ber Schuldner im Allgemeinen nur eine befreiende 
Quittung für die Bezahlung feiner Schuld zu fordern hat, fo 
folgt hieraus, daß er nicht befugt ſey, den Umfang der Voll⸗ 
macht derjenigen Perfon zu unterfuchen , welche zum: Empfange 
der Schuld erfheint, wenn der Umfang jener. Vollmacht vom 
Gerichte beſtimmt worden if. — Er kann folglich die Berichti« 
gung feine Schuld in die Hände eines feinem (abmefenden) 


1239. 


Glaͤubiger ernannten Pflegers nicht verweigern , unter dem: Vor ,.. 
wande, daß das Gefeg die Pfleger in dieſer Eigenſchaft nich 


zur Erhebung det Kapitalien ermaͤchtige, wenn der Pfleger 
ſeines Glaͤubigers in dem Erkenntniß, in welchem er ernannt 
wurde, ausdruͤcklich mit ſolchen Erhebungen beauftragt worden 
iſt. Bo Bw. Paris. S. W. 1.402. D. W1 1. 406. — S. 
. (41): Die an dei: ‘seiten Gehftfen eines Notärs, welcher 
zu. Erhebung einer Summe füt einen feiner Gewaltgeber beaufs 
fragt war, gefhehenen Zahlungen find ‘gültig ‚; wenn es befannt 
iſt, daß jener. Gehülfe ‚feinen Prinzipalen gewohntermaßen bei 
der — der — — uͤbertragenen Geſchaͤfte zu vertreten 
pflegte. ©. H. Bw. Caen. R. G. 1836. 1. 388. 

40y. "Die in einer vor einem Rotar vollzogenen Verſteige· 
rungshandlung aufgenommene Bedingung; daß. der Steigſchilling 
auf der Schreibſtube des Notaͤrs bezahlt werden ſolle, gibt dem 
Notaͤr nicht die Vollmacht, den. Steigſchilling zu verheben: Die 
in ſolchem Falle vom Steigerer an! den Notaͤr geleiſtete Zahlung 


befreit mithin . nicht, dem — — Caſſ. Paris! 


R. G. 183. 1. 892.) f.% 

+ 1) Versio in rem ift — pen die an einen er: 

eeiſtete Zahlung. zum unmittelbaren Ruben: jaeden. are! 
den fie geleitet wurde. Hohnh. V..310— 31 franz 
ſiſche Recht ſtimmt hierin mit dem "badifchen berein. © Chen 


” Bon dem melhen se 8*8 geleiſtet wird. Zacharx. I. 317. 
— ee 244. A en. Brauer 


= Brauer VI. 112. BR ne t Zahlung ‚an den 


1239. 


1240, 


1241. 


122. - 


1243. 


72. Bon Erloͤſchung der Verbindlichkeiten 


12) Dad badifhe Recht bezweckte keine Abänderung —5 ſchen, 
wenn es den Grundtext: „ou sil’en a profité überfegte : 
„oder fein. Veftes betörderte.” — ES wird alfo —* u Kein, oſi⸗ 
tiver Gewinn erfordert?! auch wird nicht unterfchieber‘ aim 
Zahlung dringender und nicht dringender ‚ betagter um 
betagter Schulden.: Ebend. 350—352- 
3) Welse —— ſtehen einem dritten Zähler gegen den zu, = 
welchen er, bezahlt ‚bat ?: Annafen- U. 20.—vgl.edend V. 301.. f- 
:,2. Der Steigerer, welcher auf den Grund einer VBerweifungs: 
urkunde den Preis feines Ermwerbes an eine Perfon bezahlt, wel 
cher in der: Folge: die: Forderung entmwährt wird, wofür fie col- 
löcirt worden; iſt guͤltig befreit, feibft wenn das Verfahren, 
welches der Collocation auf Betreiben des vorgeblichen: Glaͤubigers 
vorangegangen: war. , sin ‚der: Ban ‚für untegelmaͤtig waͤre erklaͤrt 
worden Paris. 8. 14 2 

ſ.Art. 113. 1141. 1235. Mr. 1238. 1239. Ar. 8. 
% 1876. u 

"fa Art 1312. —8 

1P. Der Glaͤubiger ines Geſellſc afters für eine Sad, 
bie: bie Gefellfchaft nicht angeht ‚: hat. nicht das Recht, order 
tungen: der andern Gefellfhafter in Beſchlag zu nehmen. Caſſ. 
Rennes. S: 7. 42 D.4. 1.268. L. 14. 401. ſ. Art. 1298; 

“ AH). Ded Gläubiger , ı welcher. einer: Beſchlag gegen ſeinen 
Schuldner erwirkt hat, iſt nicht verantwortlich für die Unzahl⸗ 
barkeit: des Dritten, bei dem der Beſchlag angelegt worden, 
welche währendsder Dauer des Beſchlages entſtanden iſt: da der 
angelegte Befchlag. den. Schuldner keinesweges an allem zur Ber 
wahrung feiner — erforberlichen: Maßregem hinkerte. > — af 
yon. R. G. 1837. 1. 387. 

(6) Der. Deitte, gegen den ein Zugeiff mit Beihlagnahme 
ergangen‘, kann guͤltige Zahlung: ‚eines den ‚ Gegenftand bes Zu: 
guiffes uͤberſteigenden Betrages leiſten, mit dem Vorbehalte, den 
betreibenden: Gläubiger: BR entfchädigen , wenn, in Folge des 
Hinzukommens ſpaͤterer, Einſprache erhebender Glaͤubiger, jener 
—— Verkuͤrzung an ſeiner Zahlung⸗ — folke: N —— 

R. & 1837. 2.:5:**) 

f. Art. 1014. Rı. 5. 1379. 1875. - 4895. c. c. 143, 
Ch comm. 1." ı 

| re ——— ne enden münjen ve. ®. 

4 Er ae Saee in : DR. 


4 
J 
‘ 





—* Ueberſetzungsfehler im badiſchen Texte des EMR.,: wo es —* 
— —* che ung an den Beſitzer.“ Zrefurt-247. 9.253. — 
* —— S 631. — - Berpfändung einer) ‚Borberting! ‚Brauer 

‘ — 22 * 


gahiangen zum PEN einen Dritten... EHRE SL, 114. 
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+ 2) Adjudication ded Unterpfandes, wenn fie vom Gläubiger begehrt 
wird, gilt fo viel, als die freiwillige Annahme liegender oder 


fahrender Habe für die Hauptſchuld an aublunsöfen. Hohnh. 


IV. 234. — befreit den Buͤrgen. 32-2341, 4.0 5 
‚1... Der Glaͤubiger „einer ‚fälligen, Forderung kann angehal- 


ten ‚werden, Stift für das Ganze feiner, Forderung. zu. geflatten, 


der Lage wäre, es zu heduͤrfen. . Paris, 8. 5. 2.476. L. 17. 91, 
02, Der, Art. 1244. iſt auf den Fall nicht anwendbar, ‚mo 
die Schuld aus einer, öffentlichen „Urkunde herrährt,. „Pau... S. 
12. .95380. 0 0 nm Yuc 
—3. Im entgegengeſetzten Sinn entſchieden. E. H; Vw. 
Colmar. 8. 30. 1. 41.— Selbſt dann, wenn die Schuld aus 
einer unbeſtrittenen öffentlichen, Urkunde herruͤhrt. Borbeaur. 8 
{4 9.373. D. 19, 3 91. — ‚Xgen. .S..2. 2. 306... Ar, 
S. 14. 2. 257. D. 12. 2. 90. — Pau. S. 9. 2 13.0 or 
3, „40, Der, Richter, kann dem Schuldner, gegen welchen Zus 
griff verfügt worden, Friſt bewilligen, und, das gegen ihn seins 
geleitete Verfahren einftellen „ wenn, der, welcher das Verfahren 
erwirkte, daffelbe.gewaltthätig und druͤckend gemacht hat, Roten. 
9. 15. 2. 113. D..13..2..63. L. 39. 361. L .dndag 


wenn ‚der Schuldner Anfälle erlitten, hat, obwohl zer in 


1243. 
— 


1m. 


6, Der Art. 1244. kann auch auf Mechfel eritreckt were.“ T. 
den, zumal bei bedauerlihen WVerhältniffen unter nahen Web " 
wandten, und wenn die Schuld £einen Urfprung aus Handelde" - 


verhältniffen. hats... Colmar. 16,2: 6% Dis2 24747. L. 
46, 245. f. Art. 1148. Nr. 10, .C. c. —435.'157.n€. comm. 
"7." Die den Gerichten im Art. 1244. eingeräumte Befug⸗ 
niß ermächtigt dieſelben nicht, die. Untheilbarfeie „der Verbind⸗ 
lichkeit, aus ben Augen zu ſetzen; z. B. auszuſprechen, daß die 
Schuld. alljährlih. zu. einem. Zehntel abgetragen y werden folle ; 
die Richter. muͤſſen uͤberdies die "Bezahlungider.iverfallenen und 
—I Zinſen ſicher ſtellen. Colmar. 8. 18. 2. %66. D. 15. 
0 0 


f. Art, 1488. 1220. 1900. €, c. 157. C. commi'*) 
+1), B. Kapital⸗Abſchlagszahlungen der Stiftungsvermaftun btr. 
Di 1. NE 161. .». ; Pan er * 

2B. die Unzulaͤſſigkeit der Ertheilung der Mokatorien im Gna— 
denwege btr. R. B. 1832. XxXV. ©3833, 0.1... 
3) Gegen eine entfpreipende, ODER ee Verfügung im Sinne 
des 2. ©. 1244. findet in der Regel feine Appellation fatt. 
Juſtizmin. D.A.B. 1811. Nr. 98. Wehrer ‚III. 450. 4.AB. 
1827 DI. 78. EBD. .V2.063, .. 77 

+ 4) Erftern Falles nur dann, wenn eingemendet wird, daß für Die 

Erhaltung des bisherigen Standes der Sache nicht gelorgt fey. 
Hohnh. III, 124. een LLEr 


nr R ’ e #tr , , gr. IL 
ill 33 Mile 4 * DE Dur ze 5 Ih ‘Äh 


Zi 





*) Rechtögerfplitterung, Brauer V, 79. ca «17 
18 
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,9 
14be n a 9 
1245. ° f 1302. 1884, 1933. 
1246. _  f. Art. 1022. 
4247. 2. Das Gedinge eines Pachtvertrages, daß die Naturalien, 
welche als Pahtfhilling gegeben werden, auf dem Pachthofe ges 
fiefert werden müffen , ift nur in bem Sinne zu verftehen, daß 
der Pächter nicht den Transportkoſten unterworfen iſt; derfelbe 
kann ſich nicht entziehen, anderswo als auf bem Pachthofe zu 
liefern , wenn die Zransportfoften ihm nicht zu m fallen. E 
. Bw. Paris. S. 20. 1. 71. D. 17. 1. 413. L 5. 495 
. Die Regel, daß die Zahlung am MWohnfige = Schuld⸗ 
ners geſchehen folle , gilt als gemeined Recht ſelbſt unter Han 
delsleuten, und hat Wirkung in Ermangelung an — 
menen edingung des Gegentheils, Lyon, 8. 21. 2. 217. D 


" f. Art: 1258. 1264 1296. 1609. 1651. 1902. 1942. C. 


ce. 110.— C. comm. 
Liquide Forderungen können nicht bedingt ſeyn auf einen be, 
R, —— —* —* auf eine —58 Art der er Zahlung. 
De 1 I. 35. 
1247 4.***) 1 
1248. u). 
1248 a.) 


19 * Bene, der Jahlung durch Quittungen. Hohnh. 1. 73. 
au end. V. 136. 


f ch eb 
u }) Die * —8 vermuthung 8 2. 3. 1248 a. tritt nicht ein, 
t von einzelnen Zielern, fondern von ſolchen Fe n 
die Dede it, deren jede getrennt von den Bar en eheben 
833 * —5 — —— die u nur 7 Entfhii digung 174 
m.‘ nicht, wo — 
— —7 bezaptt — ſind. —— 154. 


q. II. 
Don Der Dahlung mit Eintritt in die Wechte des Gläubigers. 
1249. ° 4. Die auf Beranlaffung eines Dritten, ber feinen Na: 


men. hergelichen hat, gefchehenen gerichtlichen Einſchreitungen 


”) Trefurt 248. $- 255. 1). 2). 4). — Bei nur zum Theil richtig 
gen Forderungen * aud theilweife Zahlung ein. Brauer 


106 
**) Trefurt 249. $. 255. 3). — Friſtgeſtattung fürs Ganze, aber 
nicht h Kufnötpigung von Zheilzahlungen findet flatt. Brauer 


a, —8 250. $. 255. 6). 

».) Trefurt 250. 8. 256. 2). 
+) Zahlung, wenn fie gefeglich vermuthet wieh, Brauer v. 110, 
* ee aus jüngeren Zahlungen, Brauer 
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kemmen dem zu flatten , zu deſſen Gunften ber Name geliehen 
wurde. — Da diefe Art von Scheinhandel nicht verboten ift, 
fo Eann fie nicht wirkungslos ſeyn. Man fann dies nicht eine 
außerhalb dir Grenzen des Geſetzes verftattete Subrogation nens 
nen.. C. H. Vw. Andufe. 8, 13. 1. 374. L. 37. 386. *) 

1. Um eine gültige Subrogation (Schuldeinweifung) **) zu 
Bunften eines Dritten zu bewirken, der eine Nichthandelsſchuld 
bezahlt, iſt erforderlich , daß de® Gläubiger, welcher feine Zah: 
kung empfängt, ausdruͤcklich und förmlich erkläre, daß er in alle 
feine Rechte, Klagen und Unterpfänder einweife. — Mithin 
kann ein Dritter, welcher den Betrag zweier Scheine bezahlt hätte, 
die Subrogation nicht geltend machen , wenn ber Gläubiger ſich 
beſchraͤnkt hätte, zu fagen : „ich fubeogire in bie Wirkung der beis 
den Scheine.” Riom. S. 12. 2. 200. 

2 Wenn der Gläubiger, der feine Zahlung von einer 
britten bei der Schuld nicht betheiligten Perfon erhält, dieſe in 
feine Rechte einweifet, fo gilt diefe Einweifung glei einer vom 
Gläubiger der Schuldforderung bewirkten Webertragung : in dem 
Sinne ‚ daß die Einmweifung fowohl dem Eingewiefenen, als feis 
nen Geffionaren , die Befugniß verleiht, an den Schuldner das 
Ganze der Schuld zu fordern, welhe Summe auch immerhin 
zur — der Einweiſung waͤre verwendet worden. Paris. 

3. Im entgegengeſetzten Sinn entfchieden. Wer mittelſt 
einer Schuldeinweifung die Schuld eines Dritten in Papiergeld 
bezahlt hat, erwirbt nicht hierdbuch allein ſchon die Befugniß, 
an den urfprünglihen Schuldner das Ganze der Schuld zu for: 
bern; er Bann nur den Betrag des wirklichen Werthes verlan;en, 
den er dafür ausgegeben hat. — Subrogation ift folglich nicht 
gleichgeltend mit Uebertragung. Paris. S.8. 2.154. L. 22. 328. 

: 4. Die vertengsmäßige Subrogation in die Rechte und 
Unterpfänder der bezahlten Gläubiger wirkt nicht Geffion und 
Mebertragung der Schuldforderungen der Iegtern. — Die Bezah— 
fung mit Subrogation tilgt die alte Schuld: allein der quittirte 
Schuldner geht durch die Thatſache der Abtragung eine neue 
Schuldverbindlichkeit ein, nuf weiche die der alten Schuld ans 
klebenden Unterpfands⸗ und Vorzugsrechte übergehen. C. H. Vw. 
Paris. 8. 11. 1. 6. 





*) Trefurt 251. $. 256.b. — Bon dem Eintritt in bie Rechte 
des Gläubigers. Zachar. II. 321. 

*86) * officielle Ueberſezung des Code fuͤr Baden gebraucht 

chul deinwei ſung für Geffion, und Schuldeinſetzung 

fuͤr Subrogation. Beide weſentlich verſchiedene Rechtögefchäfte 

werden im Driginalterte und von ben franzoͤſiſchen Rechtsge⸗ 

lehrten Häufig mit bem en Worte begeichnet, — ſ. je 

Badyarlä II. 8. 321; Not. 4; 


18* 


1249. 


- 


41850, .. 
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5. *Es Liſt vertragsmaͤßige Subrogation! vorhanden/ wenn 
zwei: auf mehrere Liegenſchaften ihres Schuldnets eingetragene 
Glaͤubiger ſich mit Einwilligung des gemeinſchaftlichen Schuld⸗ 
ners ihre Rangordnung gegenſeitig abtreten ; »biefe: Subrogation 
iſt guͤltig, und hat alle ihre Wirkung‘; wenigſteus ‚nach ıder 
Rechtslehre vor dem Code. — Somit kann der Glaͤubiger, der 
nur. ein einfaches Unterpfand hatte, durch Tauſch und Subroga— 
tion ein Unterpfand mit Vorzug erhalten. Der Dritte, welcher 
erſt nach dieſer Subrogation ein Recht erworben hat, kann dieſe 
nicht unter dem. Vorwand: einer zu feinem. Nachtheil ann 
‚Gefährde anfehten. Paris. S. 17. 2. 2. Li: 46. AZ un uı: 
trier Die Subrogation in. die Borzugsrechte des, mit: ntlie- 
henem Gelde bezahlten, Glaͤubigers kann dem Verpächter eine 
Grundftüdes zugeftanden. werden, obwohl diefelbe nicht: mit aus: 
drüdlichen Morten bedungen: wurde, wenn anders die gefthehene 
Verwendung deutlich: genug vorliegt. EC. H. Vw. Caen.: 8: 6. 
‘A: 401: :D.: 4: 1.:550: Li’ 15. 504. 
3 7. : Die. Subrogation in das .gefegliche Spantreit: A Eratı, 
.toelche ſich mit ihrem Manne famtverbindlih macht, ergibt: fich 
Ion: aus. der Natur der, von ber Frau als Samtfchuldnerin 
Abernommenen Berpflichtung. — Dieſe Samtverbindlichkeitift 
‚gleichgeltend mit ‚einer. Abtretung ber unterpfaͤndlichen Forberung 
der Frau an ihren Mann. C. H. Bw. Limoges. S. W. 1. 98. 
D. 25. 1. 201: — €. 9. Vw. Paris. S. 26. 2.63. L. 74. 
129... — CE: H. Bw. Orleans. S. 29. 1. :194.:D.:27. 1. 209. 
L:-85..170.. — Sm entgegengefegten Sinn entſchieden, wenn 
die a der Frau eine rein perföntiche ift. Paris.: R. 6. 
1836. :2. 149, 

8: Wenn ein Verkaͤufer für feinen Kaufſchilling mit beim 
Geld “eines dritten Darleihers bezahlt wurde „ fo hindert der 
Stridy feines Pfandeintrages, den er. zugibt, nicht, daß der 


. Eintrag beftehe, und.dem Darleiher des Kapitals zu ſtatten komme, 


weldjer in das Vorzugsrecht des mit feinem ıGelde: bezahlten 
Berfäufere weſentlich fubrogirt ift. Paris. S. 17. 2.7.L: 45. 258. 
— 95. Die.vom Gläubiger zu Gunften eines Dritten, der 
ihn bezahlt ‚ı:bewilligte Subrogation (Geffion) kann nicht durch 
Privaturkunde geſchehen; fie muß durch eine oͤffentliche Urkunde 
vollzogen werden, wenigftens in Beziehung auf Dritte. - Grenoble. 
S. 25. 2. 310. — — 
11. Wenn zur. Zahlung feiner Schuld ein Buͤrge von 
einem Dritten eine Summe. geliehen, und biefen Dritten in 
die Rechte des Gläubigers gegen’ fi), den Bürgen- und gegen 
den Hauptfihuldner fubrogirt hat, und nun der’ Daxleiher, pa 
den Hauptſchuldner zu belangen , Zahlung - aus dem Vermögen 
des Bürgen erwirkt, fo find die Unterpfandsgläubiger,, ‚denen hier: 
duch die Wirkung ihrer Unterpfänder' entzogen wird nicht bes 


* 
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fugt zu verlangen,'in "bie Medte' des Darleihers gegen den 1250, 
Hauptſchulbdner fübrogirt zu werden, fo daß -fle. gegen ihn in 
eigenem Namen Eladen koͤnnten, ohne die Einreden zu befhbren; 


melde: dem — autgegengefegt wetden fönnten. Paris. 8. ‚racı 
20: 2.274, EBEN: 3,5 08. none m nt zone 3 

f. Art, 1236, 12352::1975.: 1690: ‚2037. "2075. An e 
— 159. C. comm. © 


(42). Damit der Darleiher von Kapitalien in. bie Rechte 
= Vot zugsrechte des mit, den’ vorgeſchoſſenen Summen bezahl— 
ten Glaͤubigers ſubrogirt werde, iſt fehlechthin serforderlich-,; daß 
die: Darlehnsurkunde und die Quittung vor :Notären errichtet: 
werden, und darthun, jene, daß die. Summe ‚aufgenommen 
wurde, um. die. Zahlung zu: Teiften ,. diefe , daß die Zahlung mit 
dem aufgenommenen Gelde geſchehen ſey. — Es : würde. nicht 
enuͤgen, daß die Beſtimmung und Verwendung der entliehenen 
Seien in den Augen des Gerichtes als gewiß. erfcheine, — 
Die Regel beſtand vor! wie nach dem Code. €. 9. of Pondi⸗ 
hey. R. G. 1833 1. 828. Ä 

(13) ° Die»Subrogation® zum Vortheil eines Deitten- ir 
einen Glaͤubiger bezahlt ; iſt guͤltig, obwohl ſie nicht gleichzeitig 
mit ‚dee Zahlung: gefihehen ,: und: erſt in einer ſpaͤter errichteten 
Urkunde ausgedruͤckt wutde, wenn die, Abficht: jener: Subrogation 
weder vor. noch nach ber Auszahlung. der Kapitalfumme ſich ge⸗ 
ändert hatte, und die Ausführung nur durch Umftände. ‚verhiüs 
dert wurde, die vom rt der’ Betheiligten unabhängig. waren. 
Paris.. R. G. 1836. 2.145. *) 

+ 12) Ein zur Erwerbung von Gruͤndſtuͤcken gegebened Darleiben muß;) 
wenn es ein Vorzugsrecht auf dieſe Grundſtuͤcke anſprechen will, 
ſowohl in Bezug auf feine Beſtimmung, als auf, feine Verwen 

dung, durch eine Zi entlice Urfunde erwiefen werden, Hobnh. 

1.159. f. — Ed muß ferner zur Erwerbung durch Kauf 

—— — 160. f. 

2) R. 8. Gubrogation im Sinne ded 2. ©. 1260. af. 2. — 
Wurde entſchieden, daß die Worte des Geſetzes: ‚biefer Ein: 
tritt bedarf der Zuſtimmung des Glaͤubigers nicht“, fo zu ver: 
ſtehen ſeyen, daß letzterer von aller Mitwirkung zur Subroga: 
tron befreit feyn' folle. Annalen IV. 73. 

3) Es fany daher mit Wirffamkeit für den netten Darleiher · diefer 

Vertrag nur dann zu Stande kommen, wenn dem alten Glaͤu— 
biger wor oder bei der Zahlung (ausdruͤckiich eröffnet wird; 
daß dieſe nur unter der Bedingung gefchehe, „wie. fie 
der neue Darleiher verlangt. — Geſetzlicher Zwang gegen jenen 
findet niemals ftatt. Ebend, — Nemerkungen in enfgegenge: 

—— ** — — 73 278. —'f. Nr. 4. 43. d. & 

14 — die ſtil — Earitigung ded alten Gläu- 

F hide * nicht, wenn: im 3. 1108 b. die zur, Annahme 
seofe urkundliche Erft rung es: nein Darleiherd zugleich; mit 


Trefurt 251. $. 257. — Eintritt in die Rechte eines Pant; 
‚gläubigere, - Brauer V. 654; x 


1251. 
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dem Gelde vorgelegt wird, und er letzteres annimmt? — Ex 
arg. verneint. Ebend. — Kann protestatio facto contraria 
bier ftatt finden? — Bejaht ex arg. Ebend. 


1. Der von einem Gläubiger genommene Pfandeintra 

kommt dem Dritten zu flatten,, der duch die Befriedigung be 

or — BUS Subrogation in feine Rechte erwirbt. Air. 
.6. 2. . 


9. Der Bürge eines Pächters, der, nad) dem Vermögens: 
zerfalle des Hauptſchuldners, und der Aufhebung des Pachtvertra⸗ 
ges, in die Mechte und Laften des Pächters eingewiefen wird, iſt 
mehr als fubrogirt: er empfängt eine wirkliche Rechtsuͤbertragung. 
Gaff. Lyon. 8. 8. 1. 164. 

3. Die geſetzliche Subrogation in die Vorzugsrechte bes 
Staatsſchatzes für den Betrag ber Abgaben, welche ein Pächter 
auf das dem Eigenthuͤmer ſchuldige Pachtgeld vorgefchoffen hat, 
findet nit ftatt zu Gunften des angewiefenen Gläubigers dieſes 
Pachtgeldes. E. H. Bw. Dijon. S. 21: 1. 28. D. 18. 1. 622, 
L. 59. 177. 

7. Der Gläubiger, welcher Specialhypothet auf eine Lies 
genfhaft bat, deren Werth durch Generalhyporbetar: Gläubigen 
vorweg genommen wird, kann fih nicht in deren Rechte fubrogis 
een laffen, um biefelbe auf andere Liegenfchaften auszuüben, 
binfihtlih deren die Generalhppothefar-Gläubiger ihre Rechte 
nicht haben ausüben wollen, Poitiers S.25.2, 363. D. 33.2. 
269. L. 73. 406. — Touloufe. 8. 28. 2. 26. D. W. 2. 233. - 

8. Wenn ein Specialhyporhefar:Gläubiger nit verlange 
bat, daß die Generalhypothekar⸗Glaͤubiger gehalten feyn ſollen, 
ihre Rechte auf eine jede der verfchiedenen Liegenfchaften verhälte 
nifmäßig zu verteilen, oder wenigftens, wenn er nicht verlangt 
bat, ihren Rechten auf die übrigen Liegenfhaften fubrogirt zu 
werden , fo kann er in ber Folge nicht behaupten, den Rechten 
dieſer Gläubiger gefeglich fubrogirt zu feyn, und kann nicht 
verlangen, auf die übrigen Liegenfchaften collocirt zu werden. 
Riom. $.21.2.1.D. 21.2. 100. L. 61. 350. — f. 1550, Nr. 5. 

9. Im entgegengefegten Sinn entfhieden — Der Gläus 
bigee, welche eine Spezialhypothek auf eine Liegenſchaft hat, 
deren, Erlös durch Generalhypothekar-Glaͤubiger erfhöpft wird, 
ift kraft Geſetzes den Rechten der —— ſubrogirt, um ſolche 
auf die uͤbrigen Liegenſchaften auszuüben, auf welche die Gene: 
talhypothekar⸗Glaͤubiger ihre Rechte nicht geltend gemacht haben. 
Rouen. S. 27. 2 29. D. 25. 2. 7. 

109. Die Wirkung der im Art. 1251. geordneten Subro⸗ 
gation zu Gunften des Käufers, der einen vorzäglicheren: Glaͤu⸗ 
biger befriedigt , iſt auf die verkaufte Liegenfchaft befchränkt; in 
folhem Falle hat der Käufer Feine Klage auf die übrigen Güter 
feines Verkäufers, obgleich fie für Die nämlihe Schuld ver- 
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— wären. Bontges, 8. 30. 2. 19 D. m: 2 AR Fu > 
Paris. R. G. 1833. 2. 451. 

11. Die Subrogation , welche von denn. Stubige cn eine 
Grundrente zu Gunften eines eingetragenen Glaͤubigets 
wird, der ihm die fchulbigen Rüdftände bezahit , mat * 
übrigen eingetragenen Glaͤubigern zu ſtatten, vorbehaltlich ber 
Ruͤckerſtattung der bezahlten Summen. — Der ſubrogtrte Glaͤu⸗ 
biger iſt nicht befugt, zu behaupten, daß die Subtogation ihm 
daſſelbe Recht, wie dem Glaͤubiger der Rente gebe, ſi in den 
Beſitz der mit der Rente belaſteten Güter zu ſetzen, e. über 
A — — Unterpfaͤndet Rechnung abzulegen. Boten. 

12. Die Einweifung in Befig, bei untetlaffener ‚Bads 
lung der Rüdftände, ift ein dem Gläubiger ber Rente, und nicht 
dem Samiſchuldner, melher die gefamten Ruͤckſtaͤnde bezahlt 
bat, zuftehendes Recht. — Und wenn es geſchehen follte, daß 
diefer, ben Rechten bes Gläubigers in Bezug auf bie Rüdflände 
fubrogirte, Samtſchuldner die Einmweifung im den Beſitz für fich 
erwirkt hätte, fo verurſacht dieſe fo erwirkte ed den 
aan bes Samtſchuldnets feinen Nachtheil. Caen. 8 
2. 171. D. %. 2. 151. 

13. Die BrandverficherungssGefenfhaft, weſche den Werth 
eines abgebranniten verficherten. Gebäudes bezahle, ift nicht kraft 
Gefetzes in die Klage des Eigenthuͤmers gegen den Mierher bes 
Gebäudes fubrogirt; wenn fie folgſich eine Klage. auf Schaden®r 
erfag gegen den Mierher anftellen will, fo muß fie beweifen, 
daß der Brand durch deffen Verſchulden entftanden fep: indem der 
Urt. 1733. nur vom Eigenthämer oder feinen er ans 
gerafen —— — C. H. Bw. Amiens. 8. 29, 1.95 Di 

13 b. Der General hypothekar-Glaͤubiger darf feine Klage 
auf jebe Liegenfhaft richten, wie et für gut findet. — Wenn 
alfo ein dritter Inhaber eines Theils der verpfändeten Güter, 
welcher dem Verkäufer den Kaufpreis bezahle hat, ohne die Gi 
ter frei zu machen, vom Generalhypothekar⸗Glaͤubiger —— 
wird, ſo kann er der Klage ſich damit nicht entheben, daß der 
Gläubiger verfäumt habe, ſich auf andere Güter, bie ihm ver⸗ 
pfaͤndet waren, collociren zu laſſen, und dadurch ſich u 
gemacht haͤtte, ihn in ſeine Rechte auf diefe letztern Güter zu 
fubrogiren. — Hierher findet Art. 2037. = Buͤrgſchaft betæef⸗ 
fend, keine — Bourges. 8. 30. 2. 20. 

Der Käufer, welcher ehren Unterpfandsgläubiget be⸗ 

Baht, ohne fih in feine Rechte fubrogiren zu laſſen, tilgt 
De Schuld, umd Bann die Rechte bes Gläubigers nicht aus— 
Üben, zumal wenn in Folge der Zahlung der: Pfandeintrag 
geftrichen worden iſt, zumal beſonders, wenn ie durch ihn 4 
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1251, Leiftere "Zahlung kein dem Striche vorgehendes ſicheres Datum; 
bat. — In biefem Falle gewinnt bet! fpätere Gläubiger durch 
den Strich, und gelangt zum ei des Eiufas zu einer 
— Rangerduung· Paris. 8. 12 2. 21.: 
ir Der :Käufer, welcher fi ch: perfönfich berpficket,; use 
einer: ze Friſt eine: auf. der: erfauften Liegenſchaft haf⸗ 
tende Schuld: zu bezahlen, iſt nicht kraft Geſetzes dem Gläubiger 

= fubrogirt;.diefe Subrogation hat :erfi, vom: Tage der wirklichen 
Zahlung gerechnet ‚: ſtatt — Das: Verfprechen des Gläubigers, 
feinen; Seffionar: zu: fubrogiren,. wenn er die. Zahlung der cedirten 
Forderung leiſten werde, iſt keine vertragsmäßige, einer auflöfen- 

ren Bedingung unterworfene Subrogation; — die Wirkung des 
Tan wirb: bie’ en Bablun rg 6, H. Vw. 
Parie; s 14. 4. 38. D. 14. 1.1503. L. 38.. 363. 
+16...) Det Kaͤufer, Al ‚gebunden durch feinen ——— 
einen. Glänbiger bezahlt hat, mwird’;den Rechten bes Tegtern nicht 
ſubtogirt; der Art. 4251. Abdf, 2. ift nur auf: den Fall anwend⸗ 
bar, wo der Käufer die. Schuld eines Auer? und nicht feine 
eigene ‚bezahlt: Amiens. S. 261.375. D, 24: 14 233.: 

4. &:t.:793.: 874: ff. 1214. 2029.: 2277. ST. ei 8. ‚158. 
c. comm. 

(22). : Die, wegen eines Urtheils auf Babfting von — 

* Zielern einer Rente aufgewendeten Koſten koͤnnen nicht als 
Bubehörden‘ bes Rentenkapitals betrachtet, und als. ſolche, ohne 
eingetragen :zu. ſeyn, mit dem Kapital: in. ‚gleichem: Range collo⸗ 
cirt werden. Bordenur, Bi: G.,1833. 2.597 «..; 
72 (23) :Der- Käufer, welcher , nachdem er. ohne, Entlaftungss 
Berfahren: feinen Kouffhilling ‚bezahlt hat, einem eingettagenen 
Gläubiger feine ganze Forderung bezahlt, wird Eraft Gefeges in 
alle Rechte, Worzugsrechte und Unterpfänder-diefes: Glaͤubigers 
ſubrogirt, und. zwar nicht bloß auf: die verkaufte Liegenfchaft, 
fondern auch: auf alle die andern Güter des Schuldners, welche 
zur. Sicherheit. der naͤmlichen Forderung verpfaͤndet find:, und 
alddann fogar, wenn biefe auf die übrigen Güter ausgedehnte 
Subrogation dem Glaͤubiger Nachtheil verurſachen koͤnnte, weil 
der fruͤhere Zeitpunkt des Eintrages der bezahlten Forderung die 
von ihm fpÄter ‚genommenen Einträge. für andere Forderungen 
erfolglos maden mürde:: vielleicht : — ſelbſt hinſichtlich der 
Binfen. jener bezahlten Forderung. ‚ga. € aen R.,G. 1887, 1, 
54. — Gaff. Bourges. R. G. 1833. 1. 81.. Ä 

(24) Der Snboffant eines PN der Han nicht 
geleiſteter Zahlung den Inhaber befriedigt hat, wird ı in ‚die 
Rechte des letztern ſubrogirt, nicht allein gegen die fruͤhern In— 
doffanten; fondern auch gegen jeden Dritten, der für die unterbliebene 
Zahlung: verantwortlich erffärt wird, und namentlich gegen. den 
Voliſtreckungs⸗ Beamten (Huissier); der etwa durch Machiäffigkeit 
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in Vollziehung des gegen; den Inhaber erhaltenen Auftrages die 1251. 
Urfache geweſen ſeyn follte , daß das Handelspapier nicht bezahlt; 
wurde. : E. H. Vw. Seine, BR. 6.:1837.1.:301e “u 53 

PR (95) - Die Zuftellung einer Verweifungsnrkunde (bordeygan, 

de collocation) in einem über den Erlös ‚einer: Liegenfhaft ers 
öffneten Drdunungsverfahren, hat nicht die Wirkung, den inhabenden 
Gläubiger in die Rechte ſeines Schuldners zu ſubrogiren? im; 

dem Sinne, daß er ‚in ‚feinem eigenen Namen die Aufloͤſung 

des Verkaufes der Liegenſchaft, wegen nicht geleiſteter Zahlung,; ges 
u ‚Räufer begehren- Fand. SOrleans. R«.- &. 183, 


: (26); Ein‘ Gläubiger... der, die gefegfiche: Subeuoosien * 
bir. Vorzugs «und Pfandrechte. eines ihm vorgehenden Glaͤubi⸗ 
gers erhalten will, iſt nicht gehalten, dieſen vollſtaͤndig zu befrie⸗ 
digen, wenn ſolches ein Darleiher iſt, deſſen Kapitalien zurah— 
lung verſchiedener Forderungen gedient haben, in deren Wirkung, 
er; fich felbjt hat fubrogiren ‚laffen.- Die Befriedigung, kann ;in, 
biefem alle. bloß ‚bis „zum; Betrage. einer oder: einiger der ur— 
—— Forderungen - :gefhehen. Paxis. ‚Ru Bu ‚1837; 
2.240: *) —:f.. Arts: 1236.- 1244... Mm cr 4 
"1): Die Aufnahme eined neuen Kapitald in: Giigung: einer. altern 

Spnotbef bir. — Vlandſchreibete Inſir. d. 13. —⸗ vgl; Annas 


2, Die Annendun des 8, ©. 1251. Abt. ; ſetzt voraus: daß der 
u Ei © ir Jah ein reelle (nicht bloß rein:per ‚nliches) Intereſſe harte 
r Zah ie ts und daß diefe Schuld in unmitrelbaren 
: ‚oder mittelbarer: Beziehung eine: gemeinfchaftliche ; ihn im ihrem 
Arien : KRechtötitel ſelbſt ergreitende, :mit. demjenigen war; fur den m 
ik gezahlt hat. „Annalen 11. 216. — V. 302. Ä 
1.3: Wenn - zwei. oder mehrere Perſonen cheifweife in: geniffe 1252. 
Summen eingemwiefen worden find, welche aus einer. und. derfels 
ben: Forderung gezogen. werben folen, und dieſe Forderung: durch 
Unzahlbarkeit des Glaͤubigers verringert wird, ſo geht der erſte 
Cefſionar der dem Datum nad) jüngeren. vor, wenn in der Gefs 
fionsurfunde der cedirende Gläubiger, ähn ohne; allen Vorbehalt 
in‘ alle: feine) Rechte, Klagen: und Unterpfänder eingewiefen, wenn 
er ihm ausdruͤcklich erklaͤrt hat, daß die Summe, welche er ihm 
cedirte, der Reſt feiner Forderung. ſey, und endlich wenn: er ihm 
die — —— eingehaͤndigt hat. 5. * Dim. Can, D. 1. 
1. 192. L 61. 75. “PL DS ned 


% 


*), Eintritt in abgetretene Klagerechte Eraft Geſetzes. Brauer V. 
76. — Inwierferä find mit Verbindlichkeiten vermifchte Rechte 
übertragbar? Brauer V. 77. — Eintritt in die Rechte deß ;-«; 
1 1, Gläubigers, ‚ohne. Einwilligung des RB IDRCHAr ‚Brauer V. 1000 
91, — Die Rechlövorfiht der Klägabtretung fl dem Bürgen 
gegen. ben ‚Wläubiger nicht ‚mehr nöthig, ıı Ebend,. 942:— 944. 
Kol .V 1231 


1352. 


1253. *) 
1254. 
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- (2) Der Ark. 4152 befagend, daß die Subtogation dem 
Glaͤubiget wicht ſchaden könne, wenn er nur zum Theil bezahlt 
worden, und daß er in dieſem Falle feine Rechte auf das, was 
ihm noch gebührt, ausüben könne, demjenigen vorgehend, der ihm 
nur theilweife Zahlung geleiftet hat, ift nur allein von dem 
Schuldreſte zu verſtehen, ber dem Gläubiger an ber theilweife 
bezahlten Forderung felbft verbieibt, und nicht von demjenigen, 
was er an den nämlihen Schuldner für irgend eine andere 
Schuld allenfalls zu fordern hat. — Diefe Regel ift auch auf 
eine im Vermögen abgefonderte Ehefrau anwendbar, welche von 
einem Dritten theilmeife Zahlung einer Erfagforderung, vie fie 
an ihren Mann zu machen, empfangen , und biefen Dritten in 
bie Wirkungen ihres gefeglidhen Unterpfandsrechted — bat; 
die Frau kann vor dem fubrogirten Dritten nur für dasjerige 
ben Vorrang anfprehen, was fie an ihrer theilmeife bezaklten 
Forderung noch zu Gute behält, und nicht für ihre andern Forderun⸗ 
gen von einem fpätern Datum, als das Unterpfand, — Wenn it 
diefem Kalle, und als Wirkung der Vermögensabfondertmg, die Ers 
fagforderungen der Frau fämtlih zahlbar werden, fo entfteht 
doch unter ihnen feine folhe Rehtsvermifhung, daß fie, 
al® nur eine einzige Forderung bildend angefehen werden: Eönnen. 

. H Grenoble. R. G. 1833. 1. 115. 

(3) Ein Verkäufer, welcher wiffentlih, zur Zahlung eines 
Theil⸗ des Kaufſchillings, Gelder angenommen, bie and den ehe: 
fieuerlihen Liegenſchaften der Frau des Käufers erlöfet - wurden, 
und der anerfannt hat, daß die verkaufte Liegenfhaft verhältniß: 
mäßig zum Erfage der ehefteuerlihen Güter dienen folle, wird 
nicht deßhalb dafür angefehen, daf er fein Vorzugsrecht als Vers 
kaͤufer auf die verkaufte Liegenfchaft befchräntt habe; cr behält 
deſſen ungeachtet die Befugniß, diefes Vorzugsrecht auf die ganze 
Kiogenfhaft, im Falle nicht erfolgender Zahlung, geltend zu mas 
hen: Air. R. G. 183.2. — f. Yet. 2103: 251. 

(4) Das Vorrecht, welches der, nur für einem Theil feine 
Forderung fubrogirende, Gläubiger gegen den Subrogisten. behäft, 
iſt kein perföntiches Recht, das er nicht auf einen Geffionar des 
Weberfhuffes feiner Forderung übertragen koͤnnte. Diefer Gef 
fionae muß daher mit Vorzug vor dem Gubrogirten collocirt 
werden, m dies beim Gedenten felbft der Fall geweſen .. 
Paris. R. G. 1837. 2 243. 


$ I 
Von der Aufrechnung: der Bahlungen. 
1. Wenn es fi von Minderung der über den gefeglichen 


*) Bon ben li l d . II, 320. — 
4 Brauer Ka al nn en | 
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Fuß bezogenen Zinfen handelt, fo muß deren Aufrechnung auf 1258. 
das Kapital, zur Zeit der Klage, und ng zur deit jedes Zine⸗ 
verfalles geſchehen. Gaen. 8. 16. 2.3 

(4) Abſchlagszahlungen eines u. ak feinen Slin 
biger find nicht kraft Gefehes, vorzugsweife vor bem Kapital, 
mit den Binfen der Forderung wettzuſchlagen oder aufzurechnen, 
als nur wenn diefe Zinfen zur Zeit der Zahlung richtig und zahlbar 
find. — Wenn dieſe Bedingung nicht: vorhanden: ift, fo find bie 
Abſchlagszahlungen auf das Kapital der Forderung abzurechnen, 
fo daß die Binfen diefes Kapitals um eine Summe ſich mindern, 
die von völlig nleicher Größe mit den Binfen ift; welche die. Ab 
fhlagszahlungen zu Gunften des Schuldners getragen haben 
würden, indem man diefelden, als an den Gläubiger gemachte 
Vorſchuͤſſe betrachtet. E. H. Vw. Caen. R. G. 1833. 1. 74 

ſ. Art. 1289. 1291, 

1. Wenn die Quittung über die Auftechnung nichts fagt;, ‚1256. 
fo muß die Zahlung auf die Zinſen der Forderungen aufgerecy« 
net werben, ehe fie auf das Kapital gesechnet werben kann: 
felbft wenn es fih .von bedumgenen Zimfen ‚handelt, unb: diefe 
nicht, a. das Kapital, durdy Unterpfand gededt find. Paris,  . : 


2. Wenn die Quittung diejenige von zwei Schulden be= 
flimmt bezeichnet, auf melde die Abrechnung geſchehen iſt, ſo 
kann der Schuldner nicht mehr die Aufschnung auf eine andere, 
obwohl läftigere Schuld verlangen, — Der Wille des Gefeges wird 
der Uebereinkunft der Parteien untergeordnet. Air. S. 6. 2. 81. 

3. Ein dritter Käufer, der, in Erwartung der foͤrmli⸗ 
den Berweifung feines Kauffhillings nad) der Rangordnung, an 
einen der Gläubiger feines Verkäufers, welcher mehrere Forde—⸗ 
sungen zu machen bat, Abſchlagszahlungen leitet, wird in Er 
mangelung befonderer Verabredung dafür betrachtet , daß er auf 
Rechnung jener Korderungen bezahlt habe, die in der Collocation 
demnaͤchſt die vortheilhaftefte Stellung erhalten, nicht auf andere 
ältere oder für den Hauptſchuldner läftigere Forderungen. Hier ift 
der Art. 1256 nicht anwendbar, St. Jean d’Angely. 8. 29.1. 420. 

(4) Die vom Schuldner zweier gleichmäßig verfallenen 
Scyuibpoften, deren einer verbürgt iſt, gefhehene Zahlung muß 
(in Ermangelung einer Verabredung in diefer Hinficht) vorzugs⸗ 
weife auf die verbürgte Schuld aufgerechnet werden, weil hiete 
duch — —— zualeich ihre Befreiung erhalten. Gre—⸗ 
woble. R. G. 1853. 2. 572, 

(5) Wenn von zwei Schuldpoften zu Gunften deffelben 
Glaͤubigers, und beide verfallen, der eine bevorzugt ift, fom 
in Ermangelung einer beftimmten Berabredung, die dem Gläu: 
biger geſchehenen Ablhlagszahlungen auf diefen Schuldpoften 
aufgerechnet werden; für den Schuldner wird die Abtragung ber 


1256. 
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bevorzugten ‚Schuld: ‚für wichtiger — als jene der‘ bern: 
Paris. :R..G.:1833. 2. 694. 

(6) Der pe mehrerer getnenüten —— der 
auf. fein: Begehren die Zahlung ‚einer derſelben erhalten hat; kann 
nun nichtmehr: dieſe Zahlung’ auf eine andere, :von jener ver⸗ 
fhiebene, Forderung aufrechnen, welche im Begriffe ſteht, durch: 
Verjährung: zu: erloͤſchen. — In diefem Falle hat’ der: Schuldner 
nach vollendeter Verjährung das. Recht, zu begehrten, daß bie 
von ihm bezahlte: Summe auf.die Schuld. aufgerechnet werde, 
die an ihn gefordert wurde, und beren Zilgung : für sihn die 
wichtigſte war, naͤmlich, die nicht: verjährte, obwohl jimgere.- E: 
9 Bw: Mantes. J. 19: S. 1835. 1. 298. — fı Art. 1953. 

(7) Bahlungen von Seiten. des Liquidanten einer Gefell: 
ſchaft, welcher zu gleicher Zeit perſoͤnlicher Schuldner des bezahl⸗ 
ten Glaͤubigers ift, mäffen in Ermangelung bes. Beweifes fürs 


Gegentheil, auf feine’ perföntiche. (obgleich jüngere) Schuld auf: 


getechnet «werden, ‚der. re vorgehend,. — 
19. S. 1835. 2. 361. an 


t R. 8 mit Anwendung des !. ©. 1256. Annalen k 461. 
—9* 

1. Er Darlegung vor ber Binentsatnn in! nur. ine 
ſichtlich eines direkten Glaͤubigers 95 der empfangen und 
quittiren kann. Caſſ. Grenoble. S. 12. 1. 289. 

2. Daraus, daß eine Hinterlegung ee dem: —— 
und Glaͤubiger gültig und befreiend tft, folgt noch nicht, daß‘ fie 
letzteres auch zwifchen dieſem Gläubiger des Hinterlegers »und 
Dritten fey, welche Zugriff erwirkt, und eben’ —— We Hins 
ferlegung veranlaßt haben. 6. * Bmw. Jonzac. ‚45. T 
300. D. 13. 1. 271. L: 43. 1 | 
3. Dbwohl durch die EN nad borfiergeanligeiire 
baaren Datlegung, der Schuldner von feiner Schuld befreit wird, 
fo’ bleibt er doch allein haftbar in dem Falle, wo die hinterlegte 
Summe vom Gläubiger nur unter der Bedingung bezogen wer⸗ 
den kann, fie anzulegen, und uͤber die Gültigkeit der vorgefchla= 
genen Anlegung- fich rer und Erkenntniß gefallen zu 
laſſen. Bordeaux. 8. 30: 2. 129. 

07) Der Schuldner, der dem Glaͤubiger eine baare Darle: 
gung gemacht, welche diefer nicht angenommen hat fann an 
das Gericht fi) wenden, um die Gültigkeit: diefer Darlegung 
erklären, - und zu deren Hinterlegun ſich ermächtigen zu‘ laffen: 
— -, Nur die Hinterlegung der darge egten Summen, nicht bie 





; 4 V 
zer ’ (4 


5 Mifart 250. 8.256, 1). — Der Sıkütigee fie ſich Aehn 
1 hat keine Wahi, ie eigen Poften die ahiungen gelten — 
79 ° Brauer V. 109 > 
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'Anerbietunguberfelben::bei‘ Gericht, ; hemint den Zinſenlauf Ar 
deaux. Ri-'G. 1833; 3,180. —f. Artu 1259| 
v5.) EB iſt nicht nothwendig, daß der) Hinterlegung 
Kaufpreiſes von Seiten des Käufers einer Liegenſchaft Lein ‚bad: 
res Zahlungsanerbieten vorausgegangen fen, wenn bie verkaufte 
Liegenſchaft mit Pfondeinträgen. belaſtet iſt; das Vorhandenſeyn 
diefer Einträge iſi ein Hinderniß, daß der, Verkaͤufer den Feauf⸗ 
preis beziehen dürfe, — Bordeaur. R. G. 1833. 2. 375, *) 
Der uͤber ein Schuldenweſen ernannte Pfleger perrrit 
nicht allein die unbekannten und abweſenden, ſondern auch die 
„bekannten und anweſenden Gtäubiger, in, ‚Beziehung. a Er ee in 
‚das Schuldenwefen einfchlägigen. Bermögensftüde. Mithin. wird 
‚eine, auf. ‚vorhergegangeng Berhandlung,, gegen den ‚Dfleger veran⸗ 
ar Hinterlegung eben fo betrachtet, als. wenn ‚fie. gegen ‚bie 
(äubiger wäre verhandelt und angeordnet worden , uns -geg 
die anweſenden. Caſſ. Grenoble. 8. 7. 2. 116. D. 5. 2, 116. 
"Da ‚die. Maffepfleger einer Gant “die Sefamchei der 
(dübiger vertreten, fo find fie es, und nicht jeder Gläubiger 
v feine Perſon, denen ein Guͤterſteigerer des Ganiſch dijers, 
wenn er ſich frei machen will, die baare Darlegung zu machen 
hat, um, auf die Weigerung der Maffepfleger, in ihrem Beifeyn 
ven Steigſchilling zu hinterlegen. — Der Steigerer iſt nicht ge⸗ 
halten, bezuͤglich auf den Verkaͤufer oder die eingetragenen Glaͤu⸗ 
biger, die in Art. 1258. und 1259. vorgeſchriebenen Foͤrmlich⸗ 
keiten zu beobachten. E..9. Bw. Paris. 8:26:41. 198. D. 23. 
1. 319. L: 73. 855. — 8: 25: 2. 10. D.:233.:3:115. ‚ 
6. Baare Darlegungen find: gültig, obwohl unter VBedin: 
gung gemacht, wenn die. beigefuͤgte Bedingung. nur in: der Aus⸗ 
uͤbung einer dem Schuldner gebührenden! gefeglichen Verechtigurig 
befteht. — Der Schuldner, gegen. welchen Zugriff’ erfanntift, kann 
haher der. baaren Darlegung; der Zahlung die Bedingung beis 
fügen ‚daß die in Beſchlag genommenen: Gegenftände genau zu 
verzeichnen und zu werthen, und der ‚Hüter derſelben fuͤr jebe 
———— verantwortlich zu machen fey- | Caſſ. Orleans. 
. 20. 1. 31. D. 18. 4. 167.L. 57.-935.1-,} 0:6 3 
7. Ein dritter. Inhaber, welcher, ‚zu Vermeidung, gericht: 
‚Licher Schritte eines Unterpfanbgläubigers,. demfelben baare, Datz 
legung macht, . muß dazu. auch, eine Summe ‚für die ‚noch. nicht 
richtig. geftellten. Koſten, vorbehaltlich deren Richtigſtellung, bei⸗ 
ſchießen — Mit Art. 2168. muß hier Art. 67 verbunden wer: 
den, welcher den dritten Inhaber fuͤr alle —— 
verhaftet erklaͤrt. Toulouſe. ** * 196. D. M. 2 
3. 0210. 
5, — — des — durch RN * — u. 


82. Brauer; VE: 108, Annahmeyer Ebe 4 
Bye Bun: Hana MAR 
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derfeiben die Hinterlegung. nicht in den näthften 24 Stunden 
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” 430, &ine_baave Darlegung if darum nicht unguͤltig, ‚weil 
nacgefofat ift.. CH. Bw. Riem. 8.27. 1. 308. D. 35.1. 79. 
L. 78. 251. 


12. Das Geriht kann den Schuldner, welcher die Zahe 
fung hinterlegt hat, von den Zinfen derfelben bis zum Tage der 
Hinterlegung loszaͤhlen, wenn diefe durch Schuld des Gläubigers 
verzögert worden if. €. H. Bw, Paris. S. 2. 1. 301. D. 1. 
481. L.6. 58. 


14. Die Verbindlichkeit, einzumerfen, und die Feftfegung 
ber Vorempfänge fegen, zur Endgültigkeit, die Richtigſtellung der 
Anſpruͤche eines jeden Erben voraus. — Folglih kann man 
vor ber Abtheilung Feine Hinterlegung, aus Gründen ber Ein: 
Ele in eine Erbſchaft machen. Gaff. Haute-Vienne. S. 1. 


45. Baare Darlegungen können vom Schuldner gültig 
gefhehen, an dem vom Gläubiger, in einem Befehle auf liegen: 
fhaftliben Zugriff, ermählten Wohnfige. Nismes, S. 28. 2. 
189. D. 25. 2. 170. L. 81. 148 

46. Die baare Dariegung,, die ein Büterfteigerer macht, 
kann der Regel gemäß nur an dem Drte gefchehen, mo der 
—— bedingnißmaͤßig bezahlt werden ſollte. Caen, 8. 

18. Wenn ein Wohnſitz fuͤr die Zahlung erwaͤhlt worden 

iſt, ſo koͤnnen die baaren Darlegungen nur an dieſem Orte 
gültig geſchehen. — Die dem Gläubiger perfönlich gemachten 
Darlegungen find ungültige. C. H. Bw. Bouryes. 5. 18. 1. 
238. D. 16. 1. 298. L. 52. 27. — Paris. S. 17.2, 2. D. 
45. 2. 55. L. 46. 239. (f. Art. 1259. Ne. 13. d. ©.) 
19. Die Notäre haben Befugniß, Urkunden über baare 
Hinterlegungen aufzunehmen , eben fo wie die Bollfiredungss 
beamten (Huissiers), Lyon. 8. 28. 2. 5. D. 25. 2. 170. — 
Riom. R. G. 1837. 2. 79. — Xaen. ibid. 123. 

f. Art. 1181. 1187. 1247. 1264. 

(20) Baare Darlegung, um gültig zu feyn, muß für jeden 
der Poften , woraus die Schuld befteht (Kapital, Zinfen, liquide 
und nicht liquide Koften) eine eigens bezeichnete und hinreihenbe 
Summe umfaffen ; die Unzulänglichkeit der fpeciell für jeden 
einzelnen Poften angebotenen Summe zieht die Ungültigkeit ber 
Darlegung nad fi, feibft wenn das Ganze zur Zahlung ber 
Geſamtſchuld zureichend wäre; das Gefeg geftattet Feine Wett: 
ſchlagung zwifhen dem Weberfchuffe des einen Poftens und dem, 
was an einem andern fehl. (So wurde wenigftens in einem 
Eau entfchleden, wo fid nur in der Summe der nicht liquiden 
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Koften ein Weberfchuß ergab.) Borbeaur. J. 19. S. 1835. 2. 
410.°) 


* Bei der Darlegung der Zahlung, welche durch einen Amtsö- 
un ——— sn F . ebt, find zwei Zeugen beizuzieben. 


5.u.6. Die Kerle Km find nicht Eigenthuͤ⸗ 
mer des Kaufpreifes; folglich ift der fer einer. mit Unter: 
pfändern belafteten al nicht gehalten, biefelben zur 
ET eg €. H. Bmw. Rouen. $. 5. 2. 138. 
14. Man kann Peine Hinterlegung, felbft einer geringen 
Summe, in bie Hände einer Privatperfon machen, welche beim 
Vollzuge der baaren Darlegung nn rn site ee 
befreit den Schuldner nicht. Caſſ. S 494. 
15. Eine Privatperfon kann nicht —* J — eine guͤl⸗ 
tige Hinterlegung machen: es muß daruͤber von einem Beamten 
ein Protokoll aufgenommen werden. Nismes, 8. 10.2 553.**) 
fe Art. 1257. 2060. 
* 4) Zur — — & — —* 1. ſind zwei Zeugen 


beizu 
2) —— über ber Grriotung einer Hinserlegungstafle R. 2. 
i Ku. sr. ia 

- Wenn eine Darlegung für einen untheilbaren Gegen» 
— an mehrere Perſonen geſchieht, ſo iſt, ſo lange nicht alle 
eingewilligt haben, keine Annahme rg — die Ruͤcknahme 
der Darlegung hindern koͤnnte. Caſſ. Ca ..10. 1. 376. 
D. 8. 1. 359. L. 27. 513. 

+ Können die — eines in Sant erklärten Schuldners die 
ae ia * ri Andrei 
zurhdnehmen ? — Berneint. Annalen vi. 182 82. 

f. Yet. 1351. 2034, 
f. Art. 1271. 1278. 1351. 
f. Act. 1247. 1258. Abſ. 6. 1609. 


$. V. 
| Von der Vermögens-Abtretung.***) 
f. Art. 631. 634. **) 


) 251. $. 258. 1). — Wahl des Bahlungsortes, Brauer 


| ) Trefurt 252. $. 258. 2 

* Bon ber Bann. Badar, III, 587. — Roth III. 34. 
”r) In wel ge ber Rechtsvortheil der Rothdurft eintritt. 
uer V. I" 
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259. 


1260, 
1261. 


1265. 
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1265 a.*) BER Be Fr aan As ii or 
+1) In die Kategorie der Unterbaltögelder gehört eine Penfldn®: 
nl: Machforderung.,: Hohnh IEL-58— Die. aus der: Zeit des alten 

Rechtes können nur nath dieſem verjährt werden. Shend Haben 
nach $. 66. des Reichs-Deput-Schluſſes das privilegirkefte Un: 

oc 3. ; terpfand, auf, die, Zandedeinfünfte, eu, It, 63, . 5 

7 HD Dad Sterbquartal iſt kein fortwährender Nabrungegete 
Sp. Ve 113. — Tann als Suͤrrogat des Wittwengehal- 

., 144 ——24 .“ delhin, 


ir reb ıe.-angefehen werden. 114. : 
= 5) Das Witrmengehatt hat ‚die Beſtimmung, den Unterhalt 
einer Wittwe zu fihern. Hohnh. V. 217. Daraus folgt: aber 
nur, daß eine Beſchlagnahme deſſelben ‚nicht weiter ſtatt finden 
oͤnne, als daß der nothduͤrftige Hnterpalt der Wittwe gefichert 
bleibe, 217. f. Es finder alſo hier eine Weirfelagung "Rare, 


rm Fön | b 2 . 
44) Zum I orboukftönehdtee ehoͤrt alles dabjenige was alle 
dder einzelne Gläubiger den Schuldnern, wegen beſonderer Ver: 
ai bättniffe, sum Unterhafte zu. gönnen: ſchuldig ſeyn follten. Hohnh. 
5) Alimentenfahen find nicht vorhanden, wo ein weit über 
die Nothdurft hinausreichender , ſtandesmäßiger Unterhalt ange: 
0, ‚fprodeh wird. Was jemand nachmals als Schadloshaltung 
_ dafür, daß er feineh Unterhalt: in. der: verfloffenen Zeit -anderd- 
©. woher’ bezogen‘; hat, 'von dem Alimentationspflichtigen fordert, 
gehört in die Klaffe der Enifhädigungsforderungen: Hohnh. 
FB VI. 156. f. — Entgegenftehende Anfiht: 157. v; = . 
1967. Die freiwillige Vermögensabtretung eines Schuldners zum 
Vortheil feinen Gläubiger , wenn fie weder ‚die Ueberlaſſung des 
Eigenthums, noch den Auftrag.zu verwalten ober. zn verkaufen, 
ausdruͤtklich enthaͤlt, kann weder als: Ueberlaffung des: Eigentums; 
noch als eine Handlung unbedingter Befreiung angefehen werben 
fie hat, nur. Wirkung,, wie rin; Auftrag, zum Verkaufe, und zum 
Bezuge: des. Erlöfes, fo. viel davon zur Befteiung des Schuldners 
erforderlich ſeyn wird. Colmar. 'S. 20,2. 177. D .19.2. 7.**) 
f. Urt. 1269. re ki Iilıasıy z > n 15 
Die Gantglaͤubiger vertreten. den Gantſchuldner active und 
passive, Sobnd. VI, 40- 43. ua La z 
1. Die Rehtsmwohlthat der Wermögensabtretung muß jedem 
Schuldner verfagt werden, der nicht feine Unglüdsfälle und red= 
liches Benehmen nachweifet, wenn er auch nicht unter die im 
Art. 905 des C. proc. angefuͤhrten Fälle gerechnet werden 
kann. Air. S. 17. 2. 356 — Borbeaur, 8. 22.,2. 60. 
= 2. Ein Schuldner kann nicht darum allein für unredlich 
geachtet, und folglih von der Rechtswohlthat der Vermögens: 
abtretung ausgeſchloſſen werden, weil er fih mit Schleihhandel 


— 


1268. 





+ gr — Sr ch ut rnit 3,1% ö 
Verſchulben in’ Bezug Auf Nothburftereihte, Brauner VI. 117, 
**) Won gütlihen Vermoͤgensabtretungen. —5* V.GS.614. 
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abgehen hat.) Caen. 8.26; 2.235: D. 24. 2,150, L. 79. 4268, 


Art 612. Cieommsld,:S, 8) 
' Urt. 1267. **) 


* Durch den Gantandbruch geht das. Eigenthum ded Vermoͤgens 
| des Gemeinſchuldners auf feine Sfäubiger über. Hohnh V+162. 
239, — Derſelbe erzeugt eine Gemeinſchaft unter, den Gläubi- 
ern, und, zieht alle Sachen an fi, welhe die Schulden des 
ridars betreffen... Hohnh. VI. 143. — vgl. Brauer V. 1225. 
2) Handlungen zur Gefährde der Gläubiger binnen der letzten 10 
age find nichtig. Hohnh. V. 237. 310. 

3) Cessio bonorum iſt nicht ‘gerade eine: cessio dominii oder 
datio in solutum, Hohnh. ‚VI. 41. 

4) an ein Gemeinſchuldner befugt, nach erledigtem Coneurſe, ſchon 
rüber beftandene Anfprüche, melde von der Gantmaſſe nicht 
pe gemacht worden, gerichtlich zu verfolgen? Verneint. 

Annalen V. 60. — RN. Tahrb. IV. 215. 

5) Die Anmeldungdflage  eined Gantgläubigers iſt immer ein di⸗ 
refter Angriff auf den Gemeinfchuldner, und, ein indirefter auf 
die übrigen Gantgläubiger, daher erfcheinen im einem Eoncurfe 
eben fo viele Nebenbeflagte, ald Gläubiger vorhanden find. 
N. Jahrb. IV. 171. — vgl. P. DO. 8. 868. ff. und 921. 

6) Doch wird der — * darum nicht zum Mitſchuldner, kann 
daher dem Elagenden Gläubiger nur folhe Einreden entgegen 
halten, ‚welche entweder dem. Gemeinſchuldner felbft zuftänden, 
oder aus einer, Gefährde des Glaͤubigers und. ded Gemein: 
ſchuldners abgeleitet werden, oder aber, mas den Vorrang be- 
trifft, welche auf einer beffern Dualificarion ihrer eigenen An: 
fprüche beruhen, N. Jahrb. IV, 171. 


f. Art. 195. eh) 


Zweiter Abfchnitt. 
Bon der Nechtöwandlung. 


1. Die Annahme eines neuen Gläubigers, und: felbft die 
Geſtattung einer Zahlungsfrift fürdenfelben, enchält nicht ‚wefent: 
ih eine Rechtswandlung. E. H. Bw. Paris, S. 19. 1. 140. 
D. 16. 1. 664. L. 54. 257. 4 

2. Die Hingabe :von Hanbelspapieren zu Zahlung einer 
Öffentlich beurkundeten Schuld, kann, nach Umftänden, eine Rechts⸗ 
wandlung wirken. — Die Schuld kann als fortbeftehend betrach- 





*) Zrefurt: 440: 8. 499. 

**) Die Güterabtretung gibt den Glaͤubigern fein Eigenthum, fon> 
bdern nur beftimmte Verfügungsbefugniffe.; Brauer V. 1223. 
..***) Gntfagung auf bie Redhtswohlthat der Güterabtretung findet 
nicht ſtatt. Brauer V. 1222. — Den Rechtsvortheil der Noth: 
durſft hat der wieder zu Bermögen gefommene abtretende Schulds 

nee nicht. Brauer V, 122% — Roth III. 3. 180, 
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4271. tet — bis zu —— der Handelszettel. C. H. VBw. Mes. 
8. na. D. 21. 1. 344. 
a Die — von Handelszetteln zu Zahlung eines 
Kaufſchillings wirkt nicht die Rechts wandlung der Schuld, wenn 
in: der Quittung augbedungen ift, daß im Falle der Nichtzahlung 
jener Zettel der Gläubiger in alle feine Rechte wieder. eintreten 
foe. €. 9. Vw. Lyon. 8. 21. 1. 103. D. 19, 1. 17. L. 60. 
ft it rt, 1273. * 4. f.—Bordeaur. R. G. 100 2:8. 
EA R. G. 1837. 2. 144. — Limoges. R. G: 1837. 


Ein Verkäufer, der zur Zahlung des Kaufſchillings 
55 empfängt , wird nicht hierdurch allein, als eine Nects« 
‚wandf ung feiner Forderung vornehmend betrachtet, er kann folg« 

„wenn die, Tratten zu ihrer erh nicht bezahlt werden, 
als nicht befriedigter Verkäufer die Auflöfung des ‚Kaufusrtrages 
verlangen: Paris. 8. 32.2.9. — Nancy. 8: 27. 2. 259. 
ee A Ta 257. D. %. 

* "Die Annahme eines — oder einer Anweiſung auf 
einen Dritten, zur Zahlung des Preiſes einer Liegenſchaft, wirkt 
keine Rechtswandlung im Kaufvertrage zwiſchen dem Verkaͤufer 
und Kaͤufer, obwohl der Vertrag die Quittung über den Preis 
Ku) ft: wenn: nämlich diefe Quittung als fimulirt erkannt wird. 

tn diefem Falle bleibt der: Käufer, wenn der Schein oder 

die nweifung nicht ausgelöfet worden ift, fortwährend haftbar, 

für den Kauffhilling fowohl, als für die Binfen aus 

. die — der Liegenſchaft vorſtellen. C. H. Vw. Lyon. 
8. 29. 1. 28. D. %. 1. 352. 

5. Der Eigenthümer einer Snpothefenforberung, welcher 
Handelszettel ald Zahlung annimmt, wird daflır angefehen, daß 
er feinen Rectstitel in Vollzug fege, und fi darauf berufe, 
ſtatt der Bewilligung einer Rehtswandlung. — Sedenfalls würde 
eine gerichtliche — —— hieruͤber keinen rg zur Caſſa— 
tion geben fönnen. C. H. Bw. Paris. 8. 26. 1. 63.:D. 23. 
4. 340. L. 71. 129. 

7. Die Hingabe von Handelspapieren, als Bahlung \einer 
Schuld, wirkt feine Rechtswandlung, wenn der Gläubiger im 
Befige der Driginalurfunde der Forderung geblieben iſt. Die 
Richter der Hauptfahe haben in: diefem Faue zu erklären, ob 
Rehtswandlung vorliegt oder nicht: ihre Entfheidung in diefer 
Hinfiht kann on Grund zur — geben. C. H. Vw. 
re S. 21. 1. 124. D. 19. 1. 62. 

| Die — = Kaufpreif eines: Holzhiebes in Wech⸗ 
ſeln, — „Werth empfangen”, wirkt dergeſtalt eine Rechts— 
wandlung, daß der Inhaber biefes Wechſels zur Bewahrung 
ſeiner Forderung an alle Regeln gebunden iſt, die uͤber die 
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— ee ri vorgefchrieben find. C. H. Vw. Straf: 1271.- 
19. 9 

es: .. J Schuldner einem Wechſelhauſe zur Zah: 
fung feinee Schuld Gelder zugeftellt hat, und demnaͤchſt ber 
Gläubiger, ftatt diefe Gelder an fich zu nehmen, fich zum 
Empfange eines Wechſels vom Banquier verfteht, fo wird den- 
noch der Schuldner gültig befreit: fo daß, wenn zufällig. der 
Wechſel an feinem Verfallziele nicht bezahlt wird, und der Ban⸗ 
quier in rege geräth, der entſtehende Verluft dem 
Gläubiger allein zu Laft faͤllt, ohne einen —— * —— 
— gegen den — Bourges. 8. 28. 2 27: 


410. Wer, als Inhaber einer von zwei Ehegatten ausge« 
ftellten Schuldnerfchreibung, als Zahlung für das Ganze, und 
von bem Mann: allein, ein dem letztern zugehöriges Haus ane 
nimmt, wird als in eine Rehtswandlung dee Schuld einwillie 
gend betradıtet, und wenn das Haus ihm in der Folge entwährt 
wird, fo bat er keine Klage — gegen die Frau oder ihre 
Erben. Bourges. 8. 26. 2: 221. D. 24. 2. 185. 

11. Wenn ein Verkäufer mit Wiederfaufsvorbehafe ‚. ftatt 
biefen geradezu: auszuüben, das verkaufte Gut mittelft einer 
darauf zum Wortheil des Käufers beftellten Rente übernimmt, 
wodurch der MWiederfaufsvertrag für ungültig und nicht geſchehen 
erklärt wird, fo ift Rehtswandlung in dem Sinne vorhanden, 
daß der Wiederfäufer nur noh ein Recht auf. Bezug der Mente 
bat, und bei nicht erfolgender Zahlung ber Jahreszieler nicht 
verlangen kann, ‚in die früheren Befugniffe aus dem Wieder⸗ 
Eaufövertrage wieder eingefegt zu werden. Douai. S. 24. 2. 247. 
D. 19.2. 72.:L. 59. 343. 

12. Wenn ein famtverbindlihee Mitſchuldner in eigenem 
Namen eine neue Urfunde unterzeichnet, zum Erfage derjenigen, 
welche fowohl von ihm, als feinem Mitfhuldner ausgeftellt war, 
fo: muß die Abfaffung diefer neuen Urkunde nicht als eine Mechts: 
wandlung, fondern als Zahlung der gemeinfchaftlihen Schuld 
betrachtet werben: bergeftalt, daß ber Schuldner, welcher die 
neue Berfchreibung bewilligt hat, von feinem früheren Mitſchuld⸗ 
ner den Ruͤckerſatz der Haͤlfte der aͤlteren Mn RR 
verlangen kann. C. H. Bw. Lyon D.17. 1. 358. L. 55. 

Die Rechtswandlung einer Spielfchuld (durch he 

eines neuen Gläubiger an die Stelle des alten) macht bie uns 

ige Verbindlichkeit nicht zu einer gültigen, wenn es nur 

brigens verläßigt ift, daß ber neue re vom wahren Urs 

Fans der zer Kenntniß hatte. C. H. Vw. Paris. S. 27. 
1. 66. D. 25. 2. 75. L. 78. 495. 

(14) Ei Arbeiter, welcher als Zahlung der von ihm an 
einem Sahrnißgegenftande gemachten Ausbefferungen einen Wechfel 


19° 


4271. 


1272. 
1273. 
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annimmt bewitkt .eine Rechtswandlung mit ſeiner Forderung, 

und verliert folglich jedes TEN ao! denn ausgebefferten 

Gegenftand., yon. J. 19. S. 1834. 2. 29.*) — f. Art: 2102, 

‘+ 1) Novatio cam delegatione ex consensu: ihre been > 
Hohnh · I. 266. f. — Durch Verweiſung eines Maflegläubige 

a einen Mafeihuldher wird Feine. privative Novation begrün: 

et. end. 271. ” 

3 Die drei Ben der Rechtömandlung. Hobnh. Vin. 56. mob 

- auch Hohnh. IV. 350. — Sie bringt Feine Rechtswirkung her 

vor wenn bie urfprünglide Mebereinfunft auf einer unrich— 

gen oder unerlaubten Urſache u. (3. B. — einer —* 

ſchuid). Hohnh. VIL 56. — f. Nr. 13. d. €. - 

A Art. 1124. \ 

Die Frage, ob irgend ein Rechtsgeſchaͤft Reditsivand: 

funa ar babe, iſt Eeine rein: thatfächliche ; und: der Einficht 

er Gerichte, zur Auslegung überlaffene Frage: ein: Ierthum ıder 

ihr in. diefem Punkte. kann ei Umftänden: Ser be: 


‚gründen. - „Ef. Paris. S. 27.1. 6. D. 25: 1. 368.: L. 80. 256. 


' Sm’ entgegengefegten Sinn entfchieden. — Insbefon- 
ben: die Gerichte können eine Rechtswandlung datin ſehen, 
wenn ‚eine Schuld in eigenen Wechſeln, vom: Schuldner ausge: 
ftellt, an. die Stelle einer ältern Schuld gefegt wird, welche auf 
einer ‚Abrechnung oe. mit Aufhebung und Duittirung: det 
— Urkunde. C. H: Vw. Guyane. 8. 28 1. 294, 

».26. 1. 95. L. 81. 31. 

+ 3... So koͤnnen die Gerichte nach Sachverhättniffen: und 
Umftänden entſcheiden, daß der Glaͤubiger, welcher ſtatt des 
Geldes: aus. der. Hand eines, ihm vom Schulbner angezeigten, 
Dritten eine Anweiſung oder Wechfel zur Zahlung: feiner For—⸗ 
derung angenommen, damit eine Rechtswandlung der urſpruͤng⸗ 
lichen Schuld, durch Annahme eines neuen Schuldners‘ An bie 
Are: des alten, bewirkt habe. E.: 9. Bmw. Bourges. 8. 30. 
4, Wenn ein Unterpfandsgläubiger zur. Zahlung “eigene 
Wechſel empfängt und erklärt, daß dieſe quittirten Mechfel als 
Abfhlagszahlungen der Forderung angenommen: werden ſollen, 
ſo iſt dieſe Art von Quittung eine bedingte, und wirkt keine 
Rechtswandlung. Der Glaͤubiger behaͤlt folglich ſein Unterpfands⸗ 
recht, und die damit verknuͤpften Vorzugsrechte, zumal wenn die 
un zur —— nicht bezahlt werden ſollten. Paris, S. 
7,2. 1155. L. 8. 553. 

5. De Snpaber einer. öffentlichen Schufburkunde: nd 
eines. Pfandeintrages, ber in der. Folge von — ee 


2.2 


) Bon. der Novation oder Redhtsmanpfung. "Bader. Ik 393. 
Brauer V. 934—936. — Neuer Sqchuldſchein als Rechtswand⸗ 
DR N Btaner VI. I18Roth III. 472, | 
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Wechſel ohne: einigen Vorbehalt annimmt, bewirkt» eine Rechts⸗ 
wandking. in: feiner Forderungsi der: frühere eingetragene Rechts 
titek iſt erlofchen ; » und die ahlung der Wechſel kann bis zum 
Striche des Pfandeintrages verweigert werden. Paris. 8.164 
2. 91. L. 41. 347. U \ Kr au, 
268; Ein. Verkäufer von Liegenfchaften, der: in ‚eigenen Wech: 
fein, mit, dem in feinem Vertrage beſtimmten Kaufpreife ‚bezahlt 
wird, und ber Quittung ausſtellt, „daß die MWechfel bezahlt 
ſeyen,“ hat von nun an feinen NRechtstitel mehr in den Wech— 
ſeln, als in ſeinem Vertrage zu ſuchen. E. H. Bw; Bordeaux. 
S: 11:1: .205. D. Y 4. 335. L. ‚30.449. — Bourges R.. 
6.1837: 2,439. O © un 47. REN 
1:3 (64 bi Im entgegen‘ gefegten Sinn entſchieden. Wenn 
dieſe Wechfell den Kauf als die Urſache der Schuldurkunde ber 
nennen, fo behaͤlt der Verkaͤufer, der Annahme der Scheine 
ungeachtet, alle ihm in jener. Eigenfhaft zuftehenden Klagen. Li: 
moged: J. 19.8. 1835. 2. 21. - € 9. Bw.) Zouldüfe. R. 
6.48 Ts oo. TRRLFE 
72 Wenm durch ein. beſonderes Gedinge' des Vertrages der 
Käufer! fich verbindlich gemacht hat, feinen Kaufſchilling in Wech⸗ 
ſeln zu bezahlen, ſo folgt ‚hieraus keine Rehswandlung , ober 
daß; der: Käufers keinen Kauffchilling mehr fchulde, ſondern Schuld: 
ner für: Handelspapiere geworden ſey. Caſſ. Amiens. 8.13. 
1.451: Di: 9. 1::463. L:32..13% —ıf. Art. 1271Nrà2 Fi 
ei Ein Verkäufer ,.. welcher in die Beftellung einer Mente 
zur Vertretung: des Kauffchillings einwilligt,  bewirfe Feine 
Rechtbwandlung; ‚er‘ wird‘ nicht. dafuͤr betrachten); daß er den 
Kaufſchilling im Wege einer Fiction erhalten habe, und erkann 
im; Falle nicht Ierfolgender Zahlung : der. Mente, die Aufhebung 
des Verkaufes verlangen, 'twie er e8 :bei Nichezahlung des Kauf: 


ſchillings thun koͤnnte. Paris. 8. 17. 2.4. D. 45.2.9. L. 
45,378. .—. Im entgegen ‚gefegten Sinn entfchieden, Bordeaur. 
R,+B Bash. 38 7* 
9. Ein Gefchenfgeber , der bei der Keffion, welche vom 
Geſchenknehmer einem Dritten gemacht wurde, intervenirt, und 
ſich gegen den Eeſſionar perfoͤnlich zur Zahlung der geſchenkten 
Stimme verpflichtet, U nicht befugt, in "der Folge dem Geffionar 
die } Unsärtigfeit „der Schenkung aus. Abmangel der ‚Annahme ent: 
gegen: zu. fegen ;. in dieſem Fall iſt der Geſchenkgeber gegen den 
Geffienar verpflichtet, nicht Fraft der Schenkung, fondern Eraft 
der neuen Verbindlichkeit, die er übernommen hat. C. H. Bw. 
Bourges. S. 23. 1. 255. D. 21. 1. 86. L 66. 81. 
10. Ein Erkenntniß, welches einem Dritten im Voll: 
firestungamege. hefiehlt, den Vollftredungsfläger: zu beftiebigen, 
wirkt Peine Rechtswandlunge in dem Sinne ;) daß ein neuer Glaͤu⸗— 
biger an die Stelle des alten geſetzt wird. — Der Vollſtreckungs— 
klaͤger behält, jenes Erkenntniffes ungeachtet, ſtets das Recht, 


1273! 


> 
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1273. gegen feinen ürfprünglihen Schuldner tüdzugreifen. — Die 


einzige Wirkung des Erkenntniffes ift, ihm bis zum Betrage 
der in Beſchlag genommenen Summe ſtatt eimes Gläubigers 
beren zwei zu geben. Nismes. S. 30. 2. 19. D. 27. 2. 276. 

f. Art. 1271. 1276. 1967. 

(11) Eine Rehtswandfung kann aus wichtigen, treffenden 
und übereinftimmenden Vermuthungen gefolgert werden, aus 
Thatfachen ober Umftänden hervorgehend , welche auch außerhalb 
der Urkunde gefchöpft werden Eönnen (wenn anders der Anfang 
eines fohriftlihen Beweiſes vorhanden); es ift nicht unbedingt 
erforderlich, daß die Urkunde felbft Spuren der Rechtswandlung 
enthalte. — Die Beſtimmung des Art. 1273. hebt die allger 
meinen Negeln des Code über den Beweis m Erlöfhung ber 
— — nicht auf. C. H. Vw. Paris. I. 19. S. 1834. 
1: *) — f, Art. Far — 6, * Bw, Dijon. Ebend. 
— — Rouen. J. 19. 8. 1835. 2. 36 

(12) Wer in feiner Perfon eine — Eigenſchaft ver⸗ 
einigt, z. B. die eines Actieninhabers und des Unternehmers 
bei einer Geſellſchaft, und bei einem Vertrage mitwirkt, bei dem 
er in dieſer doppelten Eigenſchaft betheiligt ſeyn kann, ohne jer 
doch zu erklaͤren, in welcher derſelben er den Vertrag eingehe, 
iſt nah Umſtaͤnden fo anzuſehen, als wenn er nur in einer dies 
fer Eigenfchaften gehandelt, und mit feinen Berechtigungen in 
der andern Eiyenfchaft in Feiner Dinfiht eine Rechtswandlung 
vorgenommen hätte. — Wenigftend würde das Urtheil, welches 


nach Erwägung der Umftände der — fo entſcheidet, dee Caſ⸗ 


.. nicht ausgefegt feyn. CE. H. Bw. Riom. R. G 1836. 


+ 1) Rechtswandlung kann nur durch ausdruͤckliche Ertlaͤrun 
Schuldner freigeben zu wollen, nicht ſtillſchweigend, d 
ae Facta gefhehen. Hobnd. 1. 18. |. — f. Nr. 2. nt 


2) Acte hätte bier (im Zanbreche für Baden) nicht durch Ge 
bäft, fondern durch V riarel bung**) überfegt werden 
ollen. Hohnh. II. 20. v t 382, 

3) IR Abre Er Novarion? — N kommt bier darauf. am, 

dem Web FF des Saldo auf neue Rechnung (Conto — 
rent) die klare Abſicht der Parteien vorliegt, dem Schuldner 
‚den Saldo nicht ald Def huld aus früherer — ſon⸗ 
dern als eine bei der Abrechnung uͤbernommene neue Sauld 
rg als ae Darleihen, zur Laft zu fchreiben. — —* 
— 


*) Laukhard II! 372. 
*») gichtiger wohl Urkunde. In fehr rielen Fällen Tann Aete 
re — ober " Reh — 
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4) Nachlaß an det Summe gehoͤrt nicht unter . die ündlungen, 
welche eine Rechtswandlung bewirken. , Hohnh. —— uꝛra. 


A: Die Ueberweifung bewirkt feit dem ‚Code eine Nechts«- 1275. 
wandiung mehr. Ein uͤberwieſener Schuldner kann daher. dem 
Gläubiger, zu deſſen Gunften die Ueberweiſung gefchehen iſt, 
die nämlihen Einreden eritgegen fegen, die er gegen den Haupt: 
gkäubiger etwa hatte, ‚felbft wenn er in der Schulburkunde fich 
verpflichtet hätte, an den erften zu zahlen, und wenn ev feine 
Gier, ohne Vorbehalt, mit Unterpfand: zu Gunften bes überwies 
fenen — belaſtet haben ſollte. Turin. S. 12. 2. 282, 

D. 10. 2. 111 

9. Bor wie nad der Befauntmachung des Code war. eine 
einfache vom Gläubiger angenommene Ueberweifung ungenfgend, 
um Rehtswandlung und die Entlaftung des Schuldners zu bes 
wirken, weil zu Hervorbringung einer Rechtswandlung zu jeder 
Zeit. erfordert murbde, daß der Mille, den urſpruͤnglichen Schuld: 
net. zu befreien, fü klar fey, daß er nicht in ragt gezogen 
werden koͤnne. C. H. Bw. Rouen. D. 17. 1. 

3. Eine vom Schuldner angenommene — be⸗ 
wirft Rechtswandlung. Nismes. S 16. 2. 335. L. 43. 227. 

| Ein Käufer, welcher in feinem Vertrage fh anheiſchig 
macht, einen Theil des Kauffchillings an einen Dritten zu zahr 
len, welcher die Ueberweifung annimmt, gebt hierdurch gegen 
biefen Dritten feine unmittelbare und perſoͤnliche Verbindlichkeit 
ein; er iſt in Hinſicht deſſelben nur in ſeiner Eigenſchaft als 
Kaͤufer haftbar. — Wenn er daher, vo Unterp and laͤubigern 
belangt wird, welche den Betrag ſeines Kau —3 —** 
nehmen, fo ann er die Zahlung der dem uͤberw fen Slubi: 
ger Ihufdigen Summen verweigern, ganz fo, wie er in BEE, 

alle die Zahlung dee ae dem Verkäufek LE vet: 
eior könnte. Toulouſe. 252. D. 27. 21 4.L 


5. Ein Verkäufer, der die ihm von feinem Käufer’ gefce: 
bene, Ueberweifung: einer Perfon angenommen hat, welhe an 
der Stelle diefes Käufers: bezahlen muß, kann nicht gegen den 
übermweifenden Käufer rüdgreifen, ohne vorher; den uͤberwieſenen 
Schuldner ausgeklagt zu haben. Bordeaux. S. 17. 2.229. \i .oscı 
Die Abtretung der Schuld eines Dritten an Zahlungs: 
ftatt bewirkt Rechtswandlung, wenn aus der Urkunde hervorgeht, 
daß der Schuldner der Forderung: guͤnzlich entbunden, und, ber 
Gläubiger Eigenthuͤmer derfelben geworden fen, ſelbſt wenn leg: 
terer nicht — erklaͤrt batie daß er den Schuldner be⸗ 


— * ud Ni, n 1 untgın 
) BEER Brauer V. ash. url, " 
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1275. freien wolle, "ber: die. Ueberweiſung gemacht hat, und wenn die 
Darteien fi) des Ausdrudes Anmweifung bedient haben folls 

ten, um bie Webertragung der Forderung zu en, C. 9. 

Bi. Montpellier, 8. 19. 1. 35. D. 16. 1. 407. L. 52. 433. 

* Art. 1121, 1234. 1250. 1273. 1277. 1295. 16. 


Mn Zur Vollkommenheit einer Rechtsuͤberweiſung iſt nicht 
unerlaͤßlich, daß ber übertoiefene Gläubiger bei der Urkunde mite 
gewirkt habe: es genügt an einer fpätern Annahme von feiner‘ 
Seite;“ — und diefe Annahme fann aus einem Zufammenwire 
ten von Urkunden und Thatfachen, zu welcher der überwiefene 
Gläubiger mitgewirkt hat, gefchloffen werben. = H. Vw. Par 
er J; 19. S. 1834. 1.504. — Montpellier. R. G. 1833. 2. 

426. 9) — f. Art. 1 

12758. **) ° 
1276. . Art. 1695. ***) 
1277. 1. Kine ohne Zuziehung des Glaͤubigers gefchehene Zah: 
— befreit, den Schuldner nicht. Paris. S. 25. 
1 Ä 


2.88 ift Beine Zahlungsanweifung im Sinne ded Ge: 
fege3 wenn der Verkäufer den Käufer beauftragt, an einen 
Dritten eine Grundtente zu zahlen, welche er Tediglich auf das 
verkaufte Grundftücd ſchuldet. — Anders würde es fich verhalten, 
wenn ber Verkäufer fih mit allen feinen Gütern zur Zahlung 
der Rente ———— verpflichtet hätte. Caſſ. Seine infer 
rieure. S. 1. 2. 6 .1. 345. L. 1. Nr. 23. **) | 

f. Ar. 1121. 280. 2112. 

1278, 1. Wenn eine Forderung, in einer Leibrente beftehend, 
kapitaliſirt worden ift, fo kann die Ältere Hypothek, unter Eins 
wilfigung der Parteien, nad ihrem Datum und ihren Vorreche 
ten unverändert bleiben, zumal unter den er 6; 
H. Vw. Paris. S. 15. 1. 201. D. 13. 1. 218. L. 14.7 

+ Die Unsiganblung eines Kaufihillingd in ein gersindliche Dar: 
leiden ift ein Fall der objectiven Novation. Die für den Kauf: 
chilling auch anbebihgt eg an nv Debut erlo⸗ 
HH Annalen I. 257. ſ. 8. ©. 2039. m: 
un gefegte —* Ebend. 1 

1279, 1) 


*) Widerklagen der re Brauer VI. 119. 
"+, Trefurt 252. $. 259. 
**) Rechtsübermweifung. Brauer V. 937. J— 
”*+*) Zinsempfang von angewieſenen Schulden. Brauer VI. 120, 
+) Einftehen für andere... Brauer V, 939 f. 
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„4. : Der. Vorbehalt: ift gültig; ben: ein Gläubiger durch eine: 
mit dem Schuldner errichtete , Rechtswandlungs-⸗ Urkunde auf 
die Guͤter des Buͤrgen ſich gemacht hat, ſelbſt wenn dieſer nicht 
beigetreten iſt, a nahmals der Schuldner ‚Erbe des Buͤrgen 
wird. Paris. 8. 5 2, 591. L. 11. 71. 

„2. . Die, ferbft vom, Gläubiger veranlafte,, Gollocation ift 
keine Zahlung, fondeen : nur eine Bahlungsanteifung ; folglich 
hört die Verbindlichkeit. eines Bürgen darum: nicht “auf, weil die 
Güter des Hauptfchuldners verkauft, und der Gläubiger vor 
zugsmeife collocirt worden. ift. — Dem Gläubiger. kann nicht 
zugemuthet werden, von feiner GCollocation Beinen Nuben zu zie⸗ 
hen, — ſich an den ſamtverbindlichen —2*8* zu halten. Col⸗ 
mar, 8 . 17. 2. 41. D. 13: 2. 119. L. 45. 236. 

27 Art 1285. 1287, 1294 1301. 3 WORDINNE 


Dritter‘ Abfehnit, ee 
‚Won ber Erlaffung der Schuld. , ; i 


"4. Um bie freiwillige Rückgabe neh irrspäftihen 
——— und folgeweiſe die Befreiung zu begruͤnden, 
genuͤgt es nicht allemal, daß die Urkunde ſich in der Hand des 
Schuldners befindet. Der Beweis des —— kann aus 
den Umſtaͤnden gefuͤhrt werden. Caen. 8. 30. 2. 215. 

(6()b. Ohne daß es noͤthig wäre, aus uſprechen daß der 
Schein ſich nur in Folge von Betrug. oder Gefaͤhrde in ber 
Tr Schuldners befinde. C. H. Vw. Paris. R. G. 1833. 


(6() e. Oder in Solge eines Verſehens. C. ». Bio, Niom. 
J. 19. 8.1835. 1. 805 805. *) 

2. Die Erlaffung einer Schuld: iſt eine Freigebigkeit be⸗ 
ſonderer Art; dieſelbe kann unter Bedingung, und unter Vers 
ul land eines Dritten geſchehen ſeyn. — Wenn daher ein 

Gläubiger, in Vorausſicht einer, Gefahr, ‚einem. Dritten eine 
Quittung: zuſtellt, um e dem, Schuldner auf den; Fall des To⸗ 
bes des — zu uͤbergeben, ſo muß die Freigebigkeit ihre 
as haben. C. H. Bm. Limoges, S. 23..1..238. D. 21. 

EL 67, Rt 5. 23.2.,113, : fu Art. 893. ' 7 
12 Wenn ein Schuldner. feinem. GT ubiger eine ‚Quittung 
zuruͤckgibt, ſo hat dies nicht die Wirkung, die ſchon vorher dur) 
Zahlung erlofchene Schuld wieder aufleben zu machen, und die 


ni Summe in ‚ein DandpefürnE, | zu ana / „jo daß 


— At 
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1282. man aufs Neuer die Zahlung der urfprünalihen Schuld begehren 
förmte.  Grenebfe, S.26, 2. 195: L. 75: 2365. *) ur 


+ I) Verzicht wird nit vermuthet. Hobnd. IT. 77. IV, 261. — 
# N lhre von demfelben mird m $. R. nicht befonderd abge 
bandelt.e. Hohnh. 11. 78. 
Stillſchweigende Verzichtleiftung erfordert eine genaue Zufam- 
menftelung und rüfun der Handlung ded Verzichtenden, um 
den Beweis der hlußfoige iu — Hohnh. III: 2350: 
„& ne Drandiänen ded alten Rechtes firenge zu erklären 
en 


4) Wo die Urfunde nit Freiwillig zurüdgegeben wurde, kann 
ein Nachlaß der Forderung angenonmen werden. Hohnh V 151. 
5) Wenn der Beklagte im Befige der Rechtsurkunde ift, wenn 
diefer Beſitz eine  gefegliche mutbung der freiwilligem 
Zurüdgabe derfelben begruͤndet, ſo kann dieſe durch eine bloße 
praesumtio hominis auf Seiten des Klaͤgers nicht entkräftet 
werden. Hohnh. VII. 88. ns 
6) Segen die geieglibe Vermuthung, paelibe aus der freimilligen. 
Zurüdgabe einer Privaturkumde 'entftebt, if fein Gegenbemweid 
zuläffig, wohlaber bei der Zurücgabe einer Öffentlichen Urkunde, 
Hohnh. VII. 92. 248, — Entgegengefegte Anfiht. Ebend. 89. 
218. — f. Rr.1.1b.1c,d. &. h 
7), Wo die Zurüdgabe einer Rechtsurkunde nur in: Gefolge ) einer 
Umtaufhun pegen eine andere Rechtsurkunde —JV — 
aber nur eine bedingte Zahlung enthaͤlt, Fällt der Sclu 
auf Nachlaß hinweg. Hobnd. VII. 94. Kiste 
8) Die Frage, wann der Fall’ der freiwilligen Zuruckgabe einer 
oͤffentlichen oder. Privaturfunde vorliege, und ob folder! ind« 
‚defonhere da anzunehmen fen, wo. der Schuldner im Befite 
der Urkunde iſt, follte im Geſetze nicht entfchieden, fondern der 
aus den Umftänden ded einzelnen Falles zu fdöpfenden Ent, 
——— des Richters uͤberlaſſen werden. Abhdl. Annalen V. 
9) Der Schuldner, welcher eine Einrede auf L.S. 1282. oder 
1283. gründet, bat nicht bloß den Befig der: Schuldurfunde, 
fondern auch die Thatſache zu bemeifen, daß er: diefen Beſitz 
durch eine abe han ded Gläubigers erlangte. — Wenn, 
& aber diefen Beweis geführt bat, fo wirkt derfelbe nach dem 
uchſtaben der genannten Gefehe ine praesumtiö juris et de 
jare hinfichtli der Privaturfunden, hinſichtlich Öffentlicher Urs 
kunden dagegen eine einfache, Gegenbeweis zulaffende Nechtd- 
vermurhung. Ebend; 265. | ;" 


1285. Der in einem Ganfvergleid) einem zahlungeunfähigen Shult 
ner „ felbft ohne Vorbehalt, bewilligte Nachlaß mitteift Zählung 
einer Dividende, befreit weder den Buͤrgen noch den Samt: 
fhuldner, — Der Gläubiger behält feinen Rüdgriff gegen letz⸗ 


*) Bom Erlaffe der Schuld — einer Art Berzichtleiftung. Zadar. 
II. 3234. — Nadjlafverträge, Brauer V. 918. — Zurüdgabe 
gezahlter Berbindlichkeitsurfunden. Brauer VI. 121. — Be: 
weislaft der freiwilligen Zuruͤckgabe eines Schuldſcheins. 
Brauer VI. 135. 
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ton für den Theil det. Shum £ den’ der nn nicht 1285. 
beridytige hat. Lyon: 8. 26. 2, 283. D. 24 2. 216. 
‚fe Art. 4210. 1234. 1281. 1387. C: c. 18 C. comm. 
fi Att. 2072. 2073. 2076. | 0.11 1286. 
1: Die Zurüdgabe, welche der Inhaber eines Wechſels zu 1287. 
Gunſten des Wechſelgebers bewilligt, kommt dem Wechſeluͤber⸗ 
geber (endosseur) nicht zu ſtatten, wenn der Inhaber die Vor⸗ 
ſicht ausdruͤcklichen Vorbehaltes beobachtet hat. — Der Wechſel⸗ 
uͤbergeber iſt nicht befugt, zu behaupten, daß er nur Samtbürge, 
daß er nur huͤlfsweiſe zu zahlen ſchuldig ſey, daß folglich ſeine 
Verbindlichkeit ſich geendigt habe, wie die Schuld des er 
gebers m. fey. 6. H. Vw. Poitiers. 8. 18. 1. 1. D. 15. 
L. 230. L. 49. 193. 
2. Der freiwillige Nachlaß ;' welcher dem Wechſelͤberneh⸗ 
mer vom Inhaber bewilligt wird, befreit denjenigen nicht, der 
dieſen Wechſel zu Deckung einer Schuld gegeben hat: hier finder: 
Art. 4287: Anwendung, nach welchem die bewilligte Befreiung 
en bee Hauptſchuldner nicht — Ca. Amiens. 
1 


3. Die ‚ohne Vorbehalt bewi te: Erlaffung dee Schuld 
oder Befreiung: eines zahlungsunfaͤhigen / Schuldners nach 
dem Gantvergleiche, welche von einem Unterpfandsglaͤubiger 
geſchehen iſt, befteit den Dritten, Bun unterpfändliche Buͤrg⸗ 
fchaft geleiftet hatte. Vordeaux. 5. 77.2 . 6%& D. 25. 2. 200. 

(4) Der Nachlaß seines Theiles der Syutb, in einem’ mit 

dem Schuldner abgefchloffenen Gantvergleiche, iſt kein Freimwite 

liger Nachlaß; weicher dem Bürgen zu ftatten kommen tannte 

Lyon. R. G. 1833. 2 429. *) — 

ſ. Art. 1281. 1288: 0.0 +:d48, 140. C. comm. un 
Art. 1236. | 1 1288, 


vierter Abechin 
Son Ki Wettſchiaguug. 


| 1. Die Wettſchlagung Eraft Geſetzes in Beräphe Pr 1289. 
1289. ff. findet ftatt, ‚obwohl die Forderung des einen Glaͤubi⸗ 

gers vollzugsreif if, und die des andern nur auf einfacher Ver— 

bindlichkeit beruht. C. H. Vw. Rouen. S. 6. 1. 73. D. 4.2. 

1. L. 13. 245. 


8. ‚Die Mettfchlagm Finn vom Schuldner eines Han 
delspapieres ceereſatut wer 8 wenn detlent⸗ ‚wein, Be, 
— uf 

* Drefurt * &, 260. ⸗ ms un Bo der —28& 

Neſtes. Beau VL 122. 
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1289,: Zahlungs: verlangt; nicht sein dritter Inhaber iſt — Der Um⸗ 
ſtand, daß die wettzuſchlagende Forderung erſt aus einer richtig 
zu .ftellenden Abrechnung hervorgehen, ſomit nicht als bereits 

‚ut richtig erſcheinen koͤnne, gibt keinen Caſſationsgrund ab. C. H. 

Vwa Leetoure S. 15. 4. 197 D. 13. 1. 65. L. 42. 184; 
Wenn win Schuldner aus Wechſeln dieſe durch eine 
Schuldyerſchreibung erſetzt hat, mit der Bedingung fuͤr den 
Glaͤubiger, die Wechſel ‚einzuziehen, und den Schuldner gegen 
jede gerichtliche Verfolgung in dieſer Hinſicht zu gewaͤhrleiſten: 
der, Gläubiger aber ‚beim: Verfall einer dieſer Tratten nicht voͤllig 
aus der Schuldverſchreibung befriedigt iſt, ſo kann er aus dies 
ſem Grunde i die verſprochene Gewaͤhrleiſtung nicht vetweigern, 
und behaupten, daß eine Wettſchlagung zwiſchen dem Bettage 
ber. Tratte, und dem aus dem Schuldſcheine uͤbrigen Reſt ein⸗ 
trete; diefe: Wettſchlagung kann nicht ſtatt finden, weil er Glaͤu⸗ 
biger desjenigen iſt, der den Vertrag ausgeſtellt hat, und Schuld 
ner des Inhabers der Tratte Aix. S. 17. 2.: 420. Di 45. U 
152.:4,514.285. .:.ör.;.. 3 vi ; F ut 

I. Wer dur DVermittelung eines Dritten einen! Schein‘ 
erhalten bat, ; um deſſen Verwerthung im Intereſſe des Eigen: 
thuͤmers zu veranſtalten, kann nicht die. erhobene Sunime mit 
demjenigen -mettfchhlagen ;. was jener Dritte ihm fehulder ; zumal 
wenn der Schein von dem. Eigenthümer: unmittelbar: auf "feine 
Ordte ausgeftellt worden iſt. Er war in der That der. Gewalt: 
haberndes Eigenthuͤmers, und. nicht der deitten Mittelsperfon. 
Caffs: Paris: :8. :20.,1::143.: Di 18.1: 77. L. 57. 96. 1» 
sd; Wer durch Vermittelung eines Beauftragten (Mäklers): 
Zratten empfangen hat, welche auf Dedre dieſes Beaufttagten, 
um fie. zu unterhandeln, ausgeſtellt ſind, kann nicht den! Be: 

„ur teag der Zratten mit dem mettfchlagen, was ihm: allenfalls 
ber Beauftragte fhuldig ift. — Er kann nicht vorſchuͤtzen, daß 
er nur gemeint habe, mit dem ‚Beauftragten in deffen eigenem 
Namen zu verhandeln,, Und daß et ihn als Eigenthümer der 
ar nie Caff. Pau. S. 25. 1. 211. D. 23. 1. 11. 


. „7. Der Schuldner aus einem Zettel auf Inhaber Fann 


EEE 


ſchlagung, welde ſogar dem Ceffionar ‚des ſchuldneriſchen Mit: 
erben entgegen gefegt werden kann, obwohl» die Einrede der 
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Wettſchlagung erſt durch das Thatverhaͤltniß des Zuſchlages/ did. 1286. 


einer ſpaͤtern Zeit als die Ceſſion, ihren ge geneinmen 
Gar Bordeaux! S8. 27.2: 159: D. 25.2. 151 

9.2 Die ehefteuetliche Fahrniß einer Frau kann nach Auf⸗ 
loͤſung ber Ehe: von ihr zuruͤckgefordert werden, ohne: daß eine 
Wettſchlagung mit den Zahlungen, welche etwa ihr Marin für 
fie gemacht ‘hat, ftatt findet: — wenn es fich uͤbrigens nur nicht 


von der Zahlung. folder: Schulden handelt, welche Alter find, 


als die Ehefteuer, oder zu beren Abbruch gereichen Zeutcup. 
8. 27. 2.:206:*) 
1: . Wenn gleich die Wettſchlagung vom Gerichte nur fuͤt⸗ 
ſorglich ausgeſprochen wurde, fo tilgt fie doch— wenigſtens -zur 
Zeit die Forderung: deſſen, gegen den fie zugelaffen: wird und 
ſtellt folglich ſchon um deßwillen alles Be ein, wel⸗ 
— auf die — eingeleitet war, ©. H. Vw. Grenoble. 
S. 7. 1. 4383. D. 5. 1. 4533. L. 18. 561. © 

3 Wenn ein Schuldner Ceſſionar einer Foderung⸗ gegen 
feinen : Gläubiger geworden iſt, fo »rgibt ſich kraft Geſetzes vom 
Augenblicke der Ceſſion, und bezuͤglich auf beide Schuldner, eine 
Wettſchlagung, wodurch gegenſeitig beide Schulden bis zum Be 
trage, worin fie einander gleichkommen, erlöfchen.- — “ Jh- dies 
fem alle ift nicht nothwendig, daß die Ceſſion dem Cedirten 
Schuldner ‘vorher bekannt gemacht —— damit ſie in Bezie⸗ 
2 — ihn Wirkung habe. "Grenoble, 8 29 2. 70: D. ER 


4. Die Einrede der TRsttfähfagung.t Kann in diefem. ‚Fa 
felbft einem: Dritten entgegengefegt werden, dev ſeitdem Eeffionat 
der Forderung geworden ift, —— der: Cedirte ſchuldet. Boͤr⸗ 
bonus. $..29. 2. 220..D. 27. 2.209: "f. Aeti-1690. 

5. Wenn ein Individuum zugleich: Gläubiger und Schuld: 
ner: derfelben. Perſon fuͤr "gleich wichtige‘ und‘ zahlbare Schulden 
iſt, fd erlöfchen durch die in dieſem Fall eintretende Wetiſchla⸗ 
gung kraft Geſetzes ſeine Forderung und ſeine Schuld bis zum 
betreffenden Betrage dergeſtalt, daß keine. von beiden wieder 
aufleben kann. — Man wuͤrde daher: die Schuld: nicht einfordern 
können‘, obwohl berfelbe: feit erfolgter MWettfchlagung eine Ueber⸗ 
vweifung ‚der Schulbforderung gemacht hätte, und folglich Als! auf 
die —— verzichtend betrachtet werden koͤnnte. C. H 
Vw. Riom. S. 26. 1. 151. Zu br 

6. Da die Wettſchlagung Eraft Geſetzes einttitt, feige ohne 
Wiſſen der Betheiligten, und beide Schulden in dent‘ Augen⸗ 
blicke, wo ſie einander gegenuͤber ſtehen, erloͤſchen, ſo folgt 
hieraus daß ein Srutiger ih. gleichzeitig SH ur 





u ie | Begriff der Bettfälagung. ‚Baer. II, 325. 4 _ — —— 
71 des undanks.Brauer VI. 123 


1290. 
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4290. ſtaͤrkeren Summe mar, und fie gänzlich berichtigt hat, ohne bie 
MWertfchlagung vorzufhügen, keine Klage auf Zahlung feiner 
Schuld mehr hat. Es bleibe ihm nur bie eondietio indebiti, 
um *** ‚ was er nah dem Erloͤſchen feiner Schuld 
zur Ungebühr bezahlt hat. Pau. S. 27. 2. 126. D. 25. 2. 107. 

6b. Awifhen der Forderung und der Schuld eined Vor: 
fichtserben tritt die Wettfhlagung nicht Fraft Gefeges ein, fon: 

bern erft vom Augenblid an, wo biefelbe in Anfpruc genommen 
wird. yon. S. 31. 2. 229, —— 
. Dem Käufer, welcher feinem Verkaͤufer einen Theil 

des Kaufſchillings abgetragen hat, und ſich genoͤthigt findet, den 

Unterpfandglaͤubigern feines Verkaͤufers den naͤmlichen Anthell 

des Kaufpreiſes zum zweiten mal zu zahlen, muß verſtattet 

werben, von dem, was er bezahlt hat, und bis zum betreffen- 
den Verhaͤltniſſe, als Wettſchlagung die Binfen am Reſte des 

Kaufſchillings einzubehalten, welche vor der Aufforderung, zu zah⸗ 

fen. oder abzutreten , verfallen find. "Umfonft würden die Gläus 

biger ſich auf ihr Unterpfandreht an den veräuferten Liegenfchafe 
ten berufen. Die vor ber Aufforderung entftandenen Zinſen ge: 

hören den Dandfchriftgläubigern des Verkaͤufers. Caen. 8. 27. 

21, D. 25. 2. 29. 


8. Die Verjährung einer Schulb hört in: dem Augenbiid 
auf zu laufen, wo Wettfchlagung eintritt. — Folglich kann 
man fih nicht auf die Verjährung berufen, wenn fie nicht ſchon 
in dem Augenblid umlaufen war, wo die MWettfchlagung flatt 
fand, wenn auch gleich die Wettfhlagung erft nadı Ablauf der 
Veriährungszeit entgegen gefegt wurde. Caſſ. Angouleme. 8. 
19. 1. 279, L. 55. 338, | 

9. Die Wettſchlagung gefchieht kraft Gefeges, der ordent- 
fihen Regel gemäß, zwiſchen den perfönlichen Forderungen des 
Bormundes an feinen Pflesbefohlenen, und ben Geldern, die gr 
auf Rechnung des Iegtern einnimmt, Zouloufe. 8. 32. 2. 494. 
ſ. Art. 1298. 

(11) Ein Gläubiger, der für feinen Schuldner, und in 
Kraft eines Auftrages des letztern, Gelder erhoben, worüber ex 
noch Feine Rechnung abgelegt hat, kann nicht genöthigt werden, 
fie mit feiner perfönlichen Forderung wettzuſchlagen, felbft wenn 
der Gewaltgeber erklärt hätte, fie bis zur verhäftnißmäßigen 
Summe aufredhnen zu wollen. Folglich hört auch die Korderung 
des Gewalthabers nicht auf, zinstragend zu fern. Bordeaux. 
J. 19. 8. 1835. 2. 109. 

(12) Die Wettfehlagung, zmwifchen bejahlten. wucherlichen 
Binfen und der Hauptſchuld, gefchieht nur von dem Tage. ber 
vom Schuldner angeftellten Klage gerechnet, Behufs des Ruͤck⸗ 
erfages ober ber Minderung ber Zinfen, und nicht von dem 
Zage an, wo bdiefe Zinfen bezahlt worden find. Geſetz (3. Sept. 
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1807): C. H. Bw. Bonrges. G. 1836. 1.:803. — 6GE. 129. 
H. Bw, Montpelier. R. G. 1837. 4. 234. *) 


+ Wertfhlagung erfordert nichts, als daß eine — u 
und Gegenforderuug fi einander entgegen leben. Hohnh 
219. Findet ausnahmsweiſe bei ae u en: die für un⸗ 
beſchlagbor erklärt find, nicht ſtatt. Ebend. 2 
1. Die! Wettfchlagung kann nicht bei REN Mechnun: 1291. 
gen ftatt finden, deren Sol und Hat jeden Tag Veraͤnderungen 
erleidet. — In diefem Falle u die u nicht richtig (ober 
ra GC. H. Vw. Paris. S. 5. 5.2. 668 D. 3.2. 9. 
. 14. 177. — Borbdeaur. S. 2. 26. 276. (Mr. 3. d. O) 
2. Wenn ein Handeldmann in laufender Rechnung. mit 
einem ‚andern: Handelsmanne ſteht, der. demnaͤchſt zahlungsun⸗ 
vermoͤgend wird, und nun jener durch Rechnung als Schuldner 
einer gewiſſen Summe ſich herausſtellt, waͤhrend er in der That 
Glaͤubiger einer groͤßeren Summe: iſt, als Inhaber von Tratten, 
welche der Gemeinſchuldner ihm uͤbertragen hat, und die noch 
nicht bezahle ſind, fo geſchieht ohne Anſtand die Wettſchlagunq 
des ſcheinbaren Soll und der wirklichen Ferderung, bis zur ge—⸗ 
genſeitigen Ausgleichung. — Aber die Wirkung dieſer Erloͤſchung 
der beiden Schulden iſt nicht die, daß der Inhaber der Tratten 
gendthigt wäre, dem Gemeinſchuldner einen: feiner erloſchenen 
Shut, ‚gleichfommenden Antheit abzutreten; er Bann das: Ganze 
einbehalten, um es gegen :die Übrigen Ausfteller bis zu feiner 
gaͤn zlichen Befriedigung zu benugen. — Die. Grundſaͤtze über 
die hr find in diefem Falle unanwendbar. Bourges. 
S. 30. 2 en . 27. 2. 245. 
ne ns. Handelsfachen wird die Zuftellung von Tratten, 
und andern: in der Folge ausgeglichenen Papieren, als eine wirk⸗ 
liche Zahlung betrachtet. — Wenn alſo der Glaͤubiger einer faͤl⸗ 
ligen Schuld von dem Schuldner Tratten empfangen hat, die 
auf einen Dritten gezogen waren, ſo hat ſich im Augenblicke 
des Empfanges eine Wettſchlagung zu ſeinen Gunſten ergeben, 
ſo zwar, daß das vor dem Verfall der Tratten ausgebrochene 
Bahlungsunvermögen bes Schuldners ber dem Gläubiger erft 
nachher: gemachten. Zahlung — die Wirkung entzieht, und die— 
fen nicht nöthigt, : diefelbe In Se Maffe einzumerfen. C. H. 
Bw. Rouen. S. 26. 1. 441, D. 24.1. 262. L. 77. 224. 
5 €in Wechfelannchmer mich durch bie Annahme Gläur 
biger feines Wechfelgebers nur nuf untergeordnete Weife, durch 
die von — BE des angenommenen —— — 


) Wie hat ie —— att?. — HU. 327. — . Die 
' Sant ebt: eine zuvor — Era ee aicht 
auf. Brauer V. 8. 4000. | 
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1291. Menn er daher vor dem Verfall oder; der Zahlung des Wechſels 
in Zahlungsunvermögen geräth,, und durch die Ereigniſſe gend: 
thigt wird, ſich mit dem MWechfelgeber zu ‚berechnen „: von dem er 
Gelder bezogen bat , ſo kann er dieſem nicht. Die Metefchlagung 
entgegen 'fegen: er iſt verpflichtet, ihm fuͤrſorglich Ruͤckerſatz zu 
leiften, vorbehaltlich feines Ruͤckgriffes, wenn er die — 

ko Wechſel wirklich bezahlt. Paris, S. 25. 2. 394. D. B. A 136. 

7. Eine Frau, welche auf Zahlung deſſen belangt wird, 
was ſie ihrem Manne ſchuldig ift, kann nicht mit den Forderun⸗ 
gen aus ihren Erſatzanſpruͤchen wettſchlagen, ſo lange : fie 
> Abſonderung bat ausfptechen ‚laffen. Nismes. S: 14. 
2.81: 


9.1 Die Wettſchlagung. kann nur — gleich richtigen 
fahrenden Schuldforberungen : ftatt ' finden; fie kann alfo. nicht 
zwifchen zwei Klagen: zur: Anwendung fommen, deren eine auf 
den Erfag verſchiedener Summen. Geldes, und ı die andere. auf 
— von Liegenſchaften —— Werthes gerichtet iſt. 
&yon. S 29. 1..416. D. 27. 1. 335. 

40. Eine Schuld wird: * richtig, und zur Wersfhlagung 
geeignet angefehen; wenn fie ohne nadhtheiligen Aufſchub fuͤr den, 
welchem bie — ER wird, richtig: geſtellt 
werden: kann. : Zouloufe. S..19..2. 22 

414. Die zwifchen: richtigen Bun sugefaffene Wettſchla⸗ 
gung erſtreckt ſich auch auf leicht richtig zu ſtellende Schulden, oder 
vielmehr: eine leicht richtig zu ſtellende Schuld⸗ wird: bien: fe 
eine richtige angefehen. - Paris::S. 20.2. 352: 

12. Die Wettfchlagung hat sifchen: efallenen Binfen 
und zur Ungebühr bezogenen Früchten erſt flatt. vom. Tage der 
Richtigſtellung dieſer Früchte, nicht-vom Tage bes. garen 
Bezuges: - Borbeaur. S. 30. 2, 348. — f. Art.:1298. 

(13): Das Gericht. kann, - während es bie Mettfihlagung 
als begründet zuläßt,, verordnen , - daß. die Parteien. ſich gegen: 
feitig berechnen follen, um bie Summen zu ermitteln, . welche 
fih in der That zur Wettſchlagung vereigenfhaften;; durch ein 
folches Verfahren wird. die. Regel nicht Übertreten ‚. mach welcher 
nur gleich richtige Schulden ‚gegen einander — — werden 
bürfen. ©. H. Vw. Paris. R. G. 1833. 1. 

(14) Wird der Betrag der Tratten, nn em: Handels: 
mann auf den andern zieht, deffen Gläubiger auf Conto current 
für gleihbald zahlbare Summen er. ift, kraft Gefeges mit dem 
Rechnungs-Saldo, felbft vor Verfall. der Zratten wettgefchlagen, 
wenn fie von dem Bezogenen nicht angenommen worden find ? 
Berneint. Bourges. R. G. 1833. 1. 140. — f. Art. 1300. 

(15). Es findet Feine Wettſchlagung ſtatt zwiſchen einer 
liquiden und zahlbaren Entſchaͤdigung, welche ein Miether wegen 
Genußentziehung eines Theils der-vermiethefen Sache zu fordern 


— 
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bat, und den kuͤnftig verfallenden Miethzinfen.. Won da an 1291. 


tönnen mithin diefe Zinfen vom Vermiether ‘gültig an :einen 
Dritten cedirt werben. Caſſ. Paris. J. 19. S. 1835. 1. 715. 
(16) Eine Lieferung von Lebensmitteln, welche vom Schuld: 
ner gemacht, und vom Gläubiger an Zahlungsftatt angenommen 
korden , tilgt die Schuld verhältnigmäßig im Augenblide der 
Lieferung , obgleich ber Werth der Lebensmittel rrſt fpäter feſt⸗ 
gefeet wurde. Man darf auf diefen Fall die Grundfäge ber 
ettfhlägung nicht Anwenden, nad welchen die Aufrechnung 
bes MWerthes der gelieferten Epmwaaren auf den Betrag der For— 
derung nur vom Tage a le att finden 


würde. Caff. Pau. R. G. 1836. | 
+ 1) Die Wettfchlagung ift auch dann eine zuläffige Einrede, wenn 
Ne ih der Gegenforderung erft * I den zum Berveid« 
verfahren gefeglich beftimmten Terminen bergeftellt werden fol]. 

ohnh. IL. 273. — f. Nr. 1. 2. 10. d. €. 

2) Sie fann auch da eintreten, wo für die eine von zwei liquiden 
Sorderungen baare Zahlung verfprochen, und, bis zu erfolgter 
Bahlung das Eigenthüm vorbehalten worden if. Hohnh. II. 


| 3) Sie findet auch im Erecutiondverfahren ftatt. Ebend. 275. — 


- Ar. J. d. T. 

"4) Unter welchen —— der Richter die beiderfeitigen 
'.. Borderungen ald gleich richtig anzunehmen babe, beftimmt das 
0 Mrogefrecht : deflen Grundfäge auch nnr bei der Einrede der 
 Compenfation maßgebend feyn koͤnnen, wenn es ſich von der 
Kermeilung diefer Einrede zum befondern Austrage handelt; 
es kann nämlich nur die Klarheit der Bemweidmittel ent 
beiden, die der Eine im Verhältniß zum Andern für feine 
ee vorbringt. Annalen III. 282. f. — f. Nr. 11. 
In Wechſelſachen wird das Zahlungsziel eher als eine Nache 
ſichts⸗ denn als ſtrengrechtliche Zahlungsfrift betrachtet. Folglich 
ift jenes Ziel der. Wettſchlagung nicht hinderlich, zumal. im Falle 
eines Bahlungsunvermögens des Schuldneis. Turin. 9.5. 2. 

519. — f. Urt. 135. C. comm. Ä & 
—1. Wenn ein Aufberahrer zugleich Gläubiger des Hinter 
legers..ift, und feine Forderung einem. andern. cedirt, ı.fo. kann 
der Geffionar die hinterlegte Sache nur alsdann für fih in Be— 
fchlag nehmen laffen, wenn ber Aufbewahrer das naͤmliche für 
ſich .ferbft hätte thun koͤnnen. — Gegenfalls würde der MWett- 
Ds bei Hinterlegungen, fatt gegeben werden. Air. S.18. 


J 25 Ein Wechſelmaͤkler muß. als Aufbewahrer betrachtet 
werben; hinſichtlich des. Preiſes der durch. ihn unterhandelten 
Papiere; folglich kann er mit dieſem Preiſe keine Wettſchlagung 
Ty Bebingungen der Wettſchlagung. Zachar IL 326.: — Wett: 

ſchlagung unrichtiger Schulden, Brauer VI: 124. — Gegen 


g 
angewiefene Gläubiger, Ebend, 125, — Gegen Vorſichtserben. 
Ebend, 126, 20 


- 


1292, 
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1293. der Summen ‚bewirken, bie ihm fein Aufteaggeber Jemen * 
ware. 8.132. 2. 552. / 
f Art: 1885. 1932, 2279; 2 
— 
IRann Wettſchlagung eintreten — *— — und — 2* 
Werfchiedener Staatöfaffen? Beja hit N. Jahrb Tin 27230. 
1294, 4. Aus dem Are. 1994, forge nicht, daß der Samtſchutd 
her nicht ein Urtheil für ſich benugen koͤnne, welches, bereits 
zu Gunſten des Mitſchuldners auf Wettſchlagung erkannt bat.— 
In biefem Falle wird. Angenommen, daß der Samtſchuldner nicht 
ſowohl die Wettſchlagung, als vielmehr. die, Erföfhung det Schuld 
entgegenfege, Rouen. 8. 11. 2, 111. L. 29, 75. | 
2, Ser Samtbürge kaͤnn mit dem Gläubiger ———— 
a n dem Hauptſchuldner zuen ift, AP 8. 19. 


nz fl At; 1208: 2036; on ame Bun an in’ NOEt: 
old) Wenn "ein Drdmungs gornfahten fiber Vertheilung einer 
—*2 — eroͤffnet worden‘, welche mehrete —— zu ent: 
richten haben, und zufällig einer derfelben ein Gläubiger des: 
jenigen iſt, der einen’ Anſpruch an die zu verthe + Summe 
Ref fo. ergibt, ſich eine Wettſchlagung y wodurch iefe. ‚Summe 
im. Berhä aͤltniß der gegenuͤber ſtehenden Forderung gemindert wird, 
er Regel des Art. 1294. ungeachtet, mad). welcher em Samt: 
ſchuldner das, was der Gläubiger an feinen‘ Mitchudner zu 
RR hat’, nicht ——— kann. E —* Bm, Bourbon. J. 
12085. 4 7 ein eigener Wechſel "dur, Wechſenafchreibung 
Vndoſſi rung) übertragen worden iſt, fo kann der Schuldner 
dem dritten Inhaber die Wettſchlagung deffen nicht entgegenfegen, 
was der Gläubiger ſchuldet, zu deffen Gunften der Wechſel ur⸗ 
ſpruͤnglich ausgeſtellt wurde, wenn gleich der dritte Inhaber den 
Wechſel nur als Fauſtpfand beſizt. Paris 6. 2 50606 ) 
2 Der Schuldner, welcher bie Eröffnung der Ceſſion ohne 
.Eret Widerſpruch oder Vorbehalt angenommen hat das Recht ver⸗ 
loren, in der Folge dem Ceſſionar die Wettſchlagung deſſen, 
was ber Beben — —— iſt, entgegen zu ei iſ ſo⸗ 
— — Enid L 


De) Wann Hat. Die Valdilo un ausna meweife nicht t?. 
II. 329. — Trefurt 235 agung 3 262. 1). — Weber Miu 
„ter noch ber Entleiher. tun wettfhlagen, Brauer V. 
Richtwettſchlagungsrechte des Staatsbeutels Ebend — 
den aus Vergehen und" ———— en . 
‚nicht: — Ebend. X cam un 
* en heat * 5* der: Wettſchl ande IT, 
on den rechtlichen en der: Wet — achar. 
1208." Beat 20.4, 20 — :2685. iu Anupul 
} ’ HRS, 9 sp" 19 
Der ‚dny } 
ve 


Bon Erloͤſchung der’ Verbindtichkeften. 307 


u er die‘ Eeſſion angensmmen hoͤtte! Patis Ss: 16 4265. 
21 

6) "Die unbedingte ’ Annahme einer Eeſfivn bon 

Samtfchuldner entzieht feinem Mitſchuldner die Ep m 

die —— daling deffen vorzuſchuͤzen, was der ur — Me 


föntid) Fhutdee C. 9. Bio. Boutson: I. 19. 8 | 
7 $ Akt. 1256. 1 * runsn 4296, 
f. Art. 1247. 1258. 1264. ——— 1297. 


4, ‚Wenn, der Schuldner. der Erbe De. — — 1298, 
Gikubigers wird, fo tritt die Wertfchlagung, der richtigen amd 
zablbaren Summen kraft Geſetzes ein, und biefe lagung 
kann dem dritten Gläubiger eines jener ‚Schuldner. -zipifchen 
denen, Wettſchlagung eintrat, entgegen. — Ks 

—J 1; iener. rn: 2 1D. 7 Er ie, Summse habe. 


ar "ar 

9 m.. Falle ein Sahlungeunfühjtei "if, 5* roft 6⸗ 
Ines bein das ‚ganze. Dermögen des Gemeinfchulbners; ‚für die 

efamtheit der Gläubiger. mit wei ag befegt. — Bon hier on 
Fann feine Wettſchlagung mehr zu ihrem Nachtheil att finden, 
zwiſchen den Summen, die det: Gemeinſchuldner zu fordetn hat, 
und denen; die ex’ ſoibſt fchulder „ und die durch die Vergirien 
unbeideimglich" ee Cap. Bruſfet. 9:11: 4 aa 


Caſſ. Paris. 8,124. 1 | 
vn 443. 448] 0. A as 210 216) | —* 
'f. Urt: 1242, 1244. Ne 2. 1991: nl 397 13 4299, 


* Der Schuldner einer künftig vetfalknben:) re 
Zieler getheilten Forderung, ber, dei der Hp gefchehenen Be⸗ 
tannimachung einer Uebertragung ſich votbehaͤlt, bie’ Pete — 
Hund gegen eine andete Fotderung geltend zu machen, 
ER an dert Gedenten hat, wovon. aber erſt bin Theif * 
kann in. ber Folge, wenn. der —— Ball: — RN 
eine auf das Ganze. weitfchlagen dann, 
wenn et zur Verfallzeit ‚des ef Biees ie SIE — 
eine —35 —5 an ben, Geffionar serie J — AA 
naöree, die im Reft bleibend Sue Bee aͤr ER, ß, 
% — zu fordern bat. , 6.8. Io | Fi 185, 


Fünfter Abschnitt, 
‚Bou ber .Medytsnerinifhiumg. ; ) 


Al W Wenn ein Untrofongiduhige Beh % von dem 1300. 
toird, vi er den Inhaber der Liegenſchaft gegen: die Wirkungen 


*) Die verfäumte Wettſchl begruͤndet Tine Miage: we 
Bahtung — —— * v. 997. ff. — vol, er 
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2 — —— J ie 5 ‚Sechster Abſchnitt. EN = ‘3 


"Bon erg der oetfproicnen Sad: = © 


Der — Sabrifank, 1 * Waaren zur Veracheuumg Abrttrau 1302. 


——3 iſt für deren Verluſt verantwortlich, - welcher ſich beim 
Brande feines: eigenen Haufes: ereignet hat: — Es iſt in biefem 
Fall eine: geſetzliche Vermuthung vorhanden, daß ber Brand dürch 
Verſchulden oder Nachlaͤſſigkeit des Fabrikanten veranlaßt werden, 
wenigftens fo lange, als er nicht beweiſet, daß derſelbe — die 
Wirkung eines gen — — geweſen ſey⸗ E.He 


Vw. Mes: 8. 27.1 493. D 4. 271. L. 80. 142 — f. 
die Not. zu Art: 1733, *y: te | a 
f. Art. 1934 ar 


(1) Iſt die Sache, welche zum —— diente, zu 
Grunde gegangen, ſo iſt die in dieſem Falle im: Art.1303.. dem 
Schuldner auferlegte Verpflichtung; dem Gläubiger. feine: etwai 
gen Rechte und Klagen: auf Entfchädigung abzutreten, fo unbe⸗ 
dingt, daß er fie feinem Dittin abtreten kann. Grenoble. J: 
19. 8. 1834. 2. u a TER 


"giehenker | Afchnitt,. 


F * 
41 .. Tr 


— Die =. * — oder ——— Het Werträge. * 4 


*. Die Rüge auf Umftoßung eines Vleirage⸗ wegen ‚Bu: 

chers verjährt in zehn — wie jede andere umſtoßungsklage 
Caſſ. Manche. 8. 1. 1. 215.,D. 1. 19. 

(1)b. Deßgleichen. Selbfi dann, wenn bie Ungäiftigfeit 
—— vo der Eltsbe vorgeſchutzt wurde. Zoulouſe. R. G. 
Diet gr eiitgegmigefonfen Sinn entfehieben. — Die lage 
auf Rüderfag wucherlicher Zinſen, die ein Schuldner gegen fei: 
nen Gläubiger anſtellt, ift nur der dreißigjährigen Verjährung 


PR 4— Mntergang bet Säte, "Bier; II. 334% — ———— 
Sufalles auf Verzugsverbindlichkeiten. Brauer V. 1020: 


* Zur Geſchichte der Lehre von Vernichtung einer —— 
"und ber Wiedereinfe ung in den. vorigen Stand. Zachar. IE 
u 3332. — Begriff diefer: Rechtsmittel: Zachar. AI. 8333 — In 
mit „welchen. * bat. die Nichtigkeitsklage ſtatt? Zachar. IL 
3 334 —In welchen Faͤllen die Wiedereinfegung in den vori⸗ 
2 ya e ‚Stand? Zachar. II. 335..— Brauer V. 206, 1001—1005. 
—* f. ⸗ Bon den rechtlichen Wirkungen dieſet Rechtemittet, 
3a ar, IL, 336. 


+17 4308, 
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1304, en are ct 292 — 6. 9. Vw. Caen. 
J. 19. 


* 
— 


Mon heller. TR. G. 1837. 1. 234. 
5b Fr ——— Verjährung. ber Klage auf Nichtigkeit 
ober Umſtoßung eines Vertrages ift nur auf diejenigen anmwends 
bar. die in der Rechtshandlung, welche den Vertrag Beute, 
batheiligt ober vertreten waren. Montpellier. 8. 32. 2. 77. 
4. Die zehnjahrige Verjährung iſt nur anwendbar in: dein 
alle, wo der Verkauf der Güter durch den Minderjährigen oder 
sinen en geſchehen iſt. — Wenn der Verkäufer d 
emunb nicht iſt, fo iſt bier nicht ſowohl Verkauf dev Güter 
eines Minderjährigen , als vielmehr einer fremden Sache: und 


. dann iſt die Klage des: Mindriöhkion nur der reißigiäßtigen 


Verjährung unterworfen. C. H. Vw BInpeE. 84 1; 


. 213. D. 12. 1. 277. f. Art. 475. Nr. 4 


— 
— 


5. Der Minderjährige hat nur zehn — von Errei⸗ 


| hung: ber Großjaͤhrigkeit gerechnet, um MWiederherftellung gegen 


eine. von: ihm während ber. Minderjährigkeit ohne Ermächtigung, 
und ohne. die zur Guͤltigkeit erforderlichen — gege⸗ 
bene Quittung. Angers. S. 17. 2.57. L; 40 220. 

6. Die zehnjährige Verjährung ift auf bie von den Vor: 
münbern, * — Ermaͤchtigung — — 
—— — echtsge anwenbbar. iom. S 
— Caff. Meg. R. — — 

7. Dar — hat nur zehn Jahre von erreichter 
Großjaͤhrigkeit, um die Aufhebung von Familienanordnungen 
* rel bie er während feiner Minderjährigkeit vorgenom⸗ 

kann eine Samilieganpebnung nicht, ale Schen: 

eu ae die Unguͤltigkeit nicht A, r zeug ober nabehhas 

— Caſſ, Paris. 8. 2. 1.. 11. 

8. . Die sehniähsige Verjährung gegen bie Unafioßungöftage 
der Verträge der Minderjährigen fängt, außer. dem Falle von 
ee Serthum oder Betrug, . von dem Tage her erreichten 
hjaͤhrigkeit zu laufen an, und nicht erſt von dem Tage, wo - 

N ’ ihm entgegengeſetzt worden ſind. Caſſ. Dijon. 

9. Die Umſtoßungsklage des Verkaufes von Liegenſchaften 
Mi hriger verjaͤhrt in zehn Jahren, vom Tage der Großjaͤhrigkeit 
gerechnet, — * — die — auf — — 

u ntlicher Foͤrmlichkeiten bei d aufge beruht, — ommt 
N an — —* auch noch ſpaͤter be⸗ 
lannt —— —— 8* Betrug und Gefährde hin⸗ 

edommen find; * diefe erft fpäter bekannt geworbenen Um: 
be nicht ber 2: — der Umftoßung gewefen , fo Fön: 
uen. Pe uf bie Äprungsfeift einen Einfluß, daher 
nicht zur Wirkung ein daß dieſe Friſt erſt won der Entdeckung 
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des Betruges und der Gefaͤhrde zu laufen anfengenz C. Gꝛ I. 
Amient. 827. 1 810. D. 25. 4. 61. L. I8. 200. —X 

6)b. Im entgegengeſetzten Sinn: entfihieden,. Die Siage 
wihn hier dreißig. Jahre. Grenoble: R.- G. 1833. 2 680. 

+40. Wenn bei der Klage auf Umſtoßung einer Erbvertheis 
kung, wegen Drrlegung. aus Irrthum, der Beklagte bie: zehmjähr 
rige Verjährung vorſchuͤtzt, und der Kläger erwiedert, daß die 
Verjaͤhrung erſt vom Tage des entdeckten Irethums habe: ans 
fangen koͤnnen, zu laufen, fo iſt es Sache des Klägers, zu 
bemeifen;, an welchem Tage ber I entdeckt worden iſt. 
Safl;, Dousi. 8. 25. 1. 370. D. 2 t.. 400, be 74 30. 
Belangen. 8. 27.3 141. 

‚40 b.: Der Art: 1304: iſt auch auf) bie Stäubiger, anmenn 
bar, ‚die regen Betruges Klagen. Colmar. 8:31: 2 8640051: 33 
44. Die: Klage auf Unguͤltigkeit ‚eines —— das der 
duch Betrug und. Gefährde erfchlichen. wurde, verjaͤhrt — 
Balken; &yon, S. 26. 2. 115. D. 24. 2. 90, ; 

4lb. Und die Friſt laͤuft erſt vom Tage — 
des Sn G. H. Vw. Lyon.:$. 29. 1. 466.) ;i“ 
12.Der Art. 1304. iſt nicht anwendbar auf die lage. uf 
Besichtienng: eines Rechnungsbeſcheides, wegen Irrthums oder 
Auslaſſungen, wegen falſcher oder doppelter Ausgabspoſten, Eine 
nn Klage — erſt in A Jahren. Bea 5 28; 
2:268.:D.: 27.2. 104. — f. Ast. 475. Nr. 41. — 

‚33. Die jehmjährige Verjährung des Aet. 1304. — 
z auf die von den Vertragsperſonen oder den ihrigen ange— 
ftellte Klage; fie ‚findet Beine Anwendung nuf eine Umftoßungs: 
klage, welche "von Gläubigern gegen ein von ihrem Schuldner 
zur Gefährdung ihrer Rechte eingegangenes Rechtsgeſchaͤft ange 
ftolkt, wird; dieſe Klage, ift nur der dreißigjghrigen Deefiprung 
unterworfen. : Paris. 830.2, 16, — Zorlouſe. I. =. 8 
1834. 2. 298. 


ı :15. Die Klage auf. Ungäileigkeit * Theilung —— — 
tigen Erbſchaft verjaͤhrt in zehn Jahren. — Man kann“ nicht 
ſagen, daß dies eine unbedingte Ungärktigfeit ‚oder eine Unguͤl⸗ 
tigkeit im oͤffentlichen — und folglich unverjaͤhrbar fe 
Rouen. 8. 25 2. 25: D. 23. 2. — Toulouſe. Fi 419. S 
9888. 2.39. — f. — 791. 

156. Und: der Lauf der Verjährung: nimmt- von ben; Tags 
der sräfsten Erbſchaft feinen Anfang, Pau. S. 30,,2.:202, 

Die. zehnjährige Verjährung iſt nicht: anwendbar auf 

bie: * auf Nichtigkeit einer Schenkung oder: eines ſtellvertre⸗ 
tenden Bechtsgefcäfies wegen Formfehler; als zu B. Verzicht 
auf eine Erbſchaft zu Gunſtaen —F ey oder: feines Sr 
vartreters. 5* 8. W. — Ai 26 MR — bi⸗ 28 
Rouen. G. 1836.2 —A — — tag tdi 


- 
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749, Die Klage einer Fran auf Unguͤltigkeit des Rechts⸗ 
oefchäftes, worin ihr Mann ſich Über Pflichttheilsanſpruͤche ver⸗ 
glichen hat, welche fie fih als Ehefteuer gefege hatte, kann nicht 
als eine Klage auf Ungältigkeit‘ oder Umſtoßung der: Theilung 
betrachtet, und der zehnjährigen Verjährung unterworfen werden ; 
es ift dies eine gewöhnliche Ungültigkeitsflage wegen Veraͤuße⸗ 
zung ehefteuerlichen Vermögens , und der bdreißigjährigen Werts 
jährung unterworfen. €. H. Bw. Toulouſe. 8. 25. 1.421. 
D. 23. 1. 180. L. 73. 101. * eu 

20. Die zehnjährige Verjährung ber Klage auf Unguͤltig⸗ 
Leit des Verkaufes eines ehefteuerlichen Gutes ift nicht: gleich« 
mäßig anwendbar auf Zahlungen, melde ber Käufer mit dem 
Kauffhilling an vorgeblihe Gläubiger der Frau hätte machen 
Eönnen, wenn anders die Veräußerung ber ehefteuerlichen Lie⸗ 
genfhaft ohne die bejtimmte Anzeige diefer Gläubiger zugelaffen 
worden ift (wenn 3. B. nur gefagt wurde, daß der Käufer „die 
eingetragenen Gläubiger bezahlen Fönne‘‘). — In diefem Falle 
behalten die Frau oder ihre Erben felbft nad) zehn Jahten das 
Recht, die Gültigkeit der vom Käufer gemachten Zahlungen zu 
beftreiten , und diejenigen für ungültig erklären zu laſſen, deren 
Abfiht die Tilgung folder Schulden war, welche die Frau nicht 
——— eingehen konnte. E. H. Vw. Nismes. S. 28. 1. 


21. Die Klage auf Nichtigkeit einer Notariatsutkunde, 
weil darin der Erklärung einer Partei nicht Erwähnung gefchah, 
daß es ihr an Fähigkeit oder Kräften zur Unterzeichnung mangle, 
verjährt in zehn Jahren. Pau. S. 30. 2. 202. 

f. Art. 217. 225. 472. 475. 482. 840. 887. 1079. 1109. 
4123. 1126. 1131. 1313. 1663. 1676. 2056. 
++ (22) - Wenn eine Partei, gegen melde der Vollzug’ einer 
Schuldurkunde betrieben wird, die Ungüftigkeit derſelben wegen 
Simulation vorfchügt, fo kann der Gläubiger ihr nicht bie zehn- 
jährige Verjährung des Art. 1304. entgegen halten. Hier ift 
die Megel anzuwenden: quae sunt temporalia ad agendum, 
sunt perpetua ad excipiendum. €. 9. Bw. gen. R. G. 
4833. 1. 268. 2. 72 

(23) Die Ungüttigkeit aller der Staatdordnung zuwider 
laufenden Rechtsgeſchaͤfte, 3. B. ein Verzicht auf eine Fünftige 
Erbſchaft, zieht die Ungültigkeit einer jeden VBürgfchafts» oder 
Gemwährleiftungszufage nach ſich, welche in der Urkunde enthal⸗ 
ten iſt Baftia. J. 19. 8. 1834. 2. 595. f. Art. 2012. 

(24) Der Grundfag: quae temporalia sunt ad agendum; 
sunt perpetua ad excipiendum, fann nur von dem geltend 
gemacht werden, welcher befigt, und nicht nöthig hat, nah am: 
dern Rechtstiteln ſich umzuſehen, fo lange er in feinem Beſitze 
nicht geftört wird; von demjenigen Fann obiger Grundfag nicht 
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angerufen werden ,. der, nachdem er einen’ andern im Beſitze 1304. 
gelaffen hat , bie Unguͤltigkeitserklaͤtung des Rechtstitels begehrt 
den man ihm entgegenſetzt, und den "er durch den Beſitz hat 
wirkſam werden laſſen. Mithin kann der Erbe, der ſich einer 
ihm angefallenen Erbſchaft, mittelſt einer waͤhrend ſeiner Min⸗ 
derjaͤhrigkeit ausgeſtellten Urkunde entſchlagen hat, und eine 
Erbſchaftsklage anſtellt, nachdem mehr als zehn Jahre ſeit Er⸗ 
reichung dee Großjaͤhrigkeit umlaufen find, nicht mehr auf feine 
Minderjährigkeit ſich berufen, und die ihm entgegen gehaltene 
Urkunde für ungültig erklären Taffenz in biefem Falle, da feine 
Erbſchaftsklage ihn ſtillſchweigend als Kläger: auf. Ungültigkeit 
ber Urkunde darſtellt, duch Die er auf die Erbſchaft verzichtet 
hat , iſt er niche befugt , den Grundfag; quae temporalia etc. 
anzurufen. C. H: Bw. Grenoble. R. G.:1836.:1. 435. 

(25) : Die. Verjährung der Klage auf Zernichtung oder Ume 
ſtoßung eimer Ceffions- oder Abtretungsurfunde von Erbredhten, 
welche ein Erbe zu Gunften feiner Miterben bewilligt hat, kann 
durch die Anftelung einer Erbtheilungsklage von Seiten bes cer 
birenden Erben als gültig unterbrochen erklärt werden. ‚€ H 
Vw. Bordeaux. RG. 1837. 1. 985. : 

(26) Die Klage auf Ungültigkeit einer gegenſeitigen Sqhen⸗ 
Eung zwifhen Ehegatten, zu Gunften des laͤngſt lebenden Ehes 
theils, muß von den Erben des zuerft Verſtorbenen innerhalb 
sehn Jahren, von dem Tage gerechnet , angeftellt werden, wo 
fie, nad) dem Ableben ihres Rechtsfolgers, von ber: Schenkung 
Kennitniß erhalten haben — Vergebens würden zur. Entfräftung 
der zehnjährigen Verjährung die Erben ihre Anfprühe an den 

Nachlaß: des zuerſt verftorbenen  Ehetheils - dermaßen bdarzus 
ftellen. verfuchen , daß ihnen gegen den Weberlebenden;eine Erb: 
na Pe dadurch eröffnet werde, welche erſt in breißig Jahren 

hre. Orleans. J. 19. 8. 1834. 2. 337. 

(26) b. Der Art. 1304. welcher zu Gunſten der Minder⸗ 
jaͤhrigen die Verjährung der Klage. auf Ünguͤltigkeit der Verträge 
auffchiebt, ift nur auf unmittelbare Rechtsgeſchaͤfte der Minder⸗ 
jährigen anwendbar, und nicht auf Rechtshandlungen der Groß: 
jährigen, ‚die fie vertreten. — In diefem Falle hat‘ der Minder⸗ 
jährige zur Anfechtung der ihm en Yen gehaltenen Urkunde nur 
bie dem Großjährigen im Art: 1304. : verftattete zehnjährige un 
en. — —* entgegen geſetzten Sinn entſchieden. Pau. R.G 

(27) En Verjährung der Klage, auf Ungältigkeit eines 
him Eode vorausgegangenen Nechtsgefhäftes, muß nach den alten 

efegen. beurtheilt werden, obgleich der Lauf der Verjährung zu 
einem Zeitpunkt unterbrochen worben , welcher dem Gode nad 
gefolgt iſt. — Die Klage auf Ungültigkeit eines Vertrages Über 
eine kuͤnftige Erbſchaft, welcher vor dem Code abgefchloffen tote 
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20h ben iſta baher nur der Verjährung nach altem Recht mitterwor 
few, wenn gleich die Erbſchaft exrſt unter der Herrſchaft des, Ende 
eröffnet wurde. Toulouſe. . 19.8. 1884. 2. 97. fe: Anke 
2281. — Baſtia. Ebend. 595, Grenoble. Ebend. 617. 11 
(WE Die: Klage auf Unguͤltigkeit des Gedinges in einem 
Nuspfandvertrage,: daß der Glaͤubiger, ſchon allein durch die nicht 
zur bedungenen Zeit geleiſtete Zahlung, Eigenthuͤmer der Liegen; 
ſchaft werden ſolle, iſt der zehnjaͤhtigen Verjährung nicht ans 
terworfen. Toulouſe I. 19:8. 1834. 2. 111. ſ. Art. 288 


derjaͤhrigkeit eingegangen wurden, kann vom Minderjaͤhtigen, 
nach dem Umlaufe von zehn Jahren nach erreichter Volljaͤhrigkeit, 
geltend gemacht werden, ‚wenn die, Ungidtigkeit als Einrede ger 
gen eine: Klage vorgeſchuͤtzt wird, welche :gegen ihn; Behufs der 
Erfüllung‘) der Verbindlichkeit. angeftellt wurde.) Paris. Bu Gi 
4837. 2. h7:: Da: 43 41° De NINE HER FD 1, wel 
(80). Der: Grundfüg; ‚quae temporalia: ete; iſt nicht auf 
die eaceptio non numeratae peeuniae anwendbar ; diefe Eins 
rede muß vom Schuldner vor Ablauf der Frift vorgefchirgt wir 
den, welche: zur Verjährung. ber Klage auf Zernichtung eder Um: 
—5 * der Vertraͤge feſtgeſezt iſt. Toulouſe. R. G. :4837.:2 
— (34)...Der. Grundfag.;; quae temporalia ‚etc. ift in allen 
Fällen unonwendbar, wo. das. Geſetz die Partei verpflichtet, inner» 
En — Friſt zu handeln. Agen. RG. 4836 


—*3 tl 143 1: r 133 3798 
1432 Die zehnjaͤhrige Friſt, innerhalb welcher die: Umfik- 
ßungsklage, wegen Verkürzung bei, einer elterlichen: Theilung unter 
Lebenden, angeſtellt werden /muß, läuft. vom Tage der Theilungs 
urkunde und nicht exit vom Todestage des Ahnen. Limoges 
R. G. 1836. 2 78 “177 Agen.- Ebenb. 266. fi Art... 1079. *) 
+1 Umftoßungsflage ſindet wegen eined Irrthums im Objecte ſtatt 
Vohndh. NV. 20 ſ. thin 

1304 a.**) But DAR re But Oi: FT 
1305. - 4. Jeder Verzicht eined Minderjährigen begruͤndet weſent⸗ 
tih die Wiederherſtellung, wenmifeine: Gegner Rechtens nicht 
beweifen, daß. er durch bie Folgen des Vertzichtes nicht: verlegt 
wurde. Caſſ. Pau. 8: 6:2. 546..; Fo 49 


e 6 


7%) ‚Klage aus Gefaͤhrde. Brauer V. 1008. — Umſtoßungsklage 
‚ber Minderjährigen. Brauer V. 1009, f. — Umſtobung wegen 
Irtthum. Brauer V. 1015. — Von der Verjährung der Nich⸗ 
tigteitd> und’ Wiederherftellungsflage, Zadar. HM. 337," 

Ar) Verjähriing gegen Frauensperfonen, die ohne Beiſtand handeln 

ATreſurt IB6. I Bi 266.18. 270. 1919 ont arm 
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Eine Berbindlichkeit eines: Minderjährigen kann nur 1306 
im Falle erwieſener —— fuͤr unguͤltig erklaͤrt werden. 
—— ls ve Stk — 443], Karen —* ATS: 482.484, 484. 


J HL 


* DE der — obrigkeitlicher Sefätigung dei Gekhäftkn d bir 
‚Minderjährigen seine abfefute, oder nur; dee relative Nichtigkeit 
10 „ur. Bolge habe, 9 controvet. Dohub, U. 200. * 
2), Se —5 — der M all ein, — r Grund zur 
mſtoßung aller Arten von 
Set wenn diefe * —— —— A 
audgenommen die mi * achtung der Formen 
vollzogenen ann d. 205. —2 
'3) Kann der jur Volljährigkei —* ao Minderjährige —5* 
ohne Sans: feined Bormundeh vorgenommenen, KON, ed 
—FR — en Bere ang umftoßen ; oder bezieht ſich dieſe Unihofung 
| die vo m Vormunde ——— den 


| Minders 
—— übrigen — — teren 
= une “ nalen m. I. 249. — Beme Hüngen 


-ebend. —— 8 
———— —— Dr — 


F green Hands der Gemeinden und Körgefiften I, Eonft 
€ amml. 1.435, ER 
a 16] Die Gemeinden und "Srädır eönnen: feine Kapitalien zut Abs 
hlung der ihnen — ———— ien ohne ee 
a a Wit: 
i — e ehrun 
uſtizmin. M.A.B. 1833. N, 85 ASN s Di M 
6), ad Recht der Gemeinden. die = 3 ——— * ſich 
* henden Angelegenbeiten zu beſorgen, ne. ihr Dermögen 
“ p bittändig zu verwalten. Gemeinde D::$. 6 
7): Bon! Verträgen der Gemeinden. Gemeinde D. $. 122. — Don 
pi Vergleichen —** Ebend. R 
6 n Fuͤhr der ediöfreitigfeiten berfelben. bend. $. 125. 
* In $ Aheren PN vgl. Hohnh. III. 294: f. 
orderniß der Staatsge ei 9. zur Verpfändu 
"de 6 LEHRE btr, Dit. en. 17, du bung 


ty rk) 1006 

F Art. 487. c. c. — 2. 3. 0. —* > 1308. 
1. Art 148. 450. 1008. 10o0(8 nt geogr 
I Art: 41382. 027908, 840: 


A Wer währen feiner Minderahrigkein⸗ md Pr 1311. 
liche Ermaͤchtigung, kiegenſchaften zur Zahlung uthabenber' Gel. 
ber empfangen hat. und — — Stofirige 'einen 
‚tet 





) Trefurt 255. $. 268. 1). 3). umſtoßuns nichtiger Beröußerun 
— gen. Bauer V. 326. 


**) Trefurt 255, 5. 268. 2), Ku Eu dr Ze 


er 


1311: Theil dieſer Liegenſchaäften veräußert, ‚genehmigt den — 


1312. 
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an Zahlungsſtatt nuͤr hinſichtlich dev Gegenſtaͤnde, woruͤber er 
verfügt. — * Sr kann alſo theilweiſe hegeben Wed 
den. Paris. S. 6. 2. 406. Kr 
2. Die nad) erreichter Großjährigkeit | gefchehene‘ Annahme 
des Kaufſchillings eines während ber Minderjaͤhrigkeſt auf uns 
förmliche Weife veraͤußerten Gutes iſt eine Genehmigung bes 
Verkaufes, wodurch deſſen Umgültigkeit tedeben wird. * nr Bw. 
338. S. 1. 1. 473. 
J £t 
3): Der ‚großjährig gewordene —* der obne ben 
nicht -fichtbaren) Mangel zu kennen, womit ein Verkauf: feiner 
ter behaftet iſt, den: fein Wormund während feiner: Mindere 
jährigkeit geſchloſſen hat, gegen diefen den Erfag jenes Kaufpreifes 
einklagt, entzieht ſich hierdurch die Befugniß nicht, in der Folge 
auf Nichtigkeit anzutragen; bie in ſolchem Falle gegen den Vor⸗ 
mund angeſtellte Klage gilt nicht für eine Genehmigung. C. H. 
Vw. Dijon. R. G. 1837. 1. 964.) 
f. Art. 1338. 


1. Ein Stiefvater, welcher fie ſich * mit dem Ein⸗ 
ſteher feines: zur Conſcription berufenen minderjaͤhrigen Stief— 
ſohnes einen Vertrag ſchließt, wird als auf Rechnung des Min—⸗ 
derjährigen handelnd betrachtet, obwohl er fein Bormund nicht 
ift; er ift befugt ‚die Summe, welche er an zahlen hat, an 
denfelben zurüdzufordern. Colmar. S. 17. 2, 55. L. 46. 90. 

2. Der Minderjährige, welcher Liegenfchaften, ohne Beob⸗ 
achtung der gefeglichen: Formlichke ten, ‚veräußert hat, und nun 
die Umftoßung des Verkaufes erwickt, muß ben Kaufpteis zus 
ruͤckbezahlen, wenn er Gewinn daraus gezogen hatz z.B. wenn 
er denfelben dazu verwendet hat, die gerichtlichen Einſchreitun⸗ 
gen eines Dritten abzumenben , der fein Gläubiger zu feyn 
Kühn, obwohl er es in der That nicht war. C. H. Vw. Amiens. 

27. 1. 310. D. 25. 1. 81. L. 78. 299. 

. f. Art. 452. 484. 1241. 1305. 1370. 1926. IM. C. c. 


114. C. comm, 


In theilbaren Sachen kommt die ninberjägrigck Erben 
zuerkannte Wiederherftellung nicht den großjährigen — 
welche a — Rechte verfügen koͤnnen, zu — Rus. 
2.4054. L. 19. 346. m sd 

ſ. Art. 1108 1128. 1131. 1674. ‚2052; ZELTE 

ſ. Art. 457. 458. 483. 484. 509. 840. 





) @ültigwerben einer aichtigen Ber rung, Braun Y. 526. 
— f. zu 8,6, 1338. * | 
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4. Ein Handelsmann, welcher behauptet, einem ändern 
Hanbdeldmanne zum Behufe von Bankgeſchaͤften Gelder anver: 
traut zu haben‘, iſt nicht. unbedingt befugt, Rechnung zu ver: 
langen, er ſelbſt muß die Rechnung über die Summien, welche 
er anſprechen will, vorlegen. BräffellS. 8.27. 281. 
2 Der Richter kann nicht nach feiner eigenen perfönlichen 
Kenntniß, und ohne die: gefeßlihen Beweife und Ueberzeugungen, 
über: eine: zwifchen den Parteien ſtreitige Thatſache erkennen. 
Riom. 8. 14:2 266. Eu DET fr. Bean on 
23 Eine nach dem 'Gefege in dreißig Jahren verfährbäre 
Verbindlichkeit kann nicht vor diefer Zeit als burch Befreiung 
erloſchen vermuthet werben‘, felbft wenn fie fünf umd zwanzig 
Jahre alt wäre, und unter den Parteien noch viele andere Ge: 
ſchaͤfte, Vorfhüffe und VBefreiungen vor ſich ' gegangen ſeyn fol 
ten. — Die Befreiung kann nur durch eine diefelbe' beweifende 
fchriftlihe Urkunde, oder menigftens - durch einen Seugenhe: 
bargethan werden. Caſſ. Bourgoin. 8147. 1. 335. D. 15. 
1. 576. L. 50. 93. — f. 1353. 

4. Wer befist, und dabei einen feinem Befige gemäßen 
Rechtstitel hat, ift in hoppelteri Hinficht befreit, fein Eigenthums: 
recht auf andere Art zu bemweifen. — Wenn ber Rechtstitel ber 
fagt, daß das Recht urſpruͤnglich gemwiffen Bedingungen, zu feiner 
Entftehung oder Bollftändigkeit unterworfen, und ber Gegner 
behauptet, daß wegen Nichterfüllung ber Bedingungen das Recht 
nicht wieklic erworben worden fey, fo hat er die Fehlſchlagung 
der Bedingungen zu ermeifen. EC. H. Bw. Douai, S. 27. 1. 
34. D. 25. 1. 62. L. 78. 352. 

5. Wenn der: Gläubiger » einer Leibrente die Nüdftände 
bavon einflagt, und ber Schuldner einmwenbet, daß ein Vertrag 
beftehe, nach welchem er, befugt fey, das Kapital abzutragen, und 


weis, in Unterftügung des Anfangs eines hriftlihen % eweiſes, 


sein 





a Sumilasnı: IEIOSG Mist WE rer m 
tr”) Beweiſe im Allgemeinen. Zachar. IV. 749. — Buläng« 
u * —— —2 * der Beweisla rent 
7, 130. — Beweistaft bei der Entlaftungsklage.. Ebb. 131. — 
Beweislaft der Erbantretung. Ebend. 122, — Beweistäft der 
Vertragserfüllung des Klägers. Ebend. 133. — Beweistaft 
bei der Nichterfüllung eines Vertrages, Ebend. 134. — Be: 
veislaſt ber freiwilligen 23666 eines Schuldſcheins. Ebend. 
0485. — Beweistaft der Nebenumftände einer Thatſache. Ebend. 
136. — Beweislaft der Verwendung bei Umſtoßung der Ber: 
‚ı träge.‘ Brauer VI. 137. Beweiſe, um Gigenthum barzuthun. 
Brauer V. 566. ic N Ri 50 d MOe 


3 
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1315. er daffelbe aud wirklich abgetragen hat, ſo kann der Richter 


1316. 


1217. 


nicht den Gläubiger zum Beweiſe des Gegentheils anhalten, in 
Beziehung auf die vom: Schuldner angerufene Webereinifunft. — 
Dies wäre eine Derlegung bes Art. 1315. weil der Schuldner 
Kienurb vom Beweife ‚einerınon ihm. angefü Me ehe zu 
egruͤndung feiner. Befreiung,, Tosgezablt m —J BR. 
Paris, S. 9,44 75. ‚D 16; 1,4%. L. 3 Eng RT 
Wan eine doppeit ee Urkunde, von auen 
Parteien als: auf.den Verkauf, einer ‚Liegenfhaft- braligJich aner⸗ 
kannt, ber. Käufer. ‚aber gußer Stande, iſt, feine ‚Doppelfcrift 
vorzulegen, jedoch. die Wolftändigfeit; des, Raufes, bahauptes, wär 
rend im, Gegentheil der Verkäufen : behauptet, daß die ‚Urkunde 
nur einen bloßen Vertragsentwurf oder einen bedingter: Verkauf 
enthalte, ſo iſt es Sache des Kaͤufers, ‚feine Behauptung zu 
beweifeng man kann den, Verkäufer nicht zum Beweiſe ‚anhaf 
AM: daß die Mefunde nur, ein Entwurf, * } oe. Amin ‚Ber 
ung, ie oppelfchzift verweigert., SB. D. Bw. iens 8. 
32. 1 300. 020 


Ar ‚917 HM 


‚R » a Beneie und und on : Befbeinigungen, By 2: 5 393- 400. 
3813.9 Mi ea 143 —J 5 ahilitinht 
RS TH, 2 ‚r 3 Dre 


j ey mi 
ct fa An: 1282. Ag 1adl. ia. 4a54 1357. —2* 
Col 1 — Kr « 97 4 

meine TIER mania nm TR 6; 1 et % 
Bregenz drin. 3 raten: Abschnitt . is —9— nmnieibe 
Eu UN BETH VE 1 ss nr minn Yun 1637 
mn uz in— amp: on dem. Hsfundenbeieii Ki nd 2 J 
ce) Ios: Is 18 33 u 12 enud AIR 1% 
es 2a 2 nut. Lit 13,571 406 Inlqun Asa 
BE, re aa erh — 47 Diez hir 
77 te GR PR. 22 mans 198 
E a — .I 
Be 1 ls von öfenitgen —— * — 


Jr : IH >) 9 on ‚pussy 1190 n4 


2 ed — *— die von an * datin hrs 
U ch verpflichtet, bei einem Mech hinterlegt wird, ift 
durch die, Ei der Hinterfegüng einer lien Ur: 
tuhde, ged —* — in ki —2 ba ſourges. 
34 J ir "dns ARE, IR 7% n —— —— 

21059 nut 315 * i90 


— art Anton, Y mRemmu.n ii 

21989 — 633 Nial ur 13 niert 

RB Bon den ifencieen Holardin. Bach 1, Bl. as: eier 
504, & 635. 1). 2 vv PR 











ru — 
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ee bei Strafe" — 5 — 1317, 
die ee ook Em, — fe des Not 
e griatsge "det d oht, 
— Erw: ML * — * 
arteien a. bar. — In jedem Kalle: würbe nicht der A 
mangel der Erwaͤhnung der Unterſchrift des —— 
ten Rotuͤrs die. :Michtigkeit zut —9 haben. Eaſſ Rennes. S. 
3 = — 10: 1. 800: 3 : 3368 ee u 
Neo, 50 TREE | 1) ! 117 IT H 1 i 
a * in fe engine in" ie Main Urin 
eine! Bi iht gewoͤhnliches — „de nt —* 
beigefeßt * kann u — Er otariatggefehes vote 
geſchriebene Anführung;: ie tei ‚erklärt ‚habe, mi nter⸗ 
—— eh Panen.. —— gem Colmar 8. 182 Alp 
f. Act; 4250: 1335. 1690. Eon 
o 2 in ge Noteriätöurfumdel een Zeugen! unrich⸗ 
tig beigelegte Stand zieht kaine Nichtigkeit nach ſich, wenn dan⸗ 
ders über die Perſon und Fähigkeit! des Zeugen Gewihheit vor— 
handen. iſt. Notariatsgeſetz Bourges. RybG . 4836. 2 347. 
GEin KRandbeiſat . einer Notatiatsurkünde wird als 
Bet Handzug beglaubigt angefehen, wenn er aud nur’ die An- 
fangsbuchftaben- der Vorrund Bunamen: ders Bethe iligten ent⸗ 
haͤlt, ohne daß ein — ober Serich daber angetea cht waͤre. 
Ebend. N am BORN 
tg 'Citie darf Pe Nöckten —— X 
euhde if datum. nicht nichtig, daß; ‚der zweite Notär-bai,,pe 
faffung nicht zugegen. gemefen;j- und exſt —— in Abwe⸗ 


** #y- 





ſenheit der Beabeiligen ng rzeichnet hätte. — tögefeg 
ſeſe ge el u auch - — aa. 0 8 Wind. 
au, Hi 80; — „disk G. ——— 
Audact, . nn 


‚a — er gewiſſen Fillen und, a AUmſt 
den geſebte Erclche bans. Ba an. ae er 
G. 1836. 1. 7% | wre 1 .Indace 
+19). Namentlich, bei —— in 
Tefta ment widerrufen. werden -follsneitte, — * muß bei 
Strafe der. Nichtigkeit in Deifopn des naWeiten Notaͤr⸗ aufge 
— werden. — Een u836. 
nd mE BT (“ — 
an Die Be einer Öffehtlien: urkunte kölnen bei 
Anſtel ung einen Faͤlſchungsklage ————— bei 
der angeordneten Mwterfuchung abgeh EN W. 19. 
1835. 2. 90. *) — f. Urt. 232. 282. C.'prbe! - 7 nen: 
— — m morulrl Spltmtınäum ni mn mag — 
*) Kann die von einem Ortögesicht! ußenieine dele te haft 
nnd Go m —— fuͤr eine oͤffentliche auge ſehen — 
r v % J 
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141 ie Unterfchrift der, erden | bei Geri ndlun en bir. 
* "Bl hr RL Sam Ha > ee 
ir Sean der, —*— oren und ihrer &heitun 
en un von Staatöfchreiberei: x chäften f er 
er j Berbal eb Reviſoratsbeʒlttes btr. . 1812. xvin. 
Samml. 
nr die — von Handlungen der nicht ſtreiti Su 
» töbarfeit in Fällen N ale Berbinderung - Den be: 
* enen Beamten bir, R. B. 1827. IXi Sammlb. I 
"> Nechtögefchäfte, deren Errihtung in mehreren — — ein⸗ 
ander oder mit Unterbrechung vorgenommen) wird; — en je⸗ 
desmal abgefchloffen und beurkunder, und für, die — 
ein weiterer Akt begonnen werden. JuſtizN. M. 1833, 
"OR 93. Wehrer VI. 169. _ 
8) Die Notariatdordnun us von 1806. und deren Anhang von 2: 
3 Be feine re gültigen efege für Amtöreviforats:Urfunden: G 
X. Dorf: Hp ——— kuͤ 


nftige. Ebend. — 
gu» ©. 3, Nr, 10—11. 56. f. 


6) er wie öfentliche — auögefertigt werden ſollen 


7) In welchen Ari * in welcher — eugen dazu beizu⸗ 
| find. Inftr. R. 3. 1837. LI. $. je 3 * ot Ha 


8). Auch ohne fpeieien Auftrag der YAmtöreviforen koͤnnen — a 
mal dringende — Geſgaͤfte von den Theilungscommiſſarien vors 
—— muͤſſen jedoch dem Amtsreviſor innerhalb 24 Stun⸗ 
Den en sarac F oder wenn fie nicht in einem Akt befteben, in 
Den brn die Anzeige ‚gemadt “Ei 

‚gut M. 97. G. B. M 31 2,5 


oh 99, * 96. (V. B. N. 3 


+ 9) Bei Urkunden, melde vor 1810. verfaßt find, * t wur Xed 
beit, wenn fe mit dem Amtöflegel verfeben, 
: Eingan Beamten ald beurfundende Perlonen au aufgeführt 
find. Hohnh. I. 281. 284. 


‚10) Die Angabe des Datuins ift eine —— Sörmfichte einer 
| — Urkunde alfo — eines oͤffent ichen Zeſtamenies. 
#4) * ss ohnh. V. 222. — Die 
m äfeie a erfele beftimmt nicht. Hohn nt 58* 

6170 f . — eben. fo wenig, wer öffentlicher Veamte mit 

Mi  Beurkundungerect fey. Ebend.-31. 76 A 

12) Der —— der Siffern F bei offentlichen Urtunden miept 

ausgeſch loſſen. Hohnh b, V. 
43) Ein öffentlicher‘ Akt kann von: rn nicht gültig, Yorgemennen 
2er. ot E ie iß- urbabet betbeiligt iſt. Hobnd ‚VL: 295: — 

19 Dom in —— Urfunden geitn- mar für 
2: Dfentliche,,, N. Jahrb. I 128. 370: : 
$ 4). Audländifhe-öffentliche Urkunden find: in der Begel nad den 
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len et des Pe und der Zeit ihrer Errichtung zu beurtheilen. 1317. 


15) Sie haben — —— 9— wenn fie an einem Mang l 
in Form und Gehalt leiden, welcher einer inländifhen Urkunde 
nach inländifchen Gefegen die Glaubwürdigkeit entzieht. Ebend. 

2. Wenn die Betheiligten die Abficht hatten, eine Öffents 
lihe Urkunde zu errichten, fo find fie nicht-an die für Privat: 
urkunden vorgefchriebenen Förmlichkeiten — C. H. Vw. 
Corſica. S. 27. 1. 453. D. 25. 1. 335. L. 79. 477. 

3. Wenn eine nidt mit ber Unterfchrift ber Zeugen ver⸗ 
ſehene, oder an einem Formmangel leidende, oͤffentliche Urkunde 
als Privaturkunde gelten kann, fo darf deren Guͤltigkeit nicht 
um defmwillen angefochten werden, meil der boppelten er er 
fahen Ausfertigung darin u emähnt Paris. S. 14. 2 

255. — Brüffer. S. 13. 2 67. (Nr 1. b. 9.) 

. Um den Art. 1318. anzumenden, wirb jedoch vorausge⸗ 
ſetzt, daß die Urkunde wenigſtens die Geftalt einer Notariatsur⸗ 
kunde habe. — Ruͤhrt alfo bie Nichtigkeit der Urkunde daher, 
daß fie mit ber Unterſchrift des Notaͤrs gar nicht verſehen war, 
alſo niemals die Geſtalt einer Notariatsutkunde gehabt hat, fo 
fann fie, obwohl fie von den Betheiligten unterzeichnet ift, boch 
nicht als Privaturkunde gelten, wenn ſie nicht ſonſt alle zur 
Guͤltigkeit von Urkunden dieſer Gattung tig Bedins 
gungen enthält, und bei doppelfeitigen Verträgen z. B. nicht. in 
Doppelfchrift ausgefertigt ift. Paris. S. 30 2. 119, 

5. Ein als Öffentliche Urkunde nichtiger Vertrag gilt nicht 
als Privaturkunde , wenn er zwilchen drei Perfonen errichtet 
wurde (devem zwei für den nämlichen Gegenftand famtverbinblich 
geworden), und es an ber Unterfchrift einer der er 
Parteien fehlt. C. H. Vw. Poitiers. S. 12.1. 369. D. 10.1. 585. 

. Wenn auh eine urfprünglic cegelmäßige Urkunde 
durch ein fpäteres Geſetz ungültig erklärt wird, fo bleiben doch 
die darin enthaltenen Thatſachen zwifhen ben Parteien, — 
die Urkunde unterzeichnet haben, hergeſtellt. Caſſ. Creuſe. S. 1. 
1. 208. D. 1. 196. 

f Art. 1001. 1035. 1322. gs 

*1) R. B. 1810. XI. Samml. I. 
2) za eife bei Unterlaffung — Dorfen Ew Ausfertigung 
— Urkunden. R. B. 183 
+3) Das iegel fann nur die Unterfäri befätinen. Berge ihren 

Mangel ergänzen. Hohn. VI. 77. — ſ. zu. 8. ©. 1 

1. Eine ‚Öffentliche hat vollen Glauben, — fie, 
als von dem — Beamten verfaßt anerkannt, und mit 
den aͤußern Foͤrmlichkeiten einer ſolchen Urkunde verſehen iſt: 
wenn auch über den Punkt Widerſpruch erhoben würde, ob fie 
an innern Unregelmäßigkeiten Teide. Limoges. S. 15. 2. 
275. D. 13. 2. 46. L. 38. 442. 2 


1318. 


1319. 


1319, 
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3. Menn durh einen Öffentlihen Kaufvertrag hergeftellt 
ift, daß der Käufer feinen Kaufpreis den Verkaͤufern zu: 
fammen bezahlt habe, fo dürfen die Gerichte nicht erfennen, 
daß. hinfichtlich eines der Werkäufer der Verkauf ohne Preisbe 
ſtimmung gemwefen fey. — Dies wäre ein Angriff der Glaub: 
wuͤrdigkeit, welche bis zu angeftellter ——— * 
oͤffentlichen Urkunden gebührt. Caſſ. Rouen. S. 13. 1. 

35. 413. 

4. Deffentlihe Urkunden beglaubigen, felbft hinfichtlich 
hg die — der darin enthaltenen Verträge. Bor⸗ 
deaux. 5. 11. 2. 185. 

5. Der Art. 1319. ift nicht auf den Fall eines Schein— 
vertrages. anwendbar. — Die Gerichte Üibertreten das Geſetz, 
wenn .fie als. Grundfag erklären, daß ein Sceinhandel nicht 
buch Vermuthungen und Zeugenbeweife dargethan werben könne. 
Die Simulation des Preifes in einem Kaufvertrage kann 
buch Inzichten, Vermuthungen, oder durch Zeugen bewiefen wer« 
den, felbft wenn die Urkunde befayt, daß der Preis baar bezahlt 
worden fey. Caſſ Bordeaur S. 16 1. 447. — Wenn anders 
der Anfang eines — a vorhanden ift. Bordeaur. 
2 — 2. 140. (Nr. 6. D.) — Paris. R. G. 1837. 


7. In folhem Falle kann auch der Vollzug einer öffentlis 
hen Urkunde eingeftellt werden. Bordeaur. S. 6. 2. 376. — 
Bordeaur. S. 28. 2. 114. D. %. 2. 72. 

8. Obwohl eine Urkunde Öffentlich und vollzugreif ift, fo 
Fann doch der Schuldner Einhalt fuchen, wenn ein Geſetz oder 
eine Begebenheit eingetreten ift, welche die Erlöfhung oder Mins 
ar des Anfpruches bewirkte. C. H. Bw Agen 5. 15. 


11. Wenn in einem Xeftamente die Erfüllung einer ges 
feglich. erforderten Foͤrmlichkeit erwähnt ift, fo kann man, ohne 
eine Faͤlſchungsklage anzuftellen, nicht durch Zeugen — 
daß dieſe Foͤrmlichkeit nicht beobachtet wurde. Brüffel. 8 
2. 17. D. 5. 2. 17. | 

12. Eine öffentlihe Urkunde (ein Teſtament) hat Glaus 
ben bis zu angeftellter Falſchungsklage, nicht allein hinſichtlich 
der darin enthaltenen Verfuͤgungen, ſondern auch was die Un—⸗ 
terfcheidungszeichen betrifft. Mithin bedarf e8 einer Faͤlſchungs⸗ 
Elage, wenn man behauptet, daß ein den Sinn veränderndes 
Komma hinterher an diefer oder. jener Stelle eines ar 
eegen worden ſey. Limoges. 8. 12. 2. 385. — 6, 

end 

13. Wenn eine öffentliche Urkunde darin als falſch anger 
geiffen wird, daß ſie die Gegenwart der Zeugen im Augenblide 
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der Aufnahme der Urkunde beylaubigt, fo genuͤgt die Erklärung 139. 
biefer Zeugen, daß fie die Urkunde erft hinterher unterzeichnet 
haben, zum Beweiſe der Faͤlſchung nicht. C. H Vw. Paris. 
S. 19. 1. 284. D. 17. 1. %07. L. 55. 336. — Paris. 8. 
> 2. 35. D. 15. 2. 137. L. 49. 300. — ®yon. 8. 19. 


14. Die Ausfagen der Zeugen einer oͤffentlichen Urkunde 
find für fi) allein unzulänglih, um die Falſchheit der in ber 
angefochtenen Urkunde enthaltenen Erklärungen zu beweifen. 
Douai. S. 30. 2. 64. en 

15. Zumal wenn diefe Zeugenausfagen nicht gleichlautend 
find. Colmar. S. 30. 2. 141. | 

16. Die Zeugen, welche eine Urkunde, namentlid ein 
Zeftament, unterzeichnet haben, koͤnnen nicht bei Anftellung einer 
Faͤlſchungsklage als Zeugen vernommen merden, um durch 
ihre Ausfagen den Inhalt der angefochtenen Urkunde zu ent 
kraͤften, insbefondere die Bemerkung, daß das Zeftament in ibe 
ter Gegenwart dietirt worden fey. Toulouſe. S. 29. 2. 307. 

17. Die den Urkunden gebührende Glaubwürdigkeit kann, 
ohne Fälfchungsklage, durch bloße Vermuthungen entkräftet were 
ben, wenn der Anfang eines fchriftlihen Beweiſes vorhanden 
ift, und wenn Geftändniffe und fpätere Urkunden einen Wider: 
fprudy mit den Urkunden begründen, welche aufrecht erhalten 
werden wollen. &. 9. Bw. Douai. S. 1. 1. 10. 

18. Ein Sciedsfprud erlangt Glaubwürdigkeit durch die 
bloße Unterfhrift der Schiedsrichter. Grenoble. 3. 36. 2. 380. 
D. 23. 2. 162 


19. Der Ausfteller einer Notariatsurkunde, ein vor ber 
Urkunde gegebenes Darleihen befagend, deren wirkliche Urſache je: 
doch die Einführung verbotener Waaren geweſen ift, welche an 
der Grenze mit Beſchlag belegt wurden, it befugt, ohne Anitel: 
lung einer Fälfhungsklage, die Falſchheit der Urfache der Schuld: 
verfhreibung zu beweifen, und diefelbe für ungültig erklären zu 
Klin. ar einem dritten Geffionar gegenüber. Colmar. S. 

.2. 182. 


20. Wenn e8 richtig ift, daß materielle Tharfachen, welche 
ber Notär de visu et auditu beurfumdet, nicht anders, als durch 
die Fälfchungskiage, angefochten werden können, fo ift doch eben 
fo gewiß, daß wenn eine öffentlihe Urkunde nicht als falfch, 
fondern als durch, Gewalt erpreßt, angegriffen wird, die That: 
fahen einer Gewaltthätigkeit, gleich allen jenen, wodurch Werge: 
ben und Verſehen begründet werden, durch Zeugen - und richter: 
lichen VBermuthungsbeweis hergeficlit werben duͤrfen. GC. 9. 
Vw. Zouloufe. S. 28. 4. 232. D. %6. 1. 122. L. 81. 435. 

21. ine öffentliche Urkunde bemeifet die darin ausge⸗ 
dradten Summe nur in fo weit, als in den betreffenden Wars 


21* 
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® 


324 Bon dem Beweis der Verbindiichkeiten und Zahlungen. 


ten Nichts - abgeändert ift. — Wenn demnah in einer Schen⸗ 
kungsurkunde Kinfhaltungen oder Abänderungen von einigen 
der die geſchenkte Summe ausdrüdenden Worte ſich vorfinden, 
fo fönnen diefe Worte als nichtig oder nicht gefchrieben angefes 
ben, und folglih die Schenfung auf jene Summe gemindert 
twerden, die in der Urkunde deutlich ausgedrüdt if. — Wenig: 
ſtens kann in dieſer Beziehung die richterliche Entſcheidung nicht 
der Caſſation unterworfen werden. ©. 9. Vw. Borbdeaur. 8. 
26. 1. 127. 

22. In Notariatsurkunden gilt nur dasjenige für öffentlich 
beurkundet, was der Notär mit eigenen Sinnen wahrzunehmen 
vermodte. — Wenn daher eine vor einem Motär errichtete 
Kaufurtunde befagt, daß der Verkäufer minderjährig fey , fo 
folge bieraus-nicht, daß der Stand der Minderjährigkeit für ges 
wiß angenommen werden muͤſſe; wenn der Verkauf aus Grün: 
den der Minderjährigkeit angefochten wird , fo ift derjenige, der 
ihn angreift, zum Beweiſe der Minderjährigkeit gehalten, es fey 
dies. durch einen Geburtsfhein, oder irgend eine andere gleich— 
geltende Urkunde: widrigenfalls Eonnte der Thatumftand der 
Minderjährigkeit befeitige werden. C. H. Bw. Borbeaur. S. 
28. 1. 339. D. 26.1. 132. L. 81. 479. 

f. Art 973. 901. Nr. 15. 980. Ne. 11. — 13%. 1341. 

(23) Die Faͤlle behaupteten Betruges machen Ausnahme 
von der Regel, daß oͤffentliche Urkunden bis zur rn einer 
Faͤlſchungsklage Glauben haben. C. H. Bw. Paris. R . G. 
1833. 1. 8340. — f. Art. 1320. 

(24) Der Richter kann, ſelbſt binfichtlich der WVertragsper: 
fonen, den Inhalt einer öffentlichen Urkunde für unwahr und 
fimulirt erflären, ohne daß es einer Faͤlſchungsklage bedürfte, 
wenn die Unmwahrheit des Inhalts ihm aus den Umſtaͤnden der 

Sache hervorzugehen ſcheint. — Insbeſondere: die in einer No— 
tariatsurkunde von einem Einſteher zum Vortheil eines Unter: 
nehmers militaͤriſcher Einſtellungen geſchehene Erklaͤrung, daß er 
von dieſem den Preis ſeines Einſtandes erhalten habe, kann fuͤr 
ſimulirt erklaͤrt werden, wenn aus richterlich erhobenen That: 
umſtaͤnden hervorgeht, daß en * nicht wirklich bezahlt 
worden iſt. Aix. R. G. 1833. 2 

(25) Das Gericht, welches * gegen eine öffentliche Ur: 
Funde gerichtete» Fälfhungsklage verwirft, ift nicht gehalten, 
den fürforglihen Vollzug derfelben ohne - Sicherheitsleiſtung an⸗ 
zuordnen; — es darf dies nur nach vorher angeſtellter Pruͤfung 
geſchehen, ob die Umſtaͤnde von der Art ſeyen, daß die Geſtat— 
tung des Vollzuges — Anſtand finde. Bordeaur. R. G. 
1833. 2. 216. — f. Art. 135. C. proc. 

(26) Der —R angetretene Beweis der Falſchheit einer 
öffentlichen Urkunde muß nothmendig zugelaffen werden, wenn 
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deffen Verwerfung unausbleibfih den Bollzug ber angefochtenen 1319. 
Urkunde zur Folge haben würde. — Es ift alsdann Fein Unter: 
ſchied zu machen zwifchen einer Falſchheit, welche nur das Res 
fultat einer rein materiellen Veränderung feyn würde, 5.8. 
einem Irrthum des Abfchreibers: und der Falſchheit als Reful: 

tat einer vorfäglihen und beträgerifhen Veränderung. 

In beiden Fällen ift die Faͤlſchungsklage das einzige Mittel, den 
Slauben zu befeitigen, welcher einer Öffentlichen Urkunde, ſelbſt 

in ihrem itethümlichen Inhalte gebhher, Eaff. Dijon J. 19. 

S. 1834. 1. 577 — f. Urt. 214. C. proc. 

(27) Obgleich ein Gedinge eines Kaufyertrages, welcher 
in die Bücher einer Gemeinde eingetragen worden, durchſtrichen 
ift, fo kann doch, je nach Umfländen, erklärt werden, daß daffelbe 
einen Theil bee Urkunde ausmache, und folglich für den Käufer 
verbindlich fen, zumal wenn biefer im der. Eigenfhaftals Dres: 
vorfteher die Re in — Beſitze — bat. ©. 9. Bio. 
Paris. I. 19. S. 1835. 1. 480. — f. Are. 1310. 

(285) Ein Erbverzeichniß hat — den Betheiligten, 
welche dabei mitgewirkt haben, vollen Glauben ſeines Inhaltes, 
namentlich was die Erklaͤrung betrifft, daß Gelder, welche im 
Hauſe des Erblaſſers ſich vorgefunden haben, Gelder der Ehege⸗ 
meinfchaft feyen; das Gericht darf nicht, gegen eine foldye Erklä« 
zung, aus VBermuthungen, geſtuͤtzt an a der Sache, 
einen Gegenbeweis zulaffen. Caſſ. R 1836. 1. ‚388. — 

f. Art. 134. 

(29). Im all einer — gegen eine AMfentlice 
Urkunde kann das Gericht den Beweis negativer Thatumſtaͤnde 
zulaſſen, weiche mit dem Inhalte der Urkunde in unmittelbarem 
Widerſpruche ſtehen; der Beweis ift nicht auf affirmative That 
fahen zu. befchränten, die mit dem ae der Urkunde unver: 
täglich find. : C. 2. Bw. Bordeaur. R . G. 1837. 1. IR.“ — 
f. At. 229. 230. C . proc. 


”4) — der Parteien über offentliche Urkunden. P. D. 


2) Einrede der Salfodeit, deren Verhandlung und nn 
— d. — 457. Motive ©. 37. — vgl, Rt. Jahre. 


3) Urkundenheraudgabe. 9.9 $. 419. — 422. $.. 783 — 
vgl. Hohnh. V. 148. 153, 155, 157. er 
+9 Deffentliche Urkunden bemeifen auch im Civilrechte nur..das 
* ſtändig, mad fie wirklich enthalten, aber nicht ſo die abſolute 
Nichtigkeit von Schlußfolgerungen, melde aus Dmiffionen 
in denfelben gezogen werden, Hohnh. V I. 207. 
5) Wrfunen, on nur unter den DVertragsperfonen. Hohnh. 


* Ur Fr 


6) Betrug, ald Einrede gegen die Aechtpeit einer Urkunde. Hohnh. 
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7) Zeugen können bei der inscription en faux zugelaffen i 
doch nicht unbedingt, außer bei crimineller DBerfolgung der F 
fhung. Hohnh. VI. 10. 

8) Zeugen, wenn fie etwas ald wahr unterfchrieben haben, maß fie 
dann ald unmahr decfariren, mürden ihre eigene Schande be: 
zeugen. Hohnh. VI. 7. 11. 14 — Bol. jedoch N. Gabrb. I. 
277.  Uinnalen I. 51. 54. 107. 212. 319, 342. 396. — vgl. 

J — 511. 1). — 8. 3. 11500. — ſ. Nr. 11. 13. 14. 


9) Eine oͤffentliche Urkunde, die in der Form angeſochten wird, iſt 
nicht nein. N. Jahrb. I. 270. e | 

10) Aus den Befimmungen des £. ©. 1319. folgt nicht die Bes 
— *—— einer oͤffentlichen Urkunde gegen dritte Perſonen: 
En r find ar ei * in — Seien ng Er 
undete abe ald wahr anzunebmen fchuldig. N. Jahrb. 
IV. 229, Nr. 4. d. T. 

11) R. F. angebliche Formfehler einer Schenkungsurkunde bir. An⸗ 
nalen VI. 176. 


f. Art. 973. 1325. 13%. 1341. 1347. 
+ Hohnd.. VI. 178. 

41. Ein geheimer Gegenvertrag befagend, daß ein Verkauf 
nicht wirklich abgefchloffen fen, ift gegen Dritte wirkungslos. — 
Folglich kann der Käufer, welcher den Gegenfhein ausgeftellt hat, 
6 wohl den Kaufgegenftand an einen Dritten, der im guten 

lauben ift, verpfünden oder veräußern. C. H. Bw. CTaen. 
8. 11. 1. 8. D. 9 1. 68 L. 29. 417. — Nismes. S. 13. 
2. 216. D. 11. 2. 92. L. 36. 420. — Gaff. Bordeaur. R. 
G. 1836 1. 506 

2. Gin Urtheil, welches das Dafeyn eines Gegenvertrages 
anerkennt, und demfelben Wirkung beilegt, muß daher vorbehaltlic, 
ber im gutem Glauben erworbenen Rechte Dritter verftanden wer: 
ben. &. H. Bw Bourges. S. 26. 1. 429. D. 24. 1. %6. L. 
76. 157. ®) — ſ. Art. 2124. 

3 Wenn eine Liegenfhaft demjenigen in Verfteigerung 

zugeſchlagen worden iſt, der eine öffentliche Urkunde des Eigen« 
ms hatte, fo hat der Steigerer Feine Zueignungskfage von 
iten des etwaigen Inhabers einer Privaturfunde zu befahren, 

worin demfelben das Eigenthum vor der Verſteigerung äbertras 

gen ſeyn follte. Douai 8. 21. 2. 100. L. 59. 443. 

7. Daraus, daß ein Gegenvertrag ungültig ift, weil er 
sum Zmed hat, den im einer öffentlichen Werfaufsurkunde 
dedungenen Preis zu erhöhen, folgt nicht, daß bie im demfelben 


*) Laufharb II, 353. _ 
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enthaltene Webereinfunft wirkungslos fey, wenn re: anders 1321. 
durch Geftändnif dargetban if. Zurin S. 14 2. 113. 

Eine Privaturkunde, melde den Preis eines Verkaufes 
oder einer Geffion, wie derfelbe in einer Öffentlichen Urkunde 
angegeben ift, erhöht, ift nicht al8 Gegetivertrag ungültig, wenn 
die Erhöhung zum Vortheil eines Dritten gefchieht, der bei der 
on Urkunde nicht betheilige war. E. D. Bw. Agen. 8; 7: 
79. 

9. Ein Gegenwettrag, welcher in Beziehung auf ben Bit: 
Fäufer ungültig iſt, hat Gültigkeit in Beziehung auf bdeffen 
Gläubiger: — Diefe fönnen mithin die duch Gegenvertrag ber 
dungene Preiserhöhung in Anfpruch nehmen, obwohl der Gegen» 
vertrag (durch welchen eine Öffentliche Urkunde abgeändert werden 
follte) in Gemäßheit Art. 40: des Motariatsgefeges wäre für 
ungültig erklärt worden. Paris. S: 7. 2. 876: L 16. 135. 
Meg. S. 19. 2. .199. (Nr 6 d. ©.) 

410: Ein Gegenvertrag. welcher eine Preiserhöhung. einer 
Kaufurfünde enthält; kann (felbft den Unterpfands⸗)Glaͤubigern 
des Käufers entgegen gefegt werden, wenn dieſe auftreten; um 
die Rechte ihres Schuldners geltend zu mahen. — In einem 
ſolchen Falle koͤnnen die — nicht als Dritte betrachtet 
werden. Grenoble. S: 30. 2. 131: — Im entgegen geſetzten 
Sinn entſchieden. — Zumal wenn bie Gläubiger kraft — 
ihnen — — ** auftraten. —— 
noble . 19 361. *) — Paris. R. G. 1835 
2. 245. &yom. A. G 1887, 2. 444 

11. Grgentirträge zwiſchen dem Gemwalthaber und Dritten 
haben Glauben für ihr Datum und ihren Inhalt gegen den 
Gewaltgeber, ſelbſt zum Vortheil des Gewalthabers. — Det 
Gewalthaber ift Fein Ditter im Sinne des Art. 1321 — 
Bordeaux. S. 27/2. 41. D. 25. 2. 43. **) 


f. Art. 13%. 1397. 1492. Ne. 7. 8. 


+1) Ein Segenfhein, wodurch derjenige, dem eine Quittung. bebans 
Digt worden, erklärt, Die Zahlung noch nicht, oder nicht. ganz gelei- 
fter zu u haben, ift fein Nebenvertrag, fondern beweifer bloß daß 
die Duittung nichts gilt. Hohn: IIF. 


2 © eingefchäfte gelten nach dem &. R. tie mac. gemeinen 
” — cht na ihr ihr 4 — ordern nach wi “Nahren 
Be N. Japrb: 1 





*) Lauthard II. &. 350. 
#*) Gegenverträge. Brauer V. 987—989. 
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Von Privaturkunden. 


1. Obwohl eine Privaturfunde zwifchen den WVertragsperfor 
nen und ihren Erben ein ficheres Datum hat, fo kann body bag 
Gericht, felbft hinſichtlich der Parteien, der Urkunde ein anderes 
Datum zuerfennen, wenn die ee ie ft. C. 9. 
Vw. Dijon. S. %0. 1. 479. D 

2. Die Regel, daß eine Privaturfunde unter den Erben 
ein ficheres Datum hat, ift in dem Sinne zu verftehen, daß bie 
Erben das Datum nicht beftreiten Fönnen, wenn fie im Namen 
bes Erblaffers, und Eraft eines demfelben zugehörigen Rechtes 
auftreten, daß fie aber eine Vordatirung beweifen dürfen, wenn 
fie in nt einer gefeglichen Beftimmung verfahren. EC. H. Vw. 
Paris. S. 25. 1. 46. 

9, Der Geſchenknehmer ift Fein Rechtsfolger im Sinne des 
Art. 1322. Folglich kann der Schuldner einer gefchenkten For; 
derung dem Geſchenknehmer feine Privatquittung bes Geſchenk. 
—— entgegen ſetzen, welche ein fruͤheres Datum hat, als die 

Schenkung, aber * * en worden ift. Nismes. S. 

. 2, 135. D. 293. L. 65. 185. 

4. a ne vom — ausgeſtellt worden, 
koͤnnen dem Geſchenknehmer, ſelbſt dem allgemeinen, nicht ente 
gegen gehalten werden, als wenn ſie vor der Schenkung ein 
ſicheres Datum erhalten haben. — In dieſer Hinſicht muß der 
Geſchenknehmer als ein Dritter, und nicht ale ein Rechtsfolger 
bes Geſchenkgebers betrachtet werden — Nancy. S. 29. 2. 192. 
D. 27. 2. 112.— Angers. S. 30. 2. 18. L. 85. 441 —Grenobte. 
R. G. 1833. 2. 506. — Borbeaur. R. G. 1837. 2. 481. 

5. Insbeſondere: felbft der allgemeine Geſchenknehmer ift 
der Rechtsfolger bes Geſchenkgebers nur in Beziehung des Ver: 
moͤgens und der Schulden, welche zur Zeit * Schenkung vor: 
handen ae Bordeaur. S. 29. 2. 205. D. 27. 2. 200. *) 
Daftia, R 833. 2. 604. 

6. = mit dem Berkäufer errichteten Privaturfunden 
fönnen dem Käufer nur entgegen gehalten werben, wenn fie 
nor dem Verkauf ein ſicheres Datum erlangt haben. — Der 
Käufer darf in diefem Falle nit als Bechtpfolger des Verkaͤu⸗ 
fers betrachtet — C. 8. Vw. Rouen. 8. 27. 1. 138. 

. 25. 1. 144. L. 79. 502. **) 


*) Laukhard II. ©, 62, 
**) Baufbard II S. 407. 


Bon bem Beweis der Verbindlichkeiten und Zahlungen, 329 


7. Die von einem Bevollmächtigten  ausgeftellten Privat» 132% 
urkunden haben ein ficheres Datum gegen den Gemwaltgeber. — 
Sie werden alfo nicht dadurch ungültig, daß die Vollmacht zurüd: 
genommen mwurbe, ehe die Urkunde regiftrirt worden ift. Paris. 
5.75, 790 7. 1223 

8. Der Gemaltgeber, welher das Datum ber von feinem 
Gewalthaber zu feinem Nachtheil ausgeftellten Privaturkunden 
beftreitet, und fie für vordatirt ausgibt, während fie in der That 
erft nach Widerruf des Auftrages ausgefertigt wurden, ift. ges 
halten, das falfhe Datum zu beweifen. — Er ift nicht hinficht: 
ich feines Gewalthabers ein Dritter im Sinn des Art. 1328. 
Bordeaur. S. 27. 2. 65. 

(10) Eine Privaturkunde, welche einen Verkauf zwifchen 
Verlobten enthält, aber vor Schließung ber Ehe fein ficheres 
Datum erhalten Hat, verdient hinfichtlich des Datums, den Erben 
derfelben gegenüber, Beinen Glauben. — Die legtern find folglich 
befugt, den Berfauf anzufechten, als während der Ehe, außer 
halb der im Art. 1595. vorgefehenenen Fälle abgefchloffen. — 
Diefer Art. macht eine Ausnahme von der Regel des Art. 1322. 
und ftellt die Erben in diefem Falle den Dritten gleich. - Eaff. 
Borbeaur. R. G. 1837. 1. 533. 

(11) Ein Gegenfhein, vom Geffionar einer Forderung 
ausgeftellt, kann den Dritten, welchen bdiefer Geffionar die For: 
derung felbft cedirt hat, nicht entgegen gehalten werben. — In 
diefer Hinficht find die legten Geffionare nicht als Rechtöfolger 
ihres Gedenten zu betrachten. C. H. Bmw. Poitierd. R. G 
1833. 1. 347. — f. Art. 138. 

(12) Die Notäre find nicht: wegen Mangel an Rechtsfaͤ⸗ 
higkeit dee Parteien verantwortlich, welche vor ihnen erfcheinen, 
um einen Vertrag abzufchließen.  Notariatsgefeg. Algier. R. 
G. 1833. 2. 620. | 

(13) Ein Kauf zwifhen Verlobten, ber in der Zmifchen: 
zeit des Heirathsvertrages und der Ehefchließung zu Stande ge: 
kommen, barf nicht als ein durch Art. 1595. verbotener Kauf 
zwifchen Eheleuten betrachtet werden. — Eben fo wenig Eann 
biefer Verkauf als eine zent des Heirathsvertrages an« 
gefehen werden, zu weicher es einer öffentlichen Urkunde bedürfte, 
felbft wenn der WVerfaufsgegenftand eine Liegenfchaft wäre, welche 
die Frau ſich zur Ehefteuer gefest hat, Bordeaur. J. 19. S. 
1834. 2. 2831. — f. Art. 13%. 1595. er 

(14) Eine Privaturkunde muß als anerkannt betrachtet 
werden, wenn hergeftellt ift, daß fie dem Unterzeichneten vorge: 
legt worden, und biefer, ftatt Ableugnung feiner Unterfchrift, fich 
darauf beſchraͤnkt hätte, die Urkunde als betruͤglich und gefährde: 
voll anzufechten > es ft nur Grund vorhanden, ben, Unterzeichne: 


1322. 
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ten zur Anerkennung —— wenn er * Unterſchrift 
leugnet. E. HD. Br. — .19 S. 1835. 1. 584. 9 
ſ. Art. 193. ff. C. proe. 


+ 1) Eine Urkunde, welche mit Handzeichen, ſtatt mit ee 
Bau „verfeen IR. it, 4 on „Beneistrn. Hohnh. VII. 154. 


2) ne dern Tr Boat. II. 22. — deren Be 
weidfraft. Hohnh. V 
3) R. 5. Beweiskraft —5 welche nur von einem 
der Schuldner unterzeichnet it: — Verſchiedene Anſichten. — 
Annalen VI. 16. 
Es 


°4) —— über Privaturkunden. P. O. q. 432— 435. Motive 
2 —* im Executiv⸗- und Wechſelprozeß. P. O. $. 


3) Anerkennung oder Ableugnung einer Hands oder Unterſchrift 
ve bört a. I dem Aubrace gu Seblungeuhwermdgen nicht pe, 

Hohnh. VI. 38. — vgl. 

2 Der — ER . Cinweifung in den Befig 
der vermachten Gegenftände, und menn er anders nicht mit die 
nem Pflichterben zufammen trifft, ift nicht gehalten, die Richtig« 
ſtellung des eigenhändigen Teſtamentes, worin er eingefegt ift, 
zu veranftalten; es iſt dies Sache des Erben, der ihn im Bes 
fige zu flören gedenkt: — wenn Übrigens fonft nicht ein erheb⸗ 
licher. Verdacht gegen das Teſtament herueftellt, oder auch nur 
vorgebracht worden ift, Caſſ. Amiens. 8. 30. 1. 333. 

f. Art. 970. Mr. 25. ff. 1008. Nr: 3. ff. 

(3) Wenn Erben, denen eine Privaturkunde, angeblich von 
ihrem Rechtsvorfahrer unterzeichnet, vorgelegt wird, erklaͤren, daß 
fie deffen Hand» oder Unterſchrift nicht Pennen , fo find die Ger 
richte gehalten, vor der Verurtheilung eine Schriftvergleihung, 
fogar von Amtswegen anzuordnen; fie dürfen Fein abweifendes 
Urtheil ohne diefe vergängige Prüfung ausfprehen,, unter. demi 
Vorwande, daß ir Biefee "Diuf ht Feine Anträge geſchehen feyen. 
Cafl, Bourges J. 19. S. 1834. 1. 649. — Caff. Martinique 

G. 1837. 21 01. off — 8. 16 1. 334 1. 
5. 263. Me. 1 d. ©.) 
(A) Im Zalle der Ableugnung, einer Hand » oder Unter⸗ 


| ſchrift kann das Gericht felbft zur Prüfung der Aechtheit ſchrei⸗ 





* Bon den Privaturkunden. Zachat. IV. 752. — Zrefutt, 505. 
$. 636. DI. — Einrede des Richtempfanges einbetanatet Gelder 
faͤllt weg. Brauer V. 1179. | 


) Eidliche Ableugnung der Urkunden. Brauer V. t18t. 
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ten; es ift nicht verpflichtet ‚ eine Prüfung durch Schreibverr 

fländige anzuordnen : es fteht ihm im diefer Hinficht jedes gut⸗ 

findende Ermeffen zu. Das Gericht kann demnad das Akten⸗ 

ftüd alsbald verwerfen, nn es von feiner Unächeheit uͤberzeugt 

ft. € H Bw. Nancy. R. G. 1837. 1. 199. — f. Art 195, 

-, proc. — yet fo auch bei — von der Aechtheit. 
C. H. Bw. R. G. 1837. 1: 


*4) — der ——— Urkunden. P O. 6. 443 


+2 = — der Schriftvergleichung, bloß auf ein Nichtglau. 
ben der Erperten, daß die ihnen vorgelegten Unterfchriften von 
einer und derfelben Hand — ſich beſchraͤnkend. rüns 
bet feinen — er Faͤ aus, fondern bloß Beweislo ei 
der Urkunden. — AB ein Gegenbeweis fann ein folder Aus. 
rs 0 u angefeben werben. Hohnh. IV. 332. — vol. P. 


1. Wenn, in Anbetracht der durch einen Dritten geleifteten 
Bürgfchaft, ein Gläubiger fi) verbindlich macht, während einer 
beftimmten Friſt ſeine Schritte gegen den Schuldner einzuftellen, 
fo ift dies ein doppelfeitiger Vertrag zwifchen dem Bürgen und 
Glaͤubiger im Sinne des Art. 1325 folglich muß die Urkunde 
daruͤber, bei Strafe der Riceigteit, doppelt ausgefertigt werden. ©. 
H. Bw. Paris. S. 18. 1. 47. D. 15. 1. 457. L. 50. 483. 

%. Wenn eine einfade Maren geleiftet wird, fo ift 
nicht nothwendig, daß eine Doppelfcrift der Privarurkunde, 

worin diefelbe enthalten iſt, dem er —— werde. 
H. Vw. Confolens. S. 26, 1 9. L. 75.5 

3. Wenn in der — Urkunde, — auf die Vers 
bindlichkeit eines Schuldners Beziehung hat, eine Uebereinkunft 
zwiſchen dem Gläubiger und. einem Bürgen enthalten iſt, daß 
jener dem Schuldner eine Frift bemwillige, und daß auf ber an— 
dern Seite der Deitte ſich perfönlicy verbinde, die Zinſen ber 
fhuldigen Summe bis zur Wiederbezahlung zu entrichten, fo iſt 
die Urkunde, welche dieſe Uebereinkunft enchäit, ein wirklich 
boppelfeitiger Vertrag, und erfordert. doppelte Ausfertigung, bei 
Strafe der Nichtigkeit. Douai. S. 19. 1. 242. 

4. Kine Quittung ift Eein doppelfeitiger Vertrag, welcher 

er ausgefertigt werden müßte, felbft wenn diefelbe die vom 

bernommene Verpflichtung enthaͤlt, den Betrag. ei⸗ 

ner —** erg ein Rechtsftreit anhängig iſt, herabzu— 
fegen. Paris. 8 2. 8. 

5 & if erforderlich, daß eine Privatkaufurkunde in 
doppelter Urſchrift ausgefertigt werde, wenn darin die —— 
bes Kaufpreiſes beutkundet iſt. — Da in folhem $ 
Berbindlichkeiten des Käufers gegen den Verkäufer erfüllt, ins * 
genuͤgt es an einer Urſchrift für den Käufer, um ben: Kent 
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13235. aud) zur Erfüllung feiner Verbindlichkeit anhalten zu koͤnnen 
Montpellier. S. 28.2. 341. D. 97. 2. 98. — Bordeaur. J. 
19. S. 1834. 2. 381. 

6. Wenn ein eingefegter Erbe zu Gunſten feines Bruders 
auf die Eigenfhaft eines Zeftamentserben verzichtet, um fi an 
bie minder vortheilhafte Kigenfchaft eines geſetzlichen Erben zu 
halten, fo ift das Nechtsgefchäft, welches diefen- Verzicht enthält, 
feine Freigebigkeit, welche nothwendig in einer Notariatsurkunde 
geſchehen müßte. — Die Entſagung kann in einer Privatur— 
kunde ſtatt finden, und in dieſem Falle genuͤgt eine einzige Ur— 
ſchrift. Paris. S. 7. 2. 924. L. 15. 120. — f. Art. 931. u. 
die Mot. 

7. Es iſt nicht bei Strafe der Nichtigkeit erforderlich, 
die Urkunde, wodurch die Vollmachten ber Schiedsrichter verlän: 
gert werden, in doppelter Urfchrift auszufertigen : zumal wenn 
diefe Schiedsrichter als Aufbewahrer jener Urkunde beftellt wor: 
den find. Florenz 8. 14. 2. 84. 

8. Ein doppelfeitiger Vertrag ift wirkungslos hinſichtlich 
aller Betheiligten, wenn er hinfichtlic eines derfelben ungültig 
ift, fo daß Eeine gegenfeitige Rechtsverpflichtung flatt hat: — 
namentlid ein tee ohne Vollmacht der einen Partei. 
Zouloufe. S. 20. 2. 313. 

9. Wenn nur eine einzige Urfchrift von einer urkunde 
uͤber doppelſeitige Zuſagen gemacht worden iſt, ſo ſind dieſe Zu— 
ſagen nicht ungültig, wenn die betreffende Urkunde als ein Ori— 
ginalprotokoll in die Hände eines Motärs hinterlegt worden iff, 
und folgfich jede Partei, welche ein entgegen gefegtes Intereſſe 
bet. fih davon Ausfertigungen verfihaffen ann. Paris. 8 

9. 924. L. 15. 120. — Eben fo bei einem Vergleiche. ©. 
5. 2. Bordeaur. J. 19. S 185. 1. 225. — f. Art. 
20 


10. Wurde entfhieden, daß bie Hinterlegung einer nicht 
doppelt gefertigten Privaturkunde bei einem Notär, in welcher 
doppelfeitige Zufagen vorfommen , die Nichtigkeit aus dieſem 
Mangel nicht heile, außer wenn die Hinterlegung von allen Ber 
erg gefchehen if. Bordeaur. S. 29. 2. 170. D. 27. 


411. Oder bei einem Dritten: zumal wenn ber Gebrauch, 
den der an davon machen folle, nicht beſtimmt iſt. 
Caen. 8. 25. 2. 1 

12. Wo das Geſetz eine ſchriftliche Urkunde erfokbört, 

3: B. bei Affecuranzgegenftänden, und die Urkunde aus Mangel 
—* doppelten Ausfertigung nichtig iſt, kann fie auf keine 
Weiſe als Anfang eines fchriftfihen Beweifes dienen, no dem 
—— Eingang verſchaffen. ‚Air, 8. 14. 2 209. B. 
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12b. Eine Affecuranzpolize hat die Kennzeichen eines bop« 1325, 
pelfeitigen Vertrages, wenn die Prämie dafür nicht baar bezahlt 
iſt: fie muß bei Strafe der Nichtigkeit in eben fo viel Urfchrif: 
ten gemacht werden, als Betheiligte von entgegen — In⸗ 
tereffe vorhanden find. GC. H. Vw. Aix. 8. 17. 1. 255. D. 
15. 1. 281. L. 49. 327. 

413. Obgleich die Schrift, melde cine doppelfeitige Zufage 
enthält, aus Mangel der doppelten (oder mehrfachen) Ausferti- 
gung nichtig ift, fo iſt doch der Vertrag nicht wirkungslos, wenn 
er — geſetzlich erwieſen werden kann. Turin. S. 6, 2, 
661. L. 19. 239. 
| Fr Zumal wenn der Vertrag durch ein Zufammentreffen 
von folhen Aktenftüden, die beiden Theilen gemeinfhaftlic find, 
3. B. duch ihren gegenfeitigen — erwieſen ie 
kann. 6. H. Bw. Luͤttich. S. 7. 2. 923. D. 4. 1. 141. 
14. 385. 

15. Deßgleihen, wenn der Vertrag durch Geſtaͤndniß der 
Parteien erwieſen iſt; in dieſem Falle muß Fi erfüllt were 
den. Brüffer S. 14. 2. 49. D. 12. 2. 52. L. 36. 510, Pa⸗ 
is. S. 14. 2. 255. (Nr. 17. d. ©.) 

18. Wenn eine Privaterbvertheilung von mehr ald zwei ber 
Berheiligten unterzeichnet, jedoch nicht mit der Unterfchrift aller 
Parteien verfehen ift, fo ift dieſelbe auch nichtig en chtlich derer, 
die unterzeichnet haben. Brüffel. S. 7. 2 766. L 19. 431. 

(18) b. Und fo jede doppelfeitige — Gre⸗ 
noble. J. 19. 8. 1835. 2 188. 

19. Bei einem in Privaturkunde abgeſchloſſenen Pachtver⸗ 
trage genügt eine Urſchrift für den Pächter und feinen ſamtver⸗ 
bindlihen Bürgen. Zurin. 8. 6. 2. 661 L. 19. 239. 

20. Diejenigen, welche gemeinfchaftlic eine untheilbare Ver⸗ 
bindlichkeit Übernehmen, haben ein gemeinfchaftliches Intereſſe 
im Sinne des Art. 1325.; wenn alfo die Verbindlichkeit in 
einer Privaturkunde eingegangen wird, ſo genuͤgt eine einzige 
Urſchrift fuͤr alle. Metz. 8. 19. 2. 138. L. 54. 101. 

1. Kinder, welhe als Miterben mit ihrer Mutter fi 
über deren Erfagforderungen aus dem Nachlaß ihres Mannes 
vereinbaren, werden nicht, als ein getheiltes und entgegen geſetz⸗ 
tes Intereſſe habend betrachtet, wenn feines von ihnen tein pers 
fönliche Anfprüche erhebt. — In diefem Falle gentigt * ein⸗ 
zige Urſchrift für alle Miterben. E. H— Vw. Caen. S. 8. 1. 
232. D. 6. 1. 153. L. 21. 161. 

22. Zur Gültigkeit eines Verkaufes in einer Privatute 
kunde iſt nicht erforderlih, daß diefelbe in eben fo vielen Ur⸗ 
ſchriften ausgefertigt werde, als Käufer und Verkäufer vorhan⸗ 
den find. — Da in. diefer Dinfiht die Käufer unter ſich Fein 
entgegen geſetztes Intereſſe haben, fo wenig als die Verkaͤufer 
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1325. 


— ſich, ſo genuͤgt es an zwei Urſchriften. Amiens. S. 7. 2. 


93 Menn die Rechte mehrerer Mitverkäufer nicht von 
berfelben Art find , und jeder derfeiben für den Verkauf nur in 
ſo weit, als er ihn perfönlich angeht, Gewähr Ieiftet, fo genügt 
es in. biefem Falle nicht an einer einzigen Urfchrift für alle Der: 
Fäufer. Jeder Verkäufer muß eine eigene und befondere Aus: 
feetigung erhalten. Paris S. 7. 2 923 L. 7. 152. 

24 Dbwohl man ſich zum Beweis erbietet , 2 eine Ur⸗ 
Funde über doppelfeitige Zufagen in eben fo viel Uefejriften aus⸗ 
gefertigt worden ſey, als Betheiligte vorhanden, die ein entge⸗ 
graue Intereffe haben, fo zieht dennoch der Abmangel ber 

vw Ahnung n daß dies en fey, die Nichtigkeit nach fidh. 
Bruͤſſel. S 8. 2. 76. L. 25. 

25. Der Vollzug eines SERIEN Rechtsgefchäftes heilt 
nicht die Nichtigkeit, welche aus der unterbliebenen doppelten 
Ausfertigung hervorgeht , fondern nur jene Nichtigkeit, welche 
eine Folge der unterbliebenen Erwähnung jener doppelten Aus— 
fertigung ift, obwohl diefe wirklich ftatt gefunden hat. Der Boll 

g im legten Falle kann nur aus Thatſachen, welche fpäter 
(mb, als der Vertrag, gefolgert werben ; es iſt nicht erlaubt, 

rtheil aus Bollzugshandlungen zu fihöpfen, melde das —* 
ſultat der Urkunde ſelbſt ſeyn wuͤrden. Bruͤſſel. 8. 8. 1. 76. 
L. 25. 170. 

26. Wurde im Gegentheil entfchieden , daß der Vollzug 
eines boppelfeitigen Vertrages nicht allein jene Nichtigkeit heile, 
melde der Mangel der Erwähnung, wie viele Urfchriften aus: 
gefertigt worden, nach ſich zieht, fondern daß nunmehr 
auch jene nicht mehr vorgewendet werden dürfe, daß die Urſchrif⸗ 
ten nicht in hinreichender Zahl ausgefertigt wo:den ſeyen. Bruͤſſel. 

or an Zei 

en fo in Pachtangelegenheiten. Zurin. 
661. L’ 19. 239 * 

W. Eben J in Schiedsvertragsſachen. — Und dieſer Volls 
zug ergibt ſich hinlaͤnglich aus der Einhaͤndigung des Scieds: 
vertrages von Seiten — uͤbereinſtimmenden Parteien die 
Schiedsrichter. — Air. S. 29. 2. 303. D. 27. 2. 157. L. 85. 
129. — €. H 2m. Pau. S. 30.1 88. 

29. 30. Der aus ihrer ——— er BA den 
Schiedsrichtern. E 9. Bw. Paris. 8 
160. L. 76. 56. — — = 3 197. D. %. 2. 169. 
— Genus. $. 11. 2. 139. D . 139. ) — S. 14.1. 155. 





*) Saukhard I. ©, 23. 
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— Gaff. Genua. S. 14. 1, 154. D, 12. 1. 244. 8.11.2. 135. 133, 
D. 9, 2. 139. f. Art. 1328. Ne. 1. ff. 1338. Nr. 10. ff. 

31. Defgleihen, wenn dieſe Erfcheinung eben fo wohl 
dur den Schiedsſpruch, als dur die unummundenen Geſtaͤnd⸗ 
a ae Betbeitigten hergeftelle ift. Zurin. S. 13. 2. 346, 


0. en entgegengefrgten Sinn entfchieden : im Falle, wo 
der Vollzug nur durch das bloße Zeugniß der — beſtell⸗ 
ten Schiedsrichter erwieſen iſt. Trier 8. 13. 2.-350. 

3. Die Nichtigkeit einer Privaturkunde, als Folge des 
Mangels der Erwähnung , wie viele Urfchriften davon ausgefer⸗ 
tigt worden find , kann von der Partei micht geltend gemadıt 
werden, welde die in Handen habende Doppelfchrift vorlegt. 
Grenoble. S. 30. 2. 67. 

f. un 1102 1318. 1320. 1322. 1328 1715. C. e.— 50. 
109. C. eomm. 
| (3 Ein Verkauf mit Nusgnießungsvorbehalt in Privat: 
urfunde muß ın Doppelſchrift ausgefertigt werden , obgleidy der 
Käufer den Kaufpreis bezahlt hat, und die Urkunde die Quit« 
tung darüber enthält. — Diefe Foͤrmlichkeit verlangt das Geſetz 
bei jeder Privarurfunde, welche doppelfeitige Verabredungen ents 
hält, der Zeitpunkt, wo die eine der Parteien zu Erfüllung 
ihrer VBerpflihtung angehalten werden kann, möge näber oder 
entfernter feyn. Gaff. Bordeaur R. G. 1837, 1. 533. *) 
+ 1) Privaturfunden werden gegen Dritte nur von dem Tage an 
geniß, wo 2 m gerichtlichen Alten gebracht werden. Hohnh. 
. f. 40. — Gantgläubiger find nicht Dritte, Ebend, 


ei 
2) Der er Mangel der bepueken Antfertigung einer Privaturfunde 


macht fie nichtig. N. Jahrb. — Diefer un wu 
—— durch Depoſition bei —— — . durch Anerken⸗ 
ung gehoben. Ebend. 487. f. —ſ. Nr. 11. 18. = T. 


3) Sedo fönnen ſolche rg einen Sarg Sa ſchriftlichen 
eweiſes abgeben. Ebend. über die Zuläffi —— 
einer ſolchen Urkunde, ai ang ei eined Hriftigen Bew 
- Annalen IV. 235. dv. T. 
4) Dur Nichtigkeit Ai Urkunden * nice auch dad Gefchäft 
nichtig. ga 137. — ſ. Nr. 13—15. d, €. 
5) Die doppelte uefertigung der privaturfunden iſt nörbig, ſelbſt 
EM die Aa — Banieiden — ai Gefchäfte haben. 
Mr 
6) Auch Fe particulären R—— Ebend. 488. — 
Entgegengeſetzte Anſicht. Annalen III. 


1. Die Gaſtgeber und Schenkwirthe — als Handels⸗1326. 
leute im Sinne des Art. 1326. angeſehen. — Der von einem 


*) — lautende Doppelſchriften doppelſeitiger Vertraͤge. Brauer 
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4325. Wirth unterzeichnete Schein ift alfo gültig, obwohl er nicht ganz 
von feinet Hand geſchrieben, und nicht mit Gut oder Gutges 
heißen verfehen if. Mes. S. 19. 2. 76. 

2,3. Der Art. 1326. ift aud auf eigene MWechfel ans 
wendbar, felbft wenn darin ein Zahlungswohnfig gewählt wors 
den, und der Ausfteller die Schrift — und gutgeheißen 
bat. Caſſ. Caen. S. 12. 1. 244. D. 10. 1. 239. L. 33 
295.*) — Im —— Tea Sinn entföiebe, 6. 9. Vw. 


Perpignan. 8. 3. 1. 370. D. 1. 712 5. 358. — XZous 
Ioufe. S. 30, 2. 128. (Nr. "sr d. —— J. 19. 
8. 1835. 2. 336 


4. Der Art. 13%. über die Nothwendigkeit des Gut oder 
Gutheißen ift nicht , auf Hanbelspapiere anwendbar, 3. B. auf 
gezogene und eigene Wechſel. — Diefe Entfheidung ift Platz 
greifend, Sl wenn der Ausfteller fein — iſt. => 
tih. S. 14. 2. 183. — Caſſ. Brüffel. S. 3. 2. 352. (N 
16.d O.) 

“6. Unter ber Herrſchaft des Code findet 1326. keine 
— auf Buͤrgſchaften. — S. 17. 2. 48. D. 14. 
2. 94 L. 46. 111. — ®yon. R. G. 1833. 2. 428, 

(6) b. Eine Urkunde, welche binfichtli eines der unters 
zeichneten Betheiligten doppelfeitig ift, kann nicht hinſichtlich der 
übrigen als eine einfeitige betrachtet werden: es ift Untheilbarkeit 
in diefer Beziehung vorhanden, — Insbeſondere ift der Beitritt 
eines Bürgen zu einem doppelfeitigen Vertrage der Beobachtung 
des Art. 1326. nicht unterworfen. yon. R. G. 1833. 2. 428. 
f. Art. 1102. 1325. 

7. Noch auf eine Wechſelbuͤrgſchaft für u 
unter Hanbdelsleuten. Caſſ. Rochechouatt. S.14. 1. D. 12, 
1. 198. L. 40. 250. 

8. Wurde im Gegentheil entfchieden, dag der Art. 1326. felbft 
auf Bürgfhaften anwendbar fey, und fogar in dem Falle, wo 
bergeftellt ift, daß der Ausfteller den Umfang feiner Verpflich⸗ 
tung gekannt bat. Caſſ. Paris. S. 28. 1. 60. D. 25. 1. 471. 
L. 80. 356. **) 


9, Naͤmliche Entfheidung. — Immerbin zieht die unterlafs 
fene Beobadytung des Art. 1326. nicht unbedingt die en 
der Urkunde nad fih. — Das Geriht kann nad Umftänden 
diefe Urkunde als den Anfang eines fchriftlichen Beweiſes bes 
traten, und derfelben alle Wirkuug beilegen, wenn durd Vers 
muthungen ober Zeugen bewiefen ift, daß die Verpflichtung 
ernftlid eingegangen wurde, und der Ausfteller deren Natur und 


*) Laukhard II, 414. 
”*) Laukhard I. ©. 38. 
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Umfang kannte. Orleans 9. 28 2. 106. D. %6. 2. 85. L 
82. 96. — Meg. J. 19. S. 1835. 2. 50. 

10. Eine Buͤrgſchaft, welche eine Nicht-Handelsfrau für 
einen von ihrem Mann ausgeftellten eigenen Wechſel bewilligt 
bat, muß bei Strafe der Nichtigkeit mit einer Genehmigung 
verfehen ſeyn, weiche in Buchſtaben die verfprohene Summe 
oder Sache ausdrüdt. — Der Art. 1326. ift anwendbar, obs 
wohl die Verpflihtung der Frau eine Verbärgung, und bie ver: 
bürgte Verpflichtung ein eigener Dan wäre. Caff. Isle⸗Bour⸗ 
bon. S. 22. 1. 318. D. 20 1. 292. L. 63. 494 

12. Eine Abrehnung von fremder Hand gefchrieben , ir 
nichtig, wenn fie nicht die Genehmigung der Summe von 
ten derjenigen Partei enthält, welche nach diefer eher, im 
Ruͤckſtande bleibt. wo — 8. 1. 1. 34. D. 1. 16. — 
Bordeaur. S. 32. 2. 

13. Im —8 Sinn entſchieden Angers. S. 
21. 2. 180. D. 19. 2. 79. L. 59. 111. — Grenoble. S. 26. 
2. 308. D. 24. 2. 235. 

14. Der Urt. 1336 ift auch auf bie re einer 
Summe Geldes anwendbar. Caſſ. Autun S. 14. 1. 33. D. 
12. 1. 165. L. 40. 241. 

16. Die Zuſchreibung (Indoffirung) eines eigenen Wech- 
feld kann nicht für nichtig erklärt werden, weil der Wechfelüber: 
geber (Indoſſant) nicht die im Wechfel, der nicht von feiner 
Hand gefhrieben ift, ausgedrüdte Summe in Buchſtaben geneh⸗ 
migt hat. Caſſ. Brüffel. S. 3. 2. 352. 

17. Der Art. 1326 erleidet Eeine Ausnahme in bem Falle, 
wo der Schuldner ein Handwerker u. f. mw. ift, als in fo fern 
er das Handwerk, entweber im Augenblid ber Ausftelung des 
en, oder in einem ganz nahen Zeitpunkt ausübte. Caen. 

18. 2 Genehmigung ift bei Strafe der Nichtigkeit ers 
forderlich bei einer Privaturkunde, worin man fih zu Zahlung 
einer Summe Geldes verbindlih macht, obwohl der Ausiteller 
ein Landbewohner, Sohn eines Adersmannes , oder auch felbft 
Adersmann wäre. Wenn er nicht Adersmann zu dem Zeits 
punfte war, wo er bie Schuldurkfunde ausgeftellt hat, fo kann 
er auf bie Ausnahme des — 132. keinen Anſpruch machen. 
Bruͤſſel. S. 11. 2. 265. D. 9. 2. 158. 

21. Der Art. 1326. iſt auch auf einen ſamtverbindlich 
von Mann und Frau unterzeichneten Schein anwendbar; der 
Schein iſt folglich, fb viel die Frau betrifft, nichtig, wenn bie 
Summe von ihre nit genehmigt ift, felbft wenn der Schein 
von der Hand bes famtverbindlichen Mannes gefchrieben wäre. — 
Es kommt nicht darauf an, daß ermwiefener maßen bie Frau bie 
von ihr übernommene Verpflichtung fannte, und daß keine Ger 


22 
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1326. * dabei er it. Gaff. Paris. S. 16. 1. a — 
C. H. Vw. Paris. S. 19. 1. 195. D. 17. —* 109. — s. 17. 
2, 399. — Paris. S. 16; 2. 103. L. 43. 458 (22.5.0) 
— Sm entgenengefepten Sinn entfchieden. Brüffel. S. 14. 2 
78. D. 12. 2. 65. L. 37. 138. (Rx. 19. d. ©. 
23. Selbſt wenn der eigene Wechſel von dem Manne, 
welcher Handelsmann ift, zu Gunften eines anderen Dandelss 
mannes ausgeftellt wäre. — Wenn das Gefeg vom Verſprechen 
einer einzelnen Perfon handelt, fo verfteht fih dies von einem 
einfeitigen Werfpredyen , und nicht von einem ſolchen, das von 
BAUR als zwei Bau — worden iſt. * es 
S. 16. 1. 227. D. 14. 1. 257. L . 46. 332.*) — S. 14.2 


24. Der Art. 13%6. ift nicht auf doppelfeitige , mer 
au auf — Vertraͤge anwendbar. Paris. 8. 29. 2. 130. 

. 27. 2. 129. L. 83. 376. 

24b. 25. Die Frau eines Handeldmannes wird nicht um 
befmwillen allein als Handelsfrau betrachtet, und darum von ben 
Beftimmungen des Art. 1326. Losgezählt. Caſſ. Autun. 8. 14. 
1. 33. D. 12. r 165. L. 40. 241. — Bm 8. 238. 2. 84. 
ae De Den .29. 1.8. — 

D. 26. 1. 347. L. 83. 578. — Paris. S. 12. 2. 318. — 
Angers. S. 24. 2. 86. (Nr. 20. d. O.) 

26, Welhen Antheil auch eine Frau am Hanke ihres 
Mannes nehmen möge, fo ift fie nur dann eine Handelsfrau, 
wenn fie einen abgefonderten Hanbel führt; nur in biefem Falle 
find die von ihr ausgeftellten Scheine gültig, auch ohne den 
eigenhändigen Zufag, Gut oder Gutgeheißen, mit der in Buch— 
ftaben — Summe. Caſſ. Metz. 8. 20. 1. 46. 
D. 18. 1. 524. L. 63. 497. 

27. Wurde im Gegentheil entfchieden : daß die zu Gunſten 
einiger Klaſſen von Staatsbuͤrgern verſtattete Ausnahme von der 
Nothwendigkeit, Gut. oder Gutgeheißen ihren Scheinen beizu— 
ſetzen, auch auf bie Frauen ber betreffenden Individuen fi ch er. 
ſtrecke. Rouen. 8. 30. 2. 192. 

W. Die Frau eines Ackersmannes hört nach dem Tode 
ihres Mannes nicht auf, zur Klaſſe der Ackersleute zu gehoͤren, 
folglich find die von ihr ausgeſtellten Scheine der Nothwendig⸗ 
keit eines Gut ober Butgeheißen nicht unterworfen. Grenoble. 
S. 30. 2. 76. 

29. Schon deßhalb, daß eine Frau Feine Handelsfrau ift, 
koͤnnen alle von ihr unterzeichneten Handelspapiere nur als eins 
fahe Berfprehen betrachtet werden, Wenn alfo ein- eigener 


*) Laukhard J. S, 47. 
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Wechſel von einer Frau (die keine Handelsfrau ift) ausgeftellt, 
nicht eigenhändig von ihre gefchrieben ift, fo muß dies durch Gut 
ober Butgeheißen in Buchſtaben etgaͤnzt werden: in bloßen Zah⸗ 
len würde letzteres nicht genuͤgen. — Es kommt darauf nicht an, 
daß bie Frau nicht die Einrede von Gefaͤhrde und boͤſem Glaue 
ben vorfhägt. Caſſ. Gournay. S. 24. 1. 122. L. 59. 362.— 
Caſſ. a $. 20. 1. 32. D. 17. 1. 387. L. 55. 405. — 
(Nr. 35. d. O.) 

30. Wenn in einer von zwei Derfonen unterzeichneten 
Shuldurfunde die eine das Gut oder Gutgeheifen mweggelaffen 
hat, und diefe Weglaffung erweislih aus abſichtlicher Gefährbe 
gefchehen ift, fo entzieht diefer Umſtand jener Perfon die Bes 
fugniß, dem Gläubiger die Einrede ber er Genehmigung 
entgegen zu fegen. Angers. S. 18. 2. 168. L. 50. 331. 

31. Oder wenn der Ausfteller einräumt, daß er ben Sein 
mit Kenntniß von der Sache unterzeichnet habe , und feinen 


Umftand anführt, welder au Ueberrafhung = Irrthum — 


tet. C. H. Vw. Amiens. 8. 29. 1. 366. D. 27. 1. 224. L 
85. 265 


32. Die Eigenfchaft eines Adertsmannes im Sinne bes 
Art. 1326. fteht fowohl dem zu , ber gewöhnlich fremde Felder, 
als dem, der feine eigenen, bearbeitet; feine Scheine find auch 
ohne den — Zuſatz guͤltig. Paris. 8. 18. 2. 36. D. 15. 
2. 129, L. 49. 79. — Caſſ. Thionville. 8. 24. 1. 194. D. 22. 
1. 75. L. 69. 278. — Bordeaur. 8. 29. 2. en D. 7. 2. 
179. — Grenoble. S. 30. 2. 76. — Nismes. S. 30. 2. 184. 

Die Annahme unter einen Wechſel gefegt, mit 
dem bloßen Wort angenommen und der Unterfhrift, ift 
gültig, und für den Annehmer verbindlich , ſelbſt wenn der 
Wechſel nicht als folcher aelten, und nur als einfacher Schein 
betrachtet werden follte. Es ift nicht erforderlich, daß diefe An 
nahme ein Gut oder — nach Vorſchrift des Art. 
1326. enthalte. Bruͤſſel. S. 8.2.95. — f. Art. 137. C. 
ctomm. “ 

36. Die Genehmigung der Summe it Buchſtaben ift bei 
einem Nicht » Handelsmanne nicht erforberlih , welcher ges 


meinfeaftlic mit einem ROM einen Schein ausftellt. - 


9. 2. 407. L 
37. Mangel der Genehmigung der Schtift macht den 
Schein nichtig, fo daß der Michter denfelben in Feiner Weiſe bes 
tudfihten, oder zu Ergänzung des Vermuthungen zu 
Fr — darf. Caſſ. Seine. 8 13. 1. 35. D. 11. 1. 82. 


vr * * entgegengeſetzten Sinn entſchieden. Paris. S.7. 
2. 786. L. 20. 390. 


38. * Auoſieller eines aus Mangel der Genehmigung 
| * 


1326, 
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1326. nichtigen Scheines iſt nichts defto weniger zur Zahlung verpflidh- 
tet, wenn die Verbindlichkeit auf irgend eine andere gefegliche 
Art erwiefen werden kann. Turin. S. 9. 2. 309. D.7 2. 25. 
L. 24. 362. 

: 40. Ein von der Hand eines Samtfchuldners gefchriebener 

Schein ift nichtig in Betreff jener Miefchuldner, die benfelben 
nur unterzeichnet haben, ohne die Summe zu genehmigen. 
Brüffel. S. 12. 2. 105. L. 34. 410.*) 

41. 42. Das Erforderniß, einen vom Ausſteller unter: 
jeichneten, aber nicht eigenhändig gefchriebenen, Schein in Bud 
ftaben zu genehmigen , erftredt ſich feibft auf den Fall, wo ber 
Schein von zwei (oder mehreren) Samtfhuldnern ausgeftellt, 
und von einem derfelben in Buchftaben gefchrieben ift. Lyon. 
2. 151. — Garen. S. 28, 2. 84. D. %. 2. 59. L. 83. 

43. Ein Verfprechen in einer Privaturkunde, das nicht 
von der Hand desjenigen gefchrieben ift, der e8 unterzeichnet hat, 
ift der Förmlichkeit des Gut oder Gutgeheißen nicht unterworfen, 
wenn die Zufage im Augenblide der uͤbernommenen Verbind— 
lichkeit * 9 Geldes Werth beſtimmt werden kann. Agen. 

ſ. Art. 1347. 

(44) Wer fein eigenes Feld baut, iſt nicht darum allein 
als Adersmann im Sinne des Art. 1396. zu betrachten, wenn 
fein Rang in der bürgerlihen Geſellſchaft und andere Umftände 
mit jener Eigenfchaft im Widerfprudye ftehen. Lyon. R. G. 1836. 
1. 511. — €. 9. Bw. Mes Ebend. 660. 

(45) Es muß in diefem Falle förmlich ausgedrädt ſeyn, 
dag der Schuldner fi für eine unbeftimmte Summe verpflichte; 
eine unbedingte Genehmigung der Schrift würde nicht: genügen. 
Meg. J. 19. S. 1835. 2. 50. ***) 

* 4) Die rechtliche Vermuthung für die Aechtheit ded Inhalts einer 
anerfannten Privaturkunde erftredt fi nicht auf Diejenigen Ur- 
kunden, welchen die dur 8. ©. 1326. geforderten Eigenfchaf 
ten mangeln. Y: D. $. 434. 

+ 2) Der Mangel diefer Eigenfchaft hat gänztiche Nichtigkeit zur 
— vn — ri ei Le — ſtatt An: 

Hohnh. : £.— Entgegengeſetzte Entſcheidung. 
VII. 154. f. 157. 158. Not. 1. — — 
3) Ausnahmen von jener Form. Hohnh. IT. 279. V. 34-36. — 
4) J—————— en ka af Su Ausſtell icht auf 
eller, nicht a 
den Empfänger. Hopnd. V. 35, 


+) Laukhard I. ©, 35. 
“+, Laukhard I. S. 32. 
*») Roth I. 47. 
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5) Guröbefiger find darunter nicht begriffen. Ebend. 34 
6» DViehbandel ift Fein bloßes Bauerngeſchaͤft. Hohnh. V 35. 
7) Die Förmlichfeiten des 8. ©. find bei Blirgfehafen nicht 
nöthig. Hohnb. IV. 2336. — f. Art. 1335. Nr. 
8) Ein Wechſel von einer Frauenöperfon, welche ide — 
iſt, wird nur als einfache Handſchrift betrachtet, und unterliegt 
den Förmfichfeiten des C. 1326. — NR. Jabrb. II. 273. 275. 
9) Bei Handeldzetteln ift die Beobachtung der Bo des £ 

©. 13%. zu ihrer Bemweiöfraft nothwendig. N. Jahrb. * 

269. — Enñtgegengeſetzte Anſicht. Annalen 11T. 219. 

1. Wenn eine Privaturkfunde zum Vollzuae gekommen ift, 
fo gibt diefer , abgefehen von jedem andern Umftande, der Pri— 
vaturfunde ein fiheres Datum, im Sinne des Art. 1328. Paris, 
S. 14. 2. 149. f. Art. 1325. 

2. SPrivaturfunden können unter Beinen andern Umftänden 
ein- fiheres Datum gegen Dritte erhalten, als durch die im Art. 
1328. vorgefehenen ; die Beftimmungen biefes Artikels find be: 
—— nicht beiſpielsweiſe gegeben. Bordeaux. S. 29, 2. 

93. 

3. Folglih Bann man nicht zum Beweife der Richtigkeit 
des Datums gegen einen Dritten zugelaffen werden, darum, 
daß er perſoͤnliche Kenntnig von der Privaturfunde gehabt, felbft 
daß er fie vollzogen hat. Gaff. Grenoble. S. 23 1. 297. D. 
21. 1. 193 L. 67. 250.*) — Grenoble RB. G. 1833. 2. 506. 

8. Die Urkunden, worin eine Verbindlichkeit übernommen 
worden, find, was das fichere Datum betrifft, von denen zu 
unterfcheiden, worin die Verbindlichkeit nur gewahrt werben fol: 
bei legtern ift daffelbe nicht nothmwendig. Gaen. S. 14.2. 401. 

9. Die Regel, daß der Geffionar erft duch die Bekannt: 
machuna der Uebertragung den Beſitz erlange, ift nicht in dem 
Sinne zu verfiehen, daß dieſe Bekanntmachung nothwendig wäre, 
damit der Geffionar (felbft durch Privaturkunde) einen Pfand: 
— guͤltig nehmen oder erneuern koͤnne. C. H. Vw. Poitiers. 

S. 19. 1 490. D. 17. 1. 491. L. 56. 104. f. Art. 1690. 

10. Der Geffionar ift der Necdtsfolger des Cedenten im 
Sinne des Art. 1322. Folglich Fann der Schuldner einer ce- 
dirten Korderung dem Geffionar eine Quittung des Gedenten ent: 
gegen halten, welche nur als Privaturfunde ausgeftellt, und von 
einem ältern Datum, als die een it, wenn fe gleich erſt 
fpäter wegifteirt fen ſollte Lyon. S. 25 2. 149. * *) 

Quittungen uͤber Mieihzins einer Partei, gegen welche 
Zugriff erkannt iſt, koͤnnen, obgleich Privaturkunden, dem Stei: 


gerer entgegen gehalten werden, felbft wenn biefelben kein der 


”) Raufharb I. ©. 57. 
**;) Rauthart 11. 385. nebſt Entſcheidungen im entgegen geſetzten 
Sinne. 


1326. 


1328. 
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1328, Steigerung vorgehendes Datum haben, zumal wenn fie durch 
Zeugenbeweis unterſtuͤtzt ſind. — Der Steigerer iſt nicht im firen- 
gen Sinne ein Dritter in Beziehung auf den Schuldner; die— 
fee vertritt denſelben bis zu einem gewiſſen Punkte. Turin. 8. 
13. 2. 45. L. 35. 157. 

12. Wer eine zu ſeinen Gunſten ausgeſtellte Privaturkunde 
vorlegt, verliert eben dadurch die Befugniß, deren Datum zu 
beſtreiten; er kann nicht die — fuͤr ſich — welche der 
Art. 1328. aufſtellt. Rouen. S. 15. 2. 51. D. 13 2. 97. L. 
40. 238. 


16. Kine Privaturfunde (ein Schiedsbertrag ;. 3.) hat 
ficheres Datum unter den Betheiligten, welche fie unterzeichnet 
haben, ihren Erben und Rechtsfolgern; es find dies Feine Deitte, 
gegen die fie erft von dem Zage an ficheres Datum hat, wo 
fie vegiftrire worden. C. 9. a S. 30. 1. 353. — ©. 9. 
En Paris. S. A. 1. 26. D. 2. 28. L. 7. 185. — Caff. Aisne. 

6. 1. 108. — €. 9. Bw. Genua. S. 12. 1. 149. (Nr. 14. 
— 9) — 6. H. Bw. Paris. S. 9. 1. 353. (Nr. 15. d. O.) 

18. - Die Beftimmungen des römifhen Rechtes und des 
Sobe find auf Handelsfahen nicht anwendbar, was ben Beweis 
ber Bedeckung (provision) betrifft; hierin läßt das Gefeg dem 
Gerichte den weiteften Spielraum : daffelbe kann ſich an-die Er: 
Härung oder Verſicherung deſſen, auf den der Wechſel gezogen - 
ift, halten: aus nod) ftärferen Gründen an Schriften, melde 
von demfelben herrühren, obwohl diefe Fein ficheres re has 
ben. E.H. Vw. Zouloufe. S. 7.1.15. D. 5.1.15. L. 17. 417. 

19. Sn Handelsfachen koͤnnen Privarurfunden , obwohl 
ohne fichered® Datum, Wirkung gegen Dritte haben, zumal 
wenn ein on de Vollzuges erwiefen — kann. Paris. 
S. 12. 2. 76. L. 32. — 34. — a . 26. 2. 292. D. 
2. 226. (Mr. 20.8.9) — € .. 9. Bw. J. 19. S. 1835. 

1. 206. — ©. 9. Vw. R. G. 1837. 1. 1022. 

21. Ein Wehfel hat ficheres en feibft gegen Dritte, 
bis zur Faͤlſchungsklage. Rennes, S. 25. 1. 401. D. 23 1. 
346. ſ. Art. 110. C. comm, 

22%. Die Verbürgung, welche ein Handelsmann unter einen 
bloßen Stein, der fein Handelspapier ift, fest, begründet ledig—⸗ 
lih eine bürgerlihe Verbindlichkeit, wie die, an welche fie ans 
geknüpft ift, und feine Handelsverbindlichkeit. — Die Berbür: 
gung kann folglih , wenn fie Eein fiheres Datum hat, Dritten 
nicht entgegen gehalten werben. Bordeaux. S. 29. 2. 293. 

. Eine Privaturfunde , die Auflöfung einer Gefellfchaft 
enthaltend , hat ein ficheres Datum den perfönlichen Gläubigern 
eines der Sefelffcyafter gegenüber: bie Gläubiger find in biefem 
Dale die a ihres RER G. 9. Vw. Bourges. 

27. 1. 87. D. 23. 1. 361. L. 77. 32. 
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24. Ein Borfihtserbe, zugleich Gläubiger ber Erbſchaft, 1328. 

it ein Dritter im Sinne des Art. 1328. bezuͤglich auf die von 
feinem Rechtsvorfahrer ausgeftellten Privaturfunden. Diefe- Utz 
£unden haben nur in den: im Artikel aufgezählten Fallen ein 
fiheres Datum gegen ihn. -E H. Vw, Grenoble. S. 19. 1.111. 
2. Die Erben besjenigen,, der fih durch eine Privat: 
urkunde verbindlich gemacht hat, find nicht befugt, das Datum 
diefer Privaturkunde zu beftreiten, als in fo weit das Mefultat 
der Beftreitung dahin führen follte, ihnen den Pflichttheil zu ent: 
ziehen. — Außer diefem Falle find fie keine Dritte im Sinne des Art. 
1328., fie machen nur eine Perfon mit dem Erblaffer ; durch 
feine Handlungen und Gefchäfte gebunden, Finnen fie fi nur 
der nämlihen Einreden bedienen. Paris. S. 17. 2. 10. L. 46. 23. 
Ä W. Eine Frau, welche in der Eigenfchaft als Gläubigerin 
ihres Mannes Urkunden (als zur Gefährdung ihrer Rechte als 
Gläubigerin gefchehen) , angreift, die er, felbft mährend ber 
Ehegemeinfhaft, ausgeftelle Hat, Handelt in ihrem eigenen Namen, 
und ift nicht bloß eine Nechtsfolgerin ihres Mannes. — Daher 
kann fie da8 Datum der angefochtenen Urkunden beftreiten, und 
den Art. 1328. geltend machen; in diefer Hinfiht und Bezie— 
hung haben die Urkunden fein ficheres Datum. €. H. Vw. 
Rennes. S. 25. 1. 345. D. 23. 1. 147. LE. 73. 5. 
i 27. -Die Regel, daß Privaturkunden gegen Dritte durch 
den Zod der Unterzeichner fiheres Datum erhalten, verfteht ſich 
nicht allein vom Tode eines der Betheiligten, fondern auch Drit- 
ter, namentlich Zeugen, welche die Urkunde mit unterfchrieben 
haben. C. 9. Vw. Corfica. S. 27. 1. 453. D. 25. 1. 235. 
L. 79. 477. | Ä 

28. Diefe Regel ift auch auf Notariatsurfunden anwend⸗ 
bar, welche wegen Formfehlern nur als Privaturfunden gelten. 
re H. Bw. Corfica. S. 27. 1. 453. D. 25. 1. 335. L. 79. 

(30) Das Datum der von einem Mann als Verwalter 
der ehefteuerlichen Güter feiner Ehefrau als Privaturfunden aus: 
geftellten Quittungen ift (die Fälle von Betrug vorbehalten) ge: 
gen die Frau als ein fiheres anzunehmen : felbft wenn biefe 
im Vermoͤgen abgefondert wäre, auch wenn jenes Datum durch 
feinen der im Art. 1328. vorgefehenen Umftände feftgeftellt feyn 
follte. — Die Frau kann in dieſer Hinſicht nicht als ein Drit: 
ter angefehen werden. — C. H. Vw. yon. R. G. 1833.1. 830. 
f. Art. 1322. 1549. 

(31) Niemand kann zugelaffen werden, den Beweis der 
Aechtheit einer Privaturkunde gegen einen Dritten damit zu füh: 
ven, daß bdiefer Dritte Kenntniß vom Dafenn ber Urkunde ges 
habt habe ;. die Beftimmungen bes Art. 1328. , in melden Faͤl— 
fen angenommen werde, daß die Urkunden Dritten gegenüber 
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133. ficheres Datum haben , find befchränfender Art, und vertragen 
ſich — mit einem ſolchen Beweiſe. Grenoble. R. G. 1833. 


(32) Bei dem Zufammentreffen zweier nach einander ge- 
fchehenen Verkaͤufe einer und derſelben Liegenſchaft, von denen 
nur einer ein ſicheres Datum erlangt hat, gebuͤhrt dieſem der 
Vorzug, obwohl fein Datum fpäter ift, als das des andern 
Verkaufes; der Käufer kann in biefem Falle nicht a“ Rechts⸗ 
folger des Verkäufers betrachtet werben. Baſtia. R. G. 1833. 
2. 604. — f. Art. 1322. 

(33) Der Gewaltgeber , welcher das Datum der von feis 
nem Gewalthaber Fraft Auftrages aufgeftellten Privaturfunden 
beflreitet, und behauptet, baß dieſe Urfunden vordatirt, und in 
ber That erft nach widerrufenem Auftrag ausgeftelt worden feyen, 
ift gehalten, die Falfchheit des Datums zu beweifen, bis wohin 
daffelbe für Acht gehalten wird. — Der Getwaltgeber kann nicht 
als ein Dritter binfihtlih des Gewalthabers, im Sinne des 
Art. vw angefehben werden. Paris. J. 19. S. 1834. 2. 
239. €. H. Bw Rouen. J. 19. S. 1835. 1. 666. — f. Art. 


98. 

(34) Gläubiger, welche einen Zugriff mittelft Beſchlag— 
nahme erwirkt haben , müffen gegenüber dem Dritten , bei dem 
der Befchlag angelegt wurde, als Rechtsfolger ihres Schufdners, 
und nicht ald Dritte betradytet werben. — Die Privatquittungen 
ihres Schuldners können ihnen daher entgegen gehalten werben, 
— fie kein ſicheres Datum nach dem Zugriff erhalten has 
ben. Caſſ. Wir, R. G. 1836. 1. 893. kur * f. Art. 1322. — 
Bourges. R. G 1837. 2. 11. 

(34)b. Und in diefer Hinficht ift Fein Unterfchied zwiſchen 
Zahlungen verfallener, und zwifchen den, in gutem Glauben zum 
Voraus gefhehenen, Zahlungen nit verfallener ar I 
— Fa sind entfhieden. Gaff. Air. R. G. 1 


1: 


* 4) Zu einer Urfunde, die einem Privatakte — verſcha 
* ſind zwei Zeugen beizuziehen. Inſtr. R 2 a 


+ 2) Ayant cause a He auf den Miether nicht anwend⸗ 
bar, Hohnb. V 


3) Wann eine örtbarurtunde gegen dritte Perfonen gewiß wird. 
+ Hohnh. VII. 
1329. *) 


*) von Privatarkunden gegen Dritte. Brauer V. 1168. 


“+, Won ben Büchern ber — — IV. 753. — Eid auf 
Handelsbuͤcher. Brauer V 
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Der Grundſatz, daß Niemand verbunden ift, gegen ſich 
ſelbſt Beweis zu führen, ift nicht auf Handelsfachen anwendbar, 
und wenn von Büchern und Aufzeichnungen der Handelsleute 
die Frage ift. Paris. S. 32. 2. 516. — f. Art. 1356. C. c. 
— 14. 109 C. comm. 

f. Art. 324. C.c. — 109 C comm. | 

(1) Das in einem XZeftament enthaltene Anerkenntniß, etr 
was ſchuldig zu fen, ailt nur als Vermäctniß, wenn derjes 
nige, zu deffen Gunften dies gefchehen, nicht das wirkliche Dar 
feyn der Schuld beweiſet. Dijon. R. G. 1833. 1. 691. — f. 
Art. 1350. 1355. 

(2) Hausbüher und Hausaufzeihnungen , welche eine 
Partei vor Gericht vorlegt, um damit eine ohne Schuldtitel ans 
geftellte Klage zu enteräften, fönnen wohl deren Befreiung von 
diefer Klage bewirken, fie find jedoch unzulänalid , um für fi 
allein eine Forderung jener Partei zu begründen , felbft wenn 
behauptet werden wollte, daß dieſer Beweis fogar in den auf 
die Befreiung bezualihen Ausdrüden zu finden fey. — Gaff. 
Dijon. J. 19. S. 1834. 1. 123. 

(3) Die Anführung einer Schuld in einem Erbverzeich⸗ 
niſſe beweiſet zu Gunſten des Glaͤubigers nicht ſo vollſtaͤndig, 
daß fie denſelben gaͤnzlich von Vorlegung einer die Schuld her: 
ftellenden Urkunde befreien follte. Eine ſolche Erklärung muß 
als nicht gefchehen betrachtet werden, wenn — iſt, daß 
ſie nur aus Irrthum geſchehen ſey. Paris. J. 19. 8. 1835. 
2. 423. — f. Art 1350. 

(4) In bürgerlichen Rechtsſachen (ſelbſt in Streitigkeiten 
zwifchen einem ®emaltgeber und feinem Gemalthaber) ift bas 
Gericht nicht verpflichtet, die Worlegung der Hausbuͤcher und 
Mapiere anzuordnen, um baraus = fachdienlichen Beweis zu 
fhöpfen. ©. H. Bw. Paris. R. G. 1837. 1. 424. *) 

usbücer und Haudaufzeihnungen find feine gültigen Rechtd: 
e —— — Re — Sie önnen Reg ur 
Groiung a anderer „nvollfommener Beweiſe dienen. Hobnp. 
V. — r. J 

2. Eine Quittung am Schluſſe einer Schuldurkunde 
welche in der Folge durchſtrichen wurde, macht keinen Beweis 
der Zahlung. — Das Geriht kann eine folhe Quittung nicht 
auf bioße, nicht gefeglich gegründete Dermuthungen wieder her⸗ 
ftellen, wenn anders ber Stridy nicht als ein Merk des Betru« 


1330. 


1331. 


1332, 


ges und der Arglift angegriffen ift, und es fi von einer 


*) Bon Hansbüchern und Quittungen. — IV, 754.— Haus 
und Handelsbuͤcher. Brauer V. 1177. 


1332, 
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Summe über 150 Franken handelt. Gaff. Nogent fur an 
S. 29. 1.7. D. 27. 1. 74. L. 8, 161.9) — C. H. V 
Autun. S. 20. 1. 84. (Ne. 1. d. O.) 

3. Ein niht unterzeihneter Beifag auf der Rüdfeite ber 
Urkunde, welder die Befreiung des Schuldners ausdrüdt, bes _ 
weifet felbft, wenn fie nicht vom Gläubiger, fondern vom Aufbe⸗ 
wahrer der Urkunde herruͤhrt, dem der Glaͤubiger dieſelbe uͤber— 


Ban = * ſie beſtaͤndig in Haͤnden gehabt hat. Metz. 8. 


1333. 


g. III. 


Von Kerbzetteln oder Kerbhölzern. 
*a*) 


* 


$. IV, 
Von Abfhriften der Urkunden. 


1. Wenn ein Teſtament in das über den Nachlaß er 
richtete Erbverzeichniß eingetragen ift-, fo kann biefer Eintrag 
zum Beweiſe feines Vorhandenſeyns und des Inhalts feiner 
Berfügungen binreihen, wenn die Urfchrift verloren gegangen 
ift. Paris. S. 14. 2. 72. L. 27. 184. 

2. Die Notäre find verpflichtet, nicht nur den Betheilig« 
ten oder ihren Rechtöfolgern auf Berlangen Ausfertigungen ber 
von ihnen aufgenommenen Urkunden zu ertheilen, fondern auch 
das Original: Protokoll vorzulegen, damit bie zer von deffen 
re fih überzeugen Eönnen. Paris. S. 12. 2. 298. L. 


3. Die Regel, daß eine öffentlihe Urkunde bis zu Anftel: 
lung einer Falfchungsklage voll beweiſe, verſteht ſich nur vom 
Original der Urkunde. — Wenn die Urkunde nur eine Ausfer— 
tigung oder Abfchrift, ja fogar die Ausfertigung (grosse) aus 
dem Driginalprotofolle ift, fo beweifet fie nur im Falle ber Ueber: 
einffimmung mit der Urfchrift. — Wenn alfo die Partei, gegen 
welche die Abfchrift vorgelegt wird, bie Beibringung der Urfchrift 
verlangt, um fih von ber Gleihförmigkeit zu überzeugen, fo 
kann das Gericht von der Anordnung der Vorlegung — — 
nicht Umgang nehmen; Feine aus den Thatumftaͤnden geſchoͤ an 
MWahrfheinlichfeit, nocd irgend ein Vorwurf von Rechtsverzoͤge⸗ 


*) Laukhard 1. ©. 52. 
— **) Theilweiſe VBorlegung ber Urkunden. Brauer VI. 139. 
*—) Bon den Kerbhölgern. Zadar, IV. 755. — Brauer V. 1177. 
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rung kann eine Verweigerung ber — — rechtfertigen. 1334. 
Caſſ. Poitiers. S. 29. 1. 305. D. 27. 1. 304. *) 

f. Art. 1337. 

1. Die von dem Notär, welcher die Urkunde aufgenom: 1335. 
men hat, ausgehändigte Ausfertigung iſt eine öffentliche Urkunde, 
welcher die nämliche Glaubwürdigkeit und Beweiskraft, wie dem 
Driginalprotofolle ‚be gebührt, wenn dieſes nicht mehr vorge: 
legt — kann. . 9. Bw. Bar. S. 2. 1. 345. D. 
1. 2. 497. L. 3. 85, 

— Die Partei, welche die Ausfertigung einer Notariats: 
urkunde vorlegt, deren Driginalprotofoll fi bei dem Motär, 
welcher e8 aufgenommen hat, nicht mehr vorfindet,, ift nicht vers 
bunden zu beweifen, daß diefes Driginalprotofoll vorhanden ges 
wefen iftz die: Ausfertigung macht für fich felbft und bis zu 
Anftellung einer Fälfhungsktlage einen gefeglichen Beweis des 
es Vorhandenfeyns des Driginalprotofols. Bourges. S. 

9.2 

3 Eine Driginalurfunde, die ſich nicht mehr vorfindet, 
wird als nicht mehr vorhanden betrachtet, im Sinne des Xrt. 
1335. — Wer die Abfchrift vorlegt, ann nicht zum Beweife 
des Ereigniffes angehalten werden, welches den Verluſt der Urs 
fdyrift veranlaßt hat. E. H. Vw. Douai. S. 30. 1. 398 

4. Alte Urkunden von mehr als zwei Jahrhunderten koͤn— 
nen wirkſam feyn, obwohl die Beobachtung der zu ihrer Gül: 
tigkeit erforderlichen Foͤrmlichkeiten nicht erwiefen iſt; mas vor 
Alters gefchehen ift, wird als rechtsfoͤrmlich gefhehen vermuthet. 
Bourges. S. 23. 2. 69. 

5. Wenn es audh dem Grundfage nach richtig ift, daß in 
Sahen im Werthe von mehr al8 150 Franken derjenige, welcher 
außer Stande ift, die Urkunde einer Berbindlichkeit vorzulegen, 
diefelbe durch erzählungsweife Anführungen in alten Urkunden 
erfegen kann, vorausgefegt, daß die aus jenen Anführungen fich 
ergebenden Vermuthungen durch den Vollzug der Verbindlichkeit 
feibft beftätigt find, fo ift jener Grundfag doch nicht auf ſolche 
erzählungsweife Anführungen anwendbar, welche den Betheiligten 
und ihren Rechtsvorfahrern fremb find, — Sn foihem Falle 
kann damit der Anfang eines fehriftlichen Beweiſes nicht begruͤn⸗ 
det werden, was noͤthig ſeyn würde, um dem Zeugenbeweiſe Eins 
gang zu verfhaffen. — Der Zeugenbeweis von der Bezahlung 
einer Rente während einiger Jahre, um daraus die Verbindlich 
Beit zu deren Entrihtung zu beweifen, würde daher nicht durch 
die Erwähnung dieſer Rente in einer alten Urkunde begrüns 





*) Bon Urfchriften nnd von Abſchriften. ER IV, 756. — 
Beweis durch Abfehriften, Brauer V, 1178, 
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1335. det werden. fönnen, welche dem MRentenfhuldner und feinen 
Rechtsvorfahrern fremd ift. Gaff. Pau S. 27. 1. 185. D. 
25 1 171 L. 78 63. — f. Art. 13%. 

7. Die Abfchrift einer Urkunde von einem nicht in einem 
Archive hinterleaten Originale , welche aber von zwei Motären; 
die bei deren Abfaffung nicht mitgewirkt haben, und ohne Zu: 
jiehung der Detheiligten, beylaubigt worden ift, fann vor Ge: 
riht nicht wie das Driginal felbft gelten , fondern nur als An: 
fang . fohriftlichen —— C. H. Vw. Nancy. S. W. 

. 260. D. 23. 1. 126. L. 72. 440. 

8. Um den Grad ber Beweiskraft der Abfchrift einer al- 
-ten Urkunde, je nachdem die Abfchrift ein höheres oder geringes 
res Alter hat, zu beſtimmen, iſt nicht erforderlich, daß die Abſchrift 
ein beurkundetes Datum habe, oder daß des Datums der Ab: 
ſchrift Erwähnung gethban ſey — In diefer Hinficht Fann das 
Gericht fih nad den Umftänden der Sache beftimmen. E. 9. 
Vw. Douai. S. 30. 1. 398. 

10. Die Verfügungen des Code über die Beweiskraft der 
——— Urkunden find nur Wiederholung der Beflimmun- 
gen des roͤmiſchen Rechtes. Folglich find fie auch auf Rechtefa- 
den aus der Zeit vor Verkündigung des Code, und eben fo 
wohl auf Teſtamente als auf —— anwendbar. C. H. Bmw. 
Douai. 8. 30. 1. 398. — f Acrt. 1347. 

| (11) Können die Driginalurfunden einer Schuldforderung 
. B. Wechfel, im Falle des Verluſtes durch Die Protokolle oder 
N J——— von Uetheilen, oder anderer öffentlicher Urkunden, 
welche deren Daſeyn erweifen, erfegt werden? — Brjaht in ei: 
nem Falle, wo zugegeben war, daß der Mangel der NWorlegung 
des in Verluſt gerathenen Wechfeld dem Schuldner feinen Rüd: 
griff gegen die Mitfchuldner nicht entzog. Aix R. G. 1833. 
2.18%. — f. Urt. 1315. — Art. 152. C, comm. 

(12) Die Ueberfegung einer alten Urkunde durd einen 
verpflichteten Ueberfeger kann, im Falle nachmaligen Berluftes 
des Originals, diefes erfegen, oder wenigſtens als der Anfang eis 
nes fohriftlihen Beweiſes gelten, welcher bem Gerichte erlaubt, 
zu Herftellung des vollftändigen Beweifes Vermuthungen zu 
Hülfe zu nehmen. E 9. Bw. Nancy. J. 19. S. 1834. 1 22. 
f. Art. 691. 

(13) Abfchriften einer Ausfertigung (exploit), morin bie 
Gedinge einer Urkunde angeführt find, Eönnen, wenn fie alt find, 
das Dafeyn und den Inhalt diefer Urkunde beweifen, wenn fie 
auf Begehren besjenigen, der ein ntereffe dabei gehabt hätte, 
die aus der Urkunde fich — Rechte zu beſtreiten, behaͤn⸗ 
digt worden find. Paris. J. « 1835. 2. 203. ®) 


9— een! — ⸗Genehmigungen. Brauer VI. 
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» 4) Aemter und Amtöreviforate follen, befonderd von älteren oder 4335, 
in fremder Sprache verfaßten Urkunden, die Abfchriften nicht 
begfaubigen, ohne — Ueberzeugung von deren Con— 
— mit der Urſchrift. V. R. B. 1824. V. Samml. III. 


2) Beamtungen ſollen keine andern Zeugniſſe oder Vidimationen, 
ald die aus ihren Akten zu erheben find, herausgeben. Tuftiz 
Min. DAB. 1817. N. 94. Wehrer III. 809. — — 
1515: N. 51. Ebend. IV, 108. 


3). Beglaubigungen von Unterfcriften, Abfchriften und Aus ügen 
bedürfen der Zuziehungen von Zeugen nicht Inſtr. R. DB. 
1837. LI. $. 5. \ 

+ 4) Der Staatövertrag von 1806. zwiſchen Baden und Würtemberg 
verpflichtet Art. 8.(R. B: 1806. XXIII. Samml. III. 865.) 
egenfeitig zur Attenauslieferung nach einem halben Tahre. 
Höhnd. IV. 113, 121. — Entftehenden Salled ift ed, in Bezie— 
hung auf vorgelegte gegentheilige Abfchriften dem gleich zu aͤch⸗ 
ten, wenn die Driginalien verloren gegangen find. Ebend. 121. 


5) Vorladung unbekannter Befiger verlorener oder entwendeter 
Schuldurfunden,, unter dem Nachtheile der Wirfungslofigkeit 
derfelben, finder nicht ftatt. Hohnh. V 367. — vgl. Juſtiz Min. 
27. Nov. 1827. NR. 5560. — N. Jahrb. I. 16. 

* 6) Defgleihen. P. O. $. 780. - vgl. Annalen IIT. 215. 

+7) Db und in wie fern ein urfchriftlicher Auszug aus den Drigi 
nale felbft den Producenten von der Vorlage der Urkunde be 
freie. N. Tahrd. 11. 372. f. 


3. Auszüge aus den Regiftern der Regie, obſchon beglau⸗ 4336 
bige durch die Einnehmer oder Verwalter, Eönnen nicht als öfe " 
fentlihe Urkunden betrachtet werden. E. H. Vw. Charleroi. 

8. 7. 2. 108. D. 5. 2. 108. Pr 


4. - Die Eriftenz einer alten Rente kann nad) den Um: 
ftänden vom Gericht anerkannt werden, obwohl der Gläubiger 
die urfprünglihe Urkunde nicht vorlegt, wenn z. B. erwieſen 
ift, daß das Haus des Gläubigers geplündert, und in Brand 
geftet wurde, und wenn übrigens in der Sache wichtine, tref: 
fende und übereinftimmende Vermuthungen vorhanden find: 
Poitiers. S. 25. 2. 389. 

fe Art. 1320. 1347. 1353. 


(5) Wenn der Anfang cines fohriftlihen Beweiſes ‚vom 
Daſeyn eines verloren gegangenen Standesfheines vorliegt, und 
fonach der Zeugenbeweis zuläffig ift, fo kann, nad) ben ordentli« 
hen Regeln, diefer Beweis durch wichtige, treffende und über: 
einftimmende Vermuthungen erfegt werden. C. H Bmw. Mont: 
pellier. R. G. 1837. 1. 642. 
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6. V. 
Don Urkunden über Anerkenntniffe und Peſtätigungen. 


2. Die Richtigkeit einer Grundeente Fann in Ermanges 
lung des Vertrages, wodurch fie beftelle worden, aus Anerkens 
nungsurkunden, welche dritte Befiger der verpfändeten Grundftüde 
re haben, bargethan werden. Caſſ. Orleans. 8. 7. 
3. Eben fo wenn fie durch ein altes Urtheif und langen Bes 
fig begründet if. CE H. Bw. Rouen. S. 21. 1. 245. D. 19. 
1. 213. — f. Art. 1235. Nr. 9. | | 

4. Die Regel des Art. 1337. Abf. 1. erhäft eine Aus: 
wahme in dem Falle, wo die Anerfennungsurfunde fih auf Feine 
urſpruͤngliche Rechtsurkunde zu beziehen, oder aber wo ihe Zweck 
nur gewefen zu feyn fcheint, eine früher beftandene Verbindlich: 
keit herzuftellen, deren Rechtsurkunde zerftört worden, oder nies - 
mals vorhanden gewefen ift. — Wenigſtens würde ein Urtheil, 
welches durch Auslegung der Ausdrüde der flreitigen Urkunde 
fo entfcheidet, im dieſer Beziehung Eeinen Grund zur Gaffation 
abgeben. C. H. Vw. Pau, S. 29. 1. 52. D. 27. 1. 124. — 
Ss. 28. 2. 276. 

9. Der Grundſatz, den der Art. 1337. aufftellt, wornad 
wenigſtens zwei gleichlautende Anerkennungen erfordert werden, 
um ben Gläubiger von der Vorlegung der urfprünglichen Rechts⸗ 
urkunde loszählen zu koͤnnen, ift eine Iegislative Neuerung, und 
hat auf Urkunden, die Alter find, als der Code , Keine Anwen: 
dung. — Hier kann eine einzige Anerkennung genügen. Pau. 
S. 28..2. 276. D. 27. 2. 106. — €. 9. Bw. Riom. J. 19. 
Ss. 1835. 1. 324. — Im entgegen gefegten Sinn entfchieden. 
Pau. S. 28. 2. 277. D. 27. 2. 109. 

(6) Ein Belhluß der abminiftrativen Mittelftelle, in wel⸗ 
chem das Vorhandenfepn einer alten Urkunde erwähnt, worin 
eine Verleihung von Gerechtfamen auf einen Domanialwald 
enthalten, und der Inhalt diefer Urkunde angeführt ift, kann, 
obgleich eine mwörtliche Abfchrift, als eine von der Regierung 
Ausgegangene Anerkennungsurkunde betrachtet werden, welche 
den Inhaber von der Vorlegung ber urfprünglichen Verleihungs⸗ 
zum en feiner Rechte befreit. E. H. Bw. Nancy. 

(7) Damit der Anerkennungstitel einer Dienftbarkeit den 
urſpruͤnglichen Beftellungstitel vertreten koͤnne, ift es nicht noth= 
wenbig, daß der Inhalt des Iegtern eigens darin angeführt fey, 
wie der Art. 1337. bei den Verträgen im Allgemeinen erfordert ; 
diefer Artikel iſt auf Dienftbarkeiten nicht anwendbar, Die Nee 
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geln diefer Lehre find ausfchließlih im Art. 695. enthalten. — 1337, 


Wenn demnah in dem Erkenntniß über den Zufchlag einer 
Steigerung die Nugungsredhte an einem Walde mit vorkommen, 
fo kann jenes Erfenntnif, wenn ber Eigenthuͤmer des Waldes 
dabei ſich beruhigt, und es volljogen bat, als ein Anerkennungs⸗ 
titel der Nutznießungsgerechtigkeit betrachtet werden, der ihn von 
der Vorlage des —— Titels befreit, obwohl der In⸗ 
a. des co darin nicht eigens angeführt wäre. Caſſ. Rouen. 
. G. 1836. 1. 247. 

(8 Ein Einzugsregifter für Domanialgefälle kann , felbft 
wenn es mit der Formel der gleichbaldigen Vollſtreckung verfes 
hen ift, von der Vorlegung des —— — der Rente nicht 
befreien. Paris. R. G. 1837. 2 

(8) b. Die Urkunde, worin = — den Kaͤufer be⸗ 
auftragt, an ſeiner Statt eine Rente zu entrichten, wirkt keine 
Rechtswandlung oder Anerkennung der Rente, wenn ber Ren⸗ 
tenglaͤubiger dabei nicht mitgewirkt hat. Dieſer kann daher 
auf eine ſolche Urkunde ſich nicht berufen, um ſich der Beibrin⸗ 
gung des — Rechtstitels zu entheben Paris. R. 
6. 1837. 2. 3 

ſ. Art. 11. *) 


+ 1) Wann die beziehende Urkunde (referens) auch ohne * bezo⸗ 
gene (relatum) vollen — macht. Hohnh. 7. f. 288. 

V. 247. f. — N. Jahrb. I. 286. 
2) Ein Anerfenntniß erzeugt feine Verbindlichkeit, fondern bemeidt 


nur dad fchon vorber vorhanden gemefene Dafeyn derfelben. 
Annalen V. 219. 


1. Die Genehmigung, welche ein Verſchwender, beffen 


Entmändigung aufgehoben worden, einer während dieſer Zeit‘ 


übernommenen DBerbindlichkeit ertheilt, hat rüdwirkende Kraft 
auf den Tag des Vertrages, vorausgefegt, daß er der Einmilli« 
gung fähig iſt; feine Zufagen haben daher nur eine bedingte 
Ungültigkeit, zum Unterfhied von den Verpflichtungen Ss 
N nnigen oder Geiſtesſchwachen. Paris. S. 2. 2. 293. L. 

: 2. Die Regel, nach welcher die Wirkung der Genehmigung 
auf den Tag ber genehmigten Urkunde aa ur gilt nur vor: 
nn, * erwonnenen Rechte Dritter. C. H. Bw. S. 31. 





>) Bon der Anerkennung einer Verbindlichkeit. Zadar. UI. 338. 
— Werth der begiehenden Urkunden, Brauer VI. 141. _ 


. **) Laukhurd I, &, 95. 
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2b. Insbefondere : wenn eine Frau die von ihrem Mann 
in ihrem Namen unterzeichnete Schuldverfhreibung genehmigt, 
und den Glaͤubiger in ihr geſetzliches Pfandrecht fubrogirt, fo ift 
diefe Subrogation ohne Wirkung in Beziehung auf Dritte, 
welche erft feit der genehmigten Urkunde ein Pfandrecht erworben 
haben, deren Pfandeintrag aber der Genehmigung vorgeht. €, 
H Bw. Amiens. S. 26. 1. 38 D. 23. 1. 165. 

3. Wenn Jemand für fib einen Kauf im Namen und 
auf Rechnung eines Dritten gefchloffen hat, fo ift die nachge— 
folgte Erklärung dieſes Dritten, daß er Eigenthuͤmer der erkauf⸗ 
ten Sache fey, eine Genehmigung, welche Rüdwirtung auf das 
Datum der Rechtsurkunde hat. Paris. S. 3. 2 241: L. 
5. 136. | 

4. Die Genehmigung der durd einen Gemwalthaber , der 
feine Vollmacht überfchritten hat, ausgeftellten Urkunden gibt 
diefen Urkunden Wirkſamkeit, und läßt deren Anfechtung durch 
eine Umftoßungsklage nicht zu , felbft wenn die Genehmigung 
den mefentlihen Inhalt der genehmigten Verträge, und die Er: 
mwähnung der Gründe der Umftoßungsklage nicht enthält. Hier 
ift der Art. 1998. in Anwendung zu bringen. Caſſ. Nismes. 
S. 16. 1. 243. L. 45. 100. 

5 Man kann feinen Verkauf, als ungültig, oder zum 
Schein abgefchloffen anfechten, den man freiwillig vollzogen, 
obwohl man beim Vollzuge fih im Allgemeinen feine Rechte 
und Einreden vorbehalten hat. Agen. 8. 10. 2, 371, — f. 
Act. 1321. 

6. Ein Zahlungsbefehl, in Kraft einer Urkunde, wird für 
einen freiwilligen Bollzug Ddiefer Urkunde angefehen, und laͤßt 
feine weitere Anfechtung derfelben zu. — Selbft wenn der Bes 
fehl nur mit Vorbehalt ergangen wäre. E. H. Vw. Riom. 8. 
29. 1. 370. D. 27. 1. 312. 

7. Der Bollzug oder die Mitwirkung zum Vollzug einer 
Urkunde ann nicht als eine Genehmigung betrachtet werden, 
melde den Verzicht auf ein — damals eventuelles — Recht, 
die Urkunde anzufehten, nad ſich zöge. — Insbefondere: ein 
Kind, das den Kaufpreis eines von feiner verwittweten Mutter 
verkauften Grundftüdes bezieht, welches die legtere Durch Freis 
gebigkeit ihres erften Mannes befaß, kann ın der Folge die ver 
kaufte Liegenfhaft zurudfordern, wenn ihm dieſes Recht als 
Folge der Miederverheirathung feiner Mutter anfällt. C. 9. 
Bw. von. S. 25. 1. 351. D. 23. 1. 141. L. 72. 490. 


8. Die Worte: „ich genehmige den gegenwärtigen Schein“, 
wenn ein Großjähriger diefelben unter eine Schuldverfcpreibung 
fegt, welche den Beweis enthält, daß fie während der Minder- 
jaͤhrigkeit ausgeftellt wurde, erfüllen alle im Art. 1338, für die 
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Gültigkeit einer- RUN, vorgeſchriebenen Bedingungen. 1338. 
Poitiers, S. 26. 2. 43 

9 Eine Frau, weiche Witwe geworden ift, wird nicht 
bafür angefehen, daß fie die Veräußerung der ehefteuerlihen 
Liegenfchaft genehmige ‚ wenn fie vom Käufer die Zieler ber 
Rente annimmt, welche den Preis des Vertrages ausmadt. Da 

eine ſolche Veraͤußerung unbedingt unguͤltig iſt, ſo kann ſie nur 
durch eine ausdruͤckliche Erklaͤrung, oder — einen neuen Vers 
trag genehmigt werden. Caſſ. Iſſoire. S. 1. 1. 9%. D. 


10. 11. 12. 12b. Den Confenfualcontracten kann iede 
Nichtigkeit, die nicht gegen die Staatsorbnung flreitet, obwohl 
fie fonft eine mefentlihe ober aus Formmaͤngeln hergeleitet 
wäre, durch Genehmigung oder freimillige Erfüllung der. Betheis 
ligten geheilt werden. — Insbeſondere: die Nichtigkeit, welche 
in einem Zaufcvertrage (Vergleiche, Derkaufe oder Pachtvers 
trage) aus dem Mangel der Unterfchrift einer der Vertragsper⸗ 
fonen — wird * Pen Erfüllung ee. Pau.$, 
22. 2. 142. D. %. 2. 157. L. 67. 119. — €. 9. Bw. Poi⸗ 
tiers, S. 29, 1. 198. — Amiens. Ss. 7. 2. 767. — 6. 9. 
Dw. Confolens. S. 26. 1. 146. D. 24. 1.9. 

12 c. Im entgegen gefegten Sinn entfhieden. — Hand—⸗ 
lungen zu Erfüllung eines Nechtsgefchäftes, welches wegen Mans 
gel jeder Rechtsverbindlichkeit von Seiten des einen Betheiligten, 
namentlih wegen Mangels der Unterfchrift, nichtig if, können 
die Nichtigkeit der Urkunde nicht heilen. Zouloufe. S. 29. 2. 
33. — Bourges. S. 32. 2. 539. 

13. Zumal wenn die Erfüllung ohne Kenntniß der vor» 
handenen Nichtigkeit seihah. C. 9. Bmw. Poitiers. S. 12. 1 
369. — Grenoble. J. 19. S. 1835. 2. 554. 

13b. Die freiwillige Erſcheinung der Parteien vor einem 
Schiedsrichter, der erſt nach abgelaufener Friſt des Schiedsver⸗ 
trages ernannt worden, heilt den Fehler der Ernennung, ſo wie 
zugleich dadurch die — ——— der ee erſtreckt 
wird. — Vw. Poitiers. S. W. 1. 381. — ſ. Art. 1325. 


Mr. 28. 

: 414 Die freiwillige Erfüllung eines Nechtsgefchäftes, mo: 
egen eine Nichtigkeitskiage ftatt fand, ſchließt nur alsbanu eine 
—— oder Genehmigung jenes Geſchaͤftes in ſich, wenn 
vorher oder gleichzeitig der Behier, womit das — — be⸗ 
— „mar. C. 9. Vw. S. 27. 1. 70. D 1. 78. L. 78. 


45. Daraus, daß eine Urkunde, die in Folge von Betrug 


*) Laukhard I. ©, 66, 
23 
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1338. oder Gewalt ausgejtellt wurde, einer Genehmigung in bdiefer 
Beziehung empfänglich ift, folgt nicht, daß das gleiche duch, freie 
willige Erfüllung gefhehen fonne, wenn fie übrigens bloß eine 
Uebereinkunft unter unrichtiger Urfache enthält. Eine unrichtige 
Urfache macht das Redhtsgefhäft wirkungslos, und ein wirfungslofes 
Rechtsgefchäft ift der Genehmigung nicht empfänglih. C. H. 
Bw. Paris. S. 12. 1. 233. 

16. Ein Vertrag, worin eine Frau handelt, als wenn fie 
abgefondert wäre, und folchermaßen mit ihrem Mann über ihre 
ehelihen Rücderfagforderungen eine Uebereinkunft trifft, während 
doc nur eine unförmlihe Vermögensabfonderung vorhanden, ift 
nicht unbedingt unaültig, als auf Feiner Urſache beruhend, fons 
dern kann durdy Genehmigung mirkfam werden. — Folglich 
wird eine Frau, welche nad dem Tode ihres Mannes einen fols 
hen Bertrag erfüllt, dadurd der Befugniß verluftig, in der 
Folge die Nichtigkeit deffelben ausfprehen zu laffen. Caſſ. Gre, 
noble. S. 27. 1. 466. D. 25. 1. 483. L. 81. 126. 

17. Die Genehmigung, welche eine Frau während der 
Ehe einer vom Manne gefhehenen Veräußerung ihres ehefteuer 
lichen Gutes ertheilt, ift ungültig, wie die Veräußerung felbft; 
fie kann niche der Frau nad Auflöfung der Ehe entgegen ges 
halten werden. C. H. Vw. Zouloufe. 8. 25. 1. 421. D. 23. 
1. 180. L. 73. 101. 

18. Die von Seiten des Mannes gefchehene Erfüllung 
eines Rechtsgeſchaͤftes, welches er felbft, aber unbefugt, bezüglich 
auf das Vermögen feiner Frau abgefchloffen hat, benimmt der 
Frau auf keine Weife das Recht, auf Unguͤltigkeit jenes Rechts: 
gefchäftes zu klagen. Bourges. S. 30 2. 171. 

19. In der Abgabe eines Ueberaebotes liegt nicht eine 
Handlung, wodurch die Gültigkeit eines Verkaufes dergeftalt ans 
erkannt würde, daß man diefe nicht in der Folge wegen Ges 
fährde und Berruges anfechten koͤnnte, zumal wenn bei dem Ues 
bergebote in diefer Beziehung Vorbehalt gemacht wurde. C. H. 
Bw. Limoges. S. 15. 1. 251. D. 13. 1. 209. L. 43 81. 

20. Die Erfüllung, welche das Gefeg für eine Beruhigung 
oder Genehmigung, oder Verzicht auf die Anfechtung anfieht, 
heilt die Mängel eines Sceingefhäftes eben fowohl, als jene 
der Gefährde und des Betruges. — Folglich koͤnnte man nicht 
einen Kaufvertrag aus dem Grunde aufrecht erhalten, daß die 
Erfüllung die Febler der Gefährde und deg Betruges, womit er 
behaftet, geheilt habe, und zugleid den Käufer zur Zahlung des 
Kaufpreifes verurtbeilen, ungeachtet der in dernamlichen Urkunde 
enthaltenen Quittung, unter dem Vorwande, daß ber Kaufpreis 
nicht wirklich bezahlt, und die Quittung ein Scheinge 
fhäft fey. Die Erfüllung macht in folhem Falle die Ver: 


Bon dem Beweis der WVerbindlichkeiten und Zahlungen. 355 


fügung wegen des Verkaufes, und jene wegen ber Quittung 1338, 
gleich unanfechtbar. Caſſ. Limoges. 8. 30 1. 58. 

31 Die Klage wegen Gefährde kann nicht dadurch befeiz _ 
tigt werden, daß fein Klagerecht ſtatt finde, weil das der Ger 
fährde befhuldigte Rectsgefhäft in Vollzug gefegt worden fey: 
wenn der Vollzug nicht gefhah, nachdem die Elagende Partei 
ST aa der Sahe Kenntniß erhalten hatte. Trier. S. 


22. Wenn ein doppelfeitiger Privatvertrag mit dem Nas 
men einer der Vertragsperfonen dur eine fremde Hand unters 
zeichnet werben ift, fo kann die Gegenpartei auf Nichtigkeit defs 
felben antragen, obwohl der Vertrag in Vollzug gefegt worden, 
und nach angeftellter Klage derjenige, welcher nicht unterzeichnet 
hatte, fich hierzu erbietet, und die in feinem Namen gefchehene 
Unterzeichnung genehmigt. Rouen. S. 7. 2. 922. L. 18. 59. 

Man kann ‚gegen einen Rechtsirrthum in vorigen 
Stand gefegt werden, wenn es de damno vitando ſich hans 
beit; fo kann ein Erbe, der aus Rechtsirrthum ein Zeflament 
genehmigt, welches ihm die Erbſchaft entzieht, Wiederherftellung 
gegen feine Genehmigung fuhen.— Eine Genehmigung fann von 
demjenigen nicht vorgefhligt werden, der bei dem erh 
worin diefelbe enthalten ift, nicht betheiligt war. Meg. S. 19. 2 
142. L. 54. 392. 

24. Ein Miterbe ift nicht befugt, als betrüglih zum Nach— 
theil feiner Rechte gefchehen, einen Verkauf anzufehten, den ein 
Miterbe, ohne des erfteren Zuziehung, über ein zur Erbſchaft ger 
höriges Grundſtuͤck abgefchloffen hat, wenn er den Verkauf ges 
fannt, und gewiffermaßen ſelbſt vollzogen hat; wenn er z. B. 
die Wirkungen einer Rechtsübermweifung, melde in jenem Bere 
trage zu feinen Gunften enthalten, felbft verfolgt hat. — Eine 
forhe Beftätigung oder Genehmigung hat die Wirkung einer 
Beruhigung, und kann durch feinen Vorbehalt oder Widerſpruch 
— Caſſ. Agen. S. 29. 1. 389. D. 27. 1. 312. 


26. Die Nichtigkeit eines Handlungsgeſellſchafts-Vertra⸗ 
ed, die aus Umgehung der Foͤrmlichkeiten des Eintrages und 
oͤffentlichen Anſchlages herruͤhrt, in Gemaͤßheit des Art. 42. des 
C. comm. iſt um der Staatsordnung willen eingeführt, und 
wird folgemweife nicht durch freiwillige Erfüllung des Gefellfchafts« 
vertrages geheilt. Diefe Nichtigkeit kann felbft von einem ber 
Gefellfhhafter feinen Mitgefeifchaftern entgegen gefegt werden, 
Nismes, S. 30. 2. 107. 

f. Art. 840. 887. 888. 1115. 1120. 1125. 1239. 1273. 
1304. 1311. 1335 Nr. 25. ff. 1347. Nr. 8. 1394. 1395. 
1998. 2054. 

(27) Unterpfandsbeftellungen, melde ein Schuldner bes 


23* 


1338. 
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willigt, koͤnnen nicht als eine freiwillige Erfuͤllung der Schuld⸗ 
verbindlichkeit angeſehen werden, deren Sicherſtellung der Zweck 


des Unterpfandes iſt, und find nicht geeignet, die Mängel zu 


heilen, womeit jene Schuldverfhreibung etwa behaftet if. 6, 
H. Vw. Rouen. R. G. 1833. 1. 345. 

(28) Die Ungültigkeit eines nach der Heirath errichteten 
Heirathsvertrages wird duch die freiwillige Erfüllung dieſes Ver: 
trages, nad) erfolgter Auflöfung der Ehe gehoben. C. H. Bw. 
R. G. 1833. 1. 471. — ſ. Art. 1394. 

(29) Der Fehler einer doppelfeitigen Urkunde aus Man« 
gel der Unterfchrift einer der Wertragsperfonen, wird hinfichtlich 
der un. dadurd nicht gehoben, daß die andere fie auf: 
gefordert hat, das Rechtsgefhäft vor einem Notär zu vollziehen. 
Der Theil, welcher unterzeichnet hat, kann daher, diefer Auffor« 
berung — die Vollziehung der Uebereinkunft verweigern. 
Bourges. R. G. 1833. 2. 175: 

(30) Die Genehmigung eines aroßjährig gewordenen In— 
dividuums von einem Verkaufe von Liegenfchaften, den er wäh: 
rend feiner Minderjährigkeit gefchloffen hatte, wirkt auf den Tag des 
gefchloffenen Kaufvertrages zurüd, und es ift daher der Käufer einem 
Dritten vorzuziehen, der die nämlihen Güter in der Zeit, zwi— 
fhen dem erften Verkaufe und deffen Genehmigung nad) erreich 
ter Grofjährigkeit, gekauft hat. Riom. R. G. 1833. 2. 344. 
f. Art. 1583. 

(30)b. Caſſirt: — bie Genehmigung iſt wirkungslos 
hinſichtlich Dritter, denen der Verkaͤufer die naͤmlichen Guͤter 
nach erreichter Großjaͤhrigkeit zum zweitenmale verkauft hat. — 
Der Minderjaͤhrige, welcher eine Liegenſchaft waͤhrend ſeiner 
Minderjaͤhrigkeit verkaufte, kann dieſelbe nochmals verkaufen, 
ohne vorher den erſten Verkauf aufloͤſen zu laſſen; dieſer Ver—⸗ 
iſt nichtig, und nicht bloß umftößlich. Caſſ. Riom. R. 

. 1837. 1. 102. — f. rt. 1583. 1125. 

(31) Die Ungüftigkeit des WVerfprechens wucherlicer Zin« 
fen wird nicht durch die Erfüllung des Vertrages ‚no durch 
den Umftand gehoben, daß an die Stelle der urfprünglichen Ure 
kunde andere Urkunden gefegt worden find : diefe müffen, als mit 
demfelben Gebrehen behaftet angefehen werden. C. 9. Vw. 
Gaen. J. 19. S. 1834. 1. 104. 

(31)b. Erft wenn ber Schuldner gänzlich befreit ift, kann 
er fih wucherlicher Verträge halber mit feinem Gläubiger gültig 
vergleihen. E H. Vw. Bordeaur: R. G. 1836. 1. 960. 

(32) Die Veräußerung, welche ein Erbe nad) der elterlis 
chen oder ordentlihen Zheilung mit dem Ganzen oder einem 
Theile des ihm zugefchiedenen Loofes vornimmt, entzieht diefem 
Erben die Befugniß, auf Umftoßung der Theilung wegen Ber: 
fürzung zu Elagen, zumal wenn bergeftelle ift, daß er zur Zeit 
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der Veraͤußerung den Werth der vertheilten Guͤter kannte. Agen. 1338. 
J. 19. S. 1834. 2. 318. — ſ. Art. 1079. 

: (33) - Das . Anerbieten zur Bezahlung einer ‚Säultrer: 
fhreibung, wenn es nicht angenommen worden, kann nicht als 
eine Erfüllung betrachtet werden, durch melde bie Partei, die 
das Erbieten ‚gemacht hat, des Rechtes, auf — der 
Schuldurkunde zu klagen, verluſtig geworden wäre. C. H. Vw. 
Grenoble. R. G. 1836. 1. 37. 

. (84) Ein, wegen nicht gefchehener Unterzeichnung eines ber 
Miterben unvollftändig gebliebenes, Theilungsgefhäft. hat. feine 
Art von Daſeyn, und die gänzliche Nichtigkeit deffelben kann 
nicht einmal duch die Vollziehung geheilt werden, welche von 
Seiten der nicht unterzeichneten Betheiligten erfolat ſeyn follte; 
Caſſ. Colmar. R. G. 1836. 1. 876. — f. Art. 816. 818. 

(35) Eine Bitte um Feift, zur Zahlung einer Schuldver— 
bindlichkeit, ift Feine Erfüllung derfelben ‚. welche eine Klage: auf 
Ungültigkeit, wegen Geführde und Berrug von Fa bes Schuld» 
ners, unftatthaft machte. Rennes. R. G. 1836 2. 37. 


(36) Die Klage des mirklichen gegen den vermeintlichen 
Erben, auf Herausgabe des Erlöfes der von legterem gefchloffenen 
Verkäufe zieht nicht die Genehmigung diefer Verkäufe hinſichtlich 
der dritten Käufer nach ſich; der Erbe bleibt dennod berechtigt, 
auf Ungültigkeit der Verkäufe gegen diefelben zu RM Pa. 
ans. R. G. 1836. 2. 289. 


(37) Die Nichtigkeit einer Privaturfunde aus einem mes 
fentlihen Fehler, 3. B. dem Mangel der Unterfchrift der Ver: 
tragsperfonen herrührend, kann ron ſtillſchweigende Genehmi: 
gung nicht gehoben werden. Paris. R. G. 1837. 2. 137. 


68) Die Ungültigkeit eines Vermaͤchtniſſes zum Vortheil 

einer ungemwiffen oder unfähigen Perfon (z. DB. eines ohne 
Staatsgenehmigung errichteten Klofters) wird ald der Staats: 
ordnung angehörig, durd) den freimilligen Vollzug bes Teſtamen—⸗ 

ne ne gehoben. yon. R. G. 1837. 2. 2363. *) — ſ 
tt, 


+ D Ob die Vorlage der Abrechnungsurkunde zum Beweiſe einer 
— ꝓbu wenn in einem * — dieſer 
gedacht i erneint. Hobnb. I. 

. 2) Gefeglihe Vermuthung für die Schu — aus verſprochenen 
Zahlungsterminen, begehrtem Aufſchub, und — — 
| zahlung begruͤndei. Hohnh. J. 267. f. — N 


) Bon ber va ehätigung einer Verbindlichkeit. Sachar. II. 339. 
Brauer V. 139. 938. — Trefurt 257. $. 272. — VBermuthung 
berichtigter Rechnungen. Brauer VI. 142.—Ratur der Geneh⸗ 
migungsurkunde. Ebend. 311. 
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1338. 3) Der . ©. 1338. hat auf Anerfenntniffe der von Minderjähri: 

en contrabirten Schulden nach erlangter Brenpebrigkeit keine 

n rm Abhdl. Annalen VI, 276. — f. Niro. 30. 30 b. 

. +4) Sreimillige Erfüllung eines Theild der Verbindiichkeiten, deren 
BERN runs Hohnh. hu. 63. = 

1339. - 1. Wenn die Schentung eines Ehegatten an den andern 

als Folge der Nichtigkeit der Ehe unguͤltig ift, fo tft ein fpätes 

tes Zeftament, welches die nämliche Sreigebigkeit enthält, wie die 

Schenkung, gleichfalls ungültig, fo weit daffelbe, zu Umgehung 

des Geſetzes, eine in ihrer erften Grundlage ungültige Schen⸗ 

2 wieder herftellen wit. Paris. S. 19. 2, 63. D. 17. 


2. Die Formfehler einer Schenkung unter Lebenden Eins 
nen nicht durch die freiwillige Erfüllung von Seiten des Ge: 
ſchenkgebers geheilt werden. C. H. Vw. Orleans. S. 33.1. 
41. D. 21. 1. 104. — Bourges. S. 32. 2. 112, ©) 

3. Die Nichtigkeit einer Schenkung wegen Mangels ber 
Annahme kann vom Geſchenkgeber vorgefhügt werden, felbft 
wenn er durch Zahlung der Zinfen der gefchenkten Summe bie 
Schenkung vollzogen hat Bourges. S. 9. 2.3. 6. H. 
Bw. Bourges. 8. 23. 1. 255. D. 21. 1. 86. L. 66. 81. 

3b. Der Art. 1339. ift auf den Fall nicht anwendbar, 
wo es fih von einer aͤußerlichen Nichtigkeit handelt, jener 3.8. 
welche aus der Unfähigkeit eines der Urkundszeugen herrührt. — 
In folhem Falle heilt die freiwillige Erfüllung von Seiten des 
Geſchenkgebers die Nichtigkeit: — zumal wenn bie Schenkung in 
— Heitathsvertrage gemaht wurde. Grenoble. S. 26. 


4. Die Erfüllung einer verſteckten, einem Unfähigen ge: 
machten Schenfung , felbfi nach einem Zeitpunfte, wo die Un: 
fähigkeit aufgehört hat, Eann bie Schenkung nicht gültig ma: 
hen, wenn jene von Seiten des Geſchenkgebers nur um deß— 
willen gefhah, um die gegen ihn angeftellte Klage auf Zahlung 
ber gefchenkten Sachen abzuwenden. — In ſoldem Falle muß 
die Erfüllung als erzwungen betrachtet werden, und folglich als 
für eine Beftdtigung. €. 9. Bw. Zouloufe. S, 


3. Ein Urtheil, welches entfcheidet, daß die Nichtigkeit ei- 
nee Schenkung (weil diefe in einer Privaturkunde gemacht wor⸗ 
den) durch ſpaͤtere Erfuͤllung oder Genehmigung des Gefchentges 
ber& geheilt worden fey, felbft wenn die eine ober andere von 





*) Laukhard I, S. 70. 
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gewiffen Vorbehalten begleitet fenn ſollte, iſt mehr thatſaͤch⸗ 1389. 
liher als rechtlicher Natur; gegen ein befchwerendes Urtheil 
würde fein Grund zur Gaffation vorliegen. €. H. Vw. Air. 
8. 29. 1. 215. *) 

f. Art. 931. 

+ Db die Regula Catoniana auf Teftamente Minderjährıger, 
die erft nach erfangter Volljährigkeit erben , anwendbar in? — 
N. Jahrb. I. 463: f. 


1. Der Erbe eines Geſchenkgebers, welcher in einer Pri- 1340. 
vaturfunde eine Schenkung gemacht, verzichtet dadurch, daß er 
einem Dritten eine öffentlich beurfundete Vollmacht zu Erfüllung 
der Schenkung ertheilt bat, noch nicht gerade auf das Recht, 
auf Nichtigkeit der Schenkung anzutragen; er hat ftets die Be: 
fugniß, die Vollmacht zu widerrufen, und wirkungslos zu ma: 
chen, fo Tange die Geſtalt der Sachen noch unverändert ift. C. 
H. Bw. Zurin. S. 7. 2. 915. 

2. Die Erben find befugt, die Formfehler einer von ih— 
rem Erblaffer gemachten Schenkung vorzuſchuͤtzen: felbft wenn 
fie bei Lebzeiten deffelben die Schenfungsurfunde genehmigt has 
ben follten. Brüffel. S. 7.2 317. L. 22. 119. 

3. Ein Verkauf mit der Bedingung einer fländigen Rente, 
welchen ein Vater mit feinen Kindern fließt, kann angefochten 
werden, als einen mittelbaren Vortheil, welcher den Pflichttheil 
überfchreitet, enthaltend, felbft von jenen Kindern, welche den» 
felben bei Lebzeiten des Waters gutgeheißen haben; um eine 
foihe Genehmigung wirkſam zu madhen, müßte fie nad) dem 
Ableben des Vaters gegeben feyn: hier ift Art. 1340. und nicht 
Art. 918. anzuwenden. ©. H. Zw. Rouen. S. 28. 1. 180. 
D. 26. 1. 16. 

4. Wer freiwillig den Vollzug eines Teftamentes zugegeben 
bat, wovon er Abfchrift befaß, und das er folglich Fannte, wird 
dadurch allein der Befugniß verluftig , diefes Zeftament we— 
gen Formfehlern als nichtig anzufehten. C. H. Vw. $. 29. 
1. 198. D. 27. 1. 138. L. 84. 418. **) 

I Wer ein Zeftament in Vollzug fest, nachdem er es 
hat vorlefen hören, und nachdem er fegar eine Abfchrift davon 
vor Augen gehabt, wird duch den Vollzug nicht gebunden; er 
kann das Zeftament wegen Formfehlern anfechten, wenn er bei 
der Vorleſung die materielle Befchaffenheit der Urkunde nicht kannte, 


*) Regeln des römifchen Rechtes über Gültigkeit der legten Willen, 
Brauer V, 808, 


*5) Bol, Laukhard I. ©. 90, 
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1340, und bie materiellen Fehler des Zeftamentes in ber Abfchrift ver⸗ 
det waren. C. H. Vw. Grenoble. S. 15. 1. 1. L. 42. 449. *) 
6. Der freiwillige -Bollzug eines Zeftamentes von Seiten 
eines Erben zieht feinen Verzicht auf Vorfhügung der Nichtig⸗ 
feiten wegen Sormfehlern nah fih, wenn der Erbe das Teſta— 
ment nicht gefehen und geprüft hat. C. H. Bw. Montpellier. 

S. 17. 2. 352. D. 15. 1. 37. L. 48 428. 

7. Die Annahme eines Vermaͤchtniſſes, ganz oder theilweife, 
binbert nicht, daß man in der Folge nicht das Teſtament als 
nichtig anfechten koͤnne. Turin. S. 6. 2. 509. D. 4. 2. 214. 

. Sm entgegen gefegten Sinn entfchieden : wenn bie 
Nichtiakeit augenfheinlih if. C. H. Vw. Beſançon. S. 16. 1. 
425. D. 14. 1. 349. 


9 Ein Erbe kann gegen den Vollzug eines nichtigen Te— 
flamentes weder wegen ehatfählihen Irrthums wieder herz 
geftellt werden, wenn die Nichtigkeit augenſcheinlich, noch wegen 
Rechtsirrthums, wenn nicht nachgewieſen ift, daß diefer Irr— 
thum bie ein zige Urſache des Vollzuges war. Pau. S.28. 2.225, 

10. Der Art. 1340. ift nur von Nichtigkeiten, aus augens 
fheinlihen Fehlern herruͤhrend, zu verſtehen. — Mithin kann 
ein Erbe, nachdem er das Zeftament vollzogen, daffelbe als durch 
Gewalt oder Meberrafhung erziwungen, oder als erfhlichen an: 
fehten, wenn die Thatumſtaͤnde der Gewalt oder Erfchleihung 
ihm zur Zeit des Vollzuges nicht befannt waren. C. H. Bw. 
Bordeaur. S. 19. 1. 268. D. 17. 1. 161. | 

11. Das von einer Mutter unter ihren Kindern vorges 
nommene Theilungsgefhäft ift von Grund aus nichtig, wenn 
es nicht von der Mutter unterzeichnet wurde. — Vergeblich 
würde man Handlungen des Vollzuges von Seiten der erbbetheis 
ligten Kinder vorfhügen, befonders wenn diefe Handlungen nicht 
zum Zweck gehabt haben, die Nichtigkeit, die ber Mangel der Un: 
terfchrift der Mutter nach fich zieht, zu heilen. Befangon. 8. 
27.2 255. D. 25. 2. 135. 

12. Eine Quittung von Seiten eines Miterben, worin er 
erklärt, mit allen feinen Pflichttheilsanfprüchen für jegt und 
kuͤnftig befriedigt zu fern, kann nicht als eine Genehmigung 
ber Erbeinfegung betrachtet werben, welche zu Gunften eines 
andern Miterben, im Widerfpruche mit den zur felben Zeit be 
ftandenen Gefegen , gefhehen war, und hindert ihn demnädjft 
nicht, die Theilung der Erbſchaft zu gleichen Theilen zu verlan: 
gen. Pau. S. 25. 2. 382. 

13. Der Stüuͤckvermaͤchtnißnehmer ift nicht befugt, in diefer 
Eigenfhaft auf Nichtigkeit einer früheren, vom Erblaffer gemach⸗ 





*) Laukhard I. ©. 75. 
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ten Schenkung zu Elagen , wenn dad Teftament und die Schen⸗ 1340. 
kung, in gegenfeitiger Beziehung ftehend,, einen Familienvertrag 
bilden, und wenn das Vermaͤchtniß unter der Bedingung ges 
madt wurde, die Schenkung zu vollziehen. Riom. S. 27. 2. 

26. D. 25. 9. 12. 

14. Der freiwillige Vollzug eines nichtigen, mehrere Ver: 
mädtniffe enthaltenden , Zeftamentes von Seiten bes Erben, 
einigen ber Vermaͤchtnißnehmer gegenuͤber, zieht den Verzicht 
dieſes Erben auf Vorſchuͤtzung der Nichtigkeit des Teſtamen⸗ 
tes nur in VBeziehung auf jene Vermaͤchtnißnehmer nad 
fi, melde der. Vollzug angeht. — Derfelbe heilt nicht. die 
Nichtigkeit hinſichtlich jener — —— wo kein Voll⸗ 
zug ſtatt gefunden hat. Paris. 8. 30. 2. 98. 

15. Die Erfuͤllung einer Schenkung, und. der Vergleich 
über ihre MWirkfamkeit ziehen einen Verzicht darauf nach fi, 
die Minderung der Schenkung bis zur Ergänzung des Pflicht 
theild zu verlangen. — Minderung begehrten, heißt nicht der 
Schenkung ihre Wirkung ea Caſſ. Poitiers. S. 21.1. 
341. D. 19. 1. 422. L. 60. 415 / —J 

ſ. Art. 1001. 

(16) Wer in Unwiſſenheit einer Thatſache, die ihn zum 
Erben einer verſtorbenen Perſon machte, die Auslieferung eines 
Vermaͤchtniſſes verlangt hat, welches von dieſer Perſon zu ſei— 
nem Vortheil ausgefegt worden, kann in der Folge, und fo 
lange die Verjährung nicht vollendet ift, eine Erbſchaftsklage 
anftellen ; die Eigenfhaft als Stüdvermächtnißnehmer , die er 
ſich beilegte, beruht auf einem thatfählihen Irrthum, und zieht 
feine were des Zeftamentes nah fih. C,H. Vw. yon. 
J. 19. S. 183 

(17) Die a einer Schenkung von Fahrnißftüden 
wegen Formfehlern, und namentlih wegen des Mangels eines 
DVerzeichniffes mit dem Anfchlage des Merthes, kann von dem 
Erben vorgefhügt werden , felbft nachdem er über den Umfang 
der Schenkung fih in Berhandlungen eingelaffen: wenn ihm 
diefe Schenkung nicht Fund gethan wurde, und man daher nicht 
vermuthen darf, daß er flilfchweigend auf feine Nechtsbehelfe 
wegen ne habe verzichten wollen. Bordeaur. J. 19. 
8. 1835. 2.6 
rt. Berieht ei der £. ©. 1640. auch auf Teftamente? — Be. 

-  Jaht, Annalen 1. 10. — f. Nr. 4, bis 12. 14. 16. d. T. 
6. VI. 
Don Vertragsentwürten. 
*)4340a. 

+ Verträge, mit andern einen Contract eingehen zu mollen, find 

nad heutigem Rechte verbindlich, fobald damit Die Eontractd. 
») Zrefurt 259. 8. 277. 506. $. 636. 5). — Bertragszufagen gels 

ten glei ben Vertragsentwürfen. Brauer V. 914. 
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— vereinen beſtimmt find. — Auq nad römifhem Rechte. 
ohnh 


Zweiter Abſchnitt. 
Bon dem Zeugenbeweiſe.) 


1. Der Art. 1341. erleidet nur Ausnahme in den beiden 
Fällen, wo ein Anfang eines friftlihen Beweiſes vorhanden 
iſt, oder wo der Gräubiger ſich Beinen fchriftlihen Beweis über 
eine gegen ihn übernommene Verbindlichkeit verfchaffen fonnte. 
Mithin kann ein Schuldner, ber ſich nicht in einem diefer bei- 
den Fälle befindet, die Urkunden feiner Gläubiger nicht unter 
dem Vorwande von Betrug, Gefährde oder Gewalt anfechten ; 
insbefondere fann er nicht durch Zeugen beweifen, daß fein Gläus 
biger, wenn er zwei verfchiedene Urkunden hat, eine berfelben 
aus Mißbrauch des Vertrauens zurhdbehalten habe, ftatt fie ges 
er bie andere ihm zurüdgefandte auszumechfeln. Caſſ. Genua. 

8. 11. 1. 50. D. 9. 1. 1. L. 29. 161. **) 

1b. Zuftelung einer Charta blanca kann nicht durch 
Zeugen bewieſen werden C. H. Vw. Amiens. S. 31. 1. 192. 

2. Das Verbot, Vermuthungen oder Zeugenbeweis gegen 
oder zur Ergaͤnzung des Inhaltes einer Urkunde zuzulaffen, vers 
ſteht ſich von vollftändigen, und für alle Theile verbindlichen Urs 
kunden. — Nichts hindert, daf eine Urkunde nicht für wir— 
kungslos oder unverbindlich erachtet werde, wenn aus dem Zus 
fammentreffen der Umftände ſich ergibt, daß biefelbe unvollftändig 
geblieben, 3. B. einer nicht Runen Bedingung unterworfen 
Pa ift. ©. 9. Vw. Paris. S. 29. 1. 111. D. 26. 1. 212. 

3. Benn ein Notär leugnet, eine Urkunde aufgenommen 
zu haben, und die Ausfertigung derfelben verweigert, fo kann 
gegen ihn ein Zeugenbeweis, bezüglih auf das Dafeyn dieſer 
Urkunde, zugelaffen werden, obwohl das betreffende ont 
den we von 150 Franken überfteigt. Agen. S. 14. 2 
D. 2. 258. L. 38. 39. 

gr Mer Unterhalt fhuldig ıft, Bann durch Zeugen beweis 
fen , daf er denfelben geleiftet habe, wenn es fih aud von Ge 
genftänden über 150 Franken handelt. C. H. Bw. S. 1.1. 447. 

5. Wenn eine Summe Geldes in einem Haufe gefunden 
mwurbe , welches einem von mehreren Miterben zugefallen ift, fo 


*) Vom Beweife durch Zeugen im Allgemeinen. Zachar. IV. 
757759. — Brauer V. 1149. ff. 1167.— P. O. $. 4659-520. 
Motive S. 3A . 


*#) Laukhard I. 110. 


Bon dem Beweis der Verbindlichkeiten und Zahlungen. 363 


Einnen die Miterben durch Zeugen beweiſen, daß diefe Summe 1341. 
durch den gemelnfchaftlihen Rechtsvorfahrer dahin gebracht wors 
a ift, obwohl biefelbe 150 Franken überfteigt. Riom. S. 14. 

a: 


Zeugenbeweis kann nicht wegen Gefährbe gegen oder 
zur —— von Notariatsurkunden zugelaſſen werden, als 
in wie weit die zu Laſt gelegten Thatſachen den Charakter eines 
Vergehens haben, welches oͤffentlicher Beſtrafung unterliegt. 
Wenn die Gefaͤhrde nicht dieſen Charakter an ſich trägt, fo find 
die Zuchtpolizeigerichte nicht zuftändig,, über die Klage auf Uns 
gültigkeit des Vertrages zu — fondern allein die bürger 
* Richterſtellen. Caſſ. Seine. 8S. 4. 2. 717. D. 3. 1. 21. 

10. 342. — GCaff. Seine. S. 3. 2. 425. 

8. Zäufhung durch Verſprechen ift nicht Gefährbe ; mer 
ſich dadurch hintergehen läßt, Tann es nur feinem uͤbermaͤßigen 
Vertrauen zufchreiben. — Folglih kann er nicht unter dem Vor⸗ 
wande von Gefährde und Betrug Gebrauh vom Zeugenbemeife 
madhen. Ein Verkäufer, welcher die MWiederverkaufsfrift auf 
ein Verfprehen einer Verlängerung diefer Friſt hat verftreichen 
laffen , kann nicht dieſes Verſprechen durch Zeugen beweifen; er 
hätte es fi — ——— geben un Caſſ. Turin. S. 13. 
1. 146. D. 11. 1. 111. L. 36. 144. *) 


9, Eine und Betrug, welche die Verträge megen Mans 
gel an Einwilligung ungültig machen, können dur Zeugen bes 
wiefen werden, felbjt wenn eine der Parteien, ” ben Vertrag 
unterzeichnet Be fich un gr C. 9. Vw. Zurin. S. 
11. 1. 141. D. 9. 1. 126. L. 29. 465. **) — f. Urt. 1116. 


9b. Der Beweis der Trunkenheit einer der Vertrags: 
a kann durch Zeugen geführt werden. Angers. S. 24. 


10. Die Frage, ob eine Art von Beweismitteln oder Vers 
muthungen zuläffig ſey, ift mehr materiellen als formellen Rech: 
tes, und muß daher nicht nach den wirklich geltenden , fondern 
nach ben zu jenet Zeit gültigen Gefegen, wo die Rechtsbefug⸗ 
niffe der Parteien ihren Urfprung — beurtheilt werden. 
Colmar. S. 4. 2. 177. L. 10. 187. — €. 9. Vw. Aix. 8. 10 
1. 362 D.8, 1 1. 416. — €. $ Qi. Omi, 5. 31, 1. 184 
— 6. 9. Bw. Nismes- S. 11. LAT L. 32. 
83. — €. H. Bmw. Zurin. 8. FE 1. 411. D 4. 1. 639. L. 
17. 165. — €. H. Vw. Colmar. $. 32. 1. 600. 

105. Folglich koͤnnen, wenn es vom Beweife eines Ver— 
trages ſich handelt, welcher Älter it, als der Code, die Gerichte, 


*) Laukhard J. 118. 
*9 gaufhard I. 115. an 
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1341. als den Anfang eines fchriftlihen Beweiſes, Urkunden zulaffen, 
die weder von demjenigen , gegen den ber Beweis geführt wer— 
den fol, noch von feinen Rechtsvorfahrern herrühren. C. H. Vw. 
Beaupreau. S. 30. 1. 321. 

11. Der Zeugenbemweis des Buftandes der Geiftesabwefen: 
heit ober — des Teſtirers in dem Augenblicke, wo das 
Teſtament vom Notaͤr aufgenommen worden, iſt nicht zulaͤſſig 
gegen die im Teſtament enthaltene Anfuͤhrung, daß der Teſtirer 
ſelbſt die — dictirt, und nach ihrer Verleſung geneh— 
migt habe. C. H. Vw. Rouen. S. 18. 1. 49. D. 15.1. 418. 
L. 51. 293. 

12. Der Zeugenbeweis ift gegen einfache Anführungen zus 
laͤſſig, welche nicht zum MWefen einer öffentlichen Urkunde gehoͤ— 
ren, und über Thatfahen und Umftände, deren Beglaubigung 
nicht in das Amt jenes Beamten einfchlägig if. Der Zeugen: 
bemeis ift folglich zuläffig Über den Wahnfinn einer der Vers 
fragsperfonen,, obwohl der Notär angeführt hätte, daß er bei 
gutem BVerftande und Ueberlegung fev.. Pau. S. 14. 2. 100. 

13. Zeugenbeweis der Trunkenheit des Teſtirers ift zuläffig. 
— Daraus, daß der Notär im Teſtamente gefagt hat, daß ihm 
baffelbe vom Zeftirer dictirt worden fey, Fann man nicht ſchlie— 
Gen, daß der Zuftand des Zeftirers vom Notär beurfundet wor— 
ben ſey, als ein Gegenftand feiner Competenz, und daß biefe 
Motariatdclaufel nur durch die BE angefochten mer: 
den Eönne. Caen. S. 24. 2. 265. D 2. 141. L. 70. 270. 

f Urt. 1116. 

14. Kein Zeugenbemweis Tann zugelaffen werden, um bat« 
zuthun, baß es einem Teſtirer zur Zeit der Teſtamentserrich⸗ 
tung feiner Krankheit halber unmöglich gewefen, feinen legten 
Willen auszuſprechen und zu bictiren, wenn das Teſtament bie 
Erwähnung enthält, daß der Teſtirer die Verfügung Ddictirte, 
und nachdem er fie vorlefen gehört, erklärte, daß diefe von ihm 
wohl verftandenen Verfügungen feinen legten Willen enthielten, 
_ BE wäre nur die Fälfhungsklage zuläfig Grenoble. 8. 
30. 2. 309. — f. Art. 901. 973. 1319. 1320. 

15. Man kann durch Zeugen Handlungen von Gefaͤhrde, 
Betrug und Gewalt beweiſen, welche gegen ein Rechtsgeſchaͤft 
angefuͤhrt werden. — Dies iſt kein Beweis zur Ergaͤnzung oder 
gegen den Inhalt einer Urkunde. C. H. Vw. Argeles. S. 20. 
1. 486. D. 3. 2. 192. — €. 9. Vw. Aix. R. G. 1836. 1. 
— — Bordeaux. R. G. 1837. 1. 986. — ſ. Art. 1319. 


16. Die Beſtimmung eines geheimen Vermaͤchtniſſes kann 
durch Zeugen bewieſen werden, wenn dem mit Auslieferung defr 
felben beauftragten Vermächtnißnehmer zu Laſt gelegt wird, daß 
er bad Vermaͤchtniß betrüglicher weife zuruͤckhalte. — Dies ift 
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nicht Zulaffung des Zeugenbemweifes gegen und zu Ergänzung 1341. 
des Inhaltes der Urkunden, eben fo wenig eine Anerfennung 
der Gültigkeit eines mündlichen Teſtamentes. Paris. S. 23. 2. 
79. D. 21. 2. 91. 

17. Wenn das Gefeg den öffentlichen Urkunden Glauben 
beilegt, und nicht erlaubt, ihren Inhalt anders, als durch fchrifte 
liche Beweiſe, in Zweifel zu ziehen, fo fest baffelbe voraus, daB 
die Urkunde an ſich gültig fe: — Wenn jedoch diefelbe in ihren 
Dafeyn mit Fehlern behaftet, wenn fie z. B. nur in Folge einer 
Gefährde und eines Betruges entftanden iſt, alsdann ift jeder 
Beweis, und felbft Vermuthungen zuläffig, vorausgefegt ,„ daß 
biefelben BIN ‚ treffend und übereinftimmenbd find. Paris. 5 

2. 76. L. 41. 419. f. Art. 1353. 

18. Der Art. 1341. welcher den Zeugenbeweis über — 
als 150 Franken verbietet, begreift eben ſo wohl —— als 
Verbindlichkeiten unter ſich. Turin. 8. 14. 2. 98 
19. Außer Handelsſachen koͤnnen keine bloßen Muthma⸗ 
ßungen und Vermuthungen, gegen und zu Ergänzung des In—⸗ 
Be ar Urkunde, zugelaffen werden. Caff. Lesparre. S. 6. 

20. Der Zeugenbeweis Fann zugelaffen werben, um barzue 
thun, daß von zwei Urkunden in einem Rechtsſtreite, welche 
ohne Angabe der Stunde behändige worden find, die eine ber 
andern vorausgegangen fy. E H. Vw. Montpellier. S.19. 1. 
25. D. 16. 1. 602. L. 53. 225. 

214. Der Zeugenbemweis ift zuläffig, um dag frühere Datum 
unter zwei nn welhe am nämlihen Tage gefchehen 
find, darzuthun: fo 5. B. das frühere Datum der Zuftellung 
eines Antrages auf das Erlöfchen des Nechtszuges , und jenes 
einer Eingabe, wodurch die Unterbrehung der Erlöfchungszeit 
beabfichtet wird. — Dies ift eine Zhatfache, von der angenom⸗ 
men’ wird, daß man fich darüber feinen fhriftlichen Beweis ver: 
ſchaffen koͤnne Montpellier. 8. 30. 2. 176. 

23. Wenn von Dritten vorgefhügt wird, daß ein Rechts 
gefchäft,, wodurch ihre Befugniffe gefährdet werden follen, ein 
Scyeinhanbel fey , fo kann hierüber der Zeugenbeweis zugelaffen 
— C. 9. Vw. Eute. 8. 2. 1. 24. — C. 9. Bw. Diſe. 

S. 35. 1. 140. 

24. Die Vertragsperfonen felbft Fönnen wegen eines Scheine 
geſchaͤftes Vermuthungen vorfchügen, und daffelbe durch Zeugen 
beweifen, wenn derjenige, ber die Simulation — * ich 
keines Betruges dabei er machte. Zouloufe. S. 21. 2. 
242. D. 19. 2. 88. L. 60. 167. 

24b. Um fo mehr in Danbelsfahen. C. H. Vw. gif ieur. 
S. 8. 1. 249. D. 6. 1. 125. L. 20. 529. (Nr. 45. d. 8.) — 
Namentlich, wenn in einem Wechfel ein Dre faͤlſchlich benannt 
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sat, it. G. 5. Dim. Paris. S. 13. 1 ‚48. D. 8. 1.479. — f. 


Art. 1348. Ne. 7. (Mr. 46, d. 

25. Deholeichen wenn — * Anfang eines ſchriftlichen 
Beweiſes oder ein Geſtaͤndniß, Kr ein ſtillſchweigendes, vors 
handen if. C. 9. Vw. Nismes. S © 1. 214. D. 6. 1. 133. 
L. 22. 321. — €. 9. Bw. Caen. 8. 20. 1. 290. D. 18, 1. 
264. L. 57. 551. (Art. 1353. Nr. 4. dv. 9.) 

2%. Seibft — kein Anfang eines ſchriftlichen Beweiſes 
vorhanden iſt. Trier. S. 13. 2. 358. L. 31. 469. 

Im entgegen gefegten Sinn entfchieben. — Ein Schein⸗ 
gefhäft kann nicht von den Parteien felbft vorgenommen werden ; 
es ift dies eine dem Dritten vorbehaltene Einrede, deſſen Rechte 
durch das ra gefährdet werden follen. Paris. S. 13. 
2.358. L. 29. 168.—G. 9. Bi. Poitiers. S. 27.1.249.— Turin. S 
13. 2. 215. — Caſſ. St. Marcellin. S. 17. 1. 151. D. 15, 1. 
189. L. 47. 48. (f. Art. 1353. Nr. 25. d. 9.) 

28, Der Zeugenbeweis eines Sceingefhäftes ift nicht zus 
Iäffig unter den Urhebern bes Scheinhandels felbft, wenn fie 
nicht wenigftens fih in einem der Ausnahmsfälle befinden, welche 
bem Zeugenbeweis Raum geben, des allgemeinen Verbotes des 
Art. 1341. ungeachtet. — Folglich muß das Urtheil caffirt wer: 
den, welches einen Zeugenbeweid zuläßt,, ohne einen jener Aus: 
nahmsfälle herzuftellen, und fich darauf befchränkt, daß die That« 
fahhen, deren Beweis erboten wurde, erheblih und zuläffin ſeyen. 
Gaff. Riom. S. 28. 1. 305. D. 26. 1. 372. f. Art. 1116. 

29. u. 30. Die Regel des alten Rechtes, testis unus 
testis nullus, ift nicht in unfere gegenwärtige Gefeggebung übers 
gegangen. — In unferem neuen Rechte ſprechen die Gerichte 
nad ihrer innern Ueberzeugung, die Würdigung der Zeugen« 
nn verfchmelzt fich mit den Grundlagen diefer Ueberzeugung, 
— 68 ift alfo Eein Grund zur Gaffation vorhanden , weil das 
eg durch vereinzelte —— beſtimmt worden iſt. 

C. H. Vw. Paris. S. 16. 1. 164. D . 13. 1. 605. L. 45. 93. 

31. Der Zeugenbeweis ift nicht zutäffia gegen die Ausdrüde 
einer Notariatsurfunde , die fih auf das Weſen derfelben, auf 
die darin enthaltenen Verfügungen, auf, die Formen und Feiers 
lichkeiten beziehen, welche jenen Ausdrüden zufolge beobadytet 
worden find Caſſ. Poitiers. S. 11. 1. 75. L 29. 340. *) 

Wenn in den Ausdrüden eines eigenhändigen Teſta⸗ 
mentes fi) Dunkelheit oder Widerfprüche finden, fo ift der Zeus 
genbeweis zuläffig, um den Willen des Teſtiters darzuthun. 
Orleans. S. 18. 2. 161. L. 50. 479. f. Art. 969, ff. 

35. Der Zeugenbeweis ift zuläffig, um die Wucherfichkeit 





*) Laukhard I. ©, 1. 
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eines Vertrages darzuthun. — Es ift nicht nothwendig, zur Fäl« 1341. 
ſchungsklage die Zuflucht zu nehmen, wenn ſchon der Vertrag 
in einer oͤffentlichen Urkunde errichtet wurde, wenn nur die wus 
cherlichen Thatverhaͤltniſſe mit dem Mortinhalte der Urkunde 
nicht im ausdrüdlichen Widerſpruche ftehen. C. H. Vw. Caen. 
re 269. D. 20. 1. 70. L. 64. 15. — Caen. S. 30. 
35b. Selbſt wenn eine Schuldverſchreibung beſagt, daß 
das baare Geld in Gegenwart des Notaͤrs vorgezaͤhlt worden 
ſey, fo kann der Schuldner dennoch, ohne daß es ber Faͤlſchungs⸗ 
Plage bedarf, zum Zeugenbeweife zugelaffen werden, daß bie 
Schuldverfhreibung wucherlih fey. Bourges. S. 32. 2. 120. 

36. Zinswucher kann durch Zeugen, ſowohl vor bürgerlichen 
als Zuchtpolizeigerichten bewiefen werden, da in jedem mwuchers 
lihen Beriprehen oder Bezuge Gefährde und — liegt, 
Angers. S. 29 2. 336. — Douai. S. 28. 1. 341. D. W. 1. 
258. L. 85. 31. (Re. 33.2. 9.) — — S. 2. 2. 
315. L. 2. 365. (Nr. 34.) — €. H. Bw. Bordeaux. S. 2. 1. 
96. D. 27. 1. 375. (Nr. 37.) — €. H. Bw. Paris. 8.7. 2 
1244. D. 4. 2. 27. (Art. 1348. Ne. 1.d. O) 

38. Bermuthungen find zulaͤfſi ia, um darzuthun, daß einer 
oͤffentlichen Schuldurkunde Gefaͤhrde, Betrug und Zinswucher zu 
Laſt liegt, beſonders dann, wenn der Glaͤubiger ſchon wegen 
Zinswuchers verurtheilt worden iſt. — Das Gericht kann in 
ſolchem Falle dem Schuldner von Amtswegen den Eid uͤber den 
Betrag der Forderung auflegen. Riom. 8. 27. 2. 57. f. Art. 
1348. Nr. 1. 1353. Nr. 18. ff. 

39. Der Ausfteller eines eigenen Wechſels, welcher zur 
Ungebühr fih die Eigenfhaft eines Handelsmannes beigelegt hat, 
um ſich der Zuftändigkeit eines Dandelsgerichtes, und na Um: 
finden dem perfönlichen Berhafte zu unterziehen, kann durch 
Zeugen beweifen, daß er eine erdichtete Eigenfchaft angenommen 
babe. Brüffel. S. 12. 2.168 L. 34 1 153. 

40, Zwiſchen einem Wechsler und dem Privatmanne, ber 
jenem eine Tratte zur Erhebung und Einkaſſirung zuftellt, bildet 
ſich ein Verhälmiß von der Natur eines Handelsgefhäftes. — 
So daß wenn der Wechsler zur Zahlung der Summe, die er 
erheben follte, angewiefen wird, und befreit zu feyn behauptet, 
worüber er den Beweis zu führen bätte, die Megel für 
diefen Beweis nicht in Art. 1341 und 1353. zu fuchen ift. 
Das Gericht kann Vermuthungen zulaffen, felbft auf die Bücher 
des Wechslers Rüdfi ht nehmen —Eben fo würde es ſich verhals 
ten, wenn der Kläger Inhaber eines Scheines wäre, worin ber 


>) gauthard II. &. 104. 
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1341. Wechsler eine  Gewährleiftung ausgeftellt hat; die Sahe wird 
jum Handelsgeſchaͤfte, ſo wie der Zettel mit den — 
der — in Verbindung ſteht. €. 9. Bw. Toulouſe. S. 27. 
1. : 
41. Daraus, daß die Bürgfchaft und Samtverbindlichkeit 
niht vermuthet werden, folgt nicht, daß man biefelben nur 
durch Urkunden bemweifen Eönne. Ihr Dafenn kann au durch 
Zeugen bewiefen werden, wenn die Hauptverbindlichfeit ſelbſt, 
worauf fie ſich beziehen, durch diefes Beweismittel dargethan 
werden kann. Folglih kann 3. B. eine Samtbürgfchaft, deren 
Gegenftand eine eg rar: ft, — Zeugen bewieſen 
werden. C. H. Bw. Cosme. S. 29. 1. 218. 

- 42%. Die Beftimmung des Art. 1341. ‚ welhe den Zeus: 
genbeweis gegen den Inhalt der Urkunden verbietet, ift auf Hane« 
belöfachen anwendbar. Angers. S. 30. 2. 202. 

43. In Bertraasfachen oder dahin fi beziehenden Beweis 
fen ift der C. civil Gefeg für folhe Handelsſachen, welche 
nicht durch befondere ee geordnet find. Caſſ. 
Saverne. S. 12. 1. 228. D. 10. 1. 247. 

44. Wenn ein a der nach ben gebährenden 
Friften auf Gemährleiftung belangt wird, zu beweiſen genöthigt 
iſt, daß zur Berfallzeit des Wechſels Bedeckung beim Werth. 
erftatter gemwefen fen, fo ift der Beweis diefer Behauptung durch 
Urkunden und nicht duch Zeugen zu führen, zumal wenn ber 
Mertherftatter bei der Abfage (Proteſt) das Gegentheil erklärt 
hat. Brüffel. S. 14. 2. 146. —f. C. comm. 115.117. 170. 

f. Art. 1116. 1319. 1322. 1353. 8 1834. 1923. 
1965. 1985. 2074. C.c. — 41. 49. 109. C . comm. — f. 
Art. 1347. 1348. 1731. 

(47) Wenn eine Gemeinde über Gegenftände ihres Befiges 
und ihrer Verwaltung Nechtöftreit führe, fo Eönnen die Ein— 
wohner derfelben al8 Zeugen vernommen werden, weil alddann 
ihr Sntereffe an der Sache nur ein mittelbares ift; anders 
würde es fich verhalten, wenn der Rechtsſtreit über einen Ges 
genftand geführt würde, an welchem jeder Einwohner Befig und 
Genuß bat (z. B. über ein Nugungs» und Durchfahrtsrecht), 
weil ed dann von einem unmittelbaren und Periinliden — 
eines Ba ne fi) handelt. Agen. R. G. 1833. 2 
255. f. Art. 283. C. proc. 

(48) Das Verbot (durch Zeugen oder Vermuthungen) ges 
gen und neben dem Inhalt einer Urkunde Beweis zu führen, 
betrifft nur die — und ihre —— aber nicht 
Dritte. Paris. J. 19. S. 1834. 2. 650. f. Art. 841. Nr. 37. 

(49) Der Beweis der Ausübung des Nugungsrechtes in 
einem Walde kann nur durch bie ——— oder gleich⸗ 


Bon dein. Beweis der Verbindlichkeiten und Zahlungen. 369 


eltende fehtifeliche Urkunden gefuͤhrt werben, nicht dutch Zeugen. 241. 

efighandlungen des Nugungsberehtigten, welche fi nicht auf 
Anweifungen gründen, find bloß Gigenmähtigkeiten ober Frevel, 
und zur Unterbrechung. der Verjährung Nusungsrechtes nicht 
geeignet. — Eaff. Montpellier. J. 19. S. 1835. 1. 92. — Col: 
mar. Ebend. 94 — f. Art. 1348. 3209 223. 
-- (50) Eine Schuldverfchreibung kann nicht für eine vers 
dedte Schenkung ausgegeben werden, wenn in diefer Beziehung 
Fein Anfang eines fchriftlichen Beweiſes vorhanden iſt, und uͤbri— 
gens keine Thatſache vorliegt, welche auf Betrug oder Gefaͤhrde 
ſchließen läßt. Nancy. J. 19. 8. 1835. 2. 56. — f. Urt. 1353. | 
(51) Der Zeugenbeweis ift nicht zuläffig , felbft von Seis 
ten eines Handelsmannes (der übrigens bei den, Verhandlungen 
dieſer Eigenſchaft ſich nicht bedient hatte), um die Thatſache der 
Zuruͤckgabe einer Summe uͤber 150 Franken zu beweiſen, die 
ihm von einer Botenanſtalt irrthuͤmlich zugeſtellt worden; dies 
iſt, ſelbſt unter Handelsleuten, kein Handelsgeſchaͤft, wofuͤr der 
zulaͤſſig. ©. H. Vw. Bordeaux. R. 6. 1836. 1. 
19 


* 4) Zeugenbeweis in Gegenſtaͤnden über fl. 75. iſt zulaͤſſig, wenn 
» non alten Forderungen die Rede ift, bei melden nach diteren 
Yedten jener — ſtatthaft war. Auih. R. De R.2.1811. 
1. $. 4 Samml. I. 866. — f. Wr. 10. 10b. d. &. 
+2 Sinve bei Forderungen von mehr ald Ag 75. in der Regel nicht 
fatt. Hohnh. I. 257. IV. 219, V. 1 
3) BRIMIONE: in Handeis ſachen —8 I. 2357. — ſ. Nr. 83. 


4) Bei Simulationen. Hohnh. I. 258, — Annalen II. 259. — 
—58* geſetzte Anficht. III De — rate Bemerkun⸗ 
gen: Ebend. 229. — f. Nr. 23. bi 

5) Bei Verbindungen zu einzelnen Handeldunternebmungen , ws 
—— nnd Verkaͤufen, nach Geſtalt der Umſtaͤnde. ohnd. V 


f. 

16) Dad Verbot ift eine Ausnahme von der Negel, daß jeder mö . 
liche Beweis zuläffig fenn fol. Es it daher r eher gegen als für: 
daffelbe die Auslegung zu machen. Hohnh. V. 108. 1 

7) Die Ausnahmen find nur beiſpielsweiſe angeführt, findet 
Head auch eine analoge Anwendung derfelben ftatt. Hohnh.V. 


227. 

8) Beibgedingdmänner koͤnnen * — — ne — guͤl⸗ 
tige Zeugen ſeyn. Hohnh. IT, dv. T. 

9, Privatzeugniffe haben Feine Beweise: ir wo kein Zeus: 
enbemeid zuläflig it. Hohnh. V. 222. — f. Nr. 23. d. €. 

10) engeninlle agen, die 4— auf eine ——— ehe Urtheif 
enthalten, Seweifen nichts. Hohnh. IV 

11) — fte über fl. 75. erfordern die Aufnahme. einer Urs 

tun — zur Guͤltigkeit, fondern zum Beweiſe. Hohnh. 


+ 


*) Trefurt 243, 8. 245, — Roth I, Ebend. 250, 
24 


1341. 


1344. 


1345. 
1346 


1347, 
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r 
„im, n find nicht 3 ‚um Thatumſtaͤnde, Die in einer 

A Rn Urkunde — — — —X nt, al u 

darzuftellen. Hohnh. VI. 10. , 
13) Dur Zeugenbemweid über die herkoͤmmliche Holzabgabe einer 
Gemeinde an die Pfarrei fol nicht das Daſeyn eined zwifchen 

beiden abgefchlöffenen Rechtögeichäfted, fondern vielmehr Die 

Thatſache der feit einer langen Reihe von Jahren ununter 

a m gefundenen Holzabgabe dargerhan werden, 

ahrb. IV. 66. 

14) Er "der Zeugenbemeid gesen die Bekimmung ded f. ©. 1341, 
zuläffig, menn feine Einreden dagegen vorgebracht merden? 
Abhdf. Annafen VI. 155. 

Kann man durch Zeugen bemweifen, daß man eine Summe 
unter 150 Zr. auf Abfchlag einer ftärferen Summe, die man 
nach einem ſchriftlichen Vertrage fhuldig if, bezahlt habe? — 
Bejaht, menigftens in Handelsfahen. E. H. Vw. Autun. S. 
410. 4. 318. D. 8.1. 314. L. 27. 279. 

f: Art. 1341. Nr. 18. 

4 ur} zur Audfegung der £, ©, 1345. und 1346. — Annalen 


* 1) Erlaubte — ——— P. O. $. 251. 1207. Motive. S. 19. — 
Vgl. Brauer V. 1136. fi 
.2 Aquide oder für liquid geltende Forderungen fönnen nach dem 
inländifhen Prozeßrecht in separato eingeklagt werden. — Der 
8. ©. 1346. geht nur auf den Fall, wo durch Trennung der 
verfchiedenen Forderungen dem Zeugenbeweiſe Eingang 
verfchafft werden fol. Hohnh. VII, 147. f 
1. Eine doppelfeitige Rehtsurfunde, die nicht doppelt aus: 
gefertigt worden, ift nichtig, obwohl fie vor. dem Code abgefaßt 
wurde: — . Sie ift nicht einmal der Anfang eines. fhriftlihen 
Beweiſes. Paris. S. 12: 2. 60. 
2. Eben fo verhält es ſich unter dem Code. Amiens. S. 
98. 2. 175. D. 27. 2. 102.*) — Bourges. S. 32..2. 82. 
2b. Im entgegen gefesten Sinn entfhieden. Belangen. 
Ss. 28. 2. 274. D. 97. 2. 102. — Bordeaur. S. 26. 2. 267. 
3. Obwohl ein Schein nichtig ift, weil’ derfelbe das Gut 
oder Gutgeheißen der Summe in Buchſtaben nicht enthält, fo 
kann er gleihmwohl als Anfang eines fhriftlihen Beweiſes gegen 
die Partei. dienen.,' welche ſich darin verbindlich gemacht, und 
ihn unterzeichnet hat. In dieſem Fall ift alſo der Zeugenbeweis 
zuläffig. Turin S. 9. 2. 309. D. 7. 2. 25. L. 24. 362. — 
C. 9. Bw. Beziers.**) S. 23. 1. 294. D. 21. 1. 208. L.67. 
529. — Grenoble. S. 28. 2. 315. D. %. 2. 256. — C. 9. 
Bw. Orleans. S. 29. 1. 199. D. 26. 1. 308. L. 82, 484. — 


*) Laukhard I, ©. 19. 
**) Laukhard I. ©, 26, 
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"yon. S. 29. 2. 230: D. 27; 2. 42. — Paris C. H Wi, I. 1347, 
19. S. 1835. 1. 393. 

4. Deßgleichen. — Wertigftens wenn die Worte „geſehen 
und gelefen’’ darin enthälten find. Angers. S: 24, 2. 86. 

9. Ingleichen, wenn durch Vermuthungen oder Zeugen 
bewieſen iſt, daß die Verpflichtung ernſtlich gemeint war &.H. 
Vw. Paris. S. 29. 1. 196 
— 6. Im entgegen geſetzten Sinn entſchieden. — Fin Schein 
oder eine Zuſage als Privaturkunde, worin das im Art. 1326 
vorgeſchriebene Gut oder Gutgeheißen nicht enthalten, iſt nichtig, 
dergeſtalt, daß es nicht einmal als Anfang eines ſchriftlichen Be⸗ 
weiſes dienen kann. Meg. S. 25. 2. 148. — Amiens. S. 25 
2. 149. — Bourges. S. 25. 2 201: D. 23. 2. 175. — ®yon, 
$. 38. 2. 259. D. 26. 2. 132. eo 
J. Ein eigenhändiges Teftament, welches als Teſtament 
nichtig iſt, kann hinſichtlich der Erben als Anfang eines ſchrift ⸗ 
lichen Beweiſes dienen, um eine in die Haͤnde des Teſtirers ge⸗ 
an. Hinterlegung darzuthun. Pau. S. 22. 2, 337. L: 


8. Wenn ein Verkauf vor einem Notär zwifchen zwei Par: 
teien abgefhloffen wurde, deren eine unterzeichnet, umd die ans 
dere erklärt Bat, daß fie nicht: unterzeichnen koͤnne, und zufällig 
der Motär feine Unterfchrift- nicht beiſetzt, fo ift das Rechtsgeſchaͤft 
nichtig, und für die Partei, welche nicht unterzeichnet hat, un: 
verbindlich — Man kann in der Urkunde weder den Anfang 
eines ſchriftlichen Beweiſes ſehen, noch gegen die Partei, welche 
nicht unterzeihnet bat, aus angeblihen Erfuͤllungshandlungen 
Folgerungen aufftellen ;- das Verkaufsgeſchaͤft bleibt in Hinficht 
ihrer ohne Wirkung. Bourges. S. 24: 2. 34: L. 70. 133.— _ 
f: Art. 1338. Nr. 10. ff. 

12 Ein Schein, welcher aus Mangel ber Genehmigung 
nichtig iſt, kann nicht als Anfang eines ſchriftlichen Beweiſes 
dienen , obtwohl die mit Zuffimmung der Parteien geprüfte Un: 
— dr aͤcht erklärt worden ift. Büffel. S: 12. 9% 277. 


13° Das vor Gericht gefchehene Anerkenntniß aller Par: 
teien, daß "eine Uebereinfunft unter ihnen ftattgefunden habe, 
kann nicht als Anfang eines ſchriftlichen Beweifes betrachtet wer: 
den, um dem Zeugenbeteife für den Inhalt jener Uebereinkfunft 
Eingang zu verfehaffen, wenn bei alle dem die Parteien: ber 
biefen Inhalt gänzlich im Widerfpruche mit einander find. E. 
9. Bw. Drleans.-S. 30: 1. 178. 

14. Jede vom Kläger oder dem, deffen Rechtsvertreter er 
iſt, herrührende Schrift, kann, wenn diefelbe die vom Beklag⸗ 
ten vorgeſchuͤtzten Einreden wahrſcheinlich macht, als Anfang 
des ſchriftlichen Beweiſes dieſer Einreden dienen, und den Zeu— 


24* 


1337. 
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genbeweis zulaͤſſig machen. — Der Geffionar due Beberung 
vertritt den Gedenten. Turin. S. 6. 2. 909. r 

15. Wenn ein Gedinge in einer. der, — Urſchriften 
eines doppelſeitigen, in einer Privaturkunde aufgenommenen Ver⸗ 
trages ausgelaſſen iſt, ſo dient jene Urſchrift, worin das Gedinge 
ſich befindet, als Anfang eines ſchriftlichen Beweiſes, und es iſt 
zu deſſen Vervollſtaͤndigung der Zeugenbeweis ulaſſi ig. Caen. 
5. 12,-2: 327. 

- 47. Eine Schrift kann als Anfang eines ſchriftlichen Ber 
weiſes vorgelegt werden, ‚obgleich von. demjenigen , welchem fie 
entgegen gehalten wird, nicht — es genuͤgt, daß — 
von feiner Hand geſchrieben iſt. C. H. Vw. Paris,.$. 19.1 
a VE METER 

18. Der Zeugenbeweis darf gegen eine. öffentliche —— 
ſelbſt im Falle, wo in einem Rechtsſtreite der Beweis der Falſch⸗ 
heit derſelben beilaͤufig angetreten wurde, nicht zugelaſſen wer— 
den, als wenn im Texte der Urkunde eine Veränderung bes 
materiellen Inhaltes, oder der Anfang eines ſchriftlichen Be— 
weiſes, oder endlich ein Zuſammentreffen wichtiger Umſtaͤnde vor⸗ 
handen iſt, BA die angeführte Fälfhung wahrfheinlic machen. 
Lyon. S. 19. 2.260. 

19. Ein Schiedsſpruch, welcher einen Verkauf für ein 
Scheingefhäft erklärt, kann nicht al® der Anfang eines ſchrift— 
lihen Beweifes betrachtet werden, um dem Zeugenbemweife des 
Scheingeſchaͤftes hinfichlich Dritter Eingang zu verfchaffen, welche 
nicht als Parteien im Sciedsfprudye vorfommen. Caſſ. St. Mar: 
cellin. S. 17. 1. 151. D. 15. 1. 189. L. 47. 481. 

20. Ein Brief, worin eine Perfon einer andern ſchteibt, 
„daß fie ſehr bekuͤmmert ſey, ihr. das Geld, welches fie ihr ge— 
liehen habe, nicht ruͤckerſtatten zu koͤnnen“, iam nach Umſtaͤnden 
als Anfang eines ſchriftlichen Beweiſes betrachtet werden, was 
den Betrag der Forderung betrifft. Luͤttich. 8. 5. 2. 56, €. 
H. Bw. Luͤttich. S. 5. 1. 331. D. 3. 1. 417. L. 11. 385. 

21. -Ein Dritter kann fih bei Gericht nicht auf den Ins 
halt von Privatbriefen, gegen den Willen desjenigen,, an. den 
fie gerichtet waren, berufen, felbft nicht in bürgerlichen Standes: 
angelegenheiten. C. H. Vw. Amiens. S. 233. 1. 394, ** 

22. Schriften, weldhe den Beweis anderer Sahen, Vor— 
fhüffe und Befreiungen enthalten, find ihrer Natur nad) fein 
Anfang eines fchriftlihen Beweifes für die Summe, auf welde 
diefe ann ihrem — nach ſich En beziehen. Caſſ. 
Bourgoin. 8 . 17. 1. 335. D 8 1; 576. L 50. 93. 


*) Laukhard J. S. 100. 
»*) Laukhard II. 369, 
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.© 793. Der Zeugenbeweis einer Handlung, womit entweber 

die freiwillige Ruͤckgabe einer Schuldverſchreibung oder ein Hand⸗ 
geſchenk dargethan werden ſoll, iſt nicht zulaͤſſig, wenn es ſich 
von einer Summe über 150 Franken handelt, es wäre denn 
ber Anfang a —— Beweiſes vorhanden. Grenoble. 
8: 26. 2. 195.-L. 75. 265. 

-23b. Eine = Vorfteher der Gemeinde, wozu ein: Ver: 
Röthenter gehörte, aufgenommene, und von jenem und mehte: 
ven Zeugen unterzeichnete Urkunde, befagend, daß der Verftorbene, 
der zu Trank geweſen fen, um fchreiben zu koͤnnen, anerkannt 
babe , mit einer ihm gebührenden ‚Summe: befriedigt worden zu 
feyn, ift Beine beweifende Befreiungsurfunde , -fondern nür ein 
gefchtiebener Zeugenbeweis, "der nach der Beffimmung bes St, 
134. unzufäffig if. Mes. S. 19.2. 110. 

"24. Die Beftimmung des’ Art.” 1347. welche vAengt, 
daß eine Schrift von demjenigen herruͤhre, wider melden die 
Forderun gerichtet iſt, hindert nicht, daß ein Schuldner nicht 
als ——— eines ſchriftlichen Beweiſes ſeiner Befrelung eine 
Urkunde vorlegen koͤnne, die von einem dritten Speciafbevoll- 
maͤchtigten ſeines Giaͤubigers herruͤhrt, in der Abſicht, die Schuld 
zu erheben, wovon es ſich handelt’; in diefem Falle ift die Per: 
fon des Grwalthabere mit: jener bes Gewaltgebers für eins zu 
achten. -Riom.-S. 18. 485. D. 16. 2. 14. 

25. Eine Privaturkunde, unter welche die Betheitigten 


nur ein Zeichen‘ ſtatt der Unterſchrift gefetzt haben, kann nicht 


einmal ale Anfang eines ſchriftlichen Beweifes dienen’; Telbft 
wenn: diefelbe in Gegenwart zweier. Zeugen die fie unterzeichnet 
- haben , waͤre abgefaßt worden. - Colmar.‘ $. 10. 2. 68; 
Beafeli! 8.7 2: 249. L.. 19.-211. ro. sl 
26. Wenn eine Schrift vorhanden iſt, welche als Anfäng 
eines fchriftlichen Beweiſes der vom Schuldner. feinem Glaͤubiger 
geleiſteten Zahlung dient, und beide Theile, einig über die That⸗ 
ſache, daß eine Bahlung flatt gefunden habe, uͤber den Betrag 
derſelben ſtreiten, fo können die Schriften, welche nur’ der Zah⸗ 
ung überhaupt erwähnen, ohne etwas vom Betrage anzufuͤhren, 
in dieſer Diane keinen eg "lee ‚Tarifetiügen Beweiſes Tier 
— Riom. 8. 17. 2132. 
27. Der Strich eines Mandeintrages;, Weichen der Grin‘ 
Giger“ ben Schuldner bewilligt‘, Fahrt als Anfang eines ſcheiftli⸗ 
chen Beweiſes de Baht" —— werdet: € H. Sm: Amiens 
$21:1. 136! wenn npassums Trrıd 
28. Menn eine Schuld J — Zielen - ſahibar iſt, 
fo: glbt vi Quittung des letzten Zieles eine geſetzli gebietende 
— — der — den früheren Zieler. Eolmar. 8114: 


2. N nn 


20. Wenn = Ceſſi onar den Schuldner der cedirten For: 


1347. 
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“Hi ung. belangt , und. dieſer ihm eine ‚ale Privaturkunde ausge: 
ellte Quittung des Gedenten ‚entgegen hält, welche fein ſicheras 

Datum hat, fo ‚bildet. die Erklärung des Gedenten über: die. Rich⸗ 
tigkeit der Schuld weder einen m nod den Anfang eines 
ſariten wen Beweiſes Bruͤſſel. 8 .2. 118. 

30. Wenn ein Schuldner, 5 Früchte abgepfaͤndet wor⸗ 
ben. find, ſich zum Zeugen beweiſe erbietet, daß bie ‚Düter die 
abgepfändeten Früchte dem, Gläubiger ausgefolgt haben, fo kann 
das Gericht diefen Beweis, der Werth. fen, welcher er wolle, 
zulaſſen, — In diefem Falle kann die über das Pfändungsver« 
fahren aufgenommene. Urkunde als Anfang eines ſchriftlichen Bes 
meifes gelten. Nismes. $. 11, 2. 428, 

31 Eine Privaturkunde , ‚deren Unterfchrift beſtritten i 
kann vor ihrer Richtigſtellung nicht als Anfang eines ſchriftlichen 
Beweiſes dienen, um damit dem Zeugenbeweiſe uͤber die darin 
— —— —— verſchaffen. C. H. Da 


Brüffel. 2 
f. Art. En 324. 13%. 1325. 1335. 1326. 1, 

3 Das Geſtaͤndniß einer Schuld, weiches ‚ein. Ange⸗ 
ſchuldigter beim Auchtpolizeigericht im Verhoͤr ablegt, «bildet für 
das Daſeyn der Schuld den Anfang eines ſchriftlichen Beweiſes, 
welder. das Gericht ermächtigt, einfache. gefegliche- Vermuthungen 
zur — * Beweiſes zujulaffen: Baftie. Weiß. 183 

(33) Wer auf Zahlung. einer. Forderung. aus, ‚einem Schuld⸗ 
titel, klagt „.ben er nicht. vorlegt , den er jedoch ‚einer öffentlichen 
Behörde übergeben, zu haben behauptet, kann zum Beweiſe des 
legtern- nicht zugelaffen werden, felbfi wenn - ber- Anfang eins, 
fheiftlihen Beweifes vorhanden wäre, ‚wenn er nicht Überdies 
zum Beweiſe ſich erbietet, daß die Urkunde durch Verſchulden 
der Behoͤrde oder hoͤhere Gewalt verloren gegangen fv. C. 9. 
Bw. J. 19. S. 1834. 1. 365: 

(34) Der: Art, 1347. wegen bes Anfanges eines ſchriftlichen 
Beweiſes erſtreckt ſich auch auf Scriften von demjenigen , der die: 
Perſon vertritt, gegen welche die Klage angeſtellt iſt. Insbeſondere: 
man kann als Anfang eines ſchriftlichen Beweiſes zu: Befreiung: 
eines Schuldners die Verzeichniffe des; Motärg betrachten , der 
das, Zutrauen des Glaͤubigers befigt, in: welcher ſich zugleith die 
vom: Schuldner indie Hände des Be geichehene Hinterlegung 


der ſchuldigen Summen ;; und deren efelgen n den Glaͤu⸗ 
—— — findet. — 108 1834. 2. 5A 
f. Art, 


(85). Eine Peivatufunde „bei der: dab... But. oh But) 
geheißen auf. untegelmäßige.. Weiſe avachraaz — Summe: 


19; ‚Bgl, Laukhard l, &.; 19, rs u) Ti P 


Ag 
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4 B. nur in Bahlen ausgedruͤckt) iſt, kann als Aufang eines 1347, 
ſchriftlichen Beweiſes betrachtet, und hiernach alle Beweiſe ‘oder 
Bermuthungen Für das Dafeyn ber behaupteten Verbindlichkeit 
zugelaffen werden. C. H. Vw. Paris: J: 19. 8. 1835. 1. IB: 

— f, Art. 13238. 

(36)  Eit: Brief, weldyen ein im Vermoͤgen abgefondettek 
Mann gefhhrieben hat, macht Eeinen Anfang eines fchriftlihet 
Beweiſes gegen die Frau , obgleich. Ver Mann in der Angelegen⸗ 
beit, welche der Gegenſtand des Streites ift, Geſchaͤfte für fie _ 
ne hat, Eaſſ. Riom. 3 19. 8. 1835. 1. 444; if Urt. 


(37) Der Verkäufer einer Biegenfchaft kann nicht zum 
Zeugendeweiſe zugelaffen werden , daß fein Käufer. Kenntniß von 
einer verborgenen Belaftung der Liegenfchaft hätte, wodurch deren 
Werth fi) mindert: — in fo fein in diefer Hinſicht nicht der 
Anfang eines ſchriftlichen Beweiſes vorhanden: ift: Deltans. Rı. 
G. 1836. 2.531. = fr Art. 1341. 

(38) Iſt der Grundfag der römifchen L.3.C. — 
publicis, nach welhem die während dteier Jahre nach einandor 
gegebenen Quittungen über die Zieler einer Nente plend jure 
vie Zahlung diefer Ruͤckſtaͤnde vermuthen ließen, unter dem Code 
anwendbar? — Ex arg: verneint. . Allein jene‘ Quittungen koͤn⸗ 
nen: dennoch, als den Anfang eins ſchriftlichen Beweiſes 78*— 
lend, betrachtet werden, welcher das Gericht" ermaͤchtigt, 
Beweis der eig des Schuldners. * ge? —— 
gen zu ſchoͤpfen. — C. H. Bw. Dijon. R. G. 1837.1 «94. 
Soden Ne. 28. 
+9 Wis als Anfang eines schriftlichen Beneifeß air, „uno bafır 
angenommen werden kann. Hohnh. V 401: ft VII 

156. a auch zu 2-S. 13%. — f. Nr. — Zus 7 ik 

bid 17. 20. 27. 3. 34. 35. d. &. - 

2) Derfelbe ade nur Wahrfceinlichkeit zu liefern ; die Beu rthei⸗ 

A gern — te des Richters db. Hop 

—f, Mir 

3, Dazu koͤnnen auch andere, nicht im der Urfunde' —— Der 

Ä mutbungen benugt werden. Ebend. 136. 138-142 
+ 4) Wem Die Schrift nur, dad a ale ar —— das 5*5 
a — 
causa en 
— — — ergan Enär werben ohnh. — 343 
Eine — — 34 ugen ergaͤnzt eng 


fin; * — — ij, der nfang eines (ehrift 
30 li 2 —— Vi 137% Jen, el, 
68 rauierung des S. 4347. Annalen iy Hi, 


— — — ® 
*) Ausnahme von den Regeln des $. 758. 759. Zachar. when 
fe — Anfang eines fchriftlihen Beweiſes. Broter-V-4477. 
Ebend. 8.609. — Natur der ‚Einteitung einee, Säriftbemeifee. 
Braner VE 31% WELT T TS RR [ — 


— 
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1348. 3 Wenn der britte Inhaber einer Liegenſchaft auf Zah— 
fung einer Pfandfchuld oder auf Abtretung der Liegenfchaft be 
langt wird, fo kann er zum Zeugenbemeife zugelaffen werben, 
baß bie Schuld bezahlt ſey, und ber. Schuldner im heimlichen 
Einverftändniffe mit dem Gläubiger diefelbe wieder. — —— 
3 obgleich fie über 150 Franken beträgt: Brüffel. 

he Der Beugenbeweis gegen eine Öffentliche Urkunde h die 

wegen Gewalt oder Gefährde angefochten wird, ift umzuläffig, 

wenn die aufgeführten Thatfachen weder ” Verbrechen ; noch 

ein Vergehen darftellen. Zouloufe. S. 11. 2. 103. D. 9.2.80. 

fi Art. 1341. 

©: 5.6. Wenn e8 fih von einem — hanbelt,: beffen 

Zerſtoͤrung durch höhere Gewalt behauptet und bewieſen iſt, ſo 

genügt es, um die Gültigkeit feiner Verfügungen herzuftellen, - 

nicht ; daß die Zeugen den Inhalt. beffelben angeben; es muß 
aus deren Ausfage nody überdies hervorgehen ‚: daß die Urkunde 
mit: allen gefeglich . — Foͤrmlichkeiten verſehen war. 

—— Befangon. 8. 7. E 97. D. 5. 1.97. — Borbeaur.:S. 

15. 2. 108. L. 43. 437.9)  . 

7. Wenn das — den Beweis einer —— 

Drtsangabe (in Wechſelſachen) zuläßt, fo kann daffelbe den Zeus 

genbeweis nicht ausfchließen, felbft nicht den Vermuthungsbeweis. 

Der Kläger kann: nicht darauf befhränft werden ,. den Beweis 

durch — zu fuͤhren. Bruͤſſel. S. 14. 2. 45. — ſ. Art. 


1341 Fe 

8.9. Die Ausnahme de At. 1341... welche. der Art. 
41348. für den Fau aufftellt, wo es dem Gläubiger nicht moͤg⸗ 
lich war, fi ih einen Urkundenbeweis zu verfchaffen,, iſt eben fo 
wohl von einer moralifchen, als von einer phufifchen Unmöglich: 
keit zu verſtehen. — Insbeſondere kann der Vorſteher einer 
Fabrik zum Zeugenbeweiſe zugelaſſen werden, daß er der Er— 
finder eines Mafchinenwerfes fey, welches von einem gewoͤhnlich 
für ihn arbeitenden Handwerker ausgeführt worden, was auch 
immer ber. Werth diefes Mafchinenwerkes fen möge. Bourges. 
8. 25. 2. 125. D. B. 2. 131: — Paris. 8 2 2 165: D. 
19. 2. 82. L. 60. 200. 

"1. Der Zeugenbeweis einer. ghägiie af man ſich 
den Urkundenbeweis micht hat verſchaffen koͤnnen, iſt nicht zu⸗ 
laͤſſig, wenn jene Thatſache nothwendig das Dafeyn einer andern 
beſtrittenen Thatſache oder Uebereinkunft vorausſetzt, fur welche 
on en nicht ee werben dürfte. Pau. 8. 30. 


ih 


„ 28 Ie F 19 gti,‘ * 143 au ee —- iM a a Am, 
*) Bol, — * ii &, 117. * Art. 970, u are 
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12. Der Beweis eines Diebftahles kann durch "Zeugen 1348. 
vor ben bürgerlichen Gerichten von demjenigen geführt werben, 
der, durch eine Klgge im bürgerlichen Rechtswege, die ent 
wendete Summe begehrt. — Bier ift ein Fall zur Anwendung 
bes Art. 1348. Abt. 1: welcher den Zeugenbeweis - Berbinds 
lichkeiten zuläßt, die aus E.. — — Villeneuve⸗ 
d'Agen. S. 22. 1. 325. D L. 64. 36 

13. Der ei Behr * — **— einer due, und 
namentlich einer Privaturkunde von mehr als 150. Franken Bes 
trag , ift nicht. zuläffig , ohne zugleich den Beweis des Zufalles 
anzutreten ; wodurch die Urkunde abhanden: gelommen ober ver: 
nichtet worden ift, zumal in dem Falle, wo die Urkunde einen 
früheren, in Öffentlicher Urkunde errichteten —— angeblich 
ee folle. Caſſ. Gironde. S. 3, ,1, 227. D. 1. 609, L. 

14. Die Unterfchlagung oder Befeitigung einer Urkunde 
kann felbft vor dem peinlichen Gerichte nicht durch Zeugen bes | 

wiefen werben, wenn bas Dafepn der Urkunde ſelbſt nicht aner- : ..; 
kannt, ober wenigftens- der Anfang eines ſchriftlichen Beweifes 
dafür vorhanden x hi Chalons fur Same... — Paris. S. 
17; 1: 301. L. 50 

16. Der Me fann zum — fuͤr die vom 
Glaͤubiger geſchehene betruͤgliche Unterſchlagung der ihn befreien⸗ 
den Urkunde, zugelaſſen werden. Hier iſt der Fall zu Anwen⸗ 
dung bes Art. 1348. Abſ. 4: vorhanden. C. H. Bw. Grenoble. 
S. 24. 1. 239. D. 21. 1. 516. L. 69. 35. 

17. Der Zeugenbeweis ift zuläffig, um darzuthun, daß 
der Gemwalthaber eines Erben zum Nachtheil des Erben einen 
von einem Dritten ausgeftellten Schein aus dem Nachlaſſe unter: 
fchlagen habe: — hier ift der Fall zu Anwendung des Art. 1348. 
Mr. 1. Eaff. Lyon. S. 24. 1. 236. 

(17)b. Dder wo eine Mefunde in ber Hand eines dritden 
Zt betruͤglich unterſchlagen wurde. Caſſ. 19. 8. 


19. Eben ſo, wenn es von der Beſtimmung des Zeit⸗ 
puntie ſich handelt, wo eine Summe Geldes verborgen oder 
vergraben: worden ift, und wie viel dieſelbe betraͤgt * u 
meſſen, ob das aufgefundene Geld den Charakter ei 
ar und‘ wie biel dabon dem’ Finder geb D 55* * 

2. 161. ⸗Oder daß derſelbe von feinem echtgvo Tun im 
Befte Br herrühre Bordeaux. — Mir 19: rl 


ey mis bie Beobachtung der Borm eriefn.n werten? "Brauer V. 


9 3 * 


> 
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*q) —ãA Urkunden. P. O. 5 429. f 
+2) Der €. ©. 1348. führt ald Ausnahmen. von der geſetzli 
Kegel zwar nur. Beilpiele an,. bezeichnet aber doch nur fo de 
Fälle, er das Bin * ide dad moralifh unmdgliche dar: 
unter verftehen. Hohn 05. ff. — Entgegen geſetzte Ans 
— en 8:9. di 
3) Ben 3D eg ‚sum Gene einer Gaſtwirthsrechnung. 


4) Der Beweis über ve Einen; einer verlorenen Urkunde braucht 
nicht dem NE, — Ba IS fondern fann einen Theil 
deffelben ausmachen. f. Nr. 13. d. €. 

5) Für den Verluft der * * Verſchulden des Beſitzerb 

eitet Die Vermuthung, weil er fie ſonſt producirt haben wuͤrde. 
End, 229. — Abweichende Meinung: 228. 


Dritter Abfchnitt. 


Bon Vermuthungen. ” 


1349. * N Bemeid durch Vermuthungen. P. D. 5 


26. f. 
+ 2) Vermuthung ift der Dam von dem *— auf das Unbe⸗ 
kannte. Hohnh V. 
3) Für die Legalitaͤt F —— oa ſtreitet im Zwei⸗ 
u 


fel die Vermuthung, nit aber. für die. von. Privatperfonen. 
Hohnh. V. 247, 


§. I. 


Von geſetzlichen Vermuthungen. **) 


1350. 1%. Wer etwas dem Ermeffen des Richters kberläßt, wird 
nicht ald zum Voraus bei dem zu erwartenden Urtheile ſich bes 
ruhigend angefehen. C. H. Bw. S. 7: 2% 764. — Paris. 8. 
14. 2. 263. L. %6. 494. — Rouen. $. 14. 2. 28%. — Meg. 
Ss. 233. 2, 1236. D. 231. 2. 74. 

22. Einem Urtheile Tann nicht Rechtskraft zugeſchtieben 
werden, in Beziehung auf die den Parteien beigelegten Eigen⸗ 
ſchaften, als wenn dieſe Eigenſchaften aueh 2. 
der Verhandlungen gewefen fi find, Aoulouſe.s 


in 8n0 am 
. &. iſt nicht, —— — ein N: Li 
— uber die, Rechtmäßigkeit „der ‚Forderung —— De 
mit bie irkung einer vechtäßräftigen Entſcheidung en 
genügt, wenn das Urtheil oder Erkenntniß ein — 


— — —— 


Se Von dem —— oder, . tünfttichen Beweife, 3 r, IV, 
‚762. r V. 11465 Re 


*) Bon den —— san. Zachar. V. * 
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Gültigkeit des Forderungstitels gibt „ indem: +6 die Einſchreitun⸗ 1360 
gen für gültig erklärt, F Behufs der Zahlung der Forde⸗ 

rung gemacht worden find. C. 9. Vw. Dijon, $. 11. 1, 266. 

D. 9. 1. 2385. L. 30. 32. 

30. Wer verurtheilt wurde, den Betrag einer Schuldyper⸗ 
fehreibung zu bezahlen, wird auch g für fähig erfläct angefehen; 
fich werbindlidy zu machen. Gaen. S. 30. 2, 33 

44. Es ift ein Eingriff gegen eine rechtskraͤftige Entfcheir 
dung , wenn, nachdem eine Partei verurtheilt wurde , ‚den Schar 
denserfag zu leiften, der im Falle eines gewiffen Ereignifles fich 
ergeben follte,, und nun, da das Ereigniß eingetreten, entſchie⸗ 
— 37 kein Schadenserfag zu leiſten ſey, Caſſ. Copmar, 

55. Wenn ein Gantfchulduer in feinem: Schuldenftande eine 
Schuld aufgenommen hat, zn ber «x in erſter Inftanz verurtheilt 
worden iſt, fo wird er um deßwillen allein dafuͤr angefehen, daß 
er beim verurtheilenden Erkenntniſſe ſich beruhigt habe- ee 
ift eine rechtskr ige Ensfbeidung vorhanden. Voris. 8. 7. 2. 
762. L, 7. 478 

76, Ein: in Rechtskraft übergegangenes Untheif kann au⸗ 
gefochten werden, weil es im Widerſpruche mit einer legislativen 
Auslegung ſteht, welche nachmals dem Geſetze, worauf * N» 
— — worden iſt. e H Dw. Dber-Rhein. S 


78 6. Die Frage, ob ein: Unheil, — ein ausländie 
fches Gericht erlaſſen, Rechtskraft ertangt habe, muß. nah: den 
Gefegen dieſes Landes, und: nicht nach den: inlänbifchen Gefegen 
entfehieben menden. . Caſſ. Altkirch 8.:32. 1: 664. 

85. Wenn ein Urtheil ausfpriht , daß bihnen ‚einer Ka 
flimmten Friſt Rechnung zu ſtellen, widrigenfatis der Rechnungs⸗ 
pflitige zur Zahlung einer feftgefesten Summe verurtheilt ſey, 
ſo kann letzterer ſich der Zahlung dieſer Summe entziehen, in- 
dem er, wenn auch ‚nach Ablauf jener Frifk, die Rechnung uͤber⸗ 
reicht: · · In ſolchem rg darf die Friſt nicht als unerſtrecklich 
betrachtet merden, Paris. S. 29. 2,350. — Art. 122.C. proe. 

98 Urtheile, welche über eine "bürgerliche  Standesfeage 
als Nebenpunkt eines Erbſchaftsſtreites erlafſen werden, diene 
nicht. ſo wohl zur Entſcheidung ‚über den buͤrgerlichen Stahb) als 
über: die Erbſchaft. Sie haben mithin; was jenen betrifft, icht 
bie Wirkung einen: veßitskräftigen Eutfiheidumg;, zumalawenn viel 
Sache sim Auslande zwiſchen Inlaͤndern verhandelt wurde ; und 
bet: Erblaſſer Guͤter im Inlande hinterlaſſen hat,/ um beren 
willen die Standesfrage erhoben wird. So richtig es iſt, daß 
der buͤrgerliche Stand untheilbar, ſelbſt im dem Sinne ift; def 
derſelbe in verſchiedenen Laͤndern nicht als sein verſchledener be⸗ 
trachtet / werden kaun, ſo iſt jener ‚Grundbfag: ber Untheilbarkrit 
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1350, doch ohne Anwendbarkeit auf den gegebenen Fall. * KR} 


13. 2. 233. L. 36.432. — €. 9. Bw. Rouen. 8 « 16. 1. 
343: D. 14. 1. 477. L. 46. 481! 

106. Obſchon ein Urtheil mehrere Parteien als ſamtver 
bindlich ſchuldig erklaͤrt, und der Vollſtreckungsgegenſtand dieſes 
Urtheils ein untheilbaret ift, fo kann doch die Beruhigung eines 
ber verurtheilten Betheiligten ‚welcher das Erkenntniß in Voll: 
zug gefegt hat, den andern Parteien nicht fhaden, und bie Be: 
fugniß zur Appellation- ihnen - enitgehen. Caſſ. Vienne. 8.2 
2. 340 D. 1. 415. L. 2. 5414° 

107 b; —— mehrere TWedhfehbergeber (Indoffanten)von 
einem Handelsgerichte zu Gunften des Inhabers verurtheil‘ wor⸗ 
den find, und das Erkenntniß, auf die von einigen jener Weber: 
geber eingelegte ‚Appellation, wegen Unzuftändigeeit aufgehoben 
wird, ſo kommt die Aufhebung denen, die nicht appellirt haben, 
nicht: zu —— das a. geht gegen m in Reqhtstreaft Ann 
Eyon. S:'27. 2.256. D. 24. 2.245. 

(110) Ein Verjit‘ auf amade farm aus ‚einer We: 
kunde nur dann geſchloſſen werden, wenn dieſe Urkunden o'th: 
wendig einen’ ſolchen Verzicht unterſtellt, und Feine andere 
Urfache: haben kann, als bie, bei dem Urtheile fi ſich zu beruhigen. 
Caſſ. Nismes. R. G. 1833. 1, 2116. 

2 (141) Daraus, daß ein in’ Rechtskraft Aberaegangende: Us 
theil über einen Streit, die Ausübung einer: Lichtgerechtigkeit 
betteffend, erkannte, "und: von einer damals: ibeftandenen Bauart, 
zu B. einem Vordache, wodurch der Gebrauch der Dienftbarkeit 
geſchwaͤcht wurde, ‚keine Erwähnung that, kann man nicht ſchlie⸗ 
gen, daß ſonach das Urtheil dieſes Vordach erhalten wiffen molle, 
weil es deffen Abfchaffung nicht verordnete , und daß die Sache 
in dieſer Beziehung ſtillſchweigend auf rechtskräftige Weife ent: 
fchieden fey. Caſſ. Paris. J. 19. S. 1835. 1. 712. 

(112) Wenn ein vechtskräftiges Etkenntniß einen: Schuld: 
ner ‘zu ‚Zinfen verurtheilt hat, ſokann dieſer ſich nicht durch 
eine fpätere Entfheidung davon befreien ‚; unter dem Vorwande, 
baß er zur Zeit jener Verurtheilung im gantmäßigen N unb! 
daher -von Zahlung ber ge! befreit getoefen fi — —— Vw. 
—— ‚5.49%: 8. 1835. 1.1757. 

‚ (413) Miterben/ welche — — IL dag. 2 Gıb«: 
an der Theilung halber , in eine einzige zuſammen gewor⸗ 
fen werden ſollen, und, nach dem auf dieſe Goundlage abgegebenen 
Gutachten der Sachverſtaͤndigen/ auf deſſen Beſtaͤtigung angetra⸗ 
gen: haben, ſind nicht mehr befugt, zu begehren, daß beide 
ſchaften geſondert vertheilt werden: ſollen, unter dem Worwande 
daß die Rechte der beiderſeitigen Erben nicht die: inämlichen‘ 
ſeyen Es iſt Hier ein gerichtlicher Vertrag⸗ vorhanden, deſſen 

Exrfuͤllung von allen denen‘, die dazu eingewilligt haben‘) icbes! 
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obachtet. werden muß. — Wenn. Miterben zur Zuſammenwer⸗ 1350; 


fung. zweier Erbfchaften eingemilligt,- folgt hieraus, daß fie anerr 
kannt haben, daß beide Erbſchaften von gleichem Werthe feyen, 
und daß fie nur-die nämlihen Rechte auf die eine, wie auf bie 
a. geltend. machen können? — Bejaht. Agen. R. G. 1836. 
1 


In einem Rechtöftreite mit dem Eigenthuͤmer einer 
— und dieſe Liegenſchaft ſelbſt betreffend, hat das ers 
gehende Urtheil nicht die Wirkung einer rechtskraͤftigen Entſchei⸗ 
dung gegen den Kaͤufer, der ſie waͤhrend des Rechtsſtreites, aber 
noch vor dem Urtheil, gekauft hat., — Mit andern. —— der 
Käufer wird im Urtheile nicht vom: Verkäufer vertreten. C. Hi 
Bw. Meg. 8. 10. 1. 265. D. 8. 1. 258. 


2, Wenn ein Kläger in einem früheren Prozeffe abgewie 


ſen wurde, weil ein Vergleich in der Mitte lag, wodurch ſeine 
Klage, auf Zueignung einer Liegenſchaft entkraͤftet wurde, fo hat 
die hiernach ergangene richterliche Verfügung nicht die Wirkung 
einer rechtskraͤftigen Entſcheidung in dem Sinne, daß ber ‚Kläs 
ger nicht befugt fen, eine neue Klage auf Zueignung jener Lies 
genſchaft, aus einem andern Klaggrund anzuſtellen. — Wie all⸗ 
gemein auch die Ausdruͤcke eines Erkenntniſſes ſeyn mögen, fo 
müffen fie immer fo verftanden werden, baß nur die Streitfrage 
entfchieden worden, und die Rechtskraft auf den Gegenftand des 
abgeurtheilten Rechtsſtreites zu befchränten ſey: in tantum 
judicatum, in quantum litigatum. C. 9. Vw. Pau. S. 17. 
1. 386. L. 50. 209 € 9. Bw. Paris. S. 3. 2. 579. D. 
1. 646. (Nr. 23. d. O) 

4. Ein Urtheil hat keine rechtskraͤftige Wirkung hinſicht⸗ 
lich deſſen, was darin nur angefuͤhrt und nicht entſchieden iſt, 
zumal wenn bie Anfuͤhrungen auf keiner Anerkennung der vers 
urtheilten Partei beruhen. — Ein. Verſaͤumungserkenniniß dem⸗ 
nad) , welches auf die Klage eines Gläubiger und kraft des 
Art. 1154. den, Schuldner zu den Zinſen von den verfallenen 
Zinſen eines im Erkenntniſſe ausgedruͤckten Kapitals verurtheilt, 
hat keine Rechtsktaft hinſichtlich des Betrages des Kapitals. — 
Der Schuldner iſt daher in der Folge nicht gehindert, den Be⸗ 
— des im ee — Kapitals zu beſtreiten. 

E. H. Vw. Bourges. S. 29. 1. 353. D. 27. 1. 389. 

5. Wer mit ber Klage auf Ungältigkeit eines Verfaufes 
auf den Grund eines bloßen Scheinhandels abgewiefen. wurde, 
Eann in der Folge eine andere Klage auf Ungültigkeit. deffelben 
Vertrages, aus Mangel einer Vollmacht (wenn der De 


ein Gemwalthaber war), anftellen. Caff. Rennes. S. 19. 1. 359. 


D. 17. 1. 561. 
6. Daraus, daß ein Schuldner durch Erkenniniß zue 
Rechtswohlthat der Vermögensabtretung, als ungluͤcklicher und 


1351. 
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vom: ur nicht ergaͤuzt werden. E. H. Bmw. 8. 230. 1. 470 1351. 


D. 2.4 

17. — Einrede — von Amtswegen zugelaſſen 
—— wenn die Partei, weiche fie vorſchuͤtzen konnte, erklaͤrt 
hat, es auf die Entſcheidung Rechtens ankommen zu laſfen und 
keine Antraͤge je fielen. ©. 9. Vw. Montpellier. 8. 29. 1. 
331. D. 27. 1. 415. — f. rt. 22923. 

22. Ein Urtheil, welches von einem Richter (namentlich 
vom einen: Sriedensrichter) Über. einen: Gegenftand erlaffen wor 
den, ben feine Competenz uͤberſteigt, iſt nicht nichtig und wir⸗ 
kungslos, es kann nur. für nichtig erklaͤrt werden. Wenn 
alſo dieſes Urtheil nicht waͤhrend der geſetzlichen Friſten angefoch · 
ten, oder wenn dabei ſich beruhigt wird, fo geht es im Rechts⸗ 
kraft übern — In Kraft eines folchen Urcheils wird ein Pfand: 
recht erworben, und kann uültig eingetragen: werden. Touloufe. 
S. 21. 2. 273. D. %: 2. 9. — f. Art. 1350 Ne 58. 60. 

25. Die nämlihen Thatſachen, deren ein Angeklagter 
vom peinlichen Gerichte freigefpeochen: worden ift, koͤnnen wieder: 
holt beim. Gerichte als bloß unrechte Thaten vorgebracht, und 
auf —— angetragen werden. E. H. Bw. Gaen. S. 
19. 1. 269. D Bene 
5.6.1 44 D. 4 1. 59. (Nr. 26. d. D.) Toulouſe. 8. 
25. 2. 431. ebend. 30. (Art. 1382. Nr: 38 d. O. 

34. Der freimillige Vollzug eines. Urtheils, welcher in: ber 
PVorausfegung geſchah, daß der Gegentheil ſolches gleichfalls 
vollziehen werde, ift nur eine bedingte Beruhigung — Die 
Partei, melde ſich folder Geſtalt beruhigt: hat, kann im Falle 
der. Appellation ihres Gegners ber. Appellation: beitreten. Meg. 
Ss. 23. 2. 16 D. 21. 2. 74: 

35b, Wenn. ein zahlungsunfähiger Dandelsmann mit fei- 
nen Gläubigern: einen Gantvergleich abfchließt, welchem feine 
Ehefrau als Mitfhuldnerin: oder Bürge. beitritt,. und. den: Gante 
aläubigern ihre Rechte cedirt, fo hat der. beftätigte Vergleich 
keine Wirkung binfichtli; der Gläubiger der Frau, welche an: 
demfelben einen: Antheik: genommen. haben. — Diefen bleiben 
alfo alle erg gegen bie. — vorbehalten. Caſſ. 
Rennes. 8. 21. 1. 100. D. 18: 1. 143. L. 57. 33. 

37. Der Gemährleifter wird nicht im der Meile vom: 
Hauptſchuldner vertveten, daß deffen Beruhigung. bei: einem vet 
urbeitenden Erkenntniffe demfelben hinſichtlich des legteren Rechts: 
kraft beilege, und. ihm. die Befugniß: zu. appelliven entziehe. 6, 
9. Bi: Toulouſe. S: 19; 1. 70. D. 16. 1. 641. 

38, Iſt es wichtig:, daß. der Beklagte; welcher einen Ge⸗ 
währleifter zu feiner- Rechtenertretung aufgefordert hat, ein bloßeri 
Zufchauer des Streites zwiſchen ihm: und: dem Haupiklaͤger bleis 
ben Eönne, und die Über diefen Streit ergebenden Urtheile ges 
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gen ben erftern die Rechtskraft nicht befchreiten? — Daß er 
nad) der definitiven Entſcheidung, welche die Einreben des Ger 
waͤhrleiſters befeitigt hat, eine neue Verhandlung einleiten koͤnne, 
um feine eigenen Einreden geltend zu machen? — Ex. arg. bei 
Bar 0 H. Bw. Gaen. S. 28. 1. 406. D. 27. 1. 19. L. 


38 b. Wenn in einem Rechtsſtreite der Gemwährleifter den 
Gewaͤhrleiſteten thatfächlih und rechtlich vertritt, wenn die wei« 
teren Rechtsvorfchritte gemeinfchaftlich gefhehen, und Fein Antrag 
auf. Sonderung geftellt: wird, fo find bier feine zwei ſelbſtſtaͤndi⸗ 
gen Verhandlungen, fondern ein einziger, in fih zufammenhän- 
gender Rechtsftreit, welher durch ein und baffelbe Erkenntniß ent⸗ 
fhieden werden muß.— Hieraus folgt zu erft: daß, wenn das Rechts: 
verfahren des Gewährleifteten unförmlich und nichtig hinfichtlich des 
Gewaͤhrleiſters ift, daſſelbe auch Hinfichelich des Hauptklägers aufgeho: 
ben werden müffe, biernähft: daß wenn zwei Verurtheilungen, 
die eine zu Gunften des Hauptklaͤgers gegen den Gewährleifteten, und 
die andere zu Gunften diefes legteren gegen ben Gemährleifter, ers 
gangen find, der Weg der Appellation dem Gemwährleijter gegen 
die beiden Urtheile offen. fteht, -felbft der Beruhigung des Ger 
waͤhrleiſteten ungeachtet. C. H. Bw. Beauvais. 8. 29. 1; 
142. D. 27. 1. 171. L. 84. 21. ' 

39. Ein Erkenntnif, weldes in Sachen der Gläubiger 
ergangen, die als folhe dieRechte einer Verlaffenfhaft ausüben, 
hat Eeine Rechtskraft gegen die Erben. €. H. Bw. S. 6. 1. 
329. D. 4. 1. 416. L. 15. 241. | 
396. Eıtenntniffe,: welhe eine Anwünfhung zulaffen, 
haben nicht den Charakter der Rechtskraft gegen die Erben des 
Anwuͤnſchers, diefe Eönnen die Erkenntniffe nad) dem Tode des 
Anwünfchers angreifen, und darthun, daß die für die Anwuͤn—⸗ 
ſchung vorgefchriebenen gefeglihen Bedingungen nicht erfüllt wor⸗ 
den find. GC. 9. Vw. S. 31.1. 321, 

40. Der verfügende‘ Theil eines Erkenntniffes, wenn er 
DVeranlaffung zur Auslegung gibt, muß in dem Sinne, in wel: 
chem der Streit erhoben worden ift, verftanden werden. Zu 
allgemeine Ausdrüde können und müffen befchräntt werden. — 
Ein Urtheil, wodurch ein Vergleich als ungültig aufgehoben: 
wird, hindert demnach nicht die Berufung auf diefen Vergleich 
zwifchen den nämlichen Parteien, wenn bei dem Rechtsſtreite der 
Vergleich nur hinfichtlih einer feiner Beftimmungen angefoch⸗ 
ten wurde. — Da die andere Hauptverfügung des Wergleiches 
unangefochten geblieben, fo muß nothwendig verftanden werben, 
daß fie. nicht aufgehoben worden fey, zumal wenn die Vergleiche: 
punfte nicht untheilbar find. . Caff. Paris. S. 17. 1. 395. | 

43. 44. Ein peinliches Urtheil, welches erklärt, es fen 
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nicht entfchieden, daß eine gewiffe Unterfchrift falſch fen, bindet 1351. 
das bürgerliche Gericht nicht, diefe Unterfhrift ohne vorherige 
Richtigſtellung für ächt zu halten, wie auch umgekehrt. C. 9. 

Vw. Seine und Marne. S. 1. 1, 463. D. 1. 370, L. 1. 2%. 
Zouloufe. S. 16. 2. 14. D. 14. 225. L 45.70. — €. H. 

Bw. Bordeaur. R. G. 1837. 2. 590. 

46. Dieunbedingtfreifprechende Erffärung von Seiten des ordent: 
chen peinlichen Gerichtes fteut zu Gunften des Angeklagten ber, 
dag ihm weder ein Verbrechen, noch Vergehen, nody eine Webers 
tretung zu Laft liege. — Allein es ift damit nicht gefagt, daß 
er die That nicht begangen habe, und von bürgerrechtlicher Zus 
rechnung und Verantwortlichkeit frei fey. Air 8. 23. 2. 158. 
D. 21. 2. 144.—C. 9. Vw. Caen. S. 19.1. 269. D. 17.1. 1%. 
L. 55. 330. (Nr. 25. d. ©.) €. 9. Vw. Paris. S. 6. 1. 444. 
D. 4. 1. 594. (Ne. %. d. 2.) — €. 9. Bw. Dijon. S. 29, 
1. 226. D. 27. 1. 254. L. 84. 606. (Nr. 51. d. ©.) 

47. Die durch ein Verbrechen oder Vergehen angeblich 
befchädigte Partei ift nicht befugt , eine Entfhädigung im buͤr⸗ 
gerlihen Mechtswege zu verlangen, indem fie den Beweis der 
Thatfache gegen den vom peinlichen oder. Zuchtpolizeigerichte für 
nicht ſchuldig erklärten Angefhuldigten erft liefern wi. Bruͤſſel. 
s. 21. 2. 174. 

49. . Daraus, daß verurtheilende ober losſprechende peinliche 

—n feine bürgerliche Rechtskraft über das Dafeyn oder 

ichtdaſeyn der Thatumftände des Rechtsſtreites erlangen, welche 
Grund. zu einer bürgerrechtlichen Verbindlichkeit hätten geben koͤn⸗ 
nen, folgt nicht, daß das bürgerliche Gericht, nad) Würdigung jener 
Urtheile, in Verbindung mit den Umftänden und den Akten bes 
Prozeſſes, nicht erklären könne, daß die verbindlichen Thatfachen 
erwiefen oder nicht erwiefen feyen. C. H. Vw. Ploermel. S. 
30. 1. 71. D. 277. 1. 233. — Xouloufe. S. 29. 2.293. D. 
27. 2. 186. (Nr. 74. d. ©.) | 

50. Befonders wenn es von Betrug fi) handelt, ein Ge: 
genftand, woruͤber das Gefeg jedes Beweismittel und felbft Ver: 
muthungen zuläßt. — Wenn daher die Thatumftände einer Ger 
fährde und eines Betruges, nachdem fie der Gegenftand einer 
zuchtpofigeilichen rörterung geweſen find, und hierauf erklärt 
worden ift, daß fie kein Vergehen begründeten, ‚wiederholt vor 
einem bürgerlichen Gerichte, als Grund einer Klage auf Scha⸗ 
denserfag, vorgetragen werden, fo kann das bürgerliche Gericht, 
lediglich geftügt. auf die zuchtpolizeiliche Unterfuchung, den ange: 
botenen Beweis jener Thatfachen verwerfen, und die Klage darum 
für unbegründet erklären, weil diefelben fhon zur Zeit der Unterſu⸗ 
hung als unwahr fich herausgeftellt haben — Hier ift feine 
unrichtige Anwendung der Rechtskraft. E. H. Vw. Orleans, 
Ss. 30 1. 72. — f. Art. 1382. Nr. 38. ff. 
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52. Das (in Rechtskraft übergegangene) Urtheil eines pein⸗ 
lichen Gerichtes, weldes einen Angeflagten aus. dem Grunde 
Iosfpricht, weil derfeibe zur Zeit des begangenen Verbrechens im 
Zuftande des Wahnfinnes und der Raferei ſich befand, und ihn 
zur Verfügung der Staatsbehörde ftellt, um auf feine Entmünz 
digung anzutragen, bindet das. bürgerlihe Gericht auf keine 
MWeife, um nun die Entmündigung auszufprehen. — Das bür: 
gerlihe Gericht kann entfcheiden, daß die Entmündigung nicht 
ftatt habe, weil der Beklagte fich nicht in einem bleibenden Zus 
ftande von Raferei befinde. Gorfica. S. 27. 2. 192. D. 25. 
2. 79. 
. 53. Wenn, auf Anklage der Faͤlſchung, bezuͤglich auf den 
Inhalt eines öffentlichen Teſtamentes, der angeflagte Notär, für 
nicht ſchuldig erklärt worden, fo ift Rechtskraft vorhanden, was 
die Strafbarkeit der Perfon, aber nicht, was die Wahrheit des 
Inhalts der Urkunde betrifft. — Das bürgerlihe Gericht, wels 
ches uͤber die Klage auf Nichtigkeit des Xeftamentes zu erkennen 
bat, kann mithin, felbft nad) Freifprehung des Motärs, den 
Grad des Vertrauens würdigen, welchen der Inhalt verdient. €. 
H. Vw. Caen. 8. W. 1. 310. D. 23. 1. 358. L. 74 186. 
54 Rechtskraft geht nur aus einem endgültigen, nicht aus 
einem fürforglichen Erkenntniffe hervor. — Wenn ein Erfennt: 
niß, in Anbetracht der Gefahr einer .Entwährung , morin der 
Käufer ſich befand, den Gläubiger, welhem die Binfen des Kauf: 
fhillings angewiefen wurden, zur vorläufigen Sicherheitsleiftung 
angehalten hat, fo kann ein fpäteres Erfenntniß (nachdem jene 
Beforgniß weggefallen) die unbedingte Erfüllung der Anmweifung 
ohne Sicherheitsleiftung verordnnen, ohne die Rechtskraft des erften 
re zu verlegen. ©. H. Vw. Agen. S. 16. 1. 433. 


55. Der Notheid, welchen ein Richter, in Ermangelung 
jedes andern Beweifes, von Amtswegen auferlegt hat, wird uns 
nüg und zwecklos, wenn der Richter direft und auf unzweifel⸗ 
baftem Wege Gewißheit erlangt, daß die Zhatfache, welche bes 
hauptet worden, wahrheitswidrig fey. — In folhem Falle ift 
die Zuruͤcknahme des Erkenntniffes, worin der Eid auferlegt 
wurde, fein Eingriff in die Rechtskraft. C. H. Vw. Civray. 
S. 24. 1. 141. D. 22. 1. 3. L. 68. 340. — f. Art. 1366. 

56. Wenn ein Erkenntniß eine Partei zur Herausgabe. 
von Aktenſtuͤcken verurtheilt, und eine gewiffe, für jeden Zag der 
Säumnif, unter dem Namen von Schadenserfag, zu bezahlende 
Summe bejtimmt hat, fo kann diefe Beftimmung nur ale für 
forglicy oder androhend betrachtet werden. » . Das. Gericht kann 
in der Folge, und mit Rüdfiht auf. die Umftände, den Betrag 
des Schadenserfages ändern, ohne der: Rechtskraft entgegen zu 
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Bene ae H. Vw. Paris. S. 25. 1. 165. D. 23. 1. 41. 1351. 

61. Wer eine Klage auf Nichtigkeit eines Vertrages ans 
ſtellt, muß alle feine Nichtigfeitsgründe vortragen. — Wenn er 
mit feiner Klage unterliegt, die nur auf eine einzige Unformlich- 
Beit geſtuͤtzt war, ſo kann er dieſelbe Klage nicht mehr auf den 
Grund einer andern Unfoͤrmlichkeit wiederholen. — In dieſem 
Falle findet die Einrede der Rechtskraft ftatt. — Die neue Klage 
auf einen neuen Rechtsgrund ftügen , heißt nicht, fie auf einen 
neuen ——— ftügen. Colmar. 8. 17.2. 409. nr 14. 2. 
102. L. 48. — — C. H Bw. Colmar. S. 19. 1. 160. D. 
17. 1. 34. L u er 

61b. Der zur Zahlung rechtöfräftig verurtheilte Ausfteller 

eines Wechſels ift fpäter nicht befugt, zu behaupten, daß v4 
verſteckter Wucher in dem Wechſel enthalten fey. Toulouſe. S. 
30. 2. 132. 

67. Im Allgemeinen wirken Entfcheidungen im Beſitzver⸗ 
fahren (Petitorium) weder Rechtstitel noch Rechtskraft fuͤr das 
| —— (Possessorium). Bourges. S. 26. 2. 138. 

D. 2 


68. Mithin ann der Richter im Rechtsverfahren 
Thatfahen als ungegründet verwerfen, obwohl diefelben 
vom Richter des een für gegründet erklärt worden 
find. C. H. Vw Lyon. 8. 316.Nismes. 8. 13 2. 251. 

69. Das —— — einer Perſon, in der Eigen: 
fhaft eines BVorfihtserben, die Verwaltung einer Erbfchaft ver: 
fagt, fann derfelben nicht entgegen gehalten mwerden, wenn fie die 
Verwaltung in der Eigenfchaft eines unbedingten Erben an 
fpeiht. — Die veränderte Eigenfhaft macht die Einrede der 
Rechtskraft — C. H. Vw. Paris 8. 22. 1. 420. 
D. W. 1. 394. L. 65. 23. 

— Die, gegen eine Perfon in einer gewiffen Figenfchaft 
(4. B. als Worfichtserbe) ergangenen, Entfheidungen hindern 
diefe, weder auf jene Eigenfhaft zu verzichten, noch alle aus 
einer neuen Eiaenfhaft, 3. B. der eines unbedingten Erben, 
—— Befugniſſe auszuüben. Paris. S. 23. 2. 165. 

. 21. 2. 113. L. 65. 395. 

71. Eine vechtsträftige Entfcheidung gegen den anfceinlis 
chen Eigenthümer wird als gegen den, mährend des Rechtsſtrei⸗ 
tes unbefännt gebliebenen wirklihen Eigenthümer ergangen be= 
teachtet, wenn bie Gegenpartei, nad der Seftalt der Sachen, ben 
anſcheinlichen Eigenthuͤmer als ihren gefeglichen und rar 
gen Gegner Rechtens hat betrachten müffen. Pau. S. 24. 2 
40. D. 22. 2. 74. L. 69. 76. 

72. Im vorftehenden Falle würde der wirkliche Eigenthü- 
mer nicht als ein Dritter betrachtet werben koͤnnen; er ift durch 
den anfceinlichen Eigenthümer gültig vertreten worden. — Folg⸗ 
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1351. lich kann er die gegen den anfceinlichen Eigenthuͤmer ergange: 
nen und in Rechtskraft erwachfenen Erfenntniffe (wenn fein 
Betrug vorgefallen) nicht anfechten. Paris. S. 29. 2. 85. D. 
27..2. 137. 

| 73 Ein Erfenntniß, welches genen bie Klage eines Erb⸗ 
fhaftsgläubigers, auf Zahlung einer Summe, die Einwendung 
eines Erbberechtigten, der Fein Erbe zu feyn behauptet, ver: 
worfen, und denfelben in diefer Eigenfchaft verurtheilt bat, ift, 
bezüglich auf die Eigenfhaft als Erbe, hinfichtlich- der übrigen 
Gläubiger nicht in Rechtskraft übergegangen. Montpellier. S. 29. 
2. 118. D. 27. 2. 170. L. 84. 136. 

74. Wenn aus Anlaß einer, von einem Erbſchaftsglaͤubi⸗ 
ger gegen ihn angeſtellten Klage, ein Erbberechtigter eine daher 
entnommene Einwendung, daß er nicht Erbe ſey, vortraͤgt, ſo 
geht das Erkenntniß, welches dieſe Einwendung verwirft, und 
den Erbberechtigten in der Eigenſchaft als unbedingter Erbe ver: 
urtheilt, nur zwifchen diefem und dem Gläubiger, zu deffen 
Gunften es beiläufig gegeben wurde, in Rechtskraft über. — 
Die übrigen Erbberechtigten koͤnnen fih nicht auf diefes Er: 
fenntniß berufen, um dem verurtheilten Erbberechtigten die Ei— 
genfeafe —— Erben aufzudringen. Toulouſe. S. 29. 2. 293. 

76. Wer zu feinem Vortheil auf ein Erkenntniß ſich be: 
ruft, in welchem er nicht namentlich al8 Partei angeführt ift, 
wird als darin vorfommend betrachtet. — In bdiefem Falle ift 
die Einrede der rechtskraͤftigen Entfcheidung auf ihn eben fo ans 
wendbar, als auf jene Geil zwifchen _ das Urtheil er: 
gangen ift. Caff. Douai. S. 12. 1. 360. D. 10. 1. 488. L. 
34. 389. — Brüffel. S. 14. 2. 365. L. 30.388. 

f. Art. 2052. 2056. 

(78) Wenn bei einem Berfahren auf Miederabtretung 
gegen den Befiger eines Grundftüdes, ein Dritter als Zwifchen: 
klaͤger auftritt, und im Genuffe des Nugungsrechtes gefhügt zu 
werden verlangt, namentlid auf den Fall, wo die Klage als ge: 
gründet angenommen werden follte, und nun das Gericht den 
wirklihen Befiger des flreitigen Grundftüdes als Ei enthümer 
anerkennt, und es in Folge deffen für unnöthig * uͤber 
die vom Zwiſchenklaͤger geſtellten Anträge zu erkennen, weil ber 
Befiger fein Recht nicht beftreitet, fo folgt hieraus nicht ‚baß 
eine rechtskraͤftige Entfheidung vorhanden fey, noch ein Anerz 
fenntniß, oder ein gerichtliches Geftändnif, was das Nugunge: 
recht betrifft. — Nichts hindert daher, daß dieſes Recht in der 
Folge, dem Dritten vermweigert werden könne, wenn er zu 
ee feinen Redyistitel vorbringt. CE. H. Vw. Pau. R. 

G. 1833. 1. 304. — f. Art. 1356. 

(79) Rechtskraͤftige Entſcheidung ift nur vorhanden hin⸗ 
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ſichtlich deffen, was ben direkten Gegenſtand des Streites 1351. 
ausgemacht hat. — Wenn alfo in einem unanfechtbar gemorbe: 

nen Urtheil vorkommen follte, daß eine der ftreitenden Parteien 

ein. Unterpfandrehht an den Gütern der andern habe, fo folgt 
hieraus nicht, daß wirklich über das Daſeyn dieſes Unterpfand: 
rechtes eine rechtöfräftige Entfcheidung vorhanden fey, wenn der 
Streit einen ganz andern Gegenftand hatte, als die Anerkennung 

des Unterpfandrechtes,, oder felbft die Ausübung der Rechte, 
welche daffelbe ‘verleihen könnte. GC. H. Bw. Bordeaur. R. G. 
1833. 1. 440 


(80) Eine Partei, die dur ein in Rechtskraft übergegan: 
genes Urtheil fih zu Zahlung einer Schuld hat verurtheilen 
faffen, ohne auf eine fie befreiende Rechtswandlung ſich zu be- 
eufen, kann in der Folge bdiefe Einrede nicht mehr geltend ma= 
chen, um fih den Wirkungen ber Verurtheilung zu entziehen. 
Pau. R. G. 1833. 2. 551. — f. Art. 1271. 

(81) Nach Verwerfung einer Nichtigkeitsklage aus be— 
ſtimmter Urſache kann man dieſe Klage, auf einen andern Grund 
geſtuͤtzt, wieder anſtellen. Paris. J. 19. S. 1834. 2.442, f. Nr. 61. 63. 

(82) Das Urtheil, worin die verlangte Güterabfonderung' 
. aus dem Grunde verworfen wurde, daß die Güter der Frau 

Beine ehefteuerlichen feyen, Tann von den Käufern ber Güter 
nicht geltend gemacht werden, als ob für fie eine rechtöfräftige 
Entfcheidung darüber vorläge, was die Eigenfhaft der Güter, 
als nicht ehefteuerlich, betrifft. Agen. J. 19. S. 1834. 2. 535. 

(83) Zwei Klagen auf Ungültigkeit des naͤmlichen Rechts⸗ 
gefchäftes, welche zwifchen den nämlichen Parteien nach einander 
angeftellt werden, find als auf einerlei Klaggrunde beruhend zu 
betrachten, im Sinne des Art. 1351. was die rechtsfräftige 
Entfheidung betrifft, wenn gleich die erfte Klage den unbeding- 
ten Mangel der Gewalt von Seiten deffen, der die Urkunde 
für den Kläger unterzeichnet hat, zur Grundlage nahm, und bie 
zweite Klage darauf beruhte, daß der Unterzeichner die ihm ers 
theilte Gewalt überfchritten habe. C. H. Bw. Air. J. 19. 
S. 1835. 179. — f. Nr. 61. 81. 

(84) Wenn eine Partei, der man Adminiftrativverfügun: 
gen entgegen hält, welche incompetenter Weife über den Rechts» 
ſtreit erfannt hätten, einen Auffchub verlangt, um vor der hö- 
hern Abminiftrativbehörde die Abänderung diefer Beſchluͤſſe zu 
erwirken, fo koͤnnen die Gerichte diefes Begehren nicht unberud: 
ſichtet Iaffen, und bloß wegen der Eriftenz der adminiftrativen Ver: 
fügungen die Entfcheidung der Sache verweigern: fie müffen 
den begehrten Auffhub geftatten. Caſſ. Befangon. J. 19. S. 
1835. 1. 378. 

(85) Es ift nicht der nämliche Klaggeund vorhanden, und 
fomit die Eintede der abgeurtheilten Sache begründet, wenn die 
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erfte Klage die Auflöüfung eines Verkaufes ober einer Geffion, 
wegen verzögerter Lieferung der verkauften Sache, zum Ges 
genftand hatte, die zweite aber die Auflöfung wegen niht ge 
fhebener Lieferung, wenn in der Zwiſchenzeit der-beiden Klas 
gen ein Umftand fich ereiunet hat, der die Lieferung unmögli 

machte. C. H. Bw. Paris. J. 19. 8. 1835. 1.816. -- 

(86) Wenn eine Gemeinde, ohne ausdrüdlihe Behauptung 
der Nutzungsrechte an einem Gehölze, das Eigenthum des letztern 
anfpriht , unter dem Borgeben , daß die Nusungsrecte 
twelhe fie an dem Gehölze habe, gleichgeltend mit bem 
Eigenthume feyen, wenn dann diefer Anfpruh dur Urtheil 
endgültig verworfen, und die Zueinnungsflage der Gemeinde für 
unbegründet erflärt wird, mit dem Worbehalte für die Ein- 
mohner, ihre Nugungsrechte, den Gefegen und ihren Rechts— 
titen gemäß auszuüben, fo hat eine. folhe Entſcheidung 
die Wirkung der Rechtskraft; fo viel die Anerkenung der Nu: 
sungsrechte der Einwohner betrifft: — zumal wenn der Eigen: 
thümer des Gehoͤlzes felbft, indem er der Zueignungsklage fich 
miderfegte, den Antrag aeftellt hatte, auszufprechen. daß denfels 
ben feine andern als Nugungsrechte zuftänden. — In diefem 
Falle ift zugleich eine rechtskraͤftige Entfheidung, und ein gericht: 
liches Geftändnig zu Gunften der Gemeinde vorhanden. Caſſ. 
Befangon. J 19. S. 1835. 1. 833. — f. Art. 1356. 

(87) Obgleich es nur Sache der Verwaltungsbehörde oder 
der Adminiftrativjuftiz ijt, die Grenzen der WVicinaljtraßen aufs 
zufuhen und zu beftimmen: fo gehört e8 dennoch zur ausſchließ⸗ 
lihen Amtsbefugniß der Gerichte, über das Eigenthum, oder die 
aus dem Eigenthume fit ableitenden Fragen, bezüglich der in 
die Klaffe der Vicinalſtraßen gezählten Wege zu erkennen. — 
Die Gerichte Eönnen daher, wo e8 vom Eigenthum einer An- 
ſchwemmung ſich handelt, welche an emen in die Klaffe der Vis 
cinalftraßen gezählten Weg angrenzt, ausfprechen, daß diefer Meg 
früher ein Leinpfad geweſen ſey, und mithin dem anftoßenden 
Uferbefiger das Eigenthum der Anfhwemmung zuerfennen, welde 
eher beftanden hatte, als der Weg für eine Vicinalftraße erklärt 
wurde Geſetz. (J. 13.) — C. H. Vw. Montpellier. R. G. 
1836. 1. 125. 

(88) Wer in einer frafpolizeilihen Anklage unterlegen, 
ift dennoch befugt, in der Folge eine bürnerrechtliche Klage we— 
gen Gefährde auf die nämlihen Thatſachen anzuftellen, welche 
der ftrafpolizeilihen Anklage zu Grunde gelegt waren. Rouen. 
R. G 1836. 1. 19 

(89) Ein Urtheil, welches zwifchen dem Geffionar und bem 
cedirten Schuldner entfcheidet, daß bie Geffion gewiffe Rechte ber 
greife, hat nice die Wirkung einer rechtskräftig entfchiedenen 
Sache gegen den Gedenten, welcher nicht Partei bei der Ber: 
handlung gewefen ift, und der, der Ausdehnung der Geffion auf 


Bon dem Beweis der Verbindlichkeiten und Zahlungen. 391 


fireitige Rechte, at entgegen feßt. €. 9. Bw. Bor: 1351. 


deaur. R. G. 1836. ; 

(90) Dem Verkäufer von Kahrnifigegenftänden, welcher in 
der Sant des Käufers mit der Rüdforderungsklage fachfällig ge: 
worden, kann die Einrede der Rechtskraft entgegen gefegt werben, 
wenn er die Klage auf Vertragsauflöfung anjtellen follte; diefe 
beiden Klagen müffen, als auf die nämliche Urfache, die nicht. 
geleiftete Zahlung des Kaufpreifes, begründet angefehen werben. 
— f. Art. 1654. — Fällt, dem allgemeinen Grundſatze nad, 
die Klage auf Auflöfung des Verkaufes, wegen nicht erfolgter 
Zahlung des Kaufpreifes von Fahrniß, mit der Rüdforderungs- 
Elage des Art. 576. ©. comm. (X. S 240). in eines zufam- 
men? €. H. Bw. Orleans. R. G. 1837. 1. 42. 

(91) Wenn der Beklagte, nachdem er in einem Rechte: 
verfahren fachfällig geworden, wo er der Klage eine Urkunde 
entgegen gehalten hatte, in Kraft deren er Eigenthämer des ftrei- 
tigen Gegenftandes zu feyn behauptere, nunmehr feiner Seite 
eine neue Klage gegen bie naͤmliche Partei, bezüglich auf denfel: 
ben Gegenftand, und kraft der nämlichen Urkunde anftellt, fo 
kann er durch die Einrede der im vorausgegangenen Verfahren 
rechtskraͤftig entſchiedenen Sache zurüdgemwiefen werden, obgleich 
das Urtheil, wodurch legtere entfchieden wurde, nicht ausdruͤcklich 
uͤber die Guͤltigkeit der urſpruͤnglich vorgelegten, und den Grund 
der neuen Klage, bildenden Urkunde erkannt haben ſollte. C. H. 
Bw. Paris, R. G. 1837. 1. 225. 

(92) Ein Urtheil, welches auf angeftellte Ungültigkeits- 
Elage des Verkaufes eines Haufes, und der darin enthaltenen 
Fahrniß, den Verkauf für gültig erklärt, und den Verkäufer ver: 
urtheilt hat, das Haus nebft der Fahrniß herauszugeben, hat 
keine Rechtskraft hinfichtlich des Umfanges. des Verkaufes, was 
die Fahrniß betrifft; es hindert keinesweges den Verkäufer, in der 
Folge zu behaupten, daß nur Fahrniß einer gewiſſen Gattung, 
und nicht alle jene, die in dem Haufe fi befindet, verkauft 
worden fey. EC. 9. Vw. Zouloufe R. G. 1837. 1. 718. 

(93) Ein Drdnungsbefheid hat feine Rechtskraft gegen 
Gläubiger, deren Rechte jünger find, als der Beſcheid. — Ins: 
befondere Eönnen die Arbeiter, welche Gebäude wieder hergeftellt 
oder ausgebeffert, und alle zu Bewahrung ıhres Vorzugsrechtes 
erforderlichen Foͤrmlichkeiten beobachtet haben, mit ihrer Klage 
auf Gollocation auf den Mehrwerth aus ihren Arbeiten nicht 
mit der Einwendung der Rechtskraft eines früheren Befceides 
abgetviefen werden, der auf ein Drbnungsverfahren ergangen, woran 
fie weder Theil nehmen konnten noch durften. C. H. Vw. Rouen. 
R. G. 1837. 1. 776. — f. Art. 2103. 

(94) Ein Urtheil, welches in allgemeiner Verfügung die 
Klage verwirft, worin ebenfalls im Allgemeinen ein unbedingtes 
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1351. und unbefchränktes Mecht begehrt wurde, hat nicht die Wir: 
tung ber Rechtskraft, hinſichtlich einer in der Folge angeftellten 
befondern Klage, wodurch man ein beftimmtes, von dem erften 
verfchiedenes Recht begehrt, von welchem keine Rede bei dem Ers 
kenntniſſe war, das über die allgemeine Klage entfchieden 
bat. ©. H. Bw. Paris. R, G. 1837. 1. 980. *) 

1552. 2% Die Vermuthung, nad) welcher der Befiger von Fahr: 
niffen als Eigenthümer betrachtet wird, kann durch Zeugenbes 
weis entlräftet werden, felbft außer dem Falle des Veriuſtes 
oder der Entwendung. — E8 ift dies Feine der gefeglichen Wer: 
muthungen, gegen welche fein Zeugenbeweis zuläffig iſt. Mont: 
pellier. S. 30. 2. 188. L. 80. 278. 

f. Art. 2262. 2279. **) 
. 1) Eine gefeglihe Vermuthung fann durch eine praesumtio ho- 
m. a se —— He entfräftet ui Hohnh. VII. 88. 
2) Für die Derlierenden (de damno vitando certantes) ftreitet 
im Zweifel die Vermuthung. N. Jahrb. I.. 210. 
1352 a, » 3) Eidekyufßichung wider gefeglihe Dermuthungen. P. D. $. 


+ 4 Eine gefeglihe Vermuthung, mit der dad Gefe Feine beftimmte 
Solge verbinder, läßt immer einen Gegenbeweis zu. Hohnh. 
V, 152. — ein folder it_daber nicht zuldffig bei Quittungen 
* Kapitalzahlungen hinſichtlich der Zinfenforderung. Ebend. 
52. 


§. II. 
Von richterlichen Vermuthungen. 


1353. 1. Richterliche Vermuthungen find zuläffig, nicht nur, we 
es fi) von einer Summe unter 150 Franken handelt, fondern 
auh, wenn die eingellagte Summe diefen Betrag überfteigt, 
falls der Anfang eines fchriftlichen WBeweifes vorhanden ift. €. 
H. Vw. Soiffons. S. 6. 2. 729. D. 4. 1. 388. L. 15. 177. 

Die Behauptung einer Gefährde oder eines Betruges 
macht den Zeugenbeweis in bürgerlihen Rechtsſachen über 150 
Franken noch nicht zuläffig; es wäre überdies der Anfang eines 
fchriftlihen Beweiſes erforderlich, oder die vorhandene Unmoͤg⸗ 
lichkeit, ſich einen ſchriftlichen Beweis zu verfchaffen. Touloufe. 
8. 28. 2. 235. D. W. 2. 229 82. 296. 


* + [ 





*) Bon ben Urtheilen und deren Rechtökraft. Zadar. IV, 769,— 
Richtige Anwendung der Rechtskraft. Brauer VI, 143, 


**) Mechtliche Vermuthungen. Brauer V. 1146, 
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5. 6... Richterliche VBermuthungen find unter der Herrfchaft 1353. 
des Code zuläffig, um die Erlöfhung einer Schuld, felbft von 
mehr als 150 Franken zu bemweifen, wenn die Thatſachen, aus 
welchen die VBermuthungen begründet werden follen, älter find, als 
die Verkündung des Code. Bruͤſſel. S. 10. 2. 542. L. 


. 79. | 
7. In Gantſachen kann das Gericht auf wichtige, treffende 
und übereinftimmende Wermuthungen beurkundete Forderungen 
mindern, d. h. erklären, daß diefe Forderungen in der That nur 
für eine geringere Summe, als bie Urkunde befagt, vorhanden 
feyen, und den Mehrbetrag verwerfen. C. H. Vw. Nismes. S. 
16. 1. 148. D. 14. 1. 47. L. 44. 541. 

8. Um fih zur Ungültigkeitserkliärung ber von einem 
Schuldner eingegangenen Rechtsgefchäfte, als zum Nachtheile 
der Gläubiger unternommen, zu beſtimmen, können die Richter 
der Hauptfache die Beweggruͤnde ihrer Weberzeugung nur aus 
Vermuthungen fchöpfen. — Hier findet Art. 1353. in Verbin: 
dung mit Art. 1341. keine Anwendung. €. H. Vw. Orleans. 
S. 29. 1. 368. D. 27. 1. 386. *) 

9. Wenn der. Vermächtnißnehmer eines Erbſchaftsgutes 
ſich bereits in Beſitz gefegt hat, und demnähft fein Vermaͤcht⸗ 
niß wegen Unterfchiebung eines Unfähigen wieder aufgehoben 
würde, fo koͤnnen die gefeglihen Erben zum Zeugen» oder rich⸗ 
terlihen Vermuthungsbeweiſe zugelaffen werden, baß außer. den 
befannten zur Verlaſſenſchaft einfchlägigen Gegenftänden, auch 
noc andere dahin gehörige Dinge fich bei ihm befinden, bie er 
durch feine Einmifhung in das Vermögen des Erblaffers, vor 
oder nad dem Anfall der Erbfchaft, ſich verfhafft habe. — In 
ſolchem Falle hat die Unterfchiebung des Vermaͤchtnißnehmers, 
um dadurch das Vermögen des Erblaffers einem. Unfähigen zu: 
zumenden, den Charakter des Betruges, und rechtfertigt fonach 
den Zeugenbeweis, um dadurch alle jene Handlungen des Vers 
maͤchtnißnehmers darzuthun, deren Zweck oder Wirkung die Vers 
türzung der gefeglihen Erben gewefen feyn follte. GC. H. Bw. 
Colmar. S. 30. 1. 186. 

10. Der Zeugenbeweis ift unftatthaft, wenn ber Unter: 
zeichner eines freiwillig fo ausgeftellten Scheines bie barin aus 
gedruckte Vertragsurfache als falfch bezuͤchtigt. — Diefe Verheh—⸗ 
fung der Wahrheit ift Fein Betrug oder Gefährde im Sinne 
— 1353. €. H. Riom. 8. 977.1. 313. D. 25. 1. 


11. Der Betrug ermaͤchtigt das Gericht, im Falle eines 
Rechtsgeſchaͤftes von mehr als 150 Franken, nur gegen jene Ur⸗ 


*) Laukhard I. 138. 
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1353, Funde ‚von Bermuthungen Gebrauch zu machen, derein Detrug zu 
Laft gelegt wird, nicht auf Urkunden, melde mit demfelben in 
feinem Bufammenhange ftehen. — Insbefondere da, mo e8 fi) 
von der Tilgung einer öffentlich beurfundeten Schuld handele, 
iſt der, einer Urkunde, welche jünger wäre, als die behauptete 
Zahlung, vorgeworfene Betrug, 3. B die Ausfolgung einer zwei⸗ 
ten Driginalausfertigung der Schuldurkunde, nicht genügend zur 
Zulaffung von Dermuthungen, welche den Beweis der nicht ge 
fhehenen Zahlung herſtellen follen. Gaff. Colmar S. W. 1. 
245. D. 24. 1. 215. — 6. 9. Vw. Amiens, J. 19, S. 1835, 


12. Der Vermuthungs = und Beugenbeweis zu Herſtellung 
von Betrug und Gefaͤhrde ſind auch zu Herſtellung begangener 
Gewalt zuläffig: obwohl das Gefeg nur von Betrug und Ge- 
faͤhrde fpricht; Gemwaltanwendung, um. eine Einwilligung zu er⸗ 
ringen, bat ftet# den Charakter der Gefaͤhrde. EC. H Bm. 
Zouloufe. S. 28. 1. 232. *) — f. Art. 1341. Nr. 45. 46. — 
Art. 189. C. comm. | 

14. VBermuthungen find zum Beweiſe des freimilligen 
Nachlaffes einer Schuld, feibft ‚von mehr als 150 Franken, zu: 
Iäffig, wenn anders ber Anfang eines fchriftlichen Beweiſes vor- 
handen iſt. — Unter jene Vermuthungen des Schuldnachlaſſes 
iſt das Zuſammentreffen folcher Umſtaͤnde zu zaͤhlen, daß der 
Gläubiger und Schuldner Verwandte gewefen, daß mehrere Ab⸗ 
eechnungen. unter den Beteiligten flatt gefunden , ohne daß 
darin der Schuld. erwähnt worden, und der Gläubiger geftorben 
ifl, ohne fie gefordert zu baben. Gaen. S. 30 2. 214. | 

-15 Wurde unter, Herrſchaft des Code erkannt, daß ob- 
wohl ein Nuspfand unter den Betheiligten nur fehriftlich beftelle 
werden. kann ‚: das Gericht dennody, im Falle von Betrug und 
Gefährde zum Nachtheil eines Dritten, auf den Grund von Ver: 
muthungen entfheiden dürfe, daß ein gerwiffer Kaufvertrag nur 
eine Unterpfandsbeftellung ſey, und dadurch dem Scheingefhäfte 
feinen eigentlihen Charakter beilegen. C. H. Bw. Gaen. S. 
27.1. D. 24. 1. 293 L. 77.11. 

16. In Handelsfahen ift der Zeugen- und folglich Ver: 
muthungsbeweis zuläffig, in Ermangelung einer ausdrüdlichen 

ſtimmung, welche eine fchriftliche Urkunde erfordert, und die 
ben. Zeugenbeweis ausſchließt. — Insbefondere : wer ſich bei ei» 
nem Bank: oder Mechfelgefchäfte ſchriftlich verbindlich gemacht 
hat, kann feine Befreiung durch Zeugen, durd die Vorlegung 
feiner Bücher, und durch Dermuthungen beweifen. ©. H. Vw. 
Riom. S. 25. 1. 432, D. 23 1. 239. — €. 9. Vw. R. G. 


*) Laukhard I, ©. 135. 


Basel — — — 
ie 
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nn . 127.—ebend. 751.—ebenb. 857. G. H. Bw. Nismes. 1353. 
G. 1837. 1 496. - 

18. Wenn ein Vergehen nicht in — beſteht, 
welche außerhalb der Verträge liegen, wenn daſſelbe nur zugleich 
aus der Thatfäche des Vertrages, und aus begleitenden Umftän: 
den fich geftaltet, die als gefegwidrig den Vertrag ungültig 
machen (mie 3. B. ein ftändig begangener Zinswucher), fo hans 
delt es fi; alsdann nicht weiter von einer bürgerrechtlichen Vor: 
frage , fondern das Strafgeriht ift hier competent, und 
der Zeugenbemweis zuläffigüber den Darleihensvertrag ſowohl, als 
das Gedinge der verfprochenen Zinfen, felbft wenn — Ange 
lich beurkundet feyn follte. Gaff. Colmar. 8. 14 1 
12. 1. 57. L. 39. 16. 

19. Da ber Wucher einer der Hauptcharaktere ber Dar⸗ 
leihe auf Pfänder ift, und im übrigen eine Gefährde darſtellt, 
fo kann derjenige, welcher einen von ihm abgefchloffenen Verkauf 
als ein bloßes Darleihen auf Pfand anzufechten gedenft, zum Zeu⸗ 
genbeweife zugelaffen merben!, daß nad jenem Rechtsgeſchaͤfte 

er dem Käufer wucherliche Zinfen des vorgeblihen Kaufpreifes 
begabt habe. Bordeaur. S. 27. 2. 136. — f. Art. 1341. Nr. 
33. ff. 1348. Nr. 1. 

20. Iſt Beugenbeweis zuläffig, um einen Zinswucher bar 
zuthun, wo es von mehr als 150 Franken ſich handelt, und der 
Beweis die Entkräftung einer Schrift bezweden folle, und meber 
Sefährde oder Betrug, noch Gewalt zur Rn des Wuchers 
hinzukommen? — Berneint. Pau. S. 25. 1. 46. 

21. Ein Gericht, welches erklärt, daß Verzicht auf ein 
Recht vorhanden ſey, ohne daß derſelbe aus irgend einer Urkunde, 
fondern nur aus PVermuthungen abgeleitet wird, verlegt das 
Geſetz, und gibt einen Grund zur Gaffation (in dem Falle, wo 
der — in auläffi ig ift). Caſſ. Montpellier. S. 15. 
1. 277, L. 43. 1 

22. Der — ſich auf eine ſchriftliche und Öffentliche 
Urkunde berufen zu bürfen, ift eine Thatſache, welche fchriftlichen 
Beweis erfordert, fobald die Berheiligten ſich in keiner der vom 
Sefege vörgefehenen Ausnahmen befinden. — Bermuthungen, 
fo wichtig und treffend fie feyn mögen, find ungenügend, um in 
ſolchem Falle die Thatſache eines Werzichtes darzuftellen. — Ein 
Urtheil, welches das Gegentheil ausfpricht, gibt Grund zur * 
-. Caff. Nanıy. S. 27. 1. 404. D. 25. 1. 268. L. 


24. Wer einen Scheinverfauf abgefchloffen hat, kann aus 
diefem Grunde den Verkauf anfechten, obwohl darüber eine oͤf⸗ 
fentlihe Urkunde aufgenommen wurde ; e8 genügt, die Thatfache 
bes Scheingefchäftes fhriftlich ober duch Zeugen, bei vorhande: 
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1353. nem Anfange eines fchriftlichen WBeweifes darzuthun. €. D. 

Bw. Caen. S. W. 1. 29%. D. 18. 1. 264. L. 57. 551. 

25. Im entgegen gefegten Sinn entfhieden. Caff. S. 

17. 1. 151. D. 15. 1. 89. L. AT. 481. — ſ. auch 8. J = 

1890. — f. Ne. 12. 2. und Art. 1319. Nr. 5. 6. 134. Nr. 

7. ff. 46. ff. 

(26). Das Gedinge eines Heirathövertrages, das Aner: 
Eenntniß eines Einbringens von Fahrniß durch einen des Ehegatten 
enthaltend , kann auf Klage der Erben bes andern Ehegatten 
für ungültig erflärt werden, und zwar auf einfache gefegliche 
Bermuchungen, als betrüglih und fimulirt, und eine den reis 
theil überfchreitende indirekte Benünftigung enthaltend, ©. H. 
Vw. Paris. R, G. 1833. 1. .— f. Art. 1395. 


(27) Wichtige, treffende und übereinftimmende Vermuthun⸗ 
gen find zuläffig, felbft da, wo das Geſetz den Zeugenbeweis 
nicht verftattet, wenn e8 vom Beweife einer Umgehung des 
Gefeges fi handelt, namentlih wenn bargethan werben folle, 
daß ein Miterbe vom gemeinfhaftlichen Mechtsvorfahrer Sum: 
men Geldes, welche den Sreitheil überfteigen, erhalten habe. 
Borbeaur. J. 19. S. 1835. 2. 263.—C. H. Vw. Lyon. Riom. 
R..G. 1836. 1. 574. 

(28) In Handelsfachen find einfache gefeglihe Vermu⸗ 
thungen zuläffig, felbft wenn e8 darauf ankommt, bdarzuthun, 
dag Dandelspapiere, weldhe in ber Brieftafche eines Zahlungs: 
unvermögenden ſich befanden, demfelben zugeftellt worden, 
um zur Zahlung von MWechfeln zu dienen, welche auf den Ort 
feines Wohnfiges ausgeftellt feyen: ein Umftand, der den Eigen» 
thümer zu deren Rüdforderung ermädtigt. CE. H. Bw. Nie: 
mes. R. G. 1837. 1. 496. us f. Art. 583. C. comm, *) 


+1) Richterliche Vermuthung kann in der Regel * den dem 
Kläger obliegenden Beweis erfegen. Hohnh. V. 94. 

2) Sie it das Correlat des Zeugenbeweiſes. — Die Zulaͤſſigkeit 
ded letztern braucht jedoh nicht im Vorgus ausgemacht wu 
fepn um auf erftere Rüdficht nehmen zu dürfen, fondern beide 
dürfen fich wechfelfeitig unterftügen. Hohnd. V. 136. 

3) Richterlihe Dermuthungen können, mo fein Zeugenbeweid 
läffig it, auch nicht ald Anfang eined fchriftlihen Beweiſes 

gelten, um auf einen Notheid zu erkennen. Hohnh. IV. 


. 


*) Bildung gefeglicher und richterlicher Vermuthungen. Brauer 
VI. 144. 
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| | *) 1354, 
1. 2. Die Art. 1355. und 1356. nad) welhem ein Ges 1355. 
ſtaͤndniß des Schuldners vollftändig gegen demfelben beweiſet, iſt 
nicht auf ein Geftändniß durch Teſtament anwendbar; ein fols 
ches Geftändniß ift für den Beweis der Schuld ungenügend. — 
Es kann nur als Iegtwillige Freigebigkeit gelten, bis zum Be: 
trage gi Freitheils. Air. S. 13. 2. 362. L. 38. 310. — 
Riom. $.32. 2. 340. 
3 Die Anerkennung einer Schuld, welche von einem Xe: 
flirer in feinem Teſtamente gefchehen, hat Wirkung gegen die 
. Erben des Teſtirers, obwohl die Schuld nicht ſchriftlich beur: 
Fundet ift, wenn aus ben — — * ſie gegruͤn⸗ 
bet und rechtmaͤßig war. Poitiers. S. 32. 1. 406. **) 


+1) Ne — Geſtaͤndniß. von einem 7 befonders 
i mädhtigten en einer Srauendperfon abgelegt, 
w —— —8 58. f. 
2) nn gilt ein (rt, De vor einem Staatöfchreiber abgelegt 
wurde. Ebend. 


3) R. 8. ——— a debiti. ——— II. 34. ſ. . S. 1338. 
— vgl. Brauer V. 75. — ſ. Nt. 2. 3. d. T. 


1. Die Anerkennung einer Schuld vor dem — —— 
richte SE ein gerichtliches Geſtaͤndniß. Zurin. S. 14. 2. 
113. D. 8. 2. 21. 

2. Sn Ausfteller eines eigenen Wechſels, welcher vor ber 
Bergleihsinftang die Schuld anerkannt hat, behält nichts deſto 
weniger das Recht, dem Inhaber , welcher in feinem eigenen 
Namen Zahlung begehrt, den Mangel des Klaggrundes wegen 
Unförmlicykeit der Indoffirung entgeuen zu fegen. — Die Ans 
erkennung der Schuld hat den formellen a bes Klaggrun⸗ 
des nicht gehoben. E. H. Bw. Vervins. S. 23. 1. 63. D. W. 
1. 474. L. 65. 509. 

3. Um einen gerichtlihen Vertrag zu fließen, genügt 
nicht die von dem einen Theile vor Gericht gegebene — 
es iſt die Annahme des Gegentheils erforderlich, und ſo lange 
als dieſe nicht ſtatt gefunden hat, behaͤlt der Theil, welcher ſeine 


® 


*) Bon dem Geftänbniffe. Zachar. IV. 767. 


ars eier Geſtaͤndniß. Brauer V. 115% — Schriftliches. 
I 18. Mündliches. Ebend. 146, — 


1356. 
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Einwilligung gab, volle Befugnis, — zu widerrufen. E. 
H. Vw. Dijon. 8. 25. 1. 59. L. 71. 

4. Ein in oͤffentlicher Sibung = — Partei gemachtes 
Geſtaͤndniß kann widerrufen werden, fo lange ale nicht der Ge: 
gentheil deffen Beurkundung verlangt hat. — Es ift übrigens 
kein ausdruͤcklicher Widerruf N, — kann auch ſtill⸗ 
ſchweigend geſchehen. Colmar. 8. 28. 2 D. 27. 2. 101. 

5. Das gerichtliche Geftändniß ift eine ne dem Richteramte 
von einem der Theile abgelegte beftimmte Erklärung, worüber 
bie Gegenpartei Urkunde verlangt, und fie nad ihrem ganzen 
Inhalt annimmt. — Die Unterftügungsgründe oder Rechts— 
ausführunugen einer Partei zu ihren Gunften findnicht ihrer Seits 
eben fo viele Geftändniffe, die man ihr zu Zeftftellung des Stan- 
des der Sache entgegen fegen könnte. Wenn alfo auf bie 
Kiage auf Umftoßung eines Verfaufes wegen Gefährde, Betrug 
oder Irrthums ein Theil behauptet, daß der Verkauf ernftlich 
und aufrichtig abaefchloffen worden fey, fo folgt hieraus nicht, 
daß diefe Partei in der Folge nicht die Gültigkeit des Verkaufes 
ausdem andern Grunde behaupten koͤnne, daß darin eine verftedte 
Schenkung von Seiten des angeblichen Verkäufers enthalten ſey 
— Das Geriht Fönnte fogar von Amtswegen den Verkauf als 
verftedte Schenkung aufrecht erhalten, wenn der Käufer fich 
darauf beſchraͤnkt hätte, deffen Wirkfamkeit als Verkauf zu be: 
haupten ; Dies- ‚wäre. weder eine Ueberfchreitung der richterlichen 
Gewalt, noch eine Verlegung ber Kraft gerichtlicher Geſtaͤndniſſe. 
In ſolchem Falle iſt die Einwendung der Käufers fein gericht: 
liches Geftändniß, dab Seine Schenkung ftatt gefunden habe. 
C. 9. Bw. Marfeille. S. 29. 1. 225. D. 27. 1. %61. 

9. Die bei der Vermittelungs:Inftanz gemachten Geftänd: 
niffe einer Partei find untheilbar, gleich den gerichtlichen Ges 
fländniffen, fie müffen nad) ihrem yanzen Inhalt u 
oder ganz verworfen werden. Paris. S. 7. 2. 799 

Iſt ein außergerichtliches , vor Gericht wiederholtes 
Geſtaͤndniß, als ein gerichtliches, keiner Trennung gegen den, 
der e8 ablegte, empfänglih? — Berneint. C. H. Vw. Orleans. 
Ss. %. 1. 232. D. 18. 1. 223. | 

. 11. Im — geſetzten Sinn are Caſſ. Guade: 
löupe. S. 22, 1. 54. D. 19. 1. 500. L. 61. 540. 
12. Sft das Geftändniß einer Partei, welche erklärt, Gel: 


der ale Zahlung empfangen zu haben, in dem Sinn untheilbar, 


daß dadurch zu gleicher Zeit der Empfang der Gelder und ihre 
Zuftellung unter dem Zitel der Zahlung bewiefen wird? — Ex 
arg. bejaht. C. H. Bw. Paris. S. 27. 1. 122. D. 25. 1. 
125. L. 80. 8, 


13. 14. Die Erklärung des Gläubiger einee Summe 
Geldes, daß er feine Rechte einem Dritten, body unter dem 
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Vorbehalt überfragen habe ,. felbft und in eigenem Namen bie 1356: 
aus jenen Rechten hervorgehende Klage anzuftellen Tann nicht 
angewendet werden, um die Wirklichkeit der Hebertragung zu 
beweiſen, ohne zuqleich als Beweis für jenem Vorbehalt des 
Glaͤubigers zugelaffen zu werden: eine ſolche Erklärung ift un: 
theilbar ; wenn folglich die Uebertragung nur durch jene Erklaͤ⸗ 
tung bemwiefen werden fann, fo kann man dem, der fie ablegte, 
das Recht nicht verweigern, auf Bezahlung der übertragenen 
Schuld zu lagen, unter dem Vorwande, daß er kein Recht auf 
diefelbe mehr habe. Caſſ. Colmar, $. 28. 1. 42. D. W. 1. 
46 L. 81. 103. | 

15. Der Grundfag: qui non potest donare, non potest 
confiteri, fchließt nicht unbedingt die Ungültigkeit jeder von der 
Perfon, melde nicht ſchenken kann, gefchehenen Erklärung in 
ſich; es entfteht daraus nur die Vermurhung eines Irrthums 
in der Erklärung , und diefe Vermuthung muß entgegen gefeg- 
ten Vermuthungen nadftehen, wenn das Gericht die letzteren 
für wichtiger und entfcheidender erkennt. C. H. Bw. Domai. 
S. 10. 1. 45. D. 7. 1. 336. L. 26. 17. 

16. Zum Berweife von Geftändniffen verdienen die Schrif: 
ten, worin fie enthalten find, nur Glauben, menn barin das 
Geftändniß nach feinem ganzen Inhalte, nicht wenn es fummas 
eifh oder auszugsweife darin enthalten ift. — Einem Geftänd: 
niffe Wirkung beilegen, weldhes nur im Auszuge vorgebracht 
oder befannt ift, wäre eine Trennung deffelben gegen die Be: 
ftiimmung des Art. 1356. Caſſ. Paris. S. 13 1. W. D. 10. 
1. 577 — S. 10. 2. 49. L. 24 549. 

17. Wenn ein zu Zahlung einer Summe, die er. als 
Darleihen empfangen haben folle, angewiefener Schuldner aners 
Eennt , daß ihm diefe Summe in der That bezahlt morden, 
"aber zugleich erklärt, daß ihm das Kapital vermittelft einer Leib: 
rente, womit er belaftet, entzogen worden fey, fo kann berfelbe, 
auf feine bloße Erklärung bin, nicht zur Zahlung des Kapitals 
verurtheilt werden , unter dem Vorwande, daß er daffelbe nur 
als Darleihen empfangen habe — Seine Erklärung enthält 
ein * dem Geſetz untheilbares Geſtaͤndniß. Riom 8. 30, 
2.1 

18. Wenn in Ermangelung jedes Beweifes einer Thatfache 
fidy jemand für den Inhaber von Gegenftänden, zu einer Erb: 
ſchaft aehörig erklärt, jedoch hinzufügt, daß der Erblaſſer ihm 
diefe Gegenftände nur zur Verwendung für milde Zwecke anver⸗ 
traut habe, fo ift diefe Erklärung untheilbar. — Wenn fonad) 
der Inhaber den Erben die Rüdgabe der ihm anvertrauten Ger 
genftände unter ber Bedingung anbietet, daß fie die Abfichten 
des Erblaffers erfüllen follen, fo find die Erben verpflichtet, ſich 
dieſer Bebingung zu unterwerfen; fie Eönnen nicht die unbedingte‘ 
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1356; Zuruͤckgabe der Gegenftände verlangen. Montpellier. S. 29, 2. 
18. D. 27. 2. 60. L. 83. 209. — f. Art. 1924. 1939. 

21. Ein gerichtliches Geftändniß kann zum Nachtheil einer 
Partei. getrennt werden, wenn es ſich mit Zhatfachen, die von 
derfelben ausgegangen find, im Widerfpruche befindet. Bourges. 
S. 26. 2. 159. D. 24. 2. 23. L. 79. 424. 

23. Eben fo, wenn eine der eingeftandenen Thatſachen, 
unabhängig von diefem et bewiefen wird. C. 9. Bw. 
Charleville, S. 26. 1. 430. D. 24. 1. 308. L. 76. 359. 

24. Das Seftändniß ift nicht dergeftalt untheilbar, daß 
das Gericht von zwei zugegebenen Thatſachen nicht die eine für 
richtig annehmen, nnd die andere verwerfen Fönnte, wenn beide 
Zhatfahhen nicht mit einander in Verbindung ftehen, und bie 
verworfene Thatfache, entweder zufolge der Widerſpruͤche der ges 
fländigen Partei, oder aus wichtigen, treffenden und übereins 
flimmenden Vermuthungen, als ungegründet erfcheint. Zumal 
wo es fi vom Einbringen eines Reifenden bei einem Gaftgeber 
handelt. Paris. S. 29. 2. 154. D. 27. 2. 183. L. 84. 457. 
— ©. 9. Bw. Douai. S, 27. 1. 47. D. 25. 1. 50. L. 77. 
339. — C. H. Bw. S. 25. 1. 118. (Nr. 22. d. ©.) 

- (25) Sind die Nichtigkeits: oder Umſtoßungsklagen, welche 
gegen Verträge ftatt finden, gleichermaßen zuläffig gegen gericht: 
lich abgefchloffene Verträge im Allgemeinen, und gegen das Ges 
ftändnig insbefondere? Mit andern Worten: richten ſich die 
Wirkung und verbindliche Kraft der gerichtlichen Verträge, und 
insbefonbere des vor Gericht abgelegten Geftänbniffes, mehr nad) 
den Grundfägen der Verträge, als nad jenen, welche auf Ur⸗ 
theile und vechtsfräftige Entfcheidungen anwendbar find? Abs 
handlung. R. G. 1833. 2. 138. 

(26) Ein Gericht, ‚welches ſich incompetent erklärt hat, 
um über eine Standesklage zu urtheilen, Tann, ohne Rechts: 
verweigerung, das Erkenntniß auf eine Klage ablehnen, welche 
auf mittelbare Folgerungen gegründet ift, deren Zweck fenn foll, 
dem Kläger eine Beurkundung über ein gerichtliches Geftändniß, 
bezüglich auf die Standesfrage, zu verfchaffen. C. H. Vw. Paris. 
J. 19. S. 1834. 1. 847. ' 


(27) Wenn eine Partei in ihren fchriftlihen Eingaben 
die Thatſache eines die Summe von 150 Franken überfteigenden 
Vertrages einräumt, zugleich aber hinzufügt, daß diefer Vers 
trag gewiſſer Umftände halber aufgehoben worden fey: kann 
man, ohne Uebertretung bes Grundfages der Untheilbarkeit des Ge: 
fländniffes, in jener Erklärung den Anfang eines fchriftlihen Ber 
meifes finden, um darzuthun, daß der Vertrag nicht aufgehoben wor⸗ 
den fen? — Bejaht. Grenoble. J. 19. S. 1834. 2. 684. 

(28) Wenn bargethan ift, daß ein Anlehen nicht im In⸗ 
tereffe der Gefelfchaft gemacht worden, fo kann die Erklärung 
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bes Gegentheild von Seiten des anfeihenden Gefellfchafters, und 1356 
eines andern mit ihm einverfiandenen Gefelfhaftsmitgliedes nicht 
die Wirkung haben, die Gefellfchaft dem dritten Darleiher ver- 
bindlich zu machen. Diefe Erklärung hat zu Gunften des letz ⸗ 
teren nur Wirkung den Urhebern des Geſtaͤndniſſes gegenuͤber 
C. H. Vw. Poitiers. J. 19. S. 1835. 1. 854. 

29) Wer vor Gericht bekennt, einen Auftrag zu einem 
Derkauf erhalten zu haben, erkennt eben dadurch an, daß er 
über den Verkauf Rechnung ablegen, und Über den Preis, um 
welchen er denfelben abgefchloffen zu haben behauptet, ſich auge 
weifen müffe. — In Ermangelung bes fegteren kann der Preis 
durch das Gericht ermittelt werden: es ift dies Feine Theilung 
en Geftändniffee, CE. H. Bw. Nancy. R.G. 1836, 

(80) Es ift Grund zum Miderruf eines Geftändniffes 
wegen. thatfähliben Irrthums vorhanden, wenn die Partei, 
welche zugeftanden hat, daß ein mittelft der Zueignungstlage 
angefprochenes Grundſtuͤck nicht in einem von ihr gemachten 
Kaufe einbegriffen fen, in ber Folge barthut, daß fie diefes Grund: 
fü nicht unter dem Namen Eannte , der demfelben in der Zus 
—— gegeben war. C. H. Vw. Colmar. R. G. 1836 

‚ 219. 


(31) Eine Thatfache nicht widerfprechen,, kann nicht als 
ein Zugeftändniß bderfelben betrachtet werden, fo lange die Partei, 
ber man dies entgegen häft, nicht mit ihrer Erklärung in Ver— 
zug gefest ift.*) Kimoges. R. G. 1836.:2. 132. 

(32) Das Geftändniß fann getrennt werden, wenn es auf 
unterfhiedene Thatſachen fich bezieht. — Im Falle 5. B. wo 
ein Schuldner beim Anerkenntniffe feiner Schuld behauptet, daß 
diefelbe durch Wettſchlagung mit einer Forderung, die er an den 
Kläger babe, erlofhen fen; das Daſeyn der Schuld Bann für 
hergeftellt angenommen , und die Wertfchlagung als nicht bes 
gründet verworfen werden. - Douai. R. G. 1836. 2. 450. **) 

* 1) Gerichtliche Geftändniffe der Gemwalthaber. P. D. 5. 146. f. 
2) aus diefer Geftändniffe. P. D. 5. 148 — 154. Motive 


3) Die Untheilbarkeit des Geſtändniſſes ift aufgehoben. P. D. 
$. 401. Motive ©. 35. 

4) Gerichtliched Geftändnig im Öffentlichen Verfahren bei Collegial⸗ 
gerichten. P. O. $. 1118. vgl. Annalen II. 273. ff. 


*) P. O. 8 289 

**) Bon der Vertragsurſache bei Geſtaͤndniſſen. Brauer VI, 147. 
— Wirkung bejahender Einlaffung bei Klagen. Ebend. 148. 
— Ueber das qualificiete Geftändniß im Givilprogeß. Archiv f. 
R. I, 176-376. Ebend, 593, Ebend, 619. III. 463479. 
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1356. +5) Qualificirtes Geſtaͤndniß — Trennbarkeit und Untrennbarkeit. 
deffelben. Hobnd. I. 47. f. 74. 271. f. — f. Nr. 3. 
6) Dad Geftändniß, welches auf, einen Irrthum über eine Thats 
fahe „9 gründet, kann zurüd genommen werden. Hohnh. 
iv. 72, 


7) Ein gerichtlihed Geſtaͤndniß ift einer gefeglichen Vermuthung 
gleich, und befreit vom Beweiſe, Hohnh. V. 246. — Der Ge: 
genbemeid des Jrrthums ift nicht aͤusgeſcloſſen. Ebend. 


8) Die mblegung des Geftändniffed muß vollftändig fepn. Hohnh. 
. 247. 


9) Anwendung eined Geſtaͤndniſſes auf ben Beweis der Eriftenz 
eines Ehevertraged und einer Schenkung. Hohnh. V. 247. 
10) * — ————— — — —* 4 
entliben bürgerlichen Obrigfeit abgelegt fenn. Hohnh. VE. 
186. — f. Art. 1347. Nr. 22. d. 8. — 
11) Jede wirkliche Einrede iſt nie ein Theil ded Geftändniffes, fon; 
dern die Behauptung einer von der zugeftandenen völlig ge 
trennten Thatfache, eine zufällig angehängte Behauptung. 
Sahrb. IV. 79. — f. Nr. 24. d. T. 
12) J sur Wirkſamkeit eines Geſtaͤndniſſes erforderlich daß der 
ntftehungsgrund der Derbindlichfeit fih aud den Akten er: 
— — Derneint. Annalen VI. 67. f. — Entgegen geſetzte 
emerfungen. 68. 


Fünfter Abfchnitt. 


Bon dem Eide. *) 


* 1) Eidedordnung. R. B. 1803. 1.—IV. Erläuterung zu folder. 
Ebend. XIIT. Sammlung I. 1091—1115. 
2) Die Vergelübdungen ber. Eid. D. 9.39. f. — V. R. B. 
1807. XXXVI. Samml. I. 1115. 
3) Eid der ©ectirer. Eid. D. $. 38. 
4) Zebeneive. B.R. B. 1813. VIII. Samml. I. 1116. — vgl. 
id. O. $. 37. 


5) Eidemündigfeit. Eid. D. $. 1. — XI. Eonft. Ed. $. 27. — 
Samml. I. 674. — M.AB. 1831. Nr. 29. Wehrer V. 1335. 

6) Eidesfähigkeit. Eid. D. $. 2. - 

7) Erlaubte und verbotene Nebeneide. Eid. D. $. 13. ff. 

8) Dienfeide. Eides O. $. 19. — V. R. B. 1817. III. aufgehoben 
dur B.R-B. 1820. VIIL nah welcher nur einmalige Beei— 
digung ftatt finden foll. 

9) Meinungseide. Eided D. $. 9. 








*) Bon dem Eide im Allgemeinen. 3adar. IV. 763. — Rettig 
$. 329 — 351. — Eidesfeierlichkeiten. Brauer V. $. 1155. — 
Eidesmündigkeit. ebend, 1157. f. 
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10 ERHEBEN. Eid D. $. 2.—33. — V. R. 3. 1833. 
. R. 3. 1803. XIII. $. 5. und Annalen 1. 348. — 
2. rrr . 1832. Nr. 67. Wehrer VI. 82. 
f. Art. 1715 1924. 2275. C. ec. — 17. C. comm, 1357. 


* 1) Die Kreidregierungen find die zur Diöpenfation von der Eides— 
—— — Behörden. Juſtiz M. D.U. 3. 1837. 
N. 24.) — f. oben Nr. 5. 
+2 Der Saab beruht auf einem Vergieiche. N. Jahrb. I. 27. 
*)1357a. 

* 3) Privatjagdaufieher, wenn fie zu öffentlicher Belihtigung der 
agd angeftellt werden , find — Diener, und als ſolche 

zu verpflichten. UN. 3. 1837 


4) Vergelübdungen von Ungeftellten im Dienfte von Privat ee 
nen oder Privatgefellfchaften find wirkungslos und unerlaubt 
Minift. d. Inn. U.A.B. 1837. Nr. 4. 


8. I. 


Don dem Haupteide. 


1. Der Eid ann zugefchoben werden über Anführungen, 1358, 
welche nicht zum Mefen der öffentlichen Urkunde gehören, und 
über Thatfahen und Umftände, deren Beurfundung nicht zur 
ze des Beamten gehört. Turin. S. 6. 2 900. — Colmar. 

6. 2. 988. — Grenoble. S. 7. 2. 47. 

7 Allein der Mollzug der Urkunde wird durch die Zu: 
fhiebung des Eides nicht aufgehalten. Zurin. S.6. 2. 87. D 
4. 2. 101. 

3. Der Haupteid Fann in einer Klagfahe wegen Zins: 
wuchers nicht unter dem Vorwande verweigert werben, daß Nie: 
mand gendthigt werden Eönne, feine eigene Schande zu geftehen. 
Brüffel. S. 9. 2. 217. 

4 Kann der Eid auch über fchimpfliche und unerlaubte 
ET a zugefhoben werden? — Bejaht. Pau. S. 30, 
. 107. 


5. » Der Indoſſant eines eigenen Wechſels kann ſich bes 
vom Ausfteller zugefhobenen Haupteides. nicht entfchlagen,, dar: 
über, ob der im Wechſel ausgedrüdte Werth mirklich geleiftet 
worden ift. Die Art. 1358. und 1360. umfaffen in ihrer Al: 
gemeinheit aud die Handelsfahen. Brüffel S. 12. 2. 368. 





*) gFe— 508. $. 644. 1). Verſpruchseide find verboten. Brauer 
V. 112. ff. — Eidliches Anerbieten, ob eö der Annahme be: 
* — V. — — MESSEN: Brauer V, 953. 1159. 
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6. Wenn der MWertherftatter (Acceptant) eines Wechſels 
behauptet , daß der Inhaber (obwohl bei vorhandener regelmäfßi- 
ger Sndoffirung) gleihwohl nur dem MWechfelgeber (tireur) den 
Namen leihe, und demfelben Über diefen Zhatumftand den Eid 
zufchiebt, fo kann das Gericht diefen Eid als unſtatthaft zurüd: 
mweifen, wenn es ſich vom guten Glauben des Inhabers und der 
Aufrichtigkeit der Indoſſirung überzeugt hat. E. 9. Bw. Meb 
8. 19. 1. 332. D. 17. 1, 318. L. 55. 179. 

7. Das Gericht kann, den Umfländen nad), den von einer 
Partei dem Gegentheile zugefhobenen Haupteid zurücdweifen. — 

In diefer Hinfiht überläßt das Gefeg Alles dem Ermeffen des 
Richters , und macht ihm nicht zur DObliegenheit, en den ı 
zu erkennen. €. H. Vw. Amiens. 8. 29. 1. 366. D. 27.1 
224. L. 85. %5. — Bordeaur. S. 30 2. 165. 

8. Der Haupteid kann über die Frage zugefchoben werden, 
ob die betreffende Perſon verheirathet ift oder nicht, wenn es ſich 
von Erfüllung einer Verbindlichkeit handelt, welche von der That: 
Ser der en abhängt. Brüffel. S.7. 2. 658. D. 5. 

2. 48. L. 17. 345. 

9. Rn kann ben Daupteid jenen Perfoenen nicht zufchier 
ben, gegen welche man feine Klage bat. Grenoble. S.7.2.47. 

10. Der Haupteid kann dem nicht zugefchoben erden, 
der bei der Sache nicht betheiligt, und beim Verfahren nur aufs 
getreten ift, um feine Frau zu ermädtigen , obfhon die betrefe 
fende Thatſache eine eigene Handlung des Mannes und der Frau 
fepn follte. Angers. S. 25. 2. 159. D. 23.1 143 

11. Der Haupteid über die Richtigkeit der Schuld kann 
dem nicht zugefchoben werden, der den Beweis für ſolche durch 
ein rechtsfräftiges Urtheil gegen den Schuldner führt. Turin. 
8. 7. 2. 1198. — f. Urt. 1360. 

12. Iſt es richtig, daß ein Vergleih fehon um defwillen 
als nicht yefchloffen betrachtet werden muß, weil er nicht fhrifte 
lich abgefaßt wurde, fo daß man demjenigen, der ihn zu voll: 
ziehen verweigert, nicht einmal den Haupteid über deffen Vor— 
handen feyn er befugt wäre ? — Bejaht.E.H. Vw. Mont« 
pellier. S. 29. 1. 331. D. 27. 1. 415. f. Art. 2044. 

13. Wer bei Leitung eines Hauptrides einen der Punkte 
überganaen hat, die er befräftigen follte, kann zu Leiftung eines 
neuen Eides zugelaffen werden, um diefe Uebergehung zu ergaͤn—⸗ 
zen. Zurin. S. 7. 2. 646. 

(14) Der nur hülfsweife zugefhobene Eid Fann je 
nad) Auslegung der Ausbrüde, in welchen er abgefaßt ift,- als 
ein Erfüllungseibd betrachtet werden, welchen, aufjuerlegen 
oder nicht aufzuerlegen, in das Ermeffen des Gerichtes gegeben 
iſt: nicht als ein wirklicher Haupteid, zu deſſen Auftragung 
die Parteien in jeder Lage des Rechtöftreites die Befugniß haben. 
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€. 9. Bw. Nismes. R. G. 1836. 1. 933. — Colmar. J. 19: 1358. 


S. 1835. 2. 416. *) 


f. Art. 1366. 
* 41) Zufäffigkeit des Eides überhaupt. P. O. 8. 563. f. Motive ©. 
43. — Eid.D. i. 5. 


2) Eideszufchiebungs- Fähigkeit. P.O. 8. 567. 

3) Eidedzuläffigkeit in allen ———— Rechtsſachen, und ſelbſt 
uͤber — P. O. $. 368. f. — Eide in Sirafſachen. 
Eid.O. $. 12. — vgl. Hohnh. V. 296. — Annalen IV. 173. 

4) Eidesyuficbung findet nur unter den fireitenden Parteien ftatt. 
P.D. 8. 571. fe — vgl. Hohnh. V. 150. 239. f. 

t5 Kann Rinderjaͤbrigen zus und zuruͤckgeſchoben werden. Hohnh. 


+6) Ebeiliting durch Gewalthaber. Eid. O. 8. 34. f. — P. O. 

$. 611. f. — vgl. Hohnh. V . 150. — vgl. Brauer V. 1156. 

ſ. Art 1362. 

1) Der kann, zum Unterſchiede vom 
Haupteide, Über fremde oder nicht eigene Handlungen ber Pers 
fon , welche ihn leiſten ſoll, auferlegt werden ; die befchränfende 
Beftimmung des Urt. 1359. ift nicht auf den vom Richter von 


Amtswegen auferlegten Eid en, C. H. Vw. Caen. 


R. G. 1833. 1. 113. — f. Urt. 1367.* 
2:97 en * Acer über entfcheidende Thatſachen. P. D. 


2) ae — eigene aa, P. O. 8. 574. — vgl. Hohnh. 


3) ER deren Belimmung und Berichtigung. O. $. 
578-583. — Eid.D. $. 20. — vgl. Hohnh. I r 


1359. 


4) Ener bet Sanıfhuldners. 9.9.5. u w _ vol. 


1. Der Haupteid kaun in einer flreitigen Sache über einen 
befonderen Zhatumftand nicht zugefchoben werden, wenn biefer 
Umftand bereits duch ein rechtskraͤftiges Erfenntniß befeitigt ift. 
Der Ausdrud : in jeder Lage des Streites, verfteht fich von der 
Zeit, wo die Verhandlung noch Far ift. C. 9. Bmw. Dt: 
— 8. 23. 1. 66. D. 20. 1.467. 1.65.90. — [. Art 


2. Wenn eine Theilung gewiſſer Güter duch. eine in 
Rechtskraft Üübergegangene Entfcheidung verordnet worden ift, fo 
ift die eine Partei nicht mehr, feibft unter Zufhiebung bes 





*) Bon dem Eidesantrage flatt des Beweifes. Zachar. IV. 768. 
— Haupteid. Brauer V. 1153. f. 1163. — Eid für Gefährde 
ift abgetchafft. Brauer V. 1161. 1163. 


**) Eideszufhiebung über eigenes Willen. Brauer VI, 139, — 
Eid wegen übertragener Forderungen. Ebend, 150. 


® 


1360. 
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Haupteides an ihren Gegner, zu behaupten befugt, baß biefe 
Güter ganz oder theilmeife ihre fhon vor Anftellung der Theis 
lungsklage eigenthuͤmlich zuaehörten. C. H. Vw. Montpellier. 
8. 29. 1. 331. D. 27. 1. 415. 

(4) Der Haupteid darf nur über Thatſachen auferlegt wer: 
den, welhe entfheidend und von der Art find, daß bie 
Keiftung oder Verweigerung des Eides nothwendig die Entſchei— 
dung der Sache nad) fich zieht. — Das Bericht kann daher die 
Auferlegung des Eides verwerfen, wenn es ſich überzeugt, daß 
die Thatfachen nicht bemeifend find: — zumal wenn der Eid 
Erben zugefhoben wird, uͤber die Frage, ob ihnen perfönlich 
befannt fen, daß ihre Erblaffer die an fie geforderte Schuld 
ae fhuldig gewefen. C. H. Vw. Rouen. J. 19 S.1834. 


* 4) Eideszufhiebung ift in Be Lage des Rechtsſtreites ſtatthaft, 
jedoch nicht mehr nach Ablauf der Beweisfriſt. P.O. d. 575—579. 
Motive ©. 45. f. — ſ. Nr. 1. d. T. 

2) Folge der Eideserlaſſung. P.O. 8. 604. 

+ 3) Eideszuſchiebung iſt auch dann zulaͤſſig, wenn nicht einmal der 

Bnfanı, eined ſchriftlichen Beweiſes vorhanden if. Hohnh. 


* 4) Eideösufhbiebung gegen Urkunden ift unzuläffig. P. O. $. 570. 

dgl. Hohnh. I. 203. ff. 

+ 5) Kann jedoch zugelaffen werden, mo der Eid auf einen That. 
umftand gebt, der in der Urkunde nicht erwähnt ift, leßtere 
daher nicht ald falfh, fondern nur ald unvoliftändig darftellen 
fol. Annalen II. 31. 


* 6) Diefer 8. 3. ift aufgehoben. IL. E. €. $. 24. — vol. Brauer 
1360b. ° 9 IV. ©. 580. Nor. 26, : 


1361 


2. Wenn eine Partei, der ein Eid duch Urtbeil auferlegt 
ift, vor deffen Leiftung ftirbe, fo kann die eidliche Beftätigung 
als gefchehen betrachtet werden: — zumal wenn die Partei zur 
Zeit ihres Ablebens nicht in Verzug gefegt war. Aix. S.29.2. 
286. D. 27. 2. 184. — f. Art. 1922. — Douai. $. 15. 2. 234. 
L. 40. 472. (Re. 1. d. ©.) 

3. Ein Geffionar, welcher den ihm über die Wirklichkeit 
und Auftichtigkeit der Geffion zugefhobenen Eid verweigert, ift 
nicht aus diefem Grunde allein mit der Klage gegen den cedirten 
Schuldner zurüdzumeifen ; der Geffionar , felbft wenn die Gef: 
fion nur ein Scheingefchäft feyn follte, kann immerhin als ber 
Gewalthaber des Gedenten betrachtet werden. Bordeaur. S.302.7.**) 

f. Art. 1368 


*) Zrefurt 509, $. 645. 1). — Roth II. 86. 

**) Zurüdnahme vines zugefchobenen Eides. Brauer VI. 151. — 
Zurüdfchiebung eines angenommenen Daupteides. Ebend. 152. 
Wirkung des angenommenen Eides. Cbend, 153. — Eidess 
weigerung als Verluft der Einreden. Ebend, 154. 
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* 4) Soloen Ar Nichtſchwoͤrens. P. D $- 602. 605—608. Motive. 


12 = — wird bei Sachen = Bihtigkeit vor aufgeroll: 
ter Thora geleiftet. Hohnh. V. 40. f. — Dabin gebört 
in objectivem Betrachte ein jeder — —— welcher die ober⸗ 
hofgerichtliche Competenz in 3. Inſtanz erreicht. Ebend. 240. f. 

ſ. Art. 1359. 

* 1) Eidesannahme, —— oder Gemiffendvertretung- — 
8. 584 — 596. 730. f. 733. Motive ©. 44. f. — vgl. 
Jahrb. I. 27. 


+ DR. F. über Zuruͤckſchiebung eined Eides. Annalen VI. 84. 

I. Der Haupteid maht allemal einen vollftändigen Be: 
weis; ber aus bdemfelben hervorgehende Beweis Tann nidt ge: 
trennt werden. Gaff. Zurin. 8. 13. 1. 104. D. 11. 1. 190, 
L. 35. 563. 

2. Wenn eine Partei ihrem Gegner ben Haupteib über 
die Mahrheit eines in einer Urkunde angeführten Thatumftandes 
zugefchoben hat, und bdiefer Eid ohne Widerfpruch geleiftet wor: 
den, fo ift jene Partei nicht mehr befugt, eine Fälfhungs- 
lage gegen die Urkunde anzuftellen ; dies wäre eine indirekte 
Zulaffung des Beweiſes, daß fette gefhmworen worden fen. Col: 
mar. 8.28. 2. 176 D. 26. 2. 116. — f. Art. 1356. 

{3) Was au das Mefultat eines peinlichen Berfahrens 
wegen Meineid feyn möge, fo Eann die im bürgerlichen Rechte: 
ftreit unterfegene Partei gegen das Urtheil nie mehr auftreten, 

oder irgend eine Entfhädigungsflage gegen den Meineidigen ans 
ftellen ; die bürgerrechtlidy entfchiedene Sache bleibt in jedem Folle 
unanfechtbar, da das peinliche Verfahren nn das Sn 
tereffe der Gefellfchaft zum Gegenftande hat. C. H. Vw. J. 19. 
S. 1835. 1. 119. *) 

*21) —— der DEREN und des Meineided. P.D. 8. 603. — 


2) Der 2. ©. ** findet — den Norheid feine Anwendung. 
BD. 5 nn. ©. 4 

+3) —— alſche Ei möglihft zu vermeiden, liegt bloß 

im Intereſſe ur aated, nicht der Gegenpartei. Hobnb. IV, 

201. — f. Art. 1351. Nr. 55. f. Art. 1358. Nr. 7. . 

) 


1361. 


1362. 


1364. 


++4)1364 a. 


f. Art. 1108. 1208. 1287. 2034. — 





*) —— der Berfaͤlſchung eines Beweiſes. Brauer V. 
114 


er) Eibeszufciebung und Zuruͤckſchiebung. Brauer V. 1164. — 
Ruͤckruf eg Eide. Brauer VI, 155. 
**«*) Frefurt 510. 3. 645. 2). 
*** Gideszufchiebung an Bürgen. Brauer VL 314. 


1365. 


408 Bon bem Beweis ber Verbindlichkeiten und Zahlungen. 
de) Gipeöfäbigkeit, dei des Gantanwaltes. P. D. 8. 876. |. — f. u 


+2) Der Haupteid — niht A dir Klaſſe der unvollfommenen 
Beweismittel, Hohnh. V 


$. II. 
Bon dem Wotheide, 


1366, 1. Das Gericht iſt duch Zulaſſung des Zeugenbeweifes 
nicht in der Art gebunden , daß es nunmehr nicht den Motheid 
auferlegen koͤnnte. EC. H. Vw. S. 7. 1. 455. D.5.1. 455. 

2, Ein Erkenntniß auf den Erfüllungseid Eann von bem 
Gerichte, welches daffelbe erlaffen hat, wieder zurüdgenommen 
werden, wenn eine entfcheidende Urkunde nachmals aufgefunden 
wurde, zumal wenn der Eid nicht geleiftet worden ift. 
Zouloufe. S. 28. 2. 110. D. %6. 2. 83. 

3. Sn folhem Falle kann das Gericht den Vollzug feines 
erften Erfenntniffes bis zur erfolgten Entfcheibung über den 
ur der aufgefundenen Urkunde ausfegen. Limoges. S. 26. 

2. 194. D. 24. 2. 178. * 

f. Art. 1329. 1351. 1369. 1716. 1781. 19%. C. ec. — 

17. C. comm. 


* 41) Eidedvorzug. Eid-D. 
2) Som Notheide. P. * 634. fl. Motive ©. 47. — Eid, D, 


+3) Ger Notheid wird bald als ertällungd, 9— als ———— 

eid auferlegt. Hohnh. VI. . ebend, vgl. 

ebend. VII. 94, — f. Nr. 3 a. 9er. 2 3,0% 

1367. 1. Wer eine Summe von mehr als 150 Franken fordert, 
und zur Unterftügung feiner Forderung nur den Auszug feiner 
Bücher vorlegt, kann nicht zum Erfüllungseibe „zugelaffen Were 
den. Marfeille. S. 10. 1. 246. D. 8. 1. 189. **) 

2. Dem Eid, obgleich er von einer Partei nur hülfsweife 
und für den Fall des Miflingens ihrer andern Beweismittel 
zugefhoben worden, ann der Charakter des Erfüllungseides 
nicht beigelegt werden, fondern vielmehr der Charakter des Haupte 
eided. — Darum ift derfelbe ftarthaft, felbft wenn die Klage 
oder Einrede von jedem Beweiſe entblößt wäre. Pau. S. 30. 
2. 107. — Im — een Sinn entfhieden E.H. Vw. 
Agen. S. 11. 1. 38. D . 8. 1. 555. (Nr. 4. d. ©.) 

3. Es genügt, wenn der Richter den Anfang eines Be: 





*) Bon dem Erfüllungseibe, Zadar. IV, 764. 
**) Laukhard I, &, 142, 
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weifes in ber — FR, ober in Erklärungen ber Parteien 
findet. €. 9. Bw. . 409. *) 
+ 1) Der Re u. * ——— A vom a 
ter auferlegt werden. Hohnh. II. 66. — vgl. Eid.D. $. 7 
2) Der Unmiflenbeitdeid fann den Er auferlegt werden, wenn 
ihre Einrede der unrichtigen oder unerlaubten Dertragburfache 
nicht ganz unbemwiefen iſt. Hohnh. II. 67.— vgl. Eid.D. 8.10 


1367. 


**) 1369. 


⸗ — PD. 5. 642—647. Motive ©. 48. — Eid.D- 


Vierter Titel. | 
Bon Verbindlichfeiten‘, die ohne Vertrag entftehen. — 


1. Ein Gonferibirter ift feinem Einfteher für die Zahlung 
der Einftandsfumme perfönlih verpflichtet, obwohl er bei der 
Vertragsabfaffung nicht mitgewirkt hat, und von feinem Water 
allein und in eigenem Namen die Bedingungen feftgefegt wor⸗ 
den find. — Es genügt, wenn ber Sohn von der Einftellung 
den Vortheil gezogen hat. Paris. S. 15. 2. 87. — f, Art. 
851. 1312. 

2, Der Gonferibirte ijt feinem infteher perfönlich vers 
pflichtet, wenn er biefen der Mufterungsbehörde als ſolchen felbft 
vorgeftellt hat, obwohl die Einftelungsurkunde nicht mit ihm, 
fondern mit einem Dritten aufgenommen wurde, der gegen eine 
gewiffe- Summe ſich anheifhig gemacht hatte, ihm einen Ein« 
fteher zu verfhaffen: — und befonders alsdann, wenn die ver« 
fprochene Einftelungsfumme nichts Uebertriebenes barbietet, Mont⸗ 
pellier. 8. 27. 2. 220. — Ebend. 8. 32%. 2. 203. 

2b. Im entgegen gefegten Sinn entſchieden. Bourges. 
8. 30. 2. 298. — Grenoble. S. 32. 2. 23.— Ebend. Lyon. S. 
32. 2. 113..— Lyon. S. 32. 2. 475. — Bordeaur. J. 19. S. 
1834. 2. 19. — €. 9. Zw. R. G. 1833. 1. 271. — Ebend. 
765. — f. rt. 1998. 

3. Befonders dann, wo der Einfteller die geeigneten Maß« 
nahmen gegen den Dritten, mit dem er den Vertrag —“358 
zur — Zeit verſaͤumt hatte. Toulouſe. 8. 

ſ. Art. 419. 450. 502. 513. 637. 1101. 1371. 1382. 


ber, Ergänzungse und Reinigungseid. Brauer V, 1165. 
”*) Bon dem Würderungs: (Schägungss) Eide. Zadar. IV, 765. 
— Brauer V, 1166. 
***) Von dem Rechtsgrunde der Verbindlichkeiten. Zadar. II. 305. 
— nmittelbar gefestiche Rechtsgeſchaͤfte. Brauer V. 967 f. 


1370. 


‚4337. 


1372. 


410. Bon Halbvertraͤgen. 


Erſtes Kapitel. 
Bon Halbverträgen. *) 


* Zwiſchen einem Zögling und dem Lehrer, der feine Vers 
pflegung und Erziehung übernommen hat, entfteht ein Halbs 
vertrag, deffen Wirkung iſt, den Zögling perfönlich verantwort« 
lih zu machen, obwohl derſelbe dem Lehrer nur durch Befehl 
feiner Eltern übergeben worden if. — In diefem Zoll ift die 
Klage des Lehrers nicht bloß auf die Eltern beſchraͤnkt. Air. 8. 
13. 2. 369. 

f. Art. 203. Nr. 17. 


Erfter Abfehnitt, 
Bon Gefhäftsführungen. **) 
1. Ein Handelsmann , der geftattet, daß Waaren in feis 


nen Magazinen durch einen feiner Handlungsgehülfen für die 
Rechnung eines Dritten gelagert und verkauft werden, macht 


ſich hierdurdy gegen den Eigenthümer , fowohl für die Waaren, 


2 daraus erlöfeten Preis verantwortlihd. Brüffel. 8. 11. 
f Art. 120. 124. 419 1984. 1991. 2007. 

(2) Im Falle der freiwilligen Gefhäftsführung für einen 
andern bindet die Genehmigung des geführten Gefchäftes von 
Seiten des Gefhäftsheren diefen gegen den Gefchäftsführer, wie 
ein ausdrüdlicher Auftrag: — namentlich was die Samtverbind« 
lichkeit zur Nüderftattung der Koften und Auslagen des Gewalt: 
habers betrifft. — Diefe Entfcheidung ift anwendbar auf ben 
Fall, wo die Verwaltung der Staatsdomänen ihre Genehmigung 
zu gerichtlihen Schritten ertheilt, welde ein Dritter im Staats: 
intereffe vorgenommen hat. E.9. Bw. Dijon. J. 19. S. 1834. 
1. 713. — f. Art 1984. 1985. 1998. 

(3) Streitigkeiten über die Zahlung von Dammarbeiten, 
welche Privatperfonen in ihrem eigenen Öntereffe übernommen 
haben, gehören zur Gompetenz der ordentlichen Gerichte; die Vor⸗ 
fhriften der abminiftrativen Gompetenz;, die im Gefege vom 
16 Sept. 1807 gegeben find, haben nur Anwendung auf die 


*) Begriff der Quaficontracte (Halbverträge). Zachar. II. 440.— 
Brauer V. 967. 


“) - a Gefhäftsführung. Zadar. II. 441. — Brauer V. 


Von Halbverträgen, 41 


von ber Regierung im allgemeinen Intereſſe ‚angeorbneten Ars 1372, 
beiten. Der Errichter eines Dammes hat gegen diejenigen, welche 
von diefer Anlegung Nugen ziehen, eine Klage auf Erftattung 
feiner Koften, im Berbältniß des Nutzens, den fie davon haben, 
wenn fie gleich die Nüglichkeit des Dammes nicht auf abminis 
firativem Wege haben ermitteln laſſen. Und in diefem Falle 
kann der Errichter des Dammes feine Koften nit allein an dies 
jenigen fordern , welche ihm einen foͤrmlichen, fondern auch an 
jene, die ihm bloß einen flillfchweigenden Auftrag gegeben, da— 
duch, daß fie die Arbeiten gutgebeißen, und in Gefuchen bei 
der Verwaltungsbehorde die Fortfegung derfelben verlangt .haben. 
EC 9. Bw. Grenoble. R. G. 1836. 1. 58. 

(4) Um bie Klage aus dem Halbvertrage der Geſchaͤfts— 
führung anftellen zu können, ift erforderlich , zumal wenn bie 
Perfon anwefend war, daß man in einer derfelben zugehörigen Sache 
gearbeitet, und daß derjenige, welder behauptet, ein fremdes 
Geſchaͤft geführt zu haben, nicht ausſchließlich in feinem per« 
fonlidyen Sntereffe nearbeitet habe. Grenoble. R. G. 1837. 2. 
330. — f X. 1375. 

+ 1) Dur dad Geſtaͤndniß, Gefchäftöführer geweſen zu fern, wird 
et a” Verbindlichkeit zur Rehnungsftellung begründet. 

2) Eine Klage aus Geſchaͤftsfuͤhrung bat immer derjenige, welcher 
die Schuld eined andern ohne fpeciellen Auftrag bezahlt hat. 

Hohnh. V. 352. 

3) Es kann darauf auch die Einrede der Sablung von demjenigen 

egründet werden, der feines eigenen Gläubiger Schuld bezahlt 
bat, ‘und von diefem auf Zahlung belangt wurde. Ebend. 

4) Damit aus Gefchäftsführung ein Anfpruch gegen den Gefchäftd- 

berrn abzuleiten fey, muß dieſer an der felbft eigenen Beforgung 

ge ſeyn. RN. Jahrb. I. 378. — Entgegen gefegte Anſicht. 

nalen II. 218. 

5) Es wird dazu die Abfiht des Handelnden, das Gefchäft eined 

Dritten zu führen, nicht erfordert. N. Jahrb. IV. 208—211. 


*,1372a, 

f. Art. 2007. 2010. 1373. 
f. Urt. 1991. 1992. 1374. 
©0)1374a. 


1. Wenn eine Frau als Gemwalthaberin ihres Mannes, 1375- 
und bloß in der Abfihe Scheine ausgeftellt hat, um ältere vom 
letztern ausgeſtellte Scheine zu erneuern, unter Hinzufügung ber 
unerläßlihen Nebenpunfte , und um den Mann vor nadıtheilis 
gem Zugriffsverfahren wegen unteriaffener Zahlung zu bewahren, 


*) Zrefurt 319. %. 377. 1). | 
**) Trefurt ebend,. 
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1375. fo wird die Frau hierdurch nothwendig zur Gefchäftsführerin ; 
der Mann, beffen Gefchäfte gut geführt wurden, muß die Ver: 
bindlicykeiten erfüllen, die feine Frau in feinem Namen Über 
nommen hat. Dijon. S. 17. 2. 162. D. 15. 2. 5. L. 47. 87. 
2 Wenn aus Auftrag des Mannes allein Handwerksleute 
oder Bauunternehmer Einrichtungen oder Ausbefferungen an eis 
nem Haufe gemacht haben welches der Frau eigenthüumlich zur 
gehört, fo haben fie nicht allein gegen den Mann eine Klage 
aus dem Auftragsvertrage auf Vergütung des Preifes ihrer Ars 
beiten, fondern aud gegen bie Frau eine unmittelbare Klage 
aus dem Halbvertrage der Gefchäftsführung,, bis zum VBetrage 
des höheren Werthes, welchen die Liegenfhaft dadurch gewonnen 
bat. Caff. Paris. S.20. 1. 380. D.18. 1. 433. L. 58. 359.*) 
f. Art. 1998. 1999, 

1386. 
+1) Die bloße Thatfahe für einen Dritten gemachter Verwendungen 

N a ade begründet noch Feine Selhäftsführung. N. Jahrb. 


2) Muß derjenige, welcher für einen andern eine Schuld bezahlt, 
und deßhalb Erfag fordert, den Beweis führen, doß er aus 
eigenen Mitteln bezahlt habe? — Bejaht. Annalen III, 103. 
Zweifel biergegen. 104. 


1375 a.**) 


Zweiter Abſchnitt. 


Ron Zahlungen zur Ungebühr. 


1376. f Act. 1109. 1131. 1234. 1235. 1906. C. c. —168. C. comm. 
| (1) In dem Falle, wo eine Verpflichtung, welche eine 
Perfon in einer ihr zuftehenden Eigenfhaft übernommen hatte, 
aus Mangel dir vorgefchriebenen Foͤrmlichkeiten für nichtig ers 
klaͤrt wird, iſt diefe Perfon in ihrem eigenen Namen für die 
Herausgabe der Urkunden verantwortlich, welche ihe in Anbetracht 
jener Verpflihtung waren zugeftellt worden; mit allen denfelben 
anhängigen Rechten und Vorzugsrechten , bei Strafe des Scha: 
benserfages. Colmar. J. 19. S. 1834. 2. 135. — f. Art. 
1379.) 


*) Berbefferungsaufwand auf fremdes Gut. Brauer VI. 156, — 
Bahlungsforderungen der Gefchäftsführer. ebend, 157. 
**) Ztefurt. 319. 8. 377. 2). — Gefchäftsführung wider Willen 
bes Derrn. Brauer VI. 158. 
**») Bezahlung einer Nichtfhuld. Zachar. II. 442. — Brauer V. 
972-976. 986, ebend, 8I—86. — Beweislaft der Bahlung kur 
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+ Wird zur Begründung der Condictio indebiti ein Irrtuüuum 
auf Seiten des Zählerd erfordert, und muß indbefondere diefer 
Irrthum eine hatfache betreffen, oder genügted, wenn er aud) 
nur dad Recht betrifft? — Anfichten für das eine und andere. 
Annalen I. 3, — 11. 1. 48, III. 97. IV. 133. — f. Urt. 


1377. Nr. 4. d. T. | 
1. Wenn der Preis einer Liegenſchaft freiwillig den Hand« 1377. 
fchriftsgläubigern des Verkäufers, zum Machtheil der Pfandagläus 
biger, bezahlt wurde, fo findet Feine Rüdforderung gegen bie 
Handfchriftsgläubiger flatt, wie im Falfe der Zahlung einer 
Nichtſchuld: vorbehaltlich des NRüdgriffes der Pfandgläubiger ger 
gen wen Reditens. EC. H. Bmw. Amiens. S. 22. 1. 333. 
20. 1. 219. L. 63. 542. | { 
2. Der Steigerer, der nad gänzlich geleifteter Zahlung 
feines Steigfchillings an die collocirten GIäubiger erft wahrnimmt, 
daß er einen Theil der erfteigerten Liegenfchaften ‚nicht: erhalten 
habe, noch erhalten Fönne, ift befugt, von den befriedigten Glaͤu⸗ 
bigern einen verhältnißmäßigen Antheil feines Steigfhillingß- . 
zurüdzufordern. — Vergeblich wirden diefe Gläubiger die Rüde 
gabe ihrer Schuldurfunden und die Tilgung ihrer Pfandeinträge 
vorfhüsen ; bier ift nicht der Fall zur Anwendung des Art.1377. 
- Abf. 2. vorhanden. Lyon. S. 25. 2. 369. | 
3. Dee Schuldner einer Erbfchaft, der in die Hänbe bes 
Geffionars des vorgeblihen Erben Zahlung Teiftet, nachdem er 
vom Dafenn bes wirklichen Erben Kenntniß erhalten, hat ein 
NRädforderungsrecht gegen den Geffionar , obwohl er: verurtheilt 
worden, an den wirflihen Erben aufs neue zu zahlen. — Da 
der Geffionar in gewiffer Hinfiht , Eraft ber Geffion, ein Recht 
auf die erhaltene Summe hat, und dem Schuldner bei der Zah— 
lung die Urfahe, wodurch das Recht zweifelhaft wurde, befannt / 
war, fo kann der Geffionar zum MNRüderfage nicht angehalten 
— C. H. Bw. Aix. 8. 27. 1.%6, D. 25. 1. 94. L. 
79. 24. a 
4 Ein Rechts-Irrthum gibt, glei einem Jrrthum Über 
Thatſachen, Grund zur Rüdforderung des ungebührlich bezahlten. 
Mer folglih Scheine bezahlt, welche von feinem Gewaithaber 
unter Angabe eine unrichtigen Urfache ausgeftellt wurden, iſt 
befugt, den Betrag diefer Scheine von dem zuruͤckzufordern, zu 
deffen Gunften fie ausgeftellt wurden, wenn er die Unrichtigkeit 
der angeführten Urfache entdedt. Caſſ. Paris. S. 27. 1. 350. 
D. 25. 1. 124. L. 79. 510. *) 5 





Ungebuͤhr. Brauer VI. 138. Urtheilömäßige Zahlung an eis 
nen Nicht: Gläubiger. Brauer VI. 159. — Wiffentliche Zah⸗ 
lung zur Ungebühr. "Brauer VI. 315. — a 

*) gaufhard II, ©. 381. 
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1377. 5. Der Wertherftatter (tire) oder Freund (intervenant), 
welcher einen nachmals für falſch erkannten Wechſel bezahle hat, 
kann deffen Betrag vom Inhaber zuruͤckfordern. — Hier ift der 
Art. 1377. Abf. 1. anwendbar. Paris S. 24.2. 34. — 
Lyon. S. 24. 2. 342. D. 22. 2 176 L. 69. 434. 

f. Urt. 1235. Nr. 3. 

(6) Der Empfänger einer ihm übermwiefenen (delegirten) 
Schuld ift gegen den überwiefenen Schuldner zum NRüderfage 
nicht verpflichtet, falls es fich ergibt, daß diefer nicht wirklicher 
Schuldner des Weberweifenden war; der Ueberwiefene hat nur 
eine Rüdforderungsklage gegen den Ueberweifenden (Deleganten). 
Bordeaur. J. 19. S. 1835 2. 391. *) 

f. Urt. 1235. 

+ Hart der Schuldner an den unrechten Empfänger bezahlt, fo 
fann nur der Schuldner ſelbſt, nicht aber der wahre Gläubiger, 

vom Empfänger dad Bezahlte zurücdfordern. Unnalen VII, 1. 

1377a.**) | 

1378. 1. Die nah Caffation eines Urtheils, in deffen Folge fie 
bezahlt werden mußten, ridzuerftattenden Summen, find nicht 
von dem Tage an, mo fie angenommen worden find, verzinslidy. 
Man kann nicht fagen, daß ter Empfänger derfelben ſich im 
unredlihen Glauben befunden habe. S. 22. 1. 151. D. 20. 
— L. 63. 188. — S. 22. 1. 152. D. 0 1. 37. L. 63. 

3. Die als zur Ungebüht bezahlt ruͤckzuerſtattenden Sum: 
men tragen nicht Zinfen vom Tage des Empfanges, fondern 
vom Tage der Klage auf die Müderftattung, wenn fie in gutem 
Glauben angenommen worden find. Caſſ. Limoges. 8. 27. 1. 
49. D. 25. 1. 289. L. 80. 58. 

f. Art. 549. 1379. 1381. 2262, 

1380. . Art. 1238. 1240. 1935. 

41381. **) 
+ 41) Zum Bemweife der Versio in rem und zur Klagbegründung ift 
nörbig, daß dad Gefhäft urfprünglich zum Vortheile des 

Beklagten eingegangen fev. Hohnh. 1. 285. 

2) Versio in rem ift begründet, wenn die an einen Dritten ges 
leitete Zahlung zum unmittelbaren Nuten ded Beklagten 


*) urkundenvernichtung in redlicher Meinung, daß die Schuld ges 
tilgt fey. Brauer V. 1182, 
"+, Frefurt 320. $. 378. 1). 
vr) Erkaufung einer Sache in der Abficht der Beförderung des 
Nutzens des Bellagten. Brauer V. 569. — Iſt der Dieb bes 


za: für Erhaltungsauslagen Vergütung zu fordern ? 
end, 
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eicht. Hohnh. V. 310-316. — Das franzöfifche ab bebiige 1381. 


er 
Recht ftimmen bierin mit dem römifchen überein. j 
3) Es mird dazu fein pofitiver Gewinn erfordert. ebend. 311. 
314. f. Auch wird nicht unterfpieden zwifcben der Zahlung 
dringender und nicht dringender, betagter und nicht betagter 


Schulden. 314. ff. 350- f. 


* Dritter Abfchnitt, 
VBom Nettungsaufwanb. 


*)1381 a. 


* Dierter Abfchnitt. 
Bon Empfehlungen und Nathfchlägen.**) 
wor) 1381 
aa, 


+ Die Entfhädigungsverbindlichfeit wegen eined gegebenen Rathes 1381 
bängt davon ab, ob der Natbgebende fi eine unrechte That 9° 
zu Schulden fommen ließ. Hohnh. VII. 170. 173. — Beifpiel 
ei Stage wie der gegebene Rath nad 2.3 1381 ac. beſchaſſen 
epn müffe Ebend. 170 ff. | 


Zweites Kapitel. 
Don Vergehen und Verfehen. 


1. Ein Notär, welcher ohne Betrug oder Gefährde das 1382. 
Datum eines Öffentlichen Teſtamentes ausgelaffen hat, ift für 
die aus biefer Auslaffung entftehende Nichtigkeit nicht verants 
wortlih. Riom. S. 11. 2. 344. D. 9. 2. 52. L. 29. 205. 

2. Im entgegen gefegten Sinn entfchieden. Rouen. $. 
29, 2. 252. D. 27. 2. 191. L. 84. 461. 

3. Die Nachlaͤßgkeit eines Notärs, in einem Zeftamente 
die ausdrüdliche Erwähnung, daß er es nicdergefchrieben habe, 


*) Trefurt 320 — 322. — Die römifchen Gefege wegen Waaren⸗ 
auswurf zur Schiffsrettung haben ihre Gegenftüd im franz. 
Handelsrechte, Buch IL. Zit. 14. Brauer V. 982—985. 

**) Trefurt 322, 

**5 Natur der Borgempfehlung. Brauer IV. S. 8. — Erforder⸗ 
—— um aus einer Empfehlung verbindlich zu werden. Brauet 


1382. 


416 Von Vergehen und Berfehen. 


nicht aufzunehmen , kann nicht für einen ſchweren Fehler, wels 
= Berantwortlichkeit - begruͤndet, angefehen werden. Bordeaux. 
. 13.2. 241. 

4. Eben fo, wenn die Nichtigkeit des Teſtamentes daraus 
entfpringt, daß, bei Erwähnung des Niederfchreibens dur den 
Notaͤr, dag Wort verfaßt an bie — des Wortes ges 
wre gefegt worden ift. Colmar, 8. 18. 2. 159. L. 44. 


5. Es ift ein ſchweres, einer Gefährde gleich kommendes 
Verſehen, und grobe Unmwiffenheit, melde eine Verantwortlich: 
keit des Notärs begründet, „wenn berfelbe der gefchehenen Vor— 
leſung des Zeftamentes in Beifeyn der Zeugen nicht in gehöriger 
Meife Erwähnung thut, und defhalb das Zeftament für nichtig 
erlärt wird. Colmar. 8.9. 2. 405. D. 7. 2. 222%. L. 4. 190. 

6. Sm entgegen gefegten Sinn entfdhieden: felbft wenn 
vor Abfaffung des Zeftamentes der Zeftirer ein Formular zur 
Urkunde vorgelegt hätte, von dem der Motär einen Gebraud 
an wollte. Rouen. 8. 9. 2. 403. D. 7. 2. 221. L. 24. 


7. Wenn ein Teftament nur defhalb fir nichtig erflärt 
wurde , weil einer der Verwandten des Motärs als Vermaͤcht⸗ 
nißnehmer eingefegt worden ift, fo ift der Motär für die Folgen 
—— — nicht verantwortlich. Douai. 8. 11. 2. 359. D. 


8. Eben fo im Falle, wo ein Teſtament für nichtig er— 
klaͤrt wird, weil es indirekte Verfügungen zu Gunften des ver. 
faffenden Notärs enthält: indem derfelbe ſich unter der Zahl der 
Schuldner des Teſtirers befand, und diefer feinen Schuldnern 
eine Borgfrift unter Nachlaß der verfallenen und fünftigen Zine 
fen bewilligte. Aus noch ftärferen Gründen muß es ſich eben 
fo verhalten, wenn das Teftament deßhalb für nichtig erklärt 
wurde, meil einer der Urkundszeugen ebenfalls ein Schulbner 
des sd aber ohne Vorwiſſen des Notaͤrs, geweſen wäre. 
Riom. S . 29. 2. 317. 

9, Die unterlaffene Erwähnung einer einzigen Unterfchrift 
in einer Urkunde, welche deren noch mehrere enthält, begründet 
nicht auf Seiten des Notärs einen ſchweren Fehler der Art, 
um ihn für die aus jener Unterlaffung entfpringende Da 
verantwortlich zu machen. Dousi. S. 20. 2. 127. 18. 2. 
53. L. 57. 540. 


10. Die unterlaffene Erwähnung der Unterfchrift der Zeu⸗ 
gen in einer Notariatsurfunde begründet auf Seiten des Notärs 
einen fchweren Fehler, welcher ihn für die hieraus entfpringende 
et verantwortlich macht. Paris. S. 27. 2. 48. D. 2. 
2. 114. L. 78. 267. 


11. E⸗ it zum Grunde der Berantwortlichkeit des Notärs 
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nicht erforderlich, daß Gefährde oder Betrug von feiner. Seite 1382. 
ſtatt gefunden habe. Bourges. 8. 29. 2. 297. 

1%. Der Notär, welcher bei -einem Ehevertrage flatt der 
Zuziehung von Zeugen mit zwei Verwandten , als bloßen Bei: 
ftänden der Betheiligten, ſich begnuͤgt, begeht ein ſchweres, der 
Gefährde gleich zu. achtendes Verſehen. Diefes Berfehen bee 
gruͤndet DVerantwortwortlichkeit des Notaͤrs, im *— je Ders 
u für il erklärt werden follte. Colmar. 8. 14. 2 5. D. 


1. "im entgegen —— ORONREN: Riom. 8. W. 
8. 2. 33. L. 57. 384. 


2.1.D 

re Chen fo, — Vertrag zu einem der Verkuͤn⸗ 
dung des Code nahen Zeitpunkte verfaßt ſeyn ſollte, weil damals 
über die Nothwendigkeit der Zuziehung zweier Zeugen bei Ehes 
derträgen rung der — und juriſtiſchen An⸗ 
ſichten sand. Riom. S. 26, 2. 98. L. 75. 368. — f. Akt. 
1394. Nr. 3. ff. 

15. Der Notir, welcher unterfaffen hat, der Perfonen 
der ihm unbekannten Parteien fih zu vergewiffern,, ift gegen 
Dritte für den Nachtheil verantwortlich, welcher daraus ent« 
-fpringt, daß die Parteien ale Namen in ber Urkunde —* 
nommen haben. Toulouſe. S. 22. 2. 137. D. W. 2. 89. L 
62. 46. — Toulouſe. S. 33 2. 138. D. W. 2. 88. L. 62. 
= — SM Toulouſe. S. 9. 1. 4.D. 27. 1. 83. 161. (Mr. 

d. O. 

16. Selbſt in dem Falle, wo die Parteien fteiwillig vor 
dem Notar erſchienen wären, und dieſer lediglich auf ihr Vers 
langen ihnen feine Dienfte geleiftet hätte. — Würde e8 fich eben 
-fo verhalten, wenn bie duch Unterfhiebung unaͤchter Perfonen 
in Nachtheil verfegte Partei, felbft duch den Schein getäufcht, 
dem MNotär die Individualität dee Partei verfichert ar welche 
unter falfhem Namen erfchien ? — Verneint. C. H. V ” Amiens. 
8: 28. 1. 363. D. 26. 1: 277. — 8. 24. 2. 267. D ‚22.2. 
-144. — Montpellier. S. 30. 2. 33. (Nr. 18. d. ©.) 

19. Der Notaͤr ift für die Nichtigkeit einer Urkunde vers 
antwortlid , die aus dem un. feiner unterſchrift entſpringt. 
Bourges, 8. 24. 2. 34. L. 70. 133 

21. Wenn die Bernadläfigung der bei Strafe der Nick: 
tigkeit vorgefchriebenen Foͤrmlichkeiten bei einem öffentlichen Ze: 
ſtamente mit Vorwiſſen und im ntereffe des eingefegten Erben 
gefhehen ift, fo hat diefer, nachdem das Zeftament für nichtig 
erklärt wurde, Eeinen Rüdgriff gegen den Notär auf den. Be: 
trag des — — ſondern nur uf bie FA evecten und 
alle Auslagen. Caen. S. 24. 2. 269. L. 70. 264. 

— 2AMb. Ein Notär, welcher. den Auftrag übernommen hat, 
‚bie Anlegung eines Kapitals auf Hypothek zu. beforgen, Tann 
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1382. wegen Mangels gehöriger Sicherheit der Anlegung verantwort⸗ 
lich erflärt, und folglich zur Entfhädigung des Darleihers an« 
gehalten werden, wenn er bie gehörigen Nachforſchungen ver: 
Jachlaäßigt hat, die ihn Über die Lage des Entlehners aufklaͤren 
konnten. — Gleichwohl erftredt fi in diefem Falle die Erſatz⸗ 
verbindlichkeit des Notaͤrs nicht unbedingt auf das Ganze der 
angelegten Summe. Diefelbe kann nad den Umfländen vom 
Gerichte befchränke werden. Toulouſe. S. 30 2. 

22. gleihem Sinne entfhieden. Gaen. 8. 28. 2. 
187. D: %. 2. 87. — Defgleichen: wenn er nämlich den Auf: 
trag erhalten hatte, fich des Merthes der zu Unterpfand gegebe- 
"nen Güter, oder det allenfalls darauf haftenden Laften zu ver: 
gewiſſern. Paris. R. G. 1833. 2. 157. Zur 

2b. Allein der Notaͤr würde nicht verantwortlich ſeyn, 
wenn er fi auf eine einfache Anzeige der Anlegung beſchraͤnkt 
hätte, ohne ſich als Gewalthaber des Darleihers darzuftellen, und 
ohne das Gefchäft zu übernehmen, die erforderlihen Exkundi— 
.n er F Zahlbarkeit des Entlehners einzuziehen; Parjs. 


etır- 
22€. Oder wenn er fih darauf beſchraͤnkt Hirte, die An 
legung anzurathen, übrigens bei dem Geſchaͤfte weder als Ger 
walthaber des Darleihers gehandelt, noch aus Alaß dieſes Dar: 
lelhens irgend eine Gebühr empfangen hat. — Die Nagplaͤßig 
keit oder Unterlaſſung —— vor dem ein⸗ nde über 
ein ee wurde, dem Darleiher Die ihm befannte 
Lage des, Entlehners bekannt zu machen, zieht ebenfalls dem 
Notaͤr Feine Verantwortlichkeit wegen der nachtheiljgem Folgen 
des Darleihens zu. Paris. 8. 32. 2.567. 7 „m 
33. Der Verbreiter beleidigender, und ehrenruͤhriget Schrif 
ten kann, ſelbſt vor dem Ürtheilg gegen die Verſaſſer ober 
Schreiber derſeiben, fir fchuldig ‚erklärt werden.. Und insbes: 
ſondere: ein Anwalt, welher eine Denkſchrift unter. bie: Richter 
für- feinen Clienten vertheilt,. hat, tmelche von diefem allein un 
terzeichnet wurde, Tann ‚(wenn dieſe Denkſchrift Beleidi in 
gegen re En — — von dem ——— 
ngt werden, ſelbſt ehe der Unterzeichner. der Denkfhrift. i 
— — wurde. E. 9, — Amiens. 8. 1, 2.8. 


3. Die Vollſtreckung eines gerichtlichen Auftrages durch einen 
Öffentlichen Beamten, kann zu Feiner perfönlichen Veramtwortuich 
ng om Dritte Grund geben. C. H. Vw. Poitiers.,S- 30. 


} F ——— 
26. Eine peopeßfühtende Partei, welche ‚dur. bie Eigen: 
fhaften, die fie fich beilegt, und. durch die Art vr en ung, 
die fie ergreift, ihren Gegner gefliffentlich .in einen Jrrthum ver- 
fogt, ber demfelben zufegt verderblich wird, mbem daruͤber bie 
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Verjährung einteitt, macht fi dadurch einer wahren Gefährbe 
fhuldig, und kann zum Erfage des Schadens anachalten werden, 
der aus dem von ihr unterhaltenen, und von ihr benügten Jrr⸗ 
thum entftanden if. E H. Bw. Poitiers. S. 12. 1. 153 

277. Mer miffentlih Güter von Minderjährigen ohne 
Beobachtung der erforderlichen Foͤrmlichkeiten kauft, hat dennoch 
im Falle der Entwährung feinen Rüdgriff gegen den —— 
a a; des Kaufpreifes und der Koften. Meg. 8. 24. 

„154. D. 22. 2. 29. L 67. 441. 

27 b. Ein Berkäufer, welcher vernachlaͤßigt, den Strid 
der Pfandeinträge auf einekiegenfchaft zu erwirken, die er als von 
jedem Unterpfande ‚frei und unbelaftet verfauft bat, und ber 
bierduch dem Käufer einen —— verurſacht, iſt uhelten, 
denſelben zu entfhädigen. yon, S. 27, 2, 203. D, 25. 2. 
101. L. 79. 235. 

29. Menn, bei eingeleitetem Vollſtreckungsverfahren auf 
Liegenſchaften, ein Steigerer einem Gläubiger an feinem Zur 
ſchlage Antheil gibt, um bdiefen Gläubiger abzuhalten, einem von 
ihm bereits ‚abgelegten Ucbergebote Folge zu geben, kann biefe 
Handlung” "Yes Steigererd als gefegwibrig und als unrechte That 
betrachtet werben); welche für die, durch das Aufgeben jenes Ger 
botes bei der Colloestion benachtheiligten, Gläubiger eine Wr 
—— las big begründet ? — — C. H. Vw. Pau. S 

4.369. L. 131. | 


31. —— ande Frauen — keine —— 


unter dem Vorwande, daß ſie verfuͤhrt worden ſeyen 
Vw. Patis S. 8. 1. 231. D. 6, 4 156. L. 21. 86. 

32. Der Mitſchuldige eines. Ehebruches kann, auf Klage 
des Mannes zur Entſchaͤbigung perurtheilt werden, wenn erwies 
fen ift, dd der — dem Manne einen Berger gebracht 
hat. Air. 8. 29. 2. 140. D. V. 2 196. L. 84. 560. 

33. Mein ei —— neben feinem bisherigen 
Meifter eine Bude errichter, welhe der des letztern in allen 
Stuͤcken ähnlich ift, um duch "die Nähe und Aehnlichkeit der 
Buden deffen Kunden an fih zu locken, fo Bann diefer Meifter 
nicht verlängen, daß fein. ehemnllger Arbeiter angehalten werden 
folle, feine Bude zu ſchließen, und ihn für den zugefuͤgten 
Nacpel zu entfchädigen. Paris. S, 10. 2. 40, L. W. 44. — 

2. 222. — Art: 544: Ne. 21. 92. 

En Wenn durch fehlerhafte ober unpaffende Einrichtungen 
ein Miether den andern Miethern Schaden verurfact , fo kann 
ber Hauseigent huͤmer für den, Schaden verantwortlich erklärt 

werner jene ‚Einrichtungen geduldet ober. zugegeben bat, 
Ei Kr öiter , der eine fehlerhafte’ oder Eünftwidrige Anlage ger 
macht: hat; ift u den durch diefe Fehler veturſachten Schaden 
verantwortfich: Wenn ein Handwerker fonach eine Schmiede 
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oder einen Brennofen ohne Schugmauer errichtet hat, ſo iſt et 
für die aus diefem Fehler der Einrichtung Baal, SR 
drunft verantwortlih. Paris. S. 13.2. 364. L. 36, 

35. Mer in unredlihem Glauben die Zahlung ke ihm 
übergebenen Scheines erwirft, von dem er weiß, daß derfelbe 
gewaltſam erzwungen wurde, Bann als Strafe feines — 
Glaubens zur Entſchaͤdigung verurtheilt werden. C. H. 
Rouen. S. 20. 1. 17. D. 17. 1. 398. L. 56. 119. 

36. Mer die Urfchrift feines Heirathevertrages nicht vor: 
fegen ann, weil diefelde fih nicht in den Büchern des Notaͤrs, 
ber den Vertrag aufgenommen bat, vorfinder, und der dadurd 
die im Heirathsvertrage, nad feiner Angabe, enthaltenen Vor⸗ 
theile einbüßt, bat das Recht, vom Motär oder deffen Erben 
Erſatz ” den erlittenen Schaden zu verlangen. Douai. S. 17, 
2. 50. D. 15. 2. 43. 

39. "Wenn Semand in Folge eines Öffentlichen Gerlichtes 
verhaftet wird, fo kann er nachmals keine Entfchädigungsklage 
im bürgerlichen Rechtswege anftellen, obwohl er vom KRichters 
amte freigefprochen wurbe. Paris. Ss. 7.2. 90. L. 21. 151. 

40. Die Regeln der erlaubten Nothwehr müffen in dem 
Sinne verftanden werden, daß feine Schuldhaftigkeit von Seiten 
beffen, der einen andern verwundet hat, unterlaufen fey, felbft 
nicht einmal ein Verfehen, welches feine Verurtheilung zur Ent: 
fhädigung des andern Theiles begründen koͤnnte Caff. Bouches. _ 
du Rhone 8. 18. 1: 170. D. 16. 1. 33. — f. Art. 1351. 
Me. 46. ff. Ä 

4. Wer einen andern im Duell tödtet, Fann zur Ent: 
ſchaͤdigung der Familie des Getödteten verurtheilt werden. — 
Vergebens wuͤrde er einwenden, daß im Duell eine rechtmaͤßige 
Selbſtvertheidigung liege, und folglich keine Klage auf Entſchaͤ⸗ 
digung gegen den ſiegenden Theil von dem Ueberwundenen oder 
deſſen Angehoͤrigen ſtatt finden koͤnne. C. H. Vw. Mezieres. 
8. 27. 1. 463. D. 25. 1. 286. L. 78. 557. — Selbſt wenn 
der Getödtete der Herausforderer gemwefen wäre. €. H. Vw. 
Bordeaux. R. G. 1836. 1. 732. 

41 b. Wenn eine nicht erbberechtigte Perſon uͤberwieſen 
iſt, ſich Unterſchlagungen oder Verſchleuderungen aus einer Vers 


laſſenſchaft erlaubt zu haben, ſo kann die Unmöglichkeit, den 


verurfadhten Schaden genau zu ermitteln, nicht genügen, ur 
ihn zufolge des Art. 1382. zur Zahlung ſaͤmtlicher Erb⸗ 
ſchaftsſchulden zu verurtheilen; das Gericht muß ſich auf eine 
annaͤhernde Schaͤtuung des verurſachten Schadens beſchraͤnken, 
und einen mit dieſem Schaden in Verhaͤltniß ſtehenden Erſatz 
zuerkennen. Riom. 8. M. 2. 3. 

42. Wer abſichtlich Papiere ohne Vorwiſſen des Eigen⸗ 
thuͤmers unterſchlaͤgt oder zerreißt, kann zum Schadenderſatze 
nad gerichtlichem Ermeſſen im Verhaͤltniß der vermuthlichen 
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Wichtigkeit- derſelben, und je nachdem das Zerreiffen-von. Erheb⸗ 1382, 
lichkeit, und deſſen Urheber ſtrafbar erſcheint, verurtheilt werden. 
— Ein Erbnehmer, welcher ein in den Taſchen des Erblaffers 
gefundenes Papier zerreißt, kann folglich zum Erſatze des Verluſtes 
verurtheilt werden, den die Unterdruͤckung eines widerrufenen Te—⸗ 
ſtamentes verurſachen wuͤrde. Vergebens wuͤrde er ſich beſchwe⸗ 
ven, daß er ohne Beweis des Schadens verurtheit worden ſey; 
dba ber Mangel eines folhen Beweiſes fein Werk ift, ober doch 
ſeyn ann, fo darf er fich darauf nicht berufen, fondern muß 
alles dem gemwiffenhaften Ermeffen bes ... überlaffen. €. 
> Aal Rouen. S. 27. 1. 228. D. 1. 153. L. 79. 


ee Es iſt nicht genügend , daß eine ungefunde oder bes 
ſchwerliche Gewerbsanlage nah ben Megeln, oder mit 
polizeiliher Genehmigung errichtet wurde, um dem beein» 
trächtigten Nachbar die gerichtliche Ringe auf. Entfhädigung zu 
entziehen. Meg. S. 21. 2. 154. D. 19. 2. 84. — Mes. 8. 
21. 2. 155. D. 19. 2. 85. L. 64. 111. — C. 9. Bm. Air. 
S. 27. 1. 236. D. 24, 1. a, L. 77. 435. — Nano. S. 
30. 2. 80. — Lyon. J. 19. S Er 2.106. 

44. Der Eigenthümer, welcher an einem fließenden, doch 
weber fchiff= noch floßbaren, Waſſer Fabrifen angelegt hat, -ift 
berechtigt, Schadenserſatz an denjenigen zu verlangen, der ihn 
in feinem. Gebtauche ſtoͤrt. — Der Urheber der Störungen kann 
nicht entgegen halten, daß die Fabriken ohne Genehmigung der 
Megierung angelegt worden feyen. Gaen. S. 26. 2. 11. 

. Wenn ein Gewerbsunternehmer fi nad: ‚den ihm 
von der Obrigkeit vorgefchriebenen Mafregeln gerichtet "bat, und 
es notorifch, daß zu gewiffen Stunden die Nähe feiner Gewerbs⸗ 
anlagen gefahrdrohend ift, fo Fann er nicht für die Zufälle ver- 
antwortlich gemacht werden, welche in Folge feiner Gefchäftsbes 
— um jene Stunden dritten Real widerfahren find. 
evon. 5 . 26. 2. 315. D. 24. 2. 186 

Der Eigenthümer einer ungefunben Gemwerbsanlage, 
busen Berreibung das benachbarte Eigenthum befchädigt, kann 
zum Erfage, nicht nur des zur Zeit der Klage, fondern auch des 
vorher verurfachten Schadens verurtheilt werden, felbft wenn 
dieſer Schaden gering ift, und der Fabrikinhaber vielkeicht deſſen 
Daſeyn nicht wußte, bis er durch die Beichwerde der Nachbarn 
Kenntniß davon erhielt. — Ueberhaupt , fo lange ber verur- 
fahte Schaden nicht durch Werjährung u ift,. kann der 
Befäibigte — * deſſen Erſatz klagen. C. H. Vw. Air. 

8. 77. 1. 238. D t. 425. L. 77. 438. | 

47. Wenn die — Maſſevertreter einer Handels: 
gant Waaren in Beſchlag nehmen, welche waͤhrend der zehn 
letzten Rage einem Zwiſchenhaͤndler (Commiſſionaͤr) ohne. Ges 
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1382, enthaltene falfhe Datum für die Parteien haben koͤnnte. (No: 

tariatsgefeg.) — Bourges. J. 19. S. 1834. 2. 38. 

67) In welhen Fällen find die Aerzte, Wunbdätzte ıc. 
verantwortlich wegen Wunden, bie fie gemacht, oder wegen uns 
gluͤcklicher Ereigniffe, die fie bei Aushbung ihrer Kunft herbeis 
geführt haben? — Ein Arzt, welcher bei einem Aberlaffe einem 

Kranken eine Verlegung zugefügt hat, und dann demfelben feine 

Hülfe entzieht, und willkuͤhrlich den Kranken verläßt, dem in 

Zolge diefer Verlegung der Arm abgenommen werden muß, fan 

von demfelben auf Entfehädigung belangt werden. — (Gefeg J. 

11. €. 9. Vw. Evreur. 3. 19. S. 1835. 1. 401. 

(58) Der Notär, welcher ein Teſtament aufgenommen 
hat, ift oder kann verantwortlich gemacht werden, wenn bag Ze: 
ftament durch Unfähigkeit eines der Zeugen, wegen Verwandt: 
fhaft mit einem der Vermaͤchtnißnehmer, für nichtig erklärt 
wird. (Motariatsgefeg.) — Die Notäre müffen fich der Fähigkeit 
der Zeflamentszeugen, wie jener bei andern Urkunden, vergemwifs 
fern. — €. 9. Bw. Drleans. I. 19. S. 1835. 1. 535. — f. 
Art. 975. 

(59) Ein Notär, welcher in gutem Vertrauen eine Ur—⸗ 
Funde als zweiter Motär unterzeichnet hat, Tann den Betheilig— 
ten gegenüber wegen der Falfchheit diefer Urkunde verantwortlich 
gemacht werden; feine Abmwefenheit während der Aufnahme ber 
Urkunde kann die Wirkung nicht haben, ihn diefer Verantwort⸗ 
Lichkeit zu entziehen. (Notariatsgefeg). — C. H. Vw. Mennes. 
4 D S. 1835. 41. 904. — Deßgleihen J. 19. S. 1834. 

(60) Im entgegen gefegten Sinn entfchieden. Er iſt 
nicht für die unwahren Anführungen in der Ausfertigung ver: 
antwortlich, da die Unterſchrift des zweiten Notaͤrs etwas durch⸗ 
aus uͤberfluͤſſiges iſt. Paris. I. 19. S. 1834. 2, 81. 

(61) Ein Individuum, welches durch Feinen gefegmäßigen 
Beſchluß zu den Verrihtungen des Vorſtehers einer Gefellfchaft 
ernannt worden, Hat im Falle des Widerrufes Beine Entſchaͤdi⸗ 
gungsklage für ben Nachtheil, den ihm der Verluſt jener Stelle verur- 
ſacht. ñJedoch kann ihm, außer dem Erfage der für die Gefellfchaft 
zen Auslagen, eine Vergütung für feine Bemühungen bei 

eforgung der Gefhäfte der Geſellſchaft bewilligt werden, felbft 
wenn er von den Mängeln feiner Ernennung Kenntniß hatte. 
E. 9. Bw. Touloufe R. G. 1836. 1. 752. 

(62) Das fälfhliche Beruͤhmen, die Güter eines Andern 
erworben zu haben, ift eine unrechte That, wofür der letztere 
eine Entfhädigungsflage begründen kann. Nismes. R. G. 
1836. 2. 252. 


(62) b. ‚In dem Falle, wo ein Individuum behauptet, das 
Grundftüd eines andern in einer Privaturkunde gekauft zu ba: 
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ben, und auf Verlangen des. vorgeblichen Verkäufers der Vorle⸗ 1382, 
gung feiner Urkunde fidy weigert, kann und muß zwar das Ge: 

wicht ihm. umterfagen, ſich auf diefelbe zu berufen, fo lange er 

fie nicht vorlegen wird , allein es darf bloß aus dem Grunde, 

daß die Vorlegung zur Zeit nit gefchieht, ihn des Rechtes 
nicht verluftig erklären, das er aus feiner Urkunde geltend mas 

chen könnte. Ebend Ä 2: 

(63) —— erſcheinende Zeitſchriften, welche Artikel aus 
andern Tageblaͤttern, und namentlich ſo genannte Hauptartikel 
entnehmen, koͤnnen fuͤr den Nachtheil, den ſie denſelben dadurch 
verurfachen, zur Entſchaͤdigung verurtheilt werden. Paris, R. 
G. 1836. 2. 529, — f. Art. 5. Nr. 16. | | 

(64) Wer in der Meinung, Geffionar einer bereits cedirten 

Summe an einen Dritten zu feyn, einen Auftrag zur Erhebung 
diefer Summe ertheilt, und hierdurch den Bezug derfelben duch 
ben eigentlihen Geffionar verhindert, verurfaht dieſem . eis 
nem Nachtheil, welhen auszugleihen er perſoͤnlich gehals 
ten if. Er kann daher unmittelbar . verurtheilt werden , 
dem Geffionar die ungebührlih bezogene Summe zu erfes 
gen, fammt Zinfen vom Zage des Bezuges gerechnet, fo wie 
die vom Geffionar vergeblich aufgewendeten Koften, um von dem 
cedirten Schuldner Zahlung zu erhalten. Vergebens wuͤrde er 
anführen, daß er die Geffion nicht gefannt, und ohne Betrug 
ober Gefährde gehandelt habe, der Geffionar fi folglich nur im 
Falle der Unzahlbarkeit des Gemwalthabers, der die Summe wirk⸗ 
lich erheben, an ihn halten koͤnne. C. H. Vw. Baſtia. R. G. 
1837. 1. 902. 
:, (65) Die Notäre find nicht nothwendig und inalr 
len Fällen verantwortli für den Nachtheil, ald Folge der in 
den von ihnen aufgenommenen Urkunden begangenen Nichtigkeis 
ten, felbft wenn diefe aus ihren eigenen Handlungen. herrühren. 
Die Gerichte haben die Befugniß, zu ermeffen, und hiernach 
zu entfcheiden, in welchem Maße die Motäre für folhen Nach— 
theil verantwortlich feyn follen. — Folglich kann ein Urtheil, 
ohne Webertretung eines Gefeges entfheiden, baß der Notär, als 
Verkfaſſer eines duch fein Verſehen nichtigen Teſtamentes, nicht 
zu einer: dem Nachtheil diefer Nichtigkeit gleichkommenden 
Entſchaͤdigung, fondern an deren ſtatt ein für allemal nur in 
die Koften der gegen ihn erhobenen Klage zu veruetheilen fey. 
(Notariatsgeſetz) C. H. Vw. Lyon. R. G. 1837. 1. 945. 

(66) Wenn, auf Anftellung einer Klage auf Herausgabe 
unterfchlagener Erbfhaftsftüde oder Zahlung ihres Werthes, ber 
Beklagte ſich nicht zur Herausgabe diefer Gegenftände erbietet, 
fo kann das Gericht ihn verurtheilen, den Werth. davon zu bes 
zahlen; es iſt nicht gehalten, alternativ, zunaͤchſt auf Heraus⸗ 
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1382. — oder in deren u - Bezahlung des Werthes, 
zu erkennen. C. 9. Bw. Lyon. R. G. 1837. 1. 984. 

(67) Ein Angellagter, der alß in gerechter Nothwehr bes 
geiffen, losgeſprochen worden ift, ann gegen den Beſchaͤdigten 
oder deſſen Rechtsfolger niht zum Schadenserfag verurtheilt 

. werben. Rennes. R. G. 1837. 2. 271. 

- (68) Ein Notäe iſt nicht verantwortlich für eine Nichtigkeit, 
die er in einer von ihm aufgenommenen Urkunde begangen bat, 
wenn es ſich von einer Rechtsfrage handelt, worüber verſchiedene 
Anfichten veftanden,, fo daß der Notär in gutem Glauben dem 
Spiteme folgen konnte, das er vorziehen zu dürfen glaubte. — 
Folglich und insbefondere ift der Notaͤr nicht verantwortlich für 
die Nichtigkeit eines geheimen Teſtamentes, daher rührend, daß 
die auf dem Lande errichtete Auffcheiftsurfunde nur von vier 
Zeugen, ftatt von den ſechs, die bei dem Rechtsgeſchaͤfte zugegen 
waren, unterzeichnet worden iſt, wenn zu jener Zeit die Frage 
uͤber die Nothwendigkeit der Unterſchrift von ſechs Zeugen ber 
ſtritten war. — Ferner, und aus dem nämlichen Grunde, ift 
der Notaͤr, welcher ein Zeftament aufgenommen hat, worin er 
als belohnter Teftamentsvollzieher ernannt war, für die wegen 
biefes Umftandes erkannte Nichtigkeit nit Verantwortlich). 
Jedoch kann er in diefem Fall in die Koften des gegen ihn ans 
geftellten Verfahrens verurtheilt werben. — Wenn ein Notari« 
arsteftament um einer Urfahe willen für nichtig erklärt worden 
ift, weiche Eeine Verantwortlichkeit des Notärs nad fich zieht, 
fo fann man in der Folge gegen bdiefen Beamten feine Ent: 
ſchaͤdigungsklage anftellen, gejtügt auf eine andere Nichtigkeit, 
weiche das Teſtament etwa enthielt, die aber dem Urtheile, wel: 
ches daſſelbe für nichtig erklärte, — zur Grundlage gedient 
hat. Agen Douai. R. G. 1837. 2. 278 

(68) b. Oder weil einer der Urtundejeugen =. Teftamentes 
die franzöfifhe Sprache nicht verftand. Meg. R 1833 2. 549. 

(69) Wenn der Mitfhuldige eines en oder Bere 
gebens für fi allein im bürgerlichen Rechtswege belangt wird, 
fo kann er nur wegen der perſoͤnlich begangenen Thaten verur⸗ 
theilt werden. Hier iſt die in peinlichen Sachen ſtatt findende 
Samtverbindlichkeit nicht anwendbar. — Insbeſondere;: der buͤr⸗ 
gerrechtlich belangte Hehler iſt nur für Schadenserſatz oder Ent: 
ſchaͤdigung wegen der von ihm verhehlten, und nicht wegen aller 
entwendeten Gegenſtaͤnde — Paris. R. G. 1837. 
3. 5 . Art. 55. 59. 62. C 

70) er Eigenthümer eines Fahrzeuges iſt nicht verant« 
wortlic für die Beſchaͤdigung, welche dieſes Fahrzeug an einer 
Kanalſchleuſe verurfacht hat, wenn die Perfon , welche bamals 
das Fahrzeug Heitete, weder ein Diener noch ein Auffeher bes 
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Eigenthümers, fondern - det nn des Fahrzeuges gewefen - 1382. 
ift. (Ordonnan;.) R. G. 1837. 2 .*) 


1) ee Klage aus on Handlungen. P O. 


2) Kamm die Syndicatsklage. oder — —— eine Kit © ex de- 
licto vel Land gesen die Erben gerichtet wenn 
neint. Hobnb. I. 4958. — Zweifel‘ Dapegen Ebend. 58. 

3) ——S— aus Vergehen = ML. — 


feit * Dernadl 15%: nur durch bi den werde Sina 


nn. — 327. — vergl. 

+5) —* außer — — —— — fuͤr eine 
culpa. . 1.307. Eben fo bei einer —— faciendi, 
wenn J —— zu einem Geſchaͤfte aufdraͤngte. Ebend. 


6) Nebenfolgen von peinlichen Verbrechen. Unnalen II. 207. 


ft — um Kriegsdienſte berufener Conſcriptionspflichtiger bes 
ar on feinem Dormann in der Ziebungdlifte eine Ent: 
Hädigung J der Urſache zu fordern, Daß er wegen Abmefen- 
. des Teßtern conferibirt wurde? — neint. Annalen II. 


»*)1382.0,. 
**382b. 





*) Begeifl Dr es ** Zachar. II. 443. f. — Trefurt 326. 
8. 38 ). — urrechte Abſichten bei erlaubten 
Be — V. 56. f. — Straf-⸗ und Erſatzklagen. 
Brauer V. 62-66. — Buͤrgerliche Verbindlichke iten mehrerer 
Gemeindsvorſteher. Brauer V. 223. — Grade der Sorgfalt 
oder Verſchuldung. Brauer V. 253. — Interdietum quod 
vi aut clam. Brauer V. 320. — Gnifgäbigungetlage wegen 
Beſchaͤdigung aus — Zachar. II. 445. Brauer V. 

65. — Entfhäbigung wegen —— Familienhaupt. 
Brauer VI. 160. — Samtverbindlichkeit bei widerrechtlichen 
Zhaten. Brauer VI. 161. — Berfud einer Theorie Mr Res 
— Archiv fe R. III. 207—212. — Roth I. 193 
III. 60. 


“*) Trefurt 323. $- 379. 


“er, Trefurt 323-325. $. 380. — Gamtverbindlichkeit aus unrech⸗ 
ten Spaten. Brauer V. 224. fi 
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1382 c. * 8) Samlbiadeit. um Erfage der: Progeßfoften. P. D. 8.168: $. 349: 
1382 d. + 9) Verantwortlichkeit der Pfandgerichte ſ. su £. 3. 2127 4. 


1383. 


2. Ein Vater, der zur zweiten Ehe ſeines Sohnes ſeine 
Einwilligung gibt, ohne ſich vorher gehoͤrig von der Aufloͤſung 
der erſten Ehe uͤberzeugt zu haben, kann um deßwillen allein, 
und aus dem Grunde, daß es Nachlaͤßigkeit von ſeiner Seite 
geweſen, zum Erſatze jedes der zweiten Ehefrau zugegangenen 
Schadens verurtheilt werden, wenn die zweite Ehe wegen des 
Fortbeſtehens der erſten fuͤr nichtig erklaͤrt wurde. — In ſolchem 
Falle kann der Umſtand nichts verſchlagen, daß der Sohn aͤlter 
als 25 Jahre war, und ſich folglich ohne die Einwilligung ſei— 
nes Vaters verehelihen Fonnte. C. H. Vw. Rennes. 8. 29. 
1. 337. D. 27. 1. 336.L. 85. 321. — ſ. Art. 1146. 
6) Ein Notär, welcher, in der über die Ausftreihung eines 
Unterpfandrechtes aufgenommenen Urkunde, irethlimlic die Rum: 
mer eines andern, zu Gunften des naͤmlichen Glaͤubigers auf 
den nämlihen Schuldner lautenden Eintrages, als deſſen, der 
ausgeftrihen werden fol, anfuͤhrt, ift dem Gläubiger für ben 
durch diefen Irrthum verurfahten Nachtheil verantwortlich. — 
Der Pfandfhreiber, welcher den Eintrag ausgeftrichen bat, ift 
gleihermaßen verantwortliih, wenn er durch bloßes Lefen jener 
Urkunde den Irrthum leicht hätte wahrnehmen können. — Je— 
denfalls darf die Verantwortlichkeit in diefem Falle nicht auf 
den ganzen von dem Gläubiger erlittenen Verluſt ausgedehnt 
werden, wenn diefer bei Errichtung der Urkunde mitgewirkt, und 
für feine Perfon an dem begangenen Irrthum Antheil genom⸗ 
men hat. Lyon. R. G. 1833. 2. 393. 

(4) Wenn ein Notär bei Aufnahme eines Unterpfand» 
vertrages unterlaffen hat, vom Schuldner die Nachmweifung feines 
Eigenthumes zu fordern, fo begründet dies fein gröbliches Wer: 
fehen, wodurch der Notär dem Gläubiger wegen Ungültigkeit des 
Unterpfandes verantwortlih würde, wenn in der Folge wegen 
nicht A ar Zahlung der Kauf aufgelöfet werden follte. — 
Anders würde es ſich verhalten, wenn ber Notär der Rathgeber 
des Gläubigers gewefen wäre. Paris. J.19. S. 1835. 2. 141. 
(5) Das Geriht kann nicht eine Partei zum Erfag eines 
Schadens wegen Nachläßigkeit verurtheilen,, ohne vorher das 
Daſeyn einer ſolchen Nachläßigkeit förmlich zu erklären, und 
ohne die von dieſer Partei aufgeführten Thatſachen, woraus her: 


‚vorgehen folle, daß eine ne ftatt gefunden, geprüft zu 


haben. Caſſ. R. G. 1836. 1. 

(6) Ein Notär, der gegen Gebühr die Abfaffung eines 
Auszuges (bordereau) von einem Pfandeintrag übernimmt , ift 
für die Nichtigkeit verantwortlich, welche eine Folge der Unförns 
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Jichteit jenes Auszuges ift, felbft wenn der Eintrag nicht vom -1383,. 
Norät, fondern von. deffen Gewaltgeber felbft wäre betrieben 
worden. Toulouſe. R. G. 1836. 2. 91. 
(7) Der Unternehmer eines öffentlichen Fuhrwerkes kann 
für die den Reifenden begegneten Unfälle verantwortlich gemacht 
werden , obaleih bie unmittelbare Urfache berfelben der Bruch) 
einer Achſe des Magens geweſen, wenn übrigens dargethan ift, 
daß eine Ueberfüllung mit Reifenden ftatt gefunden hatte,’ und 
der mit hoͤchſter Schnelligkeit geführte Wagen ſchon bei der Ab: 
fahrt in üble Zuftande gewefen ift. Alle dieſe Umftände Eön- 
nen als Fehler und Nachlaͤßigkeit, welhe den — ver⸗ 
Prag macht, betrachtet werben. E. — . Paris. R. G. 
1837. 1. 813. *) 
+ — it Denerie durch — Kleidungsſtuͤcke, ob ſie 
eine Entſchaͤdigun — Bun ?— Rechtlich und thatfäch: 
lich verneint. Hohn obnh. 
**) 1383a, 


2.3. Der Mann ift für Vergehen oder Polizeikbertretun: 1384. 
gen feiner Frau nicht bürgerrechtlich verantwortlih. Er kann 
zur Zahlung von Geldftrafen und Koften wegen ſolcher Werger 
ben an en verurtheilt‘ werden. Caſſ. re 8. 
AM. 2.2 12. — Eaff. Paris. 8. 2. 1. 364. D. 1. 297. — 
3 * mpiegne. 8. 13. 1. 365. — Caſſ. Heilg n Maurupt. 

1. — Caff. Nogent fur Seine. S. 31. 1. 44. — 
* * — fur Loire. S. 25. 1. 276. D. Fr 1. 169. 
L. 90. (Nr. 1. d. D.) — Caff. Griſolles. S. 25. 1. 110; 
J Wurde entſchieden, daß er fuͤr den von ſeiner Frau 
—— a — are ſey. & 9. 
— 8. .278. D. 17. 1. 224. L. 55. 410. — f. Art. 
1 

5. Perſonen welche für ein Vergehen — ver⸗ 
antwortlich ſind, koͤnnen nicht in die von dem Schuldigen ver: 
wirkte Leibes⸗- oder Geldſtrafe verurtheilt werden, es fen denn 
(legteres) zufolge einer beſondern gefeglihen Beftimmung. — 
Die buͤrgerrechtliche Werantwortlichkeit eines Waters für woͤrtliche 
Ehrenkraͤnkungen, welche fein minberjähriger Sohn begangen 
hat, erſtreckt ſich alfo nur auf die Entfhädigung, nicht auf: die 
Geidſtrafe. Eaff. Poiſſy-Fois. S. 24. 1. 422. D. 22. 1. 219; 
— GCaff. Buzancy. S. 24. 1. 102. (Mr. 6b. b. O.) 





*) a der Quafi =» Delicte.. Zachar. IT. 446. — Brauer 
— Klage aus Verfehen. Brauer V. 977, — Beweis 
ver Chun. Brauer V. 2355. | 


**) Trefurt 3256 8. 380, C.) 


158. 
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6. Eben ſo verhaͤlt es ſich mit der er ug des 
Tem -” feinen Caſſ. Berre. 8. 25. 1. 
D. 23. 23. L. 74. 572. — Gaff. — 8. 24. 
* — ar. S. 32. ie 744. — Gaff. 1833. 
7.8. Die Verurtheilung in peinlihe Unterfuchungstoften 
kann nicht als Strafe betrachtet werben; fie ift nur die Ent: 
ſchaͤdigung oder der Erfag für die Vorfchüffe, welche der Unter 
fuhung wegen gemadt wurden; — fie muß folglid immer 
gegen die bürgerrechtlicdy verantwortlichen Perfonen ausyefprochen 
werden , obgleich * arg als ſolche Peiner Strafe unter 
worfen Mn ind. Caſſ. . 38. D. 236. 1. 220. — Caff. 
Angers. S. 30. 1. 5° 

11. ‚Die Eltern werden von der Verantwortlichkeit für die 
Handlungen ihrer minderjährigen Kinder dadurh allein nicht 
losgezählt, daß fie die betreffende unrechte That nicht hindern 
tonnten. — Sie find überall verantwortlih, wo die Verirtun— 
gen ber Kinder der Schlaffheit der dee Bud zugefchrieben 
werben können. Bourges. S. 22. 2. 238. D. 4. 2. 14. L. 
65. 288. — Bordeaur, S. 29. 2. 259. D, 97. 2. 216. 

12. Selbft wenn. der Vater im Augenblide des Berhrer 
chens von einer töbtlichen Krankheit befallen, und es ihm phufifch 
unmöglich gewefen wäre, -Auffict über fein Kind zu halten, 
wenn er anders, bekannt. mit feinen Ausfhweifungen, ſich nicht 
vorher der Mittel bedient hat, die ihm zu ‚Gebote ftanden, um 
die Verierungen feines Kindes zurecht zu weiſen. €. H. Vw. 
8. 28. 1. 373. D. 25, 1. 397. 

14. Der- Hausperr iR fuͤr die Vergehen feiner Dienftboten 
verantwortli; obwohl er bemweifet, Daß er die Handlung, melde 
— zur Verantwortlichkeit gab, nicht habe hindern tra 

C. H. Evreux. S. 14. 4. 24 - 

45° Det Hausherr iſt für die Vergeben feiner 

nur in dem Falle verantwortlich, wo diefe Vergehen bei —— 
tung der Geſchaͤfte, zu welchen der Hausherr ihn verwendete, bee 
gangen wurden. Caſſ. Heiltz le Maurupt..:S. 7. 1. 461. 

17. 18. Der Dienſtbote iſt kein fuuſchweigender Gewalt⸗ 
haber des Dienſtherru, um die Bebürfniffe der Haushaltung auf 
Borg zu kaufen. —ı Wenn alfo ein Dienftbote, der von feinem 
Heren Geld zu ſolchen Einkäufen empfangen hat, diefes Gelb 
verthut, und fih die Waaren auf Borg abgeben Iäßt, fo ift in 
ſolchem Falle der Dienſtherr auf Leine Meife denen gegenüber 
verpflichtet, welche dem. Dienftboten die Lieferungen anvertraut 
baden. ©. 9. Reglem, de juges, $. 13 1. 22 
18 B. Zumal wenn der geborgte Berrag bebeutend ift. 
Paris. S. 29. 2. 19, D. 26. 2. 225. 

(34) Der Vater ift für den von feinem Minderjährigen, 
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bei ihm wohnenden Kinde verurfachten Schaden bürgerrechtlic 1384. 
verantwortlich, obgleich im Augenblide des Ereigniffes das Kind 
der Aufficht eines Lehrers anvertraut war. — Allein koͤnnte in 
diefem Falle der Vater nicht nad Geftalt der Umftände feinen 
gg gegen den Lehrer nehmen, wegen Mangels an Aufſicht? 

€. H. Bw. Vigan. R. G. 1833 1. 655. 

35) Ein Vater hat keine buͤrgerrechtliche Verantwortlich⸗ 
keit für die Toͤdtung, welche fein minderjähriger Sohn in einem 
Duelle begangen hat, wenn er das Duell und deffen Beranlafs 
fung nicht kannte, und deffen Verhinderung von ihm nicht ab⸗ 
bing. Toulouſe. R. G. 1833. 2. 6%. 

(36) Die Eigenthümer oder Unternehmer von Botenan« 
ftalten find nicht perfönlich für die Mebertretungen verantwortlich, 
beren ihre Beauftragten und Untergebenen ſich fehuldig madyen, 
wenn anerkannt ift, daß diefe Webertretungen nicht von ibrer 
eigenen Verfhuldung oder Nacläßigkeit herrühren. Im diefem 
Falle find fie nur bürgerrehtlid verantwortlih, und es 
kann feine Geld: oder EN gegen fie erkannt werben. 
C. ‘9. Bw. Seine. J. 19. S. 1. 366. 

(37) Der Staatsſchatz * — unregelmaͤßiger Zahlung 
der verfallenen Renten verantwortlich, welche in Folge eines 
Dienſtmißbrauches eines — Agenten oder Angeſtellt n einge» 
treten ift. Paris. J. 19. S. 1834. 2. 85. 

(38). Die ee Berantwortlichkeit Kür ein von 
einem minderjährigen Kinde begangenes Vergehen, während es 
bei einem Meifter — eiff den nn. und nicht den Va⸗ 
ter des Kindes. Meg. R 1836. 2 

(39) ' Eine Gemeinde nn für die andern nadıtbeis 
ligen Handlungen 'verantwortlih gemacht werden, weldhe von 
ihrem Vorſteher in ihrem Intereſſe vorgenommen worden find, 
obgleich fie vom Gemeinderathe weder angeordnet noch gusgebeißen 
wurden. C. H. Vw. Dijon. R. G. 1837. 1. —3 
+ 1) Der Dienftherr hafter für die eivitredtlihen — einer 

ndiung, womit er feinen Dienfboten beauftragt, und 

— dieſer rg Auftrage zumider ‚auf eine Weife vorgenom⸗ 

n hat. daß fie unter den. egriff eines lien 5 oder Ver: 
| > ben It, nicht aber für, die Ara t en Bo einer 

unerlau hen und{ung Jg! Firm ET: yaaınd . VII. 1%. 

— vgl. Annalen I. 141. 

DR. F. Verantwortlichkeit 7 Aktien ‘für ihre Theilungs. 


*) Bon ben Källen, in welchen einer Fir den von andern verurs 
fahten Scaben zu a. bat, Zachar. II. 447. Brauer V. 
275. 373. f. 978. — Erftredt ſich die Berantwortlichkeit der 
Amtsteviſoren auf ſaͤmtlaͤche Gefchäfte der Theilungscommiſſa⸗ 
F re die von ihnen verfaßten Teftamente? Ars 

dv e * * 
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38 —— beſonders wegen der Formfehler der * gr 
* efertigten Teſiamente. — Weder der 2. ©. 1384. die 

— ——— keine Geſchaͤftstraͤger — der 

Amtsreviſoren, fondern ihnen Staatsſchreibereirechte verliehen 
nd) nob der L. S. 1994. ift hierher anwendbar: auch ſpricht 

39. Beil. C. ded Drganif. ed. von 1809. died nicht au. 

Innalen. I. 139. — I. 125. 1399. - : 

3) eig — — gefenten — N. Jahrb. III. 
—— er ne a is en IIL 245. 
4) Ueber die Verantwortlichfeit der — fuͤr gi —* 
— Abhdl. Annalen III. — 99. N. Jahrb. 


1384 an) 


1385, 1. Der" Eigenthümer von Hausthieren, welche Unfug ver: 
urſachen, und der die nöthigen Worfihtsmaßregeln unterläßt, # 
— RR. verantwortlich. ‚Paris. 8. 11. 2. 3L 


21) DeieR Aber den Wildfchaden und die Srfagpflicht- R. B. 


2) 2.1 fiber "die Yufftellung könbiger 1 Vertreter ber Tagdinhaber 
für Klagen wegen Wildſchadens. R. B. 1834. I 
3) B. über die Aufftelung ftändiger Schäger für den Wildſchaden. 
Ebend. III. — Juftrucion für dieſeld⸗ n. Ebend. viii. 
13852. *4*) 


1386. 1. Hat die römifche Klage damni infecti audy nach dem 
Code ſtatt? — Mit andern Worten: hat der Nachbar eines Haus 
ſes, welches den Einfturz broht, und durdy diefen Zufall fein Haus 
befhädigen koͤnnte, eine Klage, um den Eigenthuͤmer bes ge: 
fahrdrohenden Haufes zu nöthigen, daffelbe zu fügen oder 
auszubeffern, ober ihm Sicherheit gi den beforglicen, . 
‚su ftellen ? — Verneint. Brüffel. 8. 25. 2. 289, * 

f. Art. 1733 1734. 


* Aufforderung in Baufachen. P. D. $. 771. f-©9 


*) Zrefurt 326. $. 381. 1). $. 383, 1). 


”*) Bon der Berantwortlichkeit für den, durch Thiere ober Ka 
den Einfturz eines Haufes, verurfacdhten Schaden. Sadjar. I 
448. — Brauer V. 979. 


HP) Trefurt 327. 8. 383. 2). 


”*+%) GSicherheitsleiftung und Entſchaͤdigung wegen Beufitget 
Brauer V. 686 688. — Trefurt 327, A 3). 
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Inſtructiv⸗V. über Erridtung einer Hinterlegungäfaffe. R. B. 
1838. 1. 8. 6. Mr. 3. 


Fünfter Titel. 


Don Heirathevertragen und gegenſeitigen Rechten der 
Ehegatten. 


Erſtes Kapitel. 
Allgemeine Verfügungen. 9) 


° 41) ®. die Verbaͤltniſſe der Ebeleute, w sone ee 
den, in die Ehe getreten 1810 
Sammf. I. 1003. — I. €. — J — VI. 306. 
Hohnp. II. 210. 212. if it 1387. Nr. 1.2. T. 

2) u. a die —— Guͤtergemeinſchaft = R. 3. 1810. 

Sammil. u — vgl. Hohnh. VI. 47. f. — Anna 

Imı I "453. ebend. 2 

3) Id die * des neuen L. R. errichteten Ehevertraͤge 
. N 1812. XXXVII. Samml. I. 1009. — vgl, Hohn 

4) Den den Ehegatten bewilli — —— Ehe⸗ 
vertraͤge nach dem neuen £. R. btr. Juſtiz M 
N. 4. M.A.B. N. 14. Wehrer. Hi. 471. 49 


1. 2. Der Code ordnet nur die Rechte J Ehegatten fuͤr 1387 
bie unter feiner Herrſchaft geſchloſſenen Ehen. — Die früher ges : 
fhloffenen müffen nad den damals beftandenen Gefegen beurs 
theilt werden. Rouen. S. 9. 2. 327. 7 7. 2. 164. L. 23. 
443. — Caſſ. Orne. S. 1. 1. 161. D. 1. 166. — tier. 8. 

7: % 302. — Angers. S. 7. 2. 11. D. 5. 2. 11. L. 17. 366. 
Ungültig, ald den guten Sitten zuwider, iſt eine Ueber⸗ 
eintunft, worin zwei Verlobte eine Trennung von Tiſch und 
Bette bedingen, und fih zum Voraus verbindlich machen, ihr 
Vermögen in der Gemeinfchaft Fr Jaffen, — die Trennung 
* — haben wird. Bruͤſſel. 361. D. 


5. Die Frau kann bedingen, daß bei Aufloͤſung der Ger 
meinfhaft ein Voraus zu ihren Gunften ftatt finden folle, uns 
abhängig von ber nn bes Weberlebens. G. H. Bw. 
Amiens. S. 8. 1. 209. D. 6. 1. 105. L. 20. Aut ae. 


9 - wende: der Lehre vom Vermögen der Eheleute. Zadar. 
Darftelung und Auslegung ber Lehre vom Vers 
e Eheleute. Zachar. III, 498, Pr — Brauer u. Zachar. 
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1387, ee Schenkung. — f. Art. 6. 900.| 1133., 1172. 
1497. 1527 


(6) Das Gedinge eines Heirathsvertrages, worin ein Ehe⸗ 
gatte dem andern die Nutznießung ſeiner Guͤter verſchreibt, ſo 
lange dieſer nicht zur zweiten Ehe ſchreiten werde, hat nichts un: 
erlaubtes ; e8 verhält fid damit nicht, wie mit ber Erbeinfegung 
unter einer ähnlihen Bedingung. — Wenn daher der beſchenkte 
Ehegatte zur zweiten Ehe fchreitet, fo verliert er die ihm als 
BVortheil zugedachte Nugnießung. Rouen. J. 19. S. 1834. 2. 
443. — f. Urt. 6. 900. *) 


+ Ob ein in einem Ehevertrag auf den Rüdtritt ded einen Theild 
en Reugeld Flagbar kn? — Verneint, Annnlen. I, 
360. — f. Art. 1142. Nr. 14. d. T. 


1388. fe Art. 212, 371. 389. 476. 1497. 1527. **) 


+ Nothwendige Förmlichfeiten. und Inhalt der Epenerträge nad 
dem B. Durlachiſchen Landrechte. Hohnh. 1V. 361. f. 


1389. ion j IR 791. 900. 1081. 1090. 1130. 147. 1527. 


* D Einfindfhaften find nicht mehr guiäfte; — die früher einge: 
gangenen behalten ihre Kraft. V. R. 3. 1810. VI. Samml. 
3. — vgl. Annalen I. 153. 
t 2) Eheverträge find bloß für die Eheleute felbft, aber nicht für 
Dritte —— eine guͤltige Erwerbart von Todeömegen. Hohnh. 
2. f. 75. — Wirkungen derſelben; was darin bedungen 
merden Kat und was nicht. Ebend, 72—78. — Abweichende 
Meinung. Ebend. 78. 339. ff. 
3) Darin darf feine Veränderung in der gefenlien ee der 
Kinder vorgenommen werben. Hohnh. III. 8. V. 
4) Einfindfchaft wird durch die Pe der Er — — 
8* loͤſet, ſelbſt wenn nur von einem Ehegatten Kinder in die 
Ehe gebracht wurden. N. Jahrb. I. 395- 
5) Welde Art von Schenkungen man im Heiratbövertrage feſtſe⸗ 
en fönne? — Wie ein Heirathövertrag in nun feiner 
orm und Materie zu betrachten fey. Hohnh. I. 203: f. 


13%. 2. Seit dem Code können Ehegatten fein Witthum be 
dingen, ohne deffen Betrag zu beftimmen. — Es genügt nicht, 
wenn fie, zu deſſen Feftfegung, fi) auf bie Beflimmungen einer 


2) — der Ehe als Grund der Ehegemeinſchaft. Brauer 


”e) * — der Eheberedung. Zadar. IV. 504. - — Verträge, 
wodurch perfönlihe Werhältniffe der Ehegatten beftimmt wer: 
nr V. 476.— Archiv fe R. 334-343. — vgl, Note zu 

5 
*) Kann in einem Ehevertrag eine Erbeinfegung, ein —— 
niß oder eine Schenkung ſtatt finden? Archiv f, R. I. 211.— 
Roth I, 4 -47. 
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re ee ER Poitiers. S. 26. 2. 274. D. 24.2. 1390. 


®1) * 3 der auf aͤltere Landrechte ——— Sen 
age bir. B.RB. 1811. XXXIII. Samml. I. 1005. — 
gen elden —538 R. B. 1812. X, — I. 1007. — ir 


2) Ertrag ve 2. ©. 1390: und deffen Anwendung auf neuere 
und ältere Eheverträge. Auth. R. Bel. R. B: 1819. III. 
Samml. I. 1011. 

+ 3) Wie ein Ehevertrag zu beurtheilen, mo fi im Allgemeinen 
— ee ce beaon 4 ‚g° bb. VI. 46—51.— VII. 


— vg 419. 

1. Das Gedinge einer Summe als Heirathögut, einer 1392. 
Erhöhung bes Heirathegutes, und eines Witthums, bewirkt weber 
Bewidmungsrecht, noch eine Ausfhliefung der Gemeinfchaft. 
Zurin. S. 9. 2. 322. 

2. Das Gedinge, daß die Frau fich ehefteuerlihe und 
Beibringensgäter ausfege, und unter den Ehegatten eine Abfon= 
derung der Güter ftatt habe, genügt nit, um Bewidmungs 
recht zu wirken : ober mit andern Worten, diefes Gedinge ift 
nicht gleichbedeutend mit der durch Art. 1392. erforderten ause 
drüdlihen Erklärung, daß die Frau ſich nad) ber en 
zu — geſonnen ſey. E. H. Vw. Grenoble. D. 19. 

4. Weder das Gedinge der Setzung einer Eheſteuer, noch 
jenes ber Wiederanlegung, macht die Güter einer Frau zu ehe: 
fteuerliben und unveräußerlih, wenn fie erklärt hat, ri nad 
ER zu verehelihen. Toulouſe. S. 30. 2. 242. 

8. 2. 240. L. 88. 234. 


—5 1529. 1530. 1541. ff. 1581. * 1393. 
f. Art. 1387. 1400. 1527. 
* 1) 2. DB. den Anfangdtermin der bindenden Wirkfamfeit der 2.©. 
139. und 1395. für geehelichte Ausländer, die feit 1810 in 
Das Land gezogen find. oder noch einziehen, bir. R. B. 1818. 
XIV. Santmi. I. 1010. 
+ 2) Die Beltimmung ded 2.3. 1393 a. ift nicht auf die Stamm:1393 a. 
oder Grundherren zu befchränfen. Hohnh. V. 235. f. 
® 3) — * . 3. iſt fuͤrs Eünftige — durch Gele. R. B. 
‚ AXX, Samml. IV. 148. 





:® Trefurt 369. $. 430. 2). — Einfluß der Ortsveraͤnderung auf 
Chegemeinfhaften. Brauer VI. 165. 

*#) Yenderung der Gemeinfchaft durch Eheverträge. Brauer VI, 
—— Verſchiedene Gemeinſchaftsarten der Ehe. Brauer 


—9 Vom Heirathsvertrag oder ber Eheberedung. Zachar. III. 501. 
— Roth U. 1. - — 
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anwendbar: nemo auditur turpitudinem suam allegans. Riom. 139. 
R. G. 1837. 2. 421. *) 


* 1) Verordnungen , die Erziehung der Kinder binfichtlih der Relis 
ion bir. — R. 3. 1804. I. Samml. I. 1001. — R. 3. 1804. 
X, ebend. 1002. R. B. 1804. XXXV. Gamml. II. 539. — 
R. B. 1805. XVII. ebend. 540. — R. B. 1805. XIX, ebend. 
543. - R. B. 1806. XXXII. ebend. 544. — R. B. 1808. V. — 
ebend. 546. —R.B.1809. XXXIX. ebend. 547. (f.I.Bd. ©. 129. 

Zuf. Nr. 16—18.) 

2) Die Nichtigkeit der vor den Ortsvorſteher ri Ehebere- 
dungen und Heiratdöcontracte ber. . D.A.B. 1811. Nr. 89, 
Wehrer III. 430. 

3) $ertigung der Eheverträge durch den Amtsreviſor ded Bezirkes. 
R.B 18312. X. Sammi. I. 1006. — R. 3. 1812. XVIH. 
— I. 982, XIX. Samml. I. 1008.—1819. IX. Samml. 

4 Db die Belziehung von zwei Zeugen nothwendig ?— f. zu 2.©. 
1317. Nr. 7. 


5) Die Notarien find in Zukunft, auch Panzleifäßige Eheverträge zu 
errichten, nicht mebr befugt. Zuftizmin. O AB. 1812. Nr. 72. 
Wehrer III 725. vgl. R.B. 1812. AIX, 

6) Eheverträge koͤnnen ſowohl im Wohnfigbezirfe ded einen oder 
andern Verlobten, als an dem gemeinſchaftlichen künftigen Wohn⸗ 
fine der Eheleute gefertigt werden. Juſtizmin. ©.U.B. 1819. 
Nr. 30. Wehrer IV. 817. 

7) Nachträgliche Solennifirung folder Ehpeverträge beim einfchlä- 
gigen Amtöreviforat, melde unbefugter Weife durch Notarien 
a Quftizmin. 1812. U.A. B. 1826. Nr. 15- 

ehrer V. q ’ 


4. Sind Schenkungen unter Ehegatten, bie in einem Deis 1395. 
rathövertrage gemacht wurden, heverträge, und ibrem Weſen 
nad unwiderruflich ? Ex arg. bejaht. Meg. S. 26. 2. 27. 

1b. Eine dem Ehemann im Heirathsvertrag ertheilte 
Vollmacht, die der Frau fihuldigen Gelder zu erheben und zu 
quittiren, ift wie jeder andere Ehevertrag unwiderruflich. Nismes. 

S. Tu 2. 657. 

2. Der Verzicht eines der Ehegatten zu Gunften feines 
Kindes auf eventuelle, in feinem Heirathsvertrag enthaltene, 
Rechte kann nicht für ungültig erflärt werden, als den Beſtim⸗ 
mungen eines Chevertrages miderftreitend : vielmehr ift er als 
Vollzug deffelben zu betrachten, und biefer Rechte Übertragende 





*) In welcher Form und wann ift der Ehevertrag abaufchließen ? 
Badhar. IH. 503. — Trefurt 370. $. 430. 3). — Erforberniffe 
der Eheverträge zur Gültigkeit. Brauer V. 478. — Zwei 
Gutachten, ald Beitrag zur Erläuterung der 2.6, 1394. und 
1395. Archiv f. ®. III. 607—628. 
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wählt worden. — Ein folder Verkauf ift folglich ungültig, wenn 139. 
er nicht, wie der Heirathövertrag felbft, in einer öffentlichen 
— —— worden iſt. Caſſ. Bordeaux. R. G. 1837. 

1. 


er) 
ſ. Art. 1322. 
+ 1) Unveraͤnderlichkeit der Eheverträge nach geſchloſſener Ehe. Hohnh. 
IV, 356. 358, f. 


.  D Schenkungen unter Ehegatten im Ehevertrag, und Beſchraͤnkung 
derfelben. N. Jahrb. I. 147. Sie fünnen dur ein Teftament 
— — werden. ebend. — vgl. ebend. 184. f. — f. 

r. . ® ’ 


f. Att. 1451. | 1396, 

(1) Die Anführungen in einem SHeirathövertrage, und 
namentlich das darin enthaltene Anerkenntniß der Ehefteuer zu 
Bunften eines der Verlobten, koͤnnen hinſichtlich Dritter aus 
einfachen Vermuthungen als erdichtet und fimulirt erklärt wer: 
den. Zouloufe. J. 19. S. 1834. 2. 537. 

f. Art. 1353. 

f. Art. 1321. | 1397. 

1. Die Rechtsfaͤhigkeit eines Minderjährigen, in feinem 1398. 
Ehevertrage, unter Mitwirtung der Perfonen, deren Einwilligung 
zur Gültigkeit der Ehe erforderlich ift, alle Bedingungen zu ber 
willigen , verfteht fi) nur von denjenigen Bedingungen , welche 
auf die Ehe Bezug haben; fie erftredt ſich nicht auf die Rechts» 
gerhäfte ‚ für welche der Minderjährige der Beobachtung eigener 
Förmlichkeiten unterworfen iſt. Folglich Fann eine Minderjährige, 
die ſich vereheliht, ihrem Manne nit genügende Vollmacht 
geben, um bie endgültige Theilung einer Verlaffenfhaft zu be: 
wirken, zu ber fie allein Erbin if. Bordeaur, S. 26. 2. 245. 
D. 24. 2. 176. 

2. Nod um die ehefteuerlihen Grundftüde zu veräußern. 
Riom. S. 14. 2. 79. **) 

f. Urt. 148. 159. 472. Ne, 9. 1095. 1309. 2140. Nr. 1. 


Erforderniß eined Beiltandes zur Errichtung eined Ehevertrages. 
: Hohnd. VI. 177.6. u ichtung b g 


) Zrefurt 371 ff. $. 430. 4). 8. 431. 1. €, € XII — Abhdi. 
über die Vermögensrechte der Eheleute, die fi vor dem 1. 
Januar 1810 geheirathet haben, Brauer u, Zachar. &.126. ff. 
(und zwar bie Erläuterung der hierüber ergangenen verfchiebe- 
nen babifchen Gefege und Verordnungen ©,145. 164. 165. 171. 
176. 180. 186. 188.). Ä 


**) Von den Parteien, welche zur Abfchliefung eines Ehevertrages 
rechtlich befähigt find. Zachar. III. 502. i . 
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Zweites Rapitel. 
Bon der ehelichen Gütergemeinfchaft. *) 


139. f. Art 1404. 1451. 


Erfte Abtheilung. 
Bon der gefeglihen Gütergemeinfhaft. 


1400. **) * 
1) Die geſetzliche Güter emeinſchaft iſt 33 den ndfägen 
v llgeneinen Geſellſch haftörechtes. mit Rüd 5 auf vu sah 
ben Verhaͤltniſſe, Die er? Ehegatten ald folchen eintreten, zu 
beurtheilen. Hohn. 
2, Ruͤckſichtlich der — — ſind die Eheleute 
nicht Rechtsfolger eines des andern, ſondern ihre Rechte find 
die Em ———— an einer gemeinſchafnichen Sache. Hodnd. 


Erfter Abſchnitt. 


Bermögen und Schulden ber Gemeinſchaft. 


| 6. 1. 
Bon dem Vermögen der Gemeinfdatt. 


1401. 1. Ein Gedinge des Heirathövertrages, welches ein bes 
flimmtes Beibringen ausdrüdt, ſchließt fhon dadurch allein die 
zu Anfang der Ehe verfallenen —— Einkünfte der Ehe: 
gatten von ber Gemeinfchaft aus. Paris. S. 16. 2, 209. 

2. Militärpenfionen, als mefentlich perföntich und als 
Nahrungsgehalte, fallen in die Ehegemeinſchaft nur hinfihtlid 
der u. der Dauer al verfallenden Zieler. Caff. Mont: 
pellier. S. 30. 1. 136. D. 28. 1. 106. 





K. Scherer bie verworrene Lehre der ehelichen Büterges 
meinfe aft. 2Thle. — — Begriff der geſetzlichen Guͤterge⸗ 
meinſchaft. Zachar. II, 505. — Unter welchen Eheleuten, von 
—— Er an, tritt bie eheliche Gütergemeinfchaft ein ? 


=) Brechehgnie des Mannes über Frauengut. Brauer VI. 167. 
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5. Daraus, daß bie Gemeinfhaft zur Zahlung einer Lies 1401. 


genſchaft beigetragen hat, welche zum Erſatz einer der Frau eis 
genthümlichen Liegenſchaft dienen fol, folgt nicht, daß der von 
der Gemeinfchaft hieran bezahlte Antheil als Errungenfchaft bee 
trachtet werden =; — Es würde nur der Gemeinfhaft Ver⸗ 


gätung ie Re ag . 9. Bw. Poitiers. S. 27. 1. 270. D.25. 


f. Art. 1437. 
(6) Der Ehegatte, welcher ſich den ihm zugehörigen An« 


theil an einer Gefellfhaft, deren Mitglied er war, als eigen 
vorbehalten hat, ift bei Auflöfung der Ehegemeinſchaft befugt, 
aus ber Maffe den ganzen Kaufpreis voraus zu beziehen, um 
— er jenen Geſellſchaftsantheil veraͤußert hat: — und es 


aͤlt ſich eben ſo, wenn er ſelbſt beim Verkauf an ſeinen 


Geſellſchafter ſich unterſagt haͤtte, das Gewerbe, welches den 

Gegenſtand der Geſellſchaft ausmachte, perſoͤnlich zu betreiben. 

Die Ehegemeinſchaft kann *— einer ſolchen wer 
m: —“« fordern €. H. Vw. Paris, R.G. 1 


1. Eine während der erſten Ehe von der Gemeinſchaft er⸗ 1402. 


kaufte, und nicht bezahlte Liegenfhaft kann nicht, wenn einer 
der Ehegatten zur zweiten Ehe fchreitet, Errungenfhaft der 
zweiten Ehegemeinfchaft werben: der Verabredung im neuen Heis 
rathövertrage ungeachtet, daß die Liegenfchaft eine Errungenfhaft 
der zweiten Gemeinfhaft werden folle, wenn diefe den Kaufpreis, 
* die erſte Art — werde. Metz. S. 19. 2. 142. 


. 16. 2. 
2 Die Güter, für welche eine Frau bei ihrer Verheira⸗ 


thung offenfundigen Zitel und rechtmäßigen Beſitz hatte, find 
wefentlic von der Gemeinfhaft ausgefchloffen: — zumal wenn 
fie diefelben als eigenthämlic fi bedungen hat. — Wenn 
folglich die Frau unter Mitwirkung des Mannes diefe Güter 
veräußert , und zu deren Erfag andere erfauft, fo find biefe er⸗ 
kauften Güter eben fo mefentlid von ber Gemeinfchaft ausge⸗ 
ſchloſſen. — Werden die erſten Güter in der Folge dafuͤr ers 
kannt, daß fie der Frau nicht wirklich zugehörten, fo ergibt ſich 
aus dieſem Ereigniffe nur eine Veränderung der Stellung zwi⸗ 
fchen ber Frau und dem Dritten ; die Rechte des Mannes blei- 
ben die nämlichen, wie vorher: der Mann ift daher nicht zu be— 
baupten befugt , daß die zum Erfag angefhafften Güter (welche 
in der That Fein Erfag eigenthümlicher Güter mehr find) ben 





*) a. .. — — zur Gemein — Zachar. 
Te RESET IR N 


1402. 


1403. 
1404. 
1405. 


1406. 
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Charakter ehegemeinfchaftlicher Güter haben, und baf ihm, als 


dem .Haupte der Gemeinfhaft, ein Recht daran zuftehe. Caff. 


Angers S. 26. 1. 41. D. 23. 1. 291. L. 73. 599. 
3. Wenn es fih zwifhen Mann und grau von ber Be: 


flimmung handelt, was urfprünglich eigenthuͤmliches, ober etz 


festes, oder Gemeinfchaftsgut fey, fo muß man als eigenthüms 


lich alles dasjenige betrachten, was bei Eingehung der Ehe der 


u. zugehörte, oder als ihr zugehörig angefehen wurde, und 
berdies, wovon fie und der Mann erklärt haben, daß fie es 
zum Erfag ihrer eigenthümlichen Güter während ber Ehe erkauf⸗ 
ten; hieran kann ein Ereigniß nichts Ändern, welches zwifchen 
ber Frau und ihren Kindern die gegenfeitigen Rechte auf andere 
Grundlagen feftgejtellt hätte, dergeftalt, daß die urfprünglic als 
ihr Eigenthum bedungenen Güter von der Frau fpäter als Eigen: 
thum der Kinder wären erflärt worden. — Auch auf den gegen: 
feitigen Werth der als eigenthuͤmlich bedungenen, und ber zum 
Erfage derfelben erfauften Güter kommt e8 nicht an: — vorbes 
haltlich jederzeit der Verguͤtung an die Gemeinfchaft, im Falle, 
wo der Preis der zum Erfage erfauften Güter den Preis der 
als Eigenthum bedungenen überfteigen würde, und nur für ben 
Ueberfhuß des Preiſes. C. H. Vw. Poitiers. S. 27. 1. 270. 
D. 25 1. 66. L. 79. 15. 

f. Art. 1435. 

(4) Das Geftändniß des Mannes, daß eine Kiegenfchaft 
Eigenthum feiner Frau fey, macht einen genügenden Beweis 
gegen ihn, binfihtlich der Frau oder ihrer Erben, Pau. R. G. 
1837. 1. 437. — f. Art. 1356. *) 

f. Art. 590. 592. 598. 1437. 1468. 1473. 

f. Urt. 1399. **) 

Die während der Ehe den beiden Ehegatten mit einander 
gefchenkten Güter fallen nicht in die Gemeinfhaft: fie bleiben 
jedem der Ehegatten zur Hälfte; der Grundfag des Art. 1405. 
ift nicht auf den Fall eingeſchraͤnkt, mo die Güter nur einem 
von beiden Ehegatten gefchenft wurden. Zouloufe. S. 28. 2. 
211. D. 26. 2. 172. 

f. Art. 1470. 1493. 

Eine Liegenſchaft, welhe duch Heirathsvertrag den Fünftie 
en Ehegatten von den Eltern oder Ahnen des einen von beiden 
überlaffen wurde, muß, felbft wenn die Abtretung unter belas 
ftetem Zitel gefchehen wäre, für ein Eigenthum des erbberech- 


*) Bon der Errungenfchaftsvermuthbung. Brauer V. S. 616. 


*) Ob der Erlös aus einem zwiſchen dem Deirathsvertrag und der 
Eingehung der Ehe veräußerten Grundftüde zur ehelihen Gü= 
tergemeinfchaft gehöre oder nicht, Archiv f. R. IL. 232, 
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tigten Ehegatten angefehen werden: fie fällt nicht gegen Verguͤ⸗ 1406. 
tung in die Gemeinfhaft. Colmar. S. 1. 2. 355. 
f. Art. 1075. 
f. Art. 1436. 1468. 1470. 1493. 1407. 
+ Hohnh. IV, 245. 


1. In einer Gemeinfhafssehe ann der Mann nicht * 1408. 
ſich allein eine während der Ehe erworbene Kiegenfchaft verpfaͤn⸗ 
den, welche vor deren Erwerbung ber Frau ungetheilt zugehörte. 
C. H. Vw. Colmar. S. 17. 1. 68. 

2. Daß die während der Ehe gefhehene Ermwerbung bes 
Antheild einer Liegenfhaft, woran einer der Ehegatten in uns 
getheilter Gemeinſchaft fand, nicht zur ehelichen Errungenfhaft 
gerechnet, und als Eigenthum bed Ehegatten betrachtet werde, 
welcher bereit Miteigenthümer ift, dazu mird erfordert , baß 
eine ungetheilte Gemeinfchaft der betreffenden Erbtheile im Augen» 
blide der Erwerbung ſchon beftanden habe. Douai. S. 28. 2. 
101. D. 26. 2. 137. 

3 Die perfönlihen Gläubiger des Mannes, welhe ein 
Unterpfandsreht an einer Liegenfchaft haben, die ein ungetheiltes 
Eigenthbum des Mannes und der Frau ift, können nad) aufge 
löster Gemeinfhaft die Verfteigerung der Kiegenfchaft begehren. 
In diefem Falle können die Frau oder ihre Erben gegen bie 
Gläubiger die im Art. 1408. bewilligte Befugniß, das Gut an 
fih zu ziehen, nicht ausüben, zumal wenn der, ald Preis bes 
ungetheilten Antheils, welchen der Mann an ber Kiegenfchaft 
befigt, angebotene Erſatz nicht zur vollen Befriedigung jener 
Glaͤubiger hinreiht. EC. H. Vw. Grenoble. S. 27. 1. 286. D. 
24, 1. 414. — S. %. 2. 63. 

. Die Beftimmung des Art. 1408., welhe ber Frau im 
gegebenen Falle die Wahl läßt, das Gut an ſich zu ziehen, oder 
ber Gemeinfchaft zu überlaffen, erftrede fih auch auf die mit 
Bewidmungsreht verheirathete Frau, zumal wo es fih von 
Beibringensgätern handelt. — Nur muß unter dem Bewid⸗ 
mungsrechte, da hier Feine Auflöfung der Gemeinfhaft zu ers 
warten, bie Frau ihre Wahl erklären ; wo fie ihre Rechte feft: 
ftelt, und wo es von Beibringensaütern ſich handelt, kann und 
muß fie ihre Wahl unmittelbar nad der Erwerbung treffen. 
Limoges. S. 29. 2. 77. f. Urt. 1421. 

Wenn eine der Frau ungetheilt zugehörige Liegenfchaft 
von dem Manne und der Frau zufammen erworben wird, fo 
hat bie Frau bei Auflöfung der Gemeinfhaft das Recht, die 
Liegenfhaft gegen Vergütung des Kaufpreifes an biefelbe,. an ſich 

u ziehen. — Die Beftimmung des Art.1408. ift nit auf ben 
Fall befchränft, mo die Erwerbung im alleinigen Namen 
des Mannes gefhah. Colmar. 8. 32. 2. 359. 
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(6) Diefes Recht der Frau kann nicht von den Glaͤubi 
derfelben ausgeübt werden , fondern ift ausfchließlich der Perfon 
der Frau verliehen. Caſſ. Limoges. J.19. S. 1834.1. 533. — Riom. 
R.G.1836. 2.186.€.9. Bw. Riom. R.G. 1837.1.331.—f.Art.1166. _ 

(7) Wenn dagegen der Mann allein und in eigenem Nas 
men einen Theil eines unbeweglichen Gutes an ſich gebradıt hat, 
worauf die Frau ein ungetheiltes Gemeinfchaftsreht hatte, fo 
Fann diefe oder ihre Erben nicht auf bie Abtretung des vom 
Mann erfauften Antheils, oder den Erfag des Kaufpreiſes belangt 
werden , fo lange fie nicht die in diefem Artikel ihnen gelaffene 
Wahl getroffen haben, das Gut an no zu airden, oder der Ge: 
meinfchaft zu überlaffen. Borbdeaur. J. 19. S 1835. 2. 61.— 
Gaff. Privas. J. 19. S. 1835. 1. 516. 

(8) Eine Gewerbseinrichtung (Betriebsfonds) , welche ber 
Ehemann einer Frau geführt hat, die in Ehegemeinfhaft ſteht, 
und nebſt ihren Kindern erſter Ehe Miteigenthuͤmerin jener Ein⸗ 
richtung iſt, muß bei Auseinanderſetzung der erſten Gemeinſchaft 
nicht nach ihrem Werthe bei Aufloͤſung derſelben, ſondern nach 
dem Werthe geſchaͤtzt werden, den ſie waͤhrend der Dauer der 
zweiten Ehe gehabt hat. Paris. J. 19. 8. 1834. 2. 190. 

(9) Sie muß nach dem Werthe geſchaͤtzt werden, der ihr im 
Heirathövertrage gegeben worden ift, und nicht nad dem SPreife 
des duch den Mann gefchehenen Berkaufes. Paris. R.G. 1837. 
2. 306. — f. Art. 1503. 

(10) Die, von einem in Gemeinſchaft lebenden Ehegatten 
geſchehene, Erwerbung von Erbrechten einiger ſeiner Miterben, 
an einer zu ſeinem Vortheil waͤhrend der Ehe eroͤffneten Erb⸗ 
ſchaft, wodurch das unabgetheilte Eigenthum hinſichtlich der uͤbri⸗ 
gen Miterben nicht gaͤnzlich aufgehoben wird, kann nur als ehe» 
lihe Errungenfhaft, und nicht als ein vom erwerbenden Ehe: 
er unter bem Titel der Bere an nz gebrachtes —— 

— werden. Paris, R. G. 1837. 2. 92. — f. Art. 83. 


— Ein Ehemann, welcher den unabgetheilten Antheil 
eines Miterben ſeiner Frau an ſich bringt, wird als im Namen 
und auf Rechnung der letztern handelnd vermuthet, in dem 
Sinne wenigſtens, daß man die Ceſſion nicht als einen Ver— 
kauf zum Vortheil eines Fremden, ſondern als eine der Um— 
ſtoßung wegen Verkuͤrzung von mehr als einem Viertel unter 
worfene Theilung betrahten muß. — Damit eine Geffion 
von Erbrechten als Theilung zu betrachten, und, unter diefem 
Titel, der Umftoßung wegen Verlegung von mehr als einem 
Viertel unterworfen fey, ift nicht erforderlich, daß dieſelbe 
den unabgetheilten Befig unbedingt aufhebe: es genügt, = 
fie diefe Wirkung — den Pr bat. — ſ. A 
887. 888. Xouloufe, 3. 19. S. 1835. 2. 285. 
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6. II. 


Don den bezaplenden Schulden der Gütergemeinfdaft, und von den Alagen, 
die Daraus wider fie entftehen. 


1. Urkunden über Fahrnißfhulden, welche gegen den Mann 1409. 
oder die Frau vor der Ehe vollzugsreif waren, find es Praft Ges 
feges auch gegen die Gemeinfhaft. Brüffel. S. 7. 2. 345. 

2. Die, einer in Gemeinfhaftsehe lebenden Frau zu erfer 
genden, Koften einer Ehefcheidungsklage find Keine Schuld des 
arg? fondern ber Gemeinfchaft. Bruͤſſel. S. 12. 2. 149. 


1. 
f. Art. 1436. *) 
© 4) R. Bel. die Menderung der Eheverhaͤltniſſe durch dad neue 
L.R. insbefondere in Anfehung der allgemeinen © 
fhaft bir. R.B. 1812. X. Samml. J. 1017. — Hierauf be 
züglihe R. Bel. über erg der eben von den fah⸗ 
renden Schulden. Zuftizmin. M.U.B. 1 Nr. 54. (8. 2. 
Nr. 26.) — vgl. Annalen 11. 241. — VI. 117. 
+ 2) 3u den Schulden der sefenlicen Gütergemeinfchaft gehören alle 

die, melde der Mann während der Gemeinſchaft macht. Hohn. 
Il. 18. III. 77. V. 191. ir 

3) Ausgenommen find Schulden megen eined Derbrecdhend deB 
Manned — Doc können Geldftrafen. ded Mannes aus deriel. 
ben beigetrieben werden, vorbehaltlich der WVergütuug für die 
grau. Hohnh. V. 189. ff. 

4) Derurtheilungen, die den bürgerlichen Tod nad Ir sieben, 

. treffen nur den Antheil ded Verurtheilten an der Gütergemein- 
ſchaft. Ebend. 189. 191. 

5) Ueber die von einem Ehegatten in die Ehe gebrachten Pfand: 
fhulden. Abhdl. Annalen VI. 1. 


Scheine, welche die Frau vor ihrer Heirath unterzeichnet 4440, 
bat, haben ein fiheres Datum dem Manne gegenüber, wo er, 
kraft Heirachövertrages, als Gefhentnehmer feiner Frau zu ber 
trachten, und koͤnnen ihm entgegen gehalten werden, obwohl fie 
ducch Feine der im Art. 1328. vorgefehenen Umftände ein fiches 
res Datum gewonnen haben. — Der Mann ift in diefem Falle 
kein Dritter, fondern der MRechtöfolger feiner Frau. C. 9. Bw. 
Paris. S. 28. 1. 279. 

f. Art. 1322. 1328. 





*) Bon den Schulden der Gemeinfchaft. Zachar. III. 508. — Bon ben 
Erbrenten, welche der eine oder andere Ehegatte zu forbern.ober zu 
bezahlen hat. Zadar. Ill. 514. — Welches find liegenſchaft⸗ 
lie und fahrende Erbfchaftsfchulden, in Beziehung bes Vers 
mögens beider Eheleute, bei deffen Vertheilung im Kalle ber 
aufgelösten Gemeinſchaft? Archiv f. R. III: 130-136; 
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+ Die eheliche Gütergemeinfchaft hat die Fahrnißſchulden der Frau 
aud den Zeiten vor der Ehe nur in ( — anzuerkennen, ald 
fie Öffentlich beurfunder find. Hohnh. VI. 37. 
1411. f. Act. 1418. 1496. 1510. *) 
1412. f. Art. 1436. 1468. 1470 
1413. f. Art. 776. 1410. 56 1426. 1485. 
1414. f. Art. 795. 1416. 1418. **) 
*4) re ing der Erbverzeichniffe. V. R.B. 1810. XI. Samml. J. 
” — Zwei Zeugen find beizuziehen. Inſtr. R. B. 1837. 
2) In on —— noch — — —— ſtatt finden. U.A. B. 


3) — — "über en der liegenden und fahrenden Schuls 
den bei Theilungen ıc. außer dem Falle des £. ©. 870.— Wo 
im einzeinen alle die Natur einer liegenden Schu ſich nicht 
nachweiſen laͤßt, da wird & . —— —— behandelt, 
Suftizmin. MAD. 1838. Nr. 53. — 52. (V.B. Nr. 

13.) ©.4.2- atmet. ©. 1409. Nr. 1. 

1415. Der in Ermangelung eines Erbverzeichniffes zuläffige Be: 
weis durch den gemeinen Ruf über den Beftand und Werth der 
fahrenden Habe, melde die Frau dem Manne beigebracht hat, 
kann nicht nur gegen den Mann oder beffen — ler 
ſelbſt gegen er geführt werden. Bordeaur. S. 26. 2 


At. 1436. 1468. 1510. 1524. 


f. A 
f. 
1416. f. Art. 219. 1413. 1426. 
1417. f. Art. 1411. ff. 
1418. fe Art. 1401. 1468. 1470. 1493. 2208. 
41419, f. Art, 1409. 1431. 1990. 1998. 


1420 a.***) 


Zweiter Abfchnitt. 


Bon der Verwaltung der „wensiufsert und — Einfluffe der Handlungen 
er Ehegatten auf fol 


sat, - Wenn ber Mann bie Serungenfchaftsgäter der Gemein: 
ſchaft veräußert, bleiben fie dem gefeglihen Pfandrechte der Frau 





*) Bon ben Erbfchaften, — den Eheleuten — der Ehe 
zufallen. Zachar. III. 


00) Melches find li de, 
») e u iegen e, und welches fahrende Schulden? Archiv 
»s) Trefurt 349. $. 408. 3). 
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— Bejaht. Angers. S. 13. 2. 38. L. 35. 109. — 
Caff Trier. S. 6. 1. 17. Verneint. Paris. S. A. 2. 707. L. 
8. 153. f. Act. 2121. 

2. Obwohl der Art. 1421. dem Manne das Recht ver⸗ 
leiht, die Gemeinſchaftsguͤter zu verkaufen und zu verpfaͤnden, 
ſo kann doch die auf Trennung von Tiſch und Bette klagende 
Frau die während der Trennungsverhandiungen gemachten Ver— 
kaͤufe, als zu Gefaͤhrdung ihrer Rechte geſchehen, — C. 
H Div. Mortagne. S. 7. 1. 398. D. 5, 1. 398. L. 18. 513. 

f. Art. 270. Nr. 2. ff. 307. Ne. 8. ff. 1401. 1507. 1528, 
1531. 1549. 2208. 

(3) Man kann beim Vermaͤchtniſſe geroiffer Güter an eine 
in Gemeinſchaft lobende Frau die Bedingung beifügen, daß fie 
diefe Güter allein genießen, und die Einkünfte derfelben , ohne 
Mitwirkung ihres Mannes beziehen folle; eine folche Bedingung 
hat nichts der ehemännlichen nun nod) — san der Ges 
meinfhaft Widerſtreitendes. Paris. J. 19. S. 1835. 2. 518.*) 

f. Art. 900. 1428. 

+ 2) Verfügungen ded Ehen emanned über das Gemeinſchaftsvermoͤgen 
verpflichten ihn zur uslieferung des BEDIENEN entweder 
in natura, oder nach der Taration. Hobnb. 

2) * Gemeinſchaftsgut ſtehen dem Ehemann ge Rechte 
ed Eigenthümerd zu; die Frau hat ald Miteigenthümerin 

Ein Rechte. Hoh dnb. VII. 8. 12. — Die Rechte der Ehefrau 
iD nur bedingter Natur: erft mit der Auflöfung des Gemein⸗ 
chaftsgutes tritt - wahres — — ein. Ebend. 8. 


12. — vgl. Ebend. II. 21. 23 Ebend. V. 220. 
9— 

f. Art. 1384. Nr. 1. ff. **) 

f. Art. 23. 25. 


1. Die Prozeßkoften, welhe bie Frau durch eine Zrens 
nungsklage veranlaft hat, die durch MWiederverföhnung erlofhen 
ift, ee — der Gemeinfchaft zu Laſt. Paris. S. 6. 2. 252. 


2. Die Anwaltskoften der Frau für ein Zrennungsverfah: 
ren, worin fie fachfällig geworden ift, fallen ber Gemeinſchaft 
nicht zu Laſt, ſie koͤnnen a perföntic gegen die Frau ruͤckge⸗ 
fordere werden. Paris. S. 28. 2. 247. D. 26. 2. 179. — 


*) Bon der Verwaltung der Gütergemeinfchaft. Zachar. III. 509. 
— Schenkungen des Mannes aus der Gemeinfchaft. Brauer 
*) Won dem Eigenthbum, welches dem einen und andern ber in 
Gütergemeinfchaft lebenden Ehegatten an feinem eigenen Ver⸗ 
mögen zufteht. Zachar. III, 510. 
ser) Trefurt 376. 8. 437, 1). 4). 


1421, 
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1426. Caff. — R. G. 1837. 1. 576. — Limoges. 8. 14.2. 92. 
L. 38. 48. (Re. 3. d. ©.) 

4. Die von einer Frau, felbft ohne Ermaͤchtigung des 
Mannes, gemachten Verwendungen fallen der Gemeinfhaft zur 
Laft, wenn hergeftelle iſt, daß fie zum Beften der Gemeinſchaft 
gefchehen find, außerdem aber, wenn fie die Grenzen der Bil 
Be nicht  Aberereite. Caſſ. Montpellier. S. 30. 1. 136. 


> a von ber Frau unterzeichnete Schufdverfchreibung 
ift gültig gegen den Mann und das Gemeinfhafisvermögen, 
obwohl ihr die ehemännliche Ermädtigung abgeht, wenn bie 
Lieferungen | welche die Schulbverfhreibung zum Gegenftande 
bat, in gutem Glauben gemaht worden, wenn fie nicht über 
mäßig geweſen fi — * und der Gemein ſchaft zum — 
haben. ©. H. Vw. Pau. S. W. 1. 332. D. 24. 1 
75. 222. *) 

f. Art. 217. u. bie Not. 219. 220. 1410. 1450. 19%, 
C. c. — 4. 5. 7. C. comm. 

+ R. F. über die Verbindlichkeit des Gemeinuftnermbgens 
dur eine von der Ebefrau allein, jedoch unter chtlicher 
Ermächtigung abgefchloffene Veriragshandiung. Annalen IL. 213. 


41427. Die im Art. 1427. verordnete gerichtlihe Ermächtigung 
zu Veräußerungshandlungen einer Frau ift nur als Ergänzung 
der ehemännlichen Ermächtigung vorgefchrieben. — Wenn ber 
Mann ermächtigt, kann die Frau gültig verkaufen, ohne & 
— des Gerichts. C. H. Vw. Colmar. 8. 15. 1. 113. 

. 13. 1. 37. L. 42. 254. **) 
f. Art. 219. 1455. 1558. ***) 


® 1) R. Bel. über die Beftätigung übernommener Samtverbindlich⸗ 
feiten der Ehefrauen, befonderd 2 Nterpianbähcheungen, R. 

B. 1810. XV. 6. 3. Samm. F. 
) R. Bel. in Betreff der —— t der gerichtlichen Er⸗ 
—— zu Fang Lu ans 


Güter. XXIII. 1022. S, A.B. 1816. 
— * — *. 337. — — oe I, 317. — VE 


*) Srauengewalt über Ehegeme inſchaftsgut. Brauer VI, 316, 
**) Laukhard II. S. 34. — vgl. ebend. S. 29. 


2) Bon ber gerichtlichen Ermaͤchtigung ‚ welche bie m. zu 
gewiffen Mnehesge lüften betürfen. mL R. 11. 293. 305. 

— ebend. I. 56. 402.—407. — Zft ein Gläubiger verbunden, 

ſch mit —— Anſpruͤchen an die ihm ſamt⸗ oder mitverbind⸗ 

3. Ehefrau bei entſtehendem Gantprozeſſe gegen ihren Mann 

zur — Klage verweiſen zu laſſen? Archiv f. R. I. 651. 
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3) DB. die Ermächtigungdprotofolle zur Samtverbindlichkeit der 1477. 
Ehemweiber btr. &. $ 1820. V. Samml. I, Typ vgl. u 
Hohnh. IV. 32, 

7 4) Jnterceffion der Ehefrau, deren Gültigkeit nach altem Recht. 
zn I. 177 —184, — vgl. R. B. 1804. VIII. Samml. l, 


5) Daß der Gerichtdermäctigung eine Erklärung der zu uͤberned⸗ 
menden Verbindlichkeit vorausgegangen ſeyn müffe, ift nicht 
abfolut bei Strafe der Nichtigkeit vorgeſchrieben. Hohnh. IV. 36. 

6) Daß es an der vorausgegangenen caussae — gefehlt habe, 
iſt nicht ju pröfumiren die Beweggründe dazu brauchen nicht 
zu Protokoll genommen zu werden. Ebend. 37. 

7 Es wird die B ijiebung eined verpflichteten Beiſtandes, nebft- 
dem eine ausdrüdfiche Erflärung erfordert ; eine ftillfeyweigende 
rn dabei zu präfnmiren, ift zu gewagt. Hoöhnh. IV, 


8) Kann auch unter der Bedingung übernommen merden, wenn 
der Hauptfchuldner nicht zahlt. Ebend. 35. 
9) Solde Fann der Inhaber eines Schuldfcheined gegen den Ee 
— > den debitor cessus nicht in Anſprüch nehmen. 
+ JO. 
10) Wohl aber ein Wechielinhaber geden den Ausfteller und Indofs 
ſanten. Ebend. 
* 11) Geſetz über die Aufhebung der Geſchlechtsbeiſtandſchaft. R. B. 
1835. XXXVIIL, Art. 3. 

12) an Mebernahme der Samtverbindlichkeit find Feine befondern 
Foͤrmlichkeiten noͤthig, doch iſt die Zugiehung von zwei Zeugen, 
‚wenn die Srau nicht fchreiben kann, ratbfam. Zuftigmin. D.A.B. 
— Nr. 49. (VB. Bd. Nr. 12.) — f. Bd. I. ©. 306. Nr. 
1. Eine vom Mann, ohne Mitwirkung der Frau, auf liee 1428. 

genfchaftliches Vermögen der legtern angeftellte Klage ift nicht 
unbedingt mit Nichtigkeit behaftet: die Michtigkeit bezieht fich 
nur auf das Intereffe der Frau; Niemand kann ſich daruͤber 
befhmweren, wenn fie ſich nicht befhwert, wenn fie im Gegen» 
theil ihre Genehmigung gibt. Brüffel. .S. 13. 2. 51. D. 11. 
2. 19. L. 34. 161. — Colmar. S. 18. 2. 277. L. 51. 535. 
1b. Der Mann bat die Befugniß, ohne Mitwirkung der 
Frau, liegenſchaftliche Klagen für fie anzuftellen, mit dem Wors 
behalte ei legtere, nad Gutbefinden gegen das Verfahren ein⸗ 
zufchreiten. — Jedenfalls haben die gegen den Mann allein er 
gangenen Urtheile Beine Rechtskraft gegen die Frau, wenn fie 
ihe nachtheilig ind; ber vom Manne belangte Beklagte hat das 
Net, die Frau ſelbſt vor Gericht zu ziehen, damit die zu er: 
wartenden Urtheile, ald auch auf fie fich ausdehnend, erklärt were 
mögen. — Dijon 8. 32. 1. 388. — €. H. Bw. Nismes. 


2. Die Beruhigung des Mannes, beim Vollzug eines Ur⸗ 
29 


* 


1428. 
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theild bezüglich auf das perfönlihe Vermögen der Ba, hat keine 
Wirkung auf letztere. Bordeaux. S. 30. 2. 220. L. 87. 50. 
Die Frau, welche einen Dritten zum Itrihum verleitet 
hat, indem fie ihn glauben machte, daß fie auf Gemeinfhafts: 
recht verehelicht fey , während fie in der That die alleinige Ver: 
waltung ihres Vermögens hatte, kann nicht auf Ungültigkeit 
einer Rechtshandlung, bezüglich auf diefe Verwaltung antragen, 
obwohl diefelbe ohne ihre Mitwirfung durch ig a. abge» 
Br wurde. Bourges. S. 30. 2. 171. D. 28. 2. 80. L. 


4 Der Mann ift befugt, im Namen feiner Frau, weldhe 
eine Liegenfchaft erfauft, oder den Käufer beerbt hat, auf die 
Klage ſich einzulaffen, welche ein Unterpfandgläubiger auf den 
Eriös jener LKiegenfhaft, als an die Stelle des Unterpfandes 
tretend , angeftellt hat. €. H. Bw. Orleans. 8. 8.1. 353. 
D. 6. 1. 217. * 

f. Art. 818. 1507. 1549. 2121. 2135. 2254. 


1428 a.**) 


1429. 
1330. 


f. Art. 270. 307. Ne. 8. ff. 1421. 1443. 1718. 
* Dormundfh. Inſtr. $. 4 lit. c. R. B. 1838. XIM. 
f. Art. 595. Nr. 2. 1718. 


1430a.+**) 


1431. 


1. Die in Ehegemeinfhaft lebende Frau kann auf ihr 
gefegliches Pfandrebt zu Bunften eines Dritten gültig verzichten, 
gegen welden fie fih, mit ihrem Manne famtverbindlih, als 
Schuldnerin darftellt. Der Verzicht kann felbft ſtillſchweigend 
feyn: er kann 3. DB. daraus hervorgehen, daß die Frau zu Gun: 
ften des Deitten ein Unterpfand auf die mit ihrem gefealichen 
— — belaſteten Guͤter bewilligt haͤtte. Paris. 8. 19. 2 

. 17. 2. 23. S. 18. 2. 341. — Angers. S. 23. 2. 315. 

7 Der Berziht hat feine Wirkung, feibft wenn die Frau 
fi) mit ihrem Manne weder als Bürgin, noch als Samtfchuld: 
nerin, verbindlich gemacht hat: felbft wenn ber dritte Gläubiger 
in der Urkunde nicht betheiligt , m der Er in einer Pris 
vaturkunde nafheben ift. ge 2.8 ige 60. 66. 
F ſ. Art. 1554. Ne. 33 . 212. Nr 1. ff. 2134. Wr. 


4 Die Frau, weldhe famtverbindlih mit ihrem Mann 
eine Gemeinfhaftsfhuld eingegangen ift, wird als Bürgin bes 
trachtet, felbft einem dritten Miefhuldner gegenüber. — Wenn 


*) Zrefurt 377. $. 438. 3). 
*) Trefurt 377. ‘ 438. 1). 
***) Trefurt 377. $. 438. 2). 
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alfo diefer Dritte den Gläubiger bezahlt hat, fo ift er berechtigt, 1431. 
von der Frau allein die Ruͤckzahlung des ganzen Antheil® zu 
fordern , für welchen die Gemeinfhaft an der Schuld zu haften 

hat. Er ift nicht verbunden, feine Klage gegen die Frau und 
gegen den Mann zu theilen , unbefchadet jedenfalls des Anfpru« 

ches der Frau auf Entfhädigung von ihrem Manne. C. H. Vw. 
Paris. 5 28. 1. 169. D. 26. 1. 37. L. 81. 348. 

(5) Jede von der Frau, als Samtfchuldnerin, mit ihrem 
Manne Üübernommene Verbindlichkeit wird kraft Gefeges, felbft 
wenn alle Gütergemeinfchaft unter den Eheleuten ausgefchloffen 
ift, als im Sntereffe des Mannes gefchehen betrachtet, wenn 
nicht aus dem Vertrage das beftimmte Gegentheil erhellt: fo 
daß die Frau bloß als Bürge betrachtet wird, und für den Be—⸗— 
trag jener Verbindlichkeit vom Mann entfchädige werden muß. 
Paris. R. G. 1833. 2. 395. 

(6) Die mit ihrem Manne famtverbindliche, und ihm x 
genüber nur als Bürge geltende Frau (oder jtatt ihrer ihre Gläue 
biger) koͤnnen in Kraft ihres Unterpfandrechtes, und um der von 
ihre übernommenen Schuld willen, collocirt werden, ohne noch 
bezahlt zu haben, oder auf Zahlung belangt worden zu feyn: 
übrigens nur dann, wenn der Frau feine Gewährleiftung auf 
den Fall gegeben ift, wo fie in der Folge genöthigt feyn follte, 
die Schuld für ihren Mann zu bezahlen. C. H. Vw. Paris. 
J. 19. S. 1834. 1 272. — f. Art. 2032. 2135. — Paris. 
R. G. 1836. 2. 548. — Orleans. R. G. 1837. 2. 89. 
(MD Und die Ausübung diefes Rechtes kann nidyt durch 
das Anerbieten eines der Frau in der Zeit nachgehenden Gläus 
"biger gehemmt werden, daß er nur unter der Bedin— 
ung collocirt werden wolle, Sicherheit zu leiften, oder eine 

iederanlegung zu bewirken: auf den Fall, wo bie Frau in 
ber Bolge belangt , und zur Zahlung angehalten werden Eönnte. 
Paris. R. G. 1836. 2. 548. *) 


* 1) Edefrauen find nah gemeinem Rechte, aub wenn fie fid mit 
dem Mann ald Mitfchuldnerin erklärt, und auf die auth. si 
qua mulier ausdrüdlich verzichtet daben, nur ald Bürgen 
tenent. — Ausgenommen ift der Ball, wenn vollſtaͤndig bemie- 
fen werden kann, daß dad Geld zum befonderen Nugen ber 
Grau verwender worden fey. Hohnh. II. 277. f. vgl. Evend. 
IV, 39, f. = ſ. Nr. 4. d. T. 

2) R. F. mo die Samtverbindlichkeit einer Ehefrau als unanwend—⸗ 
bar auf dad Rechtsgeſchaͤft einer Rechtsabtretung erklaͤtt wurde. 
Annalen II. 254. — Entgegen gefetzte Anficht. ebend. Hi. 71.f. 


*) Zrefurt 379. $. 442. 2), Bürgfchaften ber Ehefrauen für ihre 
Ehemänner, Brauer V. 475. — Die unwirkſamkeit der ehe: 
weiblichen Bürgfchaft fällt weg. Ebend. $. 945-949. 


29 * 


1432. 
1433. 
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f. Art. 1478. 
1. Der Erids einer Liegenfhaft, welche einem Ehegatten 


‚allein zugehört , macht Feinen Theil der Gemeinfhaft, als in fo 


weit er von berfelben bezogen worden if. — So lange ber Er: 
1ö8 noch ausfteht, gehört er ausſchließlich demjenigen Ehegatten, 
der Eigenthümer der Liegenfchaft ift. — Folglich, und wenn es 
vom Erlös eines Eigenthumes der Frau ſich handelt, Fönnen 
die Gläubiger des Mannes keinen Zugriff auf den noch in Häns 
den des Käufers beruhenden, an die Stelle bes 2 
ne tretenden Kaufpreis erwirken. Nancy. S. 238.2 » 
39. D. 25. 2. 69. 

2 Damit einer der Ehegatten zugelaffen werben — 
aus der Gemeinſchaft den Preis ſeiner waͤhrend der Ehe ver: 
äußerten Güter voraus zu ziehen, muß hergeftellt feyn, daß dies 
fer. Preis. von der Gemeinſchaft bezogen worden ift ; den Beweis 
bat diefer Ehegatte zu führen, nit der andere Ehegatte oder 
dbeffen Erben den Beweis des Gegentheild. — Die alleinige 
Thatſache des Verkaufes während der Ehe zieht nicht die Ver— 
muthung nad fih, daß die Gemeinfchaft den Preis bezogen 
habe (zumal in dem Falle, wo nicht einmal hergeftellt ift, daß 
der Preis der veräußerten Kiegenfchaft bezahlt worden). Caſſ. 
Bourges. S. 32. 1. 641. 

(3) Der Mann ann den Erlös verfaufter Güter feiner 
Frau, um ihm die Eigenſchaft eigenthämlichen Vermögens der 
Frau zu bewahren, anlegen, bis zu dem Zeitpunfte, wo es den 
Ehegatten gelegen feyn wird, denfelben zum Ankaufe von Lıegen« 
fchaften zu verwenden ; und wenn eine foldhe Anlegung in bie 
Hand eines Dritten gefhah, welcher dafür eine Schuldverfchrei« 
bung zu Gunften der Frau ausgeftellt hat, fo kann der Mann 
für ſich allein, und ohne — derſelben, über dieſe Schuld⸗ 
verſchreibung verfügen. Bourges. J. 19. S. 1834. 2. 531. 

(4) Liegenfchaften, die mit den eigenen Geldern ber 
grau erfaufe wurden , find deren Eigenthum, wie jene es feyn 
würden, die zum Erfag eigener Liegenf haften erkauft 
worden find: und dies felbft alddann, wenn im Heirathövertrage 
die Bedingung der MWiederanlegung nicht enthalten iſt; es ver⸗ 
hält fi in diefer Hinfiht mit der eigenen Fahrniß, wie mit 
den eigenen Liegenfdaften, obgleich das n ne im rw 
nur mit —— beſchaͤftigt. Toulouſe. J S. 1835. 2. 175. 

ſ. Art. 1470. 

* Die von Ehegatten in die Ehe einbringenden * leichſtellungs⸗ 
gelder btr. Aut 3. 1819. “ Samml 2 102 IE 


1433 a.*) 





*) Trefurt 378, 8, 441. 
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4... Die gefhiedene Frau kann den Preis ihrer veräußerten 1434. 
eigenthuͤmlichen Güter nicht fordern, wenn er zu ihrem Vortheil 
urn if. C. H. Vw. Douai S. 10. 1. 45. D. 7.1. 336. 
L. 26. 17. 

(2) Der Erfag für ehefteuerliche Güter, deren Veraͤuße— 
rung im Heirathövertrage verftattet war, kann nicht mittelft einer 
einfachen Unterpfandsbeftellung gefchehen ; der Käufer ſolcher Güter 
ift daher befugt, die Zahlung des Kauffchillings fo Tange zu ver: 
mweigern, als dafür Fein Erfag in Liegenfhaften gemacht wurbe: 
— zumal, wenn dies die im Heirathövertrag ausgedrüdte Wil: 
lensmeinung der Ehegatten gewefen zu feyn ſcheint. Toulouſe. 
J. 19. S. 1834. 2. 587. f. Art. 1435. 

(3) Unter der alten Gefeggebung (und insbefondere den 
Gemwohnheitsrechten von Paris), wie unter dem neuen Rechte, 
wenn der Mann im SHeirathsvertrage ſich Gelder als Eigenthum, 
unter Zufage der MWiederanlegung , vorbehitten hatte, war bie 
Erklärung in einem von den Ehegatten gefchloffenen Kaufvertrage, 
daß der Ankauf mit dem eigenthümlichen Gelde des Mannes, 
und um ihm als Erfag zu bienen , gefchehen fey, genügend, 
um die erfaufte-Liegenfhaft zum Eigenthume des Mannes zu 
madhen C. H. Vw. Amiens. J. 19. S. 1835. 1. 833. 

(4) Damit die Erwerbung einer Liegenfchaft, während ‘der 
Ehegemeinfhaft, zum Vortheil des Ehemannes als Wiederanle: 
gung ber veräußerten ehemännlihen Güter “gelte, muß die 
Erklärung der MWiederanlegung zugleich mit der Erwerbung ge: 
fhehen feyn; eine fpätere Einwilligung der Frau in diefer Hin- 
fiht hat keine Wirkung. Da die ohne Erklärung der Wieder: 
anlegung gefchehene Erwerbung den Charakter einer ehelichen 
Errungenfhaft hat, fo ift die Einwilligung der Frau nichts an: 
deres, als ein, durch den Art. 1595. unterfagter Verkauf unter 
Ehegatten. Bourges. R. G. 1837. 2. 359. 

1. Die Erklärung des Mannes, daß eine Liegenfchaft zum 1435. 
Theil aus den Ehefteuergeldern feiner Frau bezahlt, und zu deren 
MWiederanlegung beftimmt worden fey, und die Annahme von 
Seiten der Frau, machen die Liegenfhaft zum Eigenthum ber 
legteren, bis zum betreffenden Verhaͤltniſſe. — Selbft dann, 
wenn der Mann im ingange ber Urkunde gefagt hätte, daß er 
für fid) und feine Erben erfaufe; dies ift nur von dem An: 
theile zu verfichen, welcher den Betrag der Ehefteuergelder übers 
fteigt. Caſſ. Rouen. S. 21. 1. 387. D. 19. 1. 337. L. 61. 
129. 

2. Nachdem eine Liegenfchaft, welhe der Mann erkauft 
hat, um als Erfag der Gelder feiner Frau zu dienen, von ihr 
unter biefem Zitel angenommen worben ift, fo kann der Mann 
deren Beftimmung nicht. ändern, und fie zum Gemeinfhafts: 
vermögen ziehen: unter dem’ Vorgeben , daß er die Liegenfchaft 


1433. 


1436. 
1437. 
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nicht wirklich mit den Geldern feiner Frau bezahlt habe, die er 
in Händen hatte. GC. H. Vw. Paris. S. 20. 1. 108. D. 17. 
1. 655. L. 57. 366. 

3. Ein Gedinge, welches eine Liegenfchaft zum Erfag der 
eigenthüumlichen Güter der Frau beftimmt , die in der Folge 
veräußert werben koͤnnten, ift ungültig oder wirkungslos, zumal 
wenn die eigenthuͤmlichen Güter der Frau erft nach ihrem Ab: 
leben veräußert worden find: in dieſem Falle konnte die im 
Art. 1435. erforderte Annahme von Seiten der Frau nicht ftatt 
finden ; überdies kann Leine Liegenfhaft zum Erfag beftimmt 
werben , bevor die eigenthümliche veräußert worden. Paris, S. 
20. 2. 293. D. 19. 2. 31. L. 58. 103. — Im entgegen ges 
fegten Sinn entſchieten. Angers. S. 29. 2. 327. Nr.5 d. O) 

4. Man kann bedingen, daß der Ueberfhuß des Werthes 
eines Grundſtuͤckes, das zum Erſatz eines veräußerten erfauft 
worden, als Erfag für andere Liegenfhaften dienen folle, welche 
die Frau zu verkaufen Vorhabens if. — Ein ſolches Gedinse 
ift erlaubt, wenn gleich der Verkauf der Güter, melde erfegt 
werben follen, noch nicht ftatt gefunden hat. — Damit das 
Gedinge in Wirkfamkeit trete, genügt es, daf die Frau, vor 
Auflöfung der Gemeinfhaft, eigenthuͤmliche Güter bis zum Be: 
trage des Meberfchuffes der zum Erfag dienenden Liegenfchaften 
wirklich verkauft hat. GE. H. Vw. Poitiers. S. 27. 1. 170 
D. 25. 1. 66. L. 79. 15. 

f. Art. 1406. 1412. 1415. 1416. 1437. 1468. 1471. 
1472. 2135. 

1. Der Art. 1437. ift audy auf bloße Verſchoͤnerungen 
anwendbar, wenn fie wirklih zu Erhöhung des MWerthes der 
—— beigetragen haben. Paris. 8. 15. 2. 21. L. 39. 


2. Bei Auflöfung der Gemeinfhaft ift der Ehegatte, wel⸗ 
her feine eigenthümlihen Güter im angebauten Zuftande zuruͤck⸗ 
nimmt, dem andern die Vergütung der Beftellungs: und Saat⸗ 
£often fhuldig ; der auf die Nusniefung bezügliche Art. 585, 
bat eine Anmendbarkeit auf die Lehre von der Gemeinfchaft. 
Rennes. S. 30. 2. 207. 

f. Art 555. 599. 1435. 1438. 1562. 1595. 


+ 1) Ein Ehegatte, deffen beigebrachte Liegenfhaft während der Ehe 
gegen einen in die Ehe gefloffenen Kauficilling veräußert wurde, 
welcher ganz oder theilmeife aus Leibrente beftand,, kann 
Erfag fordern: und der Betrag diefed Kaufpreifed ift dadurch 
fefuftellen. daß man den Kapitalmerth der Zeibrente mit Küd: 
fit auf die W Zeit der Rentenbeitellung mahrfcheinliche Le 
bensdauer eined jeden der beiden Eheleute feitfege, und dar⸗ 
nach beftimme, mie die alljährliche Nentenzahlung juerſt auf den 
Zind aus diefem Kapitalwerth, und dann auf dad Kapital ſelbſt 
abzurechnen fey. N. Zahrb. IV. 189. — Entgegen gelete Meis 
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nung: - geibrente ift ald Kaufichilling zum Erfag geeignet. 1437. 

ebend. . 

2) Dem L. S. 1401. Abf. 2. kann feine andere a gegeben 
werden, ald daß die Gemeinfhaft ein Recht auf den enuß 
der Früchte von eingebrachten Liegenfhaften nur in fo weit 
babe, als diefe Liegenfhaften unveräußert bleiben, ein Recht 
der Gemeinſchaft, zu verlangen, daß ihr dieſer $rüctegenuß 
für die ganze Dauer der Ehe bleibe, daß alfo die Ehegatten 
entweder nicht veräußern, oder daß fie, im Falle der Deräußes 
rung, der Gemeinſchaft für den entzogenen Fruͤchtengenuß 
—7 ift nirgends geſetzlich eingeführt. N. Jahrb. 


3) Annalen I. 301. 


1. Wenn gleich das Heirathsgut eines Kindes von beiden 1438 
Eltern zugleich, während der Ehrgemeinfhaft, und in darunter 
begriffenen Gegenftänden, gegeben wurde, fo ift e8 dennoch feine 
Gemeinfhaftsfhuld. — Folglich kann es nicht aus der Activ⸗ 
maſſe zum Voraus genommen werden; jeder Ehegatte muß ſeine 
Haͤifte auf ſein eigenthuͤmliches Vermoͤgen Übernehmen. Paris. 

8. 14. 2. 16. D. 12. 2. 6 


(2) Das Kind ift daher in biefem Falle gehalten , jene, 
Liegenſchaft zur Hälfte in die Exrbfhaft beider Eltern einzu: 
werfen, Und diefe Einwerfung muß im Stud gefhehen, unbe: 
ſchadet der Erfagklage des Eigenthlimers auf das Vermögen des 
andern Ehegatten. Bordeaux. J. 19. S. 1834. 2. 143. 

f. Art. 1438. 

+ R. 8. die Anwendbarkeit der £. ©. 1438. und 1545: bir, An⸗ 
nalen 1. 95. 

f. Art. 1422. 1438. 1439. 

Eine vertragsmaͤßige Schenkung, zu Gunften des Fünftigen 1440. 
Ehegatten , hat den Charakter des Heirathsgutes im Sinne des 
Art. 1440. Daher laufen die Zinfen ber geſchenkten Summe 
vom Tage des Zahlungszieles; es iſt nicht erlaubt, den Anfangs 
termin folcher Zinfen erft auf den Tag der gerichtlichen Klage. 
zu fegen C. 9. Bmw. Agen S. 27. 1 444 °). 

f. Art. 1547. 1548. 1570. 


Dritter Abſchnitt. 


Bon der Auflöfung ber Gütergemeinfchaft uub einigen ihrer Folgen. 


J. Art. %. 295 311. 1483. C. ce. — 554. C. comm. ggg. 
A. ©. 37.) 


*) Recht der Ehefteuerzufagen in Ganten, Brauer VT, 168. 
* Mon der Auflöfung ber Gütergemeinfchaft. Zachar. III, 515. 


1442. 


1443. 
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(3) Die Unterlaffung bes Erbverzeichniffes, innerhalb ber 
gefeglihen Friſt, nah dem Zode eines in Ehegemeinfhaft geftan: 
denen Ehegatten, hat für den Überlebenden Theil unmiderruflic) 
den Verluſt der gefeglihen Nutznießung des Vermögens der mins 
derjährigen Kinder aus diefer Ehe zur Folge, fo daß auch ein 
fpäter errichtetes Erbverzeichniß diefen Werluft nicht abwenden 
— ſelbſt nicht fuͤrs Kuͤnftige. Douai. J. 19. 8. 1834. 2. 


+ Genuͤgt ed im Falle des L. ©. 1442. wenn der eberlebende 
der iegelung und Erbvertheilung balber die gleichbaldige 
Anzeige beim DOrtövorflande gemacht hat? Annalen I. 195. 


1. Obſchon eine Frau ohne Heirathsvertrag fich verehelicht, 
und eine Erfagforderungen geltend zu machen hat, fo kann fie 
doch, bei notorifch zerrhtteter VBermögenslage ihres Mannes, Were 
mögensabfonderung begehren. Angers. S.8.2. 320 L. 29. 110. 
a Im entgegen gefegten Sinn entfchieden Paris. S.13. 
2. 359. | 
2b. Entmündigung des Mannes gibt der Frau Fein Recht, 
auf Vermögensabfonderung anzutragen,, in bewidmeten fowohl, 
als Gemeinfhaftsehen. — Ohne Unterfchied, ob die Pflegſchaft 
des Entmünbigten einer andern Perfon, als der Frau Übertragen 
wurde, und mithin die Verwaltung ihres Vermögens einem 
Fremden anvertraut worden iſt. Nismes. S. 32. 2. 428. 

3. Die Vermögensabfonderung kann von einer Frau ver« 

langt werden, felbft wenn von ihrem Vermögen nur das zuge: 
brachte Gut in Gefahr if. C. H. Bw. Ar. 8. 9. 1. 434. 
D. 7. 1. 340. L. 24. 504. 
4. Wenn die Berfchwendungen eines Mannes ihm uns 
möglih machen, zur Zeit für die Beduͤrfniſſe feiner Frau und 
feiner Kinder zu forgen, fo ift Grund zu Erkennung der Ver: 
mögensabfonderung vorhanden, felbft wenn das Kapital bes 
——— nicht wirklich in Gefahr iſt. Pau. 8. 22. 2 
1 


5. Vorhandene Gefahr für das Witthum genügt, um bie 
Frau zu berechtigen, auf WBermögensabfonderung anzutragen. 
Rouen. S. 14. 2. 438. — €. H. Vw. Rouen. 8. 16. 1. 223. 

6. Eine Frau, weldhe die Wohnung des Mannes wille 
kuͤhrlich verlaffen hat, ift nicht befugt, auf Vermoͤgensabſonde⸗ 
rung anzutragen , fo lange fie nicht dahin zurückkehrt. Turin. 
S. 11. 2. 270. D. 9. 2. 167. — Paris. S. %6. 2. 233. D. 
24. 2 99, . 2 

6b. Im entgegen gefegten Sinn entfchiedben. Paris. S. 
18. 2. 68. 

7. Während der Verhandlungen der Wermögensabfonderung 
behält ber Mann bie fürforglihe Verwaltung ihres Vermögens, 
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und en — — daruͤber abſchließen. Rennes. 
8. B. 2. — ſ. Art. 307. Nr. 8. 

8. nn daf * Frau die R cerſtattung ihres Hei⸗ 
rathogutes von dritten Käufern der Güter ihres Mannes begeh—⸗ 
ren könne, ift nicht unbedingt nöthig , daß fie vorher eine Ver⸗ 
mögensabfonderung erwirke, wie wenn fie das Heirathögut 
von ihrem Manne zurüdfordern will. Sn diefer ns ift 
noch -jegt L. 29 C. de jure dotium anwendbar. Pau. 8. 26. 
2. 97. D. 24. 2. 85. *) 

f. Art. 311. 1540. 1563. C. c. 65. 69. 70. 544. C. comm. 
(1.8. 228.) 

1. In diefem Artikel ift das Wort Urtheil beftimmt 
von der Verfügung zu verftehen, welche die Wermögensabfonder 
rung ausfpriht. — Der Vollzug jft fireng vorgefchrieben, wenn 
fhon das Urtheil die Richtigftellung der Exfabferderungen ber 
Frau nicht enthalten follte. Gaff. Colmar. 8. 11. 1. 77. D. 
9, 1 60. L. 29 293. 

2. Der Urt. 1444. fo weit er ben unumterbrodenen Boll: 
zug ber Abfonderung in ben erften vierzehn Tagen nad dem 
Urtheil vorfchreibt, hat Feine Anwendung, wenn die Vermögens: 
abfonderung eine Folge der — von Tiſch und Bette iſt. 
Bordeaur. 8. 11. 2. 163. D. 9 2. 924. 

4. Die Zuftellung des Urtheils auf Bermögensabfonderung 
ift der Anfang des Vollzugsverfahrens im Sinne des Art. 1444. 
zumal wenn bas gegen den Mann ergangene Berfäumungs 
erfenntniß der Frau auferlegte, die re ihrer Erfage 
anfprüche ausführlicher zu entwideln. Caſſ. Borbeaur. S. 28. 
1. 284. D. 26. 1. 320. L. 83. 248. — Borbeaur. J. 19. S. 
1833. 2. 36. 

6. Eben fo, wenn noch überdies die Krau den Befig und 
die Verwaltung ihres Vermögens übernommen bat, und bie 
wirkliche Auslieferung deſſelben nur durch eine richterlich anges 
ordnete Unterfuchung verzögert wurde, welche angefangen, und 
ununterbrochen fortgefegt worden ift. G. H. Vw. Riom. S. 25. 
1. 353. D. 23. 1. %68. L. 73 317. 

8. 9. Das Vollzugsverfahren einer Frau gegen ihren Mann, 
auf die zu ihren Gunften erkannte DBermögensabfonderung, wird 
nicht darum allein als unterbrochen, im Sinne des Art. 1444. 
angefehen, meil bie Frau, unter Mitwirkung ihres Mannes, 
gegen einen Gläubiger des Iegtern einen Rechtöftreit zu führen 
hatte, und deßhalb bie unmittelbare Klage gegen ihren Mann 





*) Bon der Klage auf Güterfonderung. Zachar. III. 516. — 
N iffe des Vermoͤgensabſonderungsantrages. Brauer 


F 
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1444. ausfegte. C. H. Vw. Bordeaur. S. 19. 1. 354. D. 17. 1. 
363. L. 


1445. 


55. 487. — S. 17. 2. 417. i 

10. u. 11. Die Ungültigkeit der Wermögensabfonderung, 
wenn bas Urtheil in den erſten vierzehn Tagen nicht in Vollzug 
gefegt wurde, ift nur zum Vortheil der Gläubiger geordnet, und 
ann nicht unter den Ehegatten geltend aemaht werden — In 
feinem Fall ift die Einwendung der Ungültigkeit unter den Ehe: 
gatten ftatthaft, wenn dieſelben, obwohl ver'pätet, die Vermoͤ⸗ 
gensabfonderung vollzogen haben. Colmar. S. 21. 2. %66 D. 
19. 2. 63. L. 59 267. — Poitiers. S. 30. 2. 156. — €. 9. 
Vw. Paris R. G. 1837. 1. 989. — Colmar. S. 29. 2. 116. 
D. 27. 2. 88. 

12. Im entgegen gefegten Sinn entfchieden. — Diefe Un: 
güftigkeit üft nicht im ausfchließlichen Intereffe Dritter feftgefegt, 
fie kann auch vom Manne geltend gemacht werden. Amiens. 
S. 24. 2. 84 D. 92. 2. 97. — Bordeaur. J. 19. S. 1834. 2 
53. — Rouen. R. G. 1837. 2. 135. 

(13) Zur Gültigkeit der Güterabfonderungen genuͤgt, daß 
die freiwillige Befriedigung der Frau, mit ihren Forderungen und 
Rüdforderungen, innerhalb der erften vierzehn Tage nach dem 
Urtheil angefangen habe, es ift nicht unerläßlich nothwendig, 
daß die Befriedigung innerhalb diefer Friſt beendigt worden fey. 
€. 9. Vw. Poitiers. J. 19. S. 1834. 1. 98. 

(14) Es ift zur Gültigkeit einer Wermögensabfonderung 


nicht nothmwendig, daß ein Auszug des Urtheild, meldes darauf 


erkennt , in einem öffentlichen Blatt eingeruͤckt werde. (Art. 872. 
C. proc.) — Bordeaur. J. 19. S. 1834. 2. 36. 

(14)b. Die VBehändigung des Urtheild in den naͤchſten 
vierzehn Zagen vom Datum beffelben gerechnet, ift ein Anfang 
des Wollzugsverfahrens im Sinne des Art. 1444. Ebend. 

(15) Wenn die erforderlichen Foͤrmlichkeiten zur Erkennung 
der DVermögensabfonderung nicht beobachtet worden , fo find die 
Gläubiger des Ehemannes befugt , ſelbſt nad der im Art. 873. 
C. proc. beftimmten Friſt das Abfonderungsurtheil anzufechten. 
Diefer Art. ift nur auf den Fall anwendbar, wo die FZörmlichs 
feiten beobachtet wurden. Das unterlaffene Vollzugsverfahren, 
in ben erften vierzehn Tagen nad; dem Urtheil, zieht nicht allein 
die Ungültigkeit diefes Urtheils, fondern auch des ganzen voran« 
gegangenen Verfahrens nah fi. — Die Akten diefes Verfah— 
tens können daber feinem neuen Urtheil auf Wermögensabfonder 
rung zur Grundlage dienen, fondern es muß das ganze Vers 
fahren nothtwendig wieder begonnen werden. Bordeaur. J. 19. 
8. 1834. 2. 540. 


1. Die Regel, nad welcher die Wirkung eines Urtheils 
auf Vermögensabfonderung bis zum Tage der Abfonderungsbitte 
zurüdgeht, hat nur Beziehung auf den Mann, : * kann Dritten 
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nicht entgegen gefegt werben. Riom. S. 27. 2. 99. D. 25. 2. 145: 
182 L. 78. 206. 

3. Der Mann, ald Haupt der Ehegemeinfhaft, darf, ohne 
gerichtlike Ermächtigung, bei feiner, in Folge einer Klage auf 
Scheidung auswärts wohnenden, Frau Siegel anlegen laffen, 
wenn er behauptet, daß fie Gegenftände aus dem Gemeinfchafts: 
Vermögen unterfhlagen habe Angers. S. 18. 2 143, — f. 
Art. 65. 70. C. comm. 

(4) Wenn von Seiten einer auf VBermögensahfonderung 
Elagenden Frau das Verfahren eine Zeitlang ohne Nothmwendigs 
keit ausgefegt wurde, fo kann diefelbe, nach erwirkter Vermögens: 
Abfonderung, nicht die während der Ausfegung jenes Verfahrens 
aufgelaufenen Binfen begehren, in fo ferne fie nicht in der That 
abgefondert gewefen, und darthun koͤnnte, daß fie während diefer 
Zroifchenzeit ihren Unterhalt beftritten habe. Grenoble. R. G. 
1833. 2 358. — f Art. 1153. 

(5) Die Beftimmung des Art, 1445. welcher die Wirkungen 
der Vermögensabfonderung auf den Tag der Abfonderungsbitte 
zurüd erftredt, ift au auf den Fall anwendbar, wo die Abfons 
derung nur als Folge einer Trennung von Tiſch und Bette flatt 
gefunden hat, auch wenn Iegtere vom Manne begehrt worden 
ift. — Die Binfen aus der Ehefteuer der Frau laufen daher 
jedenfalls vom Zage der Klage auf Trennung von Zifch und 
Bette, und nicht erft vom Tage des Urtheils an gerechnet. Lie 
moges. R. G. 1836. 2. 61. *) 


s a er des 2. ©. 1445. kann dad Urtheil auch noch durch 
inruͤckung ind Anzeigeblatt des Kreiſes verfündigt werden ; bei 
andern Auflöfungen der Guͤtergemeinſchaft iſt eine öffentliche 
Kerfündigung nicht noͤthig. O. A.B. 188. N. 3. SAB.N. 
25. Wehrer V. 998, — vgl. R. B. 1812. XXI. $. 4. Samml. 

I. 1088. — vgl. Hohnh. VI. 313. 


1. Der Gläubiger ber Frau eines Gantſchuldners Fann, 
obwohl zwifchen beiden legtern Feine Vermögensabfonderung ger 
fhehen, fih auf den Erlös einer mit gefeglihem Unterpfande 
befegten Liegenfchaft collociren laffen. Caſſ. Amiens. S. 17. 1. 
146. D. 15. 1. 97. 


* 


2. Das Recht auf Vermoͤgensabſonderung anzutragen, 
ſteht der Frau nur perſoͤnlich zu, dergeſtalt, daß ihre Erben eine 
von ihr vorgetragene, bei ihrem Ableben noch unentfchiedene, Abs 
fonderumgsbitte nicht wieder aufnehmen und fortfegen dürfen ; 
das Klagereche erlöfht mit dem Tode der Frau. Douai. $: 
31. 2. 243. — f. rt. 1166. 1410. 1464. 


*) Zrefurt 383, 8. 444. 3), 


1446. 


147. 


1448, 


1449. 
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h Die ausdruͤckliche Erklärung der Srau wird nicht erfordert, wenn 
megen eined ausgebrochenen Eoncurfed ded Manned eine Ber: 
mödgensabfonderung nothwendig wird. Hohnh. ILL. 77. ff. 

2). Die Entfhlagung im Concursfalle hat nicht ftatt, wenn fic das 
Gegentheil erklärt, oder fi eingenehtt hat, nach Analogie von 

8. ©. 773. und 779. — Ebend. 79 
3) — loͤſet * — —— der Ehegatten ipso jure auf. 

N. Gahrb. I. 150. — hebt jedoch a ) e vermoͤge dem. 
ges Jukommenden Rechte auf. ebend. 

4) Die Gant bewirkt keine a: alfo auch Feine 
Auflöfung der Gütergemeinfchaft. Annalen IV. 220-237. — 
N. Jahrb. IV. 32.— Annalen V. > — zigcgen geſetzte Anſicht. 
Annalen IV. 269. VI. 51. — ſ. N 


2. Die Beruhigung des — bei dem eingeleiteten 
Vollzugsverfahren der von ſeiner Frau erwirkten Vermoͤgensab⸗ 
ſonderung, kann nicht als Grund der Unſtatthaftigkeit den 
Glaͤubigern entgegen geſetzt werden, welche auf Unguͤltigkeit des 
Vollzuges, wegen unterbliebener Verkündigung bes Erfenntniffes 
lagen. — In diefer Hinficht werden die Gläubiger nicht als 
durch ihren er vertreten betrachtet. Caen. S. 30. 2. 189. 
f. Art. 1445. Nr. 1. 

3. Die Ungültigkeit eines Bermögensabfonderungs:Erkennts 
niffes, wegen nicht erfolgten WBollzuges innerhalb der vierzehn 
Tage, kann nur von den Gläubigern, deren Anfprüche älter find, 
als die Abfonderung, oder doch als das verfpätet betriebene Voll: 
zugsverfahren, geltend gemacht werden: nit von fpätern Glaͤu⸗ 
bigern. — Würde es fih in dem Fall eben fo verhalten, wenn 
die Abfonderung aus dem Grund angefochten würde, daß fie zur 
Gefährde des Rechtes der Gläubiger erwirft worden fey? — Ex 
arg. bejaht. Colmar. S. 29. 2. 116. D. 27. 1. 339, — f. 
Art. 1166. 1167. Nr. 4. ff. 1444. 1464 

1. Wenn die Ehegatten abgefondert find, Fann der Mann 
begehren, daß eine gemeinfchaftlihe Kaffe errichtet werde, deren 
Verwaltung ihm zuftehe, um die Koften de3 Hauswefens zu bes 
ftreiten? — Verneint vom Appellationshofe, wogegen Gaffation 
augelaffen, yore erfannter Scheidung aber nicht verfolgt wurde. 
Paris. S. 7. 2. 181. und 8. 2. 9. L. 18. 390. 

2 Eine "abgefonderte ‚Frau, welche fi der Gemeinſchaft 
entfchlagen , ift nicht verbunden, die vor der Abfonderung zum 
Beften der gemeinfchaftlihen Haushaltung gefchehenen Anfchaf: 
fungen zu bezahlen, felbft wenn ber Mann nichts mehr hätte. — 
Bergebend würde man fagen , daß die der gemeinfchaftlichen 
Haushaltung gelieferten Kebensbedürfniffe ein —— feyen, 
wovon die Frau den MNugen bezogen habe. Paris. S. 30. 2. 
218. — f. Art. 203. 214. 1527. 1575. 

1. Eine abgefonderte Frau Tann ohne Ermächtigung ihre 
nn unbefchränkt veräußern; die Veraͤußerungsbefugniß gilt 
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nicht bloß von dem Falle, wo e u ” der — ihres 
eu handelt. Colmar. 2. 266. D. 19. 2. 63. 


2. Beräußern und fich verbindlich machen iſt nicht einerlei; ſelbſt 


nicht in dem Sinne, wo die Befugniß zu veraͤußern auch die 


Befugniß, ſich verbindlich zu machen, in ſich ſchließt. — Wenn 
daher eine Frau ihre Fahrniß nach der Vorſchrift des Art. 1449. 
veräußern kann, fo folgt hieraus nicht, daß fie auch Verbindlich⸗ 
keiten übernehmen Eönne, a. fie den. Zugriff auf —* 
Bank einräumt. Paris. S. 20. 2. 315. D. 21. 2. 132. L. 


3.4. 9m entgegen gefegten Sinn entfchieden, baf in fol« 
chem Falle der Gläubiger feine Zahlung aus der Fahrniß und 
den — ——— — — ſich — koͤnne. Caſſ. Rouen. 
S. 19. 1. 339. D. 17. 1. 407. L 136. — Befangon. $. 
27. 2. 350. D. 25. =: 156. 


5. gehn daß die Üübernommene Verbindlichkeit bie | 


Grenzen einer verftändigen Verwaltung nicht Überfchreitet. — 

Alle Rechtsgeſchaͤfte, weiche dieſen — nicht haben, ſind 

rn wirkungslos. Rouen. S. 226. 271. D. 24. 2. 98, 
5 9 


| 5b. Selbft in Beziehung auf — Einkünfte oder die Fahr⸗ 
niß. Mithin Wechſelbriefe. Nismes. S. 24. 2. 72. L. 69. 406 

7. $ür die von einer abgefonderten Frau übernommenen 
Verbindlichkeiten kann auf die Zinfen ihrer Ehefteuergelder das 
ee —— werden. Caſſ. Alby.. S. 
23. 1. 331. D. 21. 1. 173. L. 66. 481. — Grenoble. 8. 26. 
2. 38. (Ne. 8. d. O.) 

8b. Anders würde es ſich verhalten, wenn biefe Verbind⸗ 
lichkeit einen Gegenftand beträfe, welcher mit der Verwaltung 
ihres Vermögens, und der ihrer Ehefteuer durch die Art. 1555. 
f gegebenen — in keiner Beziehung ſtuͤnde. Pau. 

— 2. 38. L. 71. 440-®) 


Ar über die gerichtlihe Ermächtigung einer Ehefrau zum 
"Be ML ER. Aegenſchen bei Weigerung des Mannes. YAuna- 


f. * 217. 1392. 1395. 1445. 
f. Art. 299. 311. 1463. 1466. 1492, 1517. 1518. 


*) Steht einer von Tiſch und Bette getrennten, ober im Bermö en 
abgefonderten, Ehefrau eine unbebingte Dispofitiondgewalt über 
ihr Vermögen zu, ober ift fie beziehungsweife 2 an die Aus 
torität ihres Ehemannes gebunden 2 Archiv f. R. I. 431. 


E 


145 1 . 
1452. 
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Bon der Theilnahme an der Gütergemeinſchaft, der Entfchlagung berfelben, 
und ihren Bedingungen. 


1453. *) 
+ der Eirka der eheliben Gütergemeinfhaft von Seiten 
Hohnh. VI. 46. nad) dem altbadifchen Landrechte. 
eben 


1454. f. n 778. 779. 780. 790. 1468. 
+ 1) Was zur Entfhlagung erfordert n Hohnd. V. 42 f. 
2) Wie die Einmifhung geſchieht Ebend. 243. f. — Derfelben 
machen ſich Kinder ebeilbaftig, — ſich die Haͤlfte des elter⸗ 
lichen Vermoͤgens nach dem Tode ihrer Mutter zuweiſen ließen. 
Hohnh. II. 18. 
4455. f. Art. 779. 


1456. 1. Die unterlaffene Errichtung eines Erbverzeichniffes, waͤh⸗ 
rend der erften drei Monate, zieht den Verluſt des Rechtes der 
Mittwe — ſich, der N fih entfchlagen zu .. 
Paris. S. 17. 2. 367. L. 47 243. — Limoges. J. 19. 
1835. 2. 465. 

2. Seibſt wenn eine Anlegung der nn auf Verlangen 
der Glaͤubiger ftatt gehabt Hätte Brüfel. S. 14. 2. 209. 
«3. 508. 

3 Selbft wenn keine Einmifhung von ihrer Seite ftatt 
gefunden hätte. — Noch mehr: fie haftet den Gläubigern ge: 
genüber für alle Schulden. — Der Art. 1483. weldyer die 
Verbindlichkeiten der Frau auf ihre Rechte an der Ge: 
meinfchaft befchräntt, Fann nur auf den Fall angewendet werden, 
wo ein orbnungsmäßiges Erbverzeihniß innerhalb der gefeglichen 
Friſten aufgenommen worden iſt. Caſſ. Colmar. 8. 30. 1. 54 
f. Art. 1459. 

4. Die Wittwe Fann in den näcften drei Monaten, nad) 
dem Tode ihres Mannes, ſich der Gemeinfhaft entfchlagen, ohne 
vorher ein Erbverzeihniß zu errichten; diefe Verpflichtung ift 
nur berjenigen Wittwe auferlegt, welhe nah Ablauf der drei 
Monate die Entfhlagungsbefugniß ſich vorbehalten will. Befan: 
son. S. 28. 2. 221. 

5. Dieſe Verpflihtung ift nicht unter Strafe der Nich— 
tigkeit vorgefchrieben. — Ein erft nad Ablauf der drei Monate 
errichtetes Erbverzeihniß kann daher für gültig erklärt werden, 
und ber Frau bie Entfclagungsbefugniß bewahren, fo lange fie 


*) Bon den rechtlichen Folgen, welche die Kufibfung ber Güter: 
gemeinfchaft unbedingt hat. Zachar. III, 
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nur * nicht — hat. Bordeaux. S. 30. 2. 72. D. 
97.2. 297. — Rouen. 8. 27. 2. 84. (Mr. 7.d. ©.) 

6. Wenn anders die Siumniß nicht ihr zur Laft gelegt 
werden fann. Mes. S. 25. 2. 334. 

f. Art. 793. 1415. 1442. 1462. 1482. 


*1) vgl. R. B. 1810. XI. — 1810. XXVI. — 1812. X. — Zwei 
en u sur — des Verzeichniſſes beizuziehen. Inſtr. 


2) Die — — Ehefrau, welche die Lu; Monat ä 
i verdient Entfchuldigung. — —— 
3) Der Amtsreviſor hat, wenn ihm die a einer ge 
den zjrnentme, angcuat — 
eil a 
Ehend. 288. f. — (. zu 2. ©. 1 Fe 


f. Art. 795. 


f, Art. 78. 
f. Art. 800. 1456. Nr. 3. 

+ Aus der Unterfaffung ded Erbverzeichniffes folgt nicht Samtver⸗ 
bindfichfeit der * er Bi grau für dad ine der Gemein. 
fdulden. Hohnh. II. 24. 


1. Eine in Gemeinfchaft ftehende Frau, welche, nad dem 
Tod ihres Mannes, vor errichtetem Erbverzeichniß über einzelne 
Gegenftänte der Ehegemeinfhaft zum Vortheil eines Glaͤubigers 
verfügt, wird hierdurch nicht verbindlich, über den Betrag ihres 
Antheils an der Gemeinfchaft zu zahlen, wenn jene Veräußerung 
für eine Handlung guter und verftändiger Verwaltung erfannt 
wird. C. H. Vw. Angers. S. 18. 1. 367. D. 16. 1. 419. 

(1) b. Dder wenn der Erlös zu Zahlung ber Erbſchafts— 
m. — worden iſt Paris. J. 19. 8. 1835. 2. 

fd 

2. Der Art 1460. erſtreckt ſich niche auf abgefonderte 
Ehefrauen. — Diefe können, der Verhehlung ungeachtet, der Gemein: 
ſchaft re entfchlagen, vorbehaltlich . ggg re Zou: 
loufe. S. 28. 2. 211. D. W. 2. 172. — f. Art. 1456. Nr. 7. 
sg Art. 792. 801. 1477. C. e ss, c. comm. (AS. 


+ ee a durch einen Ehegatten oder 


f. Art. 1466 1475. 1. 

5 Art. 25. 26. 27. 1441. 

1. Wenn das Ehetrennungsurtheil den Mann anmeifet, 
Rechnung über das Ehegemeinfhaftsvermögen abzulegen, fo 
nimmt die, im Urt. 1463. zur Theilnahme ober Entfchlagung 
der Gemeinſchaft gefegte, Friſt erſt vom Zage der Rechnungsab⸗ 


1466. 


1461. 
1462. 
1463. 


1463. 


1464. 
1465. 


1466. 
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legung, wo die Frau vom Stande des Gemeinſchaftsvermoͤgens 
Kenntnis erhalten hat, ihren Anfang. C. H. Vw. Angers. S. 
19, 1. 133. D. 16. 1. 658 

2. Die Beftimmung des Art. 1463. begründet nur eine 
Vermuthung aus dem Stillfhweigen der Frau; eine Vermu—⸗ 
thung, melde eine vorher abgegebene ausdruͤckliche Erklärung 
ihrer Abficht nicht überwiegen kann. — Der Zweck des Gefeggebers 
war, eine verfpätete, nicht aber eine zum Voraus erklärte Ans 
nahme zu unterfagen. E. H. Bw. S. 31. 1. 268 

(3) Eine von Zifh und Bette getrennte Frau, obwohl fie 
drei Monate und vierzig Tage nad) der Zrennung hat umlaus 
fen Taffen, ohne zu erklären, daß fie der Gemeinfchaft fich theils 
haftig made, darf nicht darum allein als verzichtend betrachtet 
werden, wenn fie während biefer Friſt die Urkunden begehrt hat, 
welche fie in den Stand fegen konnten, nad vorgenommener 
Prüfung der Verhältniffe ihre Mahl zu treffen, fo daß ihr feine 
Nachlaͤßigkeit Schuld gegeben werden kann. — Die Beruhigung 
bes beklagten Ehetheild bei einem Urtheil auf Trennung von 
Zifh und Bette, welches nichtig oder widerruflich ift, begründet 
nicht den Lauf der Friſt, binnen welcher die Frau der Gemein: 
ſchaft fid) theilhaftig mahen muß, wenn fie nicht als fich ent⸗ 
ſchlagend angefehen werden will: dieſe Frift beginnt erft mit 
dem Ablauf oder Appellationgfriften. Colmar. J. 19. S. 1834. 
2, 229.—E. 9. Bw. J. 19. S. 1834 1. 774. 


+ Gefeglihe Vermuthung ded Entfagungswillend, wenn die Ebe: 
De x . Unfrieden von ihrem Manne kommt. Hobnd. 


f. Art, 1166. 1167. 

f. Art. 1495. 1570, 

(1) Eine in Gütergemeinfhaft ftehende Wittwe kann Feine 
Entfhädigung für Unterhalt und Wohnung, zufolge des Art. 
1465. innerhalb der zu Errichtung eines Erbverzeichniffes ihr ger 
ftatteten Friſt, verlangen, wenn fie während diefer Zeit im Ge: 
nuffe der Erbfchaftsgegenftände, und der von ihrem Mann inne 
gehabten Wohnung geblieben ift; es kommt nicht darauf an, 
daß fie al8 Geſchenknehmerin des letztern ein Recht auf diefen 
Genuß gehabt haben möchte. — Die Würdigung der Thatfachen, 
welche zum Vollzuge des Art. 1465. gehören, ift gänzlich dem 
Gerichte der Hauptfache überlaffen, und kann Eeinen Grund zur 
— abgeben. C. H. Bw. Paris, R. G. 1837. 1. 


f. Art, 788. 1453. 1461. 1475. 1491. 


) Verlängerung der Nothdurftörechte der Wittwe. Brauer - 
VI, 318. ; 
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Fünfter Abschnitt. 
Bon ber Theilung bes —— Vermögens nach erfolgter 


f. Act. 159. *) 1467. 


6. I 
Von der Theilung des Vermögens, 


f. Art. 1406. 1412. 1415. 1419. 1423. 1432. 1435. **) 1468. 
+ Annalen I. 301. 


f. Art. 1438. 1544. E 1469. 

(1) Die vom Vater allein einem gemeinfchaftlihen Kinde 
gemachte Schenkung einer aus der Gemeinſchaft geſchoͤpften 
Summe muß in die Erbfchaft des Vaters und Geſchenkgebers 
ganz eingeworfen werden, vorbehaltlich der halbtheiligen Werglis 
tung an die Mutter oder an deren Nachlaß, bei Auseinanderfes 
tung ber Gemeinfhaft. C. H. Bw. Limoges. J. 19. S. 1835. 

1. * — Art. 843. ich N Do 
eilnahme an der Gemeinfhaft hindert nicht den Vorzug 1 
bei der Zurücdnahme des Einbringens. Angers. S. 31. 2. 100. * 

ſ. Art. 1404. 1419. 1431. 1502.1515.***) C. c. 545. C, 
comm. (%. ©, .) 

Der Art. 1471. unterftellt eine Theilung der Gemeinfhaft 1471. 
zwiſchen bem überlebenden Ehegatten und -den Erben des vers 
ftorbenen. — Er finder daher Feine Anwendung in bem Falle, 
wo die Frau, als Vermächtnifnehmerin des ebemännlichen Ges 
meinfhaftsantheils, fih im ausſchließlichen echte an das Ger 
meinfchaftsvermögen befindet, welches fie unbedingt annimmt, 
ohne ein Erbverzeihniß zu errichten. — In foihem Falle kann 
nicht allein das Beibringen des Ehemannes aus dem Gemein« 
fhaftsvermögen vor jenem der Frau ergänzt, fondern felbft per« 
fönlicy gegen diefe in Anſpruch genommen werden. E. H. Bw. 





®) Bon den rechtlichen Kolgen, welche die Auflöfung der Güterges 
meinfhaft unter der Bedingung hat, daß die Frau die Ges 
meinfhaft annimmt: — im Allgemeinen, 3adar. III, 518. 


“s) =. en. Theilung bes Activbeftandes der Gemeinfchaft. Zachar. 
) Bon dem Berhältniffe, in welchem das eigene Vermögen des 


einen und andern Ehegatten, und das Gemeingut zu einander 
ſtehen. Zadar, III, 511. BE 
30 
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1471. Douai. S. 28. 1. 377. D. %. 1. 1.190.—f Art. 1436. 1495. 
C ce. — 545. C. comm. (%. ©. 228.) 


+ Fuͤr die vor dem 1. Januar 1812. veräußerten Liegenfchatten ift 
die Ehegemeinſchaft feinen Erfag ſchuldig. Annalen II. 24.— 
f. zu 2. ©. 1409. Nr. 1. 

1473. f. Art. 1441. 1479. 2135. 

+ Kann der in gefeglicher Gütergemeinfchaft aeftandene überlebende 
Ehegatte, bei finderlofer Ede, die durch L. S. 1473. vorgefchrie: 
bene Verzinſung feiner Erfagforterung verlangen? — DBerneint. 
N. Jahrb. IV. 199. 


1474. Wird die Ehegemeinſchaft durch den Tod aufgelöfet,, fo 
müffen die dazu gehörigen Fahrniſſe zwifhen dem überlehenden 
. Gatten und den Ötellvertretern bes verfterbenen im Stüd ge: 
theilt werden. — Letztere Eönnen nicht auf den Verkauf antra: 
gen, unter dem Vorwande, vor der Zheilung die Gemeinfchafts: 
fhulden zu bezahlen. — Hier ift der Art. 826. nicht analog 
anwendbar. Brüffel. S. 12. 2. 153. L. 33. 422. 
1475. °  f Are. 1461. 1466 1491. 1495. 
1476. °  f. Art. 815 887. 1474 
(3) Die Art 873. und 1220. bezuͤglich auf die Theilung der 
Schulden und Forderungen unter Miterben, find nicht anwendbar 
auf Gemeinfhaftstheilungen. ©. H. Vw. Guadeloupe. R. G. 
1837. 1. 106. *) 
+ N Daß jus pro indiviso beider Theile an dem ehelichen Gemein: 
- fbaftövermögen dauert, auch nach der Errichtung eined Inven— 
I * zur wirklichen Abtheilung noch fort. Hohnh. Ik. 145. 


2) Dad Gemeinfchafrävermögen iſt nach den allgemeinen Regeln 
für die Erbtheilung zw vertbeilen. Evend. 148. 


1477. : +. 2. Wenn ein Ehegatte, dem die Nutznießung des Ber: 
mögens des :andern Ehetheil® vermacht worden, ein zur Gemein: 
fhaft gehöriges Stu unterſchlaͤgt, fo kann ihm nur fein An: 
theil an dem. unterfchlagenen Stüd entzogen werden; er behält 
die Nugniefung am Antheil des andern Ehegatten. Colmar. S. 
23. 2. 351. — Paris. S. 38. 2. 193. D. %6. 2. 160. L. 82. 
476. — €. 9. Bw. Paris. S. 32. 1. 526. 

ſ. Art. 792. 801. 1460. C. c. 555. — C. comm. (A.S. 


.) 

. (3) Ein Ehegatte, der ein zur Gemeinfhaft gehöriges 
Vermoͤgensſtuͤck unterfchlagen oder verheimlicht hat, verliert fei: 
nen Antheil an diefem Stuͤcke, felbft dann, wenn er auf die ihm 





5 a a der Ghegatten unter einander. Brauner V. 
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— Aufforderung ſich zur erg deſelben erboten haͤtte. 
7 Vw. Paris. R. G. 1836. 

(4) Wenn einer ber — — Verheimlichung einer 
zut Ehegemeinſchaft gehoͤrigen Sache, ſeines Antheils an derſelben 
verluſtig wird, fo kommt dieſer Zuwachs des Nachlaſſes des ans 
dern Ehegatten deffen Erbnehmer eben fo wohl, als dem gefegli« 
hen Erben zu ftatten, jedem in dem — — ſeines Antheils 
— der Erbſchaft. Paris. R. G. 1836. 2. 553. — ſ. Art. 


+ 1) Kann eine Klage aus dem £. ©. 1477. g die Erben dei 
Schuldigen gerichtet werden? — —— Bohnb. vi ag 
2) Die Nugnießung, melde einem Ehegatten 
Rechtes 30 A er gr an dem —6 aftsſtuͤcke, arten 
er durch —* ung ſeinen Antheil en Hohnh. VII. 
116. f. 223 ntgegen gefeßte Meinung. Ebend. 117. — 
. N. 1. 2. d. €. 

ſ. Art. 1432. 1513. *) 

In Gemeinfhaftscehen gehört die Erfagforderung des Ein: 
bringens der Frau, melde auf ihren Gemeinfhaftsantheil ver- 
zichtet, in die Klaffe der perfönlihen Schulden des einen Ehe: 
gatten an den andern, melde erft vom Tage der gerichtlichen 
Einflagung an zinstragend werden. — Dier finden die Art. 
1473. und 1570. nad) weichen fraft Gefeges die Zinfen der ruͤck⸗ 
zuerftattenden Eheſteuer von dem Tage der Auflöfung an laufen, 
feine Anwendung, indem ber erfte jener Artikel den Fall betrifft, 
wo man ſich der Ehegemeinfhaft theilhaftig macht, ber u. ſich 
aber u auf die bewidmete Ehe bezieht. Nancy. S. 29. 2. 
231. D. 27. 2. 111. — f. Art. 1440. 1473, 1570. 

f. Art, 1492. 1570, 


$. I. 
Von den Saften und Schulden der Gütergemeinfdaft. 


Eine Frau, welche nad) dem Tod ihres Mannes fich der Gemein: 
Schaft theilhaftig macht, muß zur Hälfte für die Beräußerungen 
ihres Mannes Gewähr Teiften ; bezüglich auf ihre eigenen Güter, 
auf welche fie eine Nüdforberungsklage hat, wird dieſe Klage 
zur Hälfte unftatthaft, fo wie fie an der Gemeinfhaft Theil ger 


*) Bon ben Forderungen , welche die Eheleute für 47 — an 
einander zu machen berechtigt find. Zachar. III. 


> 


1478. 
1479. 


1481. 
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1482. nommen. Amiens. S. 15. 2. 40. D. 13. 2. 50. L. 40. 


1483. 


33. *) 
f. Art, 1414. 1474. 1490. 1510. 

+ 3 fommt nicht darauf an, ob die während der Ehe con- 
tradirten Schulden, wovon die Frau die Hälfte zu Übernehmen 
bat, von dem Mann Ban — gemeinſchaftlich mit der Frau 
contrahirt ſind. Hohnh. I 


1. Eine Frau, welche der — ſich theilhaftig ge: 
macht hat, kann nicht in dieſer Eigenſchaft fuͤr das Ganze einer 
Gemeinſchaftsſchuld belangt werden, ſelbſt wenn die Urfache ber 
Schuld famtverbindlicher Art oder untheilbar wäre. Bruͤſſel. S. 
7. 2. 344° L. 20. 444, 

2. Damit nah Art. 1483. eine Gemeinfhaftsfchuld der 
Frau oder ihren Erben zu Laft falle, ift erforderlih, daß diefe 
Schuld durch unverbächtige Urkunden ermwiefen werde, die im 
Datum der Auflöfung der EEE, vorgehen. C. 9. 
Vw. Rouen. S. 7. 1. 455. D 455. 

3. Die Verpflichtung ber — ein Erbverzeichniß, nach 
Borfchrift des Art. 1483. zu errichten, iſt fo gebieteriſch, daß fie 
die Entfehuldigung eines Srrehums nicht zuläßt. — Eine 
Wittwe, welche kein Erbverzeihniß errichtet bat, iſt daher ultra 
vires haftbar (namentlih den Erben ihres Mannes, hinſichtlich 
der Zuruͤcknahme von beffen Einbringen), felbft dann, wenn fie 
hätte glauben Fönnen, daß feine GI ubiger vorhanden fegen, ges 
gen welche fie Vorfichtsmaßregeln zu nehmen hätte, um nit 
ultra vires 5*— an müffen. €. H. Bw. Douai. S. 28. 1. 
377. D. 26. 1. 

4. Sn — welche die Ehegemeinſchaft betreffen, ich 
bis zum Beweiſe bed Gegentheild® angenommen, daß die ‘von 
dem Ehemann, als dem Haupte der Gemeinfchaft, ausgeftelten 
Berfhreibungen ein fiheres Datum, der Frau gegenüber haben, 
und der Beweis des Gegentheils liegt der Frau ob, welche bie 
Nichtigkeit des Datums beftreitet. Bordeaux. 8. 28. 2. 61. 
D. 26. 2. 10. 

5. De Mangel eines zur gehörigen Zeit errichteten Erbs 
verzeichniſſes uͤber das Gemeinſchaftsvermoͤgen macht nicht die 
überlebende Frau für das Ganze der Gemeinfhaftsfhulden ver: 
antwortlih. Die einzige Folge des mangelnden Erbverzeichniffes 
ift, daß die Frau des Nechtes verluftig wird, für die Schulden 
nicht weiter zu haften, als ihr Theil an der Gemeinſchaft reicht, 
und daß ſie sus Zahlung der Hälfte der Schulden angehalten 


*) Bon der Theilung bes KPaffivftandes, oder der Schulden der 
Gemeinſchaft. Zachar. III. 520. 


Bon der. ehelichen Gütergemeinfgaft. 469 


werden — was auch — Antheil an der ———— betra⸗ 
gen möge. C. H. Vw. S. 31. 1. 152. 


+ Eine Gemeinfhaftöfhuld, zu deren Eontrahirung die Frau vr 
er Be bat fie nur in fo weit zu Amen. als ihr A 
tbeil an der Gemeinfchaft reicht. Hohnh. — Mit An. 
erfennung einer ſolchen ift nicht mehr bloß "die Kichrigfeit diefer 
Eigenſchaft, fondern aud der Verzicht auf die zen der 
Entflagung verbunden. Ebend. 36. — f. Nr. 1.d. €. 


f. Art. 1478. 1482. 
f. Art 1410. 1413. 
” 
1) Die e I Mitverbindlichkeit fuͤr eine Gemeinſchaftsſchuld 
beſchraͤnkt ſich auf die Hälfte Ye Hohnhe IV A en 
dert feine amtliche Ermächtigung, 1 wohl aber die Sei — ei 
ned verpflichteten Beiftandes bend. 36. — —— Ebend. 
56. Annalen I. 77. — vgl. Archiv f. R. I. 402 
2) Db eine in einer Dbligation ald Mit ufdneri aufgeführte 
} Ehefrau für die Hälfte der Shrtaionekguß baften —RX — 
Berneint. Annalen I. 67. — f. zu £. ©. 1477 
» 3) Samtverbindlichfeitölibernahme bei Kapittaufnahmen die ger 
richtlihe Ermächtigung der Ebefrauen nach Mg rn vom 
12. a 1835. — 8. K. Sect. M.A.B. 1835. 
N. 94. UN.B. 1836. N. 4. 


| Sechster Abfchnitt. 


Bon Entfchlagung der Gütergemeinfchaft und ihren Wirkungen. 


Ein von der Mutter mit einem Errungenfchaftsgut ausge: 


fteuertes Kind ift nicht verbunden, diefes Gut im Stud einzu: 


werfen, wenn die Mutter fi der Gemeinfhaft entfchlagen hat. 
— Nah der Entfhlagung der Mutter ift die Errungenfchaft in 


den Händen des Kindes nicht mehr mütterlih, fie muß als vä- 


1434. 
1485. 
1487. 


1492. 


terliches Gut betrachtet werden, mweldyes zur Zahlung der von der 


Mutter gefegten Ehefteuer gegeben wurde. Gaff. Douni. S. 24. 
1. 197. D. 22. 1. 223 L. 70. 5. *) — f. Art. 1453. 1463. 
1481. 1495. 1566. 

f. Art. 1435: 1470. 1492. 

Die Gemeinfhaftsentfhlaygung befreit die Frau nicht, Drit: 
ten gegenüber, von ihrer perfönlichen Verbindlichkeit, welche fie 


*) Roth I. 36. I. 230, 


**) Bon den rechtlichen Folgen, welche die Auflöfung der Gemein- 
fhaft unter der Bedingung hat, baß die Krau auf die Ge: 
meinfchaft verzichtet, Zachar. III. 521, — Roth II, 100, 


1493. 


1494. 
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149. buch Annahme einer gültig auf fie gezogenen Tratte übernom« 
men hat. Paris. S. 30. 2. 173. *) | 
f. rt. 1527. 1528. 
+ Hohnh. 1V. 29. f. — Annalen I. 67. 
1495, f. Art. 1054. 1465. 1471. 1491. 1492. 1514. ) 
+ Hobnb. VII, 12. 


Siebenter Abfchnitt. 


Beftimmung der gefeglichen Gütergemeinfchaft für den Fall, da eines ber 
Ehegatten, ober beide zugleich, Kinder aus vorhergehenden Ehen haben. 


16, ſ. Art. 1098, 1597, 


Zweite Abtheilung. 
Von der bedungenen Gütergemeinfhaft und den Verträgen, 
welche die gefegliche Gemeinfchaft ändern oder ausfchließen koͤnnen. 


1497. Die Ausſchließung der Errungenfchaftsgemeinfchaft in einem 
Heirathövertrage darf nur von der, insbefondere von dem Mann 
oder der Frau, gemachten Errungenfchaft verftanden werden, nicht 
von derjenigen , welche diefelben gemeinfchaftlih machen Eönnen. 
Angers. S. 7. 2. 305. 

f. Art. 1527. 1528. 


Erster Abschnitt. 
Bon der Gütergemeinfehaft in Orrungenfchaftärweife, 


4498. *°) 


— —— — 


*) Ueber die Zuſaͤtze des b. L. R. zu dem frang, ehelichen Gemtin⸗ 
ſchaftsrechte, in Beziehung auf die Verbindlichkeit der Ehefrau 
zur Bahlung ber Gemeinfhaftsfhulden, Archiv f, R. I. 412.— 
Ueber ben Sinn ber-8, R. Beftimmung, daß die auf die Güs 
tergemeinfchaft vergichtende Ehefrau für die Schulden verhaftet 
bleibe, welche urſpruͤnglich von ihr herrühren, Archiv f. R, 


*®) Roth III, 87. 9. 


*) Bon ber Errungenſchafts⸗Gemeinſchaft. Zadar. III. 522. — 
Archiv J. &. III. 290-311. — Eben. IV. 28-33. — vol, 
R. Jahrb. I. 293. ff. 
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+1) —2* Errun — und Schuldenberechnung nah B: Dur: 
Gemeined Gewerbe, was darunter zu 
—— —* — 

2) Regeln der hr — —— nach badiſchem Rechte. 
Hohnh. V. 188—191. 348. f. - nach ————— 189. > 
vgl. ebend. IV. Im. 

3) Deren Eigenfbat und — Hohnh. VI. VMA20. 32, 
f. 40. — vgl. ebend. II. 

4) Db die Frau an den — welche vom Manne mährend 
der Ehe contrahirt wurden, Theil zu nehmen babe. N aaa 
vi. 28-30. 32. 46, 49. — 1 zu 2. ©. 1521a. Nr. 

5) Nechtöfälle aus der — rk x. 1498. 
1499. 1521a. — Annalen IV 

6) ueber die ———— pre fchlimmen Folgen 
für die Ehefrau, und die vom ðeſehe der Frau dargebotenen 
Mittel, dieſen Folgen zu entgehen. Annalen V. 205. 


4. Die gefeglihe Vermuthung des. Art. 1499. wird wir: 
kungslos, wo das Gegentheil bewiefen ift, — Folglich kann eine 
Frau darthun, daß eine, in dem zur Zeit ihrer Verehelichung 
errichteten WVermögensverzeichniffe nicht enthaltene fahrende For⸗ 
derung, ihr zu diefer Zeit eigenthuͤmlich zugebörte. Der Art: 
1504. welcher die Frau nur ermädtigt, ihr Eigenthumsrecht bes 
züglic auf gewiffe Fahrniſſe zu beweifen, fchließft andere 
Fälle nicht aus, wo der Beweis gleichfalls zuläffig if. ©. 9. 
Bw. Paris. S. 26. 1. 118. D. 23. 1. 412. L. 74. 433. 

f. Art. 1505. 1510. 

(2) Eine in Errungenfchaftsgemeinfhaft fiehende Frau 
darf nicht, um den Mangel eines Bermögensverzeichniffes in ge: 
höriger Form zu erfegen, ihre vorgeblich in die Ehe eingebrachte 
Fahrniß durch Zeugen, Dritten gegenüber, bemeifen, felbft wenn 
ihr Heiratbövertrag diefe Befugniß ihr einräumte; ein foldye® 
die Beftimmungen des Code. aufhebendes —— — 
los hinſichtlich Dritter. Poitiers. R. G. 1836. 2 

1) Was zur Errungenfchaft zu zaͤ Ion; — — e eneibli e 
— Einbringen zu bemeifen bei vi ara — % 
-* 2). Zwei Zeugen —— * Bir Derm enöver ni e 

—— Inſtr. R. B. 1837. L 2 ’ . ir 


Zweiter Abfchnitt 
Bon dem Yusfchlug der fahrenden Habe aus der Gütergemeinfchaft. 
Das Gedinge der MWiederanlegung, in einem Heitathsver⸗ 


trage, gilt fuͤr ee ober Andingung bes Eigen» 
thume. Nismes. S. 31. 2. 196. *) 


*) Von der Slaufel der Berliegenfäjaftung. Zachar. III. 523, 


1498. 


1499. 
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1500. (1) Der Ehegatte, deffen ideelles *) Eigenthum während 
der Ehe veräußert worden ift, hat ein Recht auf Zuruͤcknahme 
des ganzen Veräuferungspreifes, ber Erhöhung des Werthes une 
geachtet, welche jenes Eigenthum feit der eingegangenen er er⸗ 
un tonnte. €. H. Bw. Paris. R. G. 1836. 649. 

(2) Das Gedinge der WBerliegenfhaftung, jenes — 
wodurch die kuͤnftigen Ehegatten ihre gegenwaͤrtige oder kuͤnftige 
Fahrniß, ganz oder zum Theil, von der Ehegemeinſchaft ausſchlie⸗ 
Ben, hat nicht die Wirkung, den Ehegatten das Eigenthum ihrer 
Fahrniß im Stud zu bewahren; die Fahrniß fällt dennoch in 

die Gemeinfchaft, welche nur Schuldnerin für den Werth derſel⸗ 
ben bleibt. — Der Mann, als das Haupt der Gemeinfchaft, 
hat daher das Mecht, Über bie von ber Frau vorbehaltene Fahr: 
niß zu verfügen, und die Gläubiger, den Zugriff darauf zu er« 
wirken; die Frau hat nur eine Klage auf Rüdforderung bei 
Auflöfung der Gütergemeinfchaft. — Diefe Regel ift anwendbar, 
felbft wenn es fi von Korderungen oder einer Gewerbseinrich⸗ 
tung handelt, welche die Frau eingeben hat, oder die während ber 
Ehe ihr zugefallen find. Paris. R. G. 1837. 2. 305. — Sm 
entgegen gefegten Sinn entfchieden, was die en 
betrifft. Paris. J. 19. S. 1835. 2. 68. 
1504. * Zwei Zeugen find ur —— dee Bermögentverzeichniflß 
beizuziehen. Inſtr. R 1.9.2 
15043. °*) 


Dritter Abfchnitt. 
Bon ber Entliegenfhaftung ber Grunbftüde. 


1505. *#*) 

1506. (1) Eine Frau, welche ihre im Heirathövertrage zu Werth 
angefchlagene Ausftattung fich zur Ehefteuer gefegt hat, ift bei 
Auflöfung der Ehe, unter Ruͤcknahme der zu ihrem Gebraude 
noͤthigen Wäfche und Leibgeräthe, wenn ſich im abgefhägten 
Werthe ein Mangel findet, berechtigt zu begehren, daß das Seh: 
lende ihr vom Erben des Mannes erfegt werbe, wenn gleich der 
Heirathövertrag enthielte, daß die Abfhägung der Ausflattung 
nicht für Verkauf gelten folle, und alfo bie Frau das Eigenthum 


) heat: der bloß induftrielle Antheil an einer Gewerbögefells 
aft. 
**) Trefurt 388, $. 451. 


*°) Trefurt 388. $. 452, — Bon ber Slaufel b ti tung. 
— F— 5 on ber Slaufel der Entliegenfchaftung 
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berfelben beibehalten hätte. — Zu dieſer Entfcheibung ift befons 1506. 
ders alsdann Grund vorhanden, wenn der Mann erklärt hat, 

daß er den Erfag der Ausftattung übernehme. €. H. Bw. 
Lyon. J. 19. 8. 1835. 1. 820, 


Dierter Abschnitt. 
Bom Ausfchlun der Schulden aus der Gemeinfcaft. 


U - *) 4510. 
* Zwei Zeugen find bei Errihtung des Dermögendverzeichniffed 

—2 Inſtr. R. B. ER 4. 2. ss " 

Wo der Ausfhluß der Schulden aus dee Gemeinfhaft bes 
dungen ift, gebührt der Gemeinfhaft Vergütung für die Sum: 
men, welche ber eine Ehegatte zur Zahlung feiner, vor der Ehe 
gehabten, perfönlihen Schulden daraus bezogen hat, felbft wenn 
ee fih im Vertrage die Befugniß vorbehalten, ein eigenthuͤmli⸗ 
ches Gut zu deren Zahlung zu verkaufen, und von bdiefer Ber 
fugniß Feinen Gebrauch gemacht hätte. — Jedenfalls vermiſcht 
biefe Verguͤtung ſich mit dem Antheile, welcher dem Ehrgatten 
an der Gemeinfhaft gebührt, fo daß er nur Schuldner desjenis 
gen bleibt, was zur Ergänzung des Antheils des andern Ehe: 
gatten mangelt, und daß er nur aus diefem mangelnden’ bie 
Binfen fhuldig ift. Paris. S. 16. 2. 309. L. 42. 106. **) 


1513. 


Fünfter Abfchnitt. 
Bon der fehuldenfreien Surücnahme ded weiblichen Beibringens. 


f. Art. 1495. C. e.—545. C. comm. (X. ©. 228.***) 1514. 
*to) (54a. 





*) Bon der Glaufel der Schuldenfonderung. Zachar. III, 526. 
**) Bon der Glaufel, durch welche das Einbringen bes einen ober 
des andern Ehegatten für fhuldenfrei erklärt wird, Zadar. III. 

5727, 
*s+) Bon der Claufel, welche der Frau verftattet, ihr Einbringen 
| zurüdzunegmen, Zachar. Ill, 528. — Archiv f. R. 
I * [ 


u..) Trefurt 383. $. 444. 1). 2). 388. $. 455: — vgl. Annalen 
111. 231. 
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Sechster Abfchnitt. 


Bon bem bedbungenen VBorempfang. - 


1515. Das Gedinge eines Heirathövertrages, worin die angehen« 
den Ehegatten, nachdem fie eine allgemeine Ghtergemeinfhaft 
ihres gegenwärtigen und künftigen Vermögens feftgefegt haben, 
verabreden, daß, im Falle finderlofen Ablebens eines von ihnen, 
ber Überlebende Theil zum Voraus, und vor aller Theilung, die 
brei Viertel als Eigenthum, und das eine Viertel zur Nugnie: 
fung, von dem Vermögen erhalten folle, welches den Erben des 
zuerft Verftorbenen zufallen würde, begründet hierdurch nicht fo: 
wohl eine gegenfeitige Schenkung, oder eine vertragsmäßige Erb: 
einfegung, als vielmehr lediglich einen bedungenen VBorausempfang, 
ber von der Üüberlebenden Frau nicht geltend gemacht werden kann, 
wenn von ihrer Seite eine Gemeinfchaftsentfchlagung ftatt findet. E 
9. Vo. Colmar. S. 30, 1. 384. — S. 99. 2. 18.* — f. 
Art. 1470, 1519 

1516.. f. Art. 1091. ff. 

1517. f. Art. 25. 

1518. 1. Wenn in einem Heirathsvertrage auf den Fall der 
Auflöfung der Gemeinfhaft ein Voraus bedungen worden ift, fo 
kann das Gericht die Auslieferung diefes Vorausempfanges von 
dem Augenblid an, wo die Gemeinſchaft aufgelöfet wurde, ver⸗ 
ordnen, obfhon eine Aufldfung durch Ehefheidung ſtatt fand. 
€. H. Bw. Amiens. S. 11. 1. 353. D. 0. 1. 430. L. 32. 1. 

2. Die blöße Hoffnung der Frau auf einen Nugniefungs: 
Vortheil, im Falle des Ueberlebens, berechtigt diefelbe, Sicherheits: 
leiftung für die Fahrniß zu verlangen, welche den Gegenftand 
ihres fünftigen Rechtes ausmacht. Brüffel. S. 7. 2. 346. 

f. Art. 299. 311. 1452. 

* nfr. D. über Errichtung einer Hinterlegungökaſſe. R. 8. 

ng I. $. 6. Nr. % ” ff. ® . r u 

1519a. #*) 

71) Voraus ift eine Aufbefferung des geſetzlichen Erbtbeild. Hohn. 

Iv. 173. — Sft aus * ———— ni ge 

Vermögen eines verftorbenen Ehegatten zu beziehen. Eben. 


2) Muß in der fegtwilligen Derfügung ausdruͤcklich als folher er: 
klaͤrt ſeyn. Ebend. 173. Db dies jedoch auch da- erfordert 
werde, wo es fich nicht von der Einwurföpflibt, fondern nur 
vom Anſpruch auf die ebeliche Nugniefung neben dem Woraus 
bandelt, it zweifelhaft. Ebend. 173-175. — f. &..&. 919. 





*) Bon dem bebungenen Borempfange. Zachar. III, 529; 
**) Trefurt. 389. $. 456. 
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Siebenter Abfchnitt, 


Bon dem Gedinge ungleicher Theile in der Sütergemeinſchaft. 


*) 1520. 
**) 15208. 
«or, 15212. 


— ejabt. Annalen 


2) Die Epegemeinfafulden find, bei der Errungen e 
meinfchaft, von jedem Ehegatten zur Hälfte, ſelbſt aus dem ein» 
— ———— 

wenn ſie auf die nſchaft verzichtet. N. Jahrb. I. 
— Archiv f. R. J. 42. ff. 

3) Ueber 2. ©. 1521a. € tögemeinfchaft btr. Hohnh. 

a — 
- Archivgf. R. III. 300. ff. III. 455—463. — IV. 28. 

4) Können die Gantgläubiger verlangen, daß dıe ihr Beibringen 
liquidirende Frau im Ganturtheil zum theilmeifen Erfage des in 
der Gant er künftigen Verluſtes verurtheilt werde? — 
Berneint. N. Jahrb. IV. 169. 

5) Wie dad Datum der eheweiblihen Schulden bemiefen werden 
müffe. Hohnh. VI. 42, 


1. Das Gedinge eines Yeirathsvertrages, daß es, im Falle 
des Vorverfterbens der Frau, ihren Seitenverwandten frei ſt e⸗ 
hen ſolle, an den Ueberlebenden eine beſtimmte Summe zu 
fordern, verbunden mit dem Verbot an jene Erben, eine Klage 
auf Gemeinſchaftstheilung gegen den Mann anzuſtellen, enthaͤlt 
einen wirklichen Vertrag auf Bauſch und Bogen. —Folglich haben bie 
Erben der Frau im folhem Falle die Wahl nicht, ob fie dev Se: 
meinfchaft fi) theilhaftig machen, oder an bie beftimmte Summe 
fi, halten wollen. Caff. Orleans. S. 5. 2. 497. L. 14. 154. 

2. Zn keinem Falle kann, um eine Umftoßung wegen 
Verlegung zu  befeitigen, ein Rechtsgeſchaͤft als Vertrag auf 
Bauſch und Bogen, und -ald Vergleich beurtheilt werben, wo⸗ 
durch zwei Ehegatten die unter ihnen beftandene Gemeinſchaft 


1) Ob bei d 
10 —— 





*) Bon den Glaufeln, mittelſt welcher eine ungleiche Theilung des 
Semeingutes verabredet wird. Zadar. III. 530. 
**) Zrefurt 390. $. 456. 2). 
#**) Trefurt 369. $. 430. 1). 336. $. 450. 2). 375. $. 434. 2) 
389. $. 457. 1). — In wie fern Tann eine Ehefrau in ihres 
Mannes Sant für die Verbindlichleiten, die fie für ehemaͤnn⸗ 
liche oder Gemeinfhaftsfhulden eing egangen hat, Erſat fordern? 
Archiv f, R. I, 134. 


1522. 


1523. 
1524, 
1525. 


1526. 
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— au der Frau ein Loos zugewiefen haben. Caſſ. Douni. 
TR Art. 1467. 
f. Art. 1474. 


ſ. Art. 1492. 1494. 

1. Wenn ein überlebendber Ehegatte nad dem Inhalt feis 
nes Heirathövertrages die ganze Gemeinfhaftsmaffe für ſich in 
Anfpruh nimmt, fo können. die Kinder erſter Ehe nicht entge— 
gen fegen, daß bies eine der — meets Begünftis 
gung, 19 Caſſ. Douai. 8. 8. 1. 328. D. 6. 1. 328. L. 

l 


2. Wenn in einem. Heirathsvertrage die Ehegatten bedin— 
gen, daß der Ueberlebende das Eigenthum ber vom erft Berfter: 
benden hinterlaffenden Fahrniß erhalten ſolle, fo iſt dieſe Verab— 
redung als eine den Freitheil uͤberſchreitende Beguͤnſtigung, und 
nicht als eine nach Art. 1525. erlaubte re des Gemein 
fhaftsvermögens zu betrachten. Bruͤſſel. S. 11. 2. 335. D. 9. 
212 L 29, 187. 

f. Art. 1091. 1098. 1527. 


Achter Abfchnitt, 


Bon der allgemeinen Gütergemeinfchaft. 


> 
1D Die a — eheliche Guͤtergemeinſchaft, als Regel in Vorder⸗ 
oͤſterreich, wurde * —— vom 23. Auguſt 1787. aufge⸗ 
hoben. Hohnh. II. 

2) Die — — des re Privatrechts ift 
eine Communio pro indiviso, ze. 6. 19. 21.— Die 
allgemeine G. ©. ded b. L. R. wird, ob (eich ie ie das anze ge 
genmwärtige und Ffünftige Dermögen der Eheleute begreifen kann, 
in allem übrigen . den Regeln der gefeglihen G. ©. beur 
theilt. Ebend. 16. f. 


3) —— Recht über Dermögendverhäftniffe der Epeleute 


4) Die vor Einführung des b. L. R. unter Eheleuten beRandene 
allgemeine G tergemeinfchaft verwandelt fib, in Ermangelung 
eines he errichteten Ehevertraged, in die Fahrnißgemein⸗ 
ſchaft. Hohnh. VII. 178. 





*) Von der allgemeinen re emeinfchaft. Zachar. III. 5235. — 
Trefurt 390. $. 457. 2. . ° . 
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Anhang. 
Verfügungen, welche den vorftehenden acht Abfchnitten gemein find. 
f. Art. 1098. 1496. 1527. 
f. Art. 1400. 1497. 1528. 


+ Der 8. ©. 1483. gilt auch bei Errungenfcaftögemeinfcaften, 
nur muß die Frau nad 2. 3. 1521 a. den Oläubigern für ihren 
Schuldenantheil nicht bloß mit dem Gemeinfchaftävermögen, 
— . mit dem rüderbaltenen Beibringen baften. An: 
nalen VII. 1. 


- Neunter Abfchnitt. 
Bon Berträgen, welche die Gütergemeinfchaft audfchliehen. 


u Abfas I. 
Bon dem Geding, welches bloß bie Gütergemeinfhaft ausfchließt. 
f. Art. 214. 582. 1421. 1540. *) 1530. 
* 8.83, 1810. XI. lit, d. Samml. I. 963. 
f. Art. 1421. 1531. 
f. Art. 1504. 1532. 
f. Art. 600. ff. 1533. 
Art. 1549 1534. 


1535. 
# . +0) 1535a. 
. + Mobdification des £. 3. 1535, Gefeß. R. B. 1831. XXX, Art, 

3. Samml. IV, 148. 


Abfag I. 
Bon dem Gedinge, welches eine völlige Vermögensabfonderung 
feftfegt.. 


1. Wenn ein Heirathsvertrag das ausdruͤckliche Gedinge 1536, 
der Vermögensabfonderung enthält, das Vermögen ber Frau nur 
in Fahrniß befteht, und die freie Verwaltung deffelben ihr über: 
laffen ift, fo genügt die in der nämlichen Urkunde gefchehene 
Anerkennung des Mannes, daf er diefe Gegenftände in feinem 


*) Bon der Glaufel, welche befagt, d bie Eheleute ohne Ge: 
meinfhaft ——— A * are 


**) Trefurt 394. 5. 459, 
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1536. Beſitz habe, nicht, um die Frau zu ermädtigen, diefelben aus 
feinem Nachlaſſe zurüdzufordern, wenn fie nicht beweifet, daß 
der Mann darüber verfüge habe. Paris, S. 8, 2. 83. 
. Die vertragsmäßige — hat die naͤmliche 
Wirkung, wie die gerichtliche. Paris. S. 17. 2. 4. D. 14. 2. 
119. L. 45. 416. — Art. a Zurin. 8. 11. 2. 447. 
D, 10. 2. 21. (Ne. 3. d. D.) — f. Att. . 1576 2066. 
— Bourges. 8. 29. 2. 297. Bordeaur. S. 31. 2. 178. — 
f. Art. 1536. Nr. 2. 1578. *) 
+ Begriff der gefonderten Ehe. Hohnh. Iv. 17. 
1537. f. Art. 1575. 
1538. f. Art. 217. 223. C. c. — Art. 5. C. comm. 
+ Kann, die Frau bei gebzeiten ded Mannes die Wiederlage for: 
dern? Hobnb. I. 279. 
1539 4%) 


Drittes Kapitel. 
Bon der bewidmeten Ehe. ***) 


4541. Das Giding eines Heirathsvertrages , wodurd ein Water 

| zu Gunſten feiner Zochter auf bie Nugniefung bes Vermoͤgens 
verzichtet, deffen Eigenthum fie fhon hatte, indem er erklärt, 
daß ihe Mann baffelbe als ehefteuerliches® Gut genießen folle, 
muß als eine wirkliche Ehefteuerfegung betrachtet werben, welche 
zu gleicher Zeit das Eigenthum und er — — 
Montpellier. S. 25. 2. 317. D. 23. 2. u: Art. 


Erfter Abfchnitt, 


Bon Seyung der Ebheftener. 


1542. f. Art. 1574. ff. 


*) Bon ber —8 der Güterfonderung. Bahr. III. 532, 
e) Trefurt 384 7). 3 .— Hohnh. IV. 172. 
**() Einleitung in die Lehre vom Dotalrcht. 3adar. III. 533. — 
Bewidmete Ehe. Brauer V. 439. 479 
or), Zufage einer —— als etwas in der Gattung beftimmtes. 
Brauer VI. 169 
+) Trefurt 368. $. "27. 6. 428, 
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(1) Die Ausfegung aller gegenwärtigen und Pünftigen 
Güter zur Ehefteuer begreift die Güter nicht in ſich, welche ber 
Srau erft nah Auflöfung der Ehe zugefallen find. Caen. 
J. 19. S. 1835. 2. 564. 

(1)b. Wenn daher eine Frau fih mit dem obigen Ge: 
dinge unter Witthumsrecht verheirathet hat, fo Fönnen die von 
ihr während der Ehe überno,nmenen Werpflicytungen auf bie 
Güter in Vollzug gefegt werden, welche ihr nach aufgelöfeter 
Ehe zugefallen find. Ebend. — vgl R. G. 1836. 2. 64. *) 
f. Art. 1554. 22 

1) Nur bei der bewidmeten, und nicht bei einer Gemeinfchaftdehe, 
i fan — Genuſſe der hehe die Rede ———— 


> t wirkt d 8 feine Guͤtergemei 
er Mkeeran Gier wein rate ge 
gebrachten und ererbten Vermoͤgens, noch- rüdfichtlih der Er⸗ 
ö rungenfchaft. Hohnh. VII. 162. 


f. Art. 1394. ff. 
f. Art. 1438 
+ ſ. zu. 8. ©. 1438. 
f. Art. 1440. 1513. **) 
Penn eine Ehefteuer, in Zielern zahlbar verfprodyen worden ift, 
fo fangen die Zinfen erft vom Verfalltage des bedungenen Zieles zu 
laufen an: und wenn das Biel vor Eingehung der Ehe ver 


1542. 


1543. 
1544. 


1545. 


1547. 
1548. 


fälle, fo beginnt deren Sculdigkeit erft mit diefem Zeitpuntte. 
) 3. 


Turin. S. 12. 2. 271. — f. Art. 1440. 1570. *** 


Zweiter Abfchnitt. 
Bon den Rechten des Manues an der Ehefteuer, uud deren Unveräuferlichkeit. 


1. Der Mann allein hat das Recht, auf Theilung der von 
feiner Frau herrührtenden Ehefteuer zu klagen; folglich ift die 
Frau nicht zur Intervention bei den gerichtlichen Verhandlungen, 
um Aufhebung der Theilung ihres ehefteuerlihen Vermögens les 
gitimirt. Air. S. 11. 2. 468. D. 8. 2. 79. — Im entgegen 
gefegten Sinn entfhieden. Nismes. J. 19. S. 1835. 2. 294. 





) Bon den Ehefteuerzinfen, Brauer VI. 170. — Bon ber Ber 
ftellung des Heirathsgutes. Zachar III. 534. 
**) Gemwährleiftung für den Brautfhag. Brauer V. 450. 
* ) Klage auf Ehefteuer. Brauer V. 446, 


1549. 
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2. Der Frau fteht (unter Mitwirkung ihres Mannes) das 
Klagereht auf Bezahlung ihrer Ehefteuer zu, wenn bie Ehe: 
fteuer ihr verfprochen worden, felbft wenn derMann ber einzige 
Verwalter derfeiben ift. Zurin. S. 12. 2. 271. — Lyon. J. 
19. S. 1835. 2. 52. 

3. Die gerichtlichen Klagen ‚gegen die Schuldner der ches 
fteuerlihen Gelder müffen bei Strafe der Nichtigkeit vom Mann 
angeftellt werden; es kann dies nicht von ber Frau mit ehe: 

männlicher Ermädhtigung gefcheben. Limoges. 8. 22. 2. 47. 
Sn ſolchem Falle gilt die —— gg ge als Boll: 
macht für die dran. Lyon. J. 19. 1835. 2. 52. — f. Art. 


4. In bewidmeter Ehe, und wenn die Frau ihr ganzes 
gegenwaͤrtiges und kuͤnftiges Vermögen ſich zur Ehefteuer gefegt 
hat, ift der Mann allein legitimirt, über eine feiner Frau abzu⸗ 
Iegende Vormundfchaftsrechnung zu unterhandeln. Montpellier. 
S. — J 121. zn C. H. Vw w. Rouen. J. 19. 8. 184. 1. 

— ſ. Art. 1554. 2144. 2145. 2157. 

— Der Gewinn, welche eine Frau in bewidmeter Ehe 
durch Handelsſpekulationen macht, gehoͤrt dem Manne, ſo lange 
ſie nicht ausdruͤcklich ermaͤchtigt war, ein geſondertes, von dem 
des Mannes ganz unabhängiges — F führen. Tou⸗ 
louſe. S. 32. 2. 586. — Toulouſe. 8. 26. 2 in (Nro. 
Ab. d. O.) 

5c. Eine Frau, welche Liegenſchaften auf eigenen Namen 
mit Geldern erkauft hat, die ihrem Mann angehörten, ift nur 
die Einwerfung dieſer Gelder 2 nit der Liegenfhaften felbft 
ſchuldig. Toulouſe. 8. 32. 2. 586 

6. Wenn in der Theilung einer Erbfhaft, zu welcher eine 
in bewibmeter Ehe lebende Frau berufen war, diefer eine Lie: 
genfhaft zugewiefen wurde, nicht nur zu ihrem Erbtheile, ſon⸗ 
dern aud, um ihr zum Erfag von Früchten zu dienen, fo hat 
diefe Liegenfchaft, Dritten gegenüber, den Charakter eines ches 
fteuerlihen Gutes, felbft was den zur Dedung der Früchte dier 
nenden Theil deffelben angeht, auch wenn die Früchte als wäh: 
rend der Ehe bezogen , dem Manne zugehören; letzterer würde 
allein befugt Icon ‚in diefer Beziehung Klage anzuftellen. Bor: 
deaur. S. 30. 2. 125. 

(1) Der Vater, welcher die feinee Schwiegertochter geſetzte 
Ehefteuer empfangen hat, wird gültig befreit durch die von ihm 
in der Folge an den Mann gemachte Zahlung, felbft ohne Mit: 
wirkung der Frau, wenn anders der Heirathövertrag Leine Bes 
dingung enthält, welhe den Mann zur Anlegung oder Sicher: 
heitsleiftung verpflichtet. Zouloufe. J. 19. S. 1834. 2. 284. 

(8) Die Beftimmung der L. Quintus Mucius (L.51.D, 
de donat. int. vir. et ux.), nad) welcher jede von einer Eh 
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frau gemadte Erwerbung bis zu einem Beweiſe des Gegentheils 158. 


mit dem Gelde des Mannes gefchehen betrachtet wurbe, ift. im 
Code nicht wiederholt , und beut gu Tage abgefhafft. Pau. R. 
1833. 2. 240. — f. Yet. 1421. — Im entgegen gefesten ee 
entfäjieden. Zouloufe. J. 19. S. 1835 2.7 of Art. 1421 

— KZoulvufe. S. 26. 2. 21. (Me. Ab, d. ©) 

(9) Die vom Zage der eröffneten Erbfchaft Laufenden Zin⸗ 
fen der Summen, die eine nach Bewidmungsrecht verheirathete 
Frau in die Erbſchaftsmaſſe ihres Vaters einwerfen muß, hat 
nicht die Frau zu entrichten, und können nicht aus ihrem Ver⸗ 
mögen weggezogen werden: dieſe Zinfen bilden eine perfönliche 
Schuld des Mannes , der die Ehefteuer genoffen hat; die Mit⸗ 
erben der Frau tönen ſich nur an ihm halten. Toulouſe. R.G. 
1836 2. 321. — f Art. 856. 

(10) Eine auf anne ſich verebelihende Frau 
kann fih die Verwaltung ihres ganzen Vermögens, und bie Bes 
fugniß , die Einkünfte deffelben alein zu beziehen , vorbehalten : 
allemal mit der Verbindlichkeit, zu den Raften. ber Ehe ihren 
Beitrag zu leiſten. C. H Vw Paris. R.G. 1837. 2. 193.*) 

+ Hohnh. VII. 162. 

f. Art. 1564 ff. 

(1) Ein Ehemann, ber feine im Bermögen abgefonderte 
Frau zum Verkauf eines ehefleuerlichen Gutes ermächtigt, wird 
nicht durch die bloße Thatſache der Ermaͤchtigung zum Gewähr 
feifter der Wirkfamkeit des Verkaufs. Da ſonach die Klage 
auf. Unguͤltigkeit, welche die rau allenfalls anftellen koͤnnte, 
Eeine Beziehung auf den Mann hat, fo bleibt die Verjährung 
dieſer Klage nicht während der Ehe ſtill ſtehen, fondern fängt 
— des Vertrages zu laufen an. Rismes. R. G. 1836. 


f. Art. 2256.**) 


| *6 
1. Eine Liegenſchaft, * der Mann der Frau, nach 


erfolgter Vermoͤgensabtheilung, ſtatt Zahlung ihrer in Geld aus: 


rer —— abtritt, iſt als eheſteuerlich anzuſehen. Rouen. 


1B. — Art. 1553. iſt von einer Zahlung zu verſtehen, 
welche in die Hände des Mannes von den Schuldnern der Ehe⸗ 


*) Von den Rechten, welche beziehungsweiſe dem Manne und der 
Frau an dem Dotalgute zuſtehen. — Bon ber Verwaltung und 
—— des Dotalgutes. Zachar. III. 535. — Brauer V. 


Von dem Eigenthum am Dotalgute. Zachar. III. 536. 
Trefurt 808. $. 604. 
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1551. 


1552. 
1553. 


Rd 
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‚4553. fleuer:geleiftet wird , und nicht von einer- Zahlung, welche ge 


Frau vom Manne gemacht wurde. Montpellier. S. 31. 
2. Die Liegenfhaften, welche ein Mann feiner — nach 


der Vermoͤgensabfonderung, und bei dem Vertrage, welcher bie 
‚Rüdforderungen der Frau feftftellt, zum Erfage der vom Manne 


veräußerten ehefteuerlichen Güter überläßt, m ” nicht eheſteuer⸗ 


lich, wie jene, an deren Stelle fie treten. — Erſatz er⸗ 
haltenen — en von der en je — 
werden. Bordeaur. . 188. D. 27. 24 098. L. 84. 


3. Um eine: gefegmäßige Wicderanfegung der ehefleuerlichen 


‚Gelder der Frau zu bewirken, und den Gütern, zu deren Bes 


zahlung fie gedient haben, die Eigenſchaft eigenthuͤmlichen Wer 
nen zu verfchaffen, wird, wie bei ber Wieberanlegung bes 
Erlöfes veräußerter Güter erfordert, daß die Frau die Wieder 


anlegung angenommen habe: und dies ſelbſt alsdann, wenn 
‚der Heirathövertrag enthielte, daB bie erften von den. Verlob: 
:ten gemachten Ankaͤufe zum Erfage der Ehefteuer dienen follen. 


nn 8. 31. 2. 253. 
(4) Wenn die Bedingung der Wiederanlegung der ches 
fteuerlihen Gelder nicht im Heirathsvertrage enthalten iſt, fo iſt 


‚das mit diefen Geldern vom Ehemann angefchaffte Grundftüd 


nicht allein Fein ehefteuerliches, fondern wird nicht einmal Eigen: 
thum der Frau, wenn gleid der Mann es mit der Erklärung 


‚des Erfages „grauft , und bie Frau bdiefen Erfag angenommen 


hätte. — In folhem Falle, wenn die Ehegatten eine Frrun: 


‚genfchaftsgemeinfchaft bedungen haben, wird die Liegenfchaft als 


eine gemeinfchaftliche betrachtet, und hat folglich die Frau, wenn 
fie auf diefe Gemeinfchaft —— an jener Liegenſchaft kein 
Recht. €: H. Vw. Bordeaur. R. G. 1833. 1. 637. *) 

f. Art. 1435. 1498. 

2. Die Unveräußerlichkeit ber Ehefteuer en. fih auf 


die —— wie auf das Kapital. C. H. Vw. S 1. 282. 
D. 1 54. L. 48. 417. 

2 Di Regel der Unveräußerlichkeit ber Stets geftattet 
feine anderen Ausnahmen, als die der Art. 1555. bis 1558. — 


Namentlich nicht im Falle der Annahme einer * von 
Seiten der Frau mit ehemaͤnnlicher Ermaͤchtigung, ſelbſt wenn 
die angetretene Erbſchaft in Fahrniß — und kein —— 
zeichniß errichtet worden iſt. Caſſ. Lyon. S. 25. 1. 160. 

23. 1. 3 L. 71. 389. — Agen. R. G. 1833 2. 159. — 7 


*) Grundſtuͤcke, bi s E id 
— — ie au heſteuergeldern angeſchafft werden. 
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H. Ri, — . 19. S. 1834. 1. 208. — f. Nr. 20. 23. — 1554. 
Pau. R. G. 1833. 2. 423. 

7b, Die abgefonderte Frau, welche bie Ermädtigung zur 
Veräußerung einer ehefteuerlihen Liegenfhaft in den im Art. 
1558. vorgefehenen Fällen erhalten hat, kann nit ohne Ers 
mädtigung den Erlös diefer Liegenfhaft erheben. Die in fol 
chem Falle vom Käufer entweder, ohne Ermächtigung, an bie 
Frau, oder an deren Gläubiger, gemachten Zahlungen für Schul« 
den, zu deren Eingehung fie nicht ermächtigt, war , können, auf 
Begehren der rau oder ihrer Erben, für ungültig erklärt werben. 
C. 9. Bw. Nismes. S. 28. 1. 127. 

70. Die Vermögensabfonderung verändert ben Charakter 
der Ehefteuer nicht, fo viel deren Unveräußerlichkeit betrifft. — 
Folglich kann eine gerichtlih abgefonderte Frau nicht von dritten 
Schuldnern ben Erfag des Kapitals ihrer Ehefteuer fordern, ohne 
Sicherheig zu leiften: — wenn anders dem regelmäßigen Bezug 
ihrer Zinfen nichts im Wege ſteht. Montpellier. 8.32. 2.471. 
— f. Nr. 2Yb. u. Art. 1557. — Limoges. J 19. 8. Par 
2. 659. — Im entgegen gefegten Sinne. Bordeaur, J. 19. 8 
1834. 2. 661. 

8. Die ebefteuerliche Fahrniß iſt fuͤr die Frau unveraͤußer⸗ 
lich, ſelbſt wenn ſie gerichtlich abgeſondert ſeyn ſollte. Hieraus 
folgt ‚ daß fie einen Schuldner ihrer ehefteuerlichen Güter nicht 
zur Zahlung anhalten ohne Sicherheit anzubieten. Monts 
pellier. S. 24. 2. 318. L - 72. 522. — Limoges. S. 17. 2. 304. 
D. 15. 2. 125. — Paris. S Pe Tee 
19. 1. 146. L. 53. 465. — (Rt 4.2.8.) — Limoges, J. 
19. S. 1834. 2. 659. 

9. Und die RE befteht felbft nady der Tren⸗ 
nung von Tiſch und Bette. Montpellier. S. 2 2. 310. J 
18. 2. 37. L. 55. 435. — Toulouſe. 8. 27. 2. 4. — €. 
9. Bw. S. 19. 1. 146. L. 53. 465. — Paris. S. 4. 2. 84. 
L. 59. 168. 

10. Im entgegen gefegten Sinn entſchieden. — Eine unter 
der Herrſchaft des Code verheirathete Frau, welche Vermögens: 
abfonderung erwirkt hat, kann an ihren Mann die Zahlung 
ihrer fahrenden Ehefteuer begehren, ohne zur ——— 
oder POLAR Rn gehalten zu feyn. Caen. S. 26. 2. 25. — 
Riom. $. 30. 2. — — Paris. S. 29. 2, 142. L. 84. 
284. (Nr. d. DO.) — Bordeaur. S. 15. 2. 106. 
J 3. 476. * 29. d. D.) — Auch kann der Mann 
eine von feiner Frau als Ehefteuer — Forderung 
— cediten. Paris. S. 29. 2. 142. L. 84. 284. (Nr. 6, 


31* 


2.) 


r 


4. 
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11. 12. ine abgefonderte Frau kann, gegen teitte Käufer 
der Güter ihres Mannes, die Deckung ihrer ehefteuerlihen For— 
derungen begehren und erwirfen, ohne gehalten zu feyn, für 
deren MWiederanlegung zu forgen. Grenoble. 8. 28. 2. 340. D. 
36. 2. 216. — Caſſ. Air. S. %. 1. 463. D. 24. 1. 195. L. 
75. 394. 

416. Eine verheirathete Frau kann ihre ehefteuerlichen Guͤ⸗ 
ter nicht für Schulden verpfänden, die während der Ehe gemacht 
wurden, ohne gerichtliche Ermächtigung, felbft nicht für Pieferuns 
gen, welche der Frau zu Beſtreitung nörhiger Bedürfniffe für 
fie und ihre Familie gemadht wurden. — ihre ehefteuerlihen 


-Bhrter Eönnen daher auch nicht in Folge von. Erkenntniffen, 


mwodurh fie zur Zahlung verurtheilt wird, angegriffen werden. 
Limoges. S. 12. 2. 168. 

16b. Solche Erkenntniffe koͤnnen nur an ben Beibrin- 
gend: oder nicht chefteuerlichen Guͤtern in Vollzug gefeßt werden. 
S. 9. 2. 326. 

17: Der Code verftattet nicht, daß eine in bewidmeter 
Ehe lebende Frau ein cheftewerliches Gut um eines Handels: 
gefchäftes willen veräußere. Caſſ. Rouen. S. 12. 1. 39. D. 9. 
1. 43. L. 29. 308. — 8. rs 2. 191. 1. 18. 477. 

20. Die Koften eines gegen eine ermächtigte Frau geführ: 
ten NRechtöftreites, wegen ihrer Beibtingensgüter, koͤnnen auf bie 
Ehefteuergüter geltend gemacht werden, zumal nach Auflöfung 
der Ehe. Zouloufe S. 23. 2. 8. D. 21. 2. 62. — Am ent 
gegen gefeßten Sinne entfihieden (was dın erften Punkt betrifft). 
Agen. R. G. 1833. 2. 159. — € 9. Vw. Agen. J. 19. 8. 
1834. 1. 208. — Toulouſe. R.G. 1833 2. 484. | 
’ — Selbſt bei Lebzeiten des Mannes. Nismes. S. 4. 
23. Die Ehefteuer, unveräußerlih im Vertragswege, ift 


nice gleichermaßen unveräußerlih bei unrechter That, nament: 


lich in Fällen betruͤglicher Unterfchlagungen, von Seiten einer 
Frau, aus einer unter Vorſicht angetretenen Erbfchaft. Rouen. 
8. 25. 2. 162. — 6. H. Bw. Agen J. 19. S. 1834. 1. 208. 

24 Der bei einem Vergehen. Nismes. S. 28. 2. MI. 
D. %. 2. 252. L. 82. 219. — Limoges. R. G. 1836. 2. 61. 
W Die von einer Frau in bewidmeter Ehe erwirkte Ver- 
mögensabfonderung ändert in nichts die Verhältniffe, weder ihrer 
Kapitalien, Liegenfhaften, noch ihrer Zinfen oder Einkünfte; 
die Liegenfhaften oder Kapitalien bleiben unveräußerlih, die 
Einkünfte oder Zinfen bleiben veräußerlih, fo während 
wie vor ber Abfonderung. Gaff. Alby. S. 23. 1. 331. D. 21. 
1. 173. L. 66. 481. — Nismes. S. 13. 2. 270. — ir. 3. 
13. 2. 275. — Rouen. S. 18. 2. 287. L. 52. 449. — €. 9. 
Bw. Rouen. S. %0. 1. 19. D. 17. 1. 504. L. 56. 57. — GE. 


mn — mm — 
a 
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Bw. Riom. S. 27. 1. 14. D. 3. 1. 43. — Caſſ. Nismes. 1554. 
. 30. 1. 266. — Borbeaur. S. 18. 2. 106. L. 43. 476. 

(Mr. 296. d. O.) — Jm entgegen aefegten Sinn entſchieden. 

Nismes,. S. 13. 2. 270. (Nr 25 d. ©.) 

26b. Wenn daher eine abgefonderte Frau, deren Güter 
ehefteuerlich find, ein Mechtsgefhäft von Beräuferung ober Ver: 
pfaͤndung, z. B. eine Sicherheitsfeiftung , für ihren Mann ein: 
geht, fo kann die Sicherheitsleiſtung, obwohl ungültig in Hin— 
ſicht der Liegenfchaften, doc mittelft Zugriffs auf die Einkünfte 
in Vollzug ge’egt werben. - Gaff. Yvetot. S. 27. 1. 299. D. 

25 1.186. 4. 78 2385. — f. Nr. 2. u. Art. 1449. 

(26) ce. Die Einkünfte der ehefteuerlichen Güter find un- 
veräußerlih,, und es Bann von den Gläubigern der Frau Fein 
Zugriff darauf erwirkt werden, felbft nicht mach erfolgter Ver: 
mögensabfondsrung, als für. den Theil, welcher die Bedärfniffe 
der Haushaltung Überfteigt. C,H.Bw. Paris. J. 19. 8. 1834. 

1. 176. — f. Art. 1449. — Paris. Ebend. 1834. 2. 473. — 
Bordeaux. R. G. 1836 2. 49. | 

39. Nah dem Tode der Frau unterliegen die ebefteuerli- 
hen Güter den Klagen der Gtäubiger, zu deren Gunften bie 

rau während der Ehe Schuldurkunden ausgeſtellt hat. Die 
rben können die Unveräußerlichkeit der Ehefteuer nicht anfpre> 
hen. Paris. S. 22. 2. 342. L. 62. 536. | 

36. Im entgegen gefesten Sinn entfcieden. Paris. S. 
22.2. 324. — Paris. S. 25. 2. 393. D. 4. 2. 184. L. 66. 

487. — Paris. $. 22. 2. 344. — Paris. R. G. 1833. 2. 
372. — Toulouſe J. 19. 8. 1835. 2. 469. 

(37) Das Vorrecht der Unveräußerlichkeit der Ehefteuer er: 
firedt fih nicht auf Die Geldgeſchenke, die. ein Mann feiner 
Grau, zu Vermebrung ihrer Ringe und Juwelen, etwa gemacht 
bat. Bordeaux. R. G. 1833 2 34 . 
68) Die Unguͤltigkeit des Verkaufes eines ehefteuerlichen 
Grundftüdes kann nur von der Frau, ihren Erben und dem 
Manne vorgehracht werben: — nicht vom Käufer, obgleich die 
ehefteuerlihe Eiygenfhaft ihm beim Verkaufe nicht befannt ge- 
macht murde, wenn nurjedenfalls Feine betruͤgeriſchen Kunftariffe 
angemendet wurden, um den Käufer Über die ehefteuerliche Eigen- 
fhaft der Güter zu täufchen. Paris. R. G. 1833. 2. 230. — 
f, Art. 1560 | 

(39) Wenn ein Urtbeil, welches ben Verkauf eheſteuerli⸗ 
her Güter verordnet, wollftändig durch ernſtliche Rechtshandlun— 
‚gen, ohne Merkmale eines geheimen Einverftändniffes , in Voll: 
zug gefeßt, und. dieſer Vollzug vom Gerichte beffätigt worden 
ift, fo kann der Käufer der eheflguerlichen Güter die Zahlung 
feines. Kaufpreifes nicht unter dem Vorwande verweigern, daß 
er mit Entwährung bedroht fey. — In folhem Falle muß ber 
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554, Verkauf, obgleich von ehefteuerlichen Gütern, als unanfechtbar 
betrachtet werben. Ebend. — f. Art. 1653. 

(40) Da die Frau über ihre ehefteuerlichen Güter mittelft 
Teſtamentes verfügen darf, fo kann fie au in gleicher Weiſe 
die während ihrer Ehe — en genehmigen. 
Borbeaur. R. G. 1833. 2. 279. f. Art. 1338. 

(4) Eine Frau, deren ehefteuerliche Liegenfchaft nach dem 
Heirathövertrage veräußerlich war, doch mit der VBebingung ber 
Miederanlegung durch den Mann, hat, im Fall eines Verkaufes 
ohne Wiederanlegung, ein gefegliches Unterpfand an den Gütern 
des Mannes für den Preis der verkauften Liegenfchaft. — Sie 
darf gegen bie Käufer mittelft einer Auflöfungsklage des Ver: 
kaufes nur in dem Falle den Nüdgriff nehmen, wenn in dem 
Vermögen bes Mannes fih Feine zu Dedung ihrer Forderung 
man an mehr vorfinden er Grenoble. 

G. 1833. 2. 559. — f. Art. 1560. 2121. 2135. 

(42) Die a ehefteuerlicher Güter , obgleich im 
Heirathsvertrage unter Bedingung der Wiederanlegung verftattet, 
iſt ungültig, wenn bie Anlegung nicht erfolge iſt. Toulouſe. 
R. G. 1833. 2. 649. 


(43) Eine in bewibmeter Ehe flehende Frau kann über 
ihre Ehefteuer zu Gunften eines Dritten durch vertragsmäßige 
Erbeinfegung nit verfügen. — Eine folhe Erbeinfegung bes 
gründet, wegen ihrer — —— eine wirkliche Veräußerung 
der Ehefteuer. Nismes. J. 19. 8. 1834. 2. 276. — f. Art. 


(44) Die Veräußerung der Ehefteuer ift ungültig, felbft 
wenn eine MWiederanlegung bed Kaufpreifes damit verbunden, 
oder am nämlihen Zage nachgefolgt ſeyn follte; man kann in 
diefen beiden Mectsgefhäften Leinen Taufchvertrag fehen, wels 
cher den zu Vertretung der Eheſteuer — —— 
den — Charakter beilegte Agen. J. 19. 1834. 
2. 535 — f. Art. 1559. 

(45) Die = einer in bewibmeter Ehe verbeiratheten Frau 
(gemeinfhaftlid mit ihrem Manne) übernommene Verpflichtung 
kann nach aufgelöfeter Ehe felbft nicht einmal auf ben Antheil 
ber Einkünfte in Vollzug gefest werden , welcher bie Bebürfniffe 
der Frau und ihrer Kinder überfteigt. Agen. J. 19. S. 1835. 
1. a — Caſſ. Aubuffon. Ebend. 2. 557. — Caſſ. R. G, 
1836. 913. — Im entgegen gefesten Sinn entfchieben, 
Dei. 5 10.8.1898 9. 556. 

(46) Eine nah Bewidmungsrecht verheirathete Frau kann 
ihre ehefteuerlihe Fahrniß nicht veräußern, oder durch Verpflich⸗ 
tung gefährden, indem fie 3. B. einen Dritten in die Wirkun: 
gen . gefeglichen Unterpfanbörechtes fubrogirt. 6, H. Bw. 
Maris, R, G, 1836. 1. 775. 
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(47) Die Unveräußerlichkeit der Ehefteuer erſtreckt ſich auf 1554; 


die Einkünfte ber ehefteuerlihen Güter, felbft wenn bie Frau 
fi auf Gemeinfhaft verehelicht hat. Folglich tönnen die von 
einer nad) Gemeinſchaftsrecht, aber mit Anbedingung der Ehe⸗ 
ſteuerlichkeit für ihre gegenwärtigen und kuͤnftigen Liegenſchaften, 
verheiratheten Frau übernommenen Schuldverbindlichfeiten nicht 
auf die Einkünfte der ehefteuerlihen Güter in Vollzug gefegt 
werden. .Caff. Paris. R. G. 1836. 1. 913. 

(48) Die vom Mann ertheilte gerichtliche Einwilligung, 
daß gewiſſe gegen die Frau ergangene Urtheile auf ihre eheſteuer⸗ 
lihen Güter vollzogen werben d — iſt fuͤr die Frau mehr 
nicht bindend, als es ein gew oͤhnlicher Vergleich ſeyn wuͤrde. 
Limoges. R. G. 1836. 2. 61. *) 

1.2. Eine in bewidmeter Ehe lebende Frau kann mit Er 
mädhtigung ihres Mannes ihre ehefteuerlichen Güter zur Ver: 
forgung gemeinfchaftliher Kinder — Montpellier. 8. 
26. 2. 223. — Toulouſe S. 27. 2. 2 

3. Auch, um ihre Söhne vom Kriegsdienfte loszumachen. 
Rouen. S. 28 2. 189. D. W. 2. 88. L. 81. 210. 

Die Frau kann ihre — Güter nicht bloß 
für ihren Antheil zur Ausfteuerung der Kinder geben, fonbern 
auch für den Beitrag, welchen der Mann dazu leiſtet: unbe 
ſchadet der Rüdforderung und des Pfandrechtes der Frau an den 
Gütern ihres Mannes. Bordeaur. S. 30. 1. 129 

(5) Ebefteuerlihe Güter können zus nn eines ber 
Kinder nur dann veräußert werden, wenn, nach dem Vermögens: 
flande  diefes Kindes und der Mutter, die andern Kinder gefis 
chert find, einen gleichen Vortheil, wie ihr Bruder oder Schwer 
fter zu erhalten. Grenoble. R. G. 1833. 427. 

(6) Eine Frau Eann auf Weigerung des "Mannes vom 
Gerichte nicht ermächtigt werden, ihre ehefteuerlihen Güter zur 
BVerforgung ihrer gemeinfhaftlihen Kinder hinzugeben; es vers 
hält fid) damit nicht, wie mit der Verſorgung der Kinder der 
Frau aus einer früheren Ehe (Art. 1555). — Die Beftimmung 
des Art. 219., nad welchem die gerichtlihe Ermädtigung jene 
des Ehemannes erfegen kann, ift hier unanwendbar. Limoges. 
J. 19. 8. 1835. 513. 

3. Die einem in bewidmeter Ehe lebenden Manne aufs 
erlegte Verbindlichkeit , die Ehefteuer feiner Frau wieder anzu: 
legen , fo wie auc alle beweglichen Kapitalforderungen , welche 
ihr zufallen koͤnnten, bat keinen Einfluß auf dritte Schuldner, 
welche nicht gehalten ſeyn koͤnnen, fuͤr die Wiederanlegung Sorge 
zu tragen, und die auf der andern Seite auch nicht befugt ſind, 
die Abtragung zu verweigern, bis ihnen über die Wiederanlegung 
Ausweis gegeben worden fey. Paris. S. 31. 2. 211. — Gaff. 


*) Bon der Unveräußerlichleit des Dotalgutes, Zadar, III. 537, 
— Brauer V. 449 
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1667. Air. 26. 1. 463. D. 24. 1. 195. L. 75. 394. (Urt. 1554. 


1558. 


Mr. 12. d. ©.) 

> 3». Der Käufer eineg ehefteuerlihen Gutes, beffen-Wer- 
kauf dem Mann unter der Bedingung der Miederanlegung ver- 
ſtattet wurde, iſt gehalten, flr die Wiederanlegung des vom 
Manne bezogenen Erlöfes Sorge zu tragen. — In Ermange: 
kung der MWiederanlegung Fann der Käufer gehalten werden, den 
Kaufpreis der Frau noch einmal zu bezahlen. — Diefe Verants 
wortlichkeit des Käufers wird nicht dadurch allein befeitigt, daß 
bewiefen werden kann , der Mann habe zur Zeit des Verkaufes 
hinlaͤnglich negenſchaftliches Vermoͤgen beſeſſen, um fuͤr den 
Werth der verkauften eheſteuerlichen Guͤter zu haften. Agen. 
S. 32. 2.288. — Paris. 8S. W 2. Wl. (Nr. J1. d. O.) — 
Nicht fo, wo jene —— im Heirathsvertrage nicht enthal⸗ 


— 8. 30. 2. 238. (Nr. 2.d. O) — €. 9. Vw. Agen. 


. 19 8. 1834 1. Di. 

Die von einer Frau in bewidbmeter Ehe im Heiraths· 
vertrage ſich vorbehaltene Befugniß, ihre eheſteuerlichen Guͤter 
zu veraͤußern, und jede gutfindende Verpflichtung zu uͤbernehmen, 
ſchließt die Befugniß nicht in ſich, einen Schiedsvertrag, wegen 
Rn nenne —35— jener Guͤter einzugehen. 
Lyon. 8. 20. 2. 68. D. W. 2. 2 

3. Ei vorbehaltene ne na Frau, ihre ehefteuerlichen 
Güter zu veräußern, zieht — die Befugniß, ſie zu verpfaͤnden, nach 
ſich. © H. Bw. Agen. 8. 30 1. 68. — Eaſſ. Lyon. R. G. 
1836. 1. 433. — Caſſ. Rouen. R. G. 1837. 1. 190. — Caſſ. 
Lyon. R. G. 1837. 1. 800. — yon. R. G. 1837. 2. 466. — 
Bordeaur. R.G. 1837. 2. 230. — an entgegen gefegten Sinn 
entfchieden. Lyon. J. 19. 8. 1834. 588. — Bordeaux. 
Ebend. 685. — Rouen. R. G. 1836. 2. 93. 

5b. Wurde entfchieden , daß die im Heirathsvertrage vor: 
behaltene Befugniß, die ehefteuerlichen Güter zu veräußern, noth⸗ 
wendig die Befugniß, fie zu vertaufhen, nach fid ziehe. €. 
H. Bw. Lyon. 8. 32. 2.68. — Im entgesen gefegten Sinn 
entfdieden. Zoufoufe. R. G. 1833. 2. 464. 

6. Die vorbehaltene Befugniß, die eheftenerfichen Güter 
zu veräußern und zu verpfänden, zieht jene nah fih, zu 
Gunſten eines Dritten auf das eheweibliche gefegliche Pfandrecht, 
feibft für bie durch letzteres gedeckte fahrende —— zu ver⸗ 
zichten. 8. 29. 2. 301. D. 27. 2. 164. — Lyon R. G. 1833. 
2.625. — Im rs gefesten Sinn entfchieden. GCaff. Douai, 
R. G. = . 97. — .. — Grenoble. R. G. 
1836. 2 He — Gaen. R. G. 1837. 2, 161. — Amiens. R. 
G. 1837. 2. 397. 

1. Wenn eine Frau ihre chefteuerlihen Siegenfihaften det: 
äußern will, um ihren Mann aus dem Gefängniffe zu befreien, 
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fo bedarf fie nothiwendig gerichtliher Ermaͤchtigung. Um bes 1558, 
Umftandes willen, daß ſſe abgefondert iſt, er die ehemaͤnn⸗ 
liche  —n allein nicht genügen. Air. 8. 13. 2. 275. 
Der Art. 1558. Abf. 2. erftredt ie nicht auf ben 
— wo eines der Ehegatten nur mit perſoͤnlichem Verhafte 
bedroht, ſondern muß auf den Fall beſchraͤnkt werden, wo der 
Verhaft vollzogen iſt. Die gerichtliche a ie hat in 
Ba. Falle keine Bedeutung. Caen. 8. 27. 2. 150. D. 25. 


3. Eine Verſteigerung unter Miterben, ſelbſt ohne Zus 
laſſung von Fremden, iſt ein wirklicher Verkauf; — wenn daher 
eine Frau in bewidmeter Ehe Liegenſchaften verſteigert, welche 
fie in einer Erbſchaft ungetheilt mit ihren Miterben befigt, fo 
muß der ihr gebührende Antheil am Erloͤſe wieder angelegt wer⸗ 
den. Dritte Käufer können daher die Zahlung des Preifes 
—— wenn derſelbe nicht wieder angelegt werden ſoll. Rouen. 
8. W. 2. 190. -E. H. Bw. Rouen. 8. 30. 1. 394 — . Art. 
1557. To 

(5) Die bewegliche Ehefteuer darf, eben fo wohl wie bie 
unbewegliche,, veräußert werben, um den Mann ober die Frau 
aus dem Gefängniffe zu befreien. Die Beftimmung bes rt. 
1558., welde nur von eheftenerlihen Grundfitiden fpricht, 
er darum die Fahrniß nicht aus. Bordeaur. R. G. 1833. 


(6) Eine nad) Bewidmungsreht verheirashete Frau kann 
gültiger Weiſe zu eimer gütlihen Theilung ber unabgetheilten 
Güter fpreiten, aus denen ihre Eheſteuer genommen werben 
. fol. Da eine Theilung feine Veräußerung enthält, fo ift für 
bie Frau feine Nochwendigkeit vorhanden, die gerichtlichen Foͤrm⸗ 
lichkeiten zu beobachten. Bordeaur. R. G. 1836. 2. 323.*) 

-  f Art. 883. 
*#)1558 a, 

f. Art. 1702. ff. 1559. 

(1) Wenn eine Frau, bie a iffe, als Vorempfang auf 
die Eünftige Exrbfhaft von: ihrem Vater gefchenkte, Liegenſchaften 
als Ehefteuer ſich gefegt hatte, angehalten worden ift, bdiefe 
Güter zur Erbſchaft des Gefchenfgebers einzuwerfen, - und fie 
dann in Folge der Theilung andere Güter in ihr Loos erhaften 
bat, fo treten diefe anderen Güter an die Stelle der urſpruͤng⸗ 
dich zur Ehefteuer gefesten, und werben gleich diefen eheſteuerlich 
und unveräußerlich , bis zum Betrage des MWerthes, den fie 





2) Bon den Schulden einer Frau, welche Dotalgut hat, - Zadar. 
— ch — Bea he Dotalgut h dar 
*) Trefurt 509. $. 644. 3). 
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1559. er Montpellier. R. G. 1837. 2. 133. — f. At. 883. 


(2) Die Glaͤubiger einer in Bewidmungsehe lebenden Frau 
koͤnnen die Zwangsveraͤußerung einer Liegenſchaft betreiben, welche 
dieſelbe im Tauſche gegen ein eheſteuerliches Gut empfangen hat, 
wenn die zum Rechtsbeſtande eines Zaufches vorgeſchriebenen 
Foͤrmlichkeiten nicht beobachtet wurden, die kiegenſchaft alſo keine 
— N Zimoges. A. G. 1837. 2, 289. 

f. A 


1560. 1. Die Nichtigkeit einer: Veräußerung ehefteuerlicher 
Grundftüde (wegen Mangels der: Förmlichkeiten)  ift nur zum 
Vortheile der Frau, ihrer Erben und. des Mannes eingeführt, 
und. fann daher nur von diefen vorgefchügt werden. Kein andes 
ver, :insbefondere nicht der Käufer (oder die Gläubiger der gan), 
wen Be fih berufen. C. 9. Vw. Riom. S: 16. 1 

D. 14. 1.43. L. 44.516 —Nismes. 8. 32. 2. 519. (Nr. Sb D 

2. Selbft wenn die ehefteuerlihe igenfhaft des Gutes 
ihm beim Kaufe nicht eröffnet wurde. Grenoble. S.29. 2.150 

4 Hat die Frau, deren ehefteuerliche Liegenfchaft durch 
ihren Mann ohne MWiederanlegung veräußert wurde, das Wahl⸗ 
recht unter der Klage auf Widerruf gegen den dritten Käufer, 
oder auf re gegen ihren Mann? — Ex arg. bejaht. 
Caſſ. S. 1. 422. — Rouen. 8. 24. 2. 10. — €.9. Vw. 
S. 27. a — Yr. Ss. 28. 2. 47. ER ra 8. 30.2. 
246. — Bejaht. Pau. J. 19: S. 1835. 2. 208. 

5. Verneint: fie hat unbedingt nur "eine Klage auf Wir 
bereuf. Grenoble. S. 27. 2. 175. — Montpellier, Ss. 31.% 
214. — Poitiers. S. 31. 2. 214. 

6. Borausgefegt, daß die. Frau eine zweifache Klage auf 
Miderruf und Entfcyädigung habe, genügt es, daß fie abgefon. 
dert fey, um die Klage auf Entfhädigung w hrend der 
Ehe anſtellen zu koͤnnen? — Verneint: dies wäre eine Genehs 
migung des nichtigen Verkaufes, wozu fie während der Ehe keine 
Gewalt hat. — 8. 28. 2. 48. — Grenoble. S. 28. 2. 
173. — Grenoble. R. G. 1836. 2. 307, — f. Art. 2121. 

7. Bejaht ohne Einſchrantung. Aix. 8. W. 2. 47. 

8. 9. Bejaht mit Einſchraͤnkung. — Das heißt, die ab— 
geſonderte Frau kann eine Entſchaͤdigungsklage gegen ihren in 
Vermoͤgensverfall gerathenen Mann anſtellen: doch unter der 
Bedingung, daß der Betrag der collocirten Forderung in den 
Haͤnden des Kaͤufers bleibe, oder aber, daß ſie Sicherheit ir 
oder eine gültige un. bewirfe. C. 9. Om $S.2 
1. 492. — Caff. Vw. S. 77. 1. 246. — f. Art. 121. 3135, 

(11) Wenn bie Bedingung der MWiederanlegung , welche 
der Befugniß zur Veräußerung ber ehefteuerlihen G ter einer 
Frau angehängt worden, vor der von der Frau ermwirkten Ver⸗ 
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mögensabfonderung nicht erfüllt worden, fo ift der Verkauf hin« 1560. 


ſichtlich der Iegteren von da an ungültig, fo daß ber Käufer ſich 
ber Abtretung der ihm verkauften Liegenſchaft dadurch nicht‘ ents 
ziehen kann, daß er fich erbietet, den Kaufpreis noch einmal zw 
zahlen; die Frau hat in diefem Fall ein erwonnenes Recht auf 
den Widerruf, von der gefchehenen Vermögensabfonderung ger 
rechnet. — Toulouſe. J. 19. 8. 1835. 2. 1%. — f. Art. 


1449. 

(11)b. Der Käufer ehefteuerliher Güter kann nicht, im Kalle 
eines Widerrufes von Seiten der Frau, ſich im Befige der Güter 
bis zur Zahlung feiner etwa gemachten Auslagen oder Verbeſſe⸗ 
rungen erhalten ; er hat nur eine Klage auf ben Eifag des Ber 
trages feiner Berbefferungen gegen die Frau. Ebend. 

(12) Der Art. 1560., welder der Frau nicht geftattet, 
bie von ihrem Mann oder ihr gefhehene Veräußerung ehefteuers 
licher Grundftüde vor Auflöfung dee Ehe oder Vermoͤgensabſon⸗ 
derung zu widerrufen, ift nicht anwendbar auf bie Klage auf 


Nichtigkeit einer, ohne Beobachtung der vorgefhriebenen Foͤrm⸗ 
836. 2. 


lichkeiten, gefhehenen Erbtheilung. Zoufoufe. R. G. 1 


(13) Der Widerruf einer Veräußerung ehefteuerlicher Gür 
ter, außer dem gefeglich erlaubten Fällen, kann vom Mann eben 
fo wohl vorgebracht werben, wenn zu jener Veräußerung gericht 

‚liche Ermächtigung ertheilt, als wenn fie nur von ihm und 
Br Ehefrau bewirkt wurde. Grenoble. R. G. 1833; 2. 


(14) Dem Manne wird die Befugniß zum Widerrufe des 
Verkaufes der ehefteuerlihen Güter feiner Frau dadurch allein 
nicht entzogen, daß der Erlös zu Ankäufen auf feinen eigenen 
Mamen verwendet worden ſey. Agen. J. 19. S. 1834. 2. 535. 

(14) b. Der Mann kann beim Wibderrufe, des duch ihn 
gefchehenen Verkaufes ehefteuerlicher Güter, nicht angehalten were 
den , vorerft den Kaufpreis ruͤckzuerſtatten, ehe ihm der Bes 
fig zuerkannt werde. Anders verhält es ſich mit der Nüds 
eritattung fomohl des Mehrwerthes der Güter, durch Verwendun⸗ 
gen oder Verbefferungen der Käufer, als der Schulden, womit 
die Güter belaftet waren, und die von den Käufern bezahlt 
worden find; — erft nachdem diefe Rüderftattungen gefhehen, 
koͤnnen ietztere ihres Beſitzes entfegt werden. Ebend. — Bocdeaur. 

J. 19. S. 1834. 2. 59. — f. Art. 1633.*) 





2) Won der Regel, daß ber Veräußernde felbft eine gefegwibrige 
Veräußerung nicht zuruͤckrufen koͤnne, ift des Mannes Vers 
Sußerung eines ehefteuerlichen Gutes ausgenommen. Brauer 


1561« 
1562, 


1563. - 


1564. 


1565. 


1566. 


1567. 


1569. 
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f. Urt. 1304. Nr. 20. 2255. 

Gebäude, die der Mann auf ehefteuerlichen Liegenfchaften 
feiner Frau errichtet, welche er als Here der Ehefteuer zu nugs 
nießen bat, koͤnnen als Vergtoͤßerungen angeſehen werden, 
welche zur Verguͤtung ſich eignen; man darf darin etwas 
anderes als bloße Verbeſſerungen fehen, mofür der Nutznießer 
keine Entfhädigung anzufprehen hat. — Diefe Regel ift ganz 
befonders auf den Fall anzuwenden, wo der Mann feiner Frau 
einigen andermweiten Erſatz ſchuldig wäre, und es darauf ankaͤme, 
ihn kraft Wettſchlagung davon loßzuzählen. Gaen. S. 27. 2. 
161. — f. Art. 599. 600. 614. 1550. *) 

f. Are, 1443. C. c. — 65. C. comm. 


Dritter Abfchnitt. 


Von Rüdgabe ber Ehefteuer. 

*+) 
Die Jahresfriſt nach Auflöfung der Ehe, während welder 
bie ebefteuerliche Fahrniß nicht ruͤckgefordert werden kann, bezieht 
ſich ausfchließlih auf die Klage der Frau gegen die Erben 
ihres Mannes, und findet Beine Anwendung auf die Pfand» 
Elage der erfteren, aus den nämlichen Rechten herrührend, gegen bie 
beitten Befigee der Güter des Mannes. — Lestere Klage Eann’ 
unmittelbar nad Auflöfung der Ehe angeftelle werden. — Hier: 
aus folgt, daß die Verjährung zu Gunjten des dritten Apahabers 
— nämlicen — zu laufen anfaͤngt. Grenoble. 8. W. 
ſ. Art. 1495. 
Wenn der Mann eine eheſteuerliche Forderung erſt nach 
deren Verfall erhoben hat, ſo darf er (den Fall eines Betruges 
ausgenommen) nur den Werth der Forderung im Augenblicke, 
wo ſie ruͤckbezahlt worden iſt, erſetzen, welchen N fie auch 
zur Berfallzeit gehabt haben möge. Caſſ. Paris. $. 7. 1. 49. 
D. 6, 1. 49. L. 17. 353. 

f. Art. 588. 1909. 

f. Art. 585. 586. 588. 856. 1539. 

Die Befcheinigung des Mannes, die Eheſteuer in Fahrniß, 
weldye feiner Frau ausgefegt wurde, empfangen zu haben, hat 


*) a bes Ehemannes in Abfiht der Ehefteuer. Brauer 


20) Bon ber Zurüdgabe des Heirathsgutes. Zadar. IH, 539 f. 
— Brauer V. 459. f. * * 
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Wirkungen gegen Dritte, bis zum Beweiſe des Gegen: 1569. 
theild. Paris. S. 21. 2. 84. L. 59. 168. — f. Art. 1350. 
1352. 2265. C c. — 551. C. comm. (X. S. 234.) 

f. Art. 1440. 1465. 1481. | 

(2) Der der Wittwe im Falle des Art. 1570. gebührende 1570. 
Unterhalt muß nah dem Vermögen und dem Stande der Be: 
theiligten bemeffen werben; das richterlihe Erkenntniß, weldes 
die jenen Unterhalt vertretende Summe feftfegt, fann nicht unter 
dem Vorwande, daß diefe Summe übertrieben fey, Grund zur 
— abgeben. C. H. Vw. Lyon. J. 19. 8. 1835. 1. 


+ 1) Haftet die Laſt des Wittwengehaltes für die Gemahlin eines te 
gierenden Zürften auf dem Lande, auf den f. % Kammergütern 
(Domänen), oder auf dem Privaryermögen des Fuͤrſten? — 
Insbeſondere: ift der Sonverain fchuldig, gi dem Witthum 
verbäftnigmäßig zu_cöncurriren, welches der Wittwe eined nach⸗ 

-  mald mediatifirten Standeöherrn vor der Mediatiſirung verfchrieben 
war? Hohnh. I. 109-124, 
2) Hohnh. I. 279. 
| **) 1570a. 
3) Den Genuß der Eheſteuer behält der Wittwer, fo lange er fi 
nicht wieder verehelicht. Hohnh. IV’ 172. 
*##) 1570b. 


4) Witthum it ein Nießbtauch vder eine Unterhaltörente, 
weiche der Wittwe entweder auf Lebendzeit oder bid zu ihrer 
Wirderverheirathung, im Ebevertrage ausgeſetzt iſt. Ein gegen. 
feitiged Vermaͤ von Ehegatten kann nie dafür gelten, weil 
ed Ko nur für die Ehefrau denken fäht. — Eben fo wenig ein 
zugeficherter Wohnfig. Hohn. IV. 173. 

5) Die Anbedingung eines Witthums fann da, mo der verftorbene 
Ehegatte Kinder hinterlaffen hat, nicht als ein Verzicht auf die 
ebelihe Nutznießung angeſehen werden. Ebend. 


f. Art. 585. 586. ****) 1571. 
+) 1571a. 
f. Art. 954. 958. 963. 1054. 2121. 2135. +H) 1572. : 


*) Verzugszinfen der Ehefteuer. Brauer V. 461. f. 
““) Trefurt 395. $. 467. 4). — Beit der ehefteueriihen Rüderftat: 
tung. Brauer V. 463. 
***) Trefurt 394. 8. 464, 2). 
ai wo. : zurüdgefallener ehefteuerliher Grundftüde, Brauer 


+) Zeefurt 394. $. 464. 2). 2 
++) Rüdnahme zu Kauf gegebener Epeftüde, wenn der Mann gant« 
mäßig ift, findet nicht flatt. Brauer V. 4651462, 


4573. 


1574. 
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f. Art. 843. 855. 1302. *) 


Dierter Abfchnitt. 


Bon dem sugebracdhten Gute. 


1. Wenn eine Frau, in bewibmeter Ehe, ihre Fahrniß und 
baares Geld ſich als Ehefteuer ausgefegt hat, ohne auszufprechen, 
daß fie auch ihre Liegenfchaften dazu ausfege, fo ergreift die Une 
veräußerlicheit der Ehefteuer die Liegenfchaften nicht, fondern fie 
———— , wie Beibringensguͤter. Limoges. 8. W. 


(3) Der Grundſatz des Art. 1408. nah welchem die Er—⸗ 
werbung eines Theiles oder des Ganzen einer Liegenfchaft, welche 
bie Frau in unabgetheilter Gemeinfchaft befigt, diefer auf ihr 
Verlangen zu ftatten Eommt, ift auf bewidmete Ehen, felbft hin 
ſichtlich der Beibringensgüter anwendbar. Toulouſe. J. 19 S. 
1835. 2. 383. 


(4) Güter, welche einer Ehefrau bei einer, nach gefchloffes 
ner Heirath, gefchehenen Theilung zugefallen, und an die Stelle 
anderer Güter gefegt worden find, die ihr fürforglidy unter dem 
nämlihen Zitel zugetheilt wurden, und die fie fih als Bei⸗— 
bringensgüter gefegt hatte, behalten diefe Eigenfchaft, und dürs 
fen nicht als Ehefteuer betrachtet werden. CTaff. Riom. 1836. 
1. 721. u f. Art. 1543. s 

(4) b. Eine Frau, welche ſich mit ihrem Manne zu Zah: 
lung ber Koften eines Nechtsgefchäftes famtverbindlich gemacht 
hat, welches in der Folge, als eine Veräußerung ihrer ehefteuere 
lihen Güter enthaltend, für ungültig erklärt worden ift, bleibt 
dennoch zu Zahlung jener Koften aus ihrem nicht ehefteuerlichen 
Bermögen verpflichtet. Ebend. 

(4)e. Der Mann, der mit feiner Frau fi) famtverbind: 
lid) gemacht hat, bie Koften eines Zaufchvertrages ganz zu tra⸗ 
gen , welcher in der Folge, als eine Veräußerung ehefteuerlicher 


Güter enthaltend, als ungültig aufgehoben worden ift, muß 


deffen ungeachtet zu Zahlung der Koften im Ganzen verurtheilt 
werben. Ebend. 

(5) Die in einem Heirathövertrage verabredete Bedingung 
ber Mieberanlage, bezüglich auf Güter, welche die Frau fic 
als Beibringensgüter gefegt hat, macht diefe Güter nicht zu ehe: 





®) Auf Ehefteuer hat jegt kein Kind eine gefesliche Korberuna. 
Brauer V. 442, ff. ” Ehefteuer für ———— Männer. 
Brauer VI, 172, | 
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-fteuerlihen. : Die Gläubiger ber Frau Finnen folglidy nicht auf 1574, 
dieſe Güter den Vollzug der Werbindlichleiten betreiben , welche 
die Frau unter Mitwirfung oder mit Ermächtigung ihres -Man- 
nes übernommen hat. Gaff. Riom. R. G. 1836. 1. 721. *) 
f. Art. 1554, B 

f. Art. 203. 1448. 1537. **) 1575. 

1... Der Art. 1450. welcher den Mann für die unterlaffene 1576. 
MWiederanlegung ‚der, mit feiner Einwilligung, durch feine abge: 
-fonderte Frau veräußerten Liegenfhaften haftbar erklärt, ift auch 
auf den Mann anwendbar, der in bemwibmeter Ehe feine Frau 
ermächtigt hat, ein Beibringensgut zu verkaufen. Befangon. 

s. 11. 2. 356. D. 9. 2. 217. L. 29. 511. 

2. Bewegliche Kapitalien einziehen, und ben Strich ber 
biefen entfprechenden Pfandeinträge bemilligen, ift feine Uebere 
ſchreitung der Schranken einer gefegmäfigen Verwaltung. Folge 
lih kann die Frau, deren Güter Beibringen find, das eine und 
andere, ohne ehemännliche oder — Ermaͤchtigung bewir⸗ 
ten. XZurin. S. 11. 2. 79. L. 29. 510. 

3. Wenn eine Frau in einer Beibringensehe lebt, und 
‚gemeinfchaftlich mit ihrem Mann eine Liegenfhaft erkauft bat, 
fo ift fie gültiger Weife Miteigenthimerin derfelben; noch mehr, 
ed wird angenommen, baß fie diefelbe mit ihrem Gelbe bezahle 
habe, ohne daß fie beweifen müffe, woher fie es erhalten. Gres 
‚noble. S. 28. 2. 191. D. 26. 2. 142. — f. Art. 1099. Nr. 

4 und 5. 1549. Nr. 4b. 

f. Art. 1539. 1578. 
"(1 Da die Früchte der Beibtingensguͤter ausfchließfiches 
Eigenthum der Frau find, fo Lönnen die Gläubiger des Mannes 
feinen Zugriff darauf erwirken, ſelbſt dann nicht, wenn fie in 
das gemeinfchaftliche Haus gebracht, und unter die Früchte der 
ehefteuerlihen Güter gemiſcht worden. Go lange fie nicht vers 
zehrt find, hat die Frau das Recht, fie zurldzuforbern. Agen. 
R. G. 1833. 2. 376. — Gtenoble. R. G. 1833. 2. 28. 

(2) Der Mann als Schuldner von zugebrachten Geldern, 
ift die Zinfen aus benfelben erft vom Zage der Klage, und nicht 
Eraft Gefeges von Auflöfung der Ehe an, ſchuldig. Toulouſe. 
J. 19. S. 1834. 2. 347. — Limoges. Ebend. 1835. 2. 18. 
f. Art. 1570. 


(3) Der Mann, welcher mit Bewilligung feiner Ehefrau 
Beibringensgüter der letztern genoffen hat, iſt biefes Genuffes 
*) er * Paraphernalgute. Zachar III. 641. — Brauer V. 


*e) Brecht des Ehemannes auf einen Unterhaltsbeitrag aus bem Zus . 
gebrachten Gut, Brauer V. 452, 


1578. u 


1579. 


1580. 


1581. 


496 Von ber bewibimeten ‚Ehe. 


et bereihtigt, von feiner. Frau den Betrag der Summen 
= zufordern, dieer zu Bauanlagen oder Verbeffetungen an den 
Gütern verwendet hat; es begründer ſich Peine Wettſchlagung 
zwifchen ben verwendeten ST ag den vom — dezo⸗ 
— Früchten. Toulouſe. J . 1835. 2. 384. — T. Att. 
399. 


(1) Die Einfpradje der Frau, gegen * Genuß ihrer Bei⸗ 
bringensgüter durch ıbten Mann, muß, um legterm fir bie 
Früchte diefer Güter verantwortlich gu machen, durch eine außer⸗ 
gerichtliche Urkunde dargethan werden. Eine gelegenheitliche, und 
ar — Einſptache würde nicht genuͤgen. Toulouſe. 


f. Art. 600. ff. 


Befondere Verordnung. 


Die ehemännliche oder gerichtlihe Ermächtigung ift einer, 
in bewidmeter Ehe mit dem Gedinge der Etrungenfhaftsgemiein- 
fhaft, verheiratheten Frau nicht nothwendig, um für,ihre Eher 
feuer Pfandeintrag auf die in Re Gemeinfhaft errungenen 
— ————— zu — felbſt waͤhrend der Dauer derſelben. 
Paris. S. 17. 2. 397 


+1) — ehoͤrt, bei einer Ehe nach reinem Ehe 
fteuerrechte, —— ausſchlleßlich dem Manne, ſondern der 
gehört eben fo alles, was fie — ihren Se Kunſt oder Ge 
werbe erringt. Hobnd. VII. an 

a rn n ae r den Butern, 

€ dm De Aran zur Eöefener. gemdß €. ©, 1540. auf 

— — 

ende ri dem 
* die Rechte und — eines Nutznießers dar. Ebend. 


3) F— en ſteht * dem zugebrachten Gute der Frau, d. h. 
an allem, was nicht zur A ag wurde, der Frau 
die Verwaltung und der — ß zu 

4) F wenn alles Vermbgen der En — Gat iR, 


e nah dem © ver Einkünfte zu den Koften der 
Ehe re tragen : F Se diefen 3 feet wird, ift rem. 


u 
genf (dafı der Frau. Ebend. 
5) Hätten bei einer Ebe na reinen Epefteuerrechte beide —8— 
r den Fall der Eheaufloͤſu * 9. R —— Bier 
nirt, fo dürfte daraus noch nicht die Abſicht gefolgert w 
ald hätten fie neben ihrer Bräune nah Wi mungdredht 
eine Errungenfchaftögemeinfchaft eingehen wollen. Ebend. 
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Sechöter Titel. 
Bon dem Berfauf. 9) 


Erftes Kapitel. 
Bon der Natur und der Form des Verlaufs. 


1. Ein Kauf, ber um eine beftimmte Summe, und über: 
bies gegen eine Leibrente abgefchloffen worden, kann nicht ale 
ohne Preis gefchloffen betrachtet werben, tie gering aud) 
das beftimmte Kapital feyn möchte, und obfchon die Mente wer 
niger als die jährlichen Einkünfte des verkauften Gutes betrüge, 
Poitiers. S. 4 2. 376 

2, Selbſt wenn der bedungene Preis nur in einer Leibe 
rente beftehen follte. Es ift dies ein Glüdövertrag , der wegen 
zu geringen Preifes nicht aufgehoben werden kann. E. H. Vw. 
Riom. S. 9. 1. 85. D. 27. 1. 206. — S. 28. 2. 54. D. 
296. 2. 40. L. 84. 109. — Montpellier. J. 19. S. 1835. 2 24. 

3. Im Gegentheilentfchieden, daß ein folder Kauf als ohne 
Preis gefchloffen, aufzuheben ſey. Poitiers. S. 3. 2. 490. — 
G. H. Bw. Air. S. 6. 1. 353. D. 4. 1. 481. L. 15. 481. 
— Paris. S. 27. 2. 188. — Angers. S. 30. 2. 131. — ©. 
H. Bw. Orleans. 8. 32. 2. 300. 

4. Es kommt nicht darauf an, ob die Rente in Geld, 
oder in der Verbindlichkeit beftehe, dem Verkäufer Wohnung, 
Nahrung, Verpflegung zc. zu reichen. Bourges. S. 27. 2. 40. 
D. 25. 2. 42. L 78. 47. 


5. Im entgegen -gefegten Sinn entfhieden. In biefem 
Fall ift der Art. 1976. anwendbar, welcher den Parteien erlaubt, 
eine Leibrente nach einem beliebigen Maßſtabe zu beftellen. Caſſ. 
Poitiers. S. 22. 1. 246. — S. 32. 2. 111. 

6. Der bloß mündlihe Verkauf einer Liegenfhaft ift an 
ſich felbft eben fo verbindlih, als wenn er ſchriftlich und vor 
einem Öffentlichen Beamten abgefchloffen worden. — Folglich 
Einnen die Parteien, welche das Dafeyn eines mündlihen Bere 
Faufes von Liegenfchaften einräumen, ſich der Erfüllung deffelben 
nicht ee H. Vw. Me. S. 6. 1.4. D. 3 1. 

‚L. 14. , 
7. Schriftliche Abfaffung gehört keineswegs zum Wefen 
eines Verkaufes von Liegenfchaften. Mündliche Kaufverträge 





*) Bon der Erwerbung des Eigenthums durch Verträge im All⸗ 
emeinen. Zachar. I. 205. — Behriff des Kaufvertrages. Bas 
v, II, 349. — Brauer V. 855. 


32 


1582. 


1583. 
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tönnen deßhalb nicht als unvolkommen bis zur Niederfhreibung 
des Vertrages angefehen werden. Caſſ. Coutances. S. 12. 
1. 229. 


f. Urt. 1102 1114 1317. 139. 
+ Kauf gm —— iſt auch „ohne — Abfaffung ül« 
tig. N. Jahrb. 38. — ſ. N — ſ. Art. 1583. Nro. 


* Ein Scheinverfauf kann ohne Wirkung für den angeb⸗ 
lihen Käufer feyn, und doch Wirfung für jene haben, an melde 
diefer Verkäufer wieder veräußert, wenn der erfte Verkauf mit 
alten Foͤrmlichkeiten verfehen war, die ihm die Eigenſchaft der 
Deffentlichkeit und Bollzugsreife geben, und überdies die dritten 
Käufer von dem Sceinhandel a. mußten, a in gutem 
Glauben gefauft haben Gaen. S. 23. 2. 153. D . 21. 2. 138. 

— 6, n Bw. Gaen. S. 11. 1. 83. D. 9.1. 68 L. 9. 417. 
Dr 1. d. 9.) — Nismes. S. 13. 2. 316 D. 11. 2. 2. 

L. 36. 420. (ebend). 

3. Ein Verkauf von Liegenfhaften, umter Herrfhaft des 


Gode, kann gültig und rechtsbeftändig feyn, obwohl mündlih und 


ohne Urkunde abgefchloffen, wenn der Käufer in den Beſitz ein» 
eriefen wurde, wenn er bie Rechte eines Eigentümers ausge: 
bt, und die Laften eines folhen übernommen hat Ohne Er— 
heblichkeit ift, wenn eine der Parteien anführt, daß man über 
einen Nebenpunkt nicht einig gemwefen ſey, diefe Behauptung 
aber durch die Umftände widerlegt wird. — Gefchieht fpäter ein 
urkundficher Verkauf der nämlihen Liegenfhaft an einen Drit- 
ten, welcher ihn transferibiren läßt, fo bat der — Rechtsti⸗ 
tel keinen Vorzug vor dem aͤltern. Poitiers. S. 25. 2. 426. 
D. 23. 2. 241. 
4. Die Transſcription ift nad dem Art. 2482. nicht mehr 
erforderlich, um den Verkauf gegen einen Dritten geltend machen 
zu können. Nismes. S. 9. 2. 31. L. 23. 237. — Poitiers. 
S. 10. 2, 374, L. 27. 236. — €. 5. @m. Süttic. S. 11. 9. 
25. D. 8. 1. 490. — Trier. 8. 12. 2. 177. — Bruͤſſel. S 
——— H. Bw. Metz. S. 10. 1. 256. D. 8. 1. 258. 


8. Iſt die Frage, ob ein Kaufvertrag transferibirt werden 
muß, um gegen Dritte geltend gemacht werden zu koͤnnen, nach 
den zur Zeit des Vertrages vorhandenen Gefegen zu beurthei« 
len? ass Angers. S. 13. 2. 137.— Bordeaur: S. 11.2. 
87. 170. — Rouen. 8. 12. 2. 303. L. 33. 327. 
— Riemes. 8. 9. 2. 31. L. 23. 237.—6. 9. Bw. 
Meg. S. 10. 1. 365. D. 8. 1. 2358. L. 31. 154 — ©. 9. 
Bw. Lüttich. S. 11. 1. 25. D. 8. 1. 490. 

10. Beim BZufammentreffen zweier Verkäufe des nämli- 
hen Gegenftandes durch den nÄämlichen Eigenthuͤmer hat bie 
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Transſcription mehr Wirkung, als der Befig, zu Beſtimmung des 
Vorzuges zwifchen den beiden Käufern. Zumal wenn der trans: 
feribirte Verkauf Älter ift, als der andere. Colmar. S. 16. 2. 
203. L. 44 429. _. 

11. Bei Fahrnipftüden iſt der Verkauf gefchloffen, und 
bas Eigenthbum geht auf den Käufer über, ſelbſt gegen Dritte, 
obwohl weder Uebergabe flatt gefunden hat, noch die verkauften 
Fahrniſſe von Ort und Stelle weggenommen: worden. Bordeaur. 
S. 29. 2. 331. D. 27. 2. 218. L. 85. 212. — f. Art. 2279. 

f. Art. 1108. 1138. 1174. Nr. 9. und bie Not. zu 
Urt. 2181. ff. 

(12) Der Käufer einer Liegenfhaft in einer Privaturkunde 
kann den Vorrang vor dem Käufer der nämlihen Liegenfchaft 
in einer öffentlichen Urkunde erlangen, felbft wenn feine Privat: 
urkunde erft nach der öffentlichen wäre regiftrirt worden, falls er 
beweifet, daß der Käufer mittelft öffentlicher Urkunde von dem 
früher zu Gunften des erftern flattgehabten Verkaufe Kenntniß 
—— habe, und der zweite Verkauf nur das Werk eines be—⸗ 
truͤglichen Einverftändniffes zwifhen dem Käufer und Verkäufer 
fey. Agen. R. G. 1833. 2. 110. f. Art. 1328. 


+ 1) Kauf und DBerfauf wird durch die bloße Einwilligung beider 
Theile über Gegenftand und Preis abgefchloffen, und das Ei- 
genthum auf den Käufer übertragen. Hobnh. II. 165. IV. 
121. 243. 246. — Der Verkäufer dagegen erlangt dad Eigens 
thum des Kaufpreifed erft durch Tradition. ebend. 246. — f. 
Nr. 11. d. T. 

2) Wo ein Derfauf durch Briefe gefchloffen wird, it nicht durch 
die Abfendung, fondern durch Empfang ded Briefed, Die Accep⸗ 
tation als erklärt zu betrachten. N. Jahrb. I. 150. f. 


* 3) Geder, der ein liegendes Eigenthum aus irgend einem Nechtd: 
titel erwirbt, ift ſchuldig, feinen Erwerb in das Grundbuch ein: 
tragen zu laffen. — Rechtsnachtheile der: Unterlaffung. — Wer 
die Grundbücher KR führen babe. II. €. E. $. 25 — vgl. 
Brauer IV. 581. Not: 27. f. *) — f. Nr. 4 8. d. T. 


4) Inſtruction für die Einrihtung und Führung der gerichtlichen 


*) Zransfcription. Zadar. I. 205. — Ardiv f. R. I. 484. fi. — 
Geſchichte der Lehre von der Transſcription. Zadar, I. 206.— 
Gefegliche Vorfchriften über die Bewerkftelligung der Trans⸗ 
feription. Ebend. 207. — Bon den redtlihen Wirkungen 
der Zransfeription, Ebend. 208. — Zrefurt 127—134. 8.147. 
— ebend. 223. $, 210. 1). 2). 5), ebend. 259. $, 282, 2): — 
ueber die Eintragungen in die Grundbuͤcher und deren Zweck. 
Bett $. 2123. MBirtungen derfelben. Bekk $. 27. 46. Form 
derfeiben. Bett $. 50. Gewährung der Ortsgerichte. Belt 
$. 51. — Rettig 5. 623632, — Roth II, 46, 


32* 
2 


1583. 


15833a. 
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1583, Be / —— und Tauſch⸗) Buͤcher. Miniſt. d. Jan. 9. 
Januar 
5) — Bor nad Sötrung ded Gewähr: (Grund) Buches, 


6) Auszuͤge aus dem Gemwährbuche zum Behuf der Ausfertigung 
der Käufe. Ebend. $. 13-15. — U.A.B. 1833. N. 35. Web: 
ter V, 487. i 

TED. die Führung der Grund» und Prandbücher für die zu 
feiner Ortsgemarkung gehörigen Liegenſchaften bir. R. 8. 1831. 
I. Sammi. 1V. 36. 

8) Die Parapbirung und Beurfundung der Grundbücher ift vom 
Beamten felbft vorzunehmen, und darf unter feinem Vorwand 
einem Actuar überlaffen werden. Juſtiz Min. 4.4.8. 1837. N. 
98. (BD. B. N. 22.) 

9) Vormundſch. Inſtr. $. 4. lit. f. R. B. 1838. XIII. 

10) Gewährung liegenſchaftlichen Vermoͤgens, welches bei Ganten 

P. O. 8. 844—850. 1060. - 


* 


veraͤußert wird. 

+ 11) Vor Eintragung in die Grundbuͤcher wird der Kauf als nicht 
vorhanden betrachtet ; ein weiterer Derkauf, eine Verpfaͤndung 
ıc. findet alfo nicht ſtatt. Hohnh. III. 165. — Entgegen ge 
Me, was den eritern Punkt betrifft. bnb. 


12) Die Nichteintragung in die Grundbücher gibt den Contrahenten 
unter ng fein Recht, dad Geſchaͤft zu widerrufen. Hohnh . 
43) Sind nicht inferibirte Dienftbarfeiten gegen dritte Ermerber 
eined dienenden Gutes wirkſam? — Annalen I. 241. — vgl. 
Bett $. M. f. 
14) R. F. über unterlaffene Eintragung einer Eigenthumserwerbung 
in dad Grundbuch. Annalen II. 201. 
15) Erwerben die Gläubiger eined Liegenſchaftskaͤufers Pfandrecht 
auf die Liegenfchaft, ſchon ehe fie ind Grundbuch eingetragen ift? 
— Bejaht binfihtli der Ehefrau. N. Zahrb. IV. 29. — Ent: 
gegen gefegte Anſicht. Ebend. 27. 


Wenn zwei Brüder gemeinfchaftlich eine Liegenſchaft vers 
kauft haben, mit ber Bedingung, biefelbe in Pacht zu behalten, 
fo zieht die Ungültigkeit des Vertrages, auf Seiten des einen, 
feine Ungültigkeit auf Seiten des andern nad) fi, weder was 
den Kauf, noch was den Pacht angeht. Paris. S. 8. 2. 284. 
L. 23. 135. *) 

ſ. Art. 1181. 1183. und die Not. 1184. 1189. 2166. 


1584. 





*) Gintheilung des zeitlichen Eigenthums in ein rüdwärts und 
vorwärts widerrufliches (ex nunc et ex tunc). Brauer V. 
579. — Die bei Käufen vorhin üblichen Gebinge des Eigen: 
tbums= und Pfandvorbehalts fallen weg. ebend. 955, — Troͤ⸗ 
beivertrag. (Contractus aestimatorius), ebend. 896. 
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41. Der Art. 1583. ift auch auf Verkäufe anwendbar, 1585. 
welche nah dem Maße dergeſtalt gemacht werden, daß eine be: 
flimmte Menge von Waaren aus einer größern Menge, welde 
anerfanntermaßen im Beſitze des Verkäufers if, genommen wer: 
den fo. — Folglich ift der Käufer Eigenthuͤmer: ee erwirbt 
ein Recht an der Sache neh vor dem Abmeffen. — Der Art. 
1585. muß auf die Gefahr befchränft werden, welche bis zum 
Abmeffen auf dem Verkäufer ruht, obwohl er nicht mehr Eigen⸗ 
thuͤmer it — Mit andern Morten: der Art. 1585. tft nur 
eine Ausnahme des Grundfages: res domino perit. GC. 9. 
Vw. Limoges. S. 13. 1. 52. D. 11e 1. 50, 

2. Wenn es fih von Waaren handelt, die nicht in Bauſch 
und Bogen verkauft wurden, ſondern vielmehr zugemeſſen wers 
den follen, fo genügt die bloße Einwilligung nicht zur Weberlies 
ferung ; diefe fann nur aus der Handlung des Abmeffens feldft 
hervorgehen. Nancy. S. 27. 2. 259. D. 25. 2. 44. 

2b. Der Art. 1585. ann vom Käufernicht mehr angerufen 
werben, ber die Waare in feine Magazine erhalten hat, und 
mit der Prüfung bderfelben in Verzug gefegt worden iſt. ©, 
H. Bw. Orleans. 8. 30. 1. 208. 

3. Der Verkauf wird als in Bauſch und Bogen, und 
niht auf Gewicht ober Probe gefchehen betrachtet, wenn bie 
Waare nach Faͤßchen von beftimmtem Gehalt verkauft wurde. 
Sn diefem Kal iſt der Verkauf abgefchloffen , obgleich bie 
Waare noch nid gewogen oder geprüft if. E. H. Vw. Or⸗ 
leans. S. 30. 1. 288, 

- LS At 1626. 


+ Bei einem Kauf. (inöbefondere unter SHandeldleuten) nad) 
Rechtfinden gebt die Gefahr fogleich auf den Käufer über, 
und der Vorbehalt deutet nur dad Recht an, wenn die Waare 
nicht von der bedungenen Qualität ſeyn follte, ven Vertrag 
1 — einen andern Preis zu beſtimmen. N. Jahrb. 

*) 1586, 

*) 1586a, 

(1) Der Urt. 1387. iſt auf den Fall unanwendbar, wo 1587, 
die Waaren (5. B. Weine) nicht für den eigenen Gebrauch des 
Käufers, ‚fondern zum Handel beflimmt waren. — In folchem 
Falle genügt es zur Vollftändigkeit bes Kaufes, daß die Weine, 
als von der Gattung und Beſchaffenheit erkannt worden find, 
"worüber man einig geworden, oder die man flillfchweigend dabei 


*) —— Einzelkauf, — —— Eendertauf. Brauer 
V. 156. — vgl. N. Jahrh. II, 140. 


**) Trefurt 260. $. 282h, 
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verfianden hat. Angers. J. 19. S. 1835. 2. W. — ©. 9. 
Vw. R. G. 1836. 1. 566. 

1587a. *) 

1587b.**) 


* Zur urfundlıhen Aufforderung im Salle ded 2. E: — ſind 
zwei Zeugen beizuziehen. Inſtr. R. B 1837. LI. 6. 2. 


1588. f. Art. 1181. ff. 
1589. 1. Iſt eine Berfaufszufage gültig, wenn derjenige, zu 
en Vortheil fie geſchehen, fih auf eine Weiſe verpflichtet, 
Käufer zu werden, und auch nichts als Aequivalent des Bors 
theils gibt, den ihm bie ee gewährt? — Bejaht. 
S. 27. 2% 87. D. 25. 2. 185. L. 77. 282. 


(2) Ungültig und wirkungslos ift eine Urkunde, worin 
der Käufer einer Liegenfchaft einwilligt, daß der Verkäufer fein 
Gut nad) Belieben gegen NRüderftattung des Kaufpreifes wieder 
an ſich ziehen dürfe, wenn diefer feiner Seits feine perfönliche 
Verbindlichkeit übernommen bat; ein folder ganz einfeitiger 
Bertrag Fann * als eine Verkaufszuſage betrachtet werden, 
welche, um gültig zu ſeyn, die gegenfeitige Einwilligung 
— a ae die — und den Preis enthalten muß. 


1590. 1. Haftgelder können zwiſchen einem Käufer und Verkäufer 
gegeben und angenommen werden, es moͤge ein Verkauf oder 
nur eine Verkaufszuſage vorhanden ſeyn: — allein darin liegt 
der Unterſchied, dag im Fall eines Kaufes fie als Abfchlagszah: 
lung des Kaufpreifes betrachtet werden, und es nicht erlaubt ift, 
vom Kaufe abzugeben, weder duch Verzicht auf das Pafisen, 
— — — des Doppelten. Straßburg. 8. 15. 2. 10. 


— ge einem Wechfelmäfler von feinem Gemaltgeber 
eingehändigte Summe, um ihm den Betrag erfaufter Staatspar 
piere damit zu deden, kann nicht als Haftgeld betrachtet werden, 
gegen deſſen Zurüdlaffung der Gemwaltgeber fih von dem Kauf: 
gerhäfte zurüdziehen dürfte. Paris. R.G. 1837. 2. 86.***) 

1591. 1. Ein Verkauf ift nicht allemal ungültig, weil er um 
einen theilmweife — Kaufpreis gefchloffen ift. Caſſ. 

Das de Calais. S. 2. 2. 329. 

f. Art. 1582. Nr. 1. ff. 


*) Zrefurt 360. $. 282. 3). b. 
**) Zrefurt 260. $. 282. 3). a. 
) Palace sum Zeichen eines Vertrags abſchluſſes. Brauer V. 
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(2) Es iſt erlaubt, in einem Kaufvertrage zu bedingen, 1591. 
daß der Kaufſchilling nad dem Belieben des Käufers abgetragen 
werden koͤnne, und mittlerweile alljährlich Zinfen tragen folle.— 
Es ift dies keine willtührlihe und folglich, wegen ermangelnder 
Verpflihtung auf Seiten des Schuldners, ungültige Bedingung, 
fondern die Beftellung einer Rente, weldhe den legtern nur * 
iange zur Ruͤckbehaltung des Kapitals ermaͤchtigt, als er die be— 
dungenen Zinſen puͤnktlich entrichtet. GC. H. Bmw. Nancy. J. 
19. S. 1835. 1. 525. 

1. Wenn die Beftimmung des Kaufpreifes dem Ermeffen 159. 
eines Deitten überlaffen worden, fo fann die, von den Schieds⸗ 
richtern oder Sachverſtaͤndigen feflgefegte, Summe nicht als 
übermäßig gemindert werden, außer beim Beweiſe offenbarer 
Ungerechtigkeit oder gröblihen Itrthums in der Schägung. Tou⸗ 
loufe. S. 21. 2. 364 N. 20. 2. 51. 

2. Die verkaufte Sahe und der Kaufpreis find in der 
Kaufurkunde über einen Theil einer Liegenfhaft, die ein Schuld» 
ner zur Zahlung überläßt, hinlaͤnglich beftimmt, obwohl der Um⸗ 
‘fang des verkauften Theils nicht bezeichnet ift, wenn es beißt, 
daß derfelbe nach der Schägung und Abtheilung beſtimmt werden 
ſolle, welche durch Sacwerftändige vorzunehmen ſey. Montpels 
lier 5 28 2. 238. D. %. 2. 132. — €. 9. Bw. S. 31. 
1. 37 


3. Ein unter der Bedingung , daß der Preis duch einen 
Dritten beftimmt werben folle, abgefchloffener Kauf bewirkt den 
eigentlihen Mebertrag bes Eigenthums erfi von der Zeit an, wo 
der Dritte den Preis beftimme bat. Pamiers. 8. W. 2. 364. 

4. Ein Verkauf, deſſen Preis durch Sacverftändige be 
flimmt werben folle, deren Ernennung die Parteien ſich vorbes 
halten, ift ungültig, wenn in der Felge einer von beiden Thei— 
ien fi der Ernennung weigert. — Man kann nicht behaupten, 
baß in folhem Falle die Sacdwerftändigen vom Gerichte zu er: 
nennen feyen. Limoges 8. 27. 2. 10. D. 25. 2. 18. 

5. Der Art. 1592. hindert nicht, daß die Parteien die 
Beftimmung des Preifes zweien oder einem dritten Schiedsrichter 
überlaffen können, und alsdann ift die Weigerung eines der 
Schiedsrichter nicht genügend, um ben Verkauf ungültig zu 
— C. H. Vw. Lyon. S. 15. 1. W. D. 12. 1. 417. L. 

6. Der Dritte, beffen Schiedsſpruche die Parteien die Be: 
flimmung eines Kaufpreifes überlaffen, muß nothwendig, und 
bei Strafe der Nichtigkeit, im Augenblide des Verkaufes ers 
nannt werden. — Der Abmangel diefer Ernennung könnte von 
den Gerichten nur dann ergänzt werden, wenn die Parteien 
übereingefommmen wären, es diefen zu uͤberlaſſen. — Diefe Re. 
gel ift befonders anwendbar auf ben Fall, wo es vom Verkaufe 


153. 


159. 


159. 
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von Fahrnifftüden oder dem Verderben —— —— 2. 
handelt. Zouloufe. S. 27. 2. 125. D. 25.2 
117. — f. Urt. 1582. 

f. Art. 1608. 2002. 


* 4) D. die Audfertigung der Kaufbriefe bei berrfchartlihen Domd- 
4 Benpertönfen und täufen bir. R. ©. 1812. XVII. Samml. 


ft nicht der Willführ der Parteien überfaffen, zu Erfparun 
2, - Sporen die I Cfung De der Kauf, e un —A— * * 
gehen. 4. Wehrer 1 
3) Ausferti Die 5 n Kaufdriefen 7 — veräußerten — 
— —— * noͤthig. U. A.B. 1833. N. 32. Wehrer 


4) Die Ausfertigun von Kaufbriefen auf den Grund der ve s 
legten — der Zuziehung von Zeugen nicht. 


Juſtr. R 837. LI 


Zweites Kapitel. 
Wer kaufen oder verkaufen könne. * 


1. Verbindlichkeiten, welche eine verheirachete Frau über« 
nommen. hat, Eönnen, ſelbſt nach Auflöfung der Ehe, nicht auf 
die ehefteuerlichen Güter in Vollzug gefegt werden. — Dies 
wäre eine indirekte Ermächtigung zur Veräußerung der Ehefteuer. 
m S. 14. 2. 99, — f. Art 1554. und. die Not. 1560. 

r. 3. ff. 

ſ. Art. 22. Nr. 2. 1124. 1596. 1597. 1860. 2222. 

1. Der Art. 1595. ift nicht unbedingt auf die darin bes 
nannten Fälle zu befchränten. — Ein Verkauf unter Ehegatten 
ift gültig, wenn er einen ge Grund hat, wenigftens. ift 
fo viel gewiß, daß ein Gläubiger , deſſen Nechtstitel fpäter ift, 
als der Verkauf, nicht berechtigt ift, biefen anzufechten. Paris. 
S. 15. 2. 16. L. 39, 458. 

2. — wenn z. B. der Verkauf die Bezahlung 
der Schulden des Mannes, oder die Erziehung und den u. 
halt der Kinder zur Urfache hätte. C. H. Bw. Angers 8. 26. 
1. 379. D. 4. 1. 41. 

3. Snsbefondere: ein Verkauf von Seiten des Mannes 
an feine, wenn auch nicht abgefonderte Frau, um den Werth 
der Beibringensgüter der legtern zu erftatten, ift gültig, als auf 





*) Bon den Bedingungen ber Gültigkeit des Kaufvertrages, 30 
&ar. II. 351, 


Mer kaufen oder verkaufen Bönne, 55 


gefeglicher Urfache beruhend, obgleich der Mann - A Mies 159. 


betanfegung verpflichtet war. Bordeaux. S. 30. 2 

. Eine Frau, die von ihrem Manne an mits 
telft Privaturfunde, und in Folge eines Urtheils auf Vermoͤ⸗ 
gensabfonderung erfauft, welches weder beim Sandelsgeridhte 
verfündigt, noch an der Zafel angefchlagen mwurbe, kann diefen 


Kauf den Gläubigern ihres Mannes nicht entgegen halten, obs 


wohl ihre SHeirathsvertrag das Gedinge der Nichtgemeinfchaft 
enthält. — nn. — Art. 1595. Abſ. 2. keine Anwendung. 
Paris. S. 16. 2 
5. Damit = "Mann, nad erfolgter Vermoͤgensabſonde⸗ 
rung, feiner Frau zu Befriedigung ihrer Anſpruͤche gültiger Weife 
Güter abtreten koͤnne, ift eine vorausgegangene Te 
diefer Anfprüche nicht erforderlih. Bourges. S. 30. 2. 185. 
Da die Chefteuer, bei bewidmeter Ehe, erft = ers 
folgter WBermögenstrennung oder Eheauflöfung vom Manne 
zurüdigegeben werden muß, fo folgt hieraus, daß ein Verkauf 


von Seiten des Mannes an feine nicht abgefonderte Frau zu _ 


Bezahlung ihrer Ehefteuer, wegen Mangels eines gefeglichen 
— —— iſt. Grenoble. 8. 32. 2. 55. 
Art, 1 1099. 1434. 1449. 1553. 

(m Der Mann kann feiner Frau Sahrnißgegenftände zum 
Erfag ihrer veräußerten Liegenfchaften verkaufen, jene Gegen- 
ftände mögen —— des Mannes ſeyn, oder der Ehege⸗ 
meinſchaft zu gehören — Ein folder Verkauf hat die Wirkung, 
ber Frau das Eigenthum der ihr abgetretenen Fahrniß in 
specie zu übertragen, und nicht bloß ein Forderungsrecht im 
Verhaͤltniß ihres Werthes, um folches nad Auflöfung der Ehes 
gemeinfhaft geltend zu machen. — Folglich kann dieſe Fahrniß 
nicht nach dem Verkaufe von den perſoͤnlichen Glaͤubigern des 
Mannes im Zugrifféwege hinweg genommen werden, zumal 
wenn bie Frau bereits die —— hat erkennen 
laſſen. €. H. Vw. Riom. R. 6. 1837. 1. 623. — f. Att. 
1401. 1421. 

1. 2. Die allgemeine Regel, daß der Vormund die Güter 
feiner Mündlinge nicht kaufen dürfe, erleidet eine Ausnahme in 
dem Kalle, wo der Verkauf gerichtlich gericht. Golmar. S. = 
2. 565. — Zouloufe. S. 25. 2. 147. 23. 2. 135. 

74. 231. 

3. Der Mann als Gegenvormund kann ſich die Guͤter der 

minderjaͤhrigen Kinder ſeiner Frau nicht zuſchlagen laſſen. Pa— 
ris. S. W. 2. 
4. Anwälte Einnen fih nicht in eigenem Namen die Guͤ⸗ 
ter zufchlagen laffen, deren Verfteigerung zu betreiben. fie beauftragt 
find. — Sie find Gewalthaber, denen im Sinne des Art. 1596. 
ein Verkauf aufgetragen ift, Caſſ. Paris. S. 13, 1. 445. 


15%. 
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1596. 11. 1. 489. L. 38. 23. — S. 12. 2. 57. — Rouen. S. 15. 
2. 223. L. 42. 598. — Paris. R. G. 1833. 2, 273. — Bü 
moges. R. G. 1837. 2. 483 

3. Der Anwalt des Gläubigers, der einen Gerichtszugriff 
auf Liegenfchaften betreibt, ift Bein Gewalthaber, dem der Vers 
Lauf diefer Güter aufgetragen wurde, fondern vielmehr ein Ger 
mwalthaber, der ben Verkauf veranlaffen fol; er kann ſich die 
Güter zuſchlagen laffen, wenn der Gläubiger, der ihm Vollmacht 
gegeben hat, das nämliche thun konnte. E H. Vw. Befancon. 
S. 17. 1. 208. D. 15. 1. 143. L. 48. 1%. — €. H. Bm. 
Gaen. S. 17. 1. 267. L. 49. 319. — Poitiers. R. G. 1833. 
2. 273. — Im entgegen gefegten Sinne entfhieden. Touloufe: 
R. G. 1833. 2. 522. 

6. Wenn ein, mit dem Verkauf einer Liegenfchaft beaufz 
tragter, Gewalthaber diefe unter dem Namen eines Dritten, der 
feinen Namen dazu hergeliehen, an ſich gebradye hat, fo ift die: 
fer Verkauf bezüglich, auf den Gewaltgeber ohne Zweifel unguͤl⸗ 

tig; wer aber den Namen dazu geliehen, iſt nicht befugt, qegen 
den Gewalthaber dieſe Unguͤltigkeit vorzuſchuͤtzen. Bordeaur. 8. 
28. 2. 1%0. D. %. 2. 115. 

f. Art. 450. 

(7) Die endgültig beftellten Gantanmwälte (Syndics defini- 
tifs) dürfen in ihrem eigenen Namen ſich die Liegenfchaften des 
Gemeinfhuldners, welde auf ihren Betrieb verkauft werden, zu⸗ 
ſchlagen laſſen; fie find keine Gewalthaber im Sinne des Acrt. 

Angers, J. 19. S. 1834. 2. 250. — C 9. Bw. An: 
gers. R. G. 1836. 1. 399. | 

(8) Kann ber Gegenvormund Käufer der Güter des Min. 
berjährigen ſeyn? Bejaht. Riom. R. G. 1837. 1. 114. 

(8) b. Wenn in obigem Falle ber Verkauf wegen Ber- 
faͤumung der geſetzlich vorgefchriebenen Förmlichkeiten für nichtia 
erlärt wird ,- fo Fann die vom Vormund etwa hbernemmene 
perfönlihe Verbindlichkeit der Gemwährleiftung diefes Verkaufes 
gleichfalls für ungültig und wirkungslos erklaͤrt werden, wegen 
des von ben Vertragsperfonen gemeinſchaftlich begangenen Sehlers, 
durch das Berhandeln der Güter des Minderjährigen, und durch 
Hintanfegung des Schutzes, zu dem fie beide gegen ihn ver« 
pflihtet waren. Wenigſtens kann ein Erkenntniß, meldes fo 
entfcheidet, in biefer Beziehung keinen Grund zur Gaffation ab: 
— €. H. Bw. Riom. R. G. 1837. 1. 115. — f. Art. 

. ff. 

() Der VBormund, welcher die Güter des Minderjährigen 
ohne Beodachtung ber hierzu vorgefchriebenen $örmlichkeiten 
verkauft hat, ift befugt, auf die Unguͤltigkeit des Verkaufes felbft 
anzutragen, zumal wenn der Verkauf dem Minderjährigen ent 
gegen gehalten wird. E. H. Vw. Riem. R. G. 1837. 1.114. 
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(10) Der Art. 1596. welder dem Gewalthaber verbietet, 1596, 


fid) als Käufer der Güter aufzumerfen, zu beren Verkauf er ber 
auftragt ift, kann nidht auf den Sohn des Gewalthabers ausge: 
dehnt werden. Hier ift die Bellimmung des Art. 911. nicht 
anmwendbar, welcher bei Freigebigkeitshandlungen die Kinder einer 
anne Perſon für —— — Bordeaux. J. 19. 
1834. 2. 458. — C. H. V G. 1837. 1. 332. *) 


* 41) Vormundſch. Jnſtr. R. ©. m XIII. $. 7. lit. a. 


+ 2) Drtövor raele ee. welche eine —— leiten, handeln 
theils a walthaber hen tbeild aͤls ſolche, denen dieſer 
Akt Amtshalber obliegt; fie du rfen daber, bei Strafe der Nic: 
tigkeit, weder ſelbſt noch durd Mittelßperionen die bir. Güter 
fi zufchlagen laſſen. Hohnh. VII 224. ff. 


1. Kann ein Anwalt der erſten Inſtanz fich ſtreitige Rechte 
abtreten laffen, welche der Entfcheidung eines andern Gerichtes, 
als bei dem er angeftellt ift, unterworfen find, wenn beide Ge« 
richte unter dem nämlihen Obergerichte ftehen? — Berneint, 
Amiens. S. 9. 2. 25.2. D. 2. 68 L 25. 502. Bejaht. 
Colmar. S. 7. 2. 231. — Xrier. $S. 9 2, 253. - 

2. Schon wenn das Recht zweifelhaft ift, ohne daß daruͤber 
ein Rechtöftreit anhängig feyn muß, ift die Geffion allen im 
Art. 1597. genannten Beamten unterfagt C. H. Vw. Amiens. 
S. 4. 1. 177. 

3. Eine Forderung, deren Ge’egmäßigkeit unbeftritten, 
deren Vorzug aber widerfprochen, iſt nicht ftreitig im Sinne des 
Art. 1597. Ein Uebertrag bdiefer Forderung zu Gunften eines 
Anwaltes ift daher DaB: bei welchem Gerichte diefer audy 
angeftelle fey. Brüffel. S. 10 2. 461. 

Eine gemwiffe und richtige Schuldforderung, die in fi 
ſelbſt nicht widerſprochen wird, iſt nicht ſtreitig, darum allein, 
daß in ihrer Beitreibung ſich Schwierigkeiten erheben. — er 
fih kann ein Roche — gültiger Weiſe übernehmen. €. 9. 
Vw. Bordeaur. 8 . 412. 

ſ. Att. 1699. 1700. u. die Mot. 


Drittes Rapitel. 
Bon den verfänflichen Sachen. 
Die einer Wittwe für Trauerjahr und Trauerkleider bes 
willigte Summe kann von ihr cedirt werden. Vergebens wuͤrde 


°) = rt 261. $. 284. 3). — Befchräntungen bes Rechtsverkehrs 
F Kauf. Brauer V. 866. “ e & ’ 


1 


nd 


597. 


598. 


1598. 


1599. 
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man fagen, daß diefe Summe zu Ehren des Andenkens bes 
Mannes bewilligt, ihrer Natur nah unveräußerlih fey. €. H. 
Vw. Bourges. S. W. 1. 447. *) 

f. Art. 538. 540. 650. 1128. 2226 


+ mas eu — iſt ein Hoffnungskauf und klagbar. 


1. Der —— einer fremden Sache iſt guͤltig, wenn der 
Verkaͤufer für den Eigenthuͤmer gut geftanden iſt, und der Eigen⸗ 
thuͤmer es genehmigt hat. In diefem Falle bearuindet der Art. 
1120. eine Ausnahme von Art. 1599. Zurin. S. 12, 2. 158. 

2% Dehgleichen in dem Falle, wo der Verkauf vom wirk: 
lihen Eigenthlimer, felbft ohne Wiffen des Käufers, genehmigt 
wurde. Riom S. 29. 2. 79. D. 27. 2. 65. 

3. Verkäufe, welche der vermeintliche Erbe, zumal nad 
unse Erbverzeihniß und XZheilung mit andern geſetzlichen 

tben, gemacht hat, können nicht mehr vom auftretenden wirkli= 


chen Erben angefochten werden, wenn die Käufer im guten 


Glauben find. — Diefer Grundfag galt vor wie nach dem Code. 
C. 9. Bw. Caen. S. 15. 1. 286. L. 44. in ar 
R. G. 1833. 2. 454. 516. — Limoges. J. 19. S. 1834. 
: J Allemal vorbehaltlich des Ruͤckgriffes gegen den ver« 
en Erben, welcher veräußert bat: Paris. S. 30 


4b. Die vom vermeintlichen Erben abgeſchloſſenen Verkäufe 
tönnen, fo lange die Verjährung zu Gunften des dritten Käufers 
nicht vollendet if, vom mirklihen Erben angefochten werden. 
Poitiers S. 32.2. 382. — Orleans. R. G. 1836. 2. 289. 

5. Der Verkauf eines ehefteuerlichen Grundftüdes von 
Seiten des Mannes iſt unbedingt ungültig, als Verkauf einer 
fremden Sache. Folglich kann der Käufer vor aller Entwährung 
die Ungültigkeit des Kaufes vorfhügen. Sein Recht befchräntt 
fih nicht darauf, RT nad eingetretener Entwährung 
zu fordern. Riom. S. 13. 2. 361. 

Ein unter der Bedingung abgefchloffener Verkauf, daß 
in beftimmter Friſt darüber eine öffentliche Urkunde zu errichten 
ſey, iſt nach Ablauf dieſer Feift nicht kraft Gefeges aufgelöst 
oder unwirkfam. Der Berkäufer kann nicht, ohne vorher die 
Aufhebung des Vertrages richterlih ausſprechen zu laffen, über 
den Berfaufsgegenftand zu Gunften eines dritten Käufers ver- 
fügen. — Diefer zweite —— wäre ungültig, als Verkauf 
einer fremden Sade. Colmar. S. 14. 2. 295. L. 40. 312. 





*) Verkauf der Früchte auf dem Halm. Brauer V. 857. 
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6b. Rechtshandlungen in gutem - Glauben des Mor: 1599, 
mundes, für Rechnung des Minderjährigen, werden - als 
vom Minderjährigen felbft gefchehen betrachtet, obwohl fie 
Sahen zum Gegenftande haben, welche dem Minderjährigen 
nicht. zugebörten. Bordeaux. S. 32. 2. 565. 

Ein Gefelffhafter, der eine Liegenfchaft ber Gefellfchaft, 
in eigenem Namen fowohl, als in der Eigenfchaft eines Ge: 
walthabers feines Mitgefellfchafters verkauft, hat über feine Hälfte 
wirkſam verfügt, felbft wenn ber Verkauf, was die Hälfte des 
— betrifft, ungültig feyn ſollte. Caſſ. Rennes. 8. 19. 

— 9 


8. Der Verkauf einer gemeinſchaftlichen Sache durch eis 
nen der unabgetheilten Eigenthuͤmer iſt nicht unguͤltig, wie es 
der Verkauf einer fremden Sache ſeyn würde, Turin. S. 8. 
2. 301. D. 7. 2. 9. u 

9. Zm entgegen gefegten Sinn entfchieden. Der Käufer 
hat das Recht, die Aufhebung des Verkaufes für die Gefamt: 
heit der verkauften Güter zu begehren. Poitiers. S. 25. 2. 
3241. — f. Art. 1021. Ne. 3. 

- 9b. Der rt. 1599. ift au auf den Tauſch anwendbar, 
wenn gleidy der Zaufchvertrag durch die gegenfeitige Uebergabe 
und Befigergreifung aller vertaufchten Güter vollendet feyn follte. 
Poitiers. S. 25. 2. 321. | 
Der Art. 1599. ift auf den Miteigenthümer, wel⸗ 
cher eine unabgetheile Sache vertaufht, eben fo anwendbar, 
wie auf den, der eine Sache verkauft, an der er kein Eigens 
thbumsreht hat. C. H. Vw. Lyon. S. 10. 1. 204. D. 8.1. 
152. L. 27. 49. 
11. Obgleich ein Verkauf mit Wiederkaufsvorbehalt die 
Wirkung hat, das Eigenthum des verkauften Gegenftandes foe 
gleich auf den Käufer zu Übertragen, fo ift doch Bein Grund - 
vorhanden, das Nechtsgefhäft als Werkauf einer fremden Sache 
als ungültig zu betrachten, worin der Verkaͤufer mit Wieder: 
kaufsvorbehalt erklärt, daß er die naͤmlichen Gegenftände, ganz - 
oder zum Theil, an einen Dritten weiter verkaufe, wenn diefer 
Dritte zu gleicher Zeit in die Befugniß, den Wiederfauf auszu: 
üben, eingefegt ift. — In folhem Falle muß der zweite Ver: 
kauf vielmehr als eine Geffion des Mechtes zu Ausübung des 
Miederkaufes, denn als ein eigentliher Verkauf angefehen werden: 
G. 9. Vw. S. 29. 1. 258. D. 27. 1. 293. 

f. Art. 1021. und die Not. 1165. 1645. 1664. 1727. 
1935. 2009. 2059. 

(13) Der Grundfag des Art. 1599. ba der 
Verkauf einer fremden Sache ungültig fen, iſt nicht ans 
wendbar auf Verkäufe von Fahrnißgegenftänden, bie auf gericht« 
lichen Befehl und von ben. Verfleigerungscommiffären mittelft 
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öffentlichen Zufchlages gefhehen find. Mithin koͤnnen die ſolcher 
Geftalt verkauften Gegenftände vom wirklichen Eigenthuͤmer 
nicht aus der Hand des Käufers zuruͤckgefordert werben. Paris. 
J. 19. S. 1834. 2. 92. 

(14) Derjenige, der nur Praft einer (in der Folge als nich- 
tig aufgehobenen) Entſcheidung befigt, welche von einer offenbar in- 
competenten Behörde ausgegangen, als z. B. der Ausſpruch einer Ver: 
maltungsbehörbe über die Frage eines Eigenthumsrechtes, kann nicht 
als vermeintliher Eigenthümer betrachtet werden, in 
dem Sinne, daß die von ihm vorgenommenen Beräußerungen, 
dritten Käufern gegenüber, vom wirklihen Eigenthuͤmer nicht 
angefochten werden könnten. Bordeaur. J. 19. S. 1834. 2 597. 

(15) Ein vom vermeintlihen Erben abgefchloffener Wer: 
Fauf iſt ungültig, wenn der Verkäufer in unredlihem Glauben 
war. Bordeaur. J. 19. S. 1835. 2. 294. 

(15)b. Selbſt dann, wenn berfelbe in gutem Glauben ge: 
wefen. Orleans. R. G. 1836. 2. 289. 

(16) Die Vertaufhung oder der Verkauf einer fremden 
Sache, obwohl ungültig an fih, wird dennoch gältig, und ann 
vom Eintaufcher oder Käufer nicht mehr angefochten werden, 
wenn fein Vertauſcher oder Verkäufer unftörbarer Eigenthuͤmet 
der betreffenden Sache geworden , und feine Entwährung mehr 
zu beforgen if. Bordeaux. R. G. 1836. 1. 70. 

(17) Der Verkauf einer Liegenfhaft durch denjenigen, der 
Eigenthuͤmer davon zu feyn fheint, weil er dieſelbe kraft einer 
Aftererbfegung erhalten, die in der Folge als unguͤltig erklärt 
wurde, kann nicht mit einem Verkaufe durch den vermeintlichen 
Erben verglihen werben ; fie ift ungültig, als Verkauf einer 
fremden Sache: nur die Früchte werden Eigenthum ne Befigers 


4599a, in gutem Glauben. Paris. R. G. 1836. 2. 113 
34 


1601. 


f. Art. 791. 1130. ***) 
Weaeann in der nämlihen Urkunde im Allgemeinen um einen 
einzigen Preis acht Rentenſcheine verkauft wurden, deren bereits 
ſechs getilgt waren, fo kann der Käufer die Auflöfung des Ver: 
aufes im Ganzen fordern. Der Verkäufer kann ſich deſſen 
nicht dadurch entfhlagen, daß er ſich zur Rüdgabe eines verhältniß: 


®) Argliftige Uebertragung einer Sache, die einem andern gehört. 
Brauer V. 183. — Fremdes Gut, welches bedingt oder unbes 
bingt auf den Fall eines kuͤnftigen Erwerbes Rechtsgeg enſtand 
werben darf. Brauer V. 159. 
“*) Trefurt 262. 8. 284. 5). 
”*) Zrefurt 262. $. 284 6). 


Mes) Werträge über Eönftige Erbfehaften. Brauer V. 154. 
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— — des Kaufpreiſes erbietet. Bruͤſſel Ss. 12. 2. 1601. 
358. L. 24. 334. 
f. un 855. 1042. 1193. 1195. 1302. 


Viertes Kapitel. 
Bon den Obliegenheiten des Berfäufers. 9 


Erfter Abfchnitt, 


Allgemeine Verfügungen. **) 


T Art. 1156. 1162. 1602. 
+ Der L. ©. it auch auf Audfpieler in einer Lotterie anwendbar. 
Annalen II. 113. 
*++) 1602a. 


Der Käufer einer Liegenfhaft kann die Aufhebung des Ver, 1608. 
trages fordern , wenn der Verkaͤufer ihm erklärt bat, daß bie 
Liegenfhaft mit keinem Unterpfande belaftet fey, und es fich — 
der Folge a einer oder mehreren belaftet findet. Douai. S 
12. 2. 370. L. 33, 137 


Zweiter Abfehnitt. 


Bon ber Mebergabe. 


f. Art. 1136 1140, ****) 1604. 
f. Art. 842. +) 1605. 
f. Art. 1138. 1141. 1606. 
f. Art. 931. 4 13. 1689. +}) 1607 
f. Art. 1248. 15 1608. 
f. Art. 1247, 1264. 1609. 
f. Art. 1184. 1621. 1635. 1634. 1705. 1610, 


= Bon ben aus dem —— entſtehenden Verbindlichkeiten 
im Allgemeinen. Zachar. II, 353. 
**) Verbindlichkeiten bes — Zachar. II. 364, f. 
**) Zrefurt 262. $. 285. 
— —— —— des Verkaͤufers wider ben Käufer. 
raue 
+) Berhältniß ber —— zur wirklichen Uebergabe. Brauer VI. 
174. — Uebergabe durch Urkunden, ebend. 175. 
+r) Beſit des Schuldfeheins als Rechtstitel. Brauer V. 75. 
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1610. — Aufhebung eines Kaufes von Staatspapieren auf Ziel 
kann nicht vom Kaͤufer gegen den Wechſelmaͤkler begehrt werden, 
wegen der nicht zur beſtimmten Zeit u... Lieferung, wenn 
an legterem nur die von — des K * unterbliebene Zah⸗ 
lung ſchuld war. Paris. R. G. 1837. 2. 85. 
1611. ſ. Art. 1146 ff. 
41612. f. Art. er 1654. *) 
1613, f. Art. 1188 
(1) Im Falle des Art. 1613. hat der Verkäufer, wenn er nur 
einen Theil der verkauften Sache geliefert, hat, das Recht, den 
ganzen noch 3% gelieferten Antheil zurüdzuhalten. Limoges. 
R. G. 1837. 2. 298. 


1614. f. Art. 1138. 1682. * 
4615, 1. Der Berkäufer ift nicht gehalten, dem Käufer andere 
Nachweiſungen und Urkunden zu geben, ale die er er hat, 
ihm geben zu Eönnen oder zu wollen. Paris, L. 21. 2 
Der Berkauf von Gütern, die in einer Schenkung be: 
griffen find, von Seiten bes Gefchenkgebers, zieht nothwendig 
die Uebertragung der Klage auf Widerruf der Schenfung nah 
fo, deren Beftehen den Kauf wirkungslos machen würde. Pau. 
$S. 29. 2. 215. D. 27. 2. 164. L. 85. 357. 

(3) Der von dem Verkäufer von Liegenfhaften gemachte 
Vorbehalt, die dort befindlihe Fahrniß hinwegzunehmen , be: 
greift nicht die duch Widmung für unbemweglich angefehenen 
Gegenftände, 3. B. die zum Bau der verkauften Güter bes 
an De und Adergeräthfähaften in fih. Paris. R. G. 


f. Art. 524. 
1616. 1. Die Bedingung, daß der Verkäufer für das fehlende 
Maß keine Gewähr Ieifte, hat nur Wirkung, fo lange das feh: 
lende er über ein Swanzigtheil beträgt. Paris, S. 7. 2. 
1051. L. 18. 246. 
2. Anders verhält es fi ih, wenn es von einem — 
3 Verkaufe fih handelt. Püttich. S. 13. 2. 37. L. 37. 


3. Zumal wenn in dem gerichtlichen Verkaufe das Ge: 
dinge enthalten ift, daß derfelbe ohne Nüdgriff oder Preismin⸗ 
derung wegen fehlenden Maßes abgefchloffen werde. Vergeblich 
würde man einwenden, daß diefes a. nur ein — 
cher Ausdrud ſey. C. H. Vw. Paris. S. 29. 1. 119. D. 27. 
1. 18. L. 84.5 


f- Art. 1618. 1619. Nr. 1. ff. 1649. 


9— Sa gl a Brauer V, 858. 
”) Trefurt 269. $. 285. 


Bon ben Obliegenheiten des Verkäufers. 513 


1. Wenn, beim Verkauf eines Grundſtuͤckes mit ännähern: 1618. 


der Angabe des Maßes, die Parteien erklären, daß fie den Preis 
ſich berechnenmwürden, wenn fich mehr oder weniger Maß ergeben 
follte, als der Wertrag befagt, fo wird dieſes Gebinge nur in 
fo weit als dem Art. 1618. entgegen wirkend angeſehen, als 
das Uebermaß, in annäherndem BVerhältniffe zum verfauften 
Maße ftehend, betrachtet werden könnte. Wenn das wirklich 
vorgefundene Maf mehr als das doppelte des im Kaufvertrag 
angegebenen Mafes beträgt, fo wird nit angenommen, daß 
der Käufer vom Art. 1618. habe abgehen en ; ee kann die 
Aufhebung begehrten. Bordeaux. S. 12. 2. 391 

f. Art. 1616. » 

1. Das fehlende Maß eines Grundftüdes, welches ein 
Zwanzigtheil überfteigt, gibt dem Steigerer beim gerichtlichen Zus 
griffsverfahren nicht, wie beim freimilligen Verkaufe, das Recht, 
die Aufhebung des Vertrages zu verlangen. Der Steigerer 
un nur eine tr Preisminderung begehren. Riom. 

2. Wenn eine Kiegenfhaft .öffentlih, nach gehösigem Ans 
flag und Bekanntmachungen, verkauft worden ift, fo kann der 
Käufer Leine Preisminderung bloß unter dem Vorwande ver: 
langen, daß die Einkünfte des Grundftüdes im Verzeichniſſe 
der Belaftungen beffelben über ihren wahren >> angefchlagen 
feyen. Paris, S. 11. 2. 343. D. 9. 2. 53. L. 27. 441 

ſ. Art, 1616. 

Wenn in einem Kaufvertrage die Parteien uͤbereingekom⸗ 
men find, den Preis nah dem Abmangel oder Mehrbetrage bes 
Maßes zu mehren oder zu mindern, fo werden fie, als die Une 
wibderruflichkeit des Verkaufes befchließend , betrachtet; folglich 
kann der Käufer die Rechtswohlthat des Art. 1620. nicht mehr 
anrufen, um vom Vertrage abzugeben. Die Klage auf Beſtim— 
mung oder Minderung bes Preifes, welhe aus einem folden 
Vertrage hervorgeht, verjährt erftin dreißig Jahren. Hier ift 
der Art. 1622. nicht anwendbar, welcher die Anftellung der 
Klage innerhalb Jahresfriſt erfordert. Bordeaux. S.11.2 166. 
ſ. Art. 1622. 

ſ. Art. 1610. 1630. 

1. Der Art. 1622. ift nur auf den Verkauf von Liegen: 
fchaften, nicht von Sun oder der Fahrniß .. geacdhteten 
Gegenftänden anwendbar. C. H. Bw. Rouen 8. 15. 1. 335. 
D. 13. 1. 321. 

2. Zum Beiſpiel Hochftämme, die — werden [ehe 

G. 9. Bw. Befangon. S. 12. 1. 180. D. 10, 1. 619, L 
35. 369. 

3. Die einjährige Verfigung ift ſelbſt ftatthaft, wenn ber 

Käufer eine Klage auf Verminderung des Kaufpreifes, in Kraft ei: 


33 


1619. 


1620. 


1621. 
1622. 


1622. 


1623. 
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ner im Kaufvertrag enthaltenen, befondbern Uebereinkunft anftellt, 
befagend, daß die Parteien ſich * das mehrere oder mindere 
Maß berechnen würden. Colmar. u 2.13 — ©. 9. 
Bw. Martinique. J. 19. S. 1834. 1. 

Im entgegen gefegten Sn entfchieden : im falle 
einer Webereintunft, daß eine Ergänzung des Preifes nur flatt 
finden werde, wenn das Uebermaß brei Adytel und nicht ein 
Zwanzigtheil, wie das Gefes beftimmt, betragen follte. Mont: 
pellier. 8. 28. 2. 210 D. 236. 2 170. 


(5) Bei einem Käufer, welcher nicht innerhalb Jahres: 
feift feine Klage auf Verminderung des Preifes wegen fehlenden 
Mafes angeftellt hat, kann nad den Umftänden der Sache, und 
> daß es in diefer Hinſicht eines fchriftlihen Beweiſes be 
dürfte, erkannt werden, daß ihm von Seiten bes Verkäufers der 
verwirkte Verfall feines am nacgelaffen worden fep. 
G. H. Vw. Riom. J. 19. S. 1835. 1. 444. 


-(6) Die vom Käufer eines Landgutes angeſtellte Klage 
auf Verminderung des Kanfpreifes, deßwegen, weil einige zum 
Landgute gehörige Grundftücde geſchmaͤlert worden find, kann 
vielmehr als eine Klage auf Preisminderung wegen nicht vollzo⸗ 
‚gener Lieferung, dann wegen Mangel bes Flaͤchenmaßes angefehen 
werben, welche ber Erloͤſchung in Jahresfrift unterworfen ifl.— 
Wenigſtens ift biefe Anficht des Gerichtes der — der 
nr nicht ausgefegt. ©. H. Vw. Paris. R. G. 1837. 


(6)b. Der wegen nicht vollzogener Uebergabe ober Lieferung 
belangte Verkäufer kann verurtheilt werden, ſich einen verhält: 
nißmäßigen Abzug am Preife gefallen zu laffen. Er kann nicht 
behaupten, daß die unterbliebene Uebergabe nur Grund zur Der: 
tragsauflöfung und Entfhädigung geben könne. Ebend. 973. 


(1) Es liegt weder Verlegung der Rechtskraft noch Gemalts: 
überfchreitung in einem Ureheil, wodurch im MWiderfprucde mit 
abminiftrativen Urkunden erfannt wird, daß ein Verkauf ver: 
fchiedener Ländereien nach dem Flähenmaße geſchehen ſey (um 
hieraus zu folgern, daß man die Wettfchlagung bes Weber» und 
Mindermaßes nah dem Art. 1623. dahin anwenden könne), 
wenn in fpäteren Adminiftrativurfunden die Ausdehnung des 
Bodens beftimmt wird, welde diefer Verkauf nothwendig ent: 
halten müffe.. €. 9. Vw. Colmar. R. G. 1836. 1. 219. 


Mb. Die im Art. 1623. vorgefehene Wettſchlagung ift 

ei in dem Falle ftatthaft, wenn, abgefehen von dem für jedes 

eine Grundftüd angegebenen Maße, eine Beftimmung des 
g1 Flaͤchengehaltes im Ganzen feftgefegt worden iſt. Ebend. 
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f. Art. 1137. 1138. 1182. 1245. *) 162. 


Dritter Abfchnitt. 


Bon ber Gewähr. 


1. Die Gewährleiftungsfhuidigkeit des Werkäufers ver⸗ 1625. 
pflichtet ihn nut, jeden Anfprud eines Deitten zutädzumeifen, 
welcher die Entwährung des Käufers zum Biel hat. Wenn ber 
Urheber der Störung zur Entfhädigung angehalten werden fol, 
fo kann der Verkäufer nicht verurtheilt werden, bie Zahlung 
diefer Entfhädigung zu gewähren und zu fijern, wenn anbers 
der Käufer im Augenblide des Kaufes die Anſpruͤche gekannt 
bat, welche die Urfache dee Störung gewefen find. C. H. Bw: 
kyon. S. 22. 1. 418. D. %. 1. 384. L. 64. 333. 

2. Wer eine Gewerbeinrihtung verkauft hat, kann nicht 
in der Nachbarſchaft eine Ähnlihe Anlage, mit dem gleichen 
äußern Anſehen und dem nämlihen Schilde errichten. Dies 
wäre eine wahre Befisftörung feines Käufers. Paris. S. 26. 
J * — D. 23. 2. 92. L. 71. 117. — fi Art. 5414. 

eo. 21. 

(3) Der Verkäufer, vermöge feiner Verpflichtung, den 
Käufer gegen jede Störung ober —— ſicher zu ſtellen, 
iſt demnach, wenn eine ſolche Entwaͤhrungsklage beſeitigt 
worden, gehalten, dem Käufer alle durch dieſe Klage verurſachten 
Koften und Auslagen zu erfegen, wenn allenfalls derjenige, toek 
her fie amgeftelle bat, zahlungsunfähig ſeyn ſollte. — fr Art. 
16%. 1630. €. H. Bw. Paris. R. G. 1833. 1. 92. 

(3b. Im Fall einer nachgefolgten Unzahlbarkeit des Ent: 
waͤhtungsklaͤgers kann der Verkäufer dem Käufer gegenüber an⸗ 
gehalten werden, die Koften zu zahlen, welche ein früheres Urs 
theil zunaͤchſt dem Hauptfläger zur Laft gelegt hatte; durch eine 
foihe Entfheidung wird vom Gerichte die Rechtskraft des frü: 
heren Urtheils nicht verlegt. Ebend. 

ſ. Art. 1351. ++) 

”41)2% 8. die Gewaͤhrung der erfauften Domanialgüter bir. R. B. 

an XV, Sammi. III. 417. * * 

2 (de Pflichten in der Gemährlei beim Berfaufe er: 
* he enthanen find? N. Sabrb. 1, 403. 
3) R. 5. Über einen Yon dem vormaligen Fuͤrſtbiſchof zu Straß: 





) Gefahr der verfltigerten Sachen, Brauer VI. 176. 
°.) Ned auf Sewährleiftung. Zadar. IT. 309: — vgl, HSohnh. 


33" 


1625, ( 


1626, 
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burg, verfauften Staats. und Hofdienk. Annalen I. 45. 


$. 1, 
Don der Gewähr im Fall einer Entwährung. 


1. Wenn die Gewähr unbefchränkt zugefagt worden, fo ift 


der Verkäufer zu allen daraus abfließenden MWerbindlichkeiten ger ’ 


halten, obwohl der Käufer beim Kaufe den Grund der Entwäh: 
rung Bannte. C. H. Bw. Seine. S. 4. 1. 286. L. 10. 115. 
— Gaff. Paris, S. 4. 1. 376. D. 2. 442. L. 8. 976. — 
Nismes. S. 5. 2. 477 

2. Durch — wird kraft Geſetzes die Gewaͤhrſchaft 
begründet. Mit andern Worten: der durch das Reſultat eines 
Uebergebotes entwährte Käufer kann gegen feinen Verkaͤufer den 
Nücgriff nehmen, obwohl die Gewaͤhrſchaft nicht —— fuͤr 
dieſen Fall ausbedungen wurde. Caſſ. wm. . 8. 1. 358. 
> . 230. L. 21. 97. — Xouloufe. J 19. S. 1835. 2, 


3. Su entgegen gefesten Sinn entfhieden. Paris. s. 
7. 2. 953. L. 10. 140. 

4. Der "Steigerer bei einem gerichtlichen Zugriffsverfahren 
bat im Falle einer Entwährung eine Waͤhrſchaftsklage gegen 
denjenigen, ber den Zugriff betreibt. In Rüdficht feiner muß 
diefee als Verkäufer betrachtet werden. Der Steigerer fann 
nicht an ben Schuldner, oder . die Samtgläubiger wg 
— werben, Caen. S. 29. 2. 224. D. 27. 2. 209. L. 85. 


9. Hm entgegen gefesten Sinn entfchieden. Der Steige: 
rer bei einem Gerichtszugriff hat im Fall einer Entwährung 
feinen Rüdgriff gegen den Betreibenden ; er kann denfelben nur 
gegen den Schuldner anftellen. C. H: Bmw. Nismes. S. 29. 
1. 21. D. 27. 1. 87. L. 84. 276. — €. 9. Vw. ir. J. 19. 
S. 1835. 1. 311. f. Art. 2191. 

6. Die Gemäbrleiftung für alle Entwährungen begreift 
aud die aan für die innerlichen RR der Kaufurktunde in 
fih. Gaff. S. 4. 1. 376. D. 2. 442. L. 8. 276. 

7. Der Käufer, welcher durch die Wirkung einer vor dem 
Berkaufe begonnenen, aber erft nachdem er Eigenthuͤmer gemwor- 
den ift, vollendeten Verjährung entwährt worden ift, hat der Entwaͤh⸗ 
rung halber einen Ruͤckgriff an den Verkäufer. Bourges: S.23.2. 303. 

7 Um im Fall einer Entwährung eine MWährfchafts: 
Einge gegen den Verkäufer zu begründen, ift nicht nothmwendig, 
daß bie Entwährung in Rechten ausgefprodhen worden fep; es 
gentigt, wenn dem Käufer die Sache unwiderruflich entzogen 
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wurde, aus Urſachen, welche dem Verkaufe vorangegangen, die 1626. 
dem Kaͤufer nicht beizumeſſen ſind, und deren Abwendung von 
ihm nicht abhing. ©. H. Vw. Orleans. 8. 30. 1. 2 

8. Die Verbindlichkeit, die erkaufte Liegenſchaft von der 
Pfandlaſt frei zu machen, welche im Kaufvertrage bedungen 
wurde, hindert den Kaͤufer nicht, gegen den Verkaͤufer auf 
Waͤhrſchaft zu klagen, wenn er in der Folge von Pfandglaͤubi⸗ 
gern enitwährt werden ſollte. Man kann in dieſem Falle nicht 
fagen, baß ber Käufer beim Kaufe bie — Entwaͤh⸗ 
rung gekannt habe. Paris. S. 7. 2. 989. L. W. 485. 

10. Ein mit Entwährung bedrohter Käufer, der ſich vers 
gleicht, und der, indem er die Rechtstitel und Anſpruͤche feines 
Verkäufers geltend macht, ſich fein Eigenthum vermittelft einer 
Ergänzung des Kaufpreifes erhält, iſt nicht mehr berechtigt, gegen 
den Verkäufer eine Klage auf AN — Paris. 8. 
19. 2. 189. D. 21. 2. 53. 54. 177. — f. Art. 1985. 
1630 1681. 1705. 2178. 10. 

(11) Ein Verkauf von Liegenfchaften kann betrachtet wer—⸗ 
den als einen twucherlihen Pfandvertrag enthaltend, und als 
ungültig unter diefem Titel, obwohl kein Wiederkaufsvorbehalt 
dabei bedungen wurde, wenn er um einen ganz geringen Preis 
gefhehen, und der Verkäufer im Beſitze des Grundftüdes ges 
blieben ift, gegen einen Pachtfchilling, der in Wergleich des 
Kaufpreifes fehr beträchtlich zu nennen. Colmar. J. 19. S. 
1835. 1. 436. 


(11)b. Der Verkäufer ift nicht zur ec Gewähzteiflung, fon: 
dern bloß zur Rüdgabe des Kaufſchillings verpflichtet, wenn aus 
den Umſtaͤnden der Sache, und aus einem im Vertrag enthalte: 
nen Gedinge der Nichtgewährfchaft hervorgeht, daß der Käufer 
die drohende Entwährung Fannte, obgleich die Entwährung 
aus der Ungültigkeit des Mechtstitels des Verkäufers herrührte, 
welche ein wucherlicher Pfandvertrag zu nennen war. Vergebens 
wuͤrde der Kaͤufer hiergegen anfuͤhren, es ſey dies eine eigene 
Handlung des Verkaͤufers im — des Art. 1628. €. H. 
Vw. Colmar. J. 19. S. 1835. 1. 436. 

(12) Die Entwährung — Uebergebot, welche einem 
Steigerer in freiwilliger Verſteigerung widerfahren, begruͤndet 
feinen Anſpruch auf Gewährleiftung an die Mitfteigerer, — 
aleich einer der letztern das Uebergebot abgegeben bat. Air. J 
19. S. 1835. 2. 326. 

(13) Wer einen Zugriff auf Liegenfchaften betreibt, ift für 
die Entwährung, die der Steigerer erleidet, Leine Gewährfchaft 
fhuldig, wenn die Entwährung nit aus einem Fehler des Ver: 
fahrens , fondern weil der Schuldner nicht Eigenthuͤmer ift, 
berrührt. Der Steigerer hat in biefem Falle nur das Recht, 
von ben collocirten Gläubigern den Rüderfag des Kaufpreifes 


1626. 


1627. 


HH Bon dem Dbliegemheitem bes Werläufene: 
zu — ben ew an fie bezahlt hat. Colmar. R. G. 1836. 


ö (13) b. Auch wegen der bezahlten erg hat er nur ei⸗ 
= Ruͤckgriff gegen den Schuldner, Pau. R: G. 1837. 2. 


(14) Die Verbindlichkeit , welche der Käufer einer Liegen- 
ſchaft eingegangen, alle bekannte und unbekannte Laften, womit 
diefelbe befchwert feyn koͤnnte, zu übernehmen, ift nicht anwend⸗ 
bar auf eine wichtige Belaftung von der Art, daß der Merth 
des Kaufgegenftandes bedeutend dadurch vermindert wird. Wer 
mithin eine Mühle verkauft, ohne anzugeben, daß er aenöthige 
fep, den Ablaß niedriger zu machen, muß feinem Käufer für den 
Minderwertb Gewähr leiſten, welder = Folge gs Berpflich 
ng ift. Orleans. R. G. 1836. 2. 531. — f. Art. 1629. 

(15) Wenn der Pächter eines Gafthofes zu dem vorbans 
denen Schilde, mit Bewilligung des Eigenthuͤmers, nod ein ans 
deres hinzufügt, fo hat er, bei Ablauf des Pachtes, das Mech, 
fein Schild hinwegzunehmen , und anderdwo anzubringen, und 
dem Eigenthuͤmer deffen Beibehaltung an dem Goafthofe zu uns 
serfagen. Wenn ein (zur Zeit von einem Pächter befeffener) 
Gafthof nice unter dem Titel eines beſuchten Gafthaufes, fons 
dern als eim unter einer folhen Benennung befanntes Haus, 
verkauft wurde, fo iſt der Verkäufer nicht gehalten, dem Käufer 
Währfhaft für den daraus entftehenden Schaden zu leiften, daß 
der Pächter berechtigt ift, den von ihm Schild 
wegzunehmen. Orleans. R. G. 1837 2. 325. 


+ 2 *8* ———— —— * Nee Vlianı, 
mens m nur der einfache Erfag gefordert gr 


fe Art. 884. 

(1) Ein Käufer, ber beim MWiederverfauf einer von ihm 
erkauften Liegenfchaft in der Urkunde erklärt hat, daß er den 
Käufer in feine Stelle einweife, ganz fo, als wenn biefer un: 
mittelbarer Käufer wäre, kann nicht deſto weniger für fchulbig 


‚ erktärt werden, Gemährfchaft zu leiften, wenn der Ießtere, wegen 


nicht erfolgter Zahlung des Kauffhillings an den urfpränglichen 
Verkaͤufer, ee worden, falld die Urkunde noch überdies da® 
Gedinge einer Gewaͤhrſchaft gegen alle Beunruhigung, Entwähe 
rung und Hinderniffe enthalten folte. Es iſt dies uͤbrigens eine 





) Gewährleiftung bei Baufchverträgen. Brauer VI, 177. — 
— des Angelds bei Berfallgebingen eines Kaufes, Ebend. 
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Würdigung der Gedinge ber Urkunde, melde das Geſetz ber 
Einſicht und Gewiffenhaftigkeit bes Richters der Hauptſache 
überläßt. C. H. Vw. Air. J. 19. S. 1835. 1. 311. 

f. Art. 1134. *) 

Der Berkäufer, felbft nur bei bloßer Gemwährleiftung feiner 
Handlungen und Verſprechen, ift im Fall einer Entwährung 
nicht nur zur Rüdbezahlung des empfangenen Kaufpreifes, fon» 
dern aud zum Erfage jedes durch die Entwährung feinem 
Käufer verurſachten Schadens, namentlih zu Verguͤtung bes 
böhern SPreifes verpflichtet, um welche die Kiegenfchaft hätte vers 
kauft werden können. GC. H. Bw. Douai. 8. 27, 1. 255. D. 
25. 1. 9. L. 78 455. 

f. Art 1693. **) 

1. Der Käufer, welcher feinen Kaufpreis an einen Geffios 
nar des Verkäufers bezahlt Hat, dem letzterer benfelben gültig 
übertragen hatte, kann im Fall einer Entwährung den Kaufpreis 
nicht von dem Geffionar, fondern nur vom Verkäufer felbft ruͤck⸗ 
fordern Hier iſt der Art. 1630. nicht anwendbar. Uebrigens 
enthält der Art. 1377. keine Rechtsaͤhnlichkeit bes Gegentheils: 
&olmar. S. 13. 2. 41. L. 35. 239. — f. Art, 1165. 

2. Der auf die Gewaͤhrſchaftsklage des entwährten Käufers 
verurtheilte Verkäufer hat nicht nothwendiger Weife alle Koften 
ber Dauptverhandlungen zu übernehmen: und bei Entſcheidung 
der Währfchaftstlage kann das Gericht ausſprechen, daß er nur 
allein die von der Ladung an erwacfenen Koften zu tragen 
‚babe. C. 9. Bw. Limoges. 8. 21. 1. 402. D. 19. 1. 377. 
L 61. 472 b. 

3. Die dem Verkäufer im Art. 1630. und 1633. aufers 
legte Verbindlichkeit ift nicht fo firenge zu nehmen, daß ſie nicht 
vom Richter je nach Umpftänden beſchraͤnkt werden könnte; es 
kann dem entmwährten Käufer bloß der Werth der Liegenichaft 
zur Verkaufszeit, mit Zinfen, Auslagen und rechtmäßigen Koften 
zuerkannt werden, wenn er beim Kaufe von der brohenben Ent: 
währung Kenntniß gehabt hat. C. H. Bw. Limoges. S. 21. 
1. 402. D. 19. 1. 377. L. 61. 472b. 

f. Art. 1673. 

(4) Der zur Gemwährleiftung des Käufers wegen Entwäh- 
rung angehaltene Werkäufer ift zum Erfage ber Koften ber 
Entwährungsklage nicht gehalten, wenn er von feinem Käus 
fer nicht zum Prozeffe beigeladen wurde; im folhem Falle 


*) Bon den befondern Werabrebungen, mweldhe von den Parteien 
—— Kaufvertrage geſchloſſen werden koͤnnen. r. 
52. 


*0) Geding ber Richtgewaͤhrleiſtung Brauer V. 189. 191. 


1628, 


1639, 
1630. 


1630. 


1631. 


1633. 
163 


1635. 
1636. 
1637. 
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er die Koften dem Käufer zur Laſt. Nismes. R. G. 1833. 


(5) Wo ber Käufer eines Gebäudes, Innerhalb der Ver: 
theidigungslinie eines feſten Plages gelegen, von den Dienftbar- 
keiten Kenntniß hatte, benen diefe Lage ihn unterwirft,, der 
Staat in der Folge als Eigenthümer eines Theils des Bodens 
anerkannt wird, deffen Befeftigung die Miederreiffung eines 
Theils der barauf ftehenden Gebäude erfordern würde, jedoch ſich 
erbietet, gegen eine jährliche Abgabe diefelben beftehen zu laſſen: 
muß in diefem Falle die Entfhädigung, die der Käufer, welcher 
den Vertrag nicht aufgelöfet wiffen will, an den Verkäufer zu 
fordern hat, nur nah dem MWerthe des Bodens berechnet wer: 
den, von welhem die Eigenthumsentfegung ftatt gefunden hat, 
ohne Rüdfiht auf bie Koften des MWiederaufbaues, welche hier: 
von eine Folge ſeyn könnten —Bejaht. C. H. Vw. Douai. J. 
19. S. 1835. 1. 154. 

(6) Wer wiffentlih eine fremde Sache gekauft, und wer 
durch feine Handlungsweife diefen Verkauf vorbereitet und ers 
leichtert hat, demfteht, im Kalle der Entwährung, eine Gewähr: 
leiſtungsklage nur in dem Verhaͤltniſſe zu, welches das Gericht 
für angemeffen erkennt, felbft wenn in der Kaufurfunde eine 
ausgedehntere MWährfchaft zugefagt. wäre. C. H. Vw. Dijon. 
R. G. 1837. 1. 964. *) 

f. Art. 2175. **) 

f. Art. 1146. 1646. 1681. 2175 2178. 

Mer unter dem Titel als Käufer befigt, aber in der That 
nur in Folge einer verdedten Schenkung, kanm nicht als Inhaber 
in gutem Glauben angefehen werden. Er Fann folglich nur in 
foweit Erfag der Verwendungen auf die übergebene Sache 
anfprechen, als deren Werth dadurch erhöht wurde; der nur 
auf den Verkauf ſich beziehende Art. 1634. ift auf ihn 
— — C. H. Bw. Bourges. S. 17. 1. 372. L. 

9. 


f. Art. 1699. 1545. 
f. Art. 1616. 1617. ***) 
Der Art. 1637. ift auf Zwangsverfäufe eben fo wohl als 


*) In ber officiellen Webefegung für Baden heißt es hier durch 
einen Drudfegler Berkäufer flatt Käufer, 


*) Werthverringerung ber entwährten Sache zur Entwährungsgeit. 
Brauer V, 184. 


***) Mo ein Theil entwährt wird. Ebend. 182, 
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N ling anwendbar. Toulouſe. S. W. 2. 136. D. 24. 


f. Art. 1631. 1633. 
1. Der Käufer hat fein Rädgriffsreht gegen den Wer: 1638. 
kaͤufer Hinfichtlich der verborgenen, nicht ausdruͤcklich ihm befannt 
gemachten Dienftbarkeiten, obwohl der Verkauf öffentlih und 
im. Steigerungsmwege, nach vorgängiger Anführung aller der Dris 
ginalurkunden gefhehen ift, welche die Belaftungen ber Liegen» 
fhaft nachweiſen. In diefem Falle kann der Käufer den Bes 
trag feiner Entfhädigung an dem noch reflirenden Kaufſchillin 
einbehalten; die Gläubiger des Verkäufers können ihn nicht nd« 
thigen, den Kauffhilling ganz zu entrichten , vorbehaltlich feiner 
Ruͤckgriffsklage gegen den Verkäufer. Paris. S. 7. 2. 9 
f. Art. 1616. Nr. 2. 1619. Nr. 1. 2. 


(2) Der Verkäufer ift dem Käufer keine Währfchaft für 
bie Dienftbarkeiten fhuldig, womit die verkaufte Liegenfhaft ber 
ſchwert ift, wenn der Käufer diefelben nothwendig kennen mußte, 
und in den Vertrag fein befonderes MWährfchaftsverfprehen hat 
einrüden laffen. — Insbeſondere: der Käufer eines Gebäudes, 
von dem ein Zheil an eine Mauer von Feftungswerken gelehnt 
ift, kann, wenn er genöthigt wird, das Gebäude von ber Mauer 
binwegzuräden, nit verlangen, daß fein Verkäufer ihm den 
Schaden, den er hierdurch erleidet, gewährleifte. Colmar. R. G. 
1837. 2. 215. *) 

f. Art. 1136. 1142. 1146. 1182. 1184. 1639. 


*) 1640. 


bebörde, Jahrb. II. 105. 


2) Ob der 2. ©. 1640. auch auf Vergleichsverhandlungen ans 
' mendbar, ift controvers. on, IV, EIER . 
ar 40 


\ 


*) Dffene Dienftbarkeiten und alle ordentlichen Gutölaften find auch 
unangezeigt gewährfrei, nicht aber unangezeigte verborgene, 
Brauer V. 182. 


un BOT LARURE- — an den Gewährpflichtigen. Brauer 
**+) Srefurt 263. $. 287. 2). — Entwährungsbefugniß bes Vers 


kaͤufers. Brauer VI. 179. — Regel, baß der Urheber nicht 
entwähren bürfe. Brauer V. 187. 
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4. U. 
- der Gewäprleiftung für Fehler der verkauften Bade. 


° 4) Weber die Biehmängel und —* Wandel oder Gewährung 
D.RB. 1 105. — — die 


V. a di ie De ar en er nein. Rechts. 2. V 
lo. xx Ex 1 N rs 9.2. 3. N. 90. Wedhrer IM. 
1121. ee; A. = dv. T. 


2) Die Protokollirung . Viehkaͤufe ir nicht —— fondern 
zur —— eilich nothwend ig M.A.B. 1828 
SUB. N.30. 0.4.8 N. 28 U-0.B.%r.28. WehrerV.990. 


1641. er Wandelllage ift dem Käufer einer Kiegenfchaft 
eben fo wohl als dem Käufer von Fabrnifgegenftänden gegeben: 
die Beflimmung des Art. 1641. — allgemein Krür das eine 
und andere. Lyon. S. 24. 2. 365. D. 23. 2. 17. L. 72: 7A. 

2. Wenn ein Haus als bewohnbar verfauftfwosden ift, 
und der Käufer nad gefhloffenem Kaufe wahrnimmt, daß bie 
Balken, welche unter den Diehlen liegen, oder burd die Zimmer: 
dedden verborgen find, in faulem Zuſtande ſich befinden, fo hat 
er gegen feinen Verkäufer eine Wandelklage auf Herausgabe 
des Kaufpreifes. Es ift dies ein verborgener Fehler, weicher das 

6 zu feinem beflimmten Gebrauche untauglih macht, im 

nne des Art. 1641. Lyon. 8. 24. 2. 365. D. 23. 2. 97. 
L. 72. 74. 

3. Wurde entfihieden, daß der verfchlimmerte Zuftand ber 

Mauern und Fußböden eines Haufes nicht als ein foldyer Fehlet zu 
betrachten ſey, welcher die Wandelklage begruͤndet, wenn jener Zu⸗ 
ſtand auch nicht augenfaͤllig waͤre, und der Kaͤufer denſelben 
nicht wahrnehmen konnte. Montpellier. S. 7. 2. 298. 

4 Die Art. 1641. und 1644. find auch auf den Ver 
fauf von Dandeldgegenftänden anwendbar. Rouen. 8. 7. 2. 
10. und 585. D. 7. 2. 217. L. 17. 188, 

9 Die Ueberlieferung von Waaren in geringerer Menge, 
als der Verkauf befagt, begründet feinen verborgenen Fehler im 
Sinne des Art. 1641. welcher den Verkäufer zur Gemäbrleiftung 
verbindlih madht. Wenn daher der Käufer bie Waaren in 

Empfang genommen bat, ohne die Menge berfelben zu ermitteln, 

fo: hat er feinen Rädgriff mehr. peoen den Verkäufer. Berges 

ben® wuͤrde er fi auf ein Faufmännifches Herkommen berufen, 
wornach die Gattung von Waaren, — es ſich handelt, wicht 
ir zu werden pflege. Zouloufe. S. 28. 2. 258. D. 36. 

6 Bei Thieren begruͤndet (abgeſehen von Ortsgewohn hei⸗ 
ten) nicht jeder verborgene Fehler, welcher dem aͤußern Anſehen 
oder dem Werthe etwas benimmt, eine Wandelklage, ſondern der 
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Fehler mus das Thier zu dem .— Gebrauche mehr ober 
minber untauglich machen. Caen 77.2. 223. 

(7)Die Wandelklage, in ben — = fie durch Ortsge 
brauch nicht auf eine * Friſt beſchraͤnkt wird, iſt von Sei⸗ 
ten des Käufers nur zulaͤſſig, wenn er beweiſet, daß ber Fehler 
der verkauften Sache im Augenblicke des Verkaufes ſchon exi⸗ 
ſtitte. In dieſem Falle ſtreitet die Vermuthung der guten Be⸗ 
ſchaffenheit der verkauften Sache beim Verkaufe zu Gunſten 
des Verkaͤufers bis zum Tr bes Gegentheils. C. H. Um. 
Air. J. 19. 8. 1835 1. 617. 

(7)b Das — wildes bie Beſchaffenheit ober Fehler 
der verfauften Sache, 3. B. von Wein, zu würdigen bat, um 
zu ermitteln, ob eine Wandelklage ftatt finde, ift durch eine po⸗ 
ligeiliche Prüfung duch Sachverſtaͤndige nicht mehr gebunden, 
ala er dur eine vom ihm felbft angeordnete Prüfung nebunden 
feyn würde; es tann in bdiefem Falle, ohne Eingriff in die 
Handlungen der Berwaltungsbebörde entfchieben werden, daß bie 
Wandelklage nicht zuläffig ſey,, fo lange der Käufer nicht bes 
beweiſet, daß der Fehler des Weines ſchon beim Verkaufe vors 
banden war. Ebend. 618. *) -» 

+ beim eek einer —— ei as er 
. utdeigen einem v enen Fehler a 
An en entſchieden. gr un a . 


ſ. J 1629. 
+ gür * Fehler iſt der Verkaͤufer nicht verantwortlich Hohnh. 


1641. 


1642. 


fe Art. 1627. ff. 1643. 
*@) 1644. 

vr) 16448. 

f. Art. 1635. 1645. 
f. Art. 1630. 1646, 
f. Art. 1302. 1647. 


+) Unter verborgene Fehler ift der durch Quellwaſſer und Ueber. 
fhwemmung achte Schaden an verkaufte Heugrafe nicht 
zu rechnen. Hohnh. IV. 210. 





*) Zrefurt 264 — 269. 8, 288. 2) — Erwerb einer mangelhafter 
2. — 192. — Sewaͤhrleiſtung beſonderer Zuſagen. 
uer V 


) Wandelsgewaͤhr. Brauer V. 190. 194. — 1%. 


*+) Trefurt 264. 9. 288. 1) — Entwerthung ober untaugli keit 
Be —— z — 
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1643: ... . 1. Wenn die Wandelklage innerhalb‘ ber vorgefchriebenen 
Zeit angeftellt wurde, ift es gefeglihe Wermuthung, daß ber ers 
weislich vorhandene Fehler fhon zur: Zeit des Kaufes beftanden 
habe? Bejaht. Beſançon. S. 9. 2. 298. — Berneint. 
Der Käufer muß jederzeit beweifen, daß der Fehler, über wel—⸗ 
hen er klagt, Fe zur Zeit . — vorhanden geweſen 

fev. a S. 5. 2. 538. L. 13. 221. 

f. Art. 1622. 

(2) Wo es von Zuruͤcknahme der verkauften Sache wegen 
— derſelben ſich handelt, muß die Ruͤckgriffsklage des er— 
ſten Kaͤufers, der vom zweiten Kaͤufer belangt wird, bei Verluſt 
des Klagerechtes gegen den erſten Verkaͤufer, innerhalb der durch 
Ortsgebrauch fuͤr die Dauer der Wandelklagen feſtgeſetzten Friſt 
angeftellt werden; es würde nicht genügen, daß vor Ablauf dies 
fer Friſt der Fehler duch ein Protokoll ermittelt werde. Gaff. 
Saumur. R. G. 1833. 1. 277. 
> (3) Die Wandelklage kann, je nad) ber Natur bes dazu 
vereigenfhafteten Mangels, aud nad) der zufolge Ortsgebrauches 
————— Friſt angeſtellt werben. Paris. R. G. 1836. 


+ 1) Die kurze Verjährung der Wandelklage ift auf die Enraib 
——— en — menge nicht auszudehnen. N. 


- 2) R. F. über die — Friſt nach L. ©. 1648. 
Anſtellung der redhibitoriſchen Klage bei offenen Fehlern J 
DER N, .. 11. 220. — vgl. auch Annalen VI. 


Ber 3. d. 
1649. f. Art. 1684. *) 


Fünftes Kapitel. 
Bon den Pflichten des Käufers. *) 


1650. ° 1. Beim Verkaufe von Staatseffetten hat der Verkäufer 
eine unmittelbare Klage gegen den Käufer auf Zahlung des 
Kaufpreifes; er kann feinen Rüdgriff nur gegen den MWechfel» 
Agenten anftellen, den er zum Verkaufe beauftragt hatte. Gaff. 
Paris. S. 24. 1. 54. D. 21. 1. 334 L..68. 328. 

f. Art. 1235. 1612. 1653. 2102. 
(2) In Handelsfahen kann der Werkäufer, wenn ber 


) Gerichtliche Verkäufe find gewährfrei, Brauer V. 196. 
**) Werbinblichkeiten des: Käufers. Zachar. II. 356. 
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Käufer die flatt des Kauffchillings bedumgenen Tratten mit Jah» ° °: 
lungsfriſt nicht liefert, auch vor Ablauf diefer Friſt unmittelbare 
—— fordern. Montpellier. J. 19. S. 1835. 2. 359. * 

u 2. Bei Verkäufen auf Zieler ift der Kauffchilling 1661. 
am — des Schuldners — C. H. Vw. Turin. 8. 
13. 1.353. L. 38. 136. — f. Art. 1247. 

3. Defgleihen. Der Art. 1651. ift .nur ei Verkäufe 
gegen Baarzahlung anwendbar. Limoges S. 28. 2. 336. D. 
27. 2. 121. 
| f. Art. 1247. 1609. 

1. Der Käufer einer Sache, weldhe Früchte oder Eins 1652. 
kuͤnfte abwirft, wird nicht dadurch allein von. Zahlung der Zin- 
fen aus feinem Kauffhillinge befreit, daß auf Anftehen eines 
Glaͤubigers des Verkäufers Belchlag gegen ihn angelegt worden 
if. Nur duch — * Kapitals kann er den Binfen« 
lauf hemmen. Brüffel. S. 12. 2. 351. D. 8. 2. 31. 

2. Der Käufer einer — wird nicht dadurch allein 
von der Zinszahlung frei, daß er den eingetragenen Glaͤubigern 
des Verkaͤufets von feinem Vertrage Nachricht gegeben hat. — 
Vergebene würde er einmwenden, daß er vom Tage der Eröffnung 
an gehalten gewefen ſey, feine Gelder zur Verfügung der Glaͤu⸗ 
biger in Bereitſchaft zu halten: Als Käufer von Liegenfhaften, 
die ihrem Weſen nah Früchte abwerfen,, kann er nur dur 
er; des Kapitals den — hemmen. € 
Gaen. S. 27. 1. 454. D. 25. 1. 349. L. 80. 246 

f. Art. 1153. Nr. 15. 

(4) Der Steigerer mittelft Ueberbietung ift (in Ermange⸗ 
fung eines ausdrüdlichen Gedinges bes a... die Binfen 
feines Steigerungspreifes erft vom Tage bes Zuſchlages, und 
nicht des urfprünglichen Weräußerungsvertrages gerechnet, ſchuldig. 
Orleans. R. G. 1833. 1. 609. 

f. Art. 2188. **) 

+ 3ur Dean DIN des — —— iſt der Kaͤufer verbunden, 
wenn da —— Are Sade if. Häufer 
gehören hierher. gadrb. ı 
1. Wenn ein Verkauf mit der Bedingung gefhehen ift, 

daß der Käufer den Kauffhilling erft nah dem Striche der 
Pfandeinträge zu zahlen habe, fo kann der Verkäufer vor Er: 


— 


653. 


*) N bei Zahlungen aus Umfagverträgen, Brauer VI, 


) Gefegliche Zinſen. Brauer V, f. — Bins des-Räufers 
wegen Fruͤchtegenuß. Brauer V. 52 621. 


x 


326 Bon ben Pflichten bes Käufers. 


1653, füllung der Bedingung feine Baplung fordern, ſelbſt wenn x 


n zur Sicherheitsleiſtung erbietet. Bordeaux. 8. 12. 2. 
9 


2. Wurde entfihieden, daß der Kaufſchilling Alsbalb fällig 
werde, wie die nicht geftrichenen Einträge etloſchen find: die Er 
loͤſchung ift gleicher Mirkung mit dem Sreihe. Paris, 8. 27. 
2. 172. D. 25. 2. 191. 

3. Der Verkaͤufer, welcher feinen Kauffhilling erheben 
will, obwohl er gearlindete Beſorgniß einer Entwährung hat, ift 
dem Käufer nur folhe Sicherheit zu leiften ſchuldig, welche ge 
eignet ift, ihm für den Ruͤckerſatz des Kauffchillings zu gewaͤh⸗ 
gen, wenn ber Fall der Entwährung eintritt, nicht aber ihm für 
jede Beſchaͤdigung gut zu ftehen, welche aus der Entwährung 
hervorgehen könnte. Cafj Rouen. S. 27. 1. 230. L. 77. 15. 

Der Art. 1653. welcher den Verkaͤufer ermächtigt, feir 
nen Kaufſchilling vom Käufer zu erheben, felbft wenn er von 
Entwährung bedroht ift, findet nur dann Anwendung, wenn ber 
Käufer nicht für den Strich der Unterpfänder forgen will. Im 
entgegen gefegten Falle kann derſelbe bie Sicherheitsleiftung ver 
weigeen, und den SKauffhilling zur Wertheilung unter bie 
Dfandgiäubiger zuruͤckhalten. Toulouſe. 8. 11. 2. 451. 

5. Der Steigerer einer gerichtlich veräußerten Liegenſchaft, 
welcher ſich von Unförmlichkeiten des Werfahrens uͤberzeugt, und 
um defmwillen eine Entwährung befürchtet, darf die Zahlung des 
Kauffhillings verweigern, obwohl das Werfteigerungsprotofoll die 
Verfiherung enthielte, daß alle Förmlichkeiten genau beobachtet 
worden ſeyen. Agen. S. 15. 2. 182. 

6. Der Käufer einer Liegenſchaft, welcher mit Grund eine 
Entwährung fürchtet, Bann bie Zahlung des Kauffchillings vers 
weigern, ohne Sicherheit zu leiften, obtwohl er beim Kaufe die 
Gefahr der Entwährung kannte, wenn Über diefen Punkt Leine 
befondbere Beftimmung getroffen worden iſt. Die Regel ift auf 
den Fall anwendbar, wo die Gefahr der Entwährung daher 
rührt, daß der Verkäufer als alleiniger Eigenthämer eine Liegen⸗ 
fhaft verkauft hat, die ihm und feinen abweſenden Gefchwiftern- 
als Erbſchaft angefallen if. Es kommt hier nicht darauf am, 
daß dieſe Geſchwiſter zur Zeit des Verkaufes feit dreißig Fahren 
abiwefend waren, wenn Anders feine Verjährung gegen diefelbe 
en iſt. Caſſ. Bordeaur. S.29.1.138. D. 27. 1. 1%. L. 


7. Folglich ift er befugt, die Zahlung zu verweigern, bis 
ihm von den Erben als Verkaͤufern Sicherheit geleiftet worden. 
Lyon. S. 28. 2. 287. D. 26. 2. 105. — ſ. Art. 136. 

8. Der anmefende Erbe, der zum Bezuge der ganzen Erb: 
fhraft mie Ausnahme jener Erbberechtigten berufen, deren Da⸗ 
feyn nicht anerkannt iſt, wird als Eigenthuͤmer betrachtet ; bie 
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von ihm vorgenommenen Veräußerungen find daher gültig, und 1633. 
koͤnnen von den Abwefenden im Falle ber Ruͤckkehr nicht ange: 
fochten werben. Folglich kann der Käufer die Zahlung des 
Kaufſchillings unter dem Vorwande einer ihm drohenden Ent 
—— nicht verweigern. Paris. S. 26. 2 305. D. 24. 

2. : 

9. Die Belorgniß einer Störung berechtigt den Käufer 
nicht, die Auflöfung des Kaufes zu verlangen, feibft wenn eine 
Beſotgniß ſich auf Pfandeinträge gründete (movon im Vertrage 
keine Erwähnung gefchehen), in deren Folge der Käufer genoͤthigt 
werben Eönnte, den Kaufſchilling vor dem im Vertrage gefehten 
Biele zu bezahlen. Der Käufer bat im diefem Falle nur das 
Mecht, feine Zahlung bis zu WBefeitigung dee Störung aufzu⸗ 
fhieben, der allgemeinen Regel gemäß. Bourges. S. 27. 2. 
221. D. 25. 2. 122. | 

10 Der Käufer einer mit Pfandeinträgen beiafteten Lies 
genfchaft kann, fo lange nicht der Strich diefer Einträge bewirkt, 
oder doch Sicherheit geleiftet wurbe, nicht zur Zahlung eines 
Theils des Kaufſchillings an einen Handſchriftsglaͤubiger ange: 
halten werden, unter bem Vorwande, daß einige von jenen Ein 
trägen nicht ernſtlich gemeint, und der Kauffdilling mehr 
als hinreichend fey, um fowohl bie eingetragenen Forderungen 
als die Handfcheiftsfchuid zu tilgen, zumal wenn es Über biefen 
Iegten Punkt am rechtlihen Beweiſe mangelt. Gaff. Saen. S. 
27. 1. 461. D. 25. 1. 232. L. 80. 268. 

11. 12. Selbft alsdann, wenn die Einträge wegen Mans: 
gels der Förmlichkeiten, oder einer Vertragsurſache, für michtig 
erklaͤrt werden könnten ; es ift Sache des Verkäufers, anf Mich: 
tigkeit derfeiben amzutragen Paris. S. 29. 2. 219. L. 82. 
135: — Drleans, S. 29 2. 219. — D. 27. 2. 189. 

14. Wenn der Käufer einer Liegenfhaft zur Zahlung 
feines Kaufſchillings gegen Sicherheitsleiftung des Verkaͤufers 
verurtheilt worden ift, fo erſtreckt ſich die Werbindlichkeit zu letz⸗ 
terer nur auf das Kapital der Summe, welche der Käufer noch 
ſchuldig iſt; derfelde kann Beine Sicherheit fordern, weder für 
die Binfen, noch für die früher geleifteten Abfhlagszahlungen, 
noch für die Entfhädigung, melche eine Folge der Entwaͤhrung 
feon koͤnnte. Zurin. S. 12. 2 377. — f Ar. 1557. 
Neo. 3. 

(15) Die beforglihe Entwährung, welche den Käufer ber 
rechtigt, die Zahlung des Kaufpreifes,, außer gegen Sicherheits: 
leiftung von Seiten des Verkäufers, zu verweigern, ermächtigt 
denfelben nicht gleichermaßen zur Verweigerung ber Zinszahlung. 
Jene Beſorgniß ermächtigt nicht einmal den Käufer, welcher ſchon 
einen Theil des Kauffchillings bezahlt bat, die Zinfen des Ueber⸗ 
fchuffes zu Sicherung feiner Abfchlagszahlungen einzubehalten, 


4653, 
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oder deren MWettfchlagung mit der Abfhlagszahlung zu beyehren: 
befonders dann, wenn bie Gefahr einer Entwährung ſchon vor 
dem Kauf, und folglid vor ber freimilligen Abfchlagszahlung, 
vorhanden war. Riom. R. G. 1833. 2. 41. — Turin. $. 
12. 2. 281. (Nr. 13. d. ©.) 

(16) Die Sicherheit, welche der Verkäufer dem Käufer zu 


Teiften fhuldig, der mit Entwährung bedroht ift, Fann auf den 


Theil der Liegenfhaft befchränkt werden, welcher in Gefahr einer 
ie fteht. ©. H. Bw. Bordeaur. J. 19. S. 1835. 


(17) Wenn zwifhen dem Verkäufer und Käufer bedungen 
worden ift, baf ein Theil des Kauffchillings an dem Tage, wo 
der Bertrag aufgenommen werde, baar bezahlt werben folle, und 
nun im Augenblide der Zahlung der Käufer diefelbe in fo lange 
verweigert, bis der Verkäufer ſich urkundlich ausgewiefen habe, 
daß die verkaufte Liegenfchaft von Unterpfändern frei fen, fo 
kann der Verkäufer für befugt erElärt werden, bie Auflöfung 
des Vertrages wegen Nichterfüllung der vom Käufer bemwilligten 
Bedingungen zu begehren. Wenigftens wird ein Erfenntniß, 
welches fo entfcheider, der Gaffation nicht Tr C. 9. 
Bw. Amiens. R. G. 1836. 1. 61. — f. Art. BE 

(18) Wenn eine in Bewidmungsehe ae Frau zum 
Verkauf einer ihrem Manne zugehörigen Liegenfhaft mitgewirkt, 
und in der Verkaufsurfunde auf ihr gefegliches Unterpfandsrecht 
an dieſer Liegenſchaft verzichtet hat, ſo iſt die Beſorgniß, die 
Frau moͤge in der Folge ihre Pfandklage auf den Grund, daß 
der von ihr abgelegte Verzicht nicht guͤltig ſey, anftelfen, im 
Sinne des Art. 1653. wohl begründet, und der Käufer hiernach 
ermächtigt, die Zahlung des Kaufſchillings zurüdzuhalten,, bis 
der Verkäufer den Grund feiner Beforgniß — oder Si⸗ 
cherheit geleiſtet hat. Orleans. R. G. 1837. 2. 292. *) 


+1) Zufr. ı% — Erri —— Hinterlegungskaſſe. R. B. 


. Dr + der Te 


t2 = — der Retention nach L. ©. 1653. iſt der Käufer San 
der 5** — nicht_befreit, weil angenommen werden muß 
daß er, fo lange er die Hauptfumme nicht deponirte, die Zinfen ded 
Kapitald entweder —8 babe, oder durch den eigenen Ges 
brauch und we d — Jet der Schuldner en 
Ben fey- 3 — f, Art. 1652. Nr. 1. 1653. 
-Jir D. T. 


) Ai ig . Brauer V. 178. f.—Gewährteiftungstlage. ebent. 
— —— bes Vertrages, wegen inſtehender Ent: 
währung. ebenb 
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2. Der Art. 1654. ift auf Dritte eben ſowohl anwendbar, 
als auf den Käufer. — Es kommt nicht darauf an, daß bie 
verfaufte Liegenfhaft von neuem verfauft wurde, und der dritte 
Käufer hat transferibiren Iaffen. Paris. S. 17. 2, 209. D. 
15. 2. 33. L. 47. 210. — Montpellier. S. 28. 2. 263. D. %6. 
2. 209. — Paris. S. 27. 2. 73. D. 25. 2. 71. — Limoges. 
S. 26. 2. 183. — Eaff. Guyana. R. G. 1837. 1. 38. 

3. Eben fo wenig verfängt die Verkündigung des Vertrages 
an bie eingetragenen Gläubiger. Paris, S. 17. 2.1. D. 15. 
2. 9. L. 45. 378. — f. Art. 1183. Ne. 3. 1184. Nr. 12. 

3b. Das Vorzugsreht und die Aufhebungskfage find 
zwei weſentlich verfhiedene, und von einander unabhängige Bes 
techtigungen: dee Vetluſt ber einen zieht nicht den Verluſt der 
andern nah fih. Caſſ. S. 31. 1. 315. 

4. Wurde nad) gleihem Grundſatz entfhieden, daß zwar 
das Votzugsrecht duch einen rechtsfoͤrmlichen Eintrag gewahrt 
feyn muß, um nicht durch Zrangfeription zu erlöfchen: feiness 
weges aber die Berechtigung, auf Vertragsaufhebung zu Flagen. 
Diefe Befugniß kann, der Zransfeription ungeachtet, gegen dritte 
Inhaber, ſelbſt in gutem Glauben flehende, ausgehbt werden. 
Eaff. Orleans. S. 28, 1. 371. D. %. 1. 194. L. 82. 504. 
fe Art. 2108. 

6. Die Klage auf Aufhebung eines Kaufes, wegen nicht 
erfolgter Zahlung, Bann ſelbſt nach einem unter gerichtliher Eins 
fhreitung gefhehenen Wiederverfauf angeftellt werden, und fos 
gar wenn ber Verkäufer ſchon der Pfandklage ſich bedient hatte, 
und dieſe Tegtere Klage ohne wirkfame Folgen gebfieben ift. 
C. 9. Vw. Riom. S. 27. 1. 973. D. 25. 1. 221. L. 78. 
427 


6b. Die Verjährung der Aufhebungsflage wird bush Ans 
ftellung der Pfandklage nicht gehemmt. Paris. S. 31. 2. 352. 

7. Die Miterben, als Gläubiger des Gleichſtellungsgeldes 
ihres Miterben, können nicht, in Ermangelung der Zahlung, die 
Aufhebung der Zheilung verlangen, und bie Kiegenfchaften wie: 
der an fich ziehen, welde dem Erben zugetheilt murden, der das 
Gleichſtellungsgeld ſchuldig iſt. Gleichftellungsgeld kann nicht 
* ein a Ki betrachtet werden. Meg. S. 21.2. 338. 

“ 2. 2 1. 


8. Deßgleichen. Der Erbe, welher das Gleichſtellungs⸗ 
geld zu fordern hat, Fann nur das Vorzugsrecht geltend machen, 
welches ihm durch Art. 2103. Mr. 3. eingeräumt if. €. 9. 
Bi. Nismes. S. 30. 1. 107. 

‘9. 9b. Die Verfteigerung einer Liegenfhaft umter Mit: 
erben Hat nicht die Wirkung eines Kaufes, was die Aufhebung 
des Vertrages, in Ermangelung ber Zahlung oder Erfüllung 
der gefegten Bedingungen , betrifft. In folhem Falle können 


34 


1654. 


J 


4, 


530 Bon den Pflichten des Käufers, 


die Mitbieter des Steigerers die Aufhebungsklage gegen ihn 
nicht anftellen, fondern nur auf liegenfchaftlihen Zugriff antra- 
gen. Befangon. S. 29. 2. 86. D. 27. 2. 132. — €. 9. Vw. 
Paris. S. 32. 1. 367. — Caff. Caen. R. G. 1833. 1. 381, 
f. Art. 883. 

10. Der Verkäufer einer Liegenfchaft gegen Beſtellung eis 
ner Rente if im Falle der Unzahlbarkeit feines Käufers befugt, 
die Auflöfung des Vertrages zu verlangen. Er ift nicht darauf 
befchränft, fih mit dem Ban: des Rentenkapitals zu ber 
gnügen. Angers. S. 18. 2. 211. L. 50. 404. 

10 b. >” entgegen a Sinn entfchieden. Orleans. 
R. G. 1837. 2. 75. 


11. em ein Kauf um einen erft nah dem Tode bes 
Verkaͤufers faͤlligen Preis geſchloſſen, dem Kaͤufer dagegen die 
Zahlung einer Jahresrente bis dahin anbedungen worden iſt, fo 
begruͤndet ſchon allein der Mangel an Zahlung der verfallenden 
jaͤhrlichen — die Auflöfung des ame Bourges. S. 29. 
2. 248. D. 27. 2. 182. L. 85. 536 —f. Art. 1978. 

14. Die Anftellung einer Klage auf Zahlung des Kauf: 
preifes entzieht dem Gläubiger die Berechtigung nicht, in ber 
Folge, wegen nicht empfangener Zahlung, die Auflöfung bes Ver: 
trages zu verlangen. Montpellier. S. 28. 2. 263. D. W. 2. 
209. — €. 9. Bw. Riom. S. 27. 1. 273. 

15. Die Auflöfung des Verkaufes, wegen nicht geleifteter 
Zahlung des Kauffchillings, hat bei Verkäufen von Ontenläeee 
genftänden wie von Liegenfhaften ftatt. Paris. S. 30. 2 

15 b. Selbſt beim Bel von Waaren zwifchen a 
delsleuten. Paris. S. 32. 2. 

16. In Gantſachen — der Verkäufer von Fahrnißſtuͤ⸗ 
den die Auflöfung des Kaufes begehrten, obwohl er fih in kei: 
nem der Fälle befindet, wo die Burüdnahme durdy das Handels: 
gefegbuch gutgeheißen iſt; Wertragsauflöfung ift eine andere 
Sache, als Zurüdnahme, und nu den nämlihen Megeln uns 
terworfen. Paris, S. 30. 2. 10. D. 27. 2. 381. L. 85. 361. 
f. €. comm. 576. ff. (A. ©. 240.) 

(16) b. Im entgegen gefesten Sinn entfhieden: wenn er 
fih nicht in den sefeetich — Fällen befindet. (f. C. 
comm. Art. 576. ff. A 240.) — Sedenfalls hat er bas 
Recht , die Ausfolgung der ——— die — noch beſitzt, zu 
verweigern. — ſ. Art. 1613. ir au J. 19. S. 1835. 2. 221. 
— Limoges. R. G. 1837. 2. 297 

17. Zumal wenn im Kaufvertrage die Umftoßung war bes 
dungen worden. Diefe Umftofung verlegt auf feine Weife die 
Grundfäge über Vorzugsrechte auf Fahınif. C. H. Vw. Paris, 

Ss. 30, 1. 296.—1. Art, 1610. 1684. 1977. 2102. *) 


*) vgl, Laukhard I, &, 235. 
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(18) Die Auflöfung eines Verkaufes wegen Nichterfüllung 
ber feftgefegten Bedingungen kann nicht die Umgültigkeit der 
von dem Käufer früher abgefchloffenen Wiederverfäufe nad fi 
ziehen, wenn aus der Zufammenftelung und Vergleihung ber 
zwifhen dem Verkäufer und Käufer zu Stande gefommenen 
Rechtsgeſchaͤfte ſich ergibt, daß ihre Abficht nicht geweſen fey, 
daß die dritten Käufer unter der Auflöfung des Vertrages leiden 
follten, wenn es dazu kommen würde. CE. H. Vw. Rouen. R. 
G. 1833. 1. 310 — f. Art. 1183. 1184. 

(19) Der Ceffionar eines Kauffchillings kann, wie der Ver: 
kaͤufer felbft, im Falle nicht geleifteter Zahlung die Auflöfung des 
Derkaufes begehrten. Bordeaur. R. G. 1833. 2. 57. 

(20) Der Verkäufer einer Liegenfchaft, welcher noch einen 
Theil bes Kaufſchillings zu fordern hat, und dennoch einem 
Gläubiger des Käufers den Vorrang feines Unterpfandes bewil- 
ligt, und ſich damit begnügt, erft nach diefem Gläubiger feine 
Rechte und Vorzugsrechte auszuüben, wird um deßwillen nicht 
als auf das Auflöfungsreht des Verkaufes verzichtend angefehen, 
ob er gleich hierdurch die von ihm bewilligte Subrogation uns 
wirkfam machen würde. Bordeaur. R. G. 1833. 2. 256. — 
fe Art. 1250. 

(21) Wenn in Folge eines Verkaufes oder einer Verſtei— 
gerung ein Drdnungsverfahten zwifchen den eingetragenen Gläus 
bigern eröffnet worden ift, fo kann der Verkäufer oder Schulde 
ner nicht mehr gegen den Käufer auf den Kaufpreis lagen, als 
wenn er nachweifet, daß er felbft, oder ein Dritter in feinem 
Namen, die collocirten Gläubiger befriedigt habe; es iſt niche 
Sache des Käufers, fich zu rechtfertigen, daß er in die Hände 
der Gläubiger feiner Schuldigkeit ſich entlaftet habe. Die Bere 
muthung fpricht zu feinen Gunften. €. H. Bw. Paris. J. 19. 
S. 1834. 1. 27. — f. Urt. 1315. 

(22) Der Käufer, deffen Kauf, wegen nicht gefchehener Zah: 
lung des Kaufpreifes durch Erkenntniß aufgelöfet worden ift, 
kann nicht verurtheilt werden, dem Verkaͤufer die Zinfen des 
Kaufpreifes zu bezahlen; und die Früchte zu behalten, er ift nur 
die Herausgabe der Früchte fhuldig: in jedem Falle.weniaftens, 
wo das Geridyt nicht anerkennt und ausfpricht, daß die Zinfen 
dem Verkäufer unter dem Titel von Entfhädigung gebühren, 
Caſſ. Lyon. J. 19. S. 1834. 1. 620. — f. Art. 1183. 

(23) Der Berkäufer einer Liegenfhaft Fann dafür erflärt 
werben, daß er eine Rechtswandlung mit feiner Forderung vor—⸗ 
genommen, und Verzicht auf fein Recht geleiftet habe, wegen 
nicht geleifteter Zahlung gegen feinen Käufer auf Auflöfung bes 
BDertrages zu Elagen, wenn er, nachdem er die Schuldverfchreis 
bung eines Dritten ald Zahlung angenommen, den Eintrag 


feines Worzugsrechtes auf dte verkaufte Liegenfhaft hat aus⸗ 


34* 
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1654. ſtreichen laffen: wenn anders. die Vermuthungen, melde aus 
diefen Umftänden hervorgehen , theil® auf Geſtaͤndniß ber Par: 
teien, theils auf eine Gorrefpondenz geftügt find, die als Anfang 
eines fhriftlihen Beweiſes gelten kann. Dijon. J. 19. 8. 
1834 1. 805. — f. Art. 1273. 1353. 1347. 

(24) Erben, welche bei der Theilung ober Liquidation 
einer Gemeinfchaft dem Manne eine für untheilbar erkannte 
Liegenfchaft abgetreten haben, unter der Bedingung, diefelbe zu 
verkaufen, und ihnen ihren Antheil am Preife zu verrechnen, 
find nicht befugt, in eigenem Namen die Auflöfung des Ber« 
kaufes gegen den Käufer oder deffen Rechtsfolger wegen nicht 
erfolgter Zahlung zu begehrten; der Mitiheilnehmer, an dem 
eine ſolche Abtretung gefchehen, darf nicht als Gemwalthaber, fon« 
dern muß als alleiniger Eigenthuͤmer und Verkaͤufer betrachtet 
werden, der zu Anftellung der Klagen allein berechtigt ift. Di: 
jon. J. 19. S. 1833. 1. 805. 

(25) Der nicht bezahlte Verkäufer ift befugt, die Aufloͤ⸗ 
fung des Verkaufes zu begehrten, obgleich die Liegenfchaft, im 
Wege gerichtlihen Zugeiffes, auf Betreiben eines feiner Glaͤubi⸗ 
ger wieder veräußert worden, dem er felbft einen Theil des 
Kaufpreifes angemwiefen hatte, wenn der Verkäufer an dem Ztts 
griffsverfahren keinen Antheil genommen, und daffelbe nicht eins 
mal gefeglicher Ordnung gemäß gekannt hat, und daß übrigens 
der betreibende Theil, welcher ebenfalls Gläubiger des Käufers 
war, gegen diefen perfönlih,, und nicht als in die Nechte des 
Verkäufers eintretend , geklagt hat. Unter 'diefen Umftänden 
kann nicht angenommen werben, daß der Verkäufer ſtillſchweigend 
auf das Recht der Vertragsauflöfung verzichtet habe. Sein 
Verzicht auf diefes Recht kann aud daraus nicht hervorgehen, 
daß er bei dem über den Steigfchilling eröffneten WVertheilungs: 
verfahren ſich hat ausfchließen laſſen; durch Ausfchluß erlöfcht 
das Vorzugsrecht des Verkaͤufers: aber das hiervon ganz vers 
ſchiedene Recht deffelben, die Auflöfung des Verkaufes zu bes 
gehren, Bann hierunter nicht leiden. C. H. Bw Xir. J. 19. 8. 
1835. 1. 311. — Paris. R. G. 1836. 2. 277. — €. H. Bw. 
Gaen. R. ©. 1837. 1. 640. 

(26) Der Verkäufer eines Fahrnifgegenftandes, z. B. einer 
Dampfmafchine, kann gegen die Unterpfandsgläubiger des Kaͤu— 
fers die Klage auf Auflöfung bes Verkaufe, wegen nicht erfolg« 
ter Zahlung, nicht mehr anftellen, wenn jener Gegenftand dur) 
Berbindung mit einer Liegenfhaft unbeweglich duch feine Ber 
flimmung geworben iſt. Es kommt nicht darauf an, daß ſich 
der Verkäufer im Kaufvertrage das Recht vorbehalten hätte, 
bei nicht geleifteter Zahlung jenen Gegenftand wieder zuruͤckzu⸗ 
nehmen. €. H. Vw. Paris. R. G. 1836. 1. 177. — f. Akt. 
2133. 2279. — Paris, Ebend, 2. 347. 
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1655. 


1. Die Auflöfung bes Verkaufes, welche wegen nicht er⸗ 1656- 


folgter Zahlung, als Folge ausdrüdlicher Verabredung der Par— 
teien, ausgefprochen wird, bringt die Liegenfchaft zuruͤck in die 
Hände des Verkäufers, frei und ledig von den Pfandrechten, wo⸗ 
mit der Käufer fie belaftet hatte. Ach: S. 9. 2. 317. L. 
23. 187. — €. 9. Bw. Jole⸗Bourbon. R. G. 1836. 1. 167. 
f. Art. 1184. 

2. Die Glaͤubi * des Kaͤufers koͤnnen nicht gegen die 
Einweiſunq des Verkäufers in den Befitz Einſprache erheben, 
es bleibt ihnen m die Befuaniß, dieſen abzufinden, Rouen. 
8. 16. 2. 45. D. 15. 2. 69. L. 45. 319. 

3. Wenn in einer Kaufurkunde bedungen wurde, daß ber 
Berteng bei nicht erfolgender — aufgeloͤſet werben folle, 
fo Fann der Verkäufer die Auflöfung begehren, ſelbſt wenn er 
fhon Zugriff auf die Güter bes Käufers erwirkt hätte, um Zah: 
— verlangen. Limoges. 8. 12. 2. 312. f. Art. 1654. 


4 Wenn in einer Kaufurkunde verabredet worden ift, daß 
der Vertrag, bei nicht erfolgender Zahlung am beftimmten Ziele, 
kraft Gefeges aufgelöfet ſeyn folle, und der Käufer feit dem 
Code in Verzug gefegt worden ift, fo kann er nicht mehr in 
Gemäßheit des Art. 4656. durch Zahlungsanerbieten die Auflö- 
fung verhindern ; es kommt nicht darauf an, daß der Kaufvertrag 
noch unter der alten Geſetzgebung abgefchloffen wurde. C. H. Vw. 
Nismes. S. 19. 1. 188. 

5. Wenn dem Berkaufe einer Liegenfchaft das ausdruͤck⸗ 
liche Gedinge der Auflöfung auf den Fall nicht pünktliher Zah: 
fung ber Zieler ber Leibrente, welche ſtatt des Kaufſchillings bes 
ſtellt wurde, beigefuͤgt iſt, ſo findet dieſe Aufloͤſung kraft Geſe— 
ges ſtatt, vermittelſt einer dem Käufer gefchehenen Aufforderung, 
dergeftalt, daß ein Zahlungserbieten, des legtern, nad) einmal ges 
ſchehener Aufforderung, nicht mehr zugelaffen werben ann, und 
das Gericht auf Begehren des Verkäufers — iſt, bie Auf⸗ 
er erg €. H. Vw. Caen. S. 25. 1. 49. L. 

153. — f. Art. 1978. 

8 De —8 welcher ſich das Eigenthum bis zur 
gaͤnzlichen Zahlung vorbehaͤlt, bewahrt ſich auch ohne Pfandeins 
trag das Recht, die Liegenfhaft wieder an fich zu ziehen, felbft 
zum Machtheile dritter Käufer, oder —— Glaͤubiger 
des erſten Käufers. Trier. S. 7. 2. 1138. — f. Art. 2108. 

f. Art. 1183. 1184. 1654. 1684. 

() Ein vorſchießlich zu entrichtendes Rentenziel iſt vom 
dem Tage an als Ruͤcckſtand zu betrachten, wo es faͤllig ges 
worden, ohne bezahlt zu werden, ohne ben gänzlichen Ablauf des 
Zieles abwarten zu müffen. Wenn daher ein Verkauf gegen 


1656, 


1657. 


1658. 


1659. 
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eine, von brei zu brei Monaten zum voraus zahlbare Leibrente 
gefchloffen, und durch den bloßen Thatumſtand für aufloͤslich er 
Flärt wurde, daß zwei Zahlungszieler in Rüdftand Fämen, fo 
iſt der Rechtsvortheil der Auflöfung in dem Augenblide erlangt, 
wo das zweite Vierteljahr der Mente fällig geworden, ohne ent 
richtet zu werden, felbft wenn bie drei Monate dieſes Viertel: 
jahres noch nicht umlaufen wären. Bordeaux. R. G. 1833. 2. 
256. 

f. Art. 1186. 

1. Der Art. 1657. ift eben fo wohl auf Hanbelsfaden, 
als auf bürgerliche Nechtsfahen anwendbar. Caſſ. Nancy. 8 
28. 1. 357. D. 26. 1. 146. L. 82. 156. *) 

(2) Um diefen Artikel zur Anwendung zu bringen, muß 
Tag und Dre genau beflimmt feyn, wo die Lieferung gefchehen 
fole. Es würde daher nicht genügen, daß die verkauften Ge: 
genftände innerhalb eines gegebenen Zeitraumes geliefert werben 
Zönnen, fo daß die Lieferung unbeflimmt an irgend einem Tage 
jener Zeitperiode gefhehen durfte : auch dies nicht, daß die Kiefer 
zung in irgend einer angegebenen Stadt, ohne genauere Bezeich- 
nung, gefchehen folle. Bourges. R. G. 1837. 2. 429. 


Sechstes Kapitel. 
Bon der Ungültigfeit und Auflöfung des Verkaufes. 


f. Act. 1108. 1109. 1123. 1128. 1131. 1172. 1181. 
1183. 1304. 1590. 1592. 1594. 1599. 1610. 1618. 1636, 
1644. 1654. 


Erfter Abfchnitt, 


Don dem Wiederkaufsrecht. **) 


1. Das Gebdinge ift gültig, wodurch ein Verkauf unter 
Miederkaufsvorbehalt gefchloffen wurde, wenn ber Käufer ftirbt, 
ohne über den verkauften Gegenftand Verfügung getroffen zu 
haben; hier iſt ein bedingtes Miederkaufsreht, und Keine Ver: 
bindlichkeit unter einer willkuͤhrlichen Bedingung. C. H. Vw. 
Amiens, S. 15. 1. 10. D, 12. 1. 409. L. 4. 410. 


*) Saufhard II, 410. 
*s) —* dem Wiederkaufe. Zachar. II. 357, — Brauer V. 
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2. Das MWiederkaufsrehht Tann wie jedes anbere Korbes 1659. 
rungsrecht cedirt werden. Zurin. S. 4. 2. 57. — ©. H. 
Br. Douai. S. 13. 1. 230. D. 10. 1. 607. L. 35. 161. 

3. Man Eann gültig verabreden, daß ber Werkäufer das 
vorbehaltene MWiederfaufsreht nur gegen Zahlung einer groͤßern 
Summe an den Kaͤufer ausuͤben duͤrfe, als der urſpruͤngliche 
Kaufſchilling — Dieſe Zuſage iſt nicht wucherlich. Paris. 
S. 8. 2. 157. L. 20. 458 

4. Ein Verkauf unter MWiederkaufsvorbehalt ift nicht feiner 
Natur nach ein Verkauf unter auffchiebender Bedingung; fondern 
ein volllommener, das Eigenthum Übertragender Verkauf, welcher 
nur durch die eventuelle Ausübung des eye Ka 
gelöst werden ann. Caſſ. Turin. S. 13. 1. 326. 

551. L. 38. 54. 

5. Der Käufer mit MWiederfaufsvorbehalt, welcher bas 
Recht fi) ausbedungen hat, die Liegenſchaft verkaufen, und ſich 
aus dem Erlöfe bezahlt machen zu laſſen, im Falle der Wieder: 
kauf nicht zur beftimmten Frift ausgehbt werben follte, geht in 
ber Gollocation des Erlöfes allen Pfandgläubigern der Verkäufer 
vor, melde erft nah dem Verkauf ein Pfandrecht erworben 
haben. Eben fo verhält es fih mit dem Gutspächter, der ben 
Käufer bezahlt hat, und von ihm in feine Stelle mot» 
den if. €. H. Vw. Rouen. 8. 19. 1. 264. D. 17 A 

6. Der Vertrag, wodurch ein Käufer mit — 
behalt ſich einen Vorzug im Falle des Wiederverkaufes von 
Seiten des Verkaͤufers, nah Ausübung des Wiederkaufſsrechtes, 
ausbedingt, begründet nicht zum Vortheil des Käufers eine ding» 
lihe Klage, welche ihm die Befugniß einräumte, die Sache 
wieder an fich zu ziehen. Es entſpringt daraus nur eine per⸗ 
ſoͤnliche Klage, welche ſich in einen Entſchaͤdigungsanſpruch — | 
Falle der Nichterfüllung des Vertrages auflöfet. Toulouſe. S 
26. 2. 277. D. 24. 2. 77. — f. Urt. 2125. *) 

f. Art. 1676. 2085. 1660 

1. Dan kann bedingen, daß der Verkäufer das Wieder, 
kaufsrecht nicht vor einem gemwiffen Zeitpunkt ausüben dürfe, 
nur ift derfelbe nicht auf eine fpätere Zeit, als das Gefeg er: 
Taubt, zu fegen. Zurin. D. 8. 2. 126. L. 31. 249. 

2. Ein Wiederkaufsrecht, welches 5. B. am 30. März 
auf fünf Jahre verabredet wurde, unter der Bedingung, daß 
diefem Ziele nicht vorgegriffen werben bürfe, fann als am 29. 
März des legten Jahres gültig ausgeübt erklärt werden, ohne 
daß es nöthig — den 30. abzuwarten. C. H. Vw. Riom. 
Ss. 27. 1. 308. D. 25. 1. 79. L. 78. 251. 


*) unbeftimmter MWiederkaufspreis. Brauer VL 182. 
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3. Das in einem Kaufvertrage vorbehaltene Wiederkaufs— 
echt benimmt dem Verkäufer das Recht nicht, ſelbſt vor Abs 
lauf der für den Wiederkauf gefegten Zrift die Aufhebung des 
Berkaufes wegen Verkürzung zu begehren ; der Verkäufer kann 
nad) feiner Wahl diejenige von beiden Klagen, weldhe ihm am 
vortheilhafteften ift, anftellen. Bourges. S. 29. 2. 112. 

(4) Der Käufer unter Wiederfaufsvorbehalt kann nad) 
Ablauf der zur Ausübung des MWiederfaufsrechtes gefegten Frift 
auf fein unftörbares Eigenthumsrecht verzichten, und einmilligen, 
dab der Verkäufer von der MWiederfaufsbefugnig noch Gebrauch 
made. Jedenfalls, wenn die Verlängerung bes MWiederfaufs- 


rechtes auf unbeftimmte Weife bewilligt wurde, muß fie auf die 


gefeglich beftimmten fünf Jahre beſchraͤnkt werden, und allemal 
auch unter Vorbehalt der von Dritten erworbenen Rechte. Par 
tie. J. 19. S. 1834. 2. 449. 

f. Art, 1661. 

(53 Der Art. 1660. welcher die Frift zu Anftelfung einer 
Wiederkaufsklage auf fünf Sabre feftfege, hat auch auf Vers 
träge, die vor dem Code gefchloffen worden, Anwendung , wenn. 
anders das Recht zu Ausübung des Wiederkaufes erſt feitdem 
eröffnet wurde. Douai. 3. 19. S. 1834. 2. 56. — C. H 
Bw. Douai. R. G. 1836. 1. 9. 

+ Der £. ©. 1660. findet auch auf Vertraͤge, die vor Einführum 
des L. R. gefchloffen wurden, in fo weit SER DERDUNE, da 

Dad Wiederkaufdrecht, von Einführung ded L. R. an, in feinem: 

— RN age ald 5 Jahre gelten kann. Annalen VII. 1. 
.M.5.2%. 

(#) In der zu Ausübung des MWiederfaufsrechtes beftimm- 
ten Friſt ift der Tag, von dem an gerechnet wird (a quo), mit; 
begriffen. Wenn alfo bedungen wäre, daß der MWiederfauf in- 
nerhalb zwei Fahren vom 1. Jaͤnner 1827. an gerechnet, aus 
geübt werden dürfe, fo ift die Friſt am 1, Jänner 1829. abge: 
laufen, und der Miederfauf kann am 2. Jaͤnner nicht mehr ges 
fchehen. (Cod, proced. 1033.) Die Ferientage find in dem 
zur Ausübung diefer Befugniß gefegten Ziele mit begeiffen; die 
Friſt wird nicht auf den folgenden Zag ausgedehnt, wenn gleidy 
ber Tag, an dem fie abläuft, ein gebotener Feiertag wäre. C. 
H. Bw. Angers. J. 19. S. 1834. 1. 216. 

1. Der Berkäufer ift des Miederkaufsrechtes nicht durch 
den Ablauf der bedbungenen Friſt verluftig, wenn der Käufer 
Schuld trägt, daß jener den Wiederkaufſchilling nicht volftän- 
dig angeboten bat. Cofmar. S. 11. 2. 458. L. 30. 542. 

2. Im Allgemeinen, und nad) den Grundfägen des reinen 
eömifchen Rechtes, kann der Verkäufer, weicher das Wiederkaufs— 
recht nicht in der vertragsmäßig feftgefegten Zeit ausübt, daſſelbe 
in ber Folge nicht mehr ausüben, felbft wenn ber Käufer ben 
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Verfall jenes ag nicht hätte —— laſſen. €. H. 
Bw. Bruͤſſel. 8. 4. 1. 79. D. 2. 173. L. 10. 17. 
* 


1. Die wegen Betrugs und Gefährde gefchehene Auflöfung 
des Verkaufes eines MWiederfaufsrechtes an Liegenfchaften zieht 
die Auflöfung der Miederverfäufe diefes Rechtes, welche der 
Käufer gefchloffen hat, nah fih. Amiens. 25. 2 418. 

(2) Mer unter Herrfchaft des Code unbedingt und ohne 
Vorbehalt eine Kiegenfhaft erfauft hat, die der Verkäufer mit 
Miederfaufsvorbehalt veräußert hatte, und ber das Eigenthum 
in Gemäßheit des Art. 2265. dur die zehn» oder zwanzigjähe 
tige Verjährung erworben, ift gegen die Wiederkaufsklage ge« 
fhügt, obwohl nad den alten Rechten, unter deren Herrſchaft 
ber erfte Berkauf gefhehen , diefe Klage dreißig Jahre dauerte, 
welche noch nicht abgelaufen find. Wergebens würde man eins 
menden, daß der zweite Käufer nur ein auflöslihes Recht über 
tragen Fonnte, nah der Marime: nemo plus juris ꝛc. Mont« 
pellier. J. 19. S. 1835. 2. 344. 

(1) Der Käufer unter Wiederfaufsvorbehalt, der den Bere 
fäufer big zu dem zu Ausübung des Wiederfaufes beftimmten 
Zeitpunkt im Befige gelaffen, kann, wenn der Wiederkauf nicht 
ftatt gefunden hat, feinem Befige den des Verkäufers feit dem 
Verkaufe binzurechnen, um vermittelft der zehnjährigen Verjaͤh⸗ 
zung die Klage jedes Dritten, der das Eigenthum ber verkauften 
— in Anſpruch nimmt, zuruͤckzuweiſen. Pau. R. G. 1837. 


f. Art. 1217. 1668. 1685. 

(1) Einer der Erben eines Verkäufers mit MWiederkaufgs 
vorbehalt fann, im MWeigerungsfalle feinee Miterben, vom 
Wiederkaufsrechte zu ihrem Antheil Gebrauch zu mahen, dafs 
felbe auf die ganze Liegenſchaft, gegen den Willen des Käufers, 
ber ihm einen theilmweifen Wiederkauf anbietet, nicht ausüben. 
In folhem Falle findet eine Ausübung des Miederkaufsrechtes 
nur für * —— ſtatt, der ihm an der Erbſchaft zukommt. 
Grenoble. J. 19. S. 1835. 2. 78. 

f. Art. 1670. 

f. Art. 1220. 

1. Die Unförmlicjkeit oder Unzufängtichkeit des Anerbie« 
tens, um zum Miederfaufe zu gelangen, ziehe nicht den Verfall 





*) Bag und Früchte des Wicberkaufs. Brauer VI. 183. 


**) Anſchwemmungen an wieberfäufliden Gütern. ebend. — 
lg ehäuflicher San een, 185. : 
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1674. Erhebung eines Gutachtens von Sahverftändigen zu Abſchaͤtzung 


1675. 


1676. 


1677. 


1681. 
1682, 


ber erfauften Liegenfchaft eingewilligt hat. ine ſolche Einwillis 
gung, felbft wenn fie die Grundlage der Erfenntniffe gemwefen 
wäre, wodurch das Gutachten angeordnet worden ift, Fann nicht 
für eine gerichtlihe Verpflichtung oder gerichtlichen —— gel⸗ 
ten, wodurch die Schutzreden des Käufers unſtatthaft würden, 
zumal wenn derſelbe zu gleicher Zeit ben Antrag auf bie Ent— 
ſcheidung geſtellt hätte, daß die ihm auferlegten Laften eine Er⸗ 
gänzung des richtigen Merthes feyen , diefer Antrag jedody vom 
Verkäufer befteitten würde. GC. H. Bw. Bourges. J. 19. S. 
1835. 1. 952 


(11) Ein Erbnehmer darf, in Ermangelung von Pflichters 
ben, und fo wie dieſe e8_dürften, die Aufhebung der vom Te—⸗ 


ſtirer geſchloſſenen Verkäufe wegen Verkürzung begehren. Colmar. 
J. 19. S. 1835. 2. 223, *) 


f. Art. 1006. 


+ Die Verkuͤrzungsklage findet nur bei Derkänfen ſtatt, micht im 
Allgemeinen, mo vielmehr die Regel des 2. ©. 1313. gilt. 
Hopnp. IV. 327. f. 


Bei Verkürzungsklagen Bann der wahre Werth der Liegen: 
ſchaft nicht durch Urkunde bewiefen werden. Turin. S. 6. 2. 
609. D. 5. 2. 14 


f. Art. 890. 1678. | 

1. Wenn beztrglicd auf eine und biefelbe verkaufte Liegen: 
fhaft unter den nämlichen Perfonen zuerft ein Verkauf mittelft 
Privaturkunde, und alsdann ein Verkauf in öffentlicher Urkunde 
abgefchloffen wurde, fo läuft die Frift zur Verjährung der Vers 
kuͤrzungsklage vom erften Verkauf an gerechnet. Paris. S. 25, 
2. 341. D. 23. 2. 252. L. 71. 307. 

2. Die zweiiährige Frift, zu Anftelung der Aufhebung: 
Plage wegen Verkürzung in einem Verkaufe, welhem die Zufage 
eines förmlichen Verkaufes vorausging , läuft vom Tage biefer 
Verkaufszufage, und nicht erft vom Tage des Verkaufes. E. 
H. Vw Paris. S. 27. 1. 413. D. 25. 1. 226. L. 79. 555. 

f. Art. 1649. 


f. Art. 887. **) 
f. Art. 1614. 1652. 


*) Zrefurt 277. $. 291. — Verlegung über „5. Brauer V. 197. 
— Verkuͤrzungsklage gegen ben Kauf. Brauer VI, 320. 

* Schägung beweglicher und unbeweglicher Sachen bei Berkürs 
zungen. Brauer V, 198. — Berkuͤrzungsklage. Gbend. 199. 
I. — Roth I. 58 
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1. Der Käufer kann, unter Herrſchaft des Code, wegen 
Verlegung die Aufhebung eines Verkaufes begehrten, der unter 
einem Gefege gefchloffen wurde, welches bie Aufpebungsklage ſo⸗ 
wohl dem Kaͤufer als dem Verkaͤufer verſtattete. Nur muß in 
dieſem Falle der Beweis nach den Regeln des Code geliefert 
werden. Turin. 8. 7. 2. 676. 

1. Eine Verſteigerung ungetheilter Güter von Minberjäh: 
eigen, weldye durch einen befonders hierzu ernannten Vormund 
vertreten ‚find, kann von jenen nicht mehr unter dem Vorwand 
einer Verlegung angefochten werben, wenn ber Verkauf durch 
mn —— geſchehen iſt. Paris. S. 25. 522. 


5. Die Klage auf Aufhebung wegen Verkürzung iſt 
gegen Verkäufe unter Großjährigen zuläffig, welche vor Notaͤten 
geſcheben find; ſolche Verkaͤufe gehören nicht in F Klaſſe der⸗ 
I deren der Art. 1684. erwähnt. Pau. R. G. 1833, 


f. Art. 1668. ff. 


Siebeutes Kapitel. 
Bon Berfteigerungen. *) 


Die Berfteigerung einer Liegenfhaft unter Miteigenthlimern 
bat nicht die Wirkung eines Verkaufes, was die Auflöfung 
des Vertrages wegen nicht erfolgter Zahlung angeht. In fol« 
chem Falle kann der Mitfteigerer, welcher den Steigfhilling zu 
fordern Hat, nicht die Liegenſchaft an ſich art zumal gegen 
beitte Inhaber. €, H. Bw. Lyon. S. 23. 1. 100. D. 21. 1. 
99. L. 66. 1239. 


f. Art. 575. 827. 1408. 2109. 

Selbſt wenn Gefellfchafter dahin Äbereingelommen find, 
daß, im Fall einer Auflöfung der Gefellfpaft, die Kahmiffe nur 
unter ihnen verfteigert werden follen, fo muß doch, wenn zur 
Zeit der Auflöfung fih Minderjährige unter ihnen befinden, die 
BVerfteigerung nothwendig unter Zulaffung fremder Bieter, und 
nach den — — der Art. 460. 1686. u. 1687. gefches 
hen. Rouen. 8. 7. 2. 1203. D. 4. 2. 189. L. 15. 252.-ſ. 
Art. 460. 838. 


Art. 827. 
. ®. — Der nk in den a u Protokollen. 
O.A.B. 1810. Nr. 60. Wehrer 
+ 2Richterliche Adjudication arg ie bei ie a — 
baltene amtliche Ratification. Hohnh. V. 286. — 
für feine Kaufbriefötare angefegt werden. "373. us u 
fertigung eined Kaubfriefes unterbleibt. ebend. 


*) — bes Kaufvertrages. Zachar. II. 3600. — R. B. 
1810. XVI. $. 5. 


1683. 


1685. 
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Bon Uebertragung der Forderungen und anderer unfürper- 
licher Rechte. 


1. Damit ein Geffionar, duch die Bekanntmachung des 
Uebertrages an den Schuldner, den Befig gegen Dritte erlange, 
ift nicht nothwendig, daß die cedirte Forderung ihm vorher durch 
Uebergabe der Nechtsurfunde, nach dem Inhalt des Art. 1689. 
abgetreten. worden ſey. Brüffel. S. 7. 2. 1253. 

1b. Der Geffionar einer. Schuldforderung kann beren 
Zahlung gültiger Weife betreiben , felbft wenn er eigentlih nur 
dem Gebdenten feinen Namen hergeliehen hätte. C. H. Bw. 9 
31. 1. 194. 

2. So lange der Uebertragung einer Schuldforberung we⸗ 


der die Mebergabe der Rechtsurkunde, noch die Befanntmahung 


an ben cedirten Schuldner, noch die Annahme bes legtern nach— 
gefolgt ift, wird der Cedent nicht als gefegmäßig des Beſitzes 
ſich entfchlagend betrachtet; folglih kann ber cedirte Schuldner 
die Abtragung der Schuld in die Hände bes Gebenten nicht ver: 
weigern, unter dem Vorwande, daß die übertragene Schuld ein 
Eigenthum des Geffionars geworden fey. Vergebens würde man 
fagen, daß der Einwand der Unwirkſamkeit der Ceffion, vor 
ber Bekanntmachung an den Schuldner, nur zu Gunften ber 
| eingeführt worden fey, Gaff. Colmar, S. 28. 1. 42. 

D. 26. 1. 46. L. 81. 103. 

3. Die Verjährung läuft gegen den Geffi onar vom Augen: 
blicke der Geffion felbft, und nicht erft vom Zuge der Bekannt: 
machung des Uebertrages. Die Bekanntmachung, welche erfor: 
dert wird, damit der Ceſſionar gegen Dritte den Beſitz erlange, 
hindert nicht, daß er durch die Wirkung der Ceſſion unmittelbar in 
den Beſitz der Rechte des Cedenten eintrete. Der Ceſſionar 
kann daher die Verjährung, die ihm der cedirte Schuldner ent: 
gegen fest, dadurch nicht entkräften, daß er auf eine Unterbres 
hung fich beruft, welche nur die Perfon feines Gedenten an« 
geht. Caſſ. Bourges, S. 29, 2° 202. D. 25. 2. 236. 

4. Die Geffion der Hypothek, wodurd eine Forderung ges 
deckt ift, zieht die Geffion der Forderung ſelbſt nach ſich: ſo daß 
der Glaͤubiger kein Verfuͤgungsrecht mehr uͤber die Forderung 
bat, deren Hypothek von ihm cedirt wurde. Nismes. S. 14. 

2. 81. — Bourges. R. G. 1833. 2. 626. 
f. Art. 1119. 1607. 2103. 2112. 2114. *) 


*) Bon der Ceſſion. Zachar II. 359, — Brauer V, 180. 


Uebertragung der Forderungen a. u. unkörperlicher Rechte. 543 


+ 2) Eeffion erfordert, um dad Eigenthum der cedirten Forderung 
auf den Geffionar zu übertragen: im Verhaͤltniß zum Ceden- 
ten, daß die Rechtdurfunde von dem Rechtsgeber an den 
Rechtönehmer übertragen worden, im Berhältnig zu Dritten: 
entweder, daß die gefchebene Webertragung dem Schuldner 
förmlich befannt gemacht, oder daß durch eine bemeifende Ur—⸗ 
kunde ded Schuldners dargethban wird, daß Diefer die Ueber: 
tragung annehme. Hohnh. VII. 182. — f. Nr. 1. 3. d. €. 

2) Die Rectöurfunde muß vom Rechtögeber an den Rechtsnehmer 
übergeben werden, wenn dad Eigenthum der Forderung 
an fegtern übergeben fol, font fann er an den —— 
nur eine Entſchaͤdigung fordern. Ebend. — ſ. Wr. 1. d. 

3) Eeffion enthält Feine Rechtswandlung. N. Jahrb. I. 26. — 
Die kaufsweiſe Eeffion iſt nach Analogie ded Kaufe körperlicher 
Sachen zu beurtheilen. Ebend. 402. Sie darf die Lage des 
abgetretenen Schuldnerd nicht verfchlimmern. Ebend. 35. — 
Der Befig wird gegen den abgetretenen Schuldner dur An» 
Eündigung oder Annahme erworben. Ebend. 402. Diefer ver: 
fiert durch die Bekanntmachung nicht das Recht, früher beftan- 
dene, aber erft nachher liquid gewordene — — en zu 
compenſiren. Ebend. 25. — vgl. Annalen I. 248. — t Art, 
16%. Nr. 9. d. T. 


1. Der Gedent wird hinfichtlih feiner Gläubiger, felbft 
jener, die jünger als die Geffion find, nur durch die an den 
Schuldner gefhehene Bekanntmachung, oder durch die Erklärung 
des Schuldners in einer Öffentlichen Urkunde, daß er die Webers 
tragung annehme, des Beſitzes enthoben. Die beim Hypotheken: 
amt gefchehene Zransfcription einer Urkunde, welche die Geffion 
fahrender und liegenſchaftlicher Rechte enthält, und die vom 
Schuldner an den Geffionar geleifteten Zahlungen, koͤnnen bie 
Stelle der Befanntmakhung oder Annahme nicht verteten. 6, 
H. Bw. Brüffel. S. 14. 1. 198. D. 12. 1. 265. 

2. Die Regel, daß der Geffionar erſt durdy die Bekannt: 
madhung der Uebertragung den Befig erlange, ift nicht in dem 
Sinne zu verftehben, als ob diefe Bekanntmachung dazu noth: 
wendig ſey, daß der Geffionar in eigenem Namen einen gültie 
gen Pfandeintrag nehmen koͤnne. Caſſ. Nismes. S. 16. 1. 
233. D. 14. 1. 225. L. 46. 129. 

3. Diefer Eintrag kann daher nicht Iediglih um biefer 
Urſache willen, als a non domino genommen, auf Klage ber 
Gläubiger des cedirten Schuldners für ungültig erklärt werden, 
Paris. S. 5. 2, 556. L. 11. 165. 

Im entgegen gefesten Sinn entfchieden. Paris. S. 
4. 2. 704. 

5. Der Gläubiger, zu deffen Vortheil eine Rechtsüberweifung 
in einer Urkunde gefchehen ift, worin er nicht Partei gewefen, kann 
nicht Eraft diefer bloßen Urkunde Pfandeintrag auf die Güter des cedir⸗ 
ten Schuldners nehmen, wenn ernicht vorher bie Nechtsüberweifung 


1689. 
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1690. foͤrmlich und im öffentlicher Urkunde angenommen hat. Wenn jener 
Gläubiger Eraft der Rechtsuͤberweiſung einen Pfandeintrag auf 
die Güter des überwiefenen Schuldners genommen hat, fo wird 
diefer Eintrag nie als eine Annahme der Rechtsüberweifung 
betrachtet. C. H. Vw. Caen. 8. 10. 1. 209. 

6. Wenn ein Gläubiger feine Schuldforberung an einen 
Dritten Überträgt, wenn der Schuldner beim Rechtsgeſchaͤfte 
mitwirkt, und ben neuen Gläubiger annimmt, fo bringt feine 
unbebingte Annahme die Wirkung hervor, daß er dem Geffionar 
die Einreden nicht mehr entgegen fegen kann, bie er gegen den 
—— vorfhügen konnte. Nismes. S. 16. 2. 335. L. 


7. Die Bekanntmachung des Webertrages einer Schulbfors 
derung Überträgt den Beſitz auf den Geffionar nur, wenn fein 
MWiderfpruc erhoben wird. In diefem Fall erlangt ber Geffio: 
nar keinesweges den Befig, felbft nit denen — welche 
* — Einſprache erheben. Paris. S. 14. 2. 95. D. 12 


8. Der Ceffionar hat alsdann nur das Recdhteiner gleichen 
Theilnahme mit den wibderfprechenden Gläubigern, welche älter 
und jünger als die Uebertragung find. Paris. S.23. 2. 47.D. 
2%. 2. 144. L. 63. 241. 

9. Wenn der Schuldner Geffionar einer Schuldforberung 
an feinen eigenen Gläubiger geworden ift, fo bedarf es nothwen⸗ 
dig der Bekanntmachung feines Uebertrages, um ihm den Befig 
gegen Dritte zu verfhaffen, wenn anders feine Annahme flatt 
gefunden hat. Vergebens würde er behaupten, baf durch die 
einzige Thatſache ber Geffion beide Schulden Eraft Gefeges durch 
Wertfhlagung bis zum Betrage erlofchen ſeyen, worin fie eins 
ander gleih fommen, nah der Bellimmung des Art. 1290. 
Paris, S. 26. 2. 73. L. 73. 537. 

10. Die unteibliebene Bekanntmachung des Webertrages 
einer Schuldforderung gibt dem Cedenten das Recht nicht, gegen 
En um unmittelbar felbft einzufchreiten. Golmar. S. 

11. Im entgegen gefegten Sinn entfhieden. In fo fern 
der Uebertrag einer Schuldforderung dem Schuldner vom Gefe 
fionar nicht befannt gemadyt worden, ift ber Gedent hinfichtlich 
Dritter befugt, die aus ber cedirten Forderung entfpringenden 
Klagen anzuftelen. Bordeaux. S. 29. 2. 350. L. 85. 70. 

Beim Zufammentreffen zweier nach einander folgen: 
ben Gläubiger einer und berfelben Schuld, muß derjenige vor= 
gezogen, und als Eigenthümer der cedirten Forderung betrachtet 


*) Laukhard IT. 395. 
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werben, welcher zuerft dem Schuldner feine Geffion bekannt ger 169%. 
macht hat, felbft wenn der andere Ceſſionar allein in Befitz der 
Shuldurfunde wäre gefegt worden ; bier findet der Art. 1141. 
keine Anwendung. Paris. S. 32. 2. 394. — Borbeaur. $. 
32. 2. 75 

12. Betagte oder nicht fällige Forderungen (3.3. laufende 
Pachtzieler) Eönnen gleih den wirklich zahlbaren Forderungen 
Gegenftand einer Rechtsuͤberweiſung ſeyn; und vom Augenblick 
an, mo die Uebermweifung bekannt gemacht worden, erwirbt ber 
angemwiefene Gläubiger ein ausfchließliches Recht auf die Übers 
twiefenen Summen, fo daß auf diefe Summen von Eeiten ber 
Gläubiger des Ueberweifenden fein Zugriff mehr vollzogen wer: 
den ann, den Fall einer Gefährde in alle Wege vorbehalten. 
Rouen. 8. 26. 2. 214. 

13. Die Uebertragung einer Schuldferderung „ obwohl fie 
von einem Bantfchuldner noch rechtzeitig geſchehen, ift hinſichtlich 
feiner Glaͤubiger nicht gültig, went die Bekanntmachung an 
den Schuldner erft nad Eröffnung der Gant erfolgt ift. Paris. 
ia 2 5: 98. D. 13: 2. 70. L. 43. 144. — Borteaur. S. 

14. Wurde entfchieden, daß eine folhe Webertragung mit: 
telft Privaturkunde, melde fein fiheres Datum hat, und dem 
. Schuldner niche bekannt gemacht wurde, nicht® defto weniger 
Wirkung gegen Dritte haben könne, wenn anders thatfächlich 
anerkannt ift, daß die Ueberträgung in gutem Glauben gefhehen, 
und der Schuldner den Geffionar als Gläubiger angenemmen 
hatte. ©. H. Bw Paris. S. 24. 4. 193. D. 22. 1. 12. 
L. 59. 476. u. 542. | 

15. Die Bedeckung (provision), welche zur Zahlung eines 
Wechſels ſich in Händen des Wertherſtatters befindet, ift vom 
Inhaber der Zratte, Dritten gegenüber, als endgültig errorben 
zu betrachten, entweder vom Augenblid an, mo die Uebertragung 
oder Indoſſirung dem Mertherftatter befannt gemacht wurde, 
oder von der Ausfertigung des Abfagefcheins (Proteft) , welcher 
mit der Befanntmiahung der Uebertragung gleich geltend ift. Folg— 
ih kann hiernady von feinem Dritten mehr ein Zugriff auf 
BE NEM erwirft werden. Air. S. 30. 2. 35. D. 77. 

252. 


ftanz zwifhen dem Schuldner und dem Gedenten gefchehen ift, 


*) Laukhard II, 403. 
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16%. genügt, um dem Geffionar hinfichtlich dritter Betheiligten in ber 
Inſtanz den Befig zu verfchaffen, und ihm das Recht einzur 
— die auf die cedirte Forderung bezüglichen Klagen anzus 
ftellen. €. H. Bw. Poitiers. R. G. 1833. 1. 347. 

(18) Der Urt. 1690. ift nicht auf den Ceffionar von 
Erbrechten anwendbar; diefer Geffionar erlangt auch gegen Dritte 
den Befis vom Tage und in Kraft des Uebertrages. Toulouſe. 
R. G. 1833. 2. 316. 

(19) Die nad dem Tode des Gedenten gefchehene Be: 
kanntmachung der Geffion ift gültig, und erwirbt dem Geffionar 
den Befis, Dritten gegenüber, obwohl die Erbfchaft nur unter 
der Vorficht des Erbverzeichniffes angetreten worden; diefe Ans 
tretung hat nicht, wie der Ausbruch des Zahlungsunvermögens, 
die Wirkung, die Rechte der Gläubiger unmwandelbar zu machen. 
.. R. G. 1833. 2. 502%. — Bordeaux. R. G. 1837. 

- (20) Die WNegel des Art. 1690. nad) welcher der Geffionar 
gegen Dritte den Befig nur durch Verkündigung der Geffion an 
den cedirten Schuldner erlangt, kann nur von dem Dritten, ber 
in gutem Glauben fteht, angerufen werden: nicht von dem, 
welcher von der Geffion Kenntniß hatte, namentlich nicht von 
dem Manne, der bei einer zum Vortheile feiner Frau geſchehe⸗ 
nen Ceſſion mitgewirkt hat; dies iſt kein Dritter im Sinne des 
Art. 1690. Er kann folglich nicht eine ſpaͤtere zu ſeinen Gun— 
ſten geſchehene Ceſſion geltend machen, unter dem Vorwande, 
daß die fruͤhere Ceſſion dem Schuldner nicht verkuͤndigt worden 
ſey, und folglich der Ceſſionar den Beſitz nicht erlangt habe. 
C. H. Bw. Befangon. J. 19. 8. 1834. 1. 718. *) 

(21) Kann der cedirte Schuldner, um darzuthun, daß bie 
cedirte Forderung nie beftanden hat, oder nicht mehr bejteht, 
dem Gefjionar, deffen Rechtsurfunde ein ficheres Datum erhal⸗ 
ten bat, und befannt gemacht worden ift, Privaturfunden, vom 
Gedenten ausgegangen, entgegen halten , obwohl diefe Urkunden 
kein der Bekanntmachung der Geffion vorausgehendes ficheres 
Datum haben ?— Wurde entfhieden, daß die Privaturkunden 
entgegen gehalten werden Fönnen, wenn dadurch nicht eine fruͤhere 
durch Rechtsurkunde dargethane Forderung unguͤltig gemacht, ſondern 
nur bewieſen werben ſolle, daß die Forderung ſelbſt nicht exiſtirte. 
f. Art. 1322. 1328. 

(21)b. Iſt der Geffionar in jedem Falle Rechtsfolger 
* m — 69 Vw. Me. J. 19, 8. 185. 


’ 


*) £aufhard II. 399. 
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(22) Wenn eine Geffion insbefondere auf die zuerft vers 1690. 
fallenden Zieler einer Forderung gemacht worden ift, und, in 
dem zu Bertheilung bdiefer Forderung eröffneten Ordnungsvers 
fahren, die erften Zieler durch die Collocation der Vorzugsglaͤu⸗ 
biger, oder duch Wettfchlagungen zu - Gunften des Schuldners, 
vorweg genommen werben, fo muß ber Geffionar. jener erften 
Bieler für die ganze ihm cedirte Summe auf die nadfolgenden 
Zieler collocirt werden, mit Vorgang vor fpäteren Geffionaren, 
beren Geffion eigens auf die andern Zieler angewiefen mworben. 
MWenigftens wird ein folhes Erkenntniß in diefer Beziehung kei⸗ 
nen Grund zur Gaffation abgeben. C. H. Vw. Bourbon, J. 

19. S. 1835. 1. 142. 

(23) Die Befchlagnahme einer Summe im Zugriffswege 
hindert den Schuldner nicht, bis zum Betrage der Veranlaffung 
des Zugriffes über bdiefelbe zu verfuͤgen; der Ueberfhuß kann 
mithin vom Schuldner cedirt werden, und ein Gläubiger, der 
nach diefer Geffion den Zugriff erwirkt hat, ift nicht befugt, zu 
behaupten , daß bie frühere Geffion feine Rechte mit Vorrang 
vor jedem fpätern Geffionar gewahrt habe. C. H. Vw. Pau. 
J. 19. S. 1835. 1. 222. — f. Art. 1242. 

(23)b. Die Webertragung einer ſchon mit gerichtlichem 
Zugriffe belegten Forderung kann dem Gläubiger, welcher den 
Zugriff erwirkte, nicht ſchaden; wenn folglich nach bem Webers 
trage neuer Zugriff erkannt wird, fo müffen fämtliche betreis 
bende Gläubiger nad. geometrifhem DVerhältniffe zu der Vers 
theilung einer Summe zugelaffen werden, melde derjenigen 
gleihkommt, die vor der Uebertragung mit Zugriff belegt worden ; 
der Geffionar ift gehalten, die Gläubiger, welche den Zugriff zu—⸗ 
erſt erwirkt, für dasjenige zu entfchädigen, was fie durch bie 
Mittheilnahme der Gläubiger verlieren, die erft nach der Weber: 
tragung ſich gemeldet haben. Ebend. 

(24) Der Art. 1690. nady welchem der Geffionar unkoͤr⸗ 
perlicher Nechte gegen Dritte den Befig.nur durch die Bekannt: 
machung des Uebertrags erlangt, ift auch auf einen Ceffionar 
von Erbrechten anwendbar; biefer Geffionar erlangt gegen ben 
Miterben des Gedenten ben Befig nur durch die an fie geſchehene 
Verkündigung feines Uebertrages. G. H. Vw. Montpellier. J. 
19. S. 1835. 1. 481. 

(235) Die Indoffirung einer auf Verfügung (& ordre) ges 
ftellten Notariatsurfunde hat nicht dieſelbe Wirkung, wie die 
Sndoffirung eines Handelspapiers; dem Inhaber können (fo 
lange die Uebertragung nicht befannt gemacht worden ift) alle 
Einreden entgegen gefegt werden , die der Schuldner gegen den 
cedirenden Gläubiger vorzuſchuͤtzen befugt ift: fo 3. B. die der Erz 
loͤſchung der Schuld durch Wettſchlagung. Grenoble. J. 19. 8. 
1835. 2. 340.—f. Art. 149. C. comm. 


35 * 
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(25) b. Im entgegen geſetzten babe: Be Xpon. 
R. G. 1833. 1. 817. — Paris, R. G. 1837. 2. 107. 
(26) Die Eeffion von Summen, welche, als von einem 


gewiſſen Zeitpunkte gerechnet, dem Gedenten zugehörig nachge⸗ 


wiefen werben fönnen, begreift die Gelder unter fih, Die 
feit diefer Zeit sahlungsfällig geworden, obgleich die Horderungen 
wofür fie bezahft werden, ein älteres Datum haben, als ber in 
der Geffion beflimmte Zeitpunft; wenigſtens wird durch ein Er: 
kenntniß, welches fo entfheidet, ein Gefeg uͤbertreten. E. 9: 
Bw. Bordeaur. R. G. 1836. 1. 42. 

(27) Der Eedent eines unförperlichen Rechtes, z. B. einer 
Beftandbegebung, oder eines mit einem Unternehmer geſchloſſenen 
Merkverdinges, kann nicht, wegen unterlaffener Bekanntmachung 
der Geffion an den Unternehmer, und nicht eingeholter Zuftim: 
mung deffelben, zur Entfhädigung des Geffionars für die Nach— 
theile angehalten werden, welche die unterlaffene Betanntnrachung 
ihm hätte verurfachen fönnen ; der Gefjionar hat die Folgen ber 
unterbliebenen Bekanntmachung ſich felbft zuzuſchreiben. Caſſ. 
Riom. R. G. 1836. 1. 65. 

(28) Bei der Berwaltungsbehörde, nicht vor den Berichten, 
muß der Gefjionar von Summen, welde der Staat vinem 
Steigerer Öffentlicher Arbeiten fhuldig ift, feine Beſchwerde füh: 
ren, wenn er eine Abrechnung zwifchen feinem Gebenten und 
dem Staat, als feinen Rechten nachtheilig, anfechten zu Eönnen 
glaubt. Es verhält fih hier nidyt, wie in dem Falle, mo vom 
Staate eine wirkliche Zahlung zum Machtheil des Geffionarg 
geleifteet worden. GC. 9. Bw. Aix. R. G. 1836. 1; 


(29) Die Gefiion oder Rehtsüberweifung kuͤnftig verfallene 
der Rentenzieler, getrennt vom Rentenkapitale, verleiht demjeni: 
gen, dem bie Ueberweifung gefchehen, Fein dingliches Recht an 
den cedirten Bielern. Die Gläubiger des Rentengläubigers koͤn⸗ 
nen daher, der Ueberweiſung ungeachtet, Zugriff auf die cedirten, 
fünftig verfallenden Zieler erwirken,, und mit dem Inhaber ber 
— in dieſelben ſich theilen. Caen. R. G. 1836: 


FR Art. 547. 1130. *) 


* 41) Zur Öffentlihen Urkunde, wodurch die Ceſſion dem — 
en un. find zwei Zeugen beizuzieben. Inſtr. R 


*) Zrefurt 278. $. 292. Not.1. — Der Gläubiger, der fein Recht 
abtritt, kommt aus allem Rechtsoerband zum Schuldner. Brauer 
78. 


Webertragung ber Sorderungen u. a. untöcperlicher Sein, 549 


+ 2 Zur Eeffion einer auf Drdre geflellten andſchriſt enuͤgt die 
Uedergabe der Rechtöurfunde zur. — del Rechte. 
Hobnd. I. 80. — IV. 59. 61. — f. Nr. 25. d. 
3) Der —5 iſche Text des Art. 1690. A — apere t, 
ort auch irrig ſtatt nur gebraucht zu fepn. — u > 
muß En BONN RRELIIN, beißen öffentfic. —— vn 
Not 
4) Inhabu es —9 —8—— — noch fein Forderungs— 
recht. 17. Es bedarf wenn einer — 
ebend. > — N. IV. A — f. Ar. 1. 4. 27.2.8. 


5) Steht dem Eeflionar gegen den en ein — zu, 
auch wenn dieſem die Rechtsuͤbertragung vorher weder verkuͤn— 
det, noch ſolche von ibm angenommen worden it?— Berneint. 
Annalen IV. 135. — Entfheidung Im entgegen gefegten Sinn. 
Ebend. 181. — Widerlegung. Annalen V. 85. ff. — f. Nr. 
2-5. 7. 10. 11. 17.8.8. 


ſ. Art. 1277. 1295. 

(1) Dir Gewalthaber, der vor Richtiäftellung ber Rechnung, 
die er ſeinem Gewaltgeber abzulegen ſchuldig iſt, Ceſſionar einer 
Fotderung an den letztern geworden, und die Zahlung derfelben 
betrieben bat, bewirkt hierdurdy eine Wettſchlagung diefer Forde: 
tung mit frinem ctwa fchuldigen Rechnungsreſte, und zwar vor: 
gehend dem Uebertrage diefes Rechnungsreſtes, welcher vom Ge— 
waltgeber etwa fuͤrſoralich an einen Dritten geſchehen ſeyn follte, 
Paris, R. G. 1836. 2. 503. * 

f. Art, 1291. 

1. Die Geffion aller Rechte und Klagen begreift nicht die 
Klagen auf Nichtigkeit oder Aufhebung unter fih, welche dem 
Gedenten zuftanden. Mit andern Worten; die Umftoßungstla- 
gen find niemals unter einer allgemeinen Ceſſion begriffen, fie 
müffen ausdrüdlic; cedirt werden. Limoges. S. 14 2. 103. 

2. Der Geffionar eines Theils von einem Kaufſchilling 
kann bei nicht geleifteter Zahlung, gegen Erfag des bereits vom 
Käufer bezahlten Geldes, die Auflöfung des Kaufes, wie der Ver: 
Balz. felbft verlangen Amiens $S. %. 2. 189. D. 24. 
2. 15 


3. Das Gefeg, welches den nicht bezahlten Verkäufer ers 
mädtigt, die Auflöfung des Verkaufes zu verlangen , ift auf 
übertragene liegenfchaftliche Forderungen nicht anwendbar, felbft 
Sg ———— nicht bezahlt worden iſt. Paris. 8 

5. 2. 391. 





9— Zahlung au abgetretene Gläubiger. Brauer VL 187, — 
Rechtsuͤbertragung — mehr eine Art von Veraͤußerung, als 
Entſagung. Brauer V. 75. 


1690. 


1691. 


1692, 


1692, 


169. 
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4. Eine Frau, welhe einen Dritten in ihr gefegliches 
Dfandreht und alle ihre ehelihen Erfagforderungen einfegt, wird, 
bei der Allgemeinheit diefer Ausdrüde, daflır angefehen, daß fie 
auch ihre Zrauerkleider und ihre Witthum, gleih allen ihren 
andern Rechten, darunter verftanden habe. Bourges. S. 24. 2. 
82. L. 63. 519. 

5. Ein Gutseigenthümer, welcher, indem er das Ganze 
einer Befisung in Pacht gibt, dem Pächter alle feine Rechte ger 
gen bie Pächter eines Theils diefer Befigung cedirt, überträgt 
fon dadurch, und nothwendiger Weife, die feiner Eigenfhaft als 
Pachtgeber anklebenden Vorzugsrechte. Folglich hat ber Eigen« 
thümer nicht das Recht, um fih für Ältere Pachtgelder bezahlt 
zu machen, welche feine Xheilpächter ihm ſchulden, zum Nach⸗ 
theile des fpätern Pächters auf die Früchte jener Theilpächter 
Zugriff zu erwirken; diefe Früchte find mit dem befondern Vor⸗ 
zugsrechte des Pächters behaftet, welchem die Nechte des Ber: 
pächters Übertragen worden find. C. H. Vw. Befangon. S. 27, 
1. 146. D. 25. 1. 141. L. 79. 167. 

(6) Dritte Inhaber von Effekten, die in Folge eines un« 
terpfändlich gededten, offenen Credits ausgegeben worden find, 
Eönnen in ihrem eigenen Namen den Vortheil jenes Unterpfands— 
rechtes, als Zugehör der ihnen durch Indoſſirung zugefommenen 
Papiere nicht anfprehen; fie können nur die Unterpfandsrechte 
des Greditgebers ausüben, und nur Gollocation in fo weit begeh⸗ 
ren, als legterer in der That als Gläubiger erfcheint. Paris, 
R. G. 1836. 2. 355. — €. 9. Vw. Paris. R. G. 1837. 1. 
941. — f. Urt. 136. C. comm. *) 

2. Der Geffionar einer Schuldfordberung wird unmittelbar 
Eigenthuͤmer und bleibt e8, obwohl Über das Dafeyn der Fore 
derung felbft Rechtsſtreit entftehen follte; er hat von da an alle 
bewahrenden Rechtshandlungen über fid zu nehmen, da der Ger 
bent nur zum Beweiſe der Wirklichkeit ber Forderung verbunden 
if. €. H. Bw. Nancy. S. 27. 1. 215. D. 24. 1. 290. 

3. Wer Käufer oder Geffionar von Actien einer errichteten 
ungenannten, aber im wirklichen Gefhäfte flehenden , obwohl 
von der Regierung nicht beftätigten, Gefellfchaft geworden ift, 
kann, wenn dieſe Veftätigung verfagt, und in Folge beffen bie 
Geſellſchaft aufgelöfet worden, auf Aufhebung oder Ungültigkeit 
der Geffion nicht lagen, wenn der Mangel höherer Beftätigung 
zur Zeit der Gefjion offenkundig war. Lyon. S. 27. 2. 186. 


D. 25. 2. 11 


4. Mer eine Forderung an die Regierung verfauft, muß 
für die Wirklichkeit diefee Forderung zur Zeit des Uebertrages 
haften: ja fogar dafür, daß bie Forderung von der Regierung 





”) Rechtsübertrag bei einer Gebingloofung. Brauer VI. 188, 
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anerkannt, und als gültig erklärt werde, felbft wenn Eule auf 1693. 
Gefahr des Käufers verkauft worden ift. Caſſ. S. 30. 1. 268. 
— Im —— geſetzten Sinn entſchieden. — ſ. auch S. 26. 
2 86. D. 241. 51. L. 75. 558. — E. H. Vw Paris. J. 19. 
S. 1835. 1. 737. 

5. Der Steigerer einer Liegenfhaft, dem, mit bem Ber: 
zeichniffe der Laften, die von einer gemiffen Zeit ber verfallenen 
Miethzinfe überwiefen worden find, doch ohne Haftbarkeit und mit 
der Obliegenheit, diefelben auf eigene Gefahr einzuziehen, kann, jes 
nes Gedinges ungeachtet, an feinem Steigſchillinge den Theil 
der Miethzinfe einbehalten, welder erweislich zur Zeit des Zu: 
ſchlages nicht gefordert werden Eonnte, darum z. B. weil berfelbe 
von dem Miether zu Ausbefferungen verwendet wurde, Me 
den ande der Liegenfhaft erhöhen. Caſſ. Paris. S. 30. 
1. 


7 

f. Art. 1626 1628. 

(6) Kin Erbe, welcher, nad vorgängigem Abzuge gemiffer 
befonders bezeichneter Forderungen, die ihm am Erlös einer erb— 
fchaftlichen Liegenſchaft zuftehenden Anfprüche abgetreten hat, 
ohne den Betrag derfelben, und bis auf welche Snmme fie ſich 
belaufen koͤnnten, zu beftimmen, kann fediglic in Folge der ge: 
ſetzlichen Gewaͤhrleiſtung für ſchuldig erklärt werden, den Eeſſio— 
nar für die Minderung zu entfhädigen, welche die abgetretenen 
Anfprüche durh das Hinzufommen eines Erbfchaftsgläubigers 
erleiden möchten, ber unter den namentlich — nicht 
begriffen war. C. H. Vw Meg R. G. 1833. 1. 29. 

(7) Der Ceffionar einer Forderung, welche — Urtheil, 
als im Augenblicke der Ceſſion nicht vorhanden erklaͤrt, und 
deren Rechtstitel in Folge deſſen als unguͤltig erkannt worden 
iſt, hat das Recht, an ſeinen Cedenten außer der Ceſſionsſumme 
auch die gegen den vorgeblichen Schuldner der cedirten Forderung 
aufgewendeten Koſten ruͤckzufordern, ſelbſt wenn er feinen Ce— 
denten zum eingeleitete Verfahren gegen jenen Schuldner nicht 
beigerufen hätte. In folhem Falle muß die Geffion als nie: 
mals eriftivrend betrachtet werden , weil die cedirte Sache nicht 
eriftirt hat, und e8 kann ſonach die im Art. 1640. ausgefpros 
chene Befreiung von der Gemwährleiftung — Anwendung fin: 
den. © H. Bw. Paris. R. G. 1833. 1. 

(8) Eine, unter dem Verſprechen zu — zu zah⸗ 
len und gut zu ſtehen, geſchehene Ceſſion eines Theils einer be— 
vorzugten Forderung, deren Ueberſchuß der Cedent ſich vorbehal—⸗ 
ten hat, erwirbt dem Ceſſionar den Vortheil, mit Vorgang vor 
jedem ſpaͤtern Ceſſionar des vorbehaltenen Antheils der cedirten 
Forderung, befriedigt zu werden. Hier iſt die Regel nicht an⸗ 
wendbar, daß die bevorzugten Glaͤubiger, welche in gleichem 
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1693, Kanye Seven, nach Verhaͤltniß — werden ſollen. Paris. 


1694. 


. 19. 8. 1834. 2. 305.—f. Art. 0 

Ag "Eine dem Schuldner von n Gefjionar einer For: 
derung bemilligte Frifiverlängerung macht den lestern des Ruͤck— 
griffes auf Gemährleiftung gegen den Gedenten verluftig, wenn 
gleih in der Urkunde diefe Gemährleiftung bedungen worden 
ſeyn follte: befonders wenn nicht bargethan iſt, daB im AYugen« 
blide, wo die Schuld zahlungsfällig geworden, der Schuldner 
fih außer Stand befunden habe, zu zahlen.” Paris, R. G. 
1836 2. 271. 

(10) Wer mittelft eines Vertrages in Baufd und Bogen 
Geffionar einer Forderung wird, die ihm als freitig bekannt ift, 
hat feinen Rüdgriff auf Gemwährfeiftung gegen den Gedenten, 
auf den Fall, wo die cedirte Schuld nicht mehr vorhanden ſeyn 
ſollte. Wenigſtens wird durch ein Erkenntniß, welches nad) 
Wuͤrdigung der Sachverhaͤltniſſe ſolcher Geſtalt entſcheidet, kein 
a übertreten.. ©. H. Bw. Montpellier. R. G. 1837. 

(11) Das in einer Uebertragungsurfunde eingerüdte Ge: 
dinge, daß der Gedent nur für feine eigenen Handlungen Ge: 
währ leifte, fegt nicht die übertragene Forderung auf die Gefahr 
des Gefjionars, und befreit den Gedenten nicht von der Verbind⸗ 
lichkeit, den Betrag im Entwährungsfalle zu erfegen, wenn dem 
Geffionar beim Abfchluffe des —— die bevorſtehende Ent: 
währung nicht bekannt war, Paris. R. G. 1837. 2. 34. 

f. Art. 1628, 1629, 


+ 1) Eeffion verpflichtet den Eedenten, bloß für die veritas, nicht 
bonitas nominis, Gewähr zu leiften., Ausnahmen hiervon. 
He V. 257. f. — 253 IV. 254. 343. — 1.286. —N. 

ahrb. I. 400. 402. 409. 411 
2) Der GEeffionar kann gegen den cedirten DEE SR nicht a 
Annahme, fondern nur auf 3 rl klagen Jahrb. 
deſſen Recht, den Kaufpreis zurüdzuhalten, wegen ren 
Wettſchlagung. 407. Er muß ſich Die Gompenfation aller zur 
= der Cefi on fälligen Gegenforderungen gefallen faffen. 


3) R. 8. die Gültigkeit der Zahlung eined Pachtſchillings — a" 
Dienftmutation an den Dienftvorfahrer bir. Annalen I. 


1. Daraus, daß ein Geffiong = oder re das 
Gedinge enthält, nad) Weifung zu zahlen und gut zu ftehen, 
folgt nicht, daß man bdenfelben als eine bloße Anmweifung oder 
Anzeige der Zahlung betrachten koͤnne. In ſolchem Falle hat 
der Geffionar das Eigenthum erworben, und keinen Ruͤckgriff, 
als nach vorgängiger Weifung an den Schuldner, welche . 
— —— gehörig bekannt gemacht worden. Toulouſe. S. 
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2. Der Geffionar einer Rente kann gegen feinen Gebenten 1694. 
nicht auf Gemährleiftung Flagen, als nahdem er auf alle ver 
pfändeten Liegenfhaften eine Vorausklage angeftellt hat, felbft 
wenn der Schuldner uͤberdies fie veräußert hätte, erweislich uns 
zahlbar, und vom —— alle in Rechten ———— Gewaͤhr 
zugeſagt wäre. Zurin. S. 10. 2. 335. 

f. Art. 1640. 


1695. 
+ Db die Gewaͤhrleiſtungspflicht deb Eedenten * Emttedigung 
ded Bürgen erlöſche, ift zweifelhaft. Hohnh. 1 
ſ. Art. 718. 725. 889, *) 1696. 
“) 1698. 


1. Die Geffion flreitiger Rechte, unter gehöriger Bekannt: 169. 
mahung an den Schuldner, befeitigt die MRechtsverhältniffe des 
Gedenten nicht, fo daß der Schuldner verbunden wäre, dem Gefs 
fionar zu Recht zu ſtehen. Trier. S. 7. 2. 304. 

Um den Rüdkauf flreitigee Rechte auszuüben, bedarf 
es nicht eines vorgängigen baaren Zahlungserbieteng , — — 
kel des Code —— dieſe — Beſançon. 8. 13. 2 
362. — f. Art. 841. Nr. 36. 

3. Eine Voriadung zum Berfuh der Güte verfegt nicht 
die Parteien in den Zuftand des Rechtsſtreites, ſo daß wenn in 
der Folge der Glaͤubiger ſeine Anſpruͤche cedirt, der Schuldner 
ſich dadurch frei machen kann, daß er dem Ceſſionar den Preis 
des ae vergütet. C. H. Meg. S. 19. 2. 138. D. 16. 

4. Der Art. 1699, ift nur auf Geffionen unkoͤrperlicher 
Rechte anwendbar: nicht auf den Verkauf beftimmter Körper z. 
D. einer Yiegenfhaft. Gaff. Riom. S. 19 1. 2095. 

5. Der Käufer ftreitigee Rechte, der feinen während bes 
Streites abgefchloffenen Vertrag erft nach dem Enburtheile hat 
befannt machen laſſen, wodurch die Rechte feines Gedenten ficher 
und unftreitig geworden find, kann ſich nicht unter dem Vor⸗ 
wande der abgeurtheilten Sacıe der Anwendung des Art. 1699, 
entziehen. Rouen S. 1%.2, 335. D. 10. 2. 69. 

6. Die Befugniß des Ruͤckkaufes, welche der Art. 1699. 
* kann nur ſo lange — rar 018 die abgetretenen 

echte nod) vn find. “r 1. 245. — 6. 9. Bw; 
Montpellier. D. 18 1. 92. L. 37. 289. 

-- (N Bor dem Richter liegende Rechte hören dadurch nicht 
auf, Rreitig au feyn, daß in legter Sin an darüber erkannt wor⸗ 





| *) Berkauf einer Erbſchaft. Brauer V, 736. 
””) —— der — gegen —— Braune 


% 
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169. den, fo Tange die Sache noch im Gaffationswege re 


werden kann. EC. H. Vw. Dijon. J. 19. S. 1835. 1 

(8) Der Rüdkauf fteeitiger Rechte darf nicht gegen den 
Geffionar einer Forderung von dem Dritten ausgeuͤbt werden, 
welcher Eigenthuͤmer der Forderung Fraft einer früheren Geffion zu 
feyn behauptet, und bereits eine Klage gegen den Gebenten zu dem 
Zweck angeftellt hatte, daß die Uebertragung als wirklich gefches 
hen anerkannt werde; die Befugniß zum Ruͤckkaufe fteht aus— 
fhließlihb dem Schuldner zu. Paris, J. 19. S. 1835. 2. 323. 
C. 9. Bw. Paris. R. G. 1836. 1. 717. 

(9) Dem Rüdkauf, als eine Geffion flreitigee Rechte ents 


haltend, ift die Webereinfunft unterworfen , wodurch nicht eine 


1700. 


Liegenfchaft, welche man befist, und übergeben kann, fondern die 
Rechte und Anfprüche auf dieſe Liegenfchaft cedirt oder ver- 
kauft werden, ober mit andern Worten : der ungemwiffe Ausgang 
eines anhängigen Prozeffes, fo daß man nichts verkauft hat, 
wenn entfchieden wird, daß bie Kiegenfchaft Fein Eigenthum bes 
Verkäufers fev. C. H. Bw. Pau. R. G. 1836. 1. 757. 

(10) Kann der Gantgläubiger, welchem eine flreitige Fors 
derung der Gantmaffe cedirt worden, als Miteigenthlimer der 
cedirten Forderung betrachtet werben, fo daß in diefer Beziehung 
das Rüdkaufsrecht gegen ihn nicht ausgehbt werden Bann ?— Bes 
jaht. Nismes. R. G. 1837. 1. 978. — f. Art. 1701. 

1. Derjenige, gegen den ein zur Zeit beftrittener Anſpruch 
cebirt worden ift, kann fich gegen den Geffionar durch Vergütung 
des Preifes des Uebertrages frei machen, obwohl in dem Augen: 
blide, wo die Geffion gefhah, Fein wirklicher Rechtsſtreit zwi⸗ 
fhen dem Gedenten und dem cedirten Schuldner beſtand; es 
genügt, wenn dem Geffionar befannt war, daß die Anfprüche 
— ſeyen. Turin. 8. 12. 2. 78. — f. Art. 1699. 

ro. 3. 
2. Ein Recht iſt nur dann ſtreitig, im Sinne des Att. 
1700. wenn uͤber den Grund des Rechtes wirklich ein Streit 
vorhanden iſt. Die Gerichte dürfen ſich nicht durch eine vorgeb⸗ 
lich freitige Eigenfchaft, oder durch Vermuthungen über die Wahre 
fheinlichfeit eines Rechtsſtreites, beſtimmen Iaffen. Caſſ. Orle: 
ans. S. %0. 1. 53. D. 17. 1. 476. L. 56. 69. — Paris. R. 
G. 1836. 2. 458. 

3. Eine Forderung gegen eine unter Vorſicht angetretene 
Erbfhaft ift nicht um deßwillen allein alg ftreitig zu betrachten, weil 
der Vorfichtserbe von einer auf Zahlung angeftellten Klage ent- 
bunden zu werden verlangt, und die Unftatthaftigkeit der order 
rung behauptet hat. Wenn er niht den Grund bes Rechtes 
befteitten, wenn er zu feiner ganzen Vertheidigung fi nur darauf 
berufen bat, daß er Rechnung abgelegt, und ben Kaffenreft be: 
zahlt habe, fo ift Fein Rechtsſtreit über die Forderung im Sinne 
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bes Gefeges vorhanden, ww — kein Rädtauf Rast, E. 1700. 
Bw. Befangon. S. 27.1.2 D. 24. 1. 433. L. 77. 53 

4. Alle Rechte cediren, in man * die an 
gen eines Dritten haben koͤnnte, mit dem Beifügen, daß biefer 
Dritte diefelben zum Nachtheil einer Verlaffenfchaft, deren Erbe 
man fey, ſich widerrechtlich zugeeignet habe, ift Beine —7 
ſtreitiger Rechte im Sinne ber Art. 1699.u. 1700. Es genügt, 
daß im Augenblide der Geffion Fein Rechtsſtreit über ven Grund 
der Rechtsanſpruͤche beftand, um ben Ruͤckkauf unzuläffig zu 
maden. ©. 9. Vw. Paris. S. 27. 1. 3523,D. 25. 1.123.— 
8. 25.2. 265. 

9. Eine Schuldfordberung muß im Sinne bes Art. 1700. » 
als flreitig betrachtet werben, obwohl diefelbe an ſich felbit nicht 
befteitten ift, wenn ein Mechtöftreit über die Art der Rüderhes 
bung beftehbt, wozu fie geeignet fey. Folglich kann bie Klage 
wegen Rüdkauf oder Schuldeinweifung, welche im Art. 1699. 
vorgefehen ift, gegen den ne einer ſolchen Forderung ans 
geftelt werden. S. 30. 2. 

. Die ein. — ſich Jemand verpflichtet, 
die noͤthigen Vorſchuͤſſe zu Betreibung eines Rechtsſtreites zu 
machen, unter der Bedingung, den Gewinn mit den Parteien 
J— ra ift feine Geffion ftreitiger Becher. Bourges. S. 30. 


f. Art. 1597. 
*) 17008, 

Ein Miterbe, dem flreitige Rechte, welche nicht gemeinfchafts 1701. 
lich waren, gegen die Erbfehaftsmaffe cedirt worden find, kann 
von feinen Miterben zur inmerfung berfelben um den Preis, 
ben fie ihn felbft Be haben, angehalten werden. C. H. Vw. 
Amiens. S. 4. 1. 177. D. 2. 207. L. 8. 220, 

f. Art. Bu. Nr. 99. 


Neuntes Kapitel. 
Vom Loofungsrechte. * 


“ 1) a die a ve —— ber. R. B. 
Samm 


2) Gefeg über die Loofun s ——— R. B. 1808. XVI. 
are I. 1040. un 





*) Anaſtaſianiſches Geſetz vom wuderichen ah 
wie ar ee. anwendbar. en . 80. — Trefurt 278. 
**) Trefurt 269-276. — Brauer v. 956, 


KH WVom Looſungsrechte. 


rar IB. Bit Ausſchließung des Looſungs⸗ und Einſtandsrechtes bei 
Verkdufen des Staatdeigenthbums von ſtaatswirthſchaftlichen 
Behörden mittelſt Verſteigerung bir. R. B. 1817. XVII. 
Samml. I 1049. 
1701. *) 


ab + 9) Foofung findet nur flatt bei einem Handverfauf: if 595 
bei einem Kauf durch obrigkeitliche Verſteigerung, wohin au 
eine von ſtaatswirthſchaftlichen Behörden vorgenommene Der: 
feigerung gehört, N. Jahrb. II. 373. ff. — verſchiedene An« 
join bierüber, vornemlih in tbatfächliher Beziehung. Anna. 
en II. 237. ff. 301. f. 308. 

1701. 2) Finder dad Loofungdrecht beim Taufchvertrage ftatt, zumal wenn 
ac die Tauſchobjecte zu Werth angeıchlagen find *—Berneint. An: 
nalen I. 121, 

3) £oofung finder nicht ſtatt, mo der Käufer eine Bedingung mit 
übernommen bat, welche nur von ihm perfönlich erfllit werden 
kann: z. B. die, den Verkaͤufer in Srankpeitöfällen eine gewiſſe 
Zeit hindurch abzumarten. Es ift in ſolchen Faͤllen fein zugba- 

rer Rechtötitel vorhanden. Annalen VI. 130. | 
1701. 4) R. 5. eine zu frübzeitige und unförmliche Looſung bir. Auna— 
af **) [en IV. 19. 


.*5) Zur £oofungsanfündigung find zwei Zeugen bei uziehen. Inſtr. 
R. B. 1837. LI. $. 2, : y . 


1701. + 6) Marfloofung von Seiten eines dritten —— findet ge: 
ag en den Dbereigenthumdberrn nicht ftatt. N. Jahrb. II. 168. 

. — vgl. Annalen II. 234. ff. u. Beilage. 
7) R. 8. einen Markloofungsftreit bir Annalen 1.29. — Be: 

” merfungen zu diefem R. F. ebend. 96. 

1701. : 8) Es beiteht feine geſetzliche Vorfchrift, wornach Bedingungen, 
ai welche in der Abſicht, Die Loofung zu verhindern, einem Ber 
trage hinzugefügt werden, als ungültig oder nicht gefhrieben an» 

gefeben werden follen. Annalen Vs, 130. 

9 Wer die Erfüllung von gefegten Loofungsbedingungen unter 
dem Vorwande verweigert, daß diefe zur Umgehung der Looſung 
nachgeſchoben worden ſeyen, deſſen Klage kann nah Umftänden 
Fe allein für unftarthaft erklärt werden. Annalen VI. 


10) Dad Verbot des Zurüctretend vom Kaufe, nach vergenommenem 
Looſungsvorhaben gg sig $. 14b.), iſt von dem 
Zeirpunfte zu verftehen, mo der Verkäufer von der Öffentlich be, 
se£unbeien Zoofungsanfündigung Kenntniß erhalten hat. Ebend. 


— --414) Annalen 11. 21. — ſ. zu £. ©, 12%0. Nr. 2. 


*) Samtloofung auf verkaufte Erbſchaftsguͤter. Brauer VI. 190. 
— Gamtloofung eines einzelnen Miteigenthumers. Ebend. 
191. 


J *s) — des Verkaufes bei Looſungen. Brauer VI. 
92. 
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12). Finder auch eine Gedingloofung bei Erbiehen zu Gunſten be& * 
Erblehenherrn ſtatt? — Bejaht. Annalen III. 142. f. 
1701. 
an 
Zehntes Kapitel. 
Vom Einftanderecht. **) 
Siebenter Titel. 
Bom Tau. ***) 
f. Urt. 1004 1559. 2166. ****) 1702. 
f. Art. 1583. 1589. +) 1703, 
Menn der Eintauſcher, ber die eingetauſchte Sache erhaf« 1704. 
ten hat, Entwährung fürchtet, und darthut, daß die Sache feis 
nem Bertaufcher nicht zugehöre, fo Fann er nicht defhalb allein 
die Anflöfung des Tauſchvertrages verlangen, wenn er ſchon 
feiner. Seits die verfprochene Sahe zum Bertaufchen hingegeben 
bat. Der Art. 1704. gibt ihm zwar in diefem Zalle die Be: 
fugniß, die noch nicht ausgelieferte Sache einzubehalten, —_ 
nicht die bereit ausgelieferte zuruͤckzunehmen. ©. 9. 
Riom. S. 16. 1. 161. D. 14. 1. 43. L. 44. 516. 
f. Art. 1599. 1612. 1653. | 
1. Der Eintaufcher, dem die eingetauſchte Sache entwaͤhrt 1705. 


wurde, kann nach dem roͤmiſchen Rechte die dafuͤt gegebene Sache 
nicht zuruͤckfordern, ſobald dieſelbe in die Hand eincs dritten - 
fers gefommen ift. CE. 9. Vw Nismes, S. 5. 1. 97. D 
1. 130. L. 12. 1. 

—3 Anders verhält es fih unter ber — des Code. 
Air. 8. 13. 2 364. — Grenoble. J. 19. 8. 1835. 2 75. 

(3)b. Wenn in biefem Falle bie Entrwährung nur zum 

Theil gefhehen ift, fo kann der Eintaufcer die Rüdforderung 
nur in dem nämlichen Verhaͤltniß ausüben, felbft wenn er ſich 


*) Looſung gegen britte Inhaber. Brauer VI. 19. 

**) Trefurt 276. f. Brauer V. 96.—MehrsAuffchlagsgeding bei 
Käufen, Brauer V. 958. — IL ©. 571. — Berfall: und 
Rüdkaufsgedinge. Brauer III S. 570. — V. 959. f. — 
Reukaufgeding. „Brauer III. S. 571, — Käufficherpeitsge: 
ding. Brauer III, ©, 572. 

**) Bom Zaufchvertrage- Zachar. II, 360. — Brauer V, 8%. _ 
Zrefurt, 278. $. 293. 1). 259. $-. 282. 1). 


***) Unterfchied des Kaufes vom Tauſche. Brauer V. 857. - 
+) Trefurt 278, 5. 293, 2). - 


1705. 


1706. 
1707. 


1709, 
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erbieten würde, ben Antheil der Güter abzutreten, la er nicht 
entwährt wurde. Grenoble. J. 19. S. 1835. 2. 

Der Eintaufcher kann nicht von den — ſeines 
Vertauſchers entwaͤhrt werden, welche auf die eingetauſchte Lies 
genſchaft eingetragen ſind, wenn die naͤmlichen Glaͤubiger bereits 
auf Rechnung des Schuldners die Liegenſchaft haben verkaufen 
laſſen, welche — von * Mittauſcher — —— C. 
H. Vw. Rouen. S. 28. 1 7.—S. 28. 2. 30. 

f. Art. 1184. 1810. 1636. 1636. 1654. 

(5) Ein Eintaufher kann das Vorzugsrecht des Verkäufers, 
auf die in Tauſch gegebene Liegenfchaft, für Zahlung der Ent: 
fhädigungen nicht anfprechen, auf welche er, wegen augenblickli⸗ 
hen Nichtgenuſſes ber — — erhaltenen Sache ein Recht zu 
a glaubt. Paris, J. 19. S. 1834. 2. 273.—f. Art. 1707. 


(6) Die Gläubiger eines Vertauſchers, welhe auf die 
vertaufchte Liegenfhaft Eintrag genommen haben, Fönnen nicht 
diefe Liegenfchaft gleichzeitig mit derjenigen angreifen, welche ihr 
Schuldner gegen jene eingetaufht hat; ein Zugriff auf Iegtere 
zieht von Seiten der Gläubiger die Genehmigung des Tauſch⸗ 
vertrages und den Verzicht auf ihr Unterpfandsreht auf bie 
in die Hände des intaufchers Üübergegangene Liegenfchaft nad 
fih. Bordeaux. J. 19, S. 1835. 2. 467. 

f. Art. 1674. ff. 

1. Beim Taufchvertrage findet nicht, wie beim Kaufe, eine 
Entfhädigungsklage wegen des fehlenden Maßes der vertauſch⸗ 
ten Gegenftände ſtatt; diefe Gattungen von Verträgen find 
mehr ad corpus, denn ad mensuram gefhloffen. Colmar, S. 
7.2: 708. 

2. Wenn bei einer Zaufchzufage von den Parteien zwei 
Schiedsrichter ernannt worden find, um den Tauſch zu vollzier 
ben, fo ift der Vertrag ungültig, wenn einer der Schiedsrichter 
den erhaltenen Auftrag nicht übernehmen kann oder will, Hier 
ift der Art, 1592. über ben rt anwendbar, zufolge bed 
Art. 1707. Grenoble. S. 7. 2. 92 

f. Art. 1592. Ne. 6. 


Achter Titel. 
Bon Beitands » Pacht: oder Miethverträgen.**) 
Erftes Kapitel. 
Allgemeine Verfügungen. 
Der Erblehenvertrag enthält wefentlih eine Veräußerung 





*) Untergang einer eingetaufchten Sache, Brauer VI. 294. 
“) Bon dem Mieth: und Pachtvertrage. Begriff und Arten. Za⸗ 
char, II. 361. Brauer V. 859, f. 
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des IE eine Beftandbegebung, welche nur die 1709. 
Ueberlaffung des Nugnießungsrehtes (auf neun und zwanzig 
Sabre) N ift - Heer nur n m. fein Erblehnvertrag. 
Caſſ. Ain. S. 1. 1. 1%. D. 86 *) — fe Art. 1127. 
2236. 


f. Act. 1779. ff. 1710, 
f. Art.: 1714. 1752. 1763. 1787. 1800. “ 1711. 
**) 1712. 


Zweites Kapitel, 
Bon dem Mieth> und Pachtvertrag über Sachen. ***) 
f. Art. 1197. fi. h) De 
Erfter Abfchnitt, 


Bon ben Regeln, die der Miethe und dem Pacht zugleich gelten. +4) 


(1714—1751.++}) 

1. Selbft wenn die Erfüllung eines mündlich gefchloffenen 1715. 
Pachtvertrages begonnen hat, kann ber Zeugenbeweis nicht zuges 
laffen werden, dem Art. 1715. gemäß, wenn aus demfelben die 
Auflöfung oder Modification eines beurkundeten Padytvertrages 
hervorgehen fol. Dies wäre die Zulaffung eines Zeugenbemeis 
fes fes gegen und Über den Inhalt von Urkunden. Air. S. 7. 2. 


*) Verpachtung eines Mitgenuffes an einer ungetheilten Gemein 
fhaft. Brauer VI, 195. 


**) Klagen aus bem Beſtandvertrag. Brauer V, 862. 
**) Gemeindöpflicht bei Kriegsfrohndſchaͤden. Brauer VI, 1%. 


ven) Ben Locatio conductio rerum im Allgemeinen. Zachar. 
.« 36 


+) reg — Weſen des Mieth- und Pachtvertrages. Za⸗ 


+} Bedingungen der Gültigkeit dieſes Weetnoges, 3adar. II, 
364. — Bon ben Nebenbeftimmungen, welche dieParteien bie- 
fem Bertrage zu geben berechtigt find. Zachar. II, 365. 


+++) Art. 1715. f. 536. 1341. 1347. 1357. 1590. 1736. 1758, 1774. 
2236.—Xrt. 1716. f. 1366. 1781.—Xrt. 1717. ſ. 1763. — Art. 
1718. ſ. 595. 1429. 1430.—Xrt.1720. f. 1724. 1755. —Xtt. 1721. ſ. 
1641. 1724. 1731. - Art. 1722. ſ. 130%. — Art. 1726. f. 1640. 
1768.—Xrt. 1728. ſ. 1741. 2102. 2277.—Xrt. 1729. f.* 1766. 
— Art. 1730. f. 175.—Xıt. 1733. f. 607. 855. 1148. 1302. 
1384. 1386. 1734. - Art. 1735. f. 1384’ — Art. 1736. f. Art. 
1743. Rr. 1. 2. 1775.—Xrt. 1737. f. Art. 2, Pachtvertrag. f. 
1139. 1775.—Xrt. 1740. f. 2015. 2016. 2034. 2039,—Xrt. 
1741, f. 1188. Nr, 7. 8—Xrt, 1742. f. 1795,—Xtt. 1743. 
f. 883. 1184. Nr. 18 1I—Art 1751. ſ. 1665. 
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2. Die Thatfache, daß ein muͤndlicher Pachtvertrag voll 
zogen wurbe, darf durch Zeugen bewiefen werden, obwohl ber 


‚Begenftand des Pachtes mehr als 150 Franken beträgt, wenn 


ed ſich davon handelt , demfelben Wirkung zu BEN, u 
irgend gegen eine Schrift zu verftoßen. Brüffel. 8. 7. 
663. 


3. Das Dafeyn eines mündlich: gefhloffenen Pachtvertrages 
darf nicht durch Zeugen bewieſen werden, ſelbſt wenn man an— 
führen und beweiſen wollte, daß jener Vertrag vollftändig erfüllt 
worden fep, wenn ed von einer Summe über 150 ſich 
handelt. Bordeaux. S. 28. 2. 4. D. 25. 2. 134. L. 79. 200. 
Bordeaur. S. 28. 2.5. D. 35.9. 135. — Montpellier. Tri⸗ 
bunal.) R. G. 1833. 1. 587. 

4. Der Xrt. 1715. weldher den Zeugenbeweis zwiſchen 
zwei Parteien verbietet, deren eine das Daſeyn eines Pachtver: 
trages leugnet, iſt ſelbſt auf den Fall anwendbar, wo der muͤnd— 
lihe Pachtvertrag erfüllt worden ift, und der Zeugenbeweis ift 
nicht bloß über das Dafeyn, fondern auch über die Dauer eines 
Pachtvertrages verboten, deſſen Dafepn nicht beanftändet wird. 
Zumal wenn ber Gegenftand des Streites ben Werth von 150 


Franken Überfteigt. Grenoble. $. 26. 2. 177. D. 23. 2. 219. 


5 Die mündlihe Auftündigung eines Pachtes, dem Bein 
Vollzug gefolgt ift, kann nicht durch Zeugen bewiefen werben, 
p gering auch der zu feyn möge. Caſſ. Breft. S. 16. 

. 167. D. 14.1. L. 45. 444. 


6. Der a. ift über die Bedingungen, fo wie 
> über das N eines Pachtvertrages zuläffig. Nismes. 
0. 2. 33. L. 56. 228. 


e Damit Zeugenbeweis über das Dafenn eines hen 
Pachtvertrages zulaͤſſig ſey, genuͤgt es nicht, daß der jaͤhrliche 
Pachtzins eine geringere Summe als 150 Franten betrage, es 
iſt vielmehr erforderlich, daß die Geſamtſumme, während“ der 
ganzen vorgeblihen Dauer des Pachtes, weniger als 150 Franken 
ausmache. Es fommt übrigens nicht darauf an, ob die Erfüllung 
des Pachtvertrages einen ar genommen habe. Paris. S. 
26. 2. 278. D. 23. 2. 68. L. 74. 474. 


8. Die Verpachtungszuſage ift verbindlich für den Eigen. 
thämer, obwohl fie nur mittelſt einer einzigen Ausfertigung ges 
fhehen, wenn ein vom Pächter gegebenes Haftgeld Binzuges 
kommen if. Es ift gleihgliltig, ob das Aufgeld vor oder 
nad) der Zufage gegeben wurde. Der Eigenthuͤmer kann fich 
nicht von feiner Zufage duch das Anerbieten a. doppelten 
rer des HDaftgeldes losmahen. Paris. S. 21. 2. 171. 

D. 19. 2. 97. L. 59. 102. 
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, (9) Em muͤndlicher Beſtandvertrag, welcher mit Jemanden 
abgeſchloſſen wurde, der in Gant gefallen, iſt für deffen Glaͤu⸗ 
biger, wie für ihn felbft verbindlih, den Fall einer ee 
ausgenommen. Paris. J. 19. 8. 1834. 2. 121. — J. A 
21092. 

1. Wenn, bei einem Streit über ben Zins eines muͤndli⸗ 
hen Pachtes, der Pächter die Herausgabe der Quittungen, 
deren Dafepn er einräumt, verweigert, fo fann das Gericht ent: 
fheiden, daß dem Eigenthümer auf feine einfache Verficherung 
geglaubt werde, felbft dann, wenn ber Pächter den Eid —— 
oder ein Gutachten von Sachverſtaͤndigen begchrt C. H. V 
es. S. 24. 1. 256. D. 21. 1. 493. L. 69. 18. 

0) Dies ift auf den Fall nicht anwendbar, mo ed von 
Beflimmung der Berfallzieler des Pachtes fi handelt; 
arg nad) — Ortsgebrauche beſtimmt werden. Grenoble. 


1. Das nn der Aftermiethe und -des Afterpachtes, ober 
einer theilweifen Pachtabtretung, zieht aud das Verbot der nur 
—— — nach a Amiens. S. 24. 2. 44. 
Paris. S. 25. 2. 106. D. 33. 2. 76. —B— 
O). > Pas 8. 29. 2. 286. D. 27. 2. 182. L. 84. 353. 
(Nr. 3. d. DO.) — Paris. J. 19. S. 1835. 2. 305. I 

3b. - gefegten Sinn entſchieden. Amiens. S. 
2. ı 62. L. 71. 18. 


Ä Der — eines Hauſes, ber ſich der Befugniß be 
geben hat, feine Miethe abzutreten, kann deffen ungeachtet einen 
Theil des Haufesin Aftermiethe geben, wenn er die Beftimmung 
deſſelben nicht verändert. Angers. S. 18. 2. 234. D. 16. 2. 
39. L. 51. 104. 


5. Das Gedinge, welches dem Miether die Abtretung der 
Miethe unterſagt, iſt nicht ſtrenge verbindlich in dem Falle, da 
der Verkaͤufer einer Gewerbseinrichtung die Plaͤtze, mo dieſe 
Einrichtung angelegt iſt, verkauft hat; der Kaͤufer, welcher be— 
fugt iſt, die Gewerbscinrichtung zu cediren, bat nothwendig 
gleicher Zeit auch — SIR bei der Miethe. Paris. 8 
23. 2. 95. D. 21. 2. 96. L. 64. 138. 

6. Wenn gleich bie Befugniß zur Aftermiethe im 
Miethvertrage unterfagt ift, fo kann doch der Miether, wenn er für 
feine Perfon nicht mehr im gemietheten Haufe wohnt, baffelbe 
durch Gefinde oder — Perſonen bewohnen laſſen. Bor— 
deaux. S. W. 2. 193 D. 24. 2. 161. 

7. Wenn der Miether ‚ eines Gedinges im Miethvertrag 
ungeachtet, welches ihm dies unterfagt, die Sache in Aftermiethe 
gibt, fo kann der Bermiether die Aufhebung des Miethvertrages 
fordern, und das Gericht muß dieſe ohne Auffhub ausſprechen. 
Hier findet Art. 1184. keine Anwendung. Es iſt eine After: 
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miethe, wenn zur Zeit des gefchloffenen Miethvertrages Dritte 

die gemiethete Sache gegen Vergütung genoffen * und der 

un diefen Genuß fordauern läßt. Colmar. S. 19. 2. 27. 
. 15. 2. 17. L. 52, 232. 


8. Die Auflöfung des Miethvertrages ift nicht mehr 
flatthaft, wegen Uebertretung des Verbotes der Aftermierhe, 
wenn die Klage erft nah Auflöfung der Aftermiethe angeftelle 
wurde: und zumal dann, wenn der Dermiether a. Nachtheil 
aus der Aftermiethe ee fann €: H. Vw. Paris. 8. 
21. 1. 319. D. 19. 1. 241. L. 61. 59. — €. H. Vw. Ami« 
ens. R. G. 1837. 1. 614. 

9, Die Uebertretung bes Verbotes der Aftermiethe von 
Seiten des Mierhers zieht nicht kraft Gefenes die Aufhebung des 
Miethvertrages nad fich, wenn der Miether ſich bereit erklärt, 
den Aftermiether zu vertreiben, und das Lokal felbit zu bewoh⸗ 
nen. Die — dieſes —— befriedigt den Vermiether 


| ie Lyon. S. W. 2. 55 78. 528, — ®yon. 8. 26 


1718. 


1719. 


1. Ein Pachtvertrag über Feldgüter, den ein Gewaltsent ⸗ 
laſſener Minderjaͤhriger fruͤher als drei Jahre vor Ablauf des 
wirklich beſtehenden Pachtes bewilligt hat, iſt unguͤltig. Nismes. 
8. 22. 1. 138. D. 0% ? 89. L. 62. 167. 

2. Die Befugniß des Wormundes, Pachtvertraͤge abzu⸗ 
ſchließen, deren Dauer ſich uͤber die Großjaͤhrigkeit hinaus er⸗ 
ſtreckt, gibt ihm nicht das Recht, vorſchießlich den Pachtſchilling 
fuͤr die Zune nach erreichter Grofjährigkeit zu erheben. Limo: 
ges. S. 233. 

+». ee ge andverträge über die Liegenfchaften 5 Minder⸗ 

2 or Cntmünbigten bir. R ‚8. 189 ae — Dor 

mundfch. Inſtr. R. 3. 1838. XIIL er — — 


Die Errichtung eines Spielhauſes in einem Gebaͤude, wel« 
ches zum Theil von einem Miether bewohnt wird, berechtigt dier 
fen, die al ar des Vertrages zu verlangen. Paris. S. 26. 

2. en . 24. 2. 213. — Ingleihen eines Bordelle. Lyon. 
G. 1833. 2. 392. **) 


5 1) Der Miethvertrag gibt nur en jus ad rem, feine Rechtöfolge 
in dad Eigenthum. Hohnh. VI. 42, 
2) Pflichten des Beftandgeberd. & baftet für Störungen Dritter 
* — Ws en De Rechtsanſpruch an die Sache gegrün: 
ahr 


*) a Zachar. II, 368.— zu 1717a. f. Zrefurt 287. 
*5) Merbindlichleiten des Vermiethers. Zachar. II. 366. 
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3) Die — * des Beſtandgebers eines Zehnten er loͤſcht 
durch die Abloͤſung der Zehntfhuldigkeit, und ohne Entſchaͤdi⸗ 
gungöpflicht, wenn im Vertrage audbedungen war, daß bei ein- 
tretender — oder ſonſtiger Veränderung mit dem 
Pan während der Pachtzeit, der Vertrag aufgelöfer feyn 
olle. Annalen II, 172. 


(1) Da das Geſetz die dem Beftänder zu Laſt liegenden 
leinen Ausbefferungen nicht beftimmt hat, fo hat es den Ge 
sichten die Befugniß überlaffen, dieſelben nady ihrer Natur, nach 
Herlommen, oder nad den Verabredungen des Beltandvertrages 
zu beftimmen. €. H. Bw. Nancy. R. G. 1833. 1. 237. f. Art. 1754. 

(1) b. Die Ausbefferungen zur Unterhaltung von Kanälen, 
ober eines Mühlgrabens, können ihrer Natur nach als folche ber 
— werden, welche dem Beſtaͤnder zu Laſt fallen. Nancy. 

end. 

(1) Dem Beftänder kann, binfichtlic des Verluſtes, den 

er aus Fehlern oder Mängeln der gemietheten Sadje erleider, 
Schadenserfag zuerkannt werden, ohne Unterfchied ber Fälle, wo 
der Verpächter die Fehler kannte, und wo fie ihm unbefanne 
waren. Der in diefem Punkte bei Käufen ftatt findende Unter 
ſchied ft nicht auf VBeftandverträge anwendbar. C. H. Bw. 
Paris, R. G. 1837. 1. 602. — f. Art. 1724. 
(1)b. Und jener Schadenserſatz Tann nicht allein nad 
dem Verluſte beftimmt werben, welcher unmittelbar aus den Fehlern 
ber vermietheten Sache entftanden,, fondern auch nad den Aus 
lagen einer infolge, und als Ergebniß der Klage des Beſtaͤnders, 
erkannten Auflöfung bes Beftandvertrages. Ebend. 

(1) c. Der Beftänder, welcher vor dem Ausfpruche der 
Bertragsauflöfung, und in Folge ber Fehler der vermierheten Sache, 
den gemietheten Plag verlaffen, und ohne richterlihe Ermächtigung 
feine Fahrniß ganz oder theilweife Hinweggenommen hat, kann Erfag 
des Schadens an den Beftänder fordern, welchen diefer ihm verur⸗ 
ſacht haben folte, indem er, zur Sicherung feines unbezahlten 
ar ara die vom Beftänder auf dem Plage zurüdgelaffenen 
Gegenftände in Befhlag hätte nehmen Iaffen. Die Entfcheidung, 
welche auf Schabenserfag aus dieſer Thatſache erkennt, ift der 
Einfhreitung des Gaffationshofes nicht unterworfen. Ebenb. 

1. Wenn die verpachtete Liegenfhaft nur zum Theil zu 
Grunde gegangen ift, obwohl es nicht möglich feyn follte, diefelbe 
ganz in den vorigen Stand vor der Verpachtung herzuftellen, fo 
hängt e8 vom Pächter ab, feinen Pachtvertrag aufrecht zu halten, 
und eine Entfhädigung vielmehr, als eine Aufhebung des Ver: 
trages zu verlangen. Vergebens würde ber Verpaͤchter ſich zur 
Aufhebung erbieten, die Wahlberechtigung befteht nur zu Gunften 
bes Pächterd. In dieſer Beziehung hat das Gericht nicht die 
Befugniß, zu erkennen, was ihm am billigften fcheint, entweder 
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Aufhebung ober — Caſſ. Rouen 8. 27, 1. 490. 
D. 25. 1. 318. L. 80. 329. 

2. Der Pächter oder Miether einer verficherten Liegenſchaft, 
wenn dieſe theilweiſe vom Feuer zerſtoͤrt wurde, hat nicht das 
Recht zu verlangen, daß die dem Verpaͤchter von der Feuerver: 


“ fiherungsgefellfchaft gegebene Entfhädigung zum Wiederaufbau 


1725. 


oder zur Ausbefferung ber Liegenfhaft werwendet werde. Er 
hat in folhem Falle nad) der allgemeinen Regel nur die Wahl, 
entweder eine Minderung des zu oder die Aufhebung des 
on — Paris. S. 28. 2. 18. D. 25. 2. 147. 
9 
(65) Der Miether, dem eine Entſchaͤdigunq für die Entzie— 
hung eines Theils des Genuſſes der gemietheten Sache gebuͤhrt, 
kann ermaͤchtigt werden, die Zahlung der verfallenen Miethzinfe 
zurüdzuhalten, bi8 der Betrag jener Entſchaͤdigung beftimmt 
feyn würde. Es ift dies feine Webertretung der Megel, melde 
nur zwifchen gleich richtigen und zahlbaren Echulden eine Wett 


ſchlagung zuläßt. — E. 9. Vw. Rouen. R. G. 1833. 1. 1 


f. Art. 1291. | 
(3) b. Im Falle der Vergantung des DVermiethers ift die 


Maffe gehälten,, gleih wie es der Gemeinfhuldner felbft fern 


würde, am Miethzinfe den Abzug des Betrages einer dem Mie— 
ther gebührenden Entfhädigung für die Entbehrung des Tea 


‚eines Theils der gemietheten Sache fi ß gefallen zu laſſen. — 
Ebend. — f. C. comm. 442, (X. S. 209). 


(4) Der Pächter einer ftädtifchen Marktabgabe muß von 


der Stadt entfhädige werden, wenn er in Folge öffentlicher 


Unruhen, welche die Stadt nicht hindern Eonnte, im Benuffe 
feines Pachtes Schaden erlitten hat; es ift dies ein außerots: 
dentliher Zufall, welcher den Verpaͤchter trifft. Paris. J. 
19. S. 1834. 2. 180. — f. Art. 1725. 1772. 1773. **) 

1. Es ift Sache des Beftänders, die Thaͤtlichkeiten ab— 
zuftellen, welche Dritte bezüglich auf die gemierhete Sache ſich 
erlauben, obwohl es von Thaͤtlichkeiten ſich handelt, die ihn bins 


dern, in den Genuß eintzureten. Nismes. S.6. 2. 480. L. 19. 


311. — Im entgegen gefegten Sinn entfhieden. C. H. Bw. 
Colmar. R. G. 1837. 1. 970.—1. Art. 1719. 
2. Der Pächter eines Feldgutes kann, in feinem ei: 


genen Mamen, von dem benachbarten Eigenthümer die Aus: 


ftung der Bäume verlangen, weine feinen Gewaͤchſen ſchaͤdlich 
— — Bw. Mortain. S. 18. 1. 193. D. 16. 1. 177. 
. 9. 


ſ. zu 8. ©. 1964. 
»*) Bon der Auflöfung des Mietbvertrages. Zachar. II. 369. 
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+ Der $. 749: der P. D. bat den Befänder in dem u S. 
R. F. Annalen 


1725. ihm verliehenen Rechte nicht beſchraͤnkt. 
III. 287. 
Der Art. 1726. welcher dem Pächter an den vom Eigen: 
thümer, im Falle einer Störung ‘oder eines Hinderniffes, erhalte 
nen Entfhädigungen Antheil gibt, „falls nur von Seiten des 


1726, 


Paͤchters dem Eigenthuͤmer die Anzeige gemacht worden,“ ift 


nicht dergeftakt gebietend, daß die Anzeige auf nicht andere Art erfeht 
werden Eönnte: namentlich, wenn ber Pächter bei Zeiten ben 
Schaden hat aufnehmen laſſen, welcher am Eiyenthbum und an 
den von ihm geernteten Früchten verurfacht worden iſt. E. 9. 
Bw. Rouen. S. 26. 1: 171. D. 24. 1. 19. 

(1) Wenn der Beftänder, dervon einem Dritten, dem vorgeb⸗ 
lichem Eigenthimer, auf die Abtretung der gemietheten Liegens 
fhaften belangt wird, feinen Beftandgeber benannt, und biefen 
zur Gemwährleiftung aufgefordert hat, fo kann der Kläger feine 
Klage gegen den Beftänder nicht mehr fortfegen, obgleich ber 
Beftandgeber fich gemeigert haben follte, ihn gerichtlich zu vers 
treten. Da die Abtretung des VBeftänders der Frage untergeord« 
net ift, wen das Eigenthum zufteht, fo Fann dieſe Frage nur 
zwifchen dem Kläger und dem Beftandgeber erörtert werden. C 
H. Bw. Douai. R. G. 1837. 1, 134, 


Bol. R. B. 1832. LX, 


1727, 


*) 1727a, 


1. Ein Miether Bann die Aufhebung feines Wertrages 1728. 


nicht verlangen, felbft unter Erbieten zur Entſchaͤdigung flr den 
durch die Aufhebung verurfachten Schaden, auch wenn er das 
gemiethete Haus nicht mehr bewohnen wollte, und die Befugniß 
zur Aftervermiethung nicht hätte. Sn ſolchem Kalle kann er 
nicht behaupten, daß er eine einfache Verbindlichkeit, etwas zu 
Teiften , übernommen habe, melde fih in die Schuldigkeit zu 
entfchädigen auflöfe. Caſſ. Mainz. S. 12. 1. 214. 

2. Der Beruf oder das Gewerbe, welches der Miether 
zur Zeit des Beſtands hatte, Binnen den von der gemierheten 
Sache zu mahenden Gebrauch in Ermangelung einer Ueberein: 
kunft beftimmen. Er ift fhuldig, ſich jeder Handlung zu ent: 
halten, welche, ohne zur Ausübung feines Berufes nothmendig zu 
feyn, dem Vermiether oder den übrigen Miethern befchmwerlich 
if. Paris, S. 15. 2, 84. L 41. 464. 1. 

- 3. Wenn ein Miether im Mierhvertrage ſich die Eigen: 
fhaft eines Handeldmanns beigelegt , für fih-und feine Fa⸗ 
milie zu miethen erklärt, und die Befugniß der Afterver« 
miethung fi unterfagt hat, in der That aber fein Gewerbe 


») Trefurt 287. 8. 296. 297. ö j > 


566 Bon bem Mieth⸗ und Pachtvertrag Über Sachen. 


1728, das eines MWirthes ift, und er das Haus zur Aufnahme und 


1729. 


Beherbergung von Hanbdarbeitern verwendet, fo kann der Vermies 
ther die Aufhebung des Vertrages —— Bordeaux. S. W. 
2. 170. D. 26. 2. 104. L. 83. 54. — Im entgegen geſetzten 
Sinne entfchieden. Bourges, R. G. 1837. 2. 4392. 

(4) Es ift eine Veränderung ber Beftimmung ber ger 
mietheten Sache, welche die Auflöfung des Vertrages begründet, 
wenn ber Miether von Zimmern, welche zur Wohnung für ihn 
und feine Familie beftimme waren, bdiefelbe nun an einen Leſe⸗ 
er in Aftermiethe gibt, entweder weil durch eine ſolche Wer: 

nderung das Lokal größerer Verfchlimmerung ausgefegt ift, oder 
weil er Unbequemlichkeiten für die andern Miether entftehen. 
Air. R. G. 1833. 2. 485. 

(9) Der Mierhvertrag eines Haufes, welches zu einer 
Gewerbseinrihtung, z. B. einem Gafthofe, dienen foll, kann in 
dem Falle, wo ber Miether bdaffelbe nicht mit binreichenden 
Hausgeräthfchaften zu Betreibung des Gewerbes verfieht, und 
fih aus Mangel ber erforderlihen Gelbmittel außer Stand ber 
findet, ſolches zu beftreiten, auf Klage des Vermiethers aufgeld« 
fet werben, obgleih der Miether ſich zur Sicherheitsleiftung wer 
— des Miethzinſes erbietet. Rennes. J. 19. 8. 1834. 2. 


(6) Daraus, daß bei einer Entſchaͤdigungsklage, die ein 
Miether gegen den Vermiether anſtellt, dieſer, zur Minderung 
ber angefprochenen Entfhädigung, fih auf die veränderte Be 
ftimmung des Plages beruft, folgt nicht, daß ber Vermiether 
hierdurch zu diefer veränderten Beftimmung feine Einwilligung 
gegeben habe, und deßhalb nicht befugt ſey, hiernaͤchſt und aus 


dieſem Grunde bie — des — zu begehren. C. H. 


Vw. Paris. J. 19. 8. 1835. 1.1 

(7) Wenn während der Dauer bes Beftandes eines Stein: 
bruches, wobei die Ausdehnung ber Bearbeitung nicht beftimmt 
worden, ein unvorgefehenes Ereigniß eintritt, melcdes dem Be⸗ 
fländer einen weit beträchtlicheren Abfag als vorher verfchafft, 
allein von der Art ift, daß der Steinbruch dadurch erfchöpft wird, 
fo bat ber Re das Recht, Entſchaͤdigung zu begeben. 
Grenoble. J. 19. S. 1835. 2. 320. *) 

1. Wenn ber "DMiether eines Handelsladens denſelben ganz 
und gar nicht gebraucht, ſondern ihn im Gegentheil —— 
wis ift — des Vertrages ſtatthaft. Paris. S. 12. 





*) Berbindlichleiten des Miethsmannes. Zadar, IL, 367.-Pacht 
auf Früchte ftatt Preifes. Brauer V, 861. 
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2. Am entgegen gefegten Sinn entfhieben. Aus biefem 1729 
Grund ift weder eine Entfhädigung anzufprehen, noch Aufhe⸗ 

bung des Miethvertrages zu verlangen. Lyon. 8. 25. 2. 81. 

D 


. 23. 2. 86. 
.. (M Es ift Sache der Gerichte und nicht ber Verwaltungs» 
behoͤrden, über die Erfüllung adminiftrativer Beftandgebungen, 
und namentlih über die Auftände zu erkennen, die fich, zwifchen 
dem Beftänder einer Fähre und der Vermwaltungsbehörde, über 
den verfchlimmerten Zuftand des Materiald der Fähre ergeben 
haben. Gefes (3. 3. u. 7). | — 
(416. Die Beſtaͤnder der dem Staate zugehoͤrigen Faͤhren 
ſind nach abgelaufenem Beſtande nur fuͤr die Verſchlimmerungen 
oder den Minderwerth verantwortlich, welche von ihnen verur⸗ 
ſacht wurden, nicht fuͤr ſolche, welche Folgen des Alters oder 
— Gewalt find. C. H. Bw. Gray. J. 19. 8. 1835. 


1.2. Die gefeglihe Vermuthung eines Verſchuldens, 1733. 
weiche, im Fall einer Feuersbrunft, zum Nachtheil ber Miether 
und zu Gunften des Eigenthümers befteht, verliert ihre Anwend« 
barkeit, wenn der Eigenthbümer das Haus bewohnte, oder fich 
darin die Verfügung über irgend ein Lokal vorbehalten hat 
(wenn anders dies Lokal fo gelegen iſt, daß das Feuer von bort 
fi) verbreiten konnte). In einer folhen WBorausfegung muß 
der Eigenthümer den Miethern gleich geachtet werden, und Fann 
folglich feinen Erfag von den übrigen Miethern für die durch 
bie Feuersbrunft erlittene Befhädigung fordern, als wenn er beweifet, 
daß diefelbe duch ihr Verſchulden oder ihre Unvorfichtigkeit entftanden 
fey. Riom. 8. 30.2. 59.—Zurin. S.11. 2. 114.D. 9. 2. 57. 
L. 30. 314. (Nr. 1. d. O.) — Im entgegen gefegten Sinn 
entfchieden. Paris. J. 19. S. 1834. 2. 322. — yon. J. 19. 
S. 1834. 2. 241. * 

3. Der Eigenthümer bes durch eine Feuersbrunſt verzehr⸗ 
ten Daufes, welhe in einem benahbarten Haus ausgebrochen 
ift, kann keine Entfhädigung an feinen Nachbar fordern, als 
wenn er beweifet, daß die Feuersbrunft durch deffen Unvorfichs 
tigkeit oder Machläffigkeit entftanden ſey. In folhem Falle fin- 
bet die Anwendung des Art. 1733. nicht flatt, welcher dem 
Miether eines abgebrannten Haufes die Beweislaft des Zufalls 
oder der höhern Gewalt auferlegt. Caen. S. 19. 2. 257. D. 
18. 2. 16. — Paris. 8. 25. 206. L. 72. 377. — Grenoble. 
8. 24. 2. 299. D. 22. 2. 147. L. 72. 65. — Pau. 8. 26. 





) Laukhard III, &. 97, 
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1733. 2 5 — Nany 8. %. 2. 179. D. 24. 2. 176. — ©. 


179. 


H. Bw. St. Pol. S. 38. 1. 44. — Caſſ. Toul. J. 19. 8 
1834. 1. 559. *) 

4. Im entgegengefegten Sinn entfchieden. Amiens. S. 7. 2. 
1012. — Montpellier. S. 24. 2. 230. D. 22. 2. 145. L. 92. 
37. (MM. 5.» O). 

6 Dod nicht, wenn er beweiſet, daß das Feuer fih nur 
in Folge des verwahrlosten Zuftandes der Scheidemauer des bes 
nachbarten Haufes mitgetheilt babe. Poitiers. S 24. 2. 301. 
D. 22. 2, 76. L. 69. 551. 

(7) Das Kedht, melches der Art 1733. dem Eigenthimer 
gegen den Miether oder Pächter im Fall einer Feuersbrunſt eins 
räumt, ift feiner Natur nach unübertragbar, fo lange es in ben 
Grenzen eines einftmaligen Rechtes bleibt; es kann namentlich 
nicht einer Verfiherungsgefellfhaft Übertragen werden. Golmar. 
R. G. 1833. 2. 105. — Im entgegen gefesten Sinn entfdier 
den.. ©. H. Bw St. an, J. — 1835. 1. 148 — 
Caff. Straßburg. R. G. 1836. 1 

(8) Wer ein Gebäude unter — Pfandtitel genießt, iſt 
fuͤr eine Feuersbrunſt, die waͤhrend ſeines Genuſſes ausbricht, 
verantwortlich, wenn er nicht Zufall, hoͤhere Gewait oder Fehler 
der Bauart, als die Urſache des Ereigniſſes nachweiſet. Riom. 
R. G. 1836. 2. 181. 

(9) Der Unternehmer eines Theaters ift, als Mieter bes 
Lokals, dem Eigenthuͤmer im Fall einer Feuersbrunft nicht ver 
antwortlich, wenn dargethan ift, daß er alle die befondern Vers 
pflihtungen erfüllt habe, welche von der Obrigkeit den Vorſte⸗ 
been der Theater vorgefchrieben find, um Feuersbrünften vorzu« 
beugen, und daß ihm feine Unvorfi chtigkeit oder Nachlaͤſſigkeit 
zu Laft gelegt werden. Hier findet die MWerantwortlichkeit der 
Miether im Allgemeinen keine Anwendung. Paris. R. 6. 
1837. 2. 70. 

(10) Der Eigenthümer eines vermietheten Haufes hat im 
Falle einer Feuersbrunft ein Recht auf die dem Miether gebuͤh— 
rende Entfhädigung, welcher feine Gefahr als Miether hat ver: 
fihern laſſen: fo daß, wenn Iegterer in Vermoͤgenszerfall geräth, 
—* Entſchaͤdigung nicht zur Maſſe gezogen wird, ſondern voll⸗ 
ſtaͤndig dem Eigenthuͤmer zufaͤllt, mit iin der uͤbrigen 
Glaͤubiger des Miethers. Paris. R. G. 1837. 2. 370. — f.- 
Art. 1121. — Urt. 533. C. comm. 

1. 2. Der Miether eines Haufes, worin eine Feuersbrunft 
ausgebrochen ift, kann feinen Schadenserfag an einen andern Mies 
ther des nämlichen Haufes fordern, bei welchem feiner Behaup⸗ 


*) Laukhard III. S. 88. — Ebend, ©. 93, 
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tung nad, der Brand feinen Anfang genommen hat, als wenn 
er die Verſchuldung oder Unvorfichtizkeit jenes Miethers beweiſet. 
Es würde nicht genügen, barzuthun, daß in der That das Feuer 
zuerft bei demfelben fihtbar geworden fen. Die gefeglihe Ver: 
muthung des Art. 1734. hat nur zwifhen dem Eigenthuͤmer 
und Miether, nicht aber zwifhen den Mierhern unter fih Ans 
wendung. Bordeaux. 8. 29. 2. 19. L. 83. 224. — Caſſ. S. 
31. 1. 196. — ®yon. S. 30. 2. 33. D. 27. 2. 238. *) 

Die Verbindlichkeit zur Auflündigung, unter Beobadhtung 
ber durch Ortsgebrauch beflimmten Frift, wo ein fchriftlidyer 
Vertrag vorliegt, ift heut zu Zage zwifhen dem Eigenthuͤmer 
und Mierher mwecfelfeitig. Alle entgegen gefegten Gewohnheiten 
bat der Code abgeſchafft. — Wenn die nah Drtsgebraudy zu 
beobachtende Frift drei Monate beträut, fo Läuft diefelbe nicht 
vom Zage der Auflündigung, wenn diefe erft nad) Anfange des 
Vierteljahres erfolgt ift, fondern erft von dem legten Tage des 
Vierteljahres. Bordeaur. S. 29. 2. 347. D. 27. 2. %05. 

+ Annalen 1.6. 

Die Frage, ob der Thatumftand des vom Beſtaͤnder fortges 
festen Genuffes der Sache eine ftillfhweigende Wiedervermierhung 
gewirkt hat, darf nicht nach den Gefegen entfchieden werden, 
unter deren Herrfchaft der Beftandvertrag abgefchloffen wurde, 
fondern nad) jenen, unter welchen ber Fortgenuß begonnen hat. 
Rouen. S. 12. 2. 32. D. 9. 2 218. L. 32. 124. — f. Art. 
1774. ff. **) 

1. Ein Pächter mit ſchriftlichem Vertrage, der, nad) deffen 
Ablauf und der Zuftellung einer Auffündiguna, noch Arbeiten 
auf die Pachtguͤter gemacht hat, kann nicht behaupten, daß bie 
Arbeiten als Vollzug eines zweiten mündliben Beftandes gelten 
follen, der ihm während der Dauer bes erften bewilligt worben 
fey, und fomit nicht verlangen, zum Zeugenbemweife diefes zweiten 
Beftandes zugelaffen zu werden. Rouen. S. 12. 2. 36.D. 9. 2. 
219. L. 32. 125. 

2. Ein Pächter, der in einem Briefe an den Eigenthümer 
erflärt hat, daß er entfchloffen fey, feinen Genuß vor dem Ziel 
aufzugeben, behält nichts deſto weniger diefen Genuß , wenn 
der Eigenthuͤmer nicht auch feiner Seits fchriftlih erklärt 
bat, daß er die Aufkündigung annehme. Wergebens würde er 
vorfhügen, daß er, auf die Auflündigung fich verlaffend, die 


*) —— —— bei Leih- und Beſtandvertraͤgen. Brauer 


* Stiuffchweigende Pachterneuerung ‚ber Abweſenden. Brauer 
VL 18. 


17%. 


1 739. 


1740, 


1741. 


1743. 
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Güter einem andern in Pacht gegeben habe, und baß en. 


als IR betrachtet werben muͤſſe. Caen. 8. 25. 2 
* 


*Inſtr. R. 3. 1837. LI. $. 2. 

1. 2. Eine auflöfende Bedingung, die in beftimmten 
Ausdrüden in einem Pachtvertrage enthalten ijt, hebt diefen 
Vertrag kraft Gefeges ur ohne daß es m wäre, den Be 
— anzugehen. Paris. 8. 3. 2. 354. L. 9. 53. — Brüffer. 

S. 11. 1. 219. D. 9. 2. 135. 

3. Im Gegentheil wurde entfchieben, daß im nämlidhen 
Falle die Auflöfung nicht Eraft Gefeges gefchehe, fondern bet 
Bericht begehrt werden müffe, und der Richter nad Beflimmung 
bes Art. 1184. einen Auffhub zum SR geben Fönne. Col: 
mar. S. 15. 2. 137. D. 13. 2. 81. L. 42. 153. 

4. Das Geriht muß den Pächter zur Rechtfertigung feines 
Derzuges zulaffen, fo lange nicht gerichtlih auf den zn 
des auflöfenden Gebinges, gegen ihn angerufen ift, Brüffel. S 
12. 2. 22. L. 32. 307. **) 

1. Ein Käufer kann den Miether nicht vertreiben, ohne 
ihm nad Ortsgewohnheit aufgefündiat zu haben, felbft wenn 
er — nur kraft muͤndlichen Vertrages beſitzt. Bruͤſſel. 

2. Im entgegen geſetzten Sinne hinſichtlich eines Theil⸗ 
paͤchters entſchieden. In dieſem Falle geht die dem Verpaͤchter 
durch Art. 1736. auferlegte Verbindlichkeit nicht auf den Käufer 
.. Zurin. S. 11. 2. 235. D. 9. 2. 114. — f. It. 
1 


3. Unter ber ertſchaft des Code kann der Kaͤufer einer 
Liegenſchaft den Beſtaͤnder nicht kraft der Lex Emtorem ***) 
vertreiben, obwohl der Vertrag der — des Code vor⸗ 
— iſt. Dijon. 8. 6. 2. 31. L. 14. W. 

In jedem Falle wird vermuthet, der Kaͤufer habe auf 
das Vorrecht verzichtet, welches die Lex Emtorem ihm gegeben 
hatte, wenn er bei Ankuͤndigung ſeines Vertrages den Paͤchtern 
aufgegeben hat, den verfallenenen und kuͤnftigen Pachzins zu be 
zahlen, Diefe Vermuthung wird nicht durch den allgemeinen 
Vorbehalt aller Rechte und Klagen bes Käufers ERRRONEN Par 
ris. S. 5, 2. 685. L. 11. 219. 


*) Bürgfchaften bei Pachterneuerungen. Brauer VI, 19. 


**) Daß ein Beftänder Keinen Nusen aus der Sache zog, den ber 
Beftandgeber hätte ziehen können, ändert an ber Beſtandſchul⸗ 
digkeit nichts. Brauer V. 863. — Rüdgabspflicht. Ebend. 


»*e) L. 9, C. de. loc, et cond, 
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5. Der Käufer iſt verpflichtet, alle von feinem Verkaͤufer 1743. 
in Öffentlicher Urkunde errichteten VBeftandverträge zu erfüllen, 
ſelbſt einen folhen, der erft kuͤrzere oder längere Zeit nach dem 
Ablauf eines früheren Beſtandes beginnen follte,, welcher zu 
Gunften - eines wirklihen Beftänders bekannter Maßen abges 
ſchloſſen worden. Die Lex Emtorem ift daher durch Art. 1743. 

im allgemeinften Sinn aufgehoben worden. Dijon. S. 27. 2, 


116. D. 25. 2. 119. — 


Der Art. 1748, ift auch auf den Verpaͤchter in Beziehung 1748. 
auf den Pächter anwendbar, wenn jener ſich einfeitig die Auf⸗ 
hebung > no vorbehalten hat. Poitiers. S. 5 2. 140. 

u. 632. . 509. 


Zweiter Abfchnitt. 
Bon den befonbern Regeln bed Miethvertrages über Häufer nnd Fahrnif.*") 


(1752-1762. ***) 

1. Der Art. 1753. Eann auc auf den Aftermiether an« 1753 
gervendet werden, der feinen öffentlich beurfundeten Miethver- 
trag, ober deffen Vertrag kein fiheres Datum hat. Es genügt 
in diefer Hinficht, daß das Dafeyn der Aftermietbe nicht beſtrit⸗ 
ten wird, und ber gute Glaube des Untermietherd am Tage 
liegt. C. H. Vw. Domfront. S.6.1.329. L. 15. 9. 247.D. 4.1. 
329. L. 15. 9. Ä 

2. Die Miethzinfe des Aftermiethers gehören nicht dem 
Eigenthümer, und dienen nur den Gläubigern deffelben zum 
Unterpfande, in Ermangelung erfolgender Zahlung des Haupt: 
miethers. Paris. S. 17. 2. 420. L. 46. 204. 

® Ynterbaftungdpflicht der Bewohner drarifcher Bauweſen. Minift. 
> un. MED 126 N. ” er. 825. 2 vgl. Ret⸗ 
9% . 


Der Miether, welcher nad abgelaufenem Miethvertrage im 1759. 
ſtillſchweigenden Fortgenuffe geblieben iſt, wird dafür angefehen, 
daß er einen neuen Miethvertrag gefchloffen babe, fo wie ber 
ſtiilſchweigenden Wiedervermiethung zum erftenmale Folge geges 
ben wurde, und daß er beim Ablaufe jedes der gefegten Zieler 


% Beſtandentſchaͤdigung bei nothwendigen Verkäufen, Brauer 
VI, 200. 


*) Won ber Hausmiethe. Zadar. II. 370. 
a) Art. 1752. ſ. 1741. 1766. 2102, — Art. 1753. ſ. 2102. — Art. 
1754. f. 1720.—Xrt. 1755. f. 1730. ff. Art. 1760. f. 1728. 
1744. 1745, 1748. 


1760. 


1769. 
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abermals einen neuen Miethvertrag begonnen habe, der Ortsge⸗ 
wohnheit gemäß, als Wirkung der fillfehtweigenden Wiedetvers 
miethung. Sonad find die in fünf Fahren, vom Ablaufe dee 
Beftandzeit gerechnet, verjährenden Miethzinfe durch die ftill- 
ſchweigende Wiedervermiethung nicht gegen die Verjährung ges 
fhägt. C. H. Vw. Montpetlier. S. 15.1. 51. D. 12. 1. 
558 L. 41. 413. - | 


+ Stillfhweigende Relocation nah roͤmiſchem Rechte. Hohnh. 
. Iv. 110. 114, f. — 
Dritter Abſchnitt. 


Bon den beſondern Regeln ber Bachtverträge. *") 


(1763—1778. ***) - | 

1. Der Pächter kann am Ende feiner Pachtzeit nur dann ben 
Nachlaß eines Theild des Pachtzinſes wegen nachtheiliger Zufaͤlle 
begehren, wenn er diefelbe hat gefegmäßig aufnehmen laſſen, fo 
wie fie ſich ereignet haben, oder wenigftens zu einem Zeitpunfte, 
wo fie aus hinterlaffenen Spuren noch hinlänglich kennbar waren. 
Poitiers. S. 7.2.12 D. 5. 2. 12. L. 17. 383. — S. 91. 
80. D. 6. 1. 320. L. 21. 369. 

2. Kann ber Pächter, welcher durch Vertrag mit einer 
Berfiherungsgefellfhaft zum Voraus den Betrag des möglichen 
und verfiherten Schadens feftgefegt hat, dem igenthümer ge: 
genüber einen höhern Betrag anfegen, und die Abfhägung durch 
— — begehren? — Bejaht. E. H. Vw. 8. 31. 1. 


3. Der Paͤchter, dem durch Zufall mehr als die Haͤlfte 
ber Ernte zu Grunde gegangen iſt, ohne daß er durch bie. vor— 
bergehenden Ernten entfchädigt wurde, ift berechtigt, vor Ab: 
lauf bes Pachtes eine Abfhäsung des erlittenen Schadens 
zu begehren, damit der Theii des Pachtzinfes ausgemittelt 
werde, zu deſſen fürforglihem Nachlaſſe das Gericht ermächtigt 
if. © 9. Bw. S. 31. 1. 204. 


3 Kuffagung der Miethe wegen Entbehrlichkeit. Brauer VI. 


**) Bon Pachtungen. Zadar. II. 371. 


***) Art. 1763. f. 1237. 1717. — Art. 1764. f- 1729. 1741. — Art 

| 1765. f. 1627. — Art. 1766. ſ. Art. 2. Pachtvertrag. lit. c. f- 
1142. 1146. 1729. 1746. 1752. 102. — Xrt. 1767. f. 1777. 
1778. — Art. 1768. f. 614. 1726. 1727. — Art. 1774. f. 
1715. — Art. 1775. f. 1737. — Art. 1776. f. 1738. 1739. — 
Art. 1777. f. 1767. 2062. 2102. ä 
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(4) Bor Ablauf des Pachtvertrages feibft dann nicht, 
wenn”. dem Pächter mit Einwilligung des Eigenthümers fein 
Scywiegerfohn im: Pachte nahgefolgt ift; man kann in der vom 
Eigenthuͤmer hierzu gegebenen Einwilligung die Abficht nicht 
finden, mit dem Pachte eine Rechtswandlung vorsunehmen, und 
auf die mögliche Wettfchlagung zwiſchen dem fpäteren und frür 
heren Ernten zu verzichten. — = en nn R. G. 1833. 
1. 802. — Gaff. Orleans. J. 8. 1831, 1. 186. *) — f. 
Art. 1273. 
Der Grundſat des Act. 1771. iſt nur anwendbar, wenn 
es ſich von gewöhnlichen Zufaͤllen handelt, als 3. B. Hagel, 
Bis, Froft oder Abfallen der Früchte, nicht aber von auferors 
dentlihen Iufällen,, 5. B. einer Ueberfhwemmung, welder das 
a — nicht unterworfen if. Meg. S. 29. 2. 172. L. 


1. Das ausdruͤckliche Gedinge eines Pachtes, nach welchem 
der Paͤchter alle Zufaͤlle zu tragen hat, iſt nicht auf diejenigen 
anwendbar, welche aus einer er: des Landesherrn berrüb: 
ren. Paris. S. 18. 2. 50. L. 49. 493. . 

2. Selbft wenn der Pächter alle Zufaͤlle, die vorgeſehenen 
wie die unvorgeſehenen, uͤbernommen haͤtte. Dieſe Uebernahme 
verſteht ſich von den Zufaͤllen, welche die Fruͤchte, und er von 
ſolchen, — die Subftanz der Sache treffen. Zurin. S. 11. 
2. 353. L. 32. 283. **) 


+ Die Beſtimmung, in welchem Verdaͤltniſſe der Pächter und 
Verpaͤchter EN den —— Laſten ——— haben, iſt 
Sache der Adminiftrarivbehörden: Hohnh 222. — mo 
die Entſchaͤdi ungsanfprhche der Pächter fih nicht auf privat: 
rechtliche Verhaͤltniſſe gründen. end 


2) Der Beltänder leiſtet die Krie öfrobnden, ‚gbne Eusfpädigung 


dafür fordern zu können. N. Jahrb. 


- Dee Pacht eines Feldgutes erlöfcht Gefeges mit Ab: 
lauf des Zieles, ohne daß eine Auflündigung erforderlich wäre, 
er wenn es von einem mündlichen Pachte fi) handelt. Zrier. 

2. 309 


= Die fiufpweigende Wiedervermiethung findet ftatt zum 
Vortbeil eines Paͤchters, der zufolge eines muͤndlichen Vertrages 
am wie wenn ein fhriftlicher Vertrag vorhanden wäre. 
Rouen. S. 12. 2. 319. 

2. Die Wirkungen der Rillfhweigenden Wiedervermiethung, 
welche in Folge gefchriebener Miethverträge gefchieht, werden 


FJetzige Regeln des Beſtandnachlaſſes. Brauer V. 6863. — Tre⸗ 
furt 288. $. 300. 
*) Roth III. 82. 


1769. 


1771. 


1773. 


1773. 


1776, 


1778, 


1779. 


179. 
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nicht durch ben Art 1738. (auf Häufer und — an⸗ 
wendbar), ſondern vielmehr durch die Art. 1774. 1775. und 
1776. beftimmt, welche nur insbefondere bie Pachtverträge bes 
treffen Daher erlöfcht der neue Pacht, der in Folge eines ges 
fchriebenen Pachtvertrages über Güter zu Stande kam, kraft 
Geſetzes in dem Zeitpunkte, wo ber gefchriebene Wertrag erloͤ⸗ 
ſchen würde , nach ber VBefchaffenheit bes Gutes, und ohne baf 
der a. chter zu einer Auftündigung * — Brüf: 
ſel. S. 10. 2. 536. L. 26. 447: — Meg. 8. 19. 2. 83. 
Damit der Eigenthümer über das Stroh und den: Dünger 
zu verfügen berechtigt fey, welche ber Pächter bei feinem Abzuge 
zuruͤcklaſſen muß, ift nicht gerade der Ablauf bes Pachtes erfors 
derlich; es genügt, wenn der abjiehende Pächter alle jene Kul« 
turgefchäfte beendigt hat, au — ſein Vertrag ihn berechtigte 
oder verpflichtete. Brüffel, S. 5. 2, 549. — f. Art. 524.*) 


Drittes Kapitel. 
Bon dem Dienftverding. 


*9 
Erſter Abſchnitt. 
Bon Verdingung ber Dienſtboten und Arbeiter.“) 
*A —— ——— V. * B. 1809. XIX. Samml. 1. 
— vgl. Rettig $. 920—938 
1. Der Dienftherr kann, eben ſowohl wie der Dienſtbote, 


auf Unguͤltigkeit eines lebenslaͤnglich abgeſchloſſenen Dienftvers 
trages klagen; allein die Nichterfuͤllung = — loͤſet ſich 
die — zu entſchaͤdigen auf. 7. 2. 53.D. 25. 
9, s 
2. Im — eſetzten u — Paris. S. 
27. 2. 92. D. 25. 2, 181. — f. A 


* 4) Die Rechtögälti keit der abgefchloffenen —— e bir. 
Fa BL DAB. 1 — ui Wehrer II 858. 
2 eng =. —* A und Arbeiter ri tet na 
2 F und Der ©efindeordnung cr ne ns 
= oh u V. 
3) R. F. uͤber — und ſtillſchweigende Einwilligung (im 
———— eined enden! ngerd). Annalen IV. 


*) Verbefferungsaufwand des Paͤchters. Brauer VI. 202. 


»*) f, Art. 1780. 1782, 1787. — äufüige Befhädigung der Werk: 
leute und Dienftboten. Brauer VI. 204. 


24) Bon ben Dienfts und Xrbeitsleuten. Zachar. II, 372. 
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4, Die Gefindeordnung bat keine Gefegedtreht, und ift für die Ge; 
richte bei Klagen auf Erfüllung eined Dienftbotenvertraged nicht 
—— "ya die bürgerlihe Gefeggebung nicht dahin abgeändert 

—J daß on ‚lagen bloß polizeilich behandelt werden follen. 
t. Annalen V. 


1. Ein während bes laufenden Jahres verabfchiebeter 
Handlungsgehälfe kann nicht den Gehalt des ganzen Jahres 
fordern, wenn gleich der Handelsmann keine Urfahe dafür 
anführt; es wird kraft Gefeges vermuthet , daß er gerechte Ur« 
fahren gehabt habe. Nur auf Entfhädigung für den Verluft, 
welchen die fhnelle und unvermuthete Verabſchiedung ihm - 
ift der Handelsgehülfe zu klagen befugt. Meg. 


(3) Ein ſtuͤckweiſe bezahlter Arbeiter kann, nad Umflän« 
den, als ein Unternehmer im Ganzen, und nicht als ein Dienft: 
bote oder Arbeiter im eigentlihen Sinne betrachtet werben, hin⸗ 
fihtlich deffen dem Dienftherrn auf feine Betheuerung — 
— was bie Größe und Zahlung des Lohnes betrifft. GE. H. 

Bi. Rhodez. J. 19. S. 1835. 1. 63. *) 


1780. 


1731. 


*17814. 


*Geſindeordnung $. 31. 
Vom Staatsdienite.**") 


+4) een Mishd- ein Dertrag eigener Ar, der 
ee * Br: zu beurtbeilen. Hohnh. V. 250. 
ahrb. 1. 

2) Für welche Sf — und Anfprüce, in diefer Beziehun 

} die — erh Gerichte begründer fen? Hohnh. vi. 182 1 

3) Der Anftellungdvertrag begründet fein Recht auf —E 

Anſtellung, wo der ng ellte feine eigentlichen —— 
ne bat. N. Jahrb. J. 118. — vgl. Hohnh. V 


R. F. über die Haftbarfeit der Staatskaſſe für die —* dem 
————— mit Dritten eingegangenen —8 te. nn 
J— 1. 9. 239. — vgl. Hohnh. J. 315. 





2) Dienſtverding · Brauer V. — — Liedlohnsforderungen der 
Kinder an Eltern. Brauer V . 204. 


** Trefurt 288. $. 301. 1). 


**0) Das Verhaͤltniß des Staates zu Staatsbienern ift Öffentlich: 
unter welchen Modificationen es gerichtlich werben Tann. v. 
Weiter $. 29. — In wie fern Klagen gegen Staatsbehörben 
oder Staatsbiener, wegen Folgen aus ihrer Amtsführung, vor 
die Gerichte gehören, Ebend. 


576 Vom Staatsdienſte. 


Staatsdienerrechte. 
5 N die Rechte der N oldungen bir. R. B. 1804. 

1781. ı — Sammer. lei 
6) er Dereflng Be —— Standes. 


(VII. Conſt. Ed.) R XVII. Samml. I. 706. 
7) —— dieſes a Fig 8. R. 1809. — Samml. 


8) er „Pengonen und Befoldungen der Staatödiener aus den 
ur den Reichödeputationdfchluß von — — — Lan⸗ 
* btr. R. B. 1810. XLVII. Samml. I 
9) — 3 die Rechtsverhaͤltniſſe der weten Ciifuutbiene 
« 1819. IV. Sammt. I. 760. Verf.U. $. 2 
10) . BD. J Zugkoſten der Eulen bir. R. * 1826. 
I. Samml. IV. 136. — 1831. XXIII. Samml. IV. 138. 
11) es » die Penfiondanftalt für die Wittwen und Waifen der 
—— Civildiener ber. R. B. 1810. XXX. Samml. I. 
* * Geſetz, die Rechtsverhaͤltniſſe x. (ſ. o. Nr. 9.) $. 


12) Auth. Erklärung des $. 8. Nr. 3. und $. 40. der Eivildiener: 
Wittmwenkaffenordnung wegen fernerer Theilnahme der aus ba. 
en gehenden Civildiener. R. B. 1817. V. 

amm 


13) ir er über ae Zugriff auf Militärgagen und Pefionen. 
14) ns ber die Ruhegehalte der Offiziere. R. B. 1832. IV. 


15) Geſetz in Betreff der Anfprüde der Diener von appanagirten 
Mitgliedern ded GH. et an — und Rubege- 
balte aud der Stantöfa VL 


16) en sat der * und — Finanzge⸗ 
3. R. B. 1835. XXX 


Civildiener. R. B. 1835. XXXIX. © 

18) Geſetz, die Anfprüche der Unteroffjiere und Soldaten auf Ru: 
begehalte bir. R. B. 1837. XXV 

19) Dad Sterbquartal gehört nicht, en "Berfaffenfaaft ded Dieners, 
fondern ift eine Gnadengabe für die Wittwe und Kinder. R. 
B. 1827. XXVII. Samml. IV, 139. 


+ 20) Staatsdiener koͤnnen nur vom Staatsminiſterium unter den in 
der Dienerpragmatif vergeiläriebeuen era und Formen 
entlaffen werden. ** . 7. 14—16 19-21. Ob die Ent: 
faffung als ee gefeglichen Strafe angefehen werden 
fol. Ebend. 15. 17—19. 

21) rg? melde » einer ſtreng rechtlichen Unterfuchung 
& eignen. Ebend. 7. 15. 29 f. 

22) Bei Derbrenen * a ihr eg feinen Berug, 

- aber eine peinliche Strafe zur Folge haben, follen die Akten 

mit —— Urtbeile vor deren Eröffnung an die oberſte 
Staatöbehörde a le werben. 

23) Die bei den geringeren Graden der Dienfuntreue angeord: 

nete Dienftentfegung verftebt fich bei den ſchweren Graden von 


17) Geſetg über die SRubegebalte und Cateneione der niederen 
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ſelbſt. Ebend. 7. 17. — Wo fie in einem Urtheile nicht auds 4781. 
gedrüdt ift, kann fie nicht als ſtillſchweigend darin enthalten 
angefehen werden. Ebend. 

23) Der Recurd eined folhen, gegen das ihn feines Dienfted ent: 
fegende Urtbeil, ıft jedesmal einer Dienftbehörde, und noch na= 
mentlih dem Finanzminifterium anzuzeigen. Ebend. 376. 

24) Zur Auslegung der Schlußworte des $. 59. ded MR. Dep. 
Schluſſes. — Ob die in dem Zeitraume, vom Normaltage hf 
zur Eivilbefignahme der Entfhädigungdlande, von den fecularis 

rten oder mediatifirten Fürften wieder befegten Altern Dienft: 
ellen von den neuen Landeöherrn, Behuf der Verſorgun 
folher Diener, anerfannt werden müflen? Hohnh. IV. 213. ff. 

235) R. $._über die Zuruͤcknahme einer durch Ensfötiegung aus 
dem Staatöminifterium verwilligten Penfion. Annalen I. 388, 
11. 42. Oberhofgerichtliche Entfheidung. Ebend. III. 1. — 
vgl. Annalen VI. 82, 181. 

26) R. F. Unterfchied zwifchen Quieſcenz und Penfioniring. Ans 
nalen II. 193. ff. 

27) Der Staatödiener hat dad Recht auf dad ungefchmälerte Ver: 
bleiben feines Dienfteinfommend, felbft wenn feine Gefchäfte 
verringert werden. N. Jahrb. I. 284. — Der Staat kann alle 
jene Dienftleiftungen verlangen, welche deffen Kenntniffen ange: 
meffen find. Ebend. 

28) Reichsſtaͤndiſche Staatöbeamte fonnten nicht willführlich ent» 
laffen werden. N, Jahrb. I. 114. 

29) Sufpenfion vom Gehalte eined in Unterfuhung gesogenen 
———— iſt im Allgemeinen unzuläſſig. R. Fr. Annalen 

30) Ueber Penfionen. Unnalen. V. 155. 

31) R. 8. Penfiondforderung mehrerer Hofdiener an den Gr. Fiskus 
bir. Annalen III. 62. . 

32) R. 5. Anwendung ded Dieneredifted und der Wittwenkaſſenord⸗ 
nung. Annalen VI. 271. 


Kirchendiener. 


* 33) Gefeg über die Anfprühe der Lehrer verfhiedener Anftalten, 
e Dinf tlih der Witiwen-Penſions- und Untertügungdgebalte 
ur ihre Hinterbliebenen. R. B. 1832. IV. Samml. IV. 138. 


+39 * Berforgung der fecularifirten Ordendgeiftlihen bir. Hohnh. 
. 55. 57. 


35) Die Staatödienerpragmatif gilt nur ald Geſetz für die weltli— 
hen Staatödiener, nicht für die geiftlichen, ftanded- und grund» 
derrlihen Beamten. Hohnh. III. 143.—V. 249, 251. 


Standes- und Grundherrliche Diener, 


+ 36) Ehemalige Reiböritter waren nicht befugt, ihre Quftigbes 
ansten nah Willkuͤhr vom Dienft und Gehalt zu entlaflen. 
Hohnh. V. 6. 14. — Dorbehaltene Auffündigungsbefugniß 
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1781. wurde ald conditio turpis, und deßwegen pro non scripta 

angefeben. Ebend. 14. 

37) Ein Anftellungdvertrag wird auch vom Standeöherrn mit ei 
am — abgeſchloſſen. Hohnh. V. 251. — f. 0 

ro 

38) Grundhperrn koͤnnen ihre Beamten nicht eigenmaͤchtig, ſon⸗ 
dern nur mit — — oder —— run 
es 2 . 15. — Andere Meinung. N. Jahrb. 


39) —— "als dienfipofizeifiche Behörde ihrer Beamten. N. 
Jahrb. I. 118. 


40) Dur sea der Patrimonialgerichtöbarfeit trat der 
Staat in die ——ãe— der — gesen deren us 
—— — vgl. die Entſcheidung 

1. Inſtanz. in 88 

41) x. F. über Beſoldungs- und —————— eines ſtandes⸗ 
herrlichen Dieners . den Fragen über die Schuldigkeit des 
Ganzen, über die Größe des Anſpruches, das Befteben aus 
Geld und Naturalien ra und dad Begehren von Berzugszinfen. 
Annalen V. 253. — VI. 85. 341. 

42) Welche: N bat eine Wittwe, deren Ehemann, 
früher ftandedherrlicher Diener, —* * Staarökaffe immatriculirt 
wurde? Annalen IV. 310. V 


Gemeindsdiener. 


43) R. F. die lebenslaͤngliche An elung eines ſtaͤdtiſchen Rath. 
ſchreibers btr. Annalen II. a g n 
44) Sind die 9 Antrag des — und Buͤrgerausſchuſſes. 
von den Kreisdirektorien den Ortövorftebern bewi igten Penſio⸗ 
nen durch die Gemeinddordnung denfelben entzogen worden ? 
— DBerneint. Annalen II: 252. f. III. 61. f. 


Zweiter Abfchnitt, 


Bon Fuhrs und Schiffleuten. *) 


(1782—1785. **) 
Bei Aufgabe einer Sache auf die Poſt wird der Adreffat ald 
1784. f Eigen mer betrachtet, — 4 m eh * Galle des Verlu—⸗ 
ein Klagerecht zu. Annalen VI. 34. ff. 


») * uhrleuten und — — II. = — Brauer 
. 911. ff. — Zrefurt 289. $. 302. — Roth II, 32. 

*) 1782. ſ. 1384. 1952. — Nr. 6. C. c. — Res 103. 
C. comm, — Xrt, 1783. f. die Rot. zu 1384. C. c. und 
97. ff. C. comm. — Art. 17834. f. 1148. 1302. 1384. 2060. 
c, ©, und Art. 97. ff. C. comm, — Art. 1785, f. 8. %, ff. 
101, 107. C. comm, 


Don dem Dienftverbing: 579 
Dritter Abfchnitt. | 


Don Werkverdingen auf Prets und Weberfchlag, oder Bauſch ımd Bogen. *) 


(1787—1799. **) 

+ Ein Dienftverding, wodurch ſich einer dem andern zu einer ge: 
wiffen Dienftleiftung verbindlich macht, fett voraus, daß jener 
auch die gewöhnliche Fähigfeit dazu haben muͤſſe. Hobnb. IV. 
252. War eine Probearbeit vorangegangen, fo muß die Zufage 
mit Beziehung auf diefe verftanden werden. Ebend. 

IR * über die Anwendbarkeit des £. ©. 1791. Annalen V. 


2. Die Baumeifter und Bauunternehmer find für das 
Einftürzen der von ihnen gefertigten. Arbeiten verantwortlich, 
wenn gleich daffelbe durch Eindringen des Waffers aus einem 
benachbarten Kanal entftanden feyn follte; es ift ihre Sache, 
bei der Aufführung alle nöthigen Vorſichtsmaßregeln zu Ber: 
meidung eines folhen Zufall zu nehmen. Paris. S. 28. 2. 
316 D. %. 2. 178. L. 81. 552. 

(3) Der Art. 1792. iſt nicht befchräntend, oder als bie 
File ausfchließend zu verftehen, wofür der Baumelfter oder Uns 
ternehmer aus allgemeinen Rechtsgrundſaͤtzen verantwortlich 
gemaht werden Fann. Beide Eönnen daher in Anſpruch ges 
nommen werben wegen Webelftänden ober Baufehlern, welche 
gleichwohl nicht geeignet wären, den Einfturz des Gebäudes here 
beizuführen. C. H. Vw. Paris. J. 19. S. 1835. 1. 216. 

(4) Der Bauunternehmer ift für den Einfturz des von 
ihm erbauten Haufes nidyt verantwortlih, wenn berfelbe durch 
Arbeiten veranlaßt wurde, welche in der Folge vom Eigenthümer 
felbft veranftaltet worden find, wenn fie fogar durch einen Ars 
beiter des Unternehmers und mit Materialien, welche diefer ges 
liefert, ausgeführt wurden, übrigens auf eine Weife dargethan 
ift, daß er bei den legtern Arbeiten als Unternehmer um bes 
— Preis gehandelt habe. Bourges. R. G. 1837. 2. 


1787. 


1791. 
17N. 


(5) Die Gewaͤhrleiſtungsklage gegen den Baumeifter oder * 


Unternehmer wegen Baufehlern verjährt, wie die Gemwährleiftung 
feibft, in zehn Jahren, vom Zage der übernommenen Arbeiten, 
und nicht von da an gerechnet, wo das Gebäude zu Grunde ges 
gangen, oder wo bie mäÄhrend der zehn Jahre ſich zeigenden 
Baufehler entdede worden find, Paris. R. G. 1837. 2. 
257. 9) | 





*) Bon dem Berbingsvertrage. Zadar. II, 374. — Brauer V. . 


-863. + 

**) Xrt. 1788. f. 1136. 1138. 1146. 1302. 1795. — Art. 1792. ſ. 
2103. 2110. 2270. nn Art. 1795. ſ. 1742. \ 

u, Trefurt. 290. $ 303. ⸗511. d. 652. 2). 
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1793. 


179. - 


1798. 


580 Bon dem Dienftverbing. 


Der Art. 1793. muß in folgendem Sinne verftanden, und 
angewendet werden: fürs erfte, daß zu den Veränderungen des 
Planes hinlänglihe Ermächtigung ertheilt fe, wenn der Plan 
vom Bauherren felbft verbeffert wurde, daß diefer folglich Eeinen 
Grund mehr habe, das vollendete Werk unter dem Vorwande 
zurüdzumeifen, daß e8 dem urfprünglichen Plane nicht entfpreche; 
fürs andere, daß gleichwohl die Genehmigung der Veränderungen 
des Planes nicht die Einwilligung zur Erhöhung des Preifes 
nach fich ziehe, wenn in diefer Hinficht Fein ausdrüdlicher Vers 
trag vorhanden if. C. H. Vw. Paris S. 297. 1. 243. D. 
24. 1. 455. L. 79. 19. | 


+1) Wo bei Mccorden die Klafterzahl mur ald Mittel_ zur 
Beurtheilung des möglichen — der Arbeit, in Folge 
der artiſtiſchen Anordnung erſcheint, Damit die Steigerer bier: 
nach ihr Gebot einrichten können, da findet um defmwillen allein 
feine Preisminderung flatt. Annalen II. 128. 


2) Die im 8. ©. 1793. erforderte ſchriftliche Ermächtigung von 
Seiten des Bauherrn kann auch durch ein ftillfehweigendes 
ie erfegt, und dann der Mehraufwand nach der ur: 
fon nglicpen Preisübereinkunft gefchägt werden. N. Jahrb. 


1. 2. Das MWerkverding wird nicht gleicherweife durch 
ben Vermögenszerfall des Unternehmers aufgelöst , wie es durch 
fein Ableben gefhieht. Gaen. S. 28. 2. 80. 


3. Ein Werk (3. B. die Erbauung eined Schiffes), mit 
deffen Fertigung ein Unternehmer beauftragt wurde, nebft Liefe— 
rung der Materialien, und unter der Bedingung, baf ber Preis nady 
und nah im Verhältniß feiner Arbeit bezahlt werde, ift, wenn der 
Unternehmer vor Beendigung des Werkes in Sant geräth, das 
ausfchließliche Eigenthum des Beſtellers. Legterer hat überdies 
das Recht, von der Maffe die Vollendung des Werkes, oder in 
Ermangelung deffen Entfhädigung zu verlangen, für deren Ber 
zahlung er der Maffe als ordentlicher Gläubiger gegenüber fteht. 
Eaen. 8. 28. 2. 80. 


(1) Die bei Errichtung eines Gebäudes oder anderer im 
Wege der Unternehmung gefertigten Werke verwendeten Arbeiter 
haben wegen Zahlung ihres Lohnes einen unmittelbaren Anz 
ſpruch an den Bauherrn : fo daß fie, fogar im Falle der Ver- 
gantung ded Unternehmers, mit Vorrang vor allen andern 
Glaͤubigern deffelben, mit den vom Bauheren reftirenden Sum« 


“men bezahlt werden müffen. Douai. R. G. 1833. 2. 536. 
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Biertes Kapitel, 
Bon der Viehverftellung. 


Erster Abschnitt. 
Allgemeine Berfügungen. ’) 

**) 4801. 
Zweiter Abfchnitt. 


Bon ber einfachen Viehverftellung. 


(1804—1817). ***) 


Bei der einfachen Viehverſtellung ift der duch Zufall, ohne 1810. 
Verfhulden des Einftellers, entftandene Schaden von jenem und 
dem VBerfteller gemeinfchaftlich zu tragen. Poitiers. S. 2. 2. 100. 

Das Vorzugsrecht des Eigenthuͤmers an allen Gegenftänden, 1813. 
die zur Einrichtung eines Pachtqutes gehören, erftredt ſich auch 
auf das Vieh, welches feinem Pächter von einem Dritten ver: 
ftellt wurde, wenn die Wiehverftellung dem Eigenthuͤmer des 
Pachtgutes erft nach der Verbringung des Viehes auf das Gut 
a worden if. E. 9. Vw. S. 20. 1. 469. D. 

1 . 


Dritter Abfchnitt. 


Bon ber halbtheiligen Biehverftellung. 


Dierter Abschnitt. 
Don ber Bichverftellung an ben Zins⸗ oder Theilpädhter. - 
$. I. 
Von der Vichverftellung an den Binspädter. 
(1821— 1826. *°**) 


*) Bon ber Biehverftellung im Allgemeinen. Zachar. Il. 375. 
**) Bon ben einzelnen Arten der Viehverſtellung. Zachar. II. 376. 


”**) Art. 1804. |. 1811.— Art, 1805. f. 1810. 1817. 1822,.—XArt. 
> f. 1728. 1809.— Art. 1807. f. 1722. 1809. 18235.— Art. 
808. f. 1648.—Xrt. 1809. ſ. 646.—Xrt. 1810. ſ. 1302. 1817. 


1er. en 1811. f. 1772. 1803. 1828. - Art. 1813. f. 2102. 
ro, 1. 


"+, Art. 1821, ſ. 2062.—%Xrt. 1822. ſ. 1805. 2062. 2102.—Xrt. 
1823. f. 1803. 1819. Art. 1825. f. 1810. 2062. 
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ell I von unbeſtimmter ald von be 
i rg Burg * "od Mir ——— tn 
Hobnd. II. 167—171 —3— kann die Fortdauer 
— dem Tode eined Seleif afterd — 3* werden. Ebend. 
. 1867. *) 
1868. + - * Geſellſchaftsmaſſe kann ein Geſellſchafter, nach dem 
Tode des Mitgeſellſchafters, einen en — — ohne der 
Er ve andern zu ſeyn. Hohnh. V 


1869. Die Auflöfung einer Handelsgefellfhaft unter gemeinfhaft 
lichem Namen kann auf Verlangen eines ber Gefellfchafter vor 
Ablauf des zu feiner Dauer gefegten Zieles ausgefprochen wer⸗ 
ben: vorbehaltlich einer a der Mitgefellfchafter. 
&yon. S. 24. 2. 221. D. 22. 2. 123. L. 75. 23. 

Ein Gefelfchafter ann, — Einwilligung der uͤbrigen, ſich 
von der Geſellſchaft zu einer Zeit zuruͤckziehen, wo ſie nicht im 
Verluſte ſteht, und ſich von jeder Samtverbindlichkeit frei machen, 
die aus den nachherigen Gefchäften feiner — — 
ginge, | — * Vw. Reims. S. 7. 2. 1204. 2. 156. 


1870 


1871. 9) 
Nicht jede Verlegung eined Gefellichaftövertraged erfcheint als 
— ſo che, —— der ganze ——— F ſeinen 
mefentlichen Bedingungen verlegt und angegriffen wäre. Die 
N folher Verletzungen ift Sache ded Richterd. So 
ad Mitnehmen unberechtigter Perfonen auf eine in Ge 
beufchaft gepacdhtete Jagd. Annalen III. 148. f. 


1872. 2. Der Glaͤubiger eines Gefellfhafters hat bei ber „Rice 
tioftelung und Theilung der Gefellfhaft das Recht der Inter— 
vention, damit nichts zu Gefährdung feiner Berechtigungen ger 
ſchehe; allein, wenn er nicht intervenirt hat, fo Bann er bie 
ohne Widerſpruch von feiner Seite vollzogene a und 
en nicht anfechten. Paris S. 7. 2. 719. L. 18. 


=) Untergang einer Gefellfchaftsfadhe. Brauer VI, 211. 
>*) unzeitige Auflündigung ber Gefelfchaft. Brauer V, 991. 
) Won der Theilung bed Gemeingutes nad ber Auflöfung ber 


Geſellſchaft. Zadar. II, — —— der Geſell⸗ 
fhaftsgläubiger., Brauer VI, 212, — Belt $. 3 
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2) 2. ®. die Allodification der berrfchaftlihen Bauernlehen btr. 
R. B. 1826. XV. 
*) 1831. 
+1) Bauernlehen (feudum censuale s. rusticum) wie 5 ba 
von der Emphyteusis und andern Bauerngütern unterfcheide. 
Hohnh. II. 192. ff. — IV. 123, 

2) Belebnung ift die Erklärung des Eigenthümerd, modur 
dad nugbare Eigenthum auf den, der ed erworben bat, uͤbertra⸗ 
gen ns Hohnh. IV. 109. 111. f. 115. 121. — vgl. Annas 

3) Letzt erer at dad Recht, gegen den Grundeigenthbümer und feine 

J— auf —— des Nugeigenthums und Su 
ftellung des Erbbeftandbriefed zu klagen. Ebend. 121. 

4) Ein erNepentenr it eine gemeinfchaftlihe Urkunde. Hohnh. 


5) Wirkungen des Erblebend. Hobnd. VI. 280. 283. if nur ein 
lebenähnliched Inttitut. ebend. 274. f£ — Die dieffälligen 2. 3. 
find keine neuen Gefege. 283. 

6) Eine Klage auf Handlohndberehtigung ift eine onfeflo- 
rienflage, zu deren Anftellung erforderlich ift, daß ein hierzu ge⸗ 
eigneter Fall eingetreten, und dabei der Kläger an der Ausübung 
feıned Rechte durd ein r —— Benehmen der Bellag- 
ten gehindert worden ſey. N. Jahrb. IV. 46. ff. 

7) Im Erbiehenbriefe kann nicht beftimmt werden, mer fuccebiren 1B3F- 
ou, und in welder Ordnung, fondern nur, wer nicht fucce 
dire, wo dad Succeffiondredt aufböre, fomit dad Erbiehen 
dem Grundeigenthümer wieder heimfalle: nab 2. 3. 577 ac, 
und 1831 bb. Hohnh. III. 9. ff. — Die Erbfolge nad) alten 
Rechten ift fehr controverd. Ebend. 

8) In demfelben findet jet feine successio ex pacto et provi- 1831 

ntia majorum ftatt, fondern nur die gefegliche, in an⸗ 


gelung einer teſtamentariſchen. Ebend. bd 
29) 8. V. R. B. 1832. LX. 1831. 
+ 10) Meliorationen, wozu der Erblehentraͤger nad dem Contracte be 


nicht verbunden war, muß ihm der Grundeigenthüämer —— 
jedoch erſt beim Heimfalle des Erblehens. Hohnh. II. 193, f. 

11) Verpfaͤndung des Grundeigenthums kann ohne Zuſtimmung der 
Lehenherrſchaft nicht —* wohl aber die Verpfaͤndung des 
Nutzeigenthums. Miniſt. d. Inn. Annalen 1.353. vgl. Hohnp- 

VI. — Annalen IV. 185. 
12) R. F. über Verpflichtung zur Handlohnszahlung in Adjudica: 
tiondfällen. rer ıı 2 ee Per ie 
13) Der Nugeigenthümer hat die Ausfertigung eined Lehenbri 
au beachte, ei Grundeigenthuͤmer folchen J4 gg rg 


414) Die 2. ©. 710 fc. und 2263. find auf dad Handlohnrecht aus. 
einem Erbbeftande nicht anwendbar. N. Jahrb. IV, 49. 


*) Trefurt 284—286. 
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15) R. 3. von Handlohn aus einem angebli theilbaren Erbbe: 
ftandögute, welches einem einzigen er Miterben überlaffen 
wurde, Annalen V. 264. — VI. 95. 

1831. *) , 4 ’ 
bk 16) Dur Entfchlagung des Nutzeigenthums tritt der Erbpächter 

in feine urfprüngliben Berbältniffe zurüd. Hobnh. V. 212. 
Die Vereinigung des Obereigenthums mit demfelben Fann ibm 
nicht obtrudirt werden. Ebend. 

17) Verluſt des Erbbeftanded durch Mißbrauch des Beftandgutes, 
Hohnd. I. 287: f. 


Neunter Titel. 
on dem Geſellſchaftsvertrag. 


Erſtes Rapitel. 
Aligemeine Verfügungen. **) 


(1832 — 1834, ***) 

1833, Der Art. 1833. befagend, daß jeder Geſellſchaftsvertrag 
im gemeinfchaftlihen Intereſſe der Parteien gefchloffen ſeyn 
muͤſſe, iſt nicht auf die Chegemeinfhaften anwendbar, zumal 
auf jene, welche ſchon vor Verkündigung des Code bedungen 
C. 9. Bw. Paris. S.29.1. 149. D. 27. 1. 150. L. 


1834. 1. Eine Gefellfhaft, worüber fein fchriftlicher Wertrag 
vorhanden ift, kann durch andere Urkunden ermwiefen werben, 
felbft zwiſchen Gefelffchaftern, welche nicht Handel treiben. Zu: 
tin. S. 13. 2. 352. — ©. 9. Bw. Lot. S. 2. 1. 11. D. 1. 
372. — Paris. S. 7. 2. 1204. L. 18. 292. — Brüffel. 8. 
14, 2. 93. 

2. Die Beflimmung des Art. 1834. ift nicht auf Han: 
delsgefellfhaften anwendbar. Diefe Beftimmungen geben nur 
bie Gefeufhafter unter fih an. Im Intereffe Dritter genägt 
es, daß die Gefellfchaft, auf deren Vertrauen fie einen Vertrag 
en en Öffentlich befannt geworden. C. H. Bw. S. 
3. Wenn jemand ſich verbindfid macht, einem andern 


*) Verfall eines Erbbeftandgutes durch Nichtzahlung des ZBinfes, 
Brauer VI. 205. — Ueber Verjährung der Erblehen. Archiv 
f. R. 111. 15—30, nz Roth III. 175. 
**) Begriff des Gefellfchaftsvertrages. Zadar. II. 377. 
***) Art. 1832. f. 1106. 1853. 1855. — Urt. 1833, f. 1108, 1133. 
— Art. 1834. f. 1325. 1330. 1341. 1347, C. c. 39, 41. 49. 


C. comm, 
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eine beftimmte Summe zugeben, damit dieſer in die Auflöfung 183. 
einer Gefellfhaft willige, welche unter ihnen beftehen folle, fo 
beweiſet diefe Urkunde unter den Parteien das Dafeyn ber Ges 
fellfchaft, und kann nidt, als ein Vertrag auf falfcher Urfache 
beruhend, um befmwillen allein aufgehoben werden, weil ber Ge: 
fellfhaftsvertrag nicht fehriftlich abgefaßt war Paris. S. 7. 2. 
1204 L 18. 292. 


5. Wenn von mehreren Individuen zugeftanden ift, 
daß fie in Gefellfhaft in die Lotterie gefegt haben, fo ift der 
Zeugenbeweis Über die Bedingungen dieſer Gefellfhaft zuläffig, 
wenn der Einfag unter 150 Franken ift, felbft wenn der Ge⸗ 
a. eine flärfere Summe betragen follte. Turin. 8. 7. 2. 

1 


6. Durd die Art. 1834. und 1866. find die Art. 1107. 
und 1347. über den Beweis der Verträge nicht aufgehoben. 
Das Dafeyn und die WBerlängerung ſolcher Gefellfhaften kann 
daher, wie jede andere Webereinkunft, durch Zeugen bewiefen wer- 
* den, wenn ber Anfang eines fohriftlihen Beweiſes vorhanden ift. 
C. 9. Bw. Zoutoufe. S. 26. 1. 284. D. 24. 1, 102. L. 
78. 87. *) 

7. Eine allgemeine Gefellfhaft auf das ganze Vermögen, 
ann, in Ermangelung einer Urkunde über die Errichtung der 
Geſeilſchaft, durch wichtige, treffende und uͤbereinſtimmende Ber: 
muthungen oder durch Zeugen bemiefen werden, wenn ber An« 
N a Beweifes vorhanden if, Nancy. S. 29. 


+ Der Gelellfchaftsvertrag fann nur durch Urkunde, alfo nicht 
durch Eideszufchiebung bemiefen werden. Annalen VI. 335. f. 
Entgegen gefegte Anticht. 336. — f. Nr. 1. 6. 7.2. X. 


Zweites Kapitel. 
Bon den verfchiedenen Gattungen der Gejellfchaften. ***) 
Erfter Abſchnitt. 


Bon allgemeinen Gefellfchaften. ***") 
| (1836—1840. +) 





*) Laukhard IT. 378. 
**) Bedingungen der Gültigkeit des Gefellihaftsvertrages. Zachar 
1. 378. — Brauer V. 880. 
+48) Bon ben verfchiedenen Arten der Gefellfchaften. Sadar. IT. 
379. — Brauer V. 878. 834. 

***) Ylles erworbene Geſellſchaftsgut wird kraft Gefeges gemein: 
ſchaftlich. Brauer V. 882. — Der Rechtsvortheil der Rothdurft 
bei allgemeinen Serufheften fällt weg. Ebend. 

+) Art. 1840. f. 853. » %07. 908. 
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Zweiter Abſchnitt. ei 
Bon befondern Gefellichaften. 


| (1841—1842. *) 

1841. ° GStreitgenofienfhaft. P. D. $. 9. Motive ©. 6. 

1842. 1. Eine Gefeufhaft unter Nicht:Handelsleuten, zur Ge 
winnung der Produkte eines Bergwerkes gefchloffen, ift ihrem 
Weſen nad) eine bürgerrechtlihe Geſellſchaft. Sie kann nice 
als eine unbenannte Handelsgefellfchaft betrachtet werben, felbft 
wenn fie ſich mander Verfahrungsarten, melde gewöhnlich 
den mens Gefelifchaften > ‚ bedienen * C. H. 
Vw. Nismes. S. 27. 1. 137. D — 1. 157. L. 75. 542. 
— Caff. Aix. J. 19. s. 1834. 1 

2. Deßgleichen bei einer — welche zur Ausfuͤh⸗ 
rung eines Werkverdinges — wurde, ſelbſt wenn ſie nach 
Actien vertheilt wäre. Paris. 8. 31. 2. 282. 

1) Für einen Geſellſchaftsvertrag wurde ed gehalten, wo ein Päd 
{ ea einer Soden roeente de Ertraged "andern Ibn 


unter der Verbindlichkeit, eine gewiſſe Summe ar 
—* Bankeinſatze beizutragen. Hohnh. II. 164. f. 174. 


2) — daß eine Privasgefellihaft die Eigenſchaſten der Auf 
napmördbi keit feftfegt,, erwaͤchbi ei Düitten fein Recht, 
die Aufnahme zu verlangen. Annalen IV. 109. f. 162. f. — 
Entgegen gefegte Anficht. Ebend. 161. f. 


Drittes Kapitel. 


Bon den Berbindlichfeiten der au unter fidy und 
gegen Dritt 


Erfter Abfchnitt, 
Bon den VBerbinblichfeiten der Gefellfchafter unter ſich. 
(1843—1861. 


1.) 
1846. 1. Wenn der Gefchäftsträger einer Geſellſchaft ſich nicht 
über bie Verwendungen der Gelder der Geſellſchaft — 





®) Art. 1841. f. 18. C. comm, — Art. 1842, ſ. 22. Nr. 8. 48. 
Nr. 3. C. comm. 

») Art 1843. f. 46. GC. comm,—Xtt. 1844. f. 1865. — Art. 1845. 
ſ. 1625. 1626. 1644. 1867.—Xrt, 1847. ſ. 1853. C. c. 51. 
GC. comm.— Art. 1848. ſ. 1253. 1256. — Art. 1851. f. 1883. 
— Art. 1856. f. 2004. 2005, — Art, 1857, 2 1995. — Art. 1858. 
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kann, fo wird kraft Gefeges vermuthet, daß er fie aus ber Ger 1846. 


feufhaftskaffe zu feinem Privatvortheil entnommen habe; er ift 
dbaher die Zinfen daraus ſchuldig, —— von jeder gericht⸗ 
lichen Klage. C. H. Bw. Grenoble. S. 13. 1. 386. D. 11. 
1. 223. L. 37. 16. 

2. Wenn eine mehreren Gefelifhaftern zugehörige Nieder⸗ 
‚ Saffung von einigen der Gefelfchafter auf ihre befondere Rech⸗ 
nung verwaltet wird, unter der Bedingung, jedes Jahr eine bes 
flimmte Summe , unter dem Namen eines Gewinnes, in bie 
Geſellſchaftskaſſe einzulegen, fo find die Gefchäftsträger dieſe 
jährlihe Summe mehr in ber Eigenfhaft als Geſellſchafter, 
denn als Beftänder fchuldig; fie fchulden darum bie Zinfen 
davon, kraft Gefeges ohne Klage, vom Berfalltag an. Gres 
noble. S. 27. 2. 105. D. 25. 2. 40. 

(1) Die Anbedingung einer zum Voraus beftimmten runs 
den Summe aus dem Gewinn einer Hanbdelsgefellfhaft, unab⸗ 
bängig von den gefegmäßigen Zinſen eines dieſer Gefelfhaft ge⸗ 
liehenen Kapitals, ift weder unerlaubt noch wucherlich. (Geſetz 
vom 3. Sept. 1807.)— Kann die bedungene runde Summe felbft 
dann gefordert werden, wenn bie Gefellfchaft einen Gewinn 
fondern Schaden gehabt haben follte? Stillfehweigend bejaht.— 
Müßte man in fölhem Falle nicht den Art. 1855. anmenden, 
ber das Gedinge für ungültig erklärt, wodurch die von einem 
oder mehreren Gefellfchaftern in die Gefellfhaft eingelegten 
Summen oder Effekten von jedem Beitrage zum Berlufte loss 
— wuͤrden? Paris. J. 19. 8. 1834. 1. 338. 

(1)b. Caſſirt: die Anbedingung, wie N oben — 
iR — und wucherlich. Caſſ. Paris. R. G. 1837. 


— Die Wahl einer Alternative bei Vertheilung bes Ger 
winnes einer Geſellſchaft kann in der Vertragsurkunde einem 
der Geſellſchafter uͤberlaſſen werden. Folglich und insbeſondere 
ift die Verabredung gültig, daß ein Gefellſchafter, deſſen Einlage 
nur in feiner perfönlihen Thaͤtigkeit befteht, innerhalb einer ges 
wiffen Frift die Wahlbefugniß haben folle: entweder eines. bes 
flimmten Sahrsgehaltes, oder eines Antheils am Gewinne. Eine 
ſolche Webereinkunft ift nicht fo zu betrachten, als Eönne fie zum 


f. 1995. — Urt. 1843. Bon den ‚gesenfeitigen Verbindlichkei⸗ 
ten der Gefellfchafter. Zachar. I — Gigenthumsübers 
gang in Gefellfchaften. Brauer VI. 206.—Einbringenseigenfchaft 
bei befondern Gefellfhaften. Ebend. 207. — Art. 1846. Vers 
be ea des geſellſchaftlichen Einbringens. Brauer 

1. Art. 1853. Von dengegenfeitigen Rechten der Ges 
feufchafter. Zachar. II. 381.— 1.1854 a. zu Zrefurt 291. $. 309. 
2). (Drudfehler im babifhen Zerte: flatt „‚gleiche” I. uns 
gleiche.)— Art, 1856. Bon ber Verwaltung des Gemeingutes, 
Zachar. II. 382. Art. 1858. Trefurt 292. $. 313. 


1855. 


1855. 


1859. 


1862. 


1863. 
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Erfolge führen, daß biefer Gefellfhafter von jedem Beitrage 
zum Berlufte befreit werde, und gegen das Verbot des Art. 
1855. eine Löwengefelfchaft fich ergeben würde. Jene BVerabre: 


‚bung macht aud nicht das Dafenn der Gefellfhaft von ber 


Wahl des Gefellfhafters von einem beftimmten Antheil am 
Gewinn abhängig. Daher gibt die in der Folge getroffene 
Wapı diefer legt erwähnten Theilungsart ihm das Recht, an 
dem im Zeitpunfte der Wahl ſchon vorhandenen Gewinne Ans 
a zu nehmen. €. H. Vw. Rennes. R. G. 1837. 1. 


1. Das Verbot an jeden Oefellfchafter oder Theilhaber, 
ohne Zuftimmung der übrigen feine Veränderung an der ges 
meinfchaftlihen Sache vorzunehmen, ift nur auf folhe Veraͤnde— 
rungen anwendbar, welche das Weſen der Sache ummandeln 
würden, nicht aber auf folche, die den Zuitand und die Beftim- 
mung der Sache erhalten, und nur eine Erleichterung des rechts 
mäßigen Gebrauces derfelben für einen der Gefellfhafter zum 
Zwede haben, ohne die — der uͤbrigen zu beeintraͤchtigen. 
Zouloufe. S. W. 2. 274. D. W. 2. 212. — f. Art. 18. 27. 
28. C. comm. 

(2) Wenn hergeftellt worden, daß der Geſchaͤftsbeſorger 
einer Geſellſchaft einen Beſtand abgeſchloſſen hat, deſſen Dauer 
das Beduͤrfniß der Geſellſchaft uͤberſchreitet, ſo kann jener Ge. 
—— falls die Geſellſchaft vor Ablauf des Beſtandvertrages 
ſich auflöfen ſollte, zur alleinigen Zahlung der noch bevorſtehen⸗ 
den Beſtandzieler verurtheilt werden. EC. H. Bw. Douai. R. 
G. 1837. 1. 940. 


Zweiter Abfchnitt. 


Bon den Berbindlichkeiten der Gefellfchafter gegen Dritte. 


Kraft Gefeges, und ohne befondere Uebereinkunft, findet zwi— 
fhen Nicht: Handelsgefellfhaftern Samtverbindlichfeit ftatt für 
ein untheilbares Gefhäft, als 3. B. den Betrieb einer Mühle. 
Brüffel. S. 12. 2. 366. L. 31. 130. **) 

1. Wenn Gefellfehafter, bürgerlihe nämlich, zur Zahlung 
der von einem unter ihnen aufgenommenen Schuld deßhalb 
verpflichtet find, weil die Schuld zum Beten der Geſellſchaft 


*) Lömwengefellfchaften find ungültig. Brauer V. 883. 


*) Bon ben ga der Gefellfchafter gegen britte Pers 
fonen. Zachar. II. 383. Samtverbindlichkeiten der Gefell- 
fhafter. Brauer VI. 208, 210. 
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verwendet wurde, fo find fie es darum nicht für gleihe Summe 
und Antheil : fondern jeder von ihnen nur verhältnißmäßig für 
feinen Antheil der Gefellfhaft. ©. H. Bw. Grenoble. S. 
25. 1. 138. L. 71. 379. 

(3) — — Glaͤubiger einer Geſellſchaft auf Gewinn 
aus den der Geſellſchaft gehörigen Gütern, mit Vorrangq vor 
den perfönlichen Gläubigern eines jeden Geſellſchafters, bezahlt 
werden follen, fo befteht doc diefes Recht bes Vorranges nur 
bis zur Abtheilung der Gefellfhaft. Nah der Abtheilung koͤn⸗ 
nen die Gefellfhaftsgläubiger kein Recht zu Verfolgung der ab: 
yırıın Liegenfchaften anfprehen. Bordeaux. R. G. 1833. 
(1) Das von einem Gefellfhafter, in feinem eigenen Nas 
men und ohne Auftrag der Sefellfhaft, gemachte Anleihen ver: 
pflichtet nur diefen Gefellfchafter, und nit die andern, wenn 
glei die aufgenommene Summe in die Gefellfchaftsfaffe ges 
floffen, falls legtereg nur auf befondere Rechnung des die An— 
leihe madyenden Geſellſchafters, und um ihn von feiner Schuld 
gegen die Gefellfhaft zu befreien, gefchehen if. Man kann 
nicht fagen, daß in diefem Falle die in die Gefellfchaftstaffe ge— 
legte Summe im Sinne des Art. 1864. zum Nugen der Ge: 
felfchaft verwendet ‚worden ſey. €. H. Vw. Poitiers. J. 19. 
S. 1835. 1. 854. **) 


Viertes Kapitel. 
Von den verfchiedenen Arten der Gefellichaftsauflöfung. 


(1865 — 1873. ***) 

1. Eine Geſellſchaft, welche gefhloffen wurde, um ein 
Gefhäft binnen einer gewiffen Zeit zu vollenden, hat bis zur 
— des Geſchaͤftes fortzubeſtehen, wenn der Anbetracht 
der Zeit nur von —— — fuͤr die Geſellſchafter 
geweſen iſt. Bruͤſſel. S. 10. 2. 215. * 


” Helge der Gefellfchafter an Dritte, Brauer V. 8. — 
ſ. Art. 22. 24. C. comm. 


ar) can ann der gefellfchaftlichen Rechte und Verbindlich- 
keiten. Brauer VI. 209. 


++) ae f. 1869. 1870. C. c, 46. C. comm. — 1866. [. 


C. c. 46. C. comm.—Xrt. 1870. f. 46. C. comm. — 
Art. 1871. f. 1865. C. c. 51. GC. comm.—Xrt. 1872. f. 816. 
843. 882. 883. - Art. 1873. f. 18. C. comm, 


502) . — Arten, wie ſich eine Geſellſchaft endigt. Zachar. 


1863. 


1864. 


1895. 


1896. 
- 1897. 


1901. 
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Erfter Abſchnitt 


Bon der Natur der Darleibe. 


* 9, in Anfehung ded Handeld audländifcher Juden im dieffeiti- 
en Landen. R. B. 1817. XXII. Samml. Iı. 871. — vol. 
refurt 300. $- 325. i 

4. Wenn im Kurfe der Geldforten eine Verſchiedenheit 
zwifchen der Zeit des Vertrages und der Zeit der Zahlung ein: 
tritt, fo erftredt fih die VBefugniß, die dargeliehene Geldfumme 
nad dem Kurfe zur Zeit der Zahlung abzutragen, aud auf den 
Fall, wo die Parteien Übereingefommen find, daß die Zahlung 
in den nämlichen Sorten geſchehen folle, mie das Darleihen 

oder die Anlegung. Bruͤſſel. S. 10. 2. 207.*) 


** 
**9 
Zweiter Abſchnitt. 
Bon den Verbindlichkeiten des Darleihers. 
*t*) 
(1900—1901. +) 
(1) Die von einer Gefellfhaft übernommene Verbindlich: 


keit, an einen ihrer Gläubiger eine beftimmte Summe aus 
den erften Geldern, worüber fie verfügen könne, 
zu bezahlen, begründet eine Verpflichtung ohne beftimmtes Ber: 
falfziel, hinfichtlich deren der Richter nach Art. 1901. das Zab: 
fungsziel zu beftimmen hat. Bordeaur. R. G. 1833. 2. 548. 


Dritter Abfchnitt. 


Bon den Berbindlichkeiten des Anleihers. 


(1902—1904. ++) 





2) Zrefurt 247. $. 254.—0gl. B. R. 3. 1807. XXXVI. Camml. 
III. 470. — Billigteitsregeln über die Zahlungsart der Geld> 
fhulden haben gefeglihe Kraft erhalten. Brauer V. 100. — 
Ungleiche Münggedinge für Anteihenssdeimzahlungen. Brauer 
vi. 215. — Geldmwerth bei ſolchen Heimzahlungen. Ebend. 
216. VBerrufene oder abgewürdigte Münzen. Brauer V. 97. 
ff. — 3ahlung früherer Geibverbindlichkeiten. Brauer IV. 217. 

**) Zahlungen nach beftimmten Münzfuß. Brauer VI. 218. 
***) Zahlungsmaß des ordentlichen Wohnfiges deffen, der die Vers 
bindlichkeit zu zahlen hat. Brauer V. 101 
”.., Bon den Berbindlichkeiten der Parteien beim Darleihensver⸗ 
trage. Zachar. II. 39. 
+) Art. 1900. f. 1188. 1244. 1913. 
++) rt. 1902. f. 1904. —%tt. 1903. f. 1149. 1247.— Art. 1904. T. 
153. Nr. 1. ff. C, c 184. C. conım, 


“ 
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* Unterftügungdgelder aud milden ge Fr find ald unverzind- 
licher Vorſchuß zum Erfag aus der Fünftigen Berlaffenfchaft 
anqufeben, und nur unbemittelte Notherben bleiben hiervon be: 
fret. a Erg. Ed. 1803. Art, 52. lit. f.g. — MUB. 


1. Die in laufender Rechnung (Conto current) ſchuldigen 
Summen tragen feine Zinfen, wie aud dee Gebrauch feyn 
möge, wenn feine ausdrüdliche Uebereintunft der Parteien vor: 
liegt. Brüffel. S. 16. 2. 80. 

2. Die Verzugszinfen in Handelsſachen laufen nicht erſt 
von Zage der Borladung, fondern ſchon vom Tage des Proteſtes. 
Allemal ift hier Proteft wegen ermangelnder Zahlung, und nicht 
Proteit wegen ermangelnder Annahme zu verftehen. Gaff. S. 
15. 1. 131 D. 12. 1. 623 L. 42. 301. 


Drittes Kapitel. 
Bon der verzindlichen Darleihe. ) 


(1905—1914. **) 

1. Der Grundfag, daß man keine bezahlten Zinſen zurüd: 
fordern Eönne, erſtreckt fih nicht auf wucherlihe Zinfen. Gaff. 
Gaillae. S. 13. 1. 215. 

2. Freiwillig bezahlte Zinfen können nicht zuruͤckgefordert 
werden, obgleidy man fie nit ſchuldig gewefen, oder das Gefeg 
fie unterfagte, odır Fein Klagereht dafür geftattee. C. H. 
Vw. Douai, S. 15. 1. 313, D. 13. 1. 301. L. 43.302 ** 


+ Nicht bedungene Zinfen können nach gemeinem Rechte nicht ge: 
fordert werden, wenn dad Urtheil, worin dad Kapital ohne Er: 
mähnung der Zinfgn zuerfannt wurde, rechtöfräftig geworden 
iſt. Hohnh. III. 178. dabei kommt ed nicht darauf an, ob fie 

gefordert worden find, oder nicht. Ebend. 


1. Der gefegliche Zinsfuß ift fünf vom Hundert in bür- 
gerlihen Gefchäften, und ſechs vom Hundert in Handelsgeſchaͤf⸗ 


*) Bom verzinslichen Darleihen. Zadar. HI. 396. 

**) Art. 1905- |. 584. 1153. 2277. — Betagte Zinsgebinge. Brauer 
VI. 219. — unterſchied ſtummer und fprechender Zinsgebinge. 
Ebend. 220. 

Art, 1906. f. 1236. 1376.—Xrt. 1907. f. 456. 474. 609. 612. 856. 
1153. 1207. 1440. 1473. 1579.—Xrt. 1908. f. 1352.—Xtt. 
1910. ſ. 1968. ff —XArt. 1911. f. 530. 1187. 2277.— Art. 1912. 
f. 1977. Nr, 1. ff. 2131. 2166. Nr. 11.— Art. 1914. fe 1964. 


1968. 
e., — der Schuld aus Zinszahlungen. Brauer VI. 
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1907. ten: überall ohne Einbehaltung der darauf ruhenden Staats- 
abgaben. — In beiden Fällen darf der bedungene Bin den ge» 
ange eig nicht. überfteigen. Gefeg. (1807). S. 8. 2. 18, 

3. Nah Berkündung des Code und vor dem Sefege vom 
3. Sept. 1807. war e8 erlaubt, Zinfen für ein Darleihen nady 
Gutduͤnken zu bedingen. = — 8. 10. 1. %05. D. 
8. 1. 81. L. W. 295. .2. 153. — Brüffel. S. 10. 

4. Der Art. 1907. hatte auf feine Weiſe den Zinefuß 
har oder Zins vom Zins zu — verboten. Caſſ. 
Lyon. S. 15. 1. 76. D. 12. 1. 573. L. 42 332. 

Das Gefeg vom 3. Sept. 1807. ift auf die Binfen 
aus Altern Verträgen nicht anmendbar, felbft nicht auf jene, 
welche erft unter der Herrſchaft des Code entftanben find. De 
fer. S. 10. 2. 567. — €. 9. Bw. Paris. S. %6. 1. 301. 
Rn r 225. L.73. 210. (Ne. 7. db. ©.) Caff Befangon. 3 

. 1834. 1. er. C. 9. Bw. Nanıy. R. G. 1836. 1. 
00. — Montpellier. R. G. 1837. 1. 234. 

7. Im entgegen deſebten Sinn entſchieden. C. H. Vw. 
Agen. 8. 18 1. . D. 16. 1. 247. 

8. Eben * — = an enthält, daß der Zins bis 
zur völligen Rüdzahlung des Kapitals fortlaufen folle, wenn 
aud das Darleihen nur für ein Jahr gegeben wurde. Poitiers. 
S. 25. 2. 415. D. 23. 2. 137. 

9, Zwiſchen Verzugs- und bedungenen Zinſen beſteht der 
Unterſchied, daß erſtere nach dem Geſetze beurtheilt werden, unter 
deſſen Herrſchaft der Verzug eintrat, waͤhrend letztere nach dem 
Geſetze zu beurtheilen — unter welchen der Vertrag zu er 
kam. ng 8. % 69. — €, 9. Bmw. Poitiers. S. 29. 
1. 257. D. 27. 1. 298, 

9b. Der Art. 1907. fo weit er beſtimmt, daß der höher 
der Zinsfuß in einer ſchriftlichen Urkunde ausgedruͤckt ſeyn 
muͤſſe, iſt nicht in dem Sinne zu verſtehen, daß der bedungene 
Zins unguͤltig ſey, wenn er verdeckt, und mit dem Kapital in 
einem und demſelben Rechtsgeſchaͤft einbegriffen iſt. Das Zins⸗ 
verſprechen iſt nur in ſo weit unguͤltig, als es uͤbermaͤßig iſt. 
C. H. Bw. Caen. S. 15. 1. 365. D. 13. 1. 166. L. 43° 18. 

10. Ein Binsverfprechen in einer Urkunde ift nicht deßhalb 
allein ungültig, weil der Zinsfuß nicht feftgefegt wurde ; in die⸗ 
fem Falle kann der Gläubiger den — Zinsfuß verlangen. 
Bourges. 8. 26. 2. 220. D. 24. 2. 
| 11. Das — einer — — wodurch der 
Schuldner ſich zur Zahlung ohne Zinſen bloß bis zum Verfall⸗ 
termine verbindlich macht, gilt fuͤr ein Aalen vom Abe 
laufe bes zen gerechnet. Bourges. S. 26. 2. 220, — 
Bordeaur, S. 32. 2, 626, | 
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13. Deßgleihen das Gedinge, worin der Schuldner vers 1907, 
fpricht, feine Schuld in einer beftimmten Zahl von Jahren zu 
— mit Zinſen am Ende jedes Jahres. Bordeaux. 8. W. 


14. Eben fo das Gedinge, welches ein Zinsverfpredhen bis 
zu dem für die Zahlung feftgefegten Zeitpunkte enthält, obwohl 
zu vermuthen wäre, daß nad) der Abficht der Parteien der Zins 
bis zur Zahlung fortlaufen fole. Diefe Vermuthung kann bie 
vom Gefege vorgefchriebene ausdrüdtiche re nicht ver⸗ 
treten. Bourges. S. 27. 2. 39. D. 25. 2. 41. L. 77. 197. 

15. Das Geſetz bezeichnet als Wucher nur die Gewohn⸗ 
heit, Zinfen über den gefeglichen Fuß zu fordern, Folglich kann 
darum allein ein Individuum nicht als des Zinswuchers fchuls 
big veruecheilt werden, weil baffelbe uͤberwieſen ift, von einem 
feiner —— — * — zu haben. Gaff. 
Genf. 12. 1. 88. D. 10. 8. — Im entgegen gefeg 
en Sinn —— Paris. S. gr 2. 189. D. 26. 2. 27. (Neo. 


16.b. Mündlihe Verfprehung mwucherliher Zinſen kann, 
eben fo wohl als fchriftliche, zu Begruͤndung eines Gewohnheits⸗ 
wuchers dienen. Vergebens würde man fagen, daß folche Wer: 
fpreyungen dem Darleiher Feine Mittel einräumen, den Schulds 
ner zur Zahlung der bedungenen Zinfen —— Caſſ. 
Ghartres. S. 27. 1. 530. D. 25 1. 304. L. 80. 179. 

17. Disconto von Handelseffekten — ſich we⸗ 
ſentlich vom Darleihen auf Zinſen Ein den geſetzlichen Zinsfuß 
uͤberſchreitender Disconto iſt daher kein Wucher im Sinne des 
—— vom 3. * 1807. ©. H. Bw. Caen. 8. 38. 1. 

. 26. 1. 119. L. 81. 410. 

18. Mindeftens nicht, wenn er nicht als Verdeckung eines 
bedungenen Anleihens dargethan worden if. Caſſ. Alengon. 
8. 25. 1. 358. D. 23. t. 300. L. 73. 263. — Caſſ. Rouen. 
> 1.-360. D. 23. 1. 301. — Gaff. Angouleme. 8. 29. 
. 19. Wucher unter der Geftalt von Wechfelgefhäften bleibe 
gleichwohl Wucher; es ift daher ftatthaft, alles dasjenige in Abe 
zug zu bringen, was bei dem Sceingefhäfte den Charakter wu⸗ 
cherlichen Zinfes an fih tragen follte. Jedenfalls werben nicht 
als Wucher betrachtet, die den gefeglichen Zinsfuß überfchreitenden 
Koften des Wechſels und Ruͤckwechſels, welhe dem Inhaber des 
Scheinwechfels vom Ausftellee für ihre Unterhandlung entrichtet 
worden find, wenn bargethan ift, daß bie Unterhandlung im In⸗ 
tereffe ug » BVortheile des Ausftellers flatt fand. | 
Bw. Air. S. 27. 1. 84. 

20. Um wucherlihe Zinfen und das ergehen des Ges 
mwohnbeitswuchers zu begründen, ift es nicht nothwendig, daß die 
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Darleihen in baarem Geld gefhahen, und das Verſprechen eines 
gefegwidrigen Zinfes enthalten. Das Gericht kann Waarenver: 
kaufe als wucherliche Darleihen, und als das Vergehen des 
Gewohnheitswuchers darftellend, wie er im Gefege vom 3. Sept. 
1807. vorgefehen wurde, betrachten. Gaff. Paris. S. 30. 1. 
152. D. 27. 1. 243. — Paris. J. 19. S. 1835. 2. 139. 
21b. Zinfen der Ehefteuer können, ohne daß dies ein 
Wucher ift, über den gefeglihen Zinsfuß der ordentlichen 


Schuldforderungen bedungen werden: 3. B. zu zehn vom Dun: 


dert. Riom S. 32. 2. 15. 

(22) Gommiffionsgebühren, die ein Banquier (über den 
Berrag der uefeglihen Zinfen) aus dem Reſte einer jeden zu 
gewiſſen fefigefegten Zeitpunkten gepflogenen Abrechnung, der 
aufs neue in Rechnung übertragen worden , bezogen hat, 
müffen oder koͤnnen als gefegwidrige Erhöhung der Zinfen be: 
erachtet werden. Gefeg (3 Sept. 1807) €. H. Bw Dijon. 
J. 19. 8. 1835. 1. 334. f. Art 1134 — Ueberbhaupt ift der 
Bezug einer Commiffionsgebühr nebft den gefeglichen Zinfen nur 
da erlaubt, wo der Banquier gewiffe Schritte unternehmen mußte, 
um die geleifteten Vorſchuͤſſe zurüd zu erhalten Ebend.— Gre: 


noble. R. G. 1837. 2. 361. 


(23) Wenn gleih der in einer Schuldverfchreibung mit 
beftimmtem Ziele bedungene Zinsfuß unter dem aefeglichen ſteht, 
fo gebühren dem Gläubiger dennoch die Verzugszinfen nach dem 
Iegteren , vom Zuge der gerichtlichen Klage gerechnet. Geſetz 
(3. Sept. 1807). Paris. R. G. 1836 2. 411. | 

(24) Zur Feſtſetzung der wegen fortgefegten Wuchers verwirkten 
Geldſtrafe muß man in die Berechnung der dargelichenen Kapitalien 
auch den Betrag der Erneuerungen deffelben Darleihens mit aufneh: 
men; diefe Erneuerungen werden felbft als neue mucherliche 
Darleihen betrachtet. Gefeg (3. Sept. 1807.) C. H. Bw. 
Paris. AR. G. 1837. 1. 408 

(25) Wenn wuderlicde Zinfen bezahlt worden find, gebuͤhrt 
die im Art. 3. des Gefeges vom 3 Sept. 1807. gelaffene Wahl, 
zwiſchen der NRüdforderung der zu viel bezogenen Zinfen und- 
der Aufrechnung auf das Kapital, dem Darleiher oder dem Ent: 
lehner? — ex arg. im erflern Sinne. Caſſ. Montpellier. R. 
G. 1837. 1. 234. *) 


+ 1) Der accefforifhe Vertrag über die Verzinfung eined Darleihens 
ae als diefed für ein Handeldgefchäft gelten. 
obnh. III. 30. 


*) Gefegmäßige Binfen. Brauer V. 280. — Erlöfhen ber 3ins- 
verbindlichkeit. Ebend. 288. — vgl. Hohnh. I. 69. — Roth 

I. 89. — 341907 a. Trefurt. 302. $. 327. vgl, R, 8. 1817. 
XXII. §. 1 Se 3. Samml. II. 871. 
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»2) Die a Var einer mindern Vorlehnsſumme auf eine and: 1907e: 
eftellte Verſchreibung einer größern Summe, woneben nod 
RN — ſtipulirt wird, iſt Zinswucher. Juſtiz Min. 
1817 9. S. A.B. 101. — Wehrer IV. 672. 
ſ. es 1352. 1908. 
+ 1) Zinſen werden ald bezahlt vermuthet, wenn die Quittung über 
das Kapital ohne Vorbehalt über daſſelbe ausgekelit worden if. 
Hohnh. III. 179. V. 151. 158. Annalen IV. 187. f. 
2) Diele ermuthung läßt nach 8. 3. 1352. feinen Gegenbeweis 
Hohnh. III. 179. — Entgegen geſetzte Entſcheidung. V. 
54. 


3) Eine ſolche Quittung wirkt auch die „ati ————— bed. 
Derzichted auf die Verzugszinfen. N. Jabrb, 


Dos Gedinge in einem Kaufvertrage, daß ber — nur 1909. 
verbunden ſey, die Kapitalſumme nach eigenem Gutbünten ab— 
zuttagen, und bis zur Zahlung gewiſſe beſtimmte Zinſen zahlen 
folle, gilt für Beſtellung einer Rente, und macht die Schuld 
unablöslih. Paris. S. 5 2. 570. L. 11. 396. 

Eine Rente gilt für eine Erb: und nicht Grundrente, ob⸗ 1911. 
wohl fie von, einer Abtretung von Grundſtuͤcken oder liegenſchaft ⸗ 
lichen Rechten herruͤhrt, wenn die Abtretungsurkunde einen 
Preis als Kapital feſtſetzt, welcher durch die Jahresrente vertre— 
— C. H. Bw. Grenoble. 8. 14. 1. 189. D. 12. 1. 

) . 


1. Der Art. 1912. ift eben fowohl auf Erbrenten an« 192. 
wendbar, die unter Freigebigkeitstitel, oder in Geſtalt von Schen⸗ 
tungen bewilligt, wie auf folhe, welche in —— einer Kapi⸗— 
— — wurden. C. H. Div. Rouen 8. 13. 1. 354. 
2 Die Abſchaͤtung der Renten oder Pachtſchillinge (welche 
in Naturalien bedungen ſind) geſchieht nach den — 
BRENNEN der brei legten Jahre. Decret S. 8 2. 171. 

9 


3. 4. Das Recht, den Schuldner zur Abloͤſung — 
ten, hat der Gläubiger untiderruflih durch die Auffündi- 
gung erworben, unabgefehen des Zablungsanerbietens, womit der 
Schuldner ſich des Verzuges zu emtledigen fucht. Bordeaur. S. 
11. 1. 481. — Sm 5. 13. 2. 64. — Borbeaur. S. 15.3 
144. D. 13 2. 79, L. 43. 349, — €. 9. Bm. Rouen. 8. 
13. 1. 354. D. 11.1 4. 

5. Wenn ein Erbleihevertrag enthält, daß bei ausbleiben 


*) Bon den Erbrenten im Allgemeinen. Zachar. II. 397. — Bon 
ben vorbehaltenen Renten, Ebend. 398. — Bon den beftellten 
Renten. Ebend. 399. age | 
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4912, der Zahlung dreier Schuldzieler der Vertrag kraft Geſetzes auf: 
gehoben feyn, und der Erblehenhere in den Beſitz des Gutes 
zuchdtreten folle, ohne irgend die Betretung des Rechtsweges 
nöthig zu haben, fo Bann der Erblehenträger die Klage auf bie 
Auflöfung niche mit dem Vorwande befeitigen,, daß er nicht in 
Verzug gefegt worden fey. GC. H. Bw. Beſancçon. D. 19. 1. 
163. L. 62. 126. 

6 7. Damit nah der Beftimmung des Art. 1912. ein 
Rentengläubiger das Mecht zur Rückforderung des Kapitals er: 
worben habe, genügt es nicht, daß der Schuldner in der That 
feit zwei Jahren Feine Rudftände bezahlt hat. Es würde nicht 
einmal genügen, wenn ber Rentenvertrag feflfegte, daß im Falle 
ber zwei Jahre hindurch ausbleibenden Zahlung die Aufldfung 
kraft Gefeges, und ohne alle Prozeßform ftate finden fole. Es 
ift überdies nöthig, daß der Schuldner in Verzug gefeßt worden 
fey. €. H. Bw. Zouloufe. S. 14. 1. 241. D. 12. 1. 397.— 
Grenoble. S. 28. 2. 178, D. %. 2. 94. 

8. Der Schuldner einer Rente, die bei demfelben erho: 
‚ben werden muß, kann nicht defhalb allein zur Ablöfung an: 
gehalten werben, weil er zwei Jahre ohne Zahlung hat verftreiz 
hen laffen, ehe er Behufs der Abloͤſung aufgefordert murde. 
Zurin. S. 13. 2. 354. L. 37. 570. — Gaen. 8. 38. 2. 140. 

9 Wenn er indeffen der Urkunde eine Genüge leifter, 
welche ihn in Verzug fest, fo kann er zur Ablöfung angehalten 
werden, felbft wenn er vor Anftelung der Ablöfungsklage die 
baare Zahlung anerboten hätte. Caſſ. Douni. S. 19. 1. 274 
D. 17. 1. 313. L. 55. 453. 

10. Wurde entfhieden, daß ber Schuldner einer Rente, 
die bei ihm erhoben werben muß, wenn er einen Zahlungsbefehl 
auf die rüdftändigen Jahreszielee empfängt, nicht darum allein 
zur Ablöfung verpflichtet iſt, weil die Rüdftände mehr als zwei 
Jahrgänge der Mente betragen, und er nicht unmittelbar nad) 
empfangenen Befehle bezahlt hat. — Er hat Anfprudy auf eie 
nen billigen Auffhub — wohl verftanden, daß es ſich von dem 
Rlıditande von —— zwei Jahren handle. Bourges. 8. 
29. 2. 210. D. %. 2. 211. 

12. 13. Bei ausbleibender Zahlung zweier Jahrgänge ei« 
ner Erbrente, welche vom Schuldner felbft geliefert (ober 
auch bei Ihm erhoben) werden muß, verfällt das Kapital Eraft 
Gefeges durch den bloßen Ablauf des Ziele, und ohne daß es 
nörhig wäre, bdenfelben in Werzug zu fegen. Die von biefem 
Augenblid an erworbene Berechtigung des Gläubigers, die Ab⸗ 
loͤſung zu verlangen, ann ihm nicht mehr entzogen werben, 
ſelbſt nicht durch fpätere baare Zahlungsanerbieten des 
Schuldners. Air. S. 13. 2. 279. — Douai. S. 15. 2. 233. 
L. 40. 475. — €. 9. Bw. Bourges. 5. 18. 1. 238. D. 16. 
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1. 298. L. * 27. — ©. H. Vw. Amiens. S. 19.-1. 13.D. 1912. 
17. 1. 21. L. = 102. — €. H. Bw. Rennes. S. 19. 1. 
174. D. 17. 1. 23. — ©. H. Vw. Drleans. S. 19. 1. 273. 
17. 1. i62. — Gaen. 8. 238.2 * — Aix. S. 14. 2. 

— Poitiers. J. 19. 8. 1835, 2. 511. — ©. H. Vw. 
en 1836. 1. 690. — Xir. R. G. 1837. 2. 1%. 

13. Wenn die Urtundeüber Beftelung einer Rente den Zahs 
lungsort nicht ausdrüdt, fo ift anzunehmen , daß diefelbe beim 
Schuldner erhoben werden müffe, Grenoble. S. 8. 2. 178. 
D. %6. 2. 94. 

14. Eben fo. verhält e8 ſich mit einer Rente, welche an 
einem Orte zahlbar ift, wo der Gläubiger nicht wohnte, obwohl 
er oder feine Rechtsfolger nahmals dort ihre Wohnung 
genommen haben. Anders ift es bei einer Erbrente, deren 
Entrihtung in eine Stadt bedungen ift, wo der Gläubiger 
wohnt ; diefe wird ald Rente betrachtet, welche vom Schuldner 
gelieferte werden muß, wenn fon die Urkunde nicht aus» 
druͤckt, daß fie im. Haufe des Gläubigers zahlbar feyn folle. 
Gaen. S. 28. 2. 140. 

15. Der Schuldner einer Rente, welche die Geffion einer 
Liegenfchaft zur Veranlaffung hat, kann nicht deßhalb allein zur 
Ablöfung genöthigt werden, weil er zweijährige Rüdftände hat 
auflommen laffen, tie beim Schuldner einer Erbrente ber 
Fall feyn würde. Caen. S. 16. 2. 287. D. 14. 2. 111. — 
— Bounet, 8. 24. 1. 861 D. 2. 1. %3. L. 70. 253. 
— Bourges. S. 25. 2. 254. D. 23. 2. 51. — er Ss. 25: 
z 341. D. 24. 2.9. — ©. H. Bw. Zouloufe. S. 18. 1. 71. 

L. 50. 3. — ſ. Nr. 25. Art. 1184. Ne. 5. 

17. Die ausbleibende Zahlung zweier Jahreszieler beredhs 
tigt den Gläubiger nicht, die Zahlung des Kapitals zu verlangen, 
wenn der Verzug keiner Nachlaͤßigkeit oder böfem Willen bes 
Schuldners zugefchrieben werden kann: namentlid wenn ber 
. Schuldner nit wußte, wer der ———— des (verſtorbenen) 
Glaͤubigers ſey, der auf die Ruͤckſtaͤnde der Rente —— 
babe. Caen. 8. 25. 2. 215. — €. H. Vw. Toulouſe. S. 19. 
1. 70. D. 16. 1. 609. L. 54. 150. (Nr. 16. d. — 
8. 26. 2. 13. D. 23. 2. 221. (Nr. 18. d. — — C. H. Vw. 
S. 31. 1. 168. (Nr. 186. d. D.) — Paris. R. G. 1833. 2. 
621. — ©. H. Vw. Paris. J. 19. S. 1834. 1. 300. 

49. Der Schuldner einer en ber zwei Jahre damit 
im Rüdftande bfeibt, Tann zur Ablöfung angehalten werben, 
obgleich er nur darum mit der Zahlung zögerte, weil er mit 
dem Gläubiger in Rechnung fland, und feine Schuld durch Wett⸗ 
fhlagung getilgt glaubte, in ber Folge aber vichterlih erfannt 
— J keine . Wettfchlagung ftatt finde. Caen, S. 


1942. 
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20. " Die zweijährige Zahlungsfaumfal begründet bie Ab: 
— — nur in ſo fern der ganze zweijaͤhrige Betrag 
im Ruͤckſtand iſt; wurde eine Abſchlagszahlung geleiſtet, ſo iſt es keine 
zweijaͤhrige Schul d mehr, und folglich eine Ablöfungsverbindlichkeit. 
So würde es ſich auch verhalten, wenn ftatt Abfchlagszahlungen eine 
Zuvielzahlung in früheren Jahren auf die beiden legten Jahre 
aufgerechnet werben könnte, und dies um eben fo viel die Rüd: 
flände der beiden Jahre vermindern würde. Es würde übrigens 
nicht darauf anfommen, daß die oz blung die Folge eines 
Irrthums oder einer Differenz * M an geweſen wäre. 
C. H. Bw Gaen. S. 30. 1. 64. D 

21. Der Urt. 1912. ift aud) er — Ps einer 
vor Verkündung des Code beftellten Rente anwendbar, der erft 
unter der Herrfchaft diefes Geſetzbuches zwei Soße im Rüd: 
ftande — iſt. Poitiers. S. 10. 2. 4. 8. 2. 41. — 
Bordeaur. 8. 11 2. 481. — Zurin. S. 12. 3 93 — Caſſ. 
Genua. 8. 4 281. D. 10. 1. 537 L. 33. 578. — ©. 
9. Vw. Dijon. 8. 13. 1. 397. L. 37. 561. — €. H Bm. 
Orleans. S. 19. 1. 273. D. 17. 1 162. 

22, Zm entgegen gefssten Sinn entfchieden. Brüffel. 8. 
9. 2, 230. L. 24. 29. 

22b. Der Gläubiger einer auch unter dem alten Rechte 
beftellten Rente kann bei zmweijähriger Bablungsfaumfal die Ab: 
tragung des Kapitals fordern, obgleih nah dem Inhalte ber 
Beftellungsurfunde das Kapital nur nad dem —— des 
— — zahlbar ſeyn ſolle. C. H. Bw. Orleans. 8. 32. 

23. Der Glaͤubiger einer Erbrente, welche auf eine Lies 
genfhaft verunterpfändet ift, kann die Abtragung bes Rentenka⸗— 
pitals fordern, wenn die Liegenfhaft, aud ganz und unzerftüdt, 
veräußert wurde, und einen geringeren Werth hat, als der Be: 
trag der verunterpfändeten Forderung ift, fo daß der Gläubiger 
in Gefahr wäre, nur einen Xheil feiner Forderung zu erhalten, 
wenn der Käufer fein Eigenthum vom Pfandrechte frei machen 
wollte. Paris. S. 15. 2. 54. D. 13. 2. 49. L. 40, 260. 

24. Das Unterpfand einer Rente, welche alle umd jede 
dafür eingefegte Güter ergreift, Bann dennoh, in Folge einer 
Zheilung dieſer Rente, unter den Miterben vertheilt werden, 
bergeftalt, daß wenn ber Rentenfhuldner nachmals diejenigen 
Güter veräußert hat, welche für den einen Theil der Rente ver: 
haftet waren, er. darum nicht vom Kigenthümer des andern 
Theiles zur Ablöfung angehalten werben £önne, unter dem Vor⸗ 
wande, daß er fo die im urfprünglichen Vertrage zugefagte Si⸗ 
cherheit vermindert habe, Bourges. 8. 25. 2, 254. D. 23. 


. » 
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25. Der Gläubiger einer Grundrente , fo wie ber einer 1912: 


Erbrente, kann die Ablöfung fordern, wenn ber Schuldner bie 
zugefagte Sicherheit vermindert. Der Gläubiger ift nicht 
fhuldig, eine Klage a die Auflöfung des Vertrages anzuftellen. 
Poitierd. S. 30. 2. 210. — GC. H. Bw. Gaen. R. G. 1833. 
1. 398 — Pau J. 19. S. 1835. 2. 120. *) 

3. Das Kapital einer Rente wird nicht dadurch allein 
zahlungsfällig, daß die Erbfhaft des Zahlunaspflichtigen nur 
unter der Vorficht des Erbverzeichniffes angetreten wurde; man 
kann diefen Fall nicht mit jenem vergleichen, wo der Schuldner 
in Vermögengzerfall geräth, noch mit dem Falle, wo derfelbe die 
zugefagte Sicherheit nicht leiſte. EC. H. Vw. Gaen. S. 30. 1. 
64. D. 27. 1. 363. 


Eilfter Titel. 
Bon der Hinterlegung zur ſichern Hand. **) 


Erites Kopitel. 
Bon dem Hinterlegungsvertrag überhaupt und deffen 
Öattungen. ***) 


1. Wer für fih und feine Mitgläubiger unter dem Bor: 
behalt ihrer Genehmigung etwas empfangen hat, ift gegen ben 
Schuldner nur unter dem Xitel als Aufbewahrer verpflichter, 
wenn wegen nicht erfolgter Genehmigung die Zahlung nur zu 
— eigenen Antheile guͤltig iſt. € H. Vw. Bruͤſſel. 8. 8, 


2. Durch das Gebinge, daß der Aufbewahrer baaren Gel⸗ 
des nicht ſchuldig fey, die Summe buchaus in dem nämlidhen 
_ Münzen, die er empfangen hat, zuruͤckzugeben, fondern nur bie 
gleiche Summe, und daß er Überdies auch nur gehälten fen, bie« 
felbe binnen einem Jahre zurüdzugeben, wird der Dinterlegungss 
vertrag feinem Wefen nad aufgehoben, und *— den Cha⸗ 


1913. 


1915. 


rakter eines en Caſſ. Calvados. S. 11. 1.65. 


D. 9. 1. 145. L. 3 





*) Zrefurt 303. $. 330. 


**) Won dem Pinterlegungsvertrage im Allgemeinen, Zadar. 11. 
400. Brauer V. 891. 


e) X und Arten des Hinterlegungsvertrages. Zadar. II. 


1915. 


1921. 


1923. 


602' Don ber Hinterlegung zur zweiten” Ehe. 


(3) Ein Notär, welchem Kapitalien eingehänbigt worden 
find, um deren Anlegung zu beforgen, kann nad) Umftänden 
als Aufbewahrer betrachtet, und folglih nad den Megeln des 
Hinterlegungsvertrages behandelt werden; wenigſtens fann ein 
Urtheit, welches, unter Würdigung der Thatſachen, und zur Sache 
befonders einfhlägigen Schriften, fo entſcheidet, keinen Grund 
zur Gaffation geben. C. 9. Vw. Paris. J. 19. S. 1834. 1. 
777. — Im entgegen gefegten Sinn entſchieden, daß er ale 
wirklicher Gemwalthaber zn betrachten fey. Paris. J. 19, S. 
1834. 2. 93.—f. Art. 1993. *) 


Zweites Kapitel. 
Bon der Hinterlegung zur zweiten Hand. 


Erſter Abſchnitt. 


Bon der Natur und dem Weſen dieſes Hinte rlegungsvertraged. 


Zweiter Abſchnitt. 
Bon ber freiwilligen Sinterlegung. 


(1921 — 1926). **) 

2. Man muß als eine freiwillige Hinterlegung die an 
einen Dritten gefchehene Webergabe von Staatseffekten betrach⸗ 
ten, welche diefer dem igenthümer entweder im Stüd, ober 
aber in Geld oder Waaren umgefegt, wieder zuftellen folle; 
zumal wenn der Eigenthümer ber Effekten in einem befondern 
Briefedem Aufbewahrer gefchrieben hat, diefe Summe in feine an« 
dere Hand, als die feinige, oder die feines Gewalthabers auszu⸗ 
folgen. Mithin muß die Abwürbigung, welhe die Effekten er» 
leiden tönnten, von dem Eigenthümer, und nicht von dem Aufs 
bewahrer getragen werben. Diefer ift lediglich zur Rüdlieferung 
der Effekten gehalten. Cayenne. S. 26. 1. 40. D. 23.1. : 

Wenn die Thatſache der Hinterlegung . unbeftritten ift, fo 
kann der Zeugenbeweis, obwohl es fih von einer Summe von 
mehr als 150 Franken handelt, über die Frage zugelaffen 
werden, wer der Urheber der Hinterlegung fey, und mer bie Ko» 
fien davon zu tragen habe. EC. H. Vw. Cosne. S. 7, 2. 

96. D. 4. 1. 464. L. 16. 519. 





*) f, Art. 1127. 2236. C. c. 169. 108. C. comm. 

=*) Xrt. 1921. f. 1109.— Art. 1922. fe 1938.—%rt. 1923. ſ. 1317. 
1341. 1347. 1950.—Xtt. 1924. f. 1356. 1357. 1366.—Xtt. 1925. 
fe Art. 1124. 1126. — Art. 1926. f. 1241. 


J 
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1. Man Bann nicht durch bloße Vermuthungen die Glaub: 1924 
wuͤrdigkeit entkraͤften, welche nad) Art. 1924. demjenigen gebührt, 
der als Hinterleger belangt, die Thatſache der Hinterlegung 
leugnet, welche ihm nicht durch ſchriftliche Urkunde dargethan 
werden kann. Caſſ. St. Claude. 8. 7. 2. 740. 


2. Wenn von Seiten eines muthmaßlichen Erben aner⸗ 
kannt, oder ſonſt durch Zeugenbeweis hergeſtellt iſt, daß ein ei⸗ 
genhaͤndiges Teſtament vorhanden geweſen, ihm vom Aufbewah⸗ 
rer zugeſtellt, und vom gedachten Erben zernichtet worden ſey, 
ſo erhaͤlt das eigenhaͤndige Teſtament nothwendig Wirkung zum 
Vortheil des Vermaͤchtnißnehmers. Es kommt nicht darauf an, 
daß bei Anerkennung des Daſeyns des eigenhaͤndigen Teſtamen⸗ 
tes hinzugefuͤgt worden, daß die Erlaubniß, dieſes Teſtament im 
Falle eines wirklich erfolgten Ereigniſſes zu unterdruͤcken, ſowohl 
im Teſtamente ſelbſt enthalten, als bei deſſen Zuſtellung ertheilt 
worden ſey. Hier iſt weder ber Art. 1924. über bie dem Auf: 
bewahrer gebührende Glaubwürdigkeit, noch der Art. 1356. über 
die Untheilbarkeit des Geftändniffes anwendbar. SPoitiers. 8. 


. . . 


3. Dem Aufbewahrer wird in allem geglaubt, was feine 
eigene Befreiung betrifft: allein er hat Feine Glaubwürdigkeit, 
und kann nicht zum Beweiſe dienen, binfichtlih der Verabre⸗ 
bungen , weldye- zwifchen den Parteien über bie Hinterlegung 
ftatt gefunden haben. Bordeaux. S. 16. 2. 59. D. 14. 2. 
134. L. 46. 54. — Im entgegen gefegten Sinn entſchieden. 
Nismes. R. G. 1833. 2. 206. 


4 Einem Aufbewahrer, welcher in Unterfuhung genoms 
men wird, weil er einen andern als ben hinterlegten Gegenftand 
aufgeliefert habe, muß in Gemäßheit des Art. 1924. über bie 
Sache, welche den Gegenftand ber Hinterlegung ausmacht, 
Glaube beigemeffen werden; ber Zeugenbeweis ift gegen feine 
Erklaͤrung nicht zuläffig. Caſſ. Nismes. S. 24. 1. 127. D. 
21. 1. 423. L. 68. 565. 


(5) Ein Beamter (Anwalt), bei dem nad der Behauptung 
einer Partei eine zwifchen ihre und ihrem Gegner errichtete Pri« 
vaturkunde hinterlegt feyn fol, kann ſich nicht weigern, über das 
Daſeyn diefer Urkunde Erläuterung zu geben. Air. R. G 
1833. 2. 517. *) 





») zu1924 a. Wer verfizgelt erhaltene Sachen erbrochen zurüdgibt, 
verliert das Vorrecht, auf fein Wort geglaubt ‚zu werben. 
Brauer, V. 892, f. — Trefurt 303. $, 333. 


1925. 
1926. 


1933. 


1936 
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” 
— 
Dritter Abſchnitt. 
Von den wrlichten bes Uufbewahrers. *"*"*) 
(1927—1946. ****) 
») 
tr) 
+ Der £. ©. 1931. ſteht mit $. 106. der Zollordnung, weicher 
den Wirtben die Aufbewahrung von Xranfitgütern verbietet, 
nicht im Widerfpruche. Annalen. I. 376. 
Wenn die hinterlegte Sache aus der Hand des Aufbewah: 


vers in die eines Dritten Übergegangen ift, der ſich Fälfchlich für 
den Eigenthlimer ausgab, fo behält diefelbe ihren Charakter, 
und muß in Natur zurüdgegeben werden, dem ee oder 
— — Caſſ. Niederrhein. S. W. 1. 


tr) 

Ein öffentlicher Beamter, weicher, mit Bewilligung der Er: 
ben und Erbfihaftsgläubiger, Aufbewahrer des Eriöfes einer von 
ibm vorgenommenen Fabrnißverfteigerung geworden ift, muf 
benfelben binterlegen, wenn er in ber Folge von einem Glaͤubi— 
ger hierzu aufgefordert wird. Unterbleibt diefe Hinterlegung, 
fo ift er die Zinfen zu bezahlen fhuldig, welche durch die Hin— 
terlegung hätten gewonnen werden koͤnnen. C. H. Bw. Paris. 
8. 27. 1. 79. D. 25. 1. 92. L. 78. 350. 


*) Bon den Bedingungen der Gültigkeit der freiwilligen Hinter⸗ 
legung. Bacdhar. II, 402. 


**) Hinterlegungsperbindlicdhkeiten der Franensperfonen. Brauer 
VI. 222, 


***) Bon den Berbindlichkeiten des Depofitars. Zachar. II. 403. 
#++#) Yrt. 1927. f. 1137. 1302. 2060. C. c. 593. Rro. 5. C. comm. 
(4.8. 257.)—Art. 1928. 1137.—Xrt. 1929. f. 1139. 1147. 
1954-— Art. 1930. ſ. 1881.— Art. 1931. f. 1937.— Art. 1932. ſ. 
1303. 1929, — Art. 1935. ſ. 1380. 1599. —Art. 1936. ſ. 1139. 
1153.— Art. 1937. f. 1239. 1931.— Art. 1938. f. 1922. Art. 
1942. f. 1248. —Xtt. 1943. f. 1247. — Art. 1944. ſ. 1186. — 
Art. 1945. f. 1270. 1293. 2236. C. c. 612. C. comm, (A.S. 
268.)—XArt. 1946. f. 1300. ff. 1385. 
+) Samtserbindlichkeit mehrerer Aufbewahrer. Brauer V. 892. f. 
++) Zrefurt 304. $. 334. — Recht des Aufbewahrers zum Ges 
brauche verbrauchbarer Sachen. Brauer V. 892. f. 


14f) Rettungspflicht des Aufbewahrere. Brauer VI. 223. 
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1. Der Art. 1937. erleidet Ausnahme, wenn der Hinter: 
deger vor der Rüdgabe der hinterlegten Sache ftirbt; da im 
Falle des Todes der Auftrag des Dinterlegers erlofdyen iſt, fo 
ann nah Beltimmung des Art. 1939. die hinterlegte Sası 
nur noch an deffen Erben zurüdgegeben werden. Paris. S. 26. 
2. 297. L. 6. 546. — Montpellier. S. 29. 2. 18 

2. Die Hinterlegung einer gewiffen Summe in die Hände 
eines Dritten, um diefelbe unter die Armen eines Kirchfpiels 
zu vertheilen, gibt folglich diefen Armen Fein Eigenthumsrecht an 
der hinterlegten Summe: bergeftalt, daß ihnen nad dem Tode 
des Hinterlegers eine Zueignungskflage gegen die Erben und wis 
der deren Willen zuftände. ©. H. Bmw. Nismes, S. 2%. 
1. 49. D. 17. 1. 644. L. 56. 207. 

3: Derjenige, weldem ein Sterbender eine Summe Gel: 
des zugeftellte hat, um bdiefelbe zu geheimen Rüderftattungen 
zum Vortheil dritter Perfonen zu verwenden, muB als einfacher 
Gemwalthaber deffen, der ihm. die Summe zugeftellt hat, betrach- 
tet werden. Man kann ihn nicht als den Gefchäftsführer der 
Perfonen anfehen, zu deren Gunften die vorgeblihen Räder: 
ftattungen gemadt werden follen. - Gaen. 9. 28. 2. 37. 

(4) Folglich muß der Aufbewahrer nah dem Tode bes 
Hinterlegers die aufbewahrte Summe dem Erben des Verſtorbe⸗ 
nen, welcher fie verlangt, ausliefen, und nicht den zum Em: 
pfange derfelben bezeichneten Perfonen: jedenfalls mit Ausnahme 
des Antheild, der bei der vom Erben auf Rüdgabe anueftellten 
Klage bereits verwendet war. Douai. J. 19. 8. 1835. 2. 
215. *) — f. Art. 931. 

(1) Der Art. 1944. welcher den Aufbewahrer ermächtigt, 
die hinterlegte Sache zuruͤckzubehalten, wenn fie bei ihm im 
Zugriffswege mit Beſchlag **) belegte wird, erleidet eine Aus: 
nahme im Fall einer allgemeinen Beſchlagnahme alles deffen, 
was er dem Dinterleger fhuldig feyn mag, wenn es ſich zeigt, 
daß zu derfelben Zeit der Aufbewahrer unter einem andern Ti⸗ 
tel Schuldner des Hinterlegers für Summen ift, welche die Urſache 
bes erkannten Zugriffes überfteigen. In folhem Falle kann ber 
Aufbewahrer die Rüdgabe der hinterlegten Sache nicht vermei: 
gern, unter dem Vorwande, daß der Beſchlag nicht aufgehoben 
fey. 4 H. Vw. Paris. J. 19. S. 1835. 1. 872. — f. Art. 
557. C. proc. ***) 





*) untheilbarkeit des verfiegelt hinterlegten Geldes. Brauer V. 
. 622. 
**) ri im badiſchen Landrecht unrichtig: Werhaftss 
efe 
*0#) Dertlichkeit-bei Werträgen auf Reifen, Brauer V, 624. 


1939. 


1945. 


1946, 


1950. - 


1952. 
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Ein Gepfändeter, welcher mit feiner Einwilligung zum 


‚Hüter ber gepfändeten Fahrnißſtücke beftellt worden if, wird als 


Aufbewahrer betrachtet. Wenn er fie alfo nicht mehr zum Vor⸗ 
fhein bringt, fo hat er keinen Anſpruch mehr auf die Mechtd« 


- wohlthat der FAT u Pau. S. 10. 2. 236. D. 


8. 2. 74. L. 27. 
9 
Dierter Abfchnitt, 
Bon ben Pflichten des Sinterlegers. **) 


Fünfter Abfchnitt, 


Bon ber nothgebrungenen Sinterlegung. ***) 


. Die Hinterlegung einer Summe Geldes in bie Hände 
eines Gaftwirthes, durch den Gemwalthaber einer Perſon, 
welche entweder felbft oder deren Fuhrmann im Gafthaufe fic) 
aufhielt, damit diefe Summe dem Eigenthümer oder Fuhrmann 
zugeftellt werben folle, ift eine notbgedrungene Hinterlegung. 
Diefelbe kann daher, in Ermangelung eines Geftändniffes oder 
einer Urkunde, durch Zeugen oder Wermuthungen von gleiche 
Werthe bewiefen werben. Paris. S. 29. 2. 154. D. 77.2. 
183. L. 84. 457. 

(1) Der im Art. 1952. gebrauchten Worte: eingebrachter 
Effekten ++) der Reiſenden, für welche die Wirthe oder Gaftger 
ber als Aufbewahrer verantwortlich gemacht merben, find ein 
allgemeiner Ausdruck, welher Waaren, Thiere und alle andere 
Gegenftände in ſich begreift. Zu Begruͤndung einer Werbinde 
lichkeit auf Seiten des Gaftgebers ift nicht erforderlich, daß der 
Meifende im Gafthofe ſich aufgehalten habe. Rennes. J. 19. 
S. 1834, 2. 286. 





») Eigenthumsentbedung bei Genußverträgen. Brauer VI. 224. 
»*) Bon ben Berbindlichleiten des Deponenten. Zadar. IT, 404. 
»**) Art. 1947. f. 2102. Rt, 3.—Xrt. 1948. f. 1375. 2073 —Der 
Aufbewahrer, aber nicht der Entleiher, Tann wegen Gegenfors 
berung inne behalten, Brauer V. 1000. 

+) Bon ber nothgedrungenen Hinterlegung. Zadar, II. 405. — 
Brauer V, 892. f. 

+) Art. 1949. f. 2060. Rr. 1.—Xrt. 1950. f. 1348. 1923.— Art. 

1951. f. 1384. 1782. 1954. 2060. 2102. 2271.—Xrt, 192. 
f. 1927. f.— Art. 1953. ſ. 1384.—Xrt. 1954. fe 1929. 

++) Die officiele Ueberfegung für Baden fagt: Alles, 
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(2) Wirthe und Gaftgeber find für den Verluſt beträchtli« 
there Summen, welche die Reifenden eingebracht, und ihnen nicht 
angezeigt haben‘, nicht verantwortlih. Die Verantwortlichkeit muß 
auf die Summe befchränkt werden, bie für die Meifenden als 
nothwendig erkannt ift, und, als einen Theil .. Keifegeräthes 
— betrachtet werden kann Paris, R. G. 1837. 


Pi 

+ R. 8. über die Verantwortlichkeit der Wirthe und Gaft 
für das Einbringen von Habfeligfeiten der Reifenden, ——— 
Fa binterlegter - — ‚Annalen VI. 217 -224. — 


Art. 1952. Nr. 2 


Drittes Kapitel. 
Bon der Hinterlegung zur dritten Hand. 
Erfter Abfchnitt. 
Bon den verfchiebenen Gattungen der Pinterlegung jur britten Band. **) 
(1955. *5*) 
Zweiter Abfchnitt. 
Son der willtührlichen Sinterlegung zur dritten Hand. 
(1956 —1960. ****) 
Dritter Abfchnitt. 
Bon ber gerichtlichen Binterlegung zur dritten Hand. }) 
#4) V. die Depofiten und Zählgelder- bir. R. B. 1814. XXI. 
Samml. II. 47. 
2) r ne El Depofiten ber. R. B. 1825. XXVI. Samml. 


3) Fe x Beitimmung der ———— ur —— 
Dintertegungsfafle btr. x B. 1837. XXVI . 


*) Bon Zirrhen und Gaſtgebern. Zachar. II. 406. — Brauer 


*) Begriff und Arten der Sequeſtration einer Sache. Zachar. II. 
407. — Brauer V. 894. 


.**#) f, Art, 1956. 1961. 


“) Art. 1956. 1. 1700. 2060. Rt. Ust. 1967. 1. 1917. Urt 


f. 
1958. f. 1919. F.—Xrt.. * L 1918.— Art. 1960, f. 1 
— Bon gerichtlichen Depoſiten. Rettig $. 410416. 


192. 


1953, 


1961. 
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4) Zufrunien über Errihtung der Hinterlegungskaſſe. R. B. 


% nn Frau, der eine Erbſchaft während einer anhängi- 
gen Klage auf Scheidung von Zifh und Bette anfällt, ift 
nicht berechtigt, zw verlangen, daß das Erbfchaftsvermögen ſe— 
queftrirt werde; ber — F der geſetzmaͤßige Verwalter deſſel⸗ 
ben. Angers. S. 18. 2 

2. Wenn zwei ee zu gleicher Zeit Eigenthuͤmer ei⸗ 
ner Liegenſchaft zu ſeyn behaupten, und keine derſeben ſich in 
einjaͤhrigem Beſitze befindet, kann das Gericht den fürforglichen 
Genuß derjenigen Dartei zugeftehen,, deren Titel den meiften 
Anfchein für fih hat? Oder muß der fürforgfihe Genuß einem 
Dritten, in Geftalt eine3 Sequefters, nad Worfchrift des Art. 
1961. übertragen — ?— Für erſteres entſchieden vom Appella⸗ 
u... Caſſ. Air. 8. 20, 1. 113. D. 17. 1. 589. L. 

3b. Wenn beide Theile beim WBefigverfahren darthun, 
daß fie gleichzeitig im Beſitze des ftreitigen Gegenftandes ſich 
befinden, fo kann das Gericht (heut zu Tage wie vormals) ben 
fürforglihen Genuß einer von beiden Parteien zuerfennen; es 
bleibt der Umfiht des Richters überlaffen,, ſich in dieſer ee 
bung nad Geftalt der Suchen zu — C. H. Vw. 

32. 1. 816. — € 9. Vw. Argentin. 8. 13. 1. 392. D. 1. 
1. 319. (Re. 3. d ©.) 

4 Der Art. 1968. ift nicht befchränkend in dem Sinn 
auszulegen, baß der ‚Sequefter nur in ben vorgefehenen Fällen 
angeordnet werden Eönne. Derfelbe kann hinſichtlich einer Lie— 
genfchaft allemal angeordnet werden, wo das Gericht dies zu 
Erhaltung der Rechte der Parteien nöthig findet. Namentlich 


auf Klage des Verkäufers, weicher den Verkauf wegen Betruges 


und Gefährde angreift. In diefem Fall ift das Eigenthum 
ftreitig im Sinne des Art, 11. Bourges. 8. 233. 2. 96. 
L. 65. 147. 

5. Gerichtliher Sequefter einer Liegenſchaft Fann auf 
Klage des Verkäufers, welder die Aufhebung des Kaufes wegen 
Verlegung erwirkt hat, angeordnet werden: wenn gleich ber 
Käufer auf die Aufrehthaltung des Kaufes angetragen, und ſich 
zur Preisaufbefferung erboten hätte. So lange der Käufer diefe 
Aufbefferung nicht baar angeboten, hat der Verkäufer ein 
Recht an die Sache, welches ihm die Befugniß gibt, deren Hin- 
terfegung 2 verlangen. Wie oben. 

6. Eben fo, wenn ber Verkäufer die Auflöfung des Ver: 
kaufes wegen Zahlungsfäumniß verlangt; zumal wenn ein Urs 
theif bereits entfchieden bat, daß bei nicht erfolgender Zahlung 
innerhalb beftimmeer Frift der Vertrag ohne weiteres aufgelöfet 
ſeyn folle. Toulouſe. S. 29, 2, 45. 
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7. Der gerichtlihe Sequefter einer Liegenfhaft kann auf 1961. 


Klage der eingetragenen Pfandgläubiger angeorbnet werben; zus 
mal wenn die Liegenfchaft fih in den Händen eines Dritten 
unter dem Titel eines Nuspfandes befindet. In diefem Falle 
haben bie Gläubiger das Recht, den Sequeſter zu verlangen, es 
fey der Erhaltung ihres Pfandes halber, oder bamit die Ein» 
fünfte ihrem Intereſſe gemäß erhoben werden. Bourges. S. 
23. 2. %. L. 65 147. 


8. Der Miterbe, welcher feinen Antheil an einer erb» 


fhaftlihen Liegenſchaft feinem Miterben cebirt hat, kann nichts 
dejto weniger den Sequefter der Liegenfhaft begehren, wenn 
es aus dem Reſultate der Liquidation der Erbſchaft ſich ergeben 
follte, daß er gegen feinen Miterben, und auf die cedirte Liegens 
ſchaft, Rüdforderungen geltend maden koͤnne. Wie oben. 


9. Seibft wenn zwifhen den Erben kein Streit hinfichte 


ih des Erbfchaftsvermögens befteht, können die Gerichte auf 
Verlangen eines der Erben einen Dritten ernennen, um nöthis 
gen Falles die Erbſchaft zu verwalten und zu beobfihten. Dies 
fer Dritte kann nicht mit einem geridhtlihen Hüter verglichen 
werben, welchen das Gefeg nur dann zu ernennen erlaubt, wenn 
= en — if. €. H Vw. Montpellier. S. 26. 1. 


10. Im Fall eines Streites zwifchen den gefeglihen und 


dem Teftamenteserben, Über die Güftigkeit des Teftamentes, kann 
die Ernennung eines Hüters zur Verwaltung des Vermögens 
verfügt werden. Montpellier. S. 27. 2. 217. 


11. Wenn die Hand: und Unterfhrift eines eigenhändis 


gen Teſtamentes vom Erbverwandten, obwohl nicht Pflichterben, 
widerfprohen, und das Teftament zum Vortheil eines Erbnehs 
mers errichtet ft, welcher zu Veräußerungen geneigt f&heint, und 
übrigens, feiner Zahlbarkfeit halber, nicht gehörige Sicherheit dar⸗ 
bietet, fo ift der Fall vorhanden, auf die im Erbvermädtniffe 
begeiffenen Güter einen Sequefter anzuordnen. Es fommt bier 
nicht darauf an, daß der Vermaͤchtnißnehmer bereits in Befig einger 
wiefen wurde; das Eigenthum der Güter ift fireitig, im Folge 
der widerfprochenen Hand» und Unterfchrift, und dies genügt 
für dag Gericht, um einen Sequefter anzuordnen. Bourges. S. 
27, 2. 121. D. 25. 2. 105. L. 18. 86. 2 


12. Im Falle eines Streites über das Eigentum einer 


Liegenfhaft kann der gerichtlihe Sequefter felbft zum Nachtheil 
der Partei erkannt werden, welche, zu Begründung ihres An: 
ſpruches, eine öffentlihe Urkunde anruft, Poitiers. 8. 13. 2. 
218. D. 11. 2. 100. * 


= Dingliher Ürtet. P. D. $. 685. Motive ©. 53. 


*) ſ. Art. 602. 1384. Nr. 22. ff. C, [+7} 106. C. comm.—Bon ber ge⸗ 


richtlichen Sequeſtration. Zachar. IT, 409. -Trefurt 304. $. 340. 
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Zwoͤlfter Titel, 
Bon Glücksverträgen. 


*.1) Brandverfiherungdorbnung 8. V. R. 3. 1808. IV. Sammi. 
— Dahin einfehlägige Dererbaungen f. Samml. 

11 et Art. 1722. 
2) Verträge mit auständirhen — — Verſicherung der 

Mobilien bir. V. R. B. 
3) ——— uͤber ieh nn Kriegöbienfe. Samml. 
. 533. 542. 554. 582—586. 5 

4) en -Unterftügungs:Privatvereine — keinen andern 


Vorſchub, als jeder andere, auf ähnliche Grundfäge gebaute 
Derein. KrieggMin. DUB. 1837. N. 7 Tage 8 


1964, 1. Der Einftellungsvertrag zum — iſt ein Gluͤcks⸗ 
vertrag: der Einſteher vertritt in allem den Einſteller; er ges 
winnt durch glüdliche, und leidet unter widriger Geftaltung ber 
Ereigniffe; er hat Anfpruch auf die ganze Einftandsfumme, ob: 
wohl durch bie Folge hoͤherer Begebenheiten die Dauer ſeiner 
—— merklich wäre abgekürzt worden. Montpellier. S. 16. 

2. 140. L. 41. 442. 


(3) BVerfiherungen auf das Leben eines Dritten find güls 
tig, und haben felbft dann ihre Wirkung, wenn der Verficherte 
kein Intereſſe am Leben bed Dritten 5 tte, auf bdeffen Perfon 
die Verfiherung geftellt ift; e8 genügt an der Einwilligung bes 
Dritten. Die Uebertragung einer von einer Verficherungsgefell: 
[haft ausgeftellten Lebensverfiherung kann nit im Sntereffe 
diefer Gefellfhaft unter dem Vorwande angefochten werden, daß 
die Uebertragung, gegen den Inhalt der Statuten, ohne die Ein» 
— des urfprünglich Verſicherten gefchehen fey. Limoges. 
R. G. 1837. 2. 182. **). 


+9 91 a ie Begriff und Arten berfelben. N. Jahrb. 
2) ‘. er = e skauf: deffen Natur und Verſchiedenheit von der 


anne de re sperata, von Werte und Spiel. N. Jahrb. I, 


*) neber einige Mängel der Brandverfi Ki von 
in privatrechtlicher Beziehung. Ardhio f. R. III. 282 


“+, f, Art.1104. 1183. 1184. — Art. 1116. Nr. 16. Erwachsverfteige = 
rung auf dem Halm, Brauer VI, 226. 
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Erftes Kapitel. 
Bon Spiel und der Wette. © 


1. Der Zeugenbeweis ift zuläffig dafür, — eine Schuld: 
en ana eine Spielfhuld zur — habe — 8. 
21. 2. 17. D. 19. 2. 67. — Lyon. 5.923.210. D . 21. 


94. 

| 2. Eigene Wechſel für —————— — — un⸗ 
guͤltig. C. H. Vw. Angers. 8. 16. 

4. 5. Man kann nicht ſagen, — J — der Un⸗ 
terzeichnung dieſer Wechſel von Seiten des Ausſtellers einen 
Verzicht auf die unguͤltigkeitsklage enthalte, welche das Geſetz 
ihm verſtattet; dieſe Unguͤltigkeit iſt der Staatsordnung anger 
börig. C. H. Bw. Paris. S. 27.1. 66. D. 25. 1. 75. L. 
78. an gimoges. S. 24. 2. 238. — €. H. Bw. ve S. 
27.1.66 D. 25. 1. 75. L. ie 495. — Grenoble, S. 24. 
2. 319. — f. Art. 1967. Nr. 1b. 

- 8. Der Handel mit Staatspapieren auf Ziel hat den 
Charakter des Spield und der Wette, wenn die Lieferung ber 
verkauften Effekten nicht in die Hände des MWechfelagenten ges 

fhehen ift. Folglich geftattet das Gefeg dem Wechfelagenten 

Beine Klage gegen feinen Glienten auf ben Vollzug ſolcher Käufe, 

ed unterfagt Iogar den MWechfelagenten ihre Mitwirkung zu den⸗ 

felben. Paris. S. 23. 2. 62. E. H. Bw. S. 24. 1.409. 

D. 22. 1. 39. u. 306. L. 68. 533. u 70. 497. — 6. 9. 

Vw. Paris. S. 24. 1. 414. D. 22. 1. 352. L. 70. 513, 

9. 10. So wenig der Wechfelagent eine Klage gegen feinen 
Glienten auf Rechnungsreſte von Boͤrſenſpielen hat, ſo wenig 
hat der Client umgekehrt eine Klage auf die Gelder, die er zu 
Deckungen bezahlt hat, oder die als Gewinn des Boͤrſenſpiels 
f ch — haben. Paris. 8. W. 33. D. 24. 2. 55. — 

Vw. S. 27. 1.192. D. 25. 1. 125. L. 80. 8. 

— rt. 87. 90. C, comm. 

12. Einem Dritten, welder in folhem Falle feinen Nas 
men einem der Spieler geliehen, und für bdiefen den Verluſt 
der Differenzien bezahlt bat, fteht Feine Klage auf Ruͤckforde⸗ 
zung oder Rüderfag zu. Bordeaur. S.29. 2. 70. D. 27. 2, 136. 

13. Wurde entfchieden, daß es ſich anders verhalte, wenn 
alle Umftände beweifen, daß ein wirklicher rege verpflich- 
tender Kauf ſtatt fand; ein folcher ift gültig und muß erfüllt 


*) Bon dem Spiel und ber Wette, Zachar. II. 386, — Brauer 
V. 915. ff. 
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1965. 


1966. 


1967. 
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werden. Montpellier. S. 28. 2. 134. D. 26. 2. 153. — €. 
H. Bw. Paris. J. 19. S. 1834. 1. 180. — f. Art. 1133. 

(14) Ein Kauf von Staatspapieren auf Ziel kann nicht 
als ein Börfenfpiel oder eine Wette betrachtet, und als folche 
für ungültig erklärt werden: bloß darum, mweil im Augenblide 
des Kaufe oder der Lieferung ber Käufer nicht mit den zur 
Zahlung erforderliben Geldern verfehen gemwefen waͤre. Paris. 
R. G. 1837. 2. 85. *) 
+1) Spielverträgel und Wetten find nicht klagbar. Hohnh. 

II. 66. — N. Tabrb. I. 472. 475. — Verſchiedenheit der 

Wette vom Differenzienverfauf. Ebend. 476. 

2) Hayardfpiele, wohin namentlih Zahlen» und Klaſſen⸗Lotte⸗ 
rien zu rechnen, find nad gemeinem Rechte, nach altpfäljifeen 
und nach neuern Berordnungen verboten: daher Fein Klage 
recht aud einer Lotterieſchuld ſtatthaft. Hohnh. VII. 52—55. 

3) Rechtswandlungen in folbem Falle find ungültig und wir 
kungslos. Ebend. — f. Art. 1967. Nr. 1. d. T. 

Der Art. 1966. ift nicht aufs WBillardfpiel anwendbar. 
Man kann nicht auf Zahlung des Gewinnes in diefem Epiele 
Hagen. Poitiers. S. 10. 2. 367. D. 8. 2. 97. L. 27. 318. — 
Grenoble. S. 24. 2. 319. — Montpellier. S. 29. 2. 106. — 
Angers. S. 32. 2. 270. 

1. Eine Schuldverfhreibung (wie auch eine Anmeifung) 
für eine Spielfhuld ausgeftelle, ift ungültig. Man kann nidyt 
fagen, daß dieſelbe eine gültige Urfache in der natürlichen Vers 
bindlichkeit habe, die aus dem Spiele ſich ergeben, und an beren 
Stelle fie vermittelft Rechtswandlung getreten fey. Limoges. S. 
rg > — Limoges. S. 21. 2. 17. D. 19. 2, 69. (Mr. 

IAd. 2. 

1b. Oder eine Zahlung im Sinnedes Art. 1967: baber 
der verlierende Theil nicht zurüdfordern fönne, was er freiwillig 
gezahlt hat. Lyon. S. 23. 2. 103. D. 21. 2. 94. 

2. Die Zuftellung eines eigenen Wechſels überträgt das 
Eigentum deſſelben nur in fo meit fie von einer Inboffirung 
begleitet ift, felbit wenn der Wechſel von feinem Handelsmanne 
berrührt. Dieraus folgt, daß die Zuftellung eines Wechſels zu 
Zahlung einer Spielfhuld als keine Zahlung im eigentlichen 
Sinne betrachtet werden koͤnne, weil das Eigenthum dadurch 
nicht übertragen wurde. Der verlierende Theil, welder auf 
diefe Weiſe, ohne Indoffirung , eine Spielfhuld bezahlt hätte, 
würde demnad entweder die Rüdgabe des Wechſels, oder die 
zu deffen Wertherftattung entrichteten Gelder verlangen koͤnnen. 


*%) Spiels und Rotterieverbot, Rettig $. 241—246. 
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€. 9. Bw. arg S. 29. 1. 74. D. %. 1 ne L. 82, 1967, 
558. — Angers. S. 9. 2. 92, L. 23. 376. (Nr. 3 .d. O.) — 
C. F Angers. S. 16. 1. 2312. L. 42. 1%. (Art. 1965. 
y — d. O.) — Montpellier. S. 29. 2. 106. (Art. 1965. Nr. 


— 


Zweites Kapitel. 
Bom Leibrentenvertrag. *) 


Erfter Abſchnitt. 


Bon ben Bedingungen ber Gültigkeit deö Leibrentenvertrages. **) 
(1968—1976. ***) 


Eine auflöfende Bedingung fteht im Widerfpruhe mit dem 1968. 
Mefen des Leibrentenvertrages. Man kann daher in einem fol: 
hen Vertrage nicht bedingen , baß er in Ermangelung ber Bub 
lung der Jahreszieler folle aufgelöfet werden konnen. Paris. 5 
13. 2. 142. L. 35. 270. — 3m entgegen gefegten Sinne ent: 
fhieden. Paris. R. G. 1837. 2 291 

Eine zum Vortheil zweier — beſtellte Leibrente geht, 1972. 
in Ermangelung einer entgegen geſetzten Verabredung, beim Abs 
ſterben des einen Theils gaͤnzlich auf die Perſon des laͤngſtleben⸗ 
den uͤber: ſie erloͤſcht nicht in dieſem Falle zur Haͤlfte; in dieſer 
Hinſicht iſt das alte Recht durch das neue abgeaͤndert worden. 
C. H. Bw. Agen. S. 30. 1. 142. 

1. Der Art. 1975. ift auf den Fall anwendbar, wo die 1975 
Rente auf die — deſſen, der ſie beſtellt hat, verſprochen 
war. Paris. S.7. 2. 1179. L. 17. 325. — Rouen. 8. 8. 2 
72.123. 75. 

2. Ober — zu — — ſie beſtellt worden 
iſt. C. H. Vw. Dijon. S. W.1 

(2 e. Oder wo eine A unter Vorbehalt einer 
Rente gemacht wurde. Montpellier. R. G. 1833. 2. 315. — 
Be Are — Sinn entſchieden. Caſſ. Montpellier. R. 

5 


3 Selbſt wenn die Parteien die Abſicht ausgebrüdt hät« 


») ne ber Leibrenten. Zachar. II. 387. — Brauer V. 288. 
915. ff. 


*®) Won der Beftellung einer Leibrente. Zadar. IL. 388. 


0) Art. 1968. ſ. 1909. 1910. 1977. Nr. 5. 1978. ff.— Art. 1976. 
ſ. 1582. Nr. 1. ff. 


1975. 


1976. 


1977, 
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ten, ben Vertrag aufrecht zu erhalten, ungeachtet des innerhalb 
ber zwanzig Zage eingetretenen Ablebens: 3. B. en Vordati⸗ 
rung des Vertrages. C. H. Vw. Paris. 8. 25. 1. 46. L. 
71. 167. 

4. Der Tag, an welchem der Vertrag errichtet wird, darf 
in die zwanzig .. nicht eingerechnet werden. Die zwanzig Tage 
bes Art. 1975. — vollzaͤhlig ſeyn. Rouen. 8. 22. 2. 224. 
Zouloufe. S. 32. 2. 484. 

. Wenn eine Leibrente auf bie Lebenszeit mehrerer In— 
bividuen beftelle tft, welche biefelbe nach und nach ganz beziehen 
follen, bis zum Tode bes legten unter ihnen, fo bewirkt das 
Ableben des einen oder andern, während der erften — — 
die — des — —— nicht. Caſſ. Lyon. 8 
1. 182. D. 18. 1. 129. L. 57. 81. | 

(1) Ein geibrentenvertrag kann vom Gerichte gemindert 
werden, als ein verbedites wucherliches Anlehen enthaltend, des 
Art. 1976. ungeachtet, nad welchem das Verhältniß der Leib: 
vente zu dem dafür Hingegebenen Kapital bloß vom Belieben 
— rn abhängen fol, C. H. Vw. Gaen. J. 19. S. 


Zweiter Abfchnitt, 


Bon deu Wirkungen ded Leibrentenvertrages unter ben Bertragd: 
perfonen. *) 


(1977—1983. **) 

1. Derjenige, zu deffen Wortheil eine Leibrente beftellt 
worden, hat das Recht, die Auflöfung des Vertrages zu begeh: 
ren, wenn das Vermögen des fehuldigen Theil zur Zahlung ber 
jährlihen Rente nicht hinreiht. Dijon. S. 17. 2. 372. D.15. 
2. 9. L. 48. 118. 

2. Der Gläubiger einer Leibrente kann die Auflöfung des 
Vertrages nicht allein in dem Falle fordern, wo ber Schuldner 
ihm die verfprohene Sicherheit nicht gibt, fondern au in dem 
Falle, wo er die gegebene Sicherheit vermindert, Der Schuld» 
ner einer Leibrente vermindert die Sicherheit, wenn er die ber 
Mente halber verpfändete Liegenfhaft ganz oder theilmeife vers 
äußert, fo daß der dritte Beſitzer diefelde des Pfandrechtes entles 
digen Fann. er S. 19. 2. 37. D. 17. 2. 6. — Colmar. 
8. 11. 2. 52, D, 8, 2. 165. — f. Art. 1188, Nr. 1. ff. 


*) Bon ben Rechten m Verbindlichleiten der Parteien bei einer 
Leibrente. Zachar. II. 389. 

*) Art. 1977. f. 1184. 1968. Art. 1978. f. 1654. Nr, 11. 1956, 
1912,—Xrt. 1979. ſ. 588. 
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4 Der Gläubiger einer Leibrente Fann nicht begehren, 1977; 
mit dem Kapital collocirt zu werden: ec hatnurein Recht auf bie 
jährliche NRentenzahlung ; daher muß der Käufer des verpfünder 
ten Gutes bis zur Erlöfhung der Rente eine Summe zurüdbes 
halten, deren Zinsertrag den Jahreszielern ber Rente gleichkommt. 
Paris. S. 6. 2. 230. L. 15. 326. — Paris. S. 6. 2. 236. 
L. 15. 5%. (Nr. 3. d. ©.) | 

5. Wenn man überein gekommen ift, daß ein Leibrenten: 
vertrag aufgelöfet werden fole, und der Schuldner verbindlich 
wäre, das Kapital, wegen nicht erfolgter Zahlung ber fälligen 
Zieler, in einer beflimmten Zeit abzutragen, fo ift die Vertrags: 
auflöfung und die Erfüllung bes Strafgedinges nicht die Wirkung 
des bloßen Begehrens des Gläubigers. Wenn daher der Glaͤu— 
biger vor dem Urtheil geftorben ift, fo erlöfcht die Rente, die 
Erben können mithin die Klage auf Aufhebung bes Errichtungs: 
vertrages nicht weiter verfolgen; fie hoben nur ein Recht auf 
die bei feinem Ableben verfallenen Zinfen. Gaff. Agen, S. 17.1. 211. 
D. 15. 1. 203. L. 48. 321. 

(6) Im Falle der Auflöfung eines Leibrentenvertrages, 
wegen Mangels der verfprochenen Sicherheitsleiftung , ift der 
Stäubiger, weicher verfallene Zieler bezogen hat, nicht gehalten, 
den Mehrbetrag dieſer Zieler im Werhältniffe zu ben ges 
feglihen Zinfen zurüdzugeben, oder fih am Kapital aufrehnen 
zu laffen. Brüffer. J. 19. S. 1834. 2. 399. — f. Art. 1183. 
Paris. R. G. 1837 2. 291. *) 

1.2. Der Schuldner einer Reibrente, ber, weil er die 1978. 

fälligen Zieler nicht bezahlt bat, auf - Auflöfung des Vertrages 
vor dem Code, und auf den Grund der alten Rechte belangt 
worden ift, kann nad) der eingetretenen Verfündigung bes Code 
fih nicht auf den Urt. 1978. berufen, welcher in diefem Falle 
dem Rentengläubiger das Recht nicht verleiht, den Rüderfag 
des Kapitals zu verlangen. Bordeaur. S. 5. 2. 65. — €. 9. 
Bw. Bordeaur. S. 7. 1. 45. D. 5. 1. 45. 
- 3. Sm entgegen gefegten Sinn entfhieden. Der Xtt. 
1978. ift felbft auf eine Leidrente anwendbar, bie unter einer 
‚Gefeggebung beftellt wurde, nad) welcher die nicht geleiftete Zah— 
lung die Auflöfung begründete. Gaff. Guadeloupe. S. 24. 1. 
401. — Bordeaur. S. 30. 2. 6. 

4. Das Pactum commissorium fann bei einem feib: 
rentenvertrage gültig bedungen merden. Der Art. 1978. 
verbietet eine ſolche Uebereinkunft nicht. GC. H. Vw. Borbdeaur. 
S. 17. 1. 215. D. 15. 1. 184. L. 48. 315. — Bordeaur. 8. 


“) um des Reibrentenvertrages, Zadar. II. 390,— Brauer 
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1978, 15. 2. 144. D. 13. 2. 79. L. 43. 349. — Bordeaur. S. 17. 


1981. 


2. 74. D. 15. 2. 65. L.50.1. 150.—Xouloufe. S.32, 2, 484. 

5. Zumal beim Verkaufe von Liegenfhaften gegen Be: 
ftellung einer Leibrente. Die Beftimmung des Art. 1978. ift 
eine jener gefeglichen Workehrungen, welche nur in Ermangelung 
anderer Verabredungen Wirkung haben. Bordeaur. S. 29, 2. 
168. D. 27. 2. 218. L. 85. 347. — Rouen. 8. 15. 2. 140. 
D. 13. 2. 80 L. 43. 352. (Ne. 6. d. ©.) 

(7) Die unterlaffene Zahlung der Bieler einer Leibrente, 
felbft wenn Unzulänglichkeit der für die Entrichtung derfelben 
bedungenen Sicherheit hinzufäme, gibt einen Grund zur Aufld« 
fung des Vertrages, wenn anders bie unzulänglihe Sicherheit 
feit Errichtung des Vertrages unverändert dieſelbe geblieben iſt. 
Douai. I. 19. 8. 1834. 2. 238. 

(8) Oder wenn die Unzulänglichkeit durh einen Thatum: 
ftand veranlaßt wurde, der vom Willen des Schuldners unab: 
bängig ift, 3. B. von dem gefunfenen Werthe ber fuͤr die Si— 
vn ber Rente verpfändeten Liegenfhaft. Paris. R. G. 1837. 
2. / 


1. Um eine Leibrente und Sahresgehalt, welhe aus Freie 
gebigkeit herrühren, tichterlichem Befchlag unangreifbar zu machen, 
ift nicht nothwendig, daß dies in der Beſtellungsurkunde aus 
druͤcklich unterſagt fey. Air. S. 6. 2. 146. D. A. 2, 175. 

2. Eine Leibrente, welche nach dem Errihtungsvertrage 
nicht cedirt werden darf, hat den Charakter der Unübertragbar, 
feit nur in dem Sinne, daß man die noch unverfallenen Zieler 
— dürfe, nicht aber die verfallenen. Rouen. S. 30. 


1982. ®) 


Drittes Kapitel. 
Bon dem Verpfründungsvertrag. **) 


1983 a. 7 1) VBerpfründungsvertrag: Form und Art deſſelben: Er: 


forderniffe. Hohnh. I. 37. 40, fi. 46. 


183 i. 2 In welchem Falle kann ein Verpfründungdvertrag wegen Un. 


verträglichfeit zwifcgen, beiden Theilen im polizeilichen We 
aufgehoben St Annalen IV, 285. zeilich ge 


1983n."**) 


”) geibrentenbezug bei Abmwefenden. Brauer V. ©. 626. 
**) Zrefurt 293 — 299. $, 317 — 3%. — Berpfründungsvers 
trag. Brauer V, 915. ff. — Rettig $. 431. pa — Roth IM. 


161. 
ws) —— Berechnung der Lebenswahrſcheinlichkeiten. Brauer 
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Dreizehnter Titel. 
Von dem Auftragdvertrag. *) 


| Erftes Kapitel. 
Bon der Natur und der Form des Auftrags. **) 


(1984—1990. ***) 

1. Wenn ber Auftrag eine unerlaubte Sache betrifft, fo 1984. 
kann der Gemwalthaber, der ihn vollzieht, in keinem Fall Ents 
fhädigung von dem Gewaltgeber fordern. Wer ſich alfo dem 
Auftrag unterzieht, verbotene Waaren ins Land einzufchwärzen, 
Kann nad) dem Vollzuge feines Auftrages keinen Rüdgriff an 
den Gewaltgeber nehmen. Zurin S. 7. 2. 716 

. Ein beim Gefchäfte intereffirter Handlungsdiener ift 
kein Handelsgeſellſchafter. Es ift hier nur ein Auftrag, der 
nad Gutbefinden des Gemwaltgebers widerruflih ift, unter Vor: 
behalt der Entfhädigung des Gemwalthabers für den Nachtheil, 
— den Widerruf ihm zugefuͤgt wird. Rouen. 8. 18. 

3. Wenn es darauf ankommt, die Wirkung eines erhaltes 
nen Auftrages zu beflimmen, und ber Ort, wo ber Auftra 
übernommen worden, genau ausgemittelt werden muß, fo i 
nicht zu unterfuhen, an welchem Orte der Auftrag gegeben, 
oder wohin die erklärte Annahme des Auftrages gefendet worden 
ift, fondern an welhem Drte die Annahme des Auftrages eis 
er fand. €. H. Bw. Orleans. S. W. 1. 58. D. 


(4) Der Vertrag, wodurch eine Partei fi anheiſchig 
macht, eine der andern zugefallene Erbfchaft beizubringen, und 
bie nöchigen Vorſchuͤſſe ohne Rüderfag zu machen, felbft im 
Falle des Mißlingens, aber unter der Bedingung , den zu ers 
wartenden Geminn zu theilen, ift Eein nah Willführ widerruflis 
her Auftrag, fondern ein wirklicher doppelfeitiger Vertrag, ber 


*) Begriff des Bevollmächtigungsvertrages. Zachar. N. 410. 
*9) Bedingungen der Gültigkeit deffelben. Zachar. II. 411. 

*#*) Art. 1985. ſ. 1239. Nr. 7.- Art. 1986. f. 1317. 1341. 1912. 
1999. Art, 1988, ſ. die Not. zu 1989. f. 121. 412. 433. 
1239, 1258. 1538.—Xtt. 1989. f. 217, Nr. 10b. 1988. u. bie 
Not, 1997. 1998, 2003. 2008, 


1984. 


1985. 


1986. 


1987, 
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nur mittelft wechfelfeitiger Einwilligung, ober aus ben geſetzlich 
ebilligten Urfahen, widerrufen werden kann, Bordeaux. R. G, 
837. =. 452. *) —— f. Art. 1102. 1134. 


* 1) Dertretung vor Gericht durch Gemalthaber. P. D. $. 83. 


+ 2) Unter dem Fiskus haben fen die Römer diejenige Stelle 
verftanden, melde von der Regierung, ald dem allgemeinen 
Mandanten, zu vertreten war. Hobnd. V. 197. Es ift alfo 
nicht bloß dad Staatdärarium darunter zu verfteben. 197. f. 

3) zer en ftellt mit dem Mandanten u Perſon vor. 
N. Jahrb. J. 276. — vgl. dagegen Hohnh. V 


2. Ein Auftrag mittelſt Privatutkunde, um Liegenſchaften 
in Frankreich zu veraͤußern oder zu verpfaͤnden, iſt guͤltig, ob— 
wohl er in einem Lande ertheilt ſeyn ſollte, wo die Auftraͤge 
nur Wirkung haben, wenn fie von der Obrigkeit oder von eis 
nem Notär aufgenommen mworden ; bier gilt die Marime 5 
locus regit actum. 6. H. Vw. Orleans. S. 238. 1. 105. D 
25. 1. 295. L. 80. 411. 

(5) Die Regel, daß ein Auftrag duch Privaturkunde, 
felbft durdy einen bloßen Brief gegeben werden koͤnne, ift ans 
wendbar, was auch der Gegenftand des Auftrages fepn möge. 
Der Auftrag zum Verkauf einer Liegenfhaft kann daher durch 
einen Brief ertheilt werden: felbft wenn ein früherer Auftrag 
in Öffentliher Urkunde diefe Liegenfhaft von der Zahl derjenigen 
ausgenommen hätte, die der Gewalthaber Auftrag hatte, zu vers 
kaufen. Gaff. Martinique. R. G. 1837. 1. 201. **) 

2. Ein Auftrag an willführlich gewählte Schieberich» 
ter ift nicht feiner Natur nad) —— ſie haben Anſpruch 
auf Belohnung. Bordeaux. 8. 26. 2. 217. 

3. Anders verhält es ſich mit den nothbwendig zu be- 
flellenden Schiedsrichtern in Gefellfhaftsfahen:: ihre Verrichtun⸗ 
gen find weſentlich unentgeldlich. Montpellier. Ss. 77. 2. 166. 

(4) Der einem Notär zu Anlegung einer Summe Geldes 
ertheilte Auftrag muß bis zum Beweiſe des Gegentheils als ein 
nicht unentgeldlicher oder sahlbarer Auftrag angefehen werden, 
Angers. R. G. 1833. 2. 179. ***) 
yo) 


*) Gefegliche Benennung ber verfchiedenen Perfonen, die bei Aufs 
trageverträgen vorlommen. Brauer V. 865. 


**) Frefurt 308. 8. 342. 


**r*) unterſchied ber gang oder des Ehrenfoldes vom Lohn, 
Brauer V. 866. 157 


***) Gintheilung bes Bevollmächtigungsvertrages. Zachar. II, 412. 
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- 1. Die Indoffirtung eines eigenen Wechſels ift nicht ihrer 

Natur nach eine Verwaltungshandlung. Folglich ift die Frau, 
welhe von ihrem Manne nur eine allgemeine Vollmacht erhals 
ten hat, nicht ermächtigt, einen dem Manne zugehörigen Wechfel 
U er ai zu Übertragen. Brüffel. S. 10. 2. 531 


2. Wenigftens nicht, wenn die Uebertragung nur zu Zah— 
lung einer Schuld des Gemwaltgebers aefchehen Au A in biefem 
Falle würde die Uebertragung die Grenzen einer bloßen Vers 
MWaltungshandlung nicht uͤberſchreiten. Bruͤſſel. S. 7. 2. 988. 
3. Der Auftrag, auf jedem Wege Rechtens die Bezahlung 
einer Schuldfordsrung zu verfolgen, ift von Seiten des Gemwalts 
gebers eine hinreihende Ermädhtigung, um im Namen des 
Schuldners eine Erbſchaft anzutreten, worauf diefer verzichtet 
hat. Bourges. S. 24. 2. 9. D. 22. 2. 14. 

. Der Auftrag zu Erhebung einer Schuldforberung, wel⸗ 
her in Geftalt einer Geffion derfelben ertheilt wurde, fchließt 
bie Vollmacht, fich zu vergleichen, und auf einen Theil der For« 
we zu verzichten, in fih. Bordeaux. S. 27. 2. 41. D. 25. 


5. In Ermangelung eines ausdrüdlichen Auftrages, wo⸗ 
buch ein Handelsreifender zum Kaufen und Verkaufen für 
Rechnung feines Haufes ermaͤchtigt ift, wird vermuthet, daß er 
nur beauftragt fey, Beftellungen anzunehmen, und feinem Haufe 
zu übermahen, fo daß die Genehmigung des Haufes zur. Voll: 
ftändigkeit der Käufe erforderlich if. EC. H. Vw. Montpellier. 
S. 22. 1. 306. D. 20. 1. 195. L. 65. 101. — Im entaegen 
gefegten ‚Sinne. S. %6. 2. 338. D. 24. 2. 337. (Nr. Ab. d. 
D.) — Paris. 8. 28. 2. 1%. D. W. 2. 2. L. 81. 27. (Art, 
2005. Nr. 2 d, O) — ſ. Art. 2005. Nr. 1. 

°6. Der Auftrag oder die Vollmacht zu Segung einer Eher 
fteuer fchließt die Vollmacht in ſich, ein Pfandrecht auf die Guͤ— 
ter des Gemwaltgebers, zur Sicherheit jener Ehefteuer zu beftellen. 
Paris. S. 30. 2. 17. D. 27. 2. 290. 

7. Wer von einem Unternehmer von Bauanlagen beauf: 
tragt wird, gemwiffe. Arbeiten zu leiten, und die Arbeiter zu bes 
zahlen, ift fhon dadurch, und ohne hierzu einer ausdrüdlichen 
Vollmacht zu bedürfen, zu einer Geldaufnahme ermächtigt, um 
den Zweck feines Auftrages zu erfüllen, wenn der Gemwaltgeber 
ihm die nöthigen Geldmittel nicht verfchaffe hat, und im Aus 
genblide der Geldaufnahme nicht an Ort und Stelle war; zu: 
mal wenn bargethan ift, daß der Gemwalthaber vorher ſchon oͤf⸗ 
ters Vorſchuͤſſe gemacht hatte, welche der Gewaltgeber ruͤckerſtat⸗ 
tete, Bordeaux. S. 30. 2. 68. D.-27. 2. 294. 

8 Ein Generalbevollmächtigter , welcher mit der Verwal: 
tung aller Gefchäfte des Gewaltgebers beauftragt ift, kann gültig 


a 
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1938. die Verpachtung der Güter einer Erbſchaft bemilligen, welche 


1989. 


dem Gemaltgeber feit Ertheilung jener Vollmacht angefallen ift, 
und felbft ehe bdiefelbe vom Gemaltgeber angetreten wurde. ©. 


—— Otleans. 8. 22, 1. 111. D. 19. 1. 569. L. 62. 
2 


(9) Der Auftrag, eine Liegenfhaft zur Sicherheit eines 
Darleihens zu verpfänden, Due nicht die Gewalt in fih, dem 
Darleiher das Recht einzuräumen, die Liegenfhaft ohne gericht« 
liche Förmlichkeiten veräußern zu laffen, wenn das Darleihen nicht 
ruͤckerſtattet werden follte. Bordeaur. R. G. 1833. 2. 05. 

(10) Der Lıquidant einer Handelsgeſellſchaft kann ohne 
befondere Vollmacht die Liegenfhaften der Geſellſchaft nicht für 
geſellſchaftliche Schulden verpfaͤnden; in dieſer Hinſicht iſt der 
Liquidant einem ordentlichen Gewalthaber zu vergleichen. C. H. 
Bw. Guadeloupe. R. G. 1836. 1. 673. 

(11) Die Vollmacht, ſich zu vergleichen, fließt die Volle 
macht, die Forderung zum Theil anzuerkennen in fih. Douai. 

G. 1836. 2. 450. 


+ Gebört der Empfang eined heimgezahlten Darleihend zu den 
Verwaltungshandlungen, wozu Vollmachten in allgemeinen * 
druͤcken berechtigen? — Verneint. —— II. 1299. — 
fhränfende Bemerfungen. Ebend. 282. — Entfceidun 
gutgegen gefegten Sinne Annalen II. 114. f. — f. = 


1. Der Liquidationsbevollmächtigte einer Hanbdelsgefellfhaft - 
ift im Sine des gemeinen Rechtes ein bloßer Gewalthaber, obs 
wohl derfelbe ein gefchäftfährender Geſellſchafter bei einer vers 
trauten Gefellfhaft (Commandite) gemwefen ift; als bloßer Ges 
walthaber kann er jedoch die Gefellfhaft duch einen Schiedsver« 
trag nicht verpflichten. Caſſ. Paris. S. 12. 1. 113. D. 11. 
1. 1. L. 35. 401. . 

3. Die einem Gewalthaber ertheilte Vollmacht, die Guͤter 
des Gewaltgebers zu verkaufen, und den Kaufpreis zu erheben, 
ermächtigt denfelben, diefen Kaufpreis eben fo wohl aus ben 
Händen des Käufers oder eines Zeiten, dermittelft einer Ceſ⸗ 
fion zu empfangen. Bordeaux S. 27. 2. 65. 

4. Ingleichen bie Gebühren des Beamten, welcher ben 
beforgt , zu berichtigen. Paris. S. 6. 2. 473. L. 
1 


5. Die Ermächtigung ober Vollmacht, fich zu vergleichen, 
fließt nicht jene in ſich, einen Schiedsvertrag einzugehen , obs 
wohl in der Vollmacht gefagt wäre, ber Gewalthaber dürfe ei⸗ 
nen Vergleich, ſelbſt unter Vermittelung von Schiedstichtern ab« 
ſchließen. Air. 8. 13. 2. 209. 

(7) Die Frage, ob der Aufteag, kraft deſſen ein Dritter 
eine Forderung bezogen hat, welche ber Staatsſchatz dem Ge 
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waltgeber fihulbete, jenen zum Zablungsempfange wirklich er⸗ 1989. 
mächtigte, und ob folglich der Staatsfhag gültig befreit fey, ges 
hört zu den Befugniffen der richterlihen, nidıt der adminiftratis 
ven Gewalt. Paris. R. G. 1836. 2. 353. *) 
⸗ m — Bevollmaͤchtigter beſtellt werden kann. P. D. $. 1990, 


Zweites Kapitel. 
Bon den Pflichten des Gewalthabers. **) 


*t*) 
+ Gegen einen DEN gen als ſolchen kann nur Flagen, mer * 
und in mie weit er ein Recht gegen den Vollmachtgeber felbft 
bat. Annalen IV. 110. 


1. Die Dienftleiftung eines Wechsler wird ohne aus: 199. 
druͤckliche Verabredung nicht als unentgeldlich gefhehen betrach⸗ 
tet. Seine Berantwortlicfeit als belohnter Gewalthaber richtet 
fih daher nady Art. 1992. — Paris. S. 14. 2. 169. 

2. Ein belohnter Gewalthaber, deffen Nachlaͤſſigkeit in Hin⸗ 
terlegung des Betrages des Pebensunterhaltes, obwohl er mit der 
erforderlihen Summe verfehen wurde, die gefeglihe Entlaffung 
eines Schuldners veranlaft hat, muß verurtheilt werden, dem 
Gläubiger die Hauptfumme und Zubehör deffen zu erfegen, was 
zur Verhaftung des Schuldners Anlaß gegeben, felbft wenn bie 
Belohnung für den Auftrag nur gering, und es nur ein WVerfer 
ben von Seiten des Gemalthabers gewefen wäre. Paris. $. 
17. 2. 236. D. 15. 2. 37. L. 47. 347. 

3. Die Geringfügigkeit der einem Gewalthaber ertheilten 
Belohnung ift kein Beweggrund, denfelben vom Erſatze des von 
ihm duch Nichtvollzug feines Auftrages verurfachten Schadens 
gaͤnzlich Toszuzählen; es ift dies nur ein Grund zur Minderung 
des Betrages, in den er verurtheile werden muß. Gaff. Rouen. 
S. 32. 1. 319. 

(5) Der Notär, welcher bei Ausleifung einer Summe 
Geldes für Rechnung feines Clienten auf bloßen Schein, und 
fogar an Perfonen, die ihm von dem Glienten felbft angegeben 
tworden, es verfäumt,, ben Schein in feiner Gegenwart untere 
zeichnen zu laffen, kann nachmals, wenn die Unterfchrift eines 





*) Zrefurt 309. $. 343, 
”*) Lerbindlichkeiten des Bevollmaͤchtigten. Zadar. II. 413. — 
Roth III, 163. 374. 
*”*) f. Act. 1135. 1146. 1372. 2007. 2003. 2008. — Auftragege⸗ 
fhäfte in Schiffereifahen. Brauer V. 869-874. 


199. 


199. 


1994. 


199. 
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diefer Entlehner für ben Verluſt der dargeliehenen Summe ver: 
antwortlich erklärt werden. Angers. R. G. 1833. 2. 179. 

(6) Es ift eine Amtshandlung, welhe einen Vorzug in 
erfter Ordnung an der geleifteten Sicherheit begründet, wenn 
ein zu Anlegung einer Summe Geldes beauftragter Motär die 
ihm anvertrauten Kapitalien für fich behält, und feinem Glien- 
ten eine Pfandurkunde einhändigt, welche wegen Formfehlern an 
ae leidet, (Motariatsgefeg.) Paris, J. 19. S. 1834. 
>. 221: 

(7) Ein Notär, welcher felbft ein Darleihen im Sntereffe 
eines feiner Clienten aufgenommen hat, kann als Gewaltha— 
ber betrachtet, und in Folge deſſen, nah Umftänden, für den 
Nachtheil verantwortlic erklärt werden, den fein Client durch 
die Fehler, die jener beim Vollzuge bes Auftrages begangen, er: 
nn hat. Rennes J. 19. S. 1835. 2. 105.) — f. Art. 


+1) Ein Mandatar, der einen Fehler begeht, oder unbefugt handelt 

it Darum feined Betruged, dolus oder Entwendung zu beſchul— 
digen. Hohnh. VI. 227. 

2) Ein Mandatar haftet nach gemeinem Rechte für culpa levis 

> Umftänden levissima), N, Jahrb. I, 308, — Hohnd. 


(2) Eine Frau, welche als Gemwalthaberin ihres Mannes 
Gelder bezogen hat, die legterem gehören, muß, eben fo wohl 
wie jeder andere Gewalthaber, von ihrem Auftrage Rechnung ab⸗ 
legen. So lange diefes nicht gefcheben ift, wird vermuthet, daß 
fie von den für ihren Mann erhobenen Summen ben Nusen 
allein bezogen habe. C. H. Vw. Agen. R. G. 1836. 1. 849. 

(3) Wenn ein Notär mit einer Fahrnißverfteigerung bes 
auftragt worden, deren Erlös gleich baar bezahlt werden foll, fo 
wird bis zum Beweiſe des Gegentheild vermuthet, daß er dens 
felben erhoben habe, und er hat darüber dem Verkäufer Rechnung 
abzulegen, wie viel Zeit auh (die Verjährung vorbehalten) feit 
der Verſteigerung umlaufen feyn follte, wenn er nicht feine Be: 
freiung nachweiſet. Douai. R. G. 1836. 2. 322. 

Ein Gewalthaber, weldher im Intereſſe feines Gewaltgebers 
einen Auftrag gibt, verpflichtet ſich perfönlich, wo keine beftimmte 
vn Uebereinkunft ftatt findet. Paris. S. 13. 2. 302, 


(1) Gommiffäre, welche mit einander zugleich zue Vollzie⸗ 


bung eines Gantvergleihes ernannt worden find, haften den 
Glaͤubigern famtverbindlich für die erhobenen Gelder, obwohl die 


2) Sorgfalt des Gewalthabers. Brauer V. 867, 
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Samtverbindlichkeit in ihrer Vollmacht nicht. ausgebrüdt ſeyn 
follte. Es würde feinen Unterfchied machen, wenn in ber That 
nur einer berfeiben bie en ber erhobenen Gelder unter 
FE hätte. Paris. R. G. 1836. 2. 263. 9) — f. At. 


+ Bor dem Rechnungdbefcheide kann weder ein Paffivreceß an 
den Rechner, . ein Activreceß von demfelben gefordert wer⸗ 
den. Hohnh. I. 70. — vgl. Hohnh. II. 286. — vgl. Anna- 
fen IN. 57, 

(2) Die Eigenfhaft eines Gemalthabers, felbft eines bes 
foldeten, macht denfelben nicht zur Partei in Urkunden, worin 
er als Gemwalthaber auftritt, und legt ihm nicht jenes Sntereffe 
bei, welches nad Art. 8, des Notariatsgefeges einen Grund zur 
— gibt. C. H. Vw. Grenoble. J. 19. 8. 1834. 1. 


Drittes Kapitel. 
Don den Pflichten des Gewaltgebers. ***) 


(1998—2002. ****) 

1. Ein Gewalthaber, der die Grenzen feines Auftrages 
überfchritten hat, kann nicht, um feine Verantwortlichkeit zu 
deden, ſich auf die Billigung feiner Geſchaͤfte durch den Gewalt⸗ 
geber berufen, wenn dieſe Billigung in einem vertrauten Briefe 
des Gewalthabers an einen Dritten enthalten iſt. C. H. Vw. 
Lyon. S. 22. 1. 33. 

2. In Brandverfiherungsfachen wirken bie Verträge, bie mit dem 
Agenten einer Verfiherungsgefellfhaft abgefchloffen wurden, wel⸗ 
cher Öffentlich als folcher angekündigt ift, und die Bleche in Ver⸗ 
wahrung hat, die an die verficherten Gebäude angeheftet werben 
follen, gegen die Gefellfhaft verbindlih, obwohl das Geld nicht 
bireft der WBerficherung halber anvertraut wurde. In folhem 
Falle Eönnen die Verfiherten nicht‘ unter dem Mangel an den 
Befugniffen des Agenten leiden. Golmar. S. 27. 1. 132. 


199. 


1998. 


3. Lieferungsunternehmer, welche ihrer Lieferungen halber 


nur mit einem Commiſſionaͤr unterhandelt, haben keine perfän- 


) Zrefurt 309. $. 344, 

*e) m im Wefen der Sache beim Gemwalthaber, Brauer V, 
145. — Bom Verhältniffe der Parteien zu dritten Perfonen, 
3adar. Il, 415. 

***) Berbinblichkeiten des Machtgebers. Zachar. II. 414. 

****) Yrt. 1998, f. 1338. 1394. — 1999. ſ. 1375. 2002. C, 
e. 63, C. comm.—Xrt, 2001. f. 1200. 1222. 


199. 
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liche Klage gegen beffen Gemwaltgeber, felbft wenn biefer ben 
Dritten im Augenblide bes Gefchäftes bekannt geweſen ſeyn 
follte. Rouen. 8. 26. 2. 314 D. 24. 2. 188. 

(4) Ein mit einem befondern Gefchäfte beauftragter Ges 
walthaber kann nicht, nachdem dieſes einmal vollzogen, einvers 
ftändlih mit der Gegenpartei daffelbe wieder zuruͤcknehmen, und 
ein anderes an deffen Stelle fegen, welches für den Gewaltgeber 
verbindlich werden folle, ba die Vollmacht des Gewaltgebers ſo⸗ 
gleih mit Beendigung bes erftien Gefchäftes erlofhen war. 
Bourges. R. G. 1833. 2. 384. — f. Art. 2003. 

+ 1) Der Dienfiberr bat den Schaden zu erfegen, den fein Verrech⸗ 
ner durch unerlaubte Manipulation geftiftet bat. Hobnb. III. 

150. Wenn er nit im Voraus die von diefem bei zu leiftens 

den Zablungen etwa auögeftellt werdenden Kaſſeſcheine durch 

eine öffenılihe Bekanntmachung für ungültig erklärt bat. 

Ebend. 151. 

2) Ein Auftrag verpflichtet den, der ihn gab, die Berbindlichfeit 
u erfüllen, welche der Gemaltgeber innerbalb der Schranken 
* — ertheilten Vollmacht abgeſchloſſen hat. Hohnh. 

4. Die dem Gewalthaber vom Gewaltgeber anvertrauten 
Gegenitände werden nicht ald Pfand zur Sicherheit der Vor—⸗ 
ſchuͤſſe betrachtet, welche der legtere für den erfiern machen wird. 
Bordeaur. S. 30. 2. 105 

5. Ein Auftrag, welchen ein Öffentlicher Beamter hinſicht⸗ 
ich feiner Amtsverrihtungen ertheilt hat, gibt nicht, wie ber 
geroöhnliche Auftrag, Grund zu einer perfönlihen Klage gegen 
—— C. H. Bw. Agen. 8. 26. 1. 201. D. 23. 
1. 239. 

(8) Wenn ein Commiffionär oder befoldeter Gemwalthaber 
feinen Auftrag erſt nah Ablauf der ihm vorgefchriebenen Friften 
vollziehen Eonnte, wenn gleihmwohl dargethan ijt, daß er 
das ntereffe des Gewaltsgebers beflens beforgt hat, fo 
kann das Gericht erkennen, daß er für die Verfpätung 
nicht verantwortli ſey, und den Gewaltgeber oder Com— 
mittenten fowohl zur Erfüllung der vom Gemwalthaber oder 
Gommiffionar gegen Dritte kraft Vollmacht übernommenen 
Verbindlichkeiten, als zur Zahlung ber Koften und Vorſchuͤſſe des 
Iegtern, fo wie des ihm gebührenden Gehaltes, verurtheilen. C. 
H. Bw. Rouen. J. 19. 8. 1834 1. 809. — f. Art. 1184. 

(9) Ein belohnter Gewalthaber, der feine Schritte zu Er— 
füllung feines Auftrages gethan, hat einen Anfprud auf die 
zugefagte Belohnung, darum allein, weil die Sade, womit er 
beauftragt war, ihre Erledigung erhalten hat, ohne daß fein 
Auftrag widerrufen worden: zumal wenn die Erledigung durch 
die Bemühungen eines andern Gewalthabers geſchehen. C. H. 
Bw. J. 19. S. 1835. 1. 719.—f. Art, 2003. 
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(10) Der Gewalthaber, deſſen Auftrag als gefaͤhrdevoll 
und betruͤgeriſch fuͤr unguͤltig erklaͤrt worden iſt, hat keinen An— 
ſpruch auf irgend eine Belohnung wegen Vollziehung des ihm 
ertheilten Auftrages; dieſe Vollziehung kannnur als die Handlung 
eines Individuums betrachtet werden, welches ſich gefaͤhrdevoll 
in die an eines andern Aingemiſcht hat, C. H. Vw. Li⸗ 
moges. R. G. 1837. 1. 889. *) 


* Ein Auftrag, ein Geſchaͤft au vermitteln, fagt sa, ald es Kit 
einzuleiten. Hohnh. 111. Dah da Geſchaͤft d 
durch auch zu Stande — — —* Sa nicht ur: 
dert. Ebend. — Eine dem Geralthaber dafür berfprocdene Be: 
fobnung muß ibm nah 2. ©. 1999. deſſen ungeachtet gereicht 
werden. Ebend. 167. . 


2. Die Zinfen, welche das roͤmiſche Recht dem Negotio- 
rum gestor und dem Gurator für ihre Vorſchuͤſſe von dem 
Tag an bemwilligte , wo fie diefelben gemacht hatten, haben feit 
der Verkündigung * Code aufgehoͤrt, kraft Geſetzes zu laufen. 
C. H. Vw. Pau. 8. W. 1. 187. — Caſſ. Bordeaur. 8. 25. 

1. 147. L. 72, 250. (Nr. 1. d. ©.) 

(5) Gehalte ober Beinugungen eines Gemalthabers, welche 
der Gewaltgeber, als demfelben gebührend, in Abrehnung aner= 
kannt hat, tragen feine Zinfen, wie e8 bei Vorfhüffen der Fall 
feyn würde, welche nn ” den Gewaltgeber gemacht 
hat. Gaff. Air. R. G. 1836. 

(6) Die Zinfen ber =. — Gewalthaber gemachten 
Vorſchuͤſſe ſind zu ſechs vom Hundert zu berechnen, obgleich der 
Gewaltgeber kein Handelsmann iſt, wenn das Geſchaͤft gleich— 
wohl den Charakter einer Handelsſache hatte. CE. H. Vw. Pa: 
ris. R. G. 1836. 1” 940. 

1. 2. 3. Ein von mehreren Streitgenoffen bevollmädtigter 
Anwalt (Schiedsrichter, Notär, oder Sachverſtaͤndiger), hat auf 
Zahlung ſeiner Koſten eine Samtklage gegen nn jeden derſel⸗ 
ben. Drleane. S. 28. 2. 159. D. 26. 2. 65 L. 80. 521. — 
Grenoble. S. 29. 2. 296.— Zouloufe. S.32.2. 393.— Zouloufe. S. 
32. 2. 582.—Bordeaur. S. 26. 2. 217.D. 24. 2. 96. —Eaff. 
S.26. 1. 396. D. 24. 1. 240, — ir. R. G. 1833. 2. 568. 

5. Diefe Regel ift (bei einem Notär) ſelbſt auf den Fall 
eines Kaufes anwendbar, ungeachtet der Beſtimmung bes Art. 
1593., nad) welcher bei Käufen die Koften der Urkunde auf den 
Käufer fallen. Caff. Seine S. 29. 1. 272. D. 27. 1. 247. 

6. Das Gefeg wollte hierdurch nicht die Samtverbindlichs 





*) Erfag der Reifekoften des Gläubigerd. Brauer VI. 228, — 
Geldwerth bei Auslagenerfag. Ebend. 229. — Einrebe ber 
Vorausklage bei vererbten Schulden, Ebend. 230, 
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2001. 


2002. 


2004, 
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keit einer jeden diefer Parteien gegen den Motär aufheben, wel: 
cher MH gemeinfhaftlicher Gewalthaber ift. Caſſ St. Pens. S. 20. 
1. 409. | 


Viertes Kapitel. 


Bon den verfchiedenen Arten, wie ein Auftrag erlöfcht. *) 


(2003—2010. **) 

1. DerXuftrag zur Liquidation einer Geſellſchaft enthält nicht, feir 
ner Natur nad, den Widerruf eines früheren Auftrages zum Ber: 
kaufe der Liegenfhaften der Gefellfhaft; cine entgegen gefegte 
Entfheidung gibt einen Caffationsgrund ab. Caſſ. Rennes. S. 
19. 1. 359. D. 17. 1. 561. L. 56. 18. 

3. Ein Auftrag, welcher gleichzeitig im Intereffe des Ge: 
walthabers und des Gemwaltgebers ertheilt, und gleichſam die 
Bedingung eines zwifchen denfelben gefchloffenen Vertrages ift, 
ift feinem Wefen nad unwiderruflih, und mwird daher durd das 
Zahlunasunvermögen des Gewaltgebers nicht widerrufen. Bors 
deaur. S. 32. 2 199. ***) 

I, Die Vollmacht, weldhe eine Frau ihrem Manne gibt, 
eine Klage wegen Tiegenfchaftlicer Anſpruͤche anzuftellen, kann 
von der Frau ohne ehemännliche oder gerichtliche Ermädtigung 
widerrufen werden, fowohl während eines Rechtszuges, als nad) 
Beendigung deffelben; jedenfalls hebt der Widerruf das meitere 
Verfahren nur darin auf, was die Subftanz des Eigenthums 
der Frau betrifft: was die Nutznießung oder die Einkünfte ans 
geht, deren Genuß er als Ehemann hat, darin kann das Per: 
fahren von ihm fortgefegt werden. Gaen. S. 25. 2. 177. — 
f. Act. 1395. 1b. 

1. So lange der Widerruf des Auftrages dem Gemalthas 
ber nicht eröffnet worden ift, koͤnnen Dritte gültige Verträge 
mit ihm ſchließen, obwohl fie Kenntnif vom Widerrufe gehabt 
haben. Zurin. S. 7. 2. 671. 

3. In Hanbdelsfahen kann der Gemwaltgeber (Wechsler), 
welcher mehreren Perfonen Vollmacht gegeben hat, ſich in feinem 
Namen verbindlich zu mahen, jedoh nur gemeinfhaftlid, 
nichts defto weniger verurtheilt werden, die von einer diefer Per: 
fonen allein unterzeichneten Effekten zu bezablen, wenn diefelbe 


offenkundig als fein Gewalthaber befannt war, und wenn der 





*) Bon der Beendigung der Vollmacht. Zadar. IT. 416. 
**) Art. 2005. ſ. 1165.—Xrt. 2006. f. 1372.—Xtt. 2010. f. 1373. 
*n*) (Einfluß des Gantausbruches in Aufträgen. Brauer V, 628. 
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Gewaltgeber, der von ber Unterzeihnung diefer Effekten Kennt: 
niß — dagegen nichts eingewendet hat. C. H. Vw. Paris. 
S. 30. 1. 234. D. 27. 1. 159. 

1. Damit die Beftellung eines neuen Gewalthabere, und 2008. 
das Ableben des Gemwaltgebers die Wirkung habe, den Auftrag 
binfihtlich des Gemwalthabers zu widerrufen, ift erforderlich, daß 
die Beftellung und das Ableben ihm bekannt gemacht worden 
un a Bw, Orleans. S. 22. 1. 111. D. 19. 1. 569. 

L. 62. 


2: Eine Anweifung ift gültig, obwohl fie im Namen einer 
Perſon, nad) deren Ableben, aber Eraft ihres in gutem Glauben 
vollzogenen ee ausgeftellt wurde. Paris, S. 7. 2. 65 
D. 5. 2. 65. L. 17. 535. 

3. Eben fo ein im Namen eines verftorbenen Klienten 
wieder aufgenommener Rechtszug. Nismes. S. 25. 2. 135. D. 
23. 2. 137. L. 74. 280. 

4. Ein Sciedsvertrag , welcher vom —— in gu⸗ 
tem Glauben, nach eingetretenem Zahlungsunvermoͤgen des Ger 
waltgebers eingegangen wurde, ohne Kenntniß von diefem Zah⸗ 
lungsunvermoͤgen zu haben, iſt gültig. Wenn nun in Folge 
diefes Sciedsvertrages, und ebenfalls ohne Kenntnif vom Zah: 
lungsunvermoͤgen, die Schiedsrichter ihren Schiedsſpruch geben, 
ſo koͤnnen die Gantglaͤubiger hiergegen keine Zwiſchenklage 
(tierce opposition) anſtellen. C. H. Vw. Nismes. S. 8. 1. 
196. D. 6. 1. 111. L. 20. 545. *) 


* Fünftes Kapitel. 


Bon Anweifungen. **) 


+ — ſelbſt an Zahlungsſtatt, begruͤndet fein felbfftändi-2010u. 
ges Forderungsrecht, ſondern yerfällt, menn die gefeglihe Be⸗ 
Dingung, dab nämlich der Oinmeifungsgähler dien werde, nicht 
in Erfüllung geht. Hobnb. VII. 91. 93. I1, 283. f. — Unter: 
ſchied von $orderungskauf. I. 91. 

2) Anweifungen der Staatödiener auf ihre Beloldungen find un: 
gültig. obnb. III, 156. ff. — vol. R. B. 1816. XXXV, 
Samml. III. 477. 


2ot. 

3) eg De nur wegen liquider Gegenforderu ftatt. 2010h. 
an 407. Die fpätere Liquidmachun J—— rüd: 
wärts: 408. auch in Anfehung der vor der Ce Ceffion entftandenen 





*) Nach dem Tode zu erfüllende Aufträge. Brauer VI, 231, 
**) Trefurt 305—308, $. 341. — Trefurt 418, D.) 
+, Miderruflichkeit der Anweifungen. Brauer V. 991. 
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— erſt nachher liquid gewordenen Forderungen. N. Jahrb. 


2010k. * 4) DB. Aufhebung der Gantverweiſungen bir. R. B. 1823. VII. 
Samml. I. 113. - 


+ 5) Dom Amtöreviforat gefertigte DVermeifungen geben dem Gläus 
biger, der fie erhält, Bein größered Recht, ald daß er nun von 
dem, an welchen er vermwiefen ift, die Zahlung unmittelbar ver: 
langen fann. Hohnh. IV. 246. 

6) Durch eine audgeftellte Anmeifung_ mird die Schufdforderung 
nicht ermwiefen. Hohnh. VII. 90. f 93. 


Vierzehnter Titel. 
Bon der Bürgfchaft. ”) 


Erſtes Kapitel. 
Bon der Natur und dem Umfange der Bürgfchaft. *%) 


(2011—2020. ***) 
* I. E. €. X1V, 

2011. 2. Nicht der Art. 217. ſondern das Geſetz, welches in den 
14. Titel des dritten Buches aufgenommen wurde, hat das 
er Vellejanum abgefhafftl. Paris. S. 6. 2. 33. L. 
14. 69. 

2012. 1. Die Samtbürgfhaft für den Verkauf eines ehefteuerlis 
en Gutes ift gültig, obwohl die Veräußerung felbft es nicht 
ie = 9. Bw. Riom. S. 7. 1. 214. D. 5. 1. 14. L. 
18. 65. 

2%, Der Verkauf eines ehefteuerlichen Grundftüdes kann 
gültiger Weife verbürgt werden, felbft von den Kindern der Frau ; 
die bloß beziehungsweife Ungültigkeit des Verkaufes ift einer 
—— ———— empfaͤnglich. C. H. Vw. Bordeaux. 8. 


3. Die von einer Frau ohne ehemaͤnnliche Ermaͤchtigung 





) Bon den Zuſicherungsvertraͤgen im Allgemeinen. Zadar. Il. 417. 
Gattungen der fhügenden Rechtsgefhäfte. Brauer IV. ©. 3. 


**) Begriff des WBürgfchaftövertrages, Bachar. II. 423. — Bat: 
tungen der Verbürgung. Brauer IV. ©. 4. 


**+) Art. 2011. f. 1208. 1431. 2021. 2025. 2036.—%rt. 2012. |. 1121. 
1131. Nr. 8. 2036.—Xrt. 2014. f. 1121. 1236. 2028. 203. 
— Art, 2015. f. 1740. - Art. 2017. f. 2057,— Urt. 2018, ſ. 
1124. 1431. 2040, 2041. 2185,—Xrt, 2019. f. 2185. 
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übernommene Verbindlichkeit kann für ungültig erklärt werben, 


ohne gerade an fih nichtig zu — ſie kann daher guͤltiger 
Weiſe verbuͤrgt werden. Paris, 8. 20. 2. 145. L. 56. 497.*) 
es) 


2013. 


+1 Bürgfaft * auch unbeſtimmt — werden. Hohnh. IV. 


Buͤrgſchaftszuſage. Hohn 
2) * bedarf, auch wenn ſie vom Buͤrgen nicht eigenhändig ge⸗ 
ſchrieben iſt, nicht des Beiſatzes „gut“ ꝛc. Hohnh. I 
3) Sie erloͤſcht nur durch eine fteiwillige Erlaſſung der Sau, 
ale nicht durch einen Nachlafvergleih. Ebend. 344 


1. Ein Greditbrief, welcher einem Handelsmanne gegeben 
wird, kann wie eine Bürgfchaft betrachtet werden, nicht nur für 
die Summen, welche demfelben in ber Folge bezahlt werben, 
fondern auch für jene, die er dem, bei welchem der Gredit er: 
öffnet wurde, bereits früher fchuldig gewefen. Alles beruht auf 
der Auslegung ber Gedinge und Umftände im Ganzen. Bour: 

ges. S. 24. 2. 371. 
| 2. Ein Greditbrief, welcher eine Ermädhtigung zu zahlen, 
unter förmlicher Gemwährleiftung enthält, hat alle Wirkung einer 
Buͤrgſchaft. Bordeaux. S. 31. 2. 167. 

(3) Mer in Geftalt eines Greditbriefes ſich für Eünftige 
Rratten verbürgt hat, wird hinfichtlich folder Tratten nicht bes 
freit,, welche auf eine fpätere Verfallzeit gezogen wurden, als in 
der Buͤrgſchaftsurkunde ausgedruͤckt ift, wenn der Gredit für bes 
* ndig, und big Fr MWiderrufe gültig erklärt war. Paris, 

. 19. S. 1834. 2. 296, 

(4) Daraus, daß eine Buͤrgſchaft ausdruͤcklich geſchehen 
muß, folgt nicht, daß fie ſchriftlich abgefaßt ſeyn müffe; ihr Da: 
ſeyn kann auch durdy Zeugen bewiefen werben, wenn biefer Bes 
weis nah den allgemeinen Regeln über den Beweis der Vers 


2015. 


bindlichkeiten zuläffig, wenn 3. B. der Anfang . — 


le vorhanden iſt. C. 9. Vw. Lyon. R. G.1 


+ Erlöfht die Buͤrgſchaft, die der Bürge ausdruͤcklich nur für eine 
gereite Zeit übernommen bat, mit dem Ablaufe diefer Zeit? — 
runde dafür und dagegen. Annalen I. 254. 


(2) Wer für eine Hauptfumme Buͤrgſchaft geleiftet hat, 


*) ae bei natürlichen Berbindlichkeiten, Brauer 


++) Bürgfchaften. Brauer V, 951. Wirkung ber Bürgfchaftszu: 
fagen. Brauer VI, 


2016. 
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2016. ift darum nicht Bürge für die Zinfen, obgleih jene Summe 
Ziinſen teägt, wenigftens alsdbann, wenn dem Bingen das Da- 
feun eines Thatumftandes nicht bekannt fern konnte, in deffen 
Folge die Zinsfchuldigkeit entftanden if. Bordeaux. J. 19. 8. 
1834. 2. 271. *) 


2018. 4. Derjenige, an den eine Summe gegen gute und hinläng: 
laͤngliche Bürgfchaft bezahlt werden foll, Fann Beinen Theil der 
Summe fordern, wenn er nicht eine Bürgfchaft beibringt, melde 
für die ganze Summe ausreiht. Zurin. S. 6. 2. 781. 

2. Der Bürge wird nicht als Befiger hinlänglichen Ver: 
mögens im Sinne der Art. 2018. f. betrachtet, wenn er nur 
ein widerrufliches Eigenthum, 3. B. als Erbiehenträger befigt. 
Colmar. S. 14, 2. 91. 

2019. Ein Bürge ann im Sinne des Art. 2019. als zahlbar 
betrachtet werden, wenn fchon feine Liegenfchaften, die er zum 
Unterpfand anbietet, in einem andern Obergerichtsbezirke liegen. 
Das Gericht kann nah Billigkeit ermeffen, in welchem Falle die 
gerichtliche Werfteigerung der angebotenen Liegenfchaften wegen 
zu weiter Entfernung zu ſchwierig feyn würde. In diefer Hin: 
fiht haben die Gerichte Feine unbedingte Regel, nach welcher fie 
nothmwendig entfcheiden müßten. Zurin. S. 12. 2. 571. L. 38. 
71. — Caſſ. Angers. S. 23. 1. 2. D. 20. 1. 409. L. 63. 
262. (f. Urt. 2018. Nr. 3. d. ©. **) 


Zweites Kapitel. 
Bon den Wirkungen der Bürgfchaft. 


Erfter Abfchnitt. 


Bon ben Wirfungen der Bürgfchaft zwifchen dem Gläubiger und dem 
Bürgen. **). 


(2021—2027. ***) 
2021. Im alle, wo ein Echuldner die Verbindlichkeit uͤbernom⸗ 
men hätte, auf jeden gerihtlihen Befehl zu bezah— 
en, kann ber Bürge nur nach einem gegen den Hauptfchuldner 


*) — — der Gültigkeit des Buͤrgſchaftsvertrages. Zachar. 


*) Trefurt. 315. $. 360. 2). 
**) Bon ben rechtlichen Folgen ber Buͤrgſchaft für das Verhaͤltniß 
zwifchen dem Gläubiger und Bürgen. Zachar. II. 425. 


*®) Art. 2021. f. 1203. 2042. 2043. -Art. 203. f. 1902. 2033. 
Art, 2026. ſ. 1203, —Xtrt, 2027 ® f. 1210. 
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erwirkten Urtheil belangt werden, obwohl jener auf die Rechts— 
mwohlthaten der VBürgen, und insbefondere auf die der Voraus: 
Plage verzichtet hätte. Zurin. S. 4. 2. 638. *) 


**) 2021. 


+ 1) Der Ausdruck Buͤrge und Zähler oder Selb fizäbler be: 

zeichnet im Zmeifel Feine Erpromiffion, fondern eine Buͤrgſchaft 

im gewöhnlichen Sinne. Hohnb. III. 295. ff. Das benefici- 

um ordinis et divisionis mird dadurch nicht ausgefchloffen. 

Ebend. 296. f. — N. Jahrb. III. 82. — Annalen Vi. 321. ff. 

2) Bürge und Selbftfh uldner fcheint ein constitutum de- 
biti alieni anzudeuten. Hohnh. III. 297. 


(1) Der Rechtsvortheil der Vorausklagung muß vom 
Bürgen bei dem erften gegen ihn angeftellten Verfahren ange: 
rufen werden, nicht mehr in der Appellationsinftanz, felbft wenn 
in der erften Inftanz der Bürge das Daſeyn oder den Umfang 
der Buͤraſchaft widerfprochen hätte. E. H. Bw. Douai. J. 19. 
S. 1835. 1. 774. 


sr. 


(1) Der Xrt. 2209. nah) welchem der Gläubiger auf 
den Verkauf der Liegenfhaften, woran er fein Unterpfandrecht 
hat, nur alsdann antragen fann, wenn fein Unterpfand nicht 
hinreicht, ift auf den Fall nit anwendbar, wo die Schuld durch 
eine Bürgfchaft gededt ift, und der Bürge, auf die gegen ibn 
angeftellte Klage, ſowohl die verpfändeten, als die übrigen freien 
Güter des Hauptfehuldners, zum vorherigen Angriff anzeige — 
Der Gläubiger iſt alsdann gehalten, alle ihm angezeigten Güter 
ohne Ausnahme anzugreifen, und wenn er dabei auf bie ver: 
pfändeten Güter ſich beſchraͤnkt, fo verliert er feinen Rüdagriff 
gegen den Bürgen bis zum Betrage des Werthes der nicht angegriffenen 
Güter. In diefem Falle, und fo lange der Werth der nicht 
angegriffenen Güter nicht beſtimmt ift, Fann das Gericht nad) Ge: 
ftalt der Sachen entfcheiden, daß der Bürge nichts ſchulde, und 
befhalb das Verfahren gegen ihn aufheben. GE. H. Bw. Pau. 
J. 19. S. 1835. 1. 717. 





*) Einrede ber Worausklage. Brauer V. 950. — Einfluß ber 
Stundungsverträge auf Bürgfchaften. Brauer VI, 235. Ine 
gleichen der eifernen Briefe. Ebend. 236. 

“+, Zrefurt 315. $. 360. 3). 


**0) Miederaufnahme des Rechtöftreits. Brauer V. 1261. 


2023. 
2024. 
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Zweiter Abfehnitt. 
Bon den Wirkungen ber Büreibaft zwifchen dem Schuldner und dem 
ürgen. *) 


(2028—2032. **) 


Alle vom VBürgen dem Hauptgläubiger bezahlten Summen 
tragen Zinfen vom Zage der Zahlung gerechnet, ohne Unterfchied, 
was für die Zinfen, und was für das Kapital bezahlt wurde. 
Die Zinfen, für die der Art. 2028. einen Nüdgriff zu Gun: 
fen des Buͤrgen welcher bezahlt hat, verleiht, find die Zinfen 
ber bezahlten Summen, und nicht Iediglich die bezahlten Binfen. 
Zouloufe. S.29. 2. 196. ***) 


+ Der Bürge, welcher bezahlt bat, tritt zwar gegen den Haupt: 
ſchuldner in die Rechte des Släubigerd ein, bat aber feine 
Klage gegen einen Dritten, der zur Sicherheit des Hauptgläus 
bigerd ebenfalld ein Unterpfand beftellt hat. Annalen IV. 55. 


‚2029. 1. Die Frage, ob der VBürge, welder für den Haupt: 
fhuldner bezahlt hat, in die Rechte des Gläubigers eintritt, muß 
nad) ben zur Zeit der Zahlung gültigen Geſetzen beurtheilt wer: 
an — H. Bw. Nancy. S. 8. 1. 451. D. 6. 1. 453. L. 


2. Bor dem Code war der Bürge, welcher zufolge gericht: 
lihen Zwanges für den Schuldner bezahlte, nicht kraft Geſetzes 
in die Rechte des Glaͤubigers eingetreten. Wie oben. ****) 


+ Der Bürge it in das ihm offenitehende Unterpfandrecht in 
der That eingetreten, wenn der Betrag ded Unterpfanded an 
der Schuld abgerehnet wurde. Hohnh. IV. 38. f. — Da 
Durch einfeitige Verfügung über dad Pfand nicht verfürzt wer: 
den, Ebend. 34. 38. 


5 


2032. }) 


*) Bon dem Verhältniffe zwifchen dem Hauptfchuldner und bem 
an Zachar. Il. 426. — Natur 3 Gutſprechens. Brauer 


«©, 


**) Art. 2028. f. 1154. — Art. 2032. f. 1188. C. c. 155. C. 


comm, 


“er, Ruͤckgriff des Bürgen auf den Gchuldner. Brauer V. 952 f. 
— Rüdgriff des Bürgen bei Minderzahlungen. Brauer 
> 237. — Umfang der Erfagkiage des Buͤrgen. Ebend. 


e**) Trefurt 200. 3). c. — Roth III. 121. 
+) Betagung der Bürgfchaften, Brauer VI, 239, 
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Bon den Wirkungen der Bürgfchaft zwifchen den Bürgen unter fich. *) 
ſ. Art. 1214. 2025. *) 


Drittes Kapitel. 
Bon Erlöfchung der Bürgfchaft. 


(2034— 2039. ***) 

(1) Der Bürge ift nicht ermächtigt, gegen ein zum Nach—⸗ 
theil des Hauptfchuldners ergangenes Urtheil die Appellation eins 
zulegen, wenn baffelbe gegen den Schuldner in Rechtskraft Über: 
gegangen ift, vorbehaltlich jedenfalls des Rechtes für den Bir: 
gen, beidergegen ihn angeftellten Klage die ihm allenfalls zur Seite 
ftehenden perfönlichen Einreden vorzuſchuͤtzen, da ihm die rechts— 
Eräftige Entfheidung nur entgegen gehalten werden ann, in wie 
weit fie die ihm mit dem Hauptfhuldner gemeinfhaftlichen Ein— 
eh betrifft. Grenoble. R. G. 1833. 2. 160. — f. Art. 


1. 2. Wer eine unterpfändliche Sicherheit für eine Schuld 
gibt, ohne ſich felbft Hülfsweife zur Zahlung verbindlich zu ma= 
hen, ift Fein Bürge im Sinn der Art. 2011. und 2037. ; er 
kann feine Loszählung begehrten, auf den Grund, daß es der 
Gläubiger unmöglih gemacht habe, in feine Rechte, Pfänder 
und Vorzüge einzutreten. Caſſ. Meg. S. 15. 1. 242. Gaff. 
Meg. 8. 13. 1. 177. 

2b. Der Samtbürge, zum Unterfchied vom einfachen Bürgen, 
wird dadurch) allein nicht losgezählt, daß ber Gläubiger das Eintreten 
in feine Rechte, Pfänder und Vorzüge unmöglich gemacht habe. 
Rouen. S. 19.2. 72. D. 16.2. 36. L. 52. 499.— Gaen. J. 19. 
S. 1835. 1. 338. — CE. 9. Bw. Ajaccio. R. G. 1836. 1. 
632. ****) — m entgegen gefegten Sinn entfchieden. Bor: 
beaur. S. 23. 2, 134. D. 21. 2. 73. — Pau. S. %. 2. 57. 
D. 23. 2. 125. 


) Wie die Bürgfchaft erlöfcht. Zachar. II. 428. 
**) unauffündbarkeit der Bürgfchaften. Brauer VI. 240. 
***) Yrt. 2034. ſ. 1234.1262. 1281. 1287. 1365. 1740. 1894. 2037. 2250. 
GC. c, 155. C. comm. — Xrt. 2035. f. 1301. — Art. 2036, 
ſ. 1294. 2012. —* Art. 2037. ſ. 1250, 1252. 12831. 2029, C. C 
140. 164. C. comm. — Art. 2039. f. 1252, 1261, 1740. 
2032. - 


⸗**) Laukhard III. S, 100. — Ebend, ©. 104. 


2036, 


2037, 


2037. 
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3. Deßgleihen: der Art. 2037. ift insbefondere auf bie 
Ausfteller eines Wechfels anwendbar, welche Eraft Gefeßes für 
die Zahlung der Tratte famtverbindlih find. Gaen. S. 28. 
2. 121 


4. Die Handlung des Glaͤubigers, welche es dem Buͤrgen 
unmoͤglich macht, in ſeine Rechte und Vorzuͤge gegen den Haupt— 
ſchuldner einzutreten, befreit nicht allezeit den Buͤrgen vollſtaͤn— 
dig. Der Buͤrge wird nur frei bis zum Betrage des Nachtheils, 
welchen ihm die Unmoͤglichkeit der Eintretung verurſacht hat. 
Toulouſe. S. 23. 2. 118. D. 21. 2. 72. 

5. Der Samtfchuldner ift befreit, wie es ber Buͤrge felbft 


feyn würde, wenn dee Gläubiger durch feine eigene Handlung, 


und durch Verzicht auf die Rechte, Pfänder und Vorzüge, bie 
er gegen die übrigen Mitfhuldner hatte, e8 unmöglich gemacht 
hat, dem noch allein verpflichtet gebliebenen Schuldner das 
gefeglihe Eintreten zu verfchaffen, welches diefem in dem Falle 
gebührt haben würde, wenn er die Gefamtfchuld bezahlt hätte. 
Nismes. S. 20. 2. 121. D. 19. 2. 4. L. 58. 187. — ©. 
H. Bw. Caen. J. 19. S. 1835. 1. 338 

6. Wurde im Gegentheil entfchieden, daß der Art. 2037. 
auf den Samtfchuldner nicht anwendbar fey. Diefer Iegtere kann 
nicht als Bürge betrachtet werden, und nicht gegen den Glaͤubi— 
ger die exceptio cedendarum actionum vorfhüsen: als für 
die Summe, die ihm über den Betrag derjenigen gefordert 
wird, für die er perfonlich gehalten ift, wegen des Antheils, den 
er am Intftehen der Schuld hatte. Gaff. Orleans. S. 16 1. 
327. D. 14. 1. 112. — 8imoges. J. 19. S. 1835 2. 455. 

7. Der Art. 2037. ift feibft auf den Kall anwendbar, wo 
die Rechte oder Pfünder vom Gläubiger erft nad der Verbür: 
gung waren erworben worden. Gaen. 8. 28. 2. 191. — Ent: 
gegen gefegte Entfheidung C. H. Vw. Gaen. J. 19. S. 1835. 


8. Damit der Bürge im Sinne des Art. 2037. befreit 
werde, ift nicht nothwendig, daß die Handlung des Gläubigers 
eine pofitive fey, in committendo; e8 genügt, wenn fie negativ 
ift, in omittendo: eine einfache Unterlaffung oder Nachläffigkeit. 
Zouloufe. S. 30. 2. 89 — Im entgegen gefegten Sinn ent: 
fhieden. ©. H. Bw. Douai. J 19. S. 1835. 1. 966 

9. Wenn 3. B. durch Urtheil erkannt wurde, baß der 
Gläubiger fein Vorzugsrecht durch Verfäumung der Bewahrungs: 
Foͤrmlichkeiten verloren babe. S. 28. 1. 17. 

10. Wer bei einem Pachtvertrage für den Pächter gebuͤrgt 
bat, kann fidy nicht weigern, die Pachtgelder zu bezahlen, welche 


der Eigenthümer zu fordern hat, unter dem Vorwande, daß leg: 


terer eingemwilligt habe, daß fein Pächter das Pachtgut verlaffen, 
und feine Fahrniß mit fi nehmen bürfe, daher der Buͤrge in 


Bon Erlöfhung ber Bürgfhaft. 635 


die Nechte des Gläubiger auf dieſe Fahrniß nicht mehr eintre: 
ten Eönne: fobald hergeftellt ift, daß die Auflöfung des Pachtes, 
ftatt dem Bürgen nachtheilig zu fen, ihm vielmehr vortheilhaft 
ah C. 9. Bmw. Confolens S. %. 1. 146. D. 


(11) Eine Frau, die, in einem mit den britten Inhabern 
ber Güter ihres Mannes abgefchloffenen Wergleihe, auf jede 
Klage gegen diefelben wegen ihrer Eheſteuer verzichtet bat, mit: 
telft einee willkührlich verabredeten Summe, burd 
weiche fie nicht gänzlich befriedigt worden, verliert durch die 
Thatſache diefes Vergleiches ihren Rüdgriff gegen den Buͤrgen 
ihres Mannes, wegen Zahlung des Mebrberrages ihrer Ehefteuer, 
weil fie es ſich unmöglih gemacht hat, den Bürgen in ihre 
Rechte gegen die dritten Inhaber einzufegen. C. H. Bmw. 
Montpellier. R. G. 1833 1. 697. 

(12) Der Anwalt, welher die Zufheidung der Koften zu 
feinen Gunften ermwirft hat, bleibt darum doch unmittelbarer 
Gläubiger feiner Partei: diefe kann nicht bloß als Buͤrge bes 
tradhtet werden. Der Anwalt kann daher, nachdem er eine Ein: 
ſprache auf Gelder der verurtheilten Partei zugehörig, zuruͤckge— 
nommen, unmittelbare Zahlung an feine Partei verlangen, ohne 
daß ihm dieſe entgegen fegen fann, daß er durch Zurüdnahme 
der Einfprahe ihe unmöglich gemacht habe, ihn in ihre Rechte 
und Borzugsrechte einzumeifen. ©. H. Vw. Paris. R. G. 
1837. 1. 572. 

(13) Der Art. 2037. ift auf den Fall bloßer Naclaͤßig— 
keit des Glaͤubigers in Belangung des Schuldners nicht anwend—⸗ 
bar, wenn der Bürge feiner Seits — Hand — gegen den 
letztern ſelbſt einzuſchreiten. Agen. R. G, 1837. 2. 102. 


+ 1) Hohnh. IV. 38. f. 
2) Sordert der £ ©. 2037. eine Commiffivbandlung ded Gläubi- 
gend, oder genügt auch ſchon eine Unterlaffung zur Befreiung 
ed a Im — Sinne bejaht. Annalen VII. 
27. — 2 
+ Hohnh. IV. 232. — ſ. u. ©. 1243. Nr. 2. 


Eine vom Geffionar dem Schuldner bewilligte Friftverlän: 
gerung befreit den Gedenten von der Wirkung feiner Gewähr: 
leiftung oder feines Verſprechens, zu zahlen und gut zu flehen 
(fournir et faire valoir). Zmwifchen einem Gemährteifter, mit 
obigem Verfprechen, und einemBürgen findet feine — 
— nach Inhalt des Art. 2039. Paris, S. 18. 2. 57. D 

15. 2. 133. L. 49. 148. 
+ Annalen I. 254. 


2037. 


2039. 
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Viertes Kapitel. 
Bon gefetlichen und gerichtlichen Bürgfchaften. *) 


(2040— 2043. **) 

2040. Der Mann Bann gerichtliher Buͤrge feiner Frau fepn, 
wenn unter den Chegatten weder Gütergemeinfhaft nod Ber 
widmung flatt findet, die Frau folglich die Einkünfte ihres eis 
genthuͤmlichen Vermögens behält. Es kommt nicht darauf an, 
ob in dem Rechtszuge, mobei die Frau richterlid angemwiefen 
worden, Sicherheit zu leiften, der Mann Behufs der Ermähti» 
gung derfelben aufgetreten if. Bordeaux. S. 30. 2. 364. ***) 


Inſtructiv⸗V. über Errichtung einer Hinterlegungdfaffe. R. B. 
1838. 1.$ 4. Nr. 3. 8. 6, N. 3. > ale setaif 


Fünfzehnter Titel, 
Bon dem Vergleich. ****) 


| (2044—2058. 7) 

2044. 2. Aus der Vorfchrift des Art. 2044. daß jeder Vergleich 
ſchriftlich abgefaßt werden müffe, folgt zwar, daß ein Vergleich 
nicht durch Zeugen bewiefen werden dürfe, allein es folgt nicht, 
daß er nichtig ſey, weil er nur mündlich abgefhloffen wurde. 
Mithin kann eine Partei, welche ſich auf einen mündliden Ver: 
gleich beruft, zum Beweiſe der Wahrheit ihrer Behauptung den 
Gegentheil über articulicte Thatumftände vernehmen laſſen. 
Brüffel. S. 11. 2. 282. — f. im entgegen gefegten Sinne 
Art. 1358. Nr. 12, d. ©. 

(3) Us ein Vergleich , obwohl diefe Eigenfhaft von ben 
Parteien ihm nicht beigelegt worden, muß eine Abrechnung be= 


*) Bon d li i N . ; 
— geſetzlichen und gerichtlichen Buͤrgſchaft. Zachar 


**) Art. 2040. ſ. 2018. 2019. 2060. 2066. — Art. 2041. f. 2018. 
en 2071. 2185. >. Art, 2042. ſ. 2021. ff. —— Art. 2043. ſ. 
**+) Trefurt 316. $. 365. 
»****) Begriff des Wergleiches. Zadar. Il. 418. — Eintheilung ber 
Bergleihe. Ebend. 419. — Bergleidhe. Brauer V, 919. ff. 
+) Art. 2044. f. 888. Nr. 1. 1130, Nr. 2. — Urt. 2045: f. 2779. 
467. 472. 499. 542. — Art. 2046. f. 2053. — Art. 2097. 
fe 1226. — Xrt. 2048. f. 1163. 1340. Nr. 15. — Art, 2049. f. 
1156. 1175. 2045. 2057. — Art. 2052. f. 888, 1110. 1118. 
1304. 1351. — Art. 2053. f. 892. 1109. ff. — Xrt. 2054, f. 
1110. 1131. 1138. — Art. 2056. f. 1109. 1131. 1351. 


Pl 
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trachtet werden, worin zwei Gefellfhafter erklärt haben, daß fle 2044. 
vermittelft diefer Berechnung ſich gegenfeitig quittiren, ohne in 
irgend einem Fall, und unter welchem Vorwand es feyn möge, 
auf die Abrechnung zuruͤckgreifen zu dürfen, felbft mit dem Vers 
ziht auf Revifion der Rechnung, aus welcher Urfache es fen. 
. 2 Vw. Amiens. R. G. 1833. 1. 95. — f. Art. 2048. 

49. 

(4)b. Iſt die Frage, ob ein Rechtsgefhäft einen Vergleich 
in ſich fchließe ober nicht, eine reine Thatfrage, deren Beant: 
wortung keinen GCaffationsgrund abgeben fann? Ex. arg. ver: 
neint. Gbenbd. *) 


* 1) Vergleihöverfuhe. P. O. $. 791—7%. Motive ©. 66. 
+2 Vergleich: gefeglihe Förmlichkeiten. Hohnh. III. 57. — 
Die ſchriftliche Abfaffung ift zu deffen Gültigkeit durchaus 
erforderfih. VI. 190. f. — Im entgegen gelegten Sinne. N. 
Jahrb. I. 134. 136. ff. II. 75. ff. — — auch Annalen V. 219. 
3) Kann der Beweis des Vergleiches durch Eideszuſchiebung 
geführt werden? — Verneint. Hohnh. VI. 190. f. Anna 
len II. 172.—III. 192. Bejaht, doch feinen Falld durch Zeus 
gen. N. Jahrb. I. 134. f. — ſ. Nr. 2.2. &. 
4) Die über einen Dergleich aufgenommenen Urkunden find dop- 
pelt audzufertigen. N. Jahrb. I. 377. 


1. Man Bann ſich nicht über eine Schenkung des Lebens: 2045. 
Unterhaltes vergleihen; das Rechtsgeſchaͤft ift folglich ungültig, 
worin ein Gefchenfnehmer auf den ihm gefchentten Lebensuns 
terhalt gegen eine Summe verzichtet, welche das Kapital feiner 
Unterhaltsrente vorftellen fol, Nismes. S. 25. 2. 86. D. 22. 
2, 73. L. 68. 45. 

2. In Standesfahen, und namentlih in politifhen Stan« 
desfachen, wird fein Verzicht auf dasjenige, was das Geſetz Ser 
manden gewährt, vermuthet, noch ein Vergleich daruͤber zuger 
laffen. Rennes. S. 24. 2. 78. D: 22. 2. 92. 

Fin Schiedsvertrag, den ein Minderjähriger mit Zus 
ziehung feines Wormundes und Ermächtigung des Familienrathes 
eingegangen, ift unbedingt nichtig. Caff. Brüffel. S. 5. 1. 54. 
D. 3. 1. 37. 

(5) Großjährige Betheiligte, welche bie Mechtsfähigkeit 
haben, Verträge abzufchließen, koͤnnen über Rechte, die noch 
nicht angefallen find, gültig fich vergleichen. Der Art. 2045. 
befagend, daß man, um fich zu vergleichen, die Fähigkeit haben 
müffe, über die im Vergleiche begriffenen Gegenftände nah Gut: 
finden zu falten, zieht nur die perfönliche Rechtsfaͤhigkeit der 


*) Wie find die Worte dest, S. 2044. „ber Vergleich muß fchriftlich 
abgefaßt werden,‘ zu verſtehen? Archiv f. R. IV. 477-496, 


2048. 


2049. 


2051, 
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ae in Betradt. C. H. Bw. Bordeaur. R G. 
1836 1 189. *) 

Man kann ſich über einen Rechtöftreit vergleichen, der die 
Aufhebung eines Bertrages wegen Wuchers bezweckt, und zu 
Erfüllung diefes Vertrages fiine Einwilligung geben. Vergebens 
wide man zur Ungültigerfiärung des Vergleiches und Vertrages 
anführen, und fich zum Beweis erbieten,, daß der Vergleich den 
Wucher aufreht erhalten habe. C. 9. Dim. Douai. 8. 28. 1. 
34. — 9. Bw. Amiend. J. 19. 8. 1834. 1. 98. — ©, 
9. Vw. Amiens. R. G. 1836. 1. 88, **) 

(1) Ein Bergleih zwifhen demjenigen, der durch die That 
oder Unvorfichtigfeit eined andern verwundet worden, und dem 
Urheber der Verwundung, abgefhloffen zu einem Zeitpunfte, 
wo nichts den Tod des Verwundeten vermuthen ließ, hindert 
nicht die Entfhädigungsklage der Erben — jenen, auf den 
Grund dieſes Eteigniſſes. Air. J. 19. 8. 1834. 2. 236. — 
f. Art. 2049. ***) 


+ Allgemeiner Vergleich) iR bindend im ‚Benno auf alfe darin be- 

griffenen Gegenftände. N. Jahrb. I. 375. f. 

1. Ein Bergleih kann nicht an unvorgefehenen Fall 
ausgedehnt werden. Der mit Aftererbfegung befchwerte darf 
fi auf das die Aftererbfegungen abfhaffende Gefeg ber 
rufen, wenn er gleih in einer weit früheren Zeit, und 
ohne diefes Gefeg vorauszufehen, fih duch Vergleich verbind: 
lich gemacht hätte, die Aftererbfegung aufrecht zu halten, Caſſ. 
Angers. S. 13. 1. 145. 

Wenn ein anfheinlicher Erbe fih in Befis des Erbvermoͤ⸗ 
gend gefegt, und bie Wittwe des Krblaffers mit ihm wegen 
Richtigſtellung der Gemeinſchaft, fo wie aller ihrer übrigen An⸗ 
fprüche und Erfagforderungen unterhandelt bat, fo fommt dem 
nähern Erben, dem der Nachlaß ausgefolgt wird, diefer Vergleich 
zu flatten, ohne bag man ihm entgegen halten Eönne, daß, weil 
er dabei nicht Partei aewefen, berfelbe nah Art. 1119. und 
Fa für ihn habe. Angers. S. 7. 2. 996. L. 
19 


*) Bedingungen der Gültigkeit des Vergleiches. Zadar. II. 420. 


**) Trefurt 325. 8. 380. 6). — Trefurt 310. $. 351. — Entfagung 
auf Nothdurftsrehte. Brauer VI, 241. 
***) Yusihließung des Aufgebenden von bem aufgegebenen Rechte. 
Brauer V, 74. — Einheit des Vergleichögegenftandes. Brauer 
a 242. — Prozeßkoſten nach verglichener Hauptſache. Ebend. 
ss) zu 205la. Zrefurt 314. $. 352. 
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1. Ein Vergleich iſt u fihlechthin untheilbar. ©. H. 2052. 
9. 


Bw. Befangon. 8. 31. 1. 

(2) Die Wirkung einer rechtsfräftigen Entfheidbung fommt 
den Vergleichen nur in Beziehung auf den Streitpunft zu, wel⸗ 
chen fie befeitigt haben. Jene Wirkfung kann nidt auf Streit: 
puntte gleiher Kigenfchaft ausgedehnt werden, melde in ber 
Folge unter den nämlichen Parteien zur Sprache kommen. Ins: 
befondere: ein Vergleich zwifhen einem Beftandgeber und Be: 
ftänder über die Frage, wer gewiffe zum guten Stand der ver: 
mietheten Sache erforderlihe Ausbefferungen zu tragen habe, 
ift ohne Einfluß auf Ausbefferungen der nämlihen Gattung, 
welche in der Folge noch nothwendig geworden find €. H. Vw. 
Nancy. R. G. 1833. 1. 237. — f. Art. 1720. 1754. 

(3) Ein Urtheil, welches, bei Auslegung eine® Vergleiches, 
deffen Inhalt und formelle Beftimmungen aufhebt, ift der 
GSaffation unterworfen, wegen Verlegung der Wirkungen ber 
Rechtskraft, die das Geſetz den Vergleichen beilegt, In bies 
fem Falle könnte das Urtheil nicht unter dem Vorwande ges 
rechtfertigt werden, daß das Bericht, feiner Befugniß und Oblie— 
genheit gemäf, nur den Sinn eines dunfeln Gedinged ausge: 
mittelt habe, um über den ihm vorgelegten Rechtsſtreit zu er— 
kennen. AInsbefondere: wenn im ingange eines Vergleiches 
gefagt ift: „daß die Parteien aufs neue und im Allgemeinen, 
ohne Rüdfiht auf eine frühere Entfcheidung, welche als nichtig 
und nicht ergangen angefehen werden folle, eine Uebereinfunft 
treffen,’ fo kann das Geriht nicht, unter dem Vorwande ber 
Auslegung der Gedinge diefer Urkunde, dem Eingange des Ver: 
gleiches die Wirfung abfprehen, um die als nichtig aufgehobenen 
Entfcheidungen wieder zu Kräften zu bringen, was die Beſtim⸗ 
mungen angeht, über welche der Vergleich ſich nicht klar genug 
a haben möchte. Caff. Rouen. J. 19. S. 1835. 


(4) Ein Vergleich, welcher hinfichtlich eines Minderjähri« 
gen ungültig ift, Bann den Großjährigen, die dabei mitges 

wirft haben, entgegen gehalten werden: es befteht hier Feine Un— 

theilbarkeit. ©. H. Vw. Amiens. J. 19. S. 1835. 1. 664. 

(5) Ein Urtheil, das unter dem Vorwande der Auslegung 
das Mefen und die förmlihen Beftimmungen eines WVergleiches 
aufhebt, ift wegen Verlegung der Rechtskraft, welche das Geſetz 
dem Wergleiche beilegt , der Gaffation unterworfen. Caſſ. 
Rouen. R. G. 1836. 1. 926. 

(6) Die Auslegung oder Würdigung des Umfanges eines 
Vergleiches gibt Eeinen Grund zur Gaffation: zumal alsdann, 
wenn, zur Beftimmung des Sinnes diefes WVergleiches, das Ger 
richt fi auf den Vollzug deffelben, wie er beftändig flattgefun: 
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2052. den, und auf ben langen Befigftand ber Parteien geftüst hat. 
G. 9. Vw. Amiens. R. G. 1837. 1. 1007. *) 


+ 1) Ein Vergleih hat die Kraft eined Urtheild. Hohnh. IV. 
gi. Bas —— 


2) In wie weit kann bei einem Vergleich auf den Grund des 
reitigen Rechtsverhaͤltniſſes, als einer unrichtigen Vertragsur— 
Wr zurüdgegriffen werden? — Entfdieden, daß es zur Recht: 
beftändigkeit des Vergleiches nicht auf die Rechtlichkeit des 
Anfpruches felbit anfomme, fo weit nicht der £. ©. 2054. im 
Wege fteht. Annalen V. 240. — Hohnh. II. 207. 


2053. Ein Vergleih, welcher in einem Arrefthaufe zwifchen dem 
Gläubiger und feinem verhafteten Schuldner abgeſchloſſen wurde, 
ift nicht ungültia, ald durch Gewalt erzwungen. Paris, S. 6. 
2. 243. L. 15. 280. 

2. Ein Vergleih über die Gültigkeit von Urkunden, bie 
wegen Wuchers angefochten wurden, ift nicht gültig und wirk— 
fam, wenn er felbft nur eine Verdedung des Wuchers, wenn er 
nur allein darum abgeſchloſſen worden ift, um die wucherlihen 
Zufagen zu begünftigen und aufreht zu halten, oder wenn er 
feloft bdergleihen enthält. C. H. Vw. Bordeaur. S. 30. 1. 
409. f. Art. 2046. 

(3) Man fann fi über das Dafeyn einer Gefährbe güls 
tig vergleichen. Und zur Gültigkeit eines folhen Vergleiches ift 
nicht nothwendig, daß die Thatſachen, welche als gefährdevoll 
ober betruͤglich anzufehen, fämtlih in der Urkunde aufgeführt 
feyen. CE. H. Vw. Paris. R. G. 1836. 1. 457. 

(3)b. Die Partei, welche ſich über betrügliche Unterſchla— 
gungen vergleicht, wodurd fie benachtheiligt zu feyn glaubt, kann 
in der Folge die Aufhebung des Vergleihes aus dem Grunde 
nicht fordern, daß in dem Augenblide, wo derfelbe abgefhloffen 
wurde, die Gegenpartei fih im Befige von Urkunden befand, 
wodurch die Richtigkeit der bderfelben vorgemworfenen Unterfchlas 
gungen dargethan werde, Hier ift die Beſtimmung des Art. 
2057. nit anwendbar, welche die Hinterhaltung unbekannter 
Urkunden, durch eine der Parteien, als einen Grund zur Umfto: 
fung eines Vergleiches anführt, C. H. Vw. Paris. R. G. 
1826. 1. 457. **) 


*) Bon ben Rechten und Berbindlichkeiten der Tarteien beim 
Bergleihe. Zachar. 11. 421. — Verkürzung beim Vergleiche. 
Brauer V. 923. ff. — Umftoßung nicht erfüllter Vergleiche. 
— VI. 244. — Verfallgedinge bei Vergleichen. Ebend. 

5. 


) Bon den Gründen, aus welchen ein Vergleich angefochten wer⸗ 
den kann. Zadar. II, 422, 
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+ Nur * ofitiver Betrug kann auf Unguͤltigkeit *8 eſchloſſe⸗ 
nen Vergleiches von Erheblichkeit on —.. chweigen 
iſt, ohne rechtliche Wirkung, weil überhaupt fein ſtreitig 
wäre, wenn beide Parteien die Wahrheit immer fagen koͤnn— 
ten und wollten. Annalen Il. 12. 


1. Der Art. 2054 ijt nicht auf den Fall anzuwenden, 
wo der Rechtstitel, über deſſen Vollzug fih verglihen, nur 
duch einen Rechteirrthum, für gültig gehalten wurde: wie 
er andernfalld anwendbar wäre, wenn der Rechtstitel durch einen 
thatſaͤchlichen Irrthum als guůltis betrachtet worden. C. H. Vw. 
Grenoble. S. 7. 1. 199. D. 5. 1. 199. L. 18. 97. 

2. Sngleihen, wo ber Bollzug alsbald dem Vergleiche 
— iſt. In dieſem Falle findet wegen des Vollzuges der 

Art. 1338. Anwendbarkeit, nach welchem keine Klage auf Um⸗ 
ſtoßung gegen ein ——— vollzogenes er ra zuläffig 
ie aM Montpellier, S. 13. 1. 378. 11. 1. 34. L. 


3. Bei geheimen Verfügungen, wenn gefeglihe Erben mit 
dem Erbnehmer ſich vergleichen, ohne darum ben Theil des Te— 
flamentes zu genehmigen, ber geheime Verfügungen enthält, 
können fie nicht in der Folge dieſen Vergleich aus dem Grunde 
anfechten, daß fie nicht ausdruͤcklich uͤber die aus der Heimlich- 
keit der Verfügungen ſich — Unguͤltigkeit ſich vereinbart 
haben. Paris. S. 14. 2. 

+ BDergleihe koͤnnen rt beifen, die nicht ald ab» 
fofute anzufehen find. Hohnh. II. 206, 

Wenn gleih ein Recesftreit Gen Urtheil in lettter Inſtanz 
entſchieden worden, fo kann er doch Gegenſtand eines Verglei— 
ches ſeyn, wenn das Urtheil zum Caſſationsrecurs geeignet war. 
Caſſ. Autun. S. 7. 1. 1230. D. 3. 2. 145. 


* Drudfehler im badifhen Terte: ſtatt „nichtig a ift zu leſen: 
nichtig, wenn an. R. B. 1810. II. Samml. I, 860. 


Sechszehnter Titel. 
Bon dem perfönlichen Verhaft wegen bürgerlicher 
BVerbindlichfeiten. *) 
(2059—2070. **) 


*) Bon ber Verpflichtung bei perfönlicher Daft. Zachar. II, 430.— 
Von ber perſoͤnlichen Daft. Zachar. III. 584. f. — Brauer 


IV, ©. 75. 

"*) Art. 2059. f. 1599. 2136. 2138.—Xrt. 2060. f. 1599. 1956. 
C. c. 209. 231. C, comm, — Xrt. 2063. ſ. 214.Rr, 4 ff. — 
1431. 1487. 1536, 1574. 
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* 1) Perfönlicher Arreft. P. D. $. 680. 682—634. 
2) Perſoͤnlicher Verhaft ald Dollfredungbmuittel, ne . $. 1077— 
10%. Motive ©. 9%. f. — vgl. Hobnp. V 


1. Die Verfügung des Art. 2059. ift = den Fall ber 
Rertaufhung einer gemeinfhaftliben Sache durch einen Mitei: 
genthümer anwendbar. GE. H. Vw. yon. S. 10. 1. 204. D. 
8. 1. 152. L. 27. 49. 

2. Wer eine fremde Liegenfhaft verpfändet, und fo fi 
einer Hinteruehung (Stellionat) fhuldig macht, kann ſich vom 
perfönlichen WVerbufte dadurch nicht freimahen, daß er feinem 
Gläubiger den Werth der betrüglich verpfändeten Liegenſchaft 
anbietet. Wenn die Hintergehung darin beſteht, daß ein Geld— 
entlehner zu gleicher Zeit fremde und eigene Liegenſchaften ver: 
pfändet hat, fo ift er für die ganze entlehnte Summe dem Ver: 
haft unterworfen, nicht bloß für den Werth der — vers 
pfändeten Liegenfchaft. CE. H. Bw. Rouen. S. 17. 1. 32. D, 
14. 1 2 L. 47. 00. 

5 Bin verpfändete Liegenfhaft verkaufen, und den Kauf: 
preid erheben, ohne davon den Käufer zu benachrichten, heißt 
nicht die verpfändete Liegenfchaft für frei ausgeben, und eine 
Hintergehung im Sinne des Art 2059. Eine Hintergehung 
ift niche vorhanden, ohne eine falfhe Erklärung des Verkäufers. 
Aix. S. 13. 2. 381. 

3b. Der Mann, weldyer eine eheſteuerliche Liegenfchaft 
verfauft, ohne dem Käufer davon Kenntnif zu geben, macht ſich 
einer wahren Hintergehung huldig, die ihn dem perfönlichen 
Verhaft unterwirft. Riem. 8. 13. 2. 361. 

4. Der Mann, der beim Berkauf einer Liegenfhaft, auf 
welche das gefesliche Pfandrecht feiner Frau eingetragen ift, 
nicht allein die Erklärung der Eriftenz diefes Pfandrechtes um: 
geht, fondern die Liegenfhaft fogar als von jeder Verpfändung 
frei ausgibt, kann nicht der — — erklärt wer: 
den. Borbeaur. S. 30. 2. 361. — f. A 

5. Der Mann, melder — Frau ver: 
pfändet, macht fi einer Dintergehung ſchuldig. Es kommt hier 
nicht darauf an, daß die Hypothek unter einer aufloͤſenden Be— 
dingung angenommen worden, und der Vertrag von Grund aus 
durch Eintritt der aufloͤſenden Bedingung — wurde. 
Angers. S. 16. 2 126. D. 14. 2. 8. L. 41. 

6. Ehegatten, welche ehefteuerlihe Güter — Weiſe 
fuͤt pfandfrei ausgeben, machen ſich hierdurch der Hintergehung 
nicht ſchuldig. Aber fie find für ihre Gefaͤhrde verantwortlich; 
wenn alfo ihr Gläubiger urfprünglih Inhaber einer von ihnen 
hertuͤhrenden Sculdverfhreibung in Handelsſachen gewefen, 
welche perfönlichen Haft nach fi zieht, fo Bann der durch den 
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Umtaufh der Schuldurkunden verkürzte Gläubiger ermächtigt 2059. 
werden, in die Rechte feines früheren Schuldtitels wieder einzu: 
treten. Paris, S. 29. 2. 128. 

Mer mwiffentlich fremde Liegenfhaften verpfändet, wird 
fhon um defmillen all-in wegen Hintergehung dem perfönlichen 
Berhaft unterworfen, obgleich fein eigenthumliches Vermögen zu 
Dedung der Schuld mehr als hinlänglih wäre. Paris. 8. 7. 
2 1210. L. 5. 428. 

8. Wer zu Siherung einer Rente, deren Schuldner er 
fhon war, eine fremde Liegenfhaft verpfändet, macht der Hinz 
tergehung ſich fhuldig, obwohl er fein Intereffe bei Beſtellung 
der Hppothef, und der Gläubiger Fein Recht hätte, fie zu for: 
dern. Paris. S. 12. 2. 355. L. 24. 94. | 

9. Der perfönlihe Werhaft wegen Hintergehung findet 
nicht mehr fatt, wenn dag auf die für frei erklärte Liegenſchaft 
eingetragene Unterpfand aeftrihen worden, in der MWeife, daf 
der Släubiger keinen Nachtheil erleidet. XZurin. 8. 12. 2. 
202 


10. Darin allein liegt Beine Hintergehung , daß eine für 
frei und unverpfändet verkaufte Liegenfhaft mit Einträgen be: 
laſtet ift, wenn die Verpfändungen feine Gültigkeit haben, und 
durd die Zahlung erlofhen find. Nur der Verkäufer allein iſt 
unter Strafe des Schadenserfages gehalten, den Strich der 
Pfandeinträge zu bewirken. yon S. 27, 2. 203. 

11. Die falfhe Erklärung, daß Liegenfchaften nur. mit 
diefem oder jenem Unterpfande belaftet feyen, begründet Feine 
Hintergehung, wenn der, von dem die Erklärung ausging, in 
gutem Glauben gewefen: db bh. wenn ihm Feine andere Unter: 
pfänder, als die von ihm angegebenen befannt waren. Paris, 
S. 13 2. %68. L. 36. 64 

12. Keine Hintergehung im eigentlihen Sinne von Seiten 
eines Verkaͤufers, mo fein unrebliher Glaube if. In diefer 
Hinfiht bedarf es nicht des Unterfchiedes zwiſchen dem Falle, 
wo man eine fremde Liegenfhaft verfauft oder verpfändet, und 
dem Falle, wo man verpfändete Güter für unbelaftet ausgibt; 
die Finwendung des guten Glaubens Eann jederzeit vorgefhügt 
werben. Zouloufe. S. 29. 2. 201. 

13. Wenn gleih Liegenfhaften nur bedingter Weiſe 
verpfändet find (namentlih in dem Falle, wo ber Gläubiger 
eingewilligt hat, fein Unterpfand aufzugeben, unter der Bebin« 
gung, daß die ihm eingehändigten Scheine bezahlt werden), fo 
fegt dennoch der Eigenthümer, welcher diefe Liegenfhaften bei 
der Verpfändung. für frei und ledig erklärt, fih den Strafen 
der Hintergehung aus, wenn wegen nicht eintretender Bedingung 
von der erften Hppothet Gebrauch gemacht wird. C. H. Bw. 

Paris, S. 25. 1. 350. D. 23. 1. 149. L. 73. 12. . 
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14. Eine in Gemeinfhaft ftehende Frau, welche Liegen« 
fchaften, bie fie mit den Erben ihres Mannes unabgetheilt bes 
fit, als ihr Eigenthum und frei von jeder Belaſtung verpfän: 
det, kann wegen Hintergehung in Anfpruh genommen werden, 
wenn bei.der Theilung die verpfändeten Güter in das Loos ber 
Erben ihres Mannes fallen. Colmar. S. 21. 2. 181. D. 19. 
2. 62. L. 59. 116. 


(15) Ein Unterpfandgläubiger, der in Folge einer 
Hintergehung , die der Gemeinfhuldner an ihm begangen, im 
Drdnungsverfahren nicht zur Befriedigung gefommen , ift, dem 
Gemeinfhuldner gegenüber, durch die Gedinge eines gehörig bes 
ftätigten Gantvergleiches, zwifchen diefem und den Übrigen Gläus 
bigern, nicht gebunden. Er fann gegen den der Hintergehung 
fhuldigen Gemeinfhuldner auf perfönliche Verhaftung, bis zur 
gänzlihen Bezahlung feiner Forderung antragen. Bordeaur. J. 
19. S. 1835. 2. 269. 


(16) Es ift eine Hintergehung, und zieht die perfönfiche 
Verhaftung nad) fih, wenn die auf den Liegenfchaften Iaftenden 
Unterpfandrechte für geringer angegeben werden, als fie find: 
diefe Unterpfänder mögen eingetragen feyn oder nicht; der That: 
umjtand des Kintrages hebt die Hintergehung, welche in ber 
falſchen Erklärung liegt, nicht auf. C. H. Vw. Paris. R. G. 
1836. 1. 829. 


(16) b. Obgleich eingetragene Unterpfänder, melde vom 
Schuldner nit angezeigt worden, vermittelft nacheriger Auss 
ftreihung wirkungslos geworden find, fo ift derfelbe dennoch wegen 
Hintergehung der perfönlihen Verhaftung unterworfen, wenn 
dem Gläubiger dadurch der nämlihe Nachtheil zugegangen ift, 
als wenn die Unterpfänder noch beftandın hätten: wenn er z. 
B. dadurch abgehalten wurde, ein UWebergebot auf die verpfän- 
dete Liegenfhyaft abzugeben ,. in der Meinung, daß ber Preis 
derfelben duch die Unterpfänder erfchöpft ſey, deren Einträge 
nod vorhanden waren. Ebend. 


(17) Wer eine Liegenfhaft verkauft, von der er weiß, daß 
fie ihm nicht zugehört, macht einer Hintergehung ſich fhuldig, 
und mird daher dem perfönlihen Verhaft unterworfen , felbft 
wenn der Verkauf in der Folge vom wirklichen Eigenthuͤmer 
genehmigt, und der Verkäufer feibft Eigenthümer der verkauften 
en geworden wäre. GC. H. Bw. Zouloufe. R. G. 1837. 


(18) Die Verurtheilung zu Zahlung einer Summe für 
ben Merth unterfhlagener Erbſchaftsſtuͤcke iſt als Zuerkennung 
einer Entfhädigung anzufehen. Sie kann folglich) unter pers 
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fönlihem Werhaft ausgefprohen werden. C. H. Bmw. Lyon, . 
. 1. 984. *) 


R. G. 1837 

1. Ein Miether, der, in Folge eines gegen ihn ergangenen 
Erfenntniffes, fih als Hüter feiner Fahrniffe dargeftellt hat, iſt 
bei Strafe perfönlihen Hafts gehalten, fie zuruͤckzugeben. Es 
ift dies Feine Unterwerfung unter den perfönlichen Verhaft. Caff. 
Paris. S. 2. 2. 334. D. 1. 404. 

2. Die Borfteher der VBotenanftalten find unter perfönlis 
hem Verhaft für den Verluſt der ihnen anvertrauten Gegen: 
fände verantwortlich, wenn der Verluſt fih nicht durch Zufall 
ereignet hat. Paris. S. 9. 2. 394. 

3. Ein Notär, der ſich erlaubt, den in feine Hand bezahl: 
ten Erlös einer Liegenfihaft eigenmaͤchtig unter die Gläubiger zu 
vertheilen, ift ein untreuer Aufbewahrer, und dem perfönlichen 
Verhaft unterworfen, welche gute Abficht er immerhin dabei ge— 
habt haben möge. C. H. Vw. Amiens. S. 22. 1. 333. D. 
20. 1. 219. L. 63. 542. 

4. Gelder, welche einem Notär anvertraut wurben , um 
deren Anlegung zu beforgen, müffen als in feinem Amtsberuf 
ihm anvertraut angefehen werden ; der Notär ift folglich für die 
Ruͤckgabe diefer Gelder dem perfünlihen Verhaft unterworfen, 
wenn er, flatt diefelben anzulegen, fie zu feinem eigenen Nugen 
verwendet hat. yon. S. 30. 2. 122. — Paris. J. 19. S. 
1835. 2. 521. | 

(4)b. Es findet hiee nur eine freiwillige Hinterlegung 
ftatt; der Motär ift alfo nicht dem Art. 2060. fondern dem 
Strafgefege unterworfen. Paris. J. 19. S. 1834. 2. 17. 

5. Ein Notär, welcher vernachläffige hat, die Urkunde 
über eine vor ihm eingegangene Verpflichtung aufzunehmen, ift 
den Betheiligten erfagpflichtig, und dem perfünlihen Verhaft un— 
terworfen. Riom. S. 25. 2. 389. D. 23. 2. 244. 

6. Die Verfügung des Art. 2060. Nr. 3 Fann nicht auf 
einen Privatmann ausgedehnt werden, ber es veranlaßt hat, 
daß zur Ungebühr eine dergleihen Hinterlegung an ihn gefhah, 
indem er das Vertrauen einer öffentlihen Perfon zu erfchleichen 
wußte. Mon kann nicht fagen, da biefe öffentliche Perfon dem 
perfönlihen Verhafte durch das Verſchulden des Privarmannes, 
der fie bintergangen, ausgefegt fen, diefer nunmehr auch ges 
rechtermaßen der nämliche Weg des Nüdgriffes gegen jenen zu: 
geftanden werden müffe. Nancy. S. 27. 2. 229. | 

(7) Ein Nidhthandelsmann, der eine, perfönliche Haft ges 





*) Verhaftsantrag. Brauer V. 1213. f. 
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gen den Schuldner nah fich ziehende Handelsfhuld verbürgt 
hat, ift darum nicht diefer Haft unterworfen, wenn er anders 
nicht bei der Verbürgung fich derfelben unterzogen hat. Caſſ. 
Rouen. R. G. 1833. 1. 743. 

(8) Ein Handelsmann, welcher für die Erfüllung eines 
einem Dritten anvertrauten Handelsauftrages Bürge geworden, 
ift dem perfönfichen Verhafte wegen Erfüllung feiner Buͤrgſchaft 
unterworfen. C. H. Vw. Marfeille. R. G. 1833. 1. 878. 


;*) 
+ R. 8. Verfönlicher Arreft als Sicherungdmittel. Annalen IV. 
40. fi. — V. 30: f. 
1. Wenn während eines anhängigen Scheidungsverfahrens 


die Kinder der Frau anvertraut worden find, und deffen unge: 
achtet ber Mann fich deren bemädhtigt hat, fo kann das Gericht 
den perfonlihen Verhaft gegen ihn nicht ausfprehen, um ihn zur 
Ruͤckgabe der Kinder zu nöthigen. Paris. S. 11. 2. 486. D. 
10. 2. 77. 

2. Es kann feine unwiderrufliche Beruhigung zum Nacıtheil 
der individuellen Freiheit ftatt finden. Montpellier. 8. 15. 2. 42. 

3. Durd Beruhigung eines Individuums bei einem Er: 
fenntniffe, welches ihn ald Handelsmann zum perfönlichen Ver— 
hafte verurtheilt , verliert diefes Individuum das Recht ber Ap— 
pellation gegen das Urtheil, fo viel den perfönlichen Werhaft de: 
trifft, unter dem Vorwande, daß er fein Handeldmann, und 
folglich dem Verhafte nicht unterworfen fey. Hiergegen läft ſich 
nicht einmwenden, daß der perfönlihe WVerhaft eine Maßregel der 
Staatsordnung fen, welche nicht durch Verträge geändert werden 
Eönne. Paris. S. 28. 2. 124. — Touloufe. S. 31. 2. 326. - 
Pau. R. G. 1837. 2. 366. — Im entgegen gefesten Sinn 
entſchieden. Rouen. S. 28. 2. 160. — Rouen. $. W. 2. 
208. — Paris. R. G. 1833. 2. 472. 

5. Ein muthmaflicher Erbe, welcher durch einen nähern 
Erben entwährt wird, kann nicht mittelft perfönlichen Verhaftes 
zur Rüdgabe des Erbvermögens oder des Werthes deffelben ange: 
halten an in deffen Befig er ſich geſetzt hatte. Gaen. 8. 

5b, Daraus, daß die Uetheile vollzogen werden müffen, 
folgt, daß alle geeigneten Mittel zu MWegräumung der Hinder— 
niffe ihres Vollzuges angewandt werden dürfen. Mithin kann 
ein Vormund Zmangsmittel anwenden, um den Minderjährigen 
zu nöthigen, fi an dem Orte aufzuhalten, der ihm durch ein 
Erkenntniß angemiefen wurde, ohne daß gleichwohl irgend eine 


*) Trefurt 438. $. 497. 3).—8). 
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— Haft daraus folgen koͤnnte. Corſica. S 38. 


) Dem Mitſchuldner eines Wechſels, der den Betrag 
deſſelben, nach Verurtheilung zur perſoͤnlichen Haft, bezahlt hat, 
ſteht derſelbe Weg des Zwanges gegen ſeinen Mitſchuldner fuͤr 

die Ruͤckerſtattung des Antheils, welchen dieſer ſchuldet, offen : 

ſelbſt dann, wenn die urſpruͤngliche Urſache des Wechſels eine 
rein buͤrgerrechtliche geweſen waͤte. C. H. Vw. Colmar. R. 
G. 1833. 1. 386. — f. Art. 1251. 

(10) Der Auftrag, Wechſel auszuftellen, und fomit den 
Gemwaltgeber dem perfönlichen Verhafte zu unterwerfen, muß ein 
ausdrüdlicher fern; er kann nicht aus einem allgemeinen auf 
die Vermögensverwaltung beihglichen Auftrage gefolgert werden, 
auch wenn dieſer die Vollmacht enthielte, fämtlihe Schulden 
des Gemwaltgebers richtig zu fellen, und zu bezahlen Wir. R. 
G. 1833 2. 643. — f. rt. 1988. 

(11) Der perfönliche Verhaft darf in birgerlichen Rechts: 
fahhen nicht zum Vollzuge von Urtbeilen ausgelprodhen werben, 
binfihtlih deren das bürgerlihe Geſetz dieſe Gattung von 
Hülfsvollfiredung nicht geftattet. Die bürgerlichen Gerichte 
koͤnnen dieſen Grundfag nicht aus den Beflimmungen der pein- 
lichen Gefege f[höpfen : unter dem Vorwande, daß die Thatfache, 
mwelhe den Grund bir Werurtbeilung abgibt, ein Verbrechen 
oder Vergehen darftelle, und daß nach diefen Sefegen der per: 
fönlihe WVerhaft für den Vollzug des birgerrechtlichen Schadens: 
erfages ftatt finde; dies wäre von Seiten des Gerichtes eine Um: 
mwandlung feiner bürgerlichen in eine peinliche Gerichtsbarkeit. 
Caſſ. Paris. J. 19. S. 1834. 1. 777. *) en 

2. Obſchon eine in Gemeinfhaft ftehende Frau, ohne Er: 
- mädtigung ihres Mannes, als gerihtlihe Hüterin der dem leg: 
tern abgepfändeten Fahrniß befteht werden kann, fo ift fie doch 
nicht in diefer Eigenſchaft * perſoͤnlichen —— unterworfen. 
Paris. S. 5. 2. 573. L. 365. — Paris. 8. 30. 2. 11. 

4 Die Mutter, An ehe ihrer "minderjährigen 
Kinder, gemeinſchaftlich mit ihrem zweiten Ehemanne, kann nicht 
mittelft ——— Verhaftes zu Zahlung ber Rechnungsrefte 
der Vormundfchaft angehalten werben: theils weil angenommen 
wird, daß fie nur unter dem ehbemännlihen Einfluffe gehandelt 
habe, theils weil die Eindlihe Ehrfurcht eine ſolche Maßregel ge: 
gen Eltern nicht erlaubt, theild aber auch, weil ber perfönliche 


*) Trefurt 316. $. 366. 
**) Trefurt 439, 8. 497. 9). 
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Verhaft nad dem Code in bürgerlichen Nechtöfachen gegen Frauen, 
den Fall der Hintergehung ausgenommen, nicht erkannt werden 
Corfica. S. 38. 2. 56. — Caff. Rouen. 8. 32. 
1. 687. 


* Mo die in diefem 2. S. audgefprochenen —— vom 
perſoͤnlichen Arreſte nicht ſtatt finden. P. O. $. 682 


1. Wenn eine Schuld die perſoͤnliche Verhaftung nach ſich 
zieht, kann das Gericht auf dieſelbe mittelſt eines Urtheils ers 
kennen, welches ſpaͤter iſt, als — > über die Schuld ſelbſt 
ſich —— ———— Turin. S. 5. 2, 14.—Berneint, 
Paris. S. 5. 2. 567. L. 11. 214. 


2. Wenn ein in Rechtskraft übergegangenes Urtheil über 
einen Antrag auf perfönlihen Verhaft nicht erkannt hat, fo 
Een ee neue Klage zu diefem Ende anftellen. Brüffel, 

.9.2. i 


4. 5. Der perfönliche Verhaft Fann von den gefeglich 
vorgefchriebenen Schiedsrichtern in Handelsgeſellſchaftsſachen er: 
Fannt werden, felbft wenn diefe ohne Appellation nn, 
Paris. S. 12. 2. 322. L. 33. 200. — Gaff. Zouloufe. S. 12. 
1. 18. D. 10. 1. 40. L. 32. 235. — 8. 9. 2. 2339. 


6. Derfönliher Werhaft kann von freiwillig gemählten 
Schiedsrichtern erkannt werden. Sm Art. 2067. iſt das Wort 
Urtheil von einem richterlichen Spruche eben ſo wohl, als von 
einem Erkenntniſſe obrigkeitlicher Gerichte zu verſtehen. Hier— 
gegen kann nicht angefuͤhrt werden, daß man, um perſoͤnlichen 
Verhaft zu erkennen, Gerichtsbarkeit und Zwangogewalt haben 
muͤſſe, und daß das Geſetz den Parteien zwar erlaube, an 
Schiedsrichter die Gerichtsbarkeit zu übertragen, nicht aber 
gleihmäßig die nur einer Staatsbehörbe re rer 
Zwangsgemalt. C. 9. —— Paris. S. 24.1 © 
re a MeDnı AL 


2068. *) 


*) Zrefurt 440. $. 497, 10), — Vom jfihern Geleite. Zadar. 
III. 586. 
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Siebenzehnter Titel. 


Bon dem Einſatzpfandvertrag. *) 
f. Art. 2041. **) 2071, 


Erftes Kapitel. 
Vom Fauftpfande. ***) 
(2073—2084. ***) 


(1) Sn einer über ein Darleihen errichteten Urkunde Fann 2073. 
die Zufage, womit ber Entiehner dem Darleiher eine en 
f&hreibung abtritt, um darüber , als über eine ihm gehörige 
Sache zu verfügen, mit dem Worbehalte jedoch, die Verſchrei⸗ 
bung gegen Nüderfag der entliehenen Summe wieder zurüd: 
nehmen zu dürfen, nicht als eine wirkliche Geffion, fondern le⸗ 
diglich — ein Fauſtpfand betrachtet werden. C. H. Vw. Paris. 
J. 19. 8. 1835. 1. — f. Art. 1689. 1. 155. +) 

* Der Släubiger kann den Schuldner ai Zahlung — ehe 

Re Piandkäd angreift: Hohnh. IV. 215. f. — vgl. zu 


1. che von mehreren zum Pfande gegebenen Gegen: 2074. 
ftänden, die Mehrzahl nicht nach Vorſchrift des Art. 2074. ver: 
zeichnet worden, fo ift die er im un nichtig: bie 
Nichtigkeit ift untheilbar. C. H. Vw. . 11. 1. 185. 

D. 9. 1. 166. L. 30. 161. — S. 10. 2. 71. D. 8. 2. 67. 
L. 25. 494. 


3. Obwohl im Allgemeinen, in Hanbelsfahen mie in 
bürgerlichen Rechtsſachen, eine fchriftlihe Urkunde nothwendig 


) Bon dem Pfandvertrag im Allgemeinen. Zachar. II. 431. 
**) Zrefurt, 317. $. 370. 2). — Vom Pfandrechte der Verzugs⸗ 
sinfen. Brauer VI. 246. 
vn, Begriff des Fauftpfandes, Zachar. II. 432. 
") Art. 2073. f. 2079. 2095. 2102. C. c. 6. 7.C. comm. 
Art, 2074. f. 1315. 1341. 1344 2085. 2102. C. c. 93. 
95. C. comm. — Xtt. 2075. f. 1250. 1607. 16%. 2081. — 
Art. 2076. f. 1286.—Xrt. 2077. f. 1236. M90. - Art. 2078. ſ. 
1088. u. d. Not. — Art. 2080. f. 1137. 1146. 1245. 1301. 


2085. 2089. — Art 1948. 2087. 2102. — Art. 
2083. f. 1221. — Kt. DB. 6. 7. 191. 196. 535. 581. 
+) Von den Rechten des Pfandgläubigers. Zadar. II. 434. — 
Muß das Fauftpfand in die Concursmaſſe geworfen werben ? 
Archiv f. R. III, 31. 
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2074. ift, um ben Vorzug auf das Pfand geltend machen zu fonnen, 


2075. 


fo ift doch biefer Grundfag a. a der —— 
empfaͤnglich. Rouen. S. 27.2. 253. D. 25. 2. 4 L. 79. 
371. — Im entgegen gefegten Sinne, was a be: 
trifft. Caſſ. Montpellier, S. 21.1 14.D. 18. 1. 577. L. 59. 
191. (Nr. 2. d. ©). 

(4) Das Dafenn eines Fauftpfandes, felbft wenn ber 
Werth deffelben 150 Franken überfteigt, kann unter den Ver: 
tragsperfonen durch gefeglihe Vermuthungen oder durch Zeugen 
bemwiefen werden, Nur wenn es von einem Vorzugsrechte oder 
Vorrang unter den Gläubigen ſich handelt, muß der Bent 

pfandvertrag urkundlich dargethan ſeyn. C. H Vw. Dijon. R 
G. 1836. 1. 857. *) 


+4) 8. die Eintragung der geußpfönder in Ö Eger en ber. 
R. B. 18236. X. © 


ammi. IV. . N, 46. 
MWehrer * 797. — — — Derfigung — MAP. 
18%. N. 54. SAB. 55. U.AB. Ho nd. I. 
286. ff. — VI. 226. Er 82. 1837. LI. ir 


2) 857. wodurch die gr ieh von den Borferifte 
$. ©. 2074. Abſ. 1. ausgenommen wird. R. 8. 
— S. 120. 


1. Ein Pfand auf fahrende Schuldforderungen * nicht 
ohne Uebergabe der betreffenden Urkunden beſtellt werden. Es 
genuͤgt nicht die Eroͤffnung an den Schuldner von der zum 
— eingeſetzten Forderung. Luͤttich. S. 7. 2. 993. L. 

T. 975. 


(2) Mer eine, einem Dritten bereit® zum Nukpfande ge: 
gebene Kiegenfchaft gekauft hat, darf nicht unter dem Vorwande, 
daß er mit Entwährung bedroht fen, ſich der Abtretung des Bes 
figes an den Nuspfandgläubiger entheben (mit dem Worbehalte 
jedoch, den Kaufſchilling nicht eher zu entrichten, als bis die 
Gefahr der Entwährung befeitigt worden). C. H. Vw. Limoges. 
R. G. 1837. 1. 436. 

* Gefen, die Aufbebung ded £. ©. 2075. in Beziehung au 

Ai auf den Suhaber bir. R. B. 1837, XIX. ech —— 

1. Die Art. W78. u. 2088. verbieten dem — die 
Uebereinkunft nicht, daß er, im Falle zu beſtimmter Friſt nicht 
erfolgender Zahlung, befugt ſeyn ſolle, die verpfaͤndete Liegenſchaft 
vor einem Notaͤr und in Beiſeyn des Schuldners zu verkaufen, 
ohne ſich der Foͤrmlichkeiten- des gerichtlichen Zwangsverfahrens 
zu bedienen. Eine folde Uebereinfunft hat den Charakter des 


ımerlaubten Pactum commissorium niht an fi. Xrier. S. 


9 ——— ber Gültigkeit des Fauſtpfandvertrages. Zachat. 
+ 433. — Zrefurt. 317. 3. 369, 
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14. 2. 11. D. 12. 2. W. -Pau. 8. 30 2. 11.- Paris. J. 19. 2078. 
S. 1834. 2. 194 — Bordeaur. Rennes Air, Zouloufe. R. G. 
1837. 2. 385. 

2. Dem Gläubiger allein fteht die Wahl zu, entweder zu 
verlangen, daß das einyefegte Pfand ihm bis zum Betrage der 
Schuld als Zahlung verbleibe, oder zu begehren, daß baffelbe 
Öffentlich verfteigert werde. Dem Schuldner fann die Wahl 
——— werden. Colmar. S. W. 2. 174 D. %. 
2.1 


3. Gültig, als ein bedingter Verkauf, ift die Vertrags: 
beftimmung, daß, in Ermangelung der Zahlung einer Schuldver: 
f&hreibung zu beftimmter Frift, der Gläubiger die zum Pfand 
eingefegte Liegenfhaft zu Eigenthum erhalten folle. Toulouſe. 
Ss. 24. 2 14 D. 22. 2. 50. L 57. 149. — Xoutoufe. 8. 
2 2. 15. L. 6 7. 51. — Montpellier. J. 19. S. 1834. 

. 29. 

(4) Die übrigen eingetragenen Gläubiger Binnen, ben 
Gall einer Gefährbe ausgenommen, eine ſolche Berabredung 
nicht anfehten. Bordeaur. Rennes. Air. Touloufe. R. G. 
1837. 5. 385. 

(4b. Das Sedinge behält Wirkung, felbft nach ausge: 
beohener Gant des Schuldners, fo wie nad feinem Tode, auch 
wenn er nur minderjährige Erben hinterlaffen hat; es iſt zur 
Gültigkeit des Verkaufes in diefer Vorausſetzung nicht erforder: 
ih, daß der Gläubiger zu den beim Verkaufe der Güter der 
ee erforderlichen Foͤrmlichkeiten ſchreiten muͤſſe. 

bend. 

(4) e. Entgegen geſetzte Entſcheidung. Bourges. R. G. 
1837. 2. 390 
(5) Staatspapiere, welche einem Gläubiger als Pfand ge: 
geben wurden, koͤnnen bei nicht erfolgender Zahlung an der 
Boͤrſe verkauft werden: der Beſtimmung des Art. 2078. unge: 
achtet, welhe den Verkauf im Wege der Verfteigerung vorfchreibt. 
Zouloufe. J. 19. S. 1834. 2. 283. 

(6) Eine dem Fauſt- oder Nuspfandgläubiger vom Schuld- 
ner nach der Pfandurfunde ertheilte Ermaͤchtigung, das Pfand 
zu veräußern, ift gültig; das geſetzliche Verbot befchränft ſich 
nur auf die in der Urkunde felbft gegebene Ermädtigung. *) — 
Kann der Nuspfandgläubiger die Art des Genuffes verändern, 
wie er vom Schuldner fie überfommen hat — Nicht entfchieden, 
fondern nur, daß die Wirkung der in der Art des Genuffes vor: 
genommenen Veränderungen aufrecht erhalten, und bei den auf 
die Forderung zu gefhehenden Aufrechnungen berüdfichtet wer⸗ 
den müffe, wenn diefe Veränderungen mit Einwilligung des 


*) Laukhard II. 360, 


2081. 


2087. 
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— vorgenommen worden ſeyen. ©. H. Vw. Douni. 
. G. 1836. 1. 110. *) 
+ Hat ber Faufpfandgläubiger eine felbfiftändige Klage aus 2. ©. 
2078? — Bejaht. Annalen I. 373. — Abmeichende Meinung 
v. 307. — vgl. zu 8. ©. 2073. 
sk 
dor 
**) 


Zweites Kapitel. 
Bon dem Nutzpfand. 7 


(2085—2091. * 

1. 2. Die Gerichte koͤnnen einen Verkauf unter Wieder- 
Eaufsvorbehalt zu fehr geringem Preiſe, (mit oder) ohne Wie 
berverpahtung an den Verkäufer, nicht als eine Pfandleihe für 
ungültig erklären. Gaff. Grenoble. S. 7. 2. 780. Saone u. 
Loire. S. 1. 1. 343. — Caff. Vogeſen. S. 1. 1. 270.— Limo: 
ges. * ©: 1837. 1. 936. 

3. Wenn eine unter der Form eines Verkaufes verdeckte 
Pfandleihe als Verkauf ungültig ift, fo bleibe ihr alle jene Wir: 
fung, welche die Gefege den Verpfändungsurkunden ertheilen. 
Poitiers. 8. A: 2. 341. +17) 


tr 

1. Wer eine Liegenfhaft unter dem Zitel eines Nugpfan- 
bes befigt, kann diefelbe nicht bis zur Zahlung der von ihm angeb- 
lich daraufgemadhten Berbefferungen einbehalten, wenn der Schuld» 
ner ſich erbietet, ihm das Kapital und bie Zinfen der Forderung 


2 Verkaufsrecht der Pfandfadhe. Brauer V. 648-652. 759. — 
Bon den Rechten des Pfandfchuldners, Zachar. Il. 435, 
**) Kauftpfandredht an Kapitalbriefen. Brauer V. &, 630. 

“*) Ginbehaltungsredht. Brauer IV. S. 112. 114. — Pfaͤndungs⸗ 
recht. Ebend. 116. — Brauer VI, 248. — Gegenftoß einiger 
Pfandbefugniffe. Brauer VL, 279. 

*»*0) Trefurt 316. 8. 368. — vgl. Hohnh. III. 286. 
+) Begriff des Nutzpfandes. Zachar. II. 436. 
+t}) Art. 2085. ax 1353. Nr. 15. 1659. 2074. 2081. — Art. 2087. 
2078. 2088. — Art. 2088. f. 2078.2164. 2209. — 
Art. 2089. * 2085. 

+++) Bedingungen ber — und HPA des Nutz pfand⸗ 

vertrages. Zachar. II. 437. — Brauer V. 653. 


+H» Aa ie des er Stäubigere, Zachar. II. 
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zu bezablen, fuͤr welche der Vertrag geſchloſſen worden iſt. In 
dieſem — hat der Glaͤubiger nur eine Ruͤckforderungsklage. 
Turin. 8. 11. 2. 182. 

2. Die Verjährung laͤuft nicht gegen den Einfagpfand- 


2087. 


gläubiger , fo lange er den Gegenftand im Befige hat. Caſſ. 


Zurin. S. 13. 1. 85. D. 11. 1. 175. — S. 11. 2. 445. D 
10. 2. 72. *) 

1. Wenn zwifhen dem Schuldner und Nugpfandgläubi- 
ger verabredet mworben ift, daß legterer, Eraft der zur beftimmten 
Zeit nicht erfolgenden Zahlung, Eigenthuͤmer der Xiegenfchaft 

werben folle, fo kann diefe Uebereinkunft, obwohl wirkungslos 
zum angegebenen Iwede, doch als Grund zur are von die⸗ 
N ——— an gerechnet dienen. Bruͤſſel. S. 6. 2. 333. L. 
9 

2. Der Glaͤubiger kann die verpfaͤndete Liegenſchaft nicht 
verkaufen (eben ſo, wie er auch nicht uͤber das Pfand verfuͤgen 
kann), obwohl der Schuldner bei Beſtellung der Hypothek ihm 
hierzu Gewalt gegeben hätte. Bourges. S. 12. 2. 20. — 
Zurin. S. 13. 2. 223. 

— gleich in einem Nutzpfandvertrage feſtgeſetzt worden, 
daß die Fruͤchte mit den Zinſen ſich gaͤnzlich wettſchlagen ſollen, ſo 
kann doch der Glaͤubiger die von ihm bezogenen Fruͤchte nur bis 
zum Betrage eines Werthes, welcher einem Zinſe von Fuͤnf vom 
Hundert der Schuld beilaͤufig gleichkommt, fuͤr ſich behalten; 
der Ueberſchuß, wenn er nicht ganz unbedeutend iſt, muß aufs Kapi- 
talder Schuld aufgerechnet werden, zufolge Art. 2085. Der Art. 
2089. ift durch das Gefeg vom 3. Sept. 1807. in allem, was 
den Verfügungen diefes et zumider ift, mobifteirt worden. 


Montpellier, S. 30. 2. 88. * 
) 


Achtzehnter Titel. 
Von Vorzugs- und Unterpfandrechten. ****) 
: 1.&€$.XV.— II. E. € $ 26. 


*) Rechte des antichretifchen Glaͤubigers Zachar. 11.438.— Brauer V. 
663.— Wirkung der Rüdgabe des Nuspfandes, Brauer VI. 322. 
**) Trefurt 318. $. 374. 
**e) Trefurt 318. $. 375. — Einfluß der Gant auf Nutzpfaͤnder. 
Brauer VI, 249. 
“ur, Begriff des Vorzugs- und bes Unterpfandredhtes. Zachar. II. 
256. — Zur Gefchichte der Lehre vom Pfandredhte. Zadar. II. 
257. — Verfchiedenheit der alten und neuen Pfandverfaflung. 
Brauer IV, ©, 244. 


2088. 


2091. 


2093. 
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Erftes Kapitel. 
Allgemeine Verfügungen. 


1. Die von einer Brandverficherungsgefellfhaft für ein 
abgebranntes Gebäude bezahlte Entfhädigung gebührt gleichmäßig 
allen Handſchrift- wie Unterpfandgläubigern: die Tegtern haben 
feinen Borrang anzufprehen. Caſſ. S. 31. 1. 291.*) — f. 
Art. 2118. Nr. 4. 

Zu sumeidenbe —— gr Baden, Brandverfih. D. Art. 
. IX. Samml. II. 741: f. 

J ee jr nd nicht befugt, auf Einleitung 
eines Ordnungsverfahrens, Behufs der Vertheilung des Kaufs 
oder Steigſchillings der Güter ihres Schuldners anzutragen, fon- 
dern nur auf Zugriff auf den Erlös in ber Hand des Käufers 
oder Steigerers. Grenoble. J. 19. 8. 1834.2. 36.—f. Art. 2094, 

+ Unterpfandrect_ift ein accessorium der Hauptforderung. Fol: 

gen hieraus. Hohnh. VII. 70 f. — Annalen VI. 46. 


f. Art. 2095. 2114. **) 


Zweites Kapitel. 
Bon den Borzugsrechten. ***) 


(2095—2099. ****) 

Zwiſchen Vorzugsglaͤubigern beſtimmt ſich der Vorrang 
nicht nach der Zeitfolge, in welcher die Vorzugsrechte erworben 
wurden, ſondern nach den verſchiedenen Eigenſchaften derſelben, 
und jene, welche in gleichem Range ſtehen, werden nach Ver— 
haͤltniß bezahlt. Folglich kann fein Vorrang zwiſchen zwei Gef: 
fionaren von Theilen einer bevorzugten ‚Sorberung ftatt finden, 
wenn gleich die Ceffion an den einen früher als an den andern 
gefhehen feyn follte, und übrigens die Geffionsurfunden feine 
befondere Verabredung enthalten. Gaff. Rouen. S. 17. 1. 373. 
D 15. 1. 549. L. 49. 481. }) 

2. Das Gefeg vom 5. Sept. 1807. über die Vorzu 
rechte ıc. des Staatsfhages, welches vorfchreibt, — 
auf die Güter der Staatsrechner zu nehmen, iſt auf die Steuer- 


*) Laukhard I. 364. 
**) Bon den verfchiedenen Arten der zus und lnterpfanbs 
rechte. Zachar. II. 259. 
+++) Frefurt 193. $- 195. 
nor6) — f 2166. 2180. — Art, 2196. f. 2106. — Art. 2098. f. 
+) Wirkungen der Eintragungen zwiſchen den Gläubigern unter 
ſich. Bett $. 74. ff. 
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erheber nicht anwendbar. Entfcheidung des Finanzminift. S. 9. 2098. 
2. 392 — Im en gefegten Sinne. Gutachten des Staats: 
rathe. S. 8. 2. 102. 

5. Das Vorzugsvecht des Staatsfchages für Kauffchillings- 
tefte hat volle Wirkung, obwohl es nicht eingetragen worden. 
Golmar. S. 15. 2, 35. L. 42. 232. (Nr. 3. d. ©.) 

10. Das Borzugsreht des Staatsfhages für die Erhe: 
bung ber direkten Steuern erftredt fih nicht auf die Liegen— 
fchaften der Steuerpflichtigen. Es ift befchränft, nämlih: für 
die Grundfteuern auf die Früchte und Einkünfte der Liegenſchaf— 
ten, welche diefer unterworfen find, und für die Mobilarfteuer 
und andere diefer Gattung auf die Fahrniß des Schuldnere. 
Innerhalb diefer Schranken ift das Vorzugsreht unbedingt 
in dem Sinne, daß e8 jedem andern vorgeht. Gefes. (1808). S- 

9,2 9. — f. Art: 2104. 

| 12. Das Vorzugsrecht des Staatsfchages für die peinlichen 

und polizeilihen Gerichtskoften erftredt fi nicht auf die Geld- 
firafen, allein e8 geht der Entſchaͤdigungsforderung der Partei 

‚vor. Schreiben des Juſtiz Min. S. 10. 2. 265. 

(19) Die Steigerung offentliher Arbeiten der Verwal—⸗ 
tungsitellen zieht ein gefegliches Pfandrecht zu Gunften des 
Staates auf den Gütern der Steigerer nah fi. Geſetz 
(1790). 

zu *) 2098a, 

"AND. wann die nicht fländigen rg für fällig zu 
erabten. R. B. 1825. XXVIl. Gamml. I. 1064. — YAufge 
boben. £&.B. R. 3. 1833. XXXIII. 

t 2) Dad Vorzugsrecht ded Staaröfhaged auf Die Steuern und 
Hobdeitdabgaben kann zum Abbruche früher erworbener Rechte 
dritter Perfonen feinen Vorzug verlangen. Hohnh. V. 26—29. 

3) Abzugögelder, Beiträge zu öffentlichen Unftalten, Brandfteuer, 

Brandverficherungsbeitr ge, Beleuhtungdauslagen, gehören zu 

— Herrlichkeiten ohne Vorzugsrecht. Ebend. 


4) Zaren, Sporteln, zu u Relationdgebühren find Ho⸗ 
beitgabgaben. Hohnd. V 


5) Steuern And nur — Mr Ertraged, feine Grundlaft 
des Gutes. N. Zahrb. II. 102. f. 


*) Bon der Eintragsfreipeit bes Vorzugsrechtes bes Staates 
auf das Bermögen der Staatörechner, Bert 8, 60. — 
—— Hohnh. 111. 164. — Trefurt 195. ff. — 224. 


2101. 


656 Bon den Vorzugsrechten. 


Erfter Abfehnitt. 
Bon Vorzugsrechten auf ber Jahrniß. 
(2100—2102. *) 


5. I. 


Von allgemeinen Vorzugsrechten auf der Sahrniss. **) 


3. Die Verfiegelungs: Erbverzeichniß- und Rechnungsſtellko⸗ 
ſten, welche vom Borfichtserben aufgewendet wurden, find Ges 
eichtskoften, und im Sinne des Art. 2101. bevorzugt; mithin 
muß der Vorfichtserbe für diefe Koften auf die Fahrnif, und in 
deren Ermangelung auf die Liegenfchaften der Erbſchaft, allen 
Unterpfandgläubigern — collocirt — C. H. Vw. 
zu S. 25. 1.55. L. 71. 145. — Paris. S. 13. 2.192. L. 

93. — f. Art. 2102. Ne. 1. 3. 

3, . 6. Arbeiter haben feinen Vorzug im Sinne des 
Art. 9töt. für die ihnen gebührenden Gehalte, fie koͤnnen nicht 
ben Dienftboten verglichen werden, aud wenn fie ihre an 


monatlid) — jaͤhrlich empfangen. Paris. 8. W. 2. 


26. 2. 238. L. 82. 210. — Bourges. 8. 23. 2. 326. — Pa: 
ri. J. 19. S. 1834 2 2. 619.—Caff. Rouen. S. 29 41. 101. 
D. 27. 1. 145. L. 84. 37. — 5.% 9. 225.D. 24. 2. 14. 
L. 78. 419. ***) 

(6)b. Oder die Zoe bei Maurer: und Zimmerarbei- 
ten. Paris. R. G. 1837. 2. 225, 

7. Gehuͤlfen eines Handelshaufes, obwohl nicht beköftigt, 
werden unter die Dienftleute gerechnet, was das Vorzugsrecht 
des Art. 2101. betrifft. Meg. S. 21. 2. 102. D. %0. 2. 80. 
L. = 322. — Paris. J. 19. S. 1834. 2. 622. — Paris. 
R. G. 1836. 2. 153. 

7 ee fo die Arbeiter einer Fabrik. Lyon. R. G. 


8. —— sn“ es 16 mit einem Handelsreiſenden. 
Montpellier. S. 29. 2. 206. D. 27. 2. 230. 


*) Art. 2101. f. 810. 1339. 1781. 2098. 2104. 2107. 2272.—Xrt. 
2102. f. 520. 549, 1137. 1650. 1657. 1728. 1752. 1766. Ah 
1782. 1813. 1822. 1890. 1947. 1952. 2073. 2098. 2271. C 
76. 103. 576. ff. C. comm. (A. S. 240. ff). 

*) — Vorzugsrechte an beweglichen Guͤtern. Zachar. 

260. — Vorgang der unbedingten Vorzugsglaͤubiger. 
en V. &. 631. — Die roͤmiſche Vorzugsordnung ift abge: 
fhafft. Brauer V. 655—660. 

+) Laukhard I. S. 164, — Ebend, S. 455. 
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9, Wenn ein Gaftwirth bei einem Bäder Brod auf Borg 2101. 
nimmt, und das Brod eben fowohl zur Nahrung der Familie 
des Gaftwirthes, als zum Behufe feines Gafthaufes gedient hat, 
fo befchränft das Vorzugsrecht fih auf den von der Bamilie 
derzehrten Theil des Brodes, und erftrede fich en auf jenen, 
der von den Gaͤſten ann worden. Rouen, $. 19. 2. 270. 
Lyon. R. G. 1833. 2. 169. *) 

10. Der nur auf gewife Fahrnißſtuͤcke bevorzugte Glaͤu⸗ 
biger, deſſen Unterpfand von einem allgemeinen Vorzugsglaͤubi⸗ 
ger auf die Fahrniß vorweg genommen» wird, Fann nicht den 
Rechten des Iegtern fubrogirt werden, um biefelben auf die Lies 
— auszuüben. Limoges. 8. 14. 2. 262. — ſ. Art 


11. 11 b. Die befondern Vorzugsrechte haben den Vor: 
gang vor den im Art. 2401. benannten allgemeinen Vorzugs⸗ 
rechten. Mithin bat das Vorzugsrecht bes Hauseigenthümers 
für ſchuldigen Mierhzins, und das eines mechanifchen Künftlerg 
für Lieferungen , wofür er nicht bezahlt worden, den Vorgang 
por dem Dienftboten, für die Bablung — are aus der 
Fahrniß feines — Rouen. 8. 7.2.5.D. 25. 2. 4. — 
Paris 8. 32. 2. 299. 

12. Wurde im Gegentheil entſchieden, daß die allgemeinen 
Vorzugsrehte auf Fahrniß den befondern Vorzugsrechten auf 
gewiffe Fahrnifftücde vorgehen. Poitiers. S. 31. 2. 88. 

13. Folglich geht das Vorzugsrecht derjenigen, welche Le⸗ 
bensmittel für den. Schuldner und feine Familie geliefert haben, 
dem unbezahlten Verkäufer an dem Extöfe, eines verkauften Ge: 
genftandes vor. Mouen. S. 29. 2, 15. **) 

(14) Die auf die gefamte Fahrniß, und in Ermangelung 
berfelben auf die Liegenfchaften, bevorzugten Gläubiger find, um 
zu Ausübung ihrer Vorzugsrechte auf die Liegenfchaften zu ges 
langen, nicht zum Beweiſe verpflichtet, daß fich Feine Fahrniß 
mehr im Befige des Schuldners befinde. Diejenigen, melde 
gegen die Ausuͤbung biefes — ———— ——— thun, ha⸗ 
ben das — zu beweiſen. Lyon. R. G. 1833. 2 2, 169. 


. f. Art. 2 


is Das Borzugsrecht der Begräbnißkoften erfiredt fich 
auf alles, was eine unmittelbare und nothwendige Folge berfel« 
ben if. Man kann daher die duch die f. g. neuntägine 
Andacht, und den Zrauer:Gottesdienft nach Ablauf eines Jahres, 
verurfachten Koften ebenfalls in diefe Klaffe rechnen; allein die 


*) Laukhard I. S. 172. 
**) vgl. Laukhard 1. ©, 162. 
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2101. Zrauerkleider der MWittwe müffen darunter einbegriffen werden. 
Agen. J. 19. S. 1835. 2. 426. — Deßgleihen, ‚was die Trauer: 
kleider betrifft. Caen R. G. 1837. 2. 229. *) 

* 1) R.2. 1812. II. Samml. I. 1079.—R. 3. 1812. XI. ©. 1081. 
2) — —— der Gefällverwaltungen in Ganten wegen der an 
Arme — Lebensbeduͤrfniß oder zur Saat vorgeſtreckten Früchte. 
rg in zen 1811. Nr. 51. Wehrer III. 318. (k. ©. 
0 
3) He — haben nur — in der — 
rn den men zur nu er : m. R. Bel. Juſtiz M. M 
ehrer V 
+4 Unterfehied zwifchen und — — Beides in einer 
21048.) Perfon vereinigt. Hohn 


§. U. 
Don Vorzugsredhten auf beftimmte Sahrnissftüce.***) 


1. Das Vorzugsrecht des Hauseigenthämers, fuͤr den Werth 
2102. der Möbeln feiner vermietheten Wohnung, geht dem Vorzugs—⸗ 
rechte der Gerichtskoften für die Derwaltung der Gantmaſſe vor. 
Diefe Koften, welche ohne. Nugen für den Eigenthuͤmer find, 
tönnen feinen Vorrang vor feiner Forderung haben. ©. 8 
Vw. Paris S. 22. 1. 28. D. 19. 1. 513. L. 61. 481. ** 
2. Die Koften des Zugriffes und Verkaufes der Gegen⸗ 
ſtaͤnde, womit das vermiethete Haus eingerichtet iſt, haben allein 
den Vorgang vor — Forderung des Eigenthuͤmers fuͤr die 
Miethzinſe. Lyon. S 2. 51. 
Das Vorzugsreht des Eigenthuͤmers für bie Mieth: 
zinfe geht jenem der ER En nah dem Tode bes 
a. vor. Paris. S. 16. 2. 205. D. 14. 2. 38. L. 42. 


4. Eben fo jenen Koften, welche fowohl durch das Erb» 
verzeihniß, als durch die Erbantretung der ae Ya veran⸗ 
laßt worden find. yon. S. W. 2. 53. D. A. 2. 38. L. 
78. 513. 

4b. Das Vorzugsrehht bes Eigenthuͤmers für die verfalle: 
nen Miethzinfe erftredit fich * auf die Fahrniß der bewidme⸗ 
ten Frau. Paris. 8. 31. 195. 

(4)e. Wenn diefe — Vermiether nicht benachrichtigt hat, 
nt fie N ige jener Fahrniß fey. Grenoble. R. G. 
1 


*) Zrefurt 195. $ 198. — Ueber die a bes Wortes 
„Dienftleute‘’ im Art. 2101. Ardiv f. R. IV. 352, ff. 
**) Frefurt 230, Nr. 4. 
*) Vorzugsrechte * — beweglichen Guͤtern. Zachar. II. 
261. — Trefurt 194. 8. 196. 
* ) Laukhard I, S. 157. 
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5. Das Vorzugsreht des Miethers, auf bie zur Einrich 2102. 
tung bes vermietheten Haufes dienende Fahrniß, ergreift 
nur die den Miethern zugehörigen Gegenftände , und kann 
nicht auf ſolche erftrecdt werden, als deren Eigenthämer fich 
Dritte ausmweifen: namentlih nicht auf Waaren , welche von 
Dritten bei dem Miether hinterlegt worden find, um verarbeitet 
m. werden. ©. H. Bw. Garn. S. 3. 1. 420. D. 21. 1. 


6. Deßgleihen Waaren, welche als zur fihern Hand hin: 
terlegt, oder unter dem Titel des Befchlages übergeben worden 
find. In biefer Hinficht bedarf der Dritte, welcher die Waaren 
in Anſpruch nimmt, des Beweiſes nicht, = ber Vermiether 
wußte, daß fie nicht dem Miether — en Mar: 
tinique..S. 26. 1. 390. D. 24. 1 L. 75. 

8. Da es bei N rer ein allgemein bekanntes 
Herkommen. ift, daß die Eltern verpflichtet find, ‚ihren Kindern 
die Geräthfchaften zu fielen , fo bat ber Eigenthümer , welcher 
fein Haus dem Inhaber einer folhen Anftalt vermiethet, kein 
Vorzugsrecht auf diefe Geräthfchaften. Poitiers. S. 25. 2, 432. 
D. 24. 2. 57, 

9. 10. Das Vorzugsrecht des Eigenthümer® auf bie 
Fahrniß des Mierhers erſtreckt fih auf die verfallenen Zinfe 
felbft alsdann, wenn. der DBertrag *— —— abgeſchloſſen 
wurde. Caſſ. Meaur S. 35.1. 54. L 1. 19. **) 

11. Dem Eigenthümer, welcher in — einer ſtillſchwei⸗ 
genden Wiedervermiethung Miethzins zu fordern hat, ſteht kein 
Berg: ag für die verfallenen Zinfe zu; er hat nur Vorzugs⸗ 
recht für ein — vom Ende des laufenden an gerechnet. Bor⸗ 
deaux. S. 26. 2. 179. 

12. Der a, 2102. hat nicht als allgemeinen Grundfag 
aufgeftellt, daß alle Fahrniß, welche zur Einrihtung eines ‚Haus 
ſes dient (elbſt die der Aftermiether), ein Unterpfand fuͤr die 
dem Cigenthuͤmer gebuͤhrenden Miethzinſe ſeyn ſolle. Die be— 
zuͤglichen Rechte des Eigenthuͤmers und des Aftermiethers — 
den durch den Art. 1753. .. C. 9. Bw. Domfrot. 

6. 1. 247. D. 4. 1. 329. L. 5. 9. 

13. Der von einem Theilpächter dem Bau bes Gutes 
vorgefegte Tagloͤhner kann fich mit VBorzugsreht aus den Früchten 
bezahlt machen, nach den Beftimmungen des Art. 2102., ſowohl 
dem des Paͤchters als dem Eigenthuͤmer gegenüber, felbft wenn 
er * die verhaͤltnißmaͤßige Bezahlung feiner Tagioͤhne begehrt 





*) Laukhard. I. ©, 174. 
**) Laukhard I. ©, 183. 
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2102, hätte. Caſſ. Son. S. 7. 1. 289. D. 5 1. 289. L. 18. 


14. Der Miether darf nicht gegen Rüdlaffung von Fahr 
niß, in ausreihendem Werthe zur Zahlung aller verfallenen und 
Elnftigen Miethzinfe, die übrige zur Einrichtung des Haufes 
dienende Fahrniß mwegbringen. Wenn er Unterfchlagungen be: 
gangen, fo hat der Eigenthuͤmer das Recht, die hinweggenom- 
mene Zahrniß wieder herbei fhaffen zu laffen. Paris. S. 7. 
2. 30 D. 5. 2.30 L. 15. 511. 

.44b. Wenn Ländereien ohne bie Wirthſchaftsgebaͤude in 
Pacht gegeben worden find, fo kann diefer Umftand das Vor: 
Be des Eigenthämers in der Meife ändern, daß wenn ber 
Pächter feine Früchte in Gebäude bringt, die er von einem ans 
dern Eigenthlimer in Pacht hat, alddann bie Früchte dem Ver: 
pächter der Gebäude, mit einem dem Verpaͤchter der Ländereien 
vorgehenden Worzugsrechte verhaftet find. Der Iegtere kann 
nicht die Früchte, als ohne feine Einwilligung weggebradht, fuͤr 
fi) in Beſchlag nehmen Iaffen. Poitiers. S. 25. 2. 49. 
45. Der Arbeiter, dem gleichzeitig mehrere Stüde roher 
Materialien, um ſolche zu verarbeiten, übergeben worden find, 
hat ein Worzugsreht auf jedes ber verarbeiteten Stuͤcke, zur 
Zahlung feines Arbeitslohnes im Ganzen. Wenn ihm daher 
ein Theil derfelben nach gefhehener Verarbeitung ohne Zahlung 
abgenommen würde, fo können ihm die in feiner Hand zur 
gebliebenen Stuͤcke nicht abgeforbert werden, ohne ihn für feine 
Arbeit im Ganzen zu bezahlen. Rouen. S. 26. 2. 127. D. 23. 
9, 356. L. 73. 85. 

16.17. 18. Der Arbeiter, namentlich der Bleicher oder Wollenſpin⸗ 
ner, dem Waaren anvertraut worden find, und der in dem Berhältniffe 
der Ablieferungen, welche er dem. Eigenthämer oder Fabrikanten 
gemacht, einige dieſer Waaren zuruͤckbehalten, bat an den zu: 
Ackbehaltenen Waaren ein Vorzugsrecht für die Bezahlung feiner 
Arbeiten. Allein das Vorzugsreht muß auf den Kohn der Arbeit 
und der Bemühungen für jene Lieferungen beſchtaͤnkt werben, 
von welchen die zuruͤckbehaltenen Waaren einen Theil ausmachten; 
es kann nicht auf den Kohn der Arbeit anderer, vorher gelieferter 
Maaren ausgedehnt werden, welche der Arbeiter dem Eigenthuͤ⸗ 
mer oder Fabrikanten ganz abgeliefert hatte. Rouen. 8. 27. 
2. 353.D. 3. 2. 4.L. 79. 371.—Angers.S. 27.2. 50. D. 25. 
9. 40.— Paris. 8. 28. 2. 127. D.26. 2. 157. L. 79. 457. - E. 
H Bw. Meg. S- 29. 1. 145. D. 27. 1. 184. L. 83. 475.”*) 

19. Der Buchdruder, welchem Papier zum Drud eines 
Werkes zugeftellt worden ift, und der einen heil bee Auflage 





) daukhard I. ©. 188. 
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geliefert hat, kann auf das in ſeiner Hand zuruͤckgebliebene un⸗ 
bedruckte Papier kein BVorzugsreht für die Bezahlung feiner 
Drudkoften begehen, Da er diefed Papier nicht unter dem 
Titel eines Pfandes befist, fo könnte er nur in Geftalt eineg 
Zuwachsrechtes einen Anfpruh darauf haben, menn er durd 
rer deffen Werth erhöht hätte. Paris. S. 27. 2, 103. 
80. f 

20. 4— kann nicht ſagen, daß ein Fahrnißgegenſtand 

nicht im Sinne des Art. 2102. Ne. 4. wirklich bezahlt worden 


2102. 


fey, wenn Die Zahlung in —— geſchah, melde wer | 


nicht bezahlt wurden. Paris. 8. 17. 2. 270. D. 15. 2, 

L. 48. 460.—f.. Art. 576 Nr. 5, ff C. comm. (X. &. 240.) 
21. Bäume, welche ein Gärtner verkauft hat, Fönnen im 

alle nicht geleifterer Zahlung nicht von ihm zurüdgefordert 

werden, wenn fie auf Grund und Boden des Käufers bereits 

gepflanzt worden find. Paris. 8. 22. 2, 265. D. 19, 2, 82. 

L. 60. 00. 


22. Der Berkäufer von Fahrnifigegenftänden, welche ihrer 
Natur nach beftimmt find, verliegenfchaftet zu werden (3. B. eine 
Feuerſpritze und die Mafhinen einer Seidenfpinnerei), kann, vom 
Augenblide der Verliegenfhaftung an, fein Vorzugsrecht an den 
verkauften Gegenftänden nicht mehr ausüben, zumal wenn. die 
felben nicht ohne Nachtheil, und ohne der Einridjtung zu fcha- 
den, mit der fie verbunden worden find, weggenommen werden 
koͤnnen; wenigſtens verhält es ſich fo einem Gläubiger gegenüber, 
dem die Einrichtung nad Berliegenfhaftung der verkauften Ge: 
genftände verpfaͤndet worden iſt. Rouen, S. 29. 2. 266 *) — 
Paris, R. G. 1833. 2. 474. — €. 9. Bw. Colmar. R. G. 
1833. 1. 446. — Grenoble, R, G. 1833. 2. 462. 

(22)b. Sm entgegen gefesten Sinn entfhieden. Paris. 
R. G. 1833. 2. 472 — f. Art, 524. 2118. 2125. .2279. — 
Bent. 3.19. > 1834. 2. 561.—Gaen. R. G. 1837. 2. 402. 

23. Der Ausdeud „Geraͤthſchaften“ in Art. 2102. 
Nr. 4. ift nie allein von Förperliher, fondern aud von 
unförperlicher fahrender Habe, 3. B. von Forderungen, zu 


verftehen. Der Verkäufer oder Gedent einer Forderung, wenn 


er nicht bezahlt wird, hat mithin ein Borzugsreht auf die aus 
= cedirten — herruͤhrenden Summen. Caſſ. Paris. 
8. 28. 1. 12. D. 26. 1. 36. L. 80. 289, ** 
25. 23h. Das dem Gaſtwirthe für feine Bieferungen 
eingeräumte Vorzugsrecht auf die Habe des Reifenden gilt mur 
für diejenige, welche dem Reiſenden zugehört; gemiethete Effek: 


*) Laukhard I. ©. 197. 
*8) Laukhard I, &, 19. 
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2102. ten find dem Vorzugsrechte nicht unterworfen, und können vom 
Eigenthümer an fidy genommen werden, zumal wenn hergeftellt 
ift, daß der Gaftwirth wußte, daß die Effekten dem Reiſenden 
nicht zugehörten. Golmar. S. 17. 2. 365. D. 15. 2. 75. L. 
48. 149. — Bruͤſſel. S. 6. 2. 289. L. 17. 43. *) 

26. Fahrnifgegenftände, welche der Miether einer einge: 
richteten ns nad) feinem Einzuge in feine Zimmer einge: 
bracht hat, Eönnen vom Hauseigenthümer nicht für die Zahlung 
der Zinfe zum Machtheil von Dritten, welhen jene Gegen: 
ftände zugehören, einbehalten werden. Da ber Eigenthümer die 
Mohnung als eingerichtet vermiethete, fo konnte und durfte er 
nad der Vermiethung nicht weiter “L fpäter ren Se 
genftände al8 Pfand rechnen. Paris. S. 29. 2, 213. D. 27. 
2. 1238. L. 83. 372. 

27, Das Vorzugsrecht eines Baftwirthes auf die Habe 
eines Reiſenden erftredt fih nit auf die Lieferungen bei einer 
früheren Reife. Nur für die Lieferungen bei der Reife, aus 
deren Anlaß fie eingebraht wurden, ift fie verhaftet. Rouen. 
S. 7. 2. 1135. L. 9. 49. 

23. Das Vorzugsrecht eines Fuhrmanns auf bie verführte 
Waare erſtreckt ſich al alle feine früheren Frachtforderungen. 
— Bw. Bourges. D. 17. 1. 534, L. 56. 220. — ſ. Rt. 

29. Der Fuhrmann behält fein Vorzugsrecht auf die ver 
führte Waare, felbft nach deren Ablieferung, auch wenn der Eis 
genthümer N Sant gefallen — und Zahlungsfriften erlangt 
hat. en . 10. 2. 168. L. 26. 270 

(34) Die Kundſchaft — ce EN Eann, in 
Folge ihrer weſentlich wandelbaren und unfichern Eigenfcaft, 
nicht in die Klaffe der Fahrnißſtuͤcke gefegt werden , für deren 
Kaufſchilling das Gefeg dem unbefriedigten Verkäufer ein Vor: 
zugsrecht gewährt. Paris. R. G. 1833. 2. 594. — OR 
gefegten Sinn entſchieden. REM: J. 19. S. 1834. 2 — 
Paris. J. 19. S. 1835. 

(35) Damit die Si eines gemietheten Haufes nicht 
vom Borzugsrechte des Vermiethers ergriffen werden, iſt nicht 
erforderlich, daß, bei oder im Augenblide der Einbringung der: 
felben, dem Eigenthümer bekannt gemacht werde, daß fie micht 
dem Miether gehören; es genügt, wenn jener auf jedem andern 
Mege Kenntniß davon erhalten hat, und wenn es ſich entweber 
duch Offenkundigkeit, oder durch ein beftändiges Herkommen, 


kaukhard I, &, 216, 
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oder aus einer Benachrichtigung von einem früheren Vermiether 2102. 
der Möbeln ergibt, daß er wohl mußte, jene Möbeln feyen nicht 
en Miether zugehörig. E. H. Bw. Rouen. J. 19. 8. 1834. 

. 893 


(36) Eine BVerfiherungsgefellfchaft, welche die Ernten eines 
Paͤchters verſichert hat, genießt für die Zahlung der Koften 
und der Prämie. der VBerficherung kein Vorzugsrecht auf diefe 
Ernten ; die Berfiherungskoften können nicht als ein zu Erhal— 
tung der Sache gemachter Aufwand betrachtet werden. Paris, 
J. 19. S. 1834. 2. 307. 

(37) Das dem Verkäufer von Waaren oder verzehrbaren 
Gegenftänden verliehene Recht der Zurüdnahme, im Falle der 
Vergantung des Käufers, beſteht ausfchließlich in einem Bor: 
zugsrecht auf den Erlös diefer Gegenftände. Allein anders ver: 
hält es fi), und dem Berkäufer ſteht ein Vorzugsrecht zu, 
wenn die verfauften Gegenftinde die Eigenfhaft von Waaren, 
oder die der Berzehrbarkeit nicht haben, wenn fie von der Art find, 
daß der Befig derfelben nicht ſchnell voruͤbergehend und flüchtig iſt, 
z. B. eine Maſchine. — Entfchieden hinſichtlich des erften Punks 
tee. Gent. J. 19. S. 1834. 2. 561. — f. rt. 576. C. 
comm. (%. S 240.) — f. 92. 22b. 

(38) Der Eigenthümer hat ein Vorzugsrecht auf alles, 
was zur Kintihtung des Pachtautes oder des vermietheten 
Haufes dient, für die verfallenen Pacht- oder Miethzinfe, felbft 
wenn ber Pachtvertrag Fein ficheres Datum hat. Nur hinfidıt: 
lich der kuͤnftig verfallenden Pachtſchillinge hat fein Vorzugsrecht 
eine geringere Ausdehnung, als jenes des Cigenthümers, ber 
einen Pachtvertrag mit  fihererm Datum hat. €. H. Vw. 
Bourges. J. 19. S. 1835 1. 433. 

(39) Der Eigenthiimer kann ermächtigt werden , aus dem 
Eriöfe der Fahrniß feines Miethers den Erſatz der ihm gebuͤh— 
tenden Ausbefferungen, weihe dem Miether obgelegen wären, 
mit Vorgang vor der Berwaltung der indirekten Abgaben zu 
beziehen, wenn dieſe Ausbefferungen, mit dem legten Ziele des 
Miethzinfes zufammen gerechnet, nicht mehr als den Betrag von 
ſechs Monaten Miethzind ausmachen, wofuͤr dag Geſetz dem 
Eigenthümer den Vorrang vor der Verwaltung einräumt. C. 
9. Bw. J. 19. S. 1835. 1. 741. 

(40) Der Eigenthümer hat das Recht auf Zuruͤckforderung 
der Fahrniſſe, welche zur Einrichtung des vermietheten Plages 
dienen, fo oft diefelben ohne feine Einwilligung von der Stelle 
gebracht worden find, es fen duch eine Handlung des Beftänders, 
oder in Folge eines Zugriffes, der gegen Iegtern auf Betreiben 
eines feiner Gläubiger verhängt wurde. Poitiers. J. 19. S. 
1835. 2. 124. | 

(41) Die Gtäubiger oder Gantanwälte Eönnen einen 
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2102. Pachtvertrag ohne fiheres Datum zufolge Art. 1736. auffündis 
gen, wie es ber Pächter ſelbſt gekonnt hätte. Paris, R. G. 
1833. 2. 32.— Im entgegen gefesten Sinn entfhieden: der 
Art. 2102. macht eine Ausnahme vom Art. 1328. Paris. R. 
G. 1833. 2. 31. 

(42) Der Eigenthämer einer Vie hverſtellung Bann den vom 
Pächter verkauften Zuwachs nur ruͤckfordern, in fo fern er bes 
weiſet, daB der Hauptſtamm bes verftellten Viehes fi gemin- 
bet habe (Stillſchweigend entſchieden). CE. H. Vw. Paris. R. 
G. 1836. 1. 677. 


(43) Das dem Eigenthlimer, für den Mieth » und Pacht⸗ 
zins auf den Ertrag der Ernte des letzten Jahres, verliehene 
Vorzugsrecht kann nur ſo lange geltend gemacht werden, als die 
Fruͤchte im Beſitze des Paͤchters ſich befinden. Bon dem Aus 
gendlid an, als derfelbe fich ihrer entäußert ‚und fie verkauft 
hat, verliert das Vorzugsrecht feine Wirkung, wenn es nicht 
vorher in Anfpeuch genommen wurde, oder wenn bie Zueignunge: 
lage nicht zur gefeglichen Zeit angeftelle worden iſt. 2yon. R. 
G. 1836. 2. 414. 


(44) Das im Art. 2102. für fhuldige Saat: und Ernte: 
Eoften verliehene Vorzugsrecht auf die Ernte beffeiben Jahres, 
fogar dem Eigenthuͤmer vorgehend , erftredt ſich nicht auf Liefe— 
zungen für Dünger, und was deffen Stelle vertritt. Gaen. R. 
G. 1837. 2. 395. 

(45) Auch unter Handelsleuten, und im Falle des Zah⸗ 
lungsunvermögens des Käufers, kann dag Vorzugsreht auf un: 
bezahlte Geräthfchaften, unabhängig von ber Rüdforderungflage, 
geltend gemad)t werden, wenn nicht bie verfauften Gegenftände 
den Charakter von Waaren, zum Handel beftimmt, haben. 
Km R. G. 1833. 2. 130. Gen. R. G. 1837. 2. 


* 1) Arreft auf Fahrniß des _— P. D. $. 676. 

2) In, Abfag 4. iſt ſtatt „Geraͤthſchaften⸗ u leſen Fahr— 

en R. 8. 1810. II. are 360. ERLORN 

T3) Anfchaffu nnsaufwand ald Erfaufdaufwand if nach 
£. ©. 2102. Abf. 1. oder 4. gu beurtbeilen: — ald Verfer: 
tigungsaufmwand genießt er, jenachdem eraud einem gemei- 
nen oder gemifchten Werkverdinge herruͤhrt, feinen Vorzug, 





*) Bon ber Rangorbnung des Vorzugsrechtes an beweglichen 
Gütern. Zadar. II. 290. — Vorzugs recht auf der Beſtanb 
fahrniß. Brauer VI, 250. — Waarenzurüdnahme in Ganten. 
Ebend, 251. — Ablegung früherer Pfandgläudiger. Ebend. 
252. — Ueber das Vorzugsreht des Art, 2102. Nr. 3. u. 4, 
Archiv fe R. IV. 350. f. — Zrefurt 230—232, — Ebend. 199, 
$. 199. Nr. 2, — 203. Nr. 3, 
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> einen folhen mit den Reſtkaufſchillingen. Hobnp. III. 


©) 2102a. 
* 4) Die Gültablöfungdfapitalien genießen vermöge Ge vom 
14. Mai 182. x. 32. VII. = —— ee 


Samml. I. 1065. 
Zweiter Abfchnitt, 


Bon Borzugdrecdhten auf Liegenfchaften.**) 


1. Der Nugnießer einer Liegenfhaft, welcher Ausbeffe: 2103, 
sungen gemacht hat, die dem Eigenthuͤmer zu gut nefommen 
find, und zu beren Erhaltung gedient haben, muß für den Bes 
trag der Ausbefferung mit Vorzug, und den Unterpfandgläubis 
gern vorgehend, auf den Erlös des Eigenthums collocirt werden. 
Amiens. S. 22. 2. 114. D. W. 2. 61. L. 61. 157. 

2. Wenn beim Berkaufe des bloßen Eigenthums einer 
Liegenfchaft bedungen wurde, daf die Liegenfhaft in gutem baue 
lihem Stande übergeben werben folle, und in ber Folge der 
Nutznießer (nach erhaltener Ermächtigung des Gerichte) Haupte 
ausbefferungen an der Liegenfchaft vornimmt) (melde zur Oblie⸗ 
genheit des Eigenthuͤmers gehören) fo muß in diefem Falle der 
Nutznießer angefehen werden, als ob er zur Entlebigung und 
im Intereffe des Eigenthuͤmers und der Gläubiger beffelben 
gehandelt, und deren WBerbindlichkeiten erfüllt hätte. Er 
Tann unter biefem Titel für den Betrag der Ausbefferungen 
mit Vorzug auf den Erlös bes Eigenthums collocirt werben, 
obwohl er Feine der zur Erhaltung der VBorzugsrechte im Allgemeis 
nen vorgefchriebenen Foͤrmlichkeiten beobachtet hatz die Art. 2102. 
und 2106. find hier ohne Anwendung. €. H. Bw. Amiens. 
Ss. 38. 1. 72. D. 25. 1. 437. L. 81. 1%. — f. Art, 599. 

3. Wenn Arbeiten, welche von einem britten Inhaber an 
einer Liegenfhaft vorgenommen worden find, nicht bloß die Ver: 
befferung , fondern die Erhaltung ber Liegenfchaft zum Zwecke 
haben, fo kann das Vorzugsxecht des dritten Inhabers nicht auf 
ben Mehrmwerth beſchraͤnkt werben, welcher aus ben Arbeiten ſich 
ergab; das Vorzugsrecht hat für den Gefamtbetrag der Ausgas 
ben ftatt, mit Inbegriff felbft der Richtigftelung der Arbeite- 
— E. H. Bw. Srleans. 8. 25. 1. 140. — f. Art. 


*) Trefurt 201. Nr. 5. 

**) Vorzugsrechte an gewiffen Liegenſchaften. Zachar. II. 263. — 
Regeln zur Beflimmung der Rangorbnung ber Vorzugs- und 
Pfandrechte im Allgemeinen, Ebend. 289. 
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4. Eine in Tauſch gegebene Liegenfhaft kann nicht einem 
Kauffhilling verglihen werden, mithin kann der Eintaufcher für 
die Gewaͤhrleiſtung jener Liegenfhaft nicht Vorzugsrecht des 
Käufers anfprehen. Zurin S. 14. 2. 13. L. 39. 118. 

3. Eigene Wechſel, die Behufs des Kauffhitlings von 
Liegenfhaften ausgeftellt, und im Vertrage angeführt werden, 
bilden ein Ganzes mit dem Kaufvertrage, und nehmen Antheil 
am Vorzugsrechte des Kauffchillingg auf die verkaufte Liegen: 
Pr 17. Bw. Rouen. S. W. 1.61. D. 3 1. 201. 


6. Wenn, entweder zufolge Wertrages ober gerichtlicher 
Klage, bie Zinfen eines Kauffhillings. wieder Zinfen tragen, fo 
nehmen diefe Zinfen vom Zins als Zubehörden am VBorzuge: 
rechte der Hauptſchuld Antheil. Bourges. S. 30. 2. 73. 

7. Das Vorzugsrecht, welches zu Gunften des Darleihers 
eines Kapitals verliehen iſt, womit (unter Gedinge der Subro— 
gation) eine erkaufte Liegenſchaft bezahlt werden ſoll, darf nicht 
mittelſt Ausdehnung des Geſetzes demjenigen zuerkannt werden, 
welcher ein Kapital zur — eines — —— her⸗ 
leiht. C. H. Vw. Amiens. S. 27. 1. 400. . 1. 219. 
L. 80. 5. 

8. Die Miterben haben keinen Vorzug auf den Antheil 
ihres Miterben für die Rüderftattung fehuldiger Früchte. Ser 
denfalls Eönnte dieſes Vorzugsrecht nur * einen — 
trag bewahrt werden. —— 8. W. 2. 105. — Air. 8 
28. 2. 345. D. a .: — {m entgegen gefegten Sinn 
— Riom. S 2. 42. D. %. 2. 92. — f. Art. 


9. Der Miterbe, dem ein Aufgeld verfprochen worden 
ift, Tann, bei nicht erfolgender Zahlung, nidyt die Auflöfung ber 
Erbvertheilung begehrten ; er kann nur das ihm durch Art. 2103. 
Nr. 3. verliehene Borzugsreht ausüben. C. H. Vw. Nismes, S. 
30. 1. 107. 

10. Das Vorzugsrecht des Verkaͤufers umd jenes des 
Baumeifters für Arbeiten nach .gefhehenem Werkaufe, has 
ben gleihen Rang, und werden neben einander ausgehbt, 
dergeſtalt jedboh, daß der aus bdiefen Arbeiten ſich erges 
bende Mehrwerth dem Vorzugsrechte des Baumeiſters zufällt, 
felbft in dem Falle, wo ber wirklihe Werth der Liegenfchaft ſich 
vermindert hätte, und nicht mehr ausreihte, dem Verkäufer 
feinen vollen Kaufſchilling zu bezahlen. Der Verkäufer, welcher 
einem Dritten einen Theil feiner Forderung an den Käufer ce 
dirt, und ihn in feine Rechte einweiſet, überträgt ihm zugleid) 
ben Vorrang, welcher mit feinem Borzugsrechte verbunden ift. 
Im Gegentheil haben beim Zufammentreffen verfchiedener Dar: 
leiher, deren einige in das Vorzugsrecht des Verkäufers bloß 
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einfach, die andern aber ausbrüdlic in das Vorzugsrecht und 2103. 
beffen Vorrang eingemwiefen worden find, alle nur ein gleiches 
Recht, und theilen mit einander den Kauffchilling der Liegen: 
fhaft. Paris. S. 16. 2. 338. D. 14. 2. 12. 

11. Die Arbeiter oder Afterunternehmer der Bauten, denen 
ber Hauptunternehmer fein Recht cedirt hat, fi) aus dem Stei« 
gerungserlöfe bezahlt zu madhen, als wenn fie felbft Steigerer 
toären, muͤſſen aus diefem Erloͤſe mit Borzugsrecht und Vorrang 
vor allen andern Geffionaren, ober Inhabern von fpätern Anweis 
fungen des Hauptunternehmers bezahlt werden: obwohl diefe 
letztern nach Borfchrift des Art. 1690. ihre Geffion hätten bekannt 
machen laffen, ehe irgend eine Bekanntmachung ober Wider⸗ 
fpruh von Seiten ber Arbeiter oder Afterunternehmer erfolgt 
wäre. ©. H. Bw. Paris. S. 30. 1. 374 

- (13) Der Eigenthämer einee Mauer, deren Gemeinfchaft 
ber Anftößer an fi gebracht hat, ann für die Zahlung des 
MWerthes diefer Gemeinfchaft das dem Verkäufer im Art. 2103. 
re Vorzugsrecht nicht anfprechen. Paris, J. 19.8. 1834. 


(14) Iſt der Art. 2133. welcher das Unterpfandrecht auf 

alle dem verfchriebenen Gute zufommende Verbefferungen auss 
dehnt, auch auf Vorzugsrechte anwendbar? — Gebaͤude, weiche 
auf einen ganz leeren Grund und Boden errichtet werden, find 
keine bloßen Berbefferungen im Sinne des Art. 2133. Mithin 
hat der Verkaͤufer eines ſolchen Bodens kein Vorzugsreht an 
den darauf errichteten Gebäuden, felbft wenn im Kaufvertrage 
die Ausdehnung diefes Vorzugsrechtes ausdrüdlich wäre bedungen 
worden. Paris. J. 19. S. 1834. 2. 308. 
- - (44) b. Die in Art. 2103. Nr. 4. dem Bauunternehmer, wel⸗ 
her ein Vorzugsrecht erwerben will, auferlegte Verpflichtung, 
vor ber Arbeit uͤber den wirklichen Stand des Plage ein Pros 
tokoll aufnehmen zu laffen, ift auh auf den Fall anwendbar, 
wo es fi von Bauanlagen auf einem ganz leeren Plage hatt: 
delt. Wenn indeffen nah begonnener Arbeit der Stand des 
Platzes duch ein Protokoll hergeftellt worden, fo kann der Uns 
ternehmer fein WVorzuasreht für die Arbeiten geltend machen, 
welche in der Zeit zwifchen dem erften Protokoll, und demjeni⸗ 
gen, worin deren Vollendung bezeugt wird, gefertigt worden find. 
Ebend. — Bordeaur. Ebend. 373. 

(15) Wenn ber Baumeifter eines Gebäudes, welches an 
bie Stelle alter abgebrochener Gebäude errichtet wurde, verfäumt 
bat, vorgängig vor aller Arbeit ein. Protokoll über den gegen: 
wärtigen Zuftand des Plages aufnehmen zu Iaffen, fo kann er 
kein Borzugsrecht begehren, felbft nicht fürden Theilder Arbeiten, 
die nach einem fpäter aufgenommenen Protokoll hergeftellt wur: 
. ben. Paris, R. G. 1836. 2. 123. Ebend. 209. 
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(16) Der Darleiher von Kapitalien, zur Zahlung von 
Bauarbeiten beſtimmt, kann in Kraft einer Subrogation, welche 
zu ſeinem Vortheile bloß von einem der beſondern Unternehmer 
geſchehen, nichts deſto weniger das Vorzugsrecht des Baumeiſters 
für den ganzen Mehrwerth der Arbeiten der verfchiedenen Unter: 
nehmer anfprehen, wenn derjenige, in deffen Rechte er fubrogirt 
ift, fih als Hauptunternehmer dargeftelt, und der Darleiher 
mit ihm in diefer Eigenfhaft in gutem Glauben unterhandelt 
bat. Eben fo verhält es fih, wenn das Vorzugsrecht wider: 
fprochen wird, nicht von dem Übrigen Unternehmern, fondern von 
den Pfandgläubigern , deren Mechte Älter find, als die Bauar- 
beiten. Paris. R. G. 1836. 2. 121. " 

(16) b. Das Protokoll, welches vor ber Arbeit aufgenom: 
men, den wirklihen Stand des Plages bezeugt, hat Glauben 
bis zu Anftellung einer Faͤlſchungsklage. Ebend. 

(17) Die Subrogation in das Borzugsrecht des Baumei— 
fters zu Gunften des Darleihers, welcher die im Art. 2103. 
Mr. 5. vorgefchriebenen Förmlichkeiten beobachtet hat, Fann nicht 
durch den Beweis unwirkſam gemacht werden, daß bie Arbeiter 
nicht mit den gelichenen Geldren bezahlt worden feyen, wenn 
diefer Beweis fih nur aus einer vom Baumeifter dem Eigen: 
thuͤmer außgeftellten Privatquittung ergibt, welche Kein ficheres 
Datum vor derjenigen erlangt hat, die von ihm dem Darleiher 
felbft ausgeftelle wurde. Der Darleiber ift in diefer Hinſicht, 
dem Eigenthümer und dem Baumeifter gegenüber, als ein Deit- 
ter anzufehen. Paris. R. G. 1836. 2. 121. 

(18) Das dem unbefriedigten Verkäufer verliehene Vor: 
zugsrecht ift nicht allein auf den im. Kaufvertrage ausgebrüdten 
Kaufpreis, fondern auch auf die Ergänzung beffelben anwendbar, 
welhe (wenn auch nur durch fchiedsrichterlihen Sprud) dem 
Derkäufer zuerkannt worden ift. Bordeaur. R. G. 1836. 2. 476. 

(19) Das im Art. 2103, Ne. 4. den Arbeitern und 
Baumeiftern für ihre Arbeiten verliehene Vorzugsrecht muß 
auf ben Mehrwerth geltend gemacht werden, den die 
Liegenfhaft durch jene Arbeiten gewonnen hat, und auf 
ben verliegenfchafteten Ertrag, felbft einem erfien unbezahlten 
Verkäufer gegenüber. Diefe beiden Vorzugsrechte kommen ge: 
fondert zur Anwendung , jedes an dem Gegenftande, worauf es 
haftet, das Vorzugsrecht des Verkäufers am Preife der Liegen: 
(haft, abgefehen vom Mehrmwerthe, welhen dieſelbe durch die 
Bauanlagen erhalten hat: jenes des Baumeifters an diefem 
Mehrwerthe; fo baß, wenn ber Preis des Wiederverkaufes nicht 
zur vollftändigen Befriedigung des Verkäufers und Baumeifters 
hinreicht, jeder berfeiben einen verhältnißmäßigen Abzug feiner 
Forderung erleiden muß: da die Minderung des Erlöfes beim 
Wiederkauf eben fo wohl auf den Mehrwerth als auf ben Werth, 
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den die Liegenfchaft vor der — hatte, ſich erſtreckt. 
.Vw. Rouen. R. G. 1837. 1. 776 — Bordeaux. 8. 06, 
. 29. D. 24. 2. 226, (Nr. PP v D.) 

(20) Die Vergantung des Miethers ift Fein Hinderniß, 
daß nicht der Eigenchümer — Pfaͤndung und Verkauf 
der Dane erwirken ir Paris J. 19. S. 1835. 2. 276 
Paris. R. G. 1837. 2. 21. )—ſ. Art. 533. C, comm, 


+ 1) Vorzugsrechte der 2. ©. — zu Em den ältern 
Unter pfandgläubigern vor. N. Jahrb 

2) Daber kann nur durch den Eintrag . — J Kaufgeſchaͤf⸗ 

tes der Nachtheil vermieden merden, vos gefegti he Pfandglaͤu⸗ 
biger den Vorzug erwerben. Ebend. I 

3) — auf Liegenfchaften, wem * — Hohnh. VII. 


* 4) Vormdſch. Inſtr. $. A. lit. £R. B. 1838. XII (ſ. £. ©. 
2106. 2108. 2109.) 


Dritter Abfchnitt. 


Bon den — — * Ph — und fahrender Sabe 
++) 
+ Hohnh. V. 117: f. 

1. Die Gläubiger, welhe auf die gefamte Fahrniß ein 
Borzugsrecht haben, Finnen zum Nachtheil der Unterpfandgläu- 
biger ihre Vorzugsrechte auf die Liegen ſchaften erft ei um: 
pfung des Werthes der Fahrniß ausüben. Brüffel. S 
360. D. 9. 2. 209. 

(4) Die auf die gefamte Fahrniß bevorzugten Forderungen, 
welche nad Art. 2105. auf den Erlös ber Liegenfchaften nur 
bei Abgang an Fahrniß collocirt werden dürfen, koͤnnen gleich: 
wohl unter Bedingung in das zur Bertheilung jenes Erlöfes 
eröffnete Drdnungsverfahren aufgenommen werden, wenn bie 
Fahrniß noch nicht verkauft ift: mit Vorbehalt der Minderung 
bis zum Betrage deffen, was den Gläubigern aus — Erloͤſe 
der Fahrniß zugetheilt werden wird. Agen. J. 19. 8. 1835. 2. 
436. — f. Art. 2101. 

(5) Das durch Geſetz vom 5. Sept. 1807. dem Staats: 


*) Bon ber Bengesouung der — an Liegenſchaften. 


Badhar. II. 291. — Trefurt 202. $. 201. 203. — Trefurt 
26 * Nr. 7. — unterpfandrechte der ET Brauer 


”) er Vorzugsrechte an giegenfchaften. : Badar. II. 
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2105. ſchatze, für die Erhebung der Gerichtsgebühren, auf Fahrniß und 
Liegenſchaft verliehene Vorzugsrecht, iſt, was die Art ſeiner 
Ausuͤbung betrifft, den naͤmlichen Regeln unterworfen, wie die 
allgemeinen Vorzugsrechte auf Fahrniß und Liegenſchaft. Wenn 
folglich der Staatsſchatz es vernachlaͤſſigt, ſein Vorzugsrecht auf 
die Fahrniß des Schuldners geltend zu machen, ſo kann er es 
nicht mehr, zum Nachtheil der Unterpfandglaͤubiger, auf die Lie— 

— ausüben. C. H. Vw. Nancy. R. G. 1836. 1. 


625. * 
2105a. **) 
+ 1) VBormerfung der Uneltußungtegeh m dad Dermögen der 
ee ber. O. A.B . N. 33. Wehrer IV. 708. — 
vgl. Bet 


2) Dergleichen Elutröae, fo wie die der Defertionsftrafen, find 
nicht von den Aemtern von ee fondern von den betr. 
Kaflen zu betreiben. Min. nn. M.A.B. 1834. N. 62. 
V.AB.Nr. HERE ehrer VI. 462. = 


3) DB. zur Si ng der Staatsk d terfuchungdfoften 
38 —— — 


Dierter Abfchnitt, 
Wie die Vorzugsrechte bewahrt werben. *"") 


(2106 —2113. ****) 
+ MandfchreibereisInftruftion. $. 18-22. 

2106. 4. Der Berkäufer (oder Verpaͤchter) von Grundftäden, 
beffen Vorzugsreht der Bewahrung halber eingetragen worden 
ift, geht den Gläubigern des Käufers vor, obwohl diefe vor ihm 
eingetragen wurden. Der Pfandeintrag ift erforberlih, um dem 
BVorzugsrehte Wirkung R geben, aber der Rang deffelben ift 

| vom Pfandeintrag unabhängig. Zouloufe. S. 23. 2. 167. +) 

2108, 3. Wenn aus dem SKaufvertrage der Preis fich nicht er 


*) Archiv fe R. II. 273. 
*+) Trefurt. 197. Nr. 3. — 202. $. 200. — 229, $. 225. 2). 
**5) Von der Verbindlichkeit von bem Rechte, auf die Inferips 
tion anzutragen. Zachar. II. 270. — Belt $. 53, f. — Ueber 
das Berhältniß des — der ne - Grundbuch 
zu den Borzugsgläubigern. Belt $. 37. f. 8. 6 
****) Art. 2106. f. 2103. Nr, 2. 8. 2108. Nr. 5. e —Xrt. 2108. 
ſ. 1582. 2103. 2113. Ss, 2181. — Art. 2109. f. 827. 
833. 1686. 2146.—Xrt. 2110. ſ. 555. 1792. 1798. 2106. 2113. 
2146.— Art. 2111. f. 878. 897. 2135. Nr. 14. 2146. 2259, — 
Art. 2112. f. 1690. 1692. — 2113. ß 2134. * 1. ff. 
+) Roth I. 314. 


- 
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fehen täßt, fo wird durch beffen — das — 2108, 


des Denen nicht bewahrt. Brüffel. S. 7. 2. 1139. — f. 
ro. 4. 

4 Das Vorzugsreht des WVerkäufers wird ohne Pfand: 
eintrag ober Zrangfeription bewahrt: in dem Sinne, daß ber 
Verkäufer zu jeder Zeit fein Vorzugsrecht ausüben Fann, wenn 
er nur vorher feinen Kaufvertrag trangferibiren läßt; er kann 
dies, obwohl vor gefchehener Zrangfeription der Käufer mittelft 
gerichtlichen Zugriffes der erkauften Liegenfchaft entfegt worden, 
und der a den. Steigerungsaft hat transferibiren laffen. 
Grenoble. S. 10. 2. 382. D. 8, 2. 92. — Rennes. S. 13. 2. 
111. — ©. 9. Bw. Ss. 11. 1. 225. (Nr. 1. d. O). — 
Gaff. Agen. S. 8. 1. 42. D. 5, 1. 481. L. . 49. (Me. 2. 
dv. O.) — €. 9. Vw. — 8. 14. 1. 46. D. 12. 1. 90. 
L. 39. 376. (Nr. 11. d. ©.) 

5. Dem Käufer einer Liegenfhaft ift keine Nothfeift für 
den Pfandeintrag feines Vorzu —— geſetzt. Zu welchem 
Zeitpunkt er Eintrag nehmen moͤge, ſo geht er immerhin den 
vor ihm eingetragenen — — des Kaͤufers vor. 
Rennes. S. 13. 2. 111. — zum S. 13. 2. 376. L. 33. 
336. — €. 9. Vw. Douai. S. 13. 1. 333. D. 11. 1. 263, 
(Ne. 6. d. ©.) 

7. Das VBorzugsrecht des Verkäufers auf die verkaufte 
Liegenſchaft befteht, trog der nachher ausgebrochenen WVergantung 
des Käufers, und obgleich der zu Bewahrung des Vorzugs oder 
Unterpfandrechtes —— Eintrag dem Gantausbruche nach⸗ 
gefolgt wäre. Paris. S. 7. 2. 956. — ſ. Art. 2146. Nr. 1. ff. 

12. Im Falle mehterer Verkäufe nach einander wird das 
Borzugsredyt des erſten Verkäufers nicht durch die Transſcrip⸗ 
tion der Verträge ber nachherigen Verkäufer bewahrt. Es ets 
Löfht in Mangel des Eintrages in vierzehn Tagen von der Trans: 
feriptiom eines der fpäteren Verträge, oder wenn der vorher ges 
nommene Eintrag feine Kraft verlieren follte. C. H. Bw. 
Paris. S. 18. 1. 300 D. 16 1. 91. L. 51. 504. — Paris. 
S. 16. 2. 1. L. 45. 223. (Nr. 10. d. ©.) — Paris, S. 17 
2. 41. L. 46 79. (Ne. 13. d. ©.) 

15. Das Borzugsrecht des Verkäufers wird bewahrt durch 
die bloße Zransfeription des Rechtstitels, woraus — 
daß ein Theil oder der ganze Kaufſchilling noch ruͤckſtaͤndig iſt, 
unabhaͤngig vom Eintrage von Amtswegen. Wenn folglich durch 
Verſehen dieſer Eintrag nicht die ganze ruͤckſtaͤndige Summe er: 
greift, s befteht dennoch das Vorzugsrecht fürs Ganze. — 
S, 17. 2 397. D. 21. 2. 101. L. 29. 359.—f. Nr. 

16. Das Vorzugsrecht des mit feinem —— nicht 
bezahlten Bentinfert, welches ihn ermächtigt, die verkaufte Kies 
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2108, genſchaft zuruͤckzunehmen, ift mehr eine Art von Miteigen- 
thumsrecht, als eine Schuldforderung. Daher erfiredt ſich 
das BVorzugsreht auf die Binfen des Kauffchillings wie auf 
das Kapital. Die bloße Zransfeription des Wertrages bewahrt 
dem Verkäufer ſowohl das Kapital als fämtlihe Zinfen, mit 
Vorrang vor den Unterpfandgläubigern. Caſſ. Angers. S. 17. 
1.199. D. 15.1. 2341: L. 48, 476. — Paris. 8. 18. 2. 

2. Die Vergünftigung des Art. 2108. nad welcher bie 
Transfeription des Kaufvertrages ſtatt Pfandeintrages für den 
Verkäufer, und den in feine Vorzugsrechte eingewiefenen Dars 
feiher gift, erſtreckt fi) nicht auf die Glaͤubiger des Verkaͤufers, 
an welche er einen Theil des Kaufichillings vertiefen hat, Sie 
find gehalten, zur Bewahrung ihrer Rechte Pfandeintrag zu 
nehmen. Limoges. S. 21. 2 57. D. 19. 2, 69. 

22. Der Eintrag von Amtstvegen bewahrt ing Unbeftimmte 
das Vorzugsrecht des Verkäufers, ohne daß dieſer nöthig hat, dafs 
felbe in zehn Jahren zu erneuern, fo lange die Liegenfhaft in 
der Hand des erften Käufers bleibt; aber im Falle des Wieder: 
verkaufes ift der erfte Verkäufer, zur Bewahrung feines Vor—⸗ 
zugsrechtes vom Tage des erften Eintrages gerechnet , gehalten, 
denfelben in den erften vierzehn Tagen von der Zrangfeription 
bes zweiten Vertrages an zu erneuern: Paris S. 18. 2. 19. 
J J 2. 96 L. 48. 348. — ſ. Nr. 17. und Art. 2154. 

ro. 5. 

23. Der Urt. 2108. der den Hypothekenbewahrer dem 
Verkaͤufer, welcher trangferibiren laͤßt, verantwortlich macht, 
wenn er Leinen Eintrag von Amtswegen zur Sicherheit der 
Forderungen, bie aus dem WBerfaufsvertrag entftanden find, ges 
nommen, ift auf den Fall nicht anwendbar, wo der Vertrag die 
Summe nicht ausdruͤckt, welche der Käufer oder Geffionar zu 
entrichten hat. Brüffe. S 7. &, 1185. D. 4. 2. 159. L. 


19 29. 

(24) Der Verkäufer, der fein Vorzugsrecht nicht gewahrt 
hat, kann bei dem, in Folge eines Wiederverfaufs dee Liegenfchaft 
eröffneten, DOrbnungsverfahren nicht collocirt werden; vergebens 
würde er behaupten, daß er durch Anftellung der ihm zur Seite 
ſtehenden Auflöfungsflage die Rechte der Unterpfandgläubiger, 
weiche gegen die Gollocation Einſprache thun, gänzlich entkraͤften 
könne. Montpellier. R: G. 1833. 2. 4236. — f. Art. 1654. 


— 


*) Von der Art, wie Vorzugsrechte zu wahren find. Zachar. II: 
276. — Trefurt 219—222. — Roth, I. 67. 
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+ Eintrag der Saufarfunde ind Grundbuch erhält dad Vorzugs⸗ 
recht. ir N. Jahrb. — dgl. —89 31, f. * 


1. Die ARE des Käufers, fein WBorzugsreht am 


⸗ 


2109. 


Kaufſchilling ohne Pfandeintrag zu bewahren, erſtreckt ſich nicht 


auf den Mitſteigerer fuͤr das Aufgeld, 2* der Letztbietende zu 
bezahlen hat. Paris. S. 18. 2. 109. L. 50. 189. 

(3) Wenn bei einer unter den Miterben gefchehenen Ders 
feigerung ein Zufchlag zu Gunſten eines derfelben erfolgt ift,- fo 
find die übrigen Miterben, zu Bewahrung ihres Worzugsrechtes 
für den Steigfhilling, gehalten, innerhalb ſechzig Tagen nach 
dem Zuſchlage Pfandeintrag zu nehmen; es wuͤrde nicht genuͤgen, 
dieſen Eintrag binnen der ſechzig Tage, nach der ſpaͤter geſchehe⸗ 
nen Auseinanderſetzung und Theilung der Erbſchaft, zu bewirken. 
Paris. R. G. 1833. 2. 418. 

(3b. Defgleichen. Wenn das Vorzugsrecht erſt nad 
fechzig Tagen eingetragen morden, fo würde es in ein bloßes 
Unterpfandrecht auf die Liegenfchaften der Exrbfhaft übergehen. 
yon. R. G. 1836. 2. 454. 

(4) Die Verabredung zwifchen Miterben in einer Theilungs⸗ 
urkunde, daß das Loos, welches einem berfelben zufallen werde, 
dem Vorzugsrechte der Mittheilnehmer für die Zahlung einer 
Summe, die er den legtern einzumerfen fehuldig ift, unterlie— 
gen folle, ift Dritten gegenüber ohne Wirkung; fie kann den 
Mittheilnehmern Fein anderes Vorzugsrecht, als das vom Gefeg 
ihnen verliehene, einraͤumen, welches zu ſeiner Wirkſamkeit in 
den naͤchſten ſechzig Tagen nach der Theilung eingetragen wer—⸗ 
den muß. C. H. Bw. Dijon. R. G.1837.1.878—f. Art. 2095.2103. 

(5) Die Friſt von fehzig Tagen, welche den Miterben 
oder Zheilnehmern zur Eintragung ihres Vorzugsrechtes geſtat⸗ 
tet iſt, laͤuft, ſelbſt wenn einige Mittheilnehmer minderjaͤhrig 
find, vom Tage ber Verſteigerung, und nicht erſt von dem be⸗ 
ft tigenden Erfenntniffe. Paris. R. G. 1837. 2 273. *) 

Das Vorzugsrecht eines Bauunternehmers für fremde 
Rechnung hat keinen Charakter von Eigenthum oder Miteigen: 
thum am errichteten Gebäude an ſich, wie beträchtlich auch der 
Werth des Gebäudes in Vergleichung mit dem des Bodens feyn 
möge: felbft dann, wenn es ſich von einem Theater handelte, 


von dem der Erbauer oder Unternehmer ein Actieninhaber wäre. 


Folglich kann diefem Vorzugsrechte fein Vorrang nur — ei⸗ 
nen Pfandeintrag — werden. C. H. Bw. Paris. S 30. 
1. 57. D. 27. 1. 96. L. 85. 338. 

| 1. Schon dadurch alein, daß eine Erbſchaft unter Vor⸗ 





*) Kurze Eintragsfreiheit ber Vorzugsrechte der Miterben ge en 
einander, Bet 5, 60% f. = ° , 
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2111. ficht angetreten worben ift, findet die Abfonderung des Vermoͤ—⸗ 
gens des Erblaffers und Erben Eraft Gefeges flat. Es ift 
folglich nicht norhmendig, daß die Gläubiger einer folhen Erb» 
fhaft zu Wahrung ihrer Vorzugsrechte hinſichtlich der Gläubiger 
des Erben auf diefe VBermögensabfonderung antragen, und ben 
durch Art. 2111. vorgefchriebenen Pfandeintrag nehmen. Paris. 
S. 11. 2. 385. D. 9. 2. 200. L. 30. 518. — Paris S. 27. 
2. 79. D. 25. 2. 68. L. 77. 184. 

2. Wenn eine urfprüngliche Vorfichtserbfhaft in der Folge 
unbedingt angetreten wurde, fo fällt die Wermögensabfenderung 
(wenn fie bloß Folge der Zhatfahe der Antretung unter der 
Borfiht des Erbverzeichniffes geweſen) alsbald hinweg: fo daß 
die Erbfchaftsgläubiger zu Bewahrung ihres Vorzugsrechtes gegen 
die Gläubiger des Erben genöthige find, den im Art. 2111. vorge: 
ſchriebenen Eintrag zu nehmen. Rouen. S. 27.2.80.D. 25. 2. 
69. L. 80. 44. 

-6. Ein anderes ijt die Abfonderung des Vermögens, und 
das Vorzugsrecht auf daffelbe. Ein Vermädhtnifnehmer, meldet 
Pfandeintrag auf die Güter der Erbfchaft in dem erften fechs 
Monaten nah deren Eröffnung genommen hat, nah Vorſchrift 
des Art. 2111. muß auf den Erlös collocirt werden, mit Bor: 
zug und Vorrang vor den andern nicht eingetragenen Vermächts 
nißnehmern. Der im Art. 2111. vorgefchriebene Eintrag bes 
wahrt die Borzugsrehte der Wermächtnißnehmer nit allein 
binfichtlich der Gläubiger des Erben, fondern auch hinſichtlich der 
andern Vermaͤchtnißnehmer. Lyon. S. 24.2.159. D. 22. 2. 32. 
L. 67: 595. 

! 7: Das Gefeg hat bei den Worten „ein jedes der Guͤ— 
ter“ nicht den Zweck, die Art des Eintrages feftzufegen, fondern 
nur, die Güter des Erblaffers von jenen des Erben zu unter 
fcheiden. Folglich ift ein auf alle Güter des Erblaffers, 
ohne Benennung im Einzelnen, genommener Eintrag gültig. 

Nismes. S. 29. 2. 214. D. 27. 2: 157. L. 84. 552. 

(8) Ein Gläubiger, der in den erften fehs Monaten auf 
die Güter feines verftorbenen Schuldners Eeinen Eintrag genoms 
men bat, kann den von ihm verwirkten Verfall des Rechtes, 
auf Abfonderung des Vermögens anzutragen , durch das Vorge⸗ 
ben nicht abwenden, daß er durch höhere Gewalt verhindert 

—— den Eintrag zu nehmen. Bordeaux. R. G. 1837. 


12. *) 
*) Zrefurt 198, Nr. 4. 


.. +») Won dem Uebergange und ber Webertragung ber Pfandrechte 
auf andere, Zachar. II. 288. s 
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(1) Wenn ein Baumeifter die Foͤrmlichkeiten verfäumt 2113. 
bat, woran das Gefeg fein Vorzugsrecht Enüpft, fo ift diefes 
Vorzugsrecht als zu der Zeit nicht beftehend zu betrachten, und 
kann fih auch nicht in ein bloßes Unterpfandredt verwandeln. 
Bordeaur. J. 19. S. 1834. 2. 373. *) 


Drittes Kapitel. 
Bon dem Unterpfandredht. **) 


(2114-21%0. ***) 

1. Das Unterpfand ift untheilbar, in dem Sinne, daß es 2444, 
nicht zerftüdelt und theilweife frei gemacht werden kann. Gaff. 
Dijon. $S. 12. 1. 321. D. 10. 1. 414. L. 34,81 ©. H. 
Bw. Amiens. S. 10. 1. 139. D. 8. 1. 49. L. 26. 373. 

2. Die Verjährung der perfönlihen Klage hat die Erlös 
fhung der Pfandklage zur Folge, Riom. 8. 17. 2. 373. D. 
15. 2. 54 47. 404 


(4) Das von einem Schuldner auf alle feine Güter, 
beftiehend in (unter Anführung der Kiegenfhaften) bes 
ftellte Unterpfand muß als ein fpecielles angefehen werden: 
die Anführung des Beftandes ift auf die Pfandbeftellung der 
aufgezählten Güter zu befchränten. Wenn es folglich von einem 
Unterpfande fi) handelt, welches ein Ehemann zu Gunften 
feiner Frau in ihrem Heirathsvertrage beftellt hat, fo Fann eine 
Minderung oder Beſchraͤnkung deffelben nicht begehrt: werden. 
Riom. R. G. 1833. 2. 33. — f. Xrt. 2144. 

(9) Die von einem Schuldner in gutem Glauben abges 
ſchloſſenen Pachtvertraͤge Eönnen von feinen Gläubigern, fogar 
Unterpfandgläubigern, nicht angefochten werden , felbft wenn in 
Gefolge der Bedingungen des Pachtes der Verkauf der Güter 
nur um einen Preis gefhehen fönnte, der fehr unter ihrem 
Werthe fteht, und das Unterpfand der Gläubiger mehr oder wer 





*) Wirkung der uneingetragenen Vorzugsrechte, denen zu ihrer 

Bewahrung eine beftimmte Frift feftgefest ift, gegen Dritte, 
Bekk $. 82. 

#4) Kom rechtlichen Weſen der Vorzugs- und Unterpfanbredte 
im Allgemeinen. Zadar. 11. 283. — Brauer V. 635. ff. — 
Bon perföntichen Berbindlichkeiten, und insbefondere von ſach⸗ 
artigen Rechten. Bekk $. 10. ff. — Zweck und Rothwendigkeit 
der Eintragung, Bekk $. 52. ff. 

*»e) Yrt. 2114. f. 1221. 2134. 2166. 2180.- Art. 2118. f. 617. 
2133. 2134. 2204. - Art. 2119. f. 2114. 2166. 
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niger badurd) ET würde, Paris. R. G. 1833. 2. 
124 -f. Art. 544. 1713. 

(6) Wenn ein Gläubiger ein Unterpfand auf mehrere 
Liegenfchaften des Schuldners hat, deren einige zum Vortheil 
eines Dritten mit einem fpäteren Pfandrecht als das feinige 
fpecielt belaftet find, und der nämlihe Gläubiger noch überdies 
für eine andere Schuld ein allgemeines Unterpfandreht auf 
fämtliche Liegenfhaften des Schuldners befigt, das jedoch dem 
Legtern im Datum nachaeht, fo kann er, im alle der Verthei⸗ 
lung des Erlöfes aller diefer Liegenfhaften in einerlei Ordnungs: 
verfahren, und um feinem fpäteren allgemeinen Unterpfandrechte 
die Wirkung auf die, vom fpeciellen Pfandrechte des Dritten 
nicht ergriffenen, Liegenfhaften zu erhalten, Praft des Grund- 
fages der Untheilbarkeit des Pfandrechtes begehrten, für fein fpes 
cielles Unterpfand vorzugsmweife auf die Liegenfhaften collocirt zu 
werden, welche dem. Dritten verpfändet find. Der Dritte ift 
nicht befugt, zu behaupten, daß das Pfandrecht von aͤlterem 
Datum fo ausgeübt werden ſolle, daß der inhabende Gläubiger 
ohne Nachtheil der andern Gläubiger bezahlt werde, wie dies in 
gewöhnlichen Fällen beim Zufammentreffen eines allgemeinen Une 
terpfandrechtes mit fpeciellen Unterpfändern gefchieht. Bordeaur. 
J. 19. S. 1834. 2. 394. f. Art. 2134. *) 
t1) Derpfändung begründet nur ein eventuelled Beräußerungdrecht. 

nd. VI. 278—281. — vol. ebend. 226. 

2) — Hohnh. VII. 61. f. — Annalen IV. 211. — vgl. 

Brauer V. 661. f. f. Nr. 2. d. 

3) N über Untbeitbartei — Plandrechts. Annalen I. 281. 

1. Ein Bergwerk kann für fih allein, * unabhaͤngig 
von der Oberflaͤche des Bodens, zu Unterpfand gegeben werden. 
Geſetz. (1810.) 8. 10. 2. 177. 

2. Das auf einem Landgute haftende Unterpfand fann 
gegen den in gutem Glauben ftehenden Käufer der dazu gehörigen 
Mirthfhaftsgebäude nicht geltend gemacht werden, wenn diefe Ge: 
bäude nur auf den Abbruch verkaufte, und die Materialien hin: 
weggebracht worden find. Diefe Entfheidung erftredt ſich auch 
auf den Käufer der Oberfläche eines Hochwaldes. Solche Verkäufe 
werden nie Berfäufe von Fahrniß betrachtet, C H. Vw. Douai. 
S.2%6. 1. 133. D. 24. 1.3.L.74 438. **)—f. Art. 518. Nr. 4. 

4. Die Verfiherungsfumme einer Liegenfchaft vertritt den 


*) Bon den Verbindlichkeiten einer Perfon, in wie fern fie auf 
deren Bermögen haften. -3adar. III. 580. ff. — Beräuße: 
rung des Pfandes, beren Wirkungen, Brauer V. 667. -— Un: 
terpfandrecht auf Gewerbladen oder —— Brauer 
VI. 253. — mu 2114a ſ. Trefurt 195. 8. 196. 

**) Laukhard I, ©, 359. 
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verſicherten Gegenftänd ; folglich: ift fie das an ” bie 2 2118. 
pothefargläubiger. Colmar. $S. 28. 2. 17. D. 25. 2. 122. 
f. d Not. zu Art. 2093. 

5. Nicht allein was die Summe betrifft, welche die Lie— 
genfhaft im engeren Sinne vertritt, fondern aud bezüglich auf 
die Summe, wodurch die damit verbundenen Gegenftände beweglicher 
Natur vertreten werden, melde ihrer Beflimmung nad) unbe: 
mweglich find. Wenigftens verhält es ſich fo mit den Gläubiaern, 
deren Hypothek jünger ift, als die Verfiherung, und denen der 
Schuldner diefe Verfiherung als Gewähr ihrer Unterpfandforde 
rung beftelt hat. Rouen. S. 30. 2. 163. 

6 Eine Hypothek, wilde auf eine Fabrik und deren für 
unbeweglich geachtete Zubehörden beftellt wurde, erftredt ſich auch 
auf die Gegenftände, die, feitder Errichtung und dem genommenen 
Eintrage des Pfandvertrages, als abyängig erneuert worden find; 
die neuen Gegenftände treten Eraft Geſetzes an die Stelle ter 
— Rouen. 8. 30. 2. 221. — ſ. Art. 518. Nr. 1. 521. 

r. 

7. Wenn eine Liegenſchaft, worauf eine Nutznießung haf— 
tet, verpachtet iſt, ſo haben die Unterpfandglaͤubiger des Nutznie— 
ßers das Recht, die Pachtgelder mit Ausſchließung der Hand» 
fhriftgläubiger zu beziehen. Hinſichtlich jener find die Pacht: 
gelder als Xiegenfhaften zu betrahten. Zurin. S. 11. 2. 319. 
D. 9.2. 41. L. 27. 4238 

(10) Kann man ein Unterpfandreht auf die Nugnießung 
einer Liegenfchaft beftellen, deren Cigenthümer man iſt ? — Ber: 
neint Caſſ. Paris. R. G. 1836. 1. 366. * 

1. Durch die neue Gefeggebung ift den Unterpfändern auf 2119. 
Fahrniß ihre Gültigkeit entzogen, und zugleich unterfagt — 
— — zu beſtellen. ©. H. Vw. Rennes. S. 7. 
158. D. 5. 1. 158. L. 19. 222. 

2. * der Glaͤubiger einer Rente, die auf einem Hauſe 
verunterpfaͤndet iſt, ſolche zu Gunſten eines Dritten verpfaͤndet, 
ſo uͤbertraͤgt er demſelben ſchon dadurch allein das dieſer Rente 
anhaͤngige dingliche Recht. Das auf der Rente beſtellte Unter— 
pfand hat folglich die naͤmliche Wirkung wie jenes, welches un⸗ 
mittelbar auf das Haus zum Vortheil u Rente beftellt worden 
if. €. H. Vw. Luͤttich. S. 7. 1. 35. D. 5. 1.35. L. 17. 305. 

3. 80 ihrer Beſtimmung halber als unbemweglich betrach⸗ 


) Bon den Gegenftänden er Vorzugs- und Unterpfandrecdhte im 
Allgemeinen. Zachar. II. 258. — vol. Hohnh. VIL 60, — 
Snebefondere von — Gegenſtande, Sy welchem das Unters 
pfand haftet. Zachar. II. 284. — Belt 8, 55. — Unterpfand 
auf Rutznießung. Brauer VI. 254. ; 


678 Bon dem Unterpfanbdrecht. 


2119. teten, . und als ſolche zu Unterpfand gegebenen, Fahrnißſtuͤcke 


2121. 


innen nad) dem Tode des igenthümers von ber Liegenſchaft, 
deren Zubehörben fie find, nicht mehr meggenommen werben; 
ihre Eigenfhaft ift unmiderruflich feftgefegt, und ein abgefonder: 
ter Verkauf derfelben Könnte nicht hindern, daß fie nicht beftän- 
big dem nn unterworfen bleiben, welches darauf 
baftete. C. H. Bw. Douai. 8. 17. 1. 359. D. 15. 1. 115. 
L. 49. 132. 


* 


Erfter Abfı ehmitt, 


Bon dem gefetzlichen Unterpfaub. *) 


+1) 11.€. €. $. 26. $. 29. 
2) r ige a Dnieanng DA der gefeglihen Unterpfänder. R. B. 
mm 
3) ri B. 1810. XV. $. 5. Sauml. 1. 1070. — R. B. 1811. XI. 

Samml. I. 1864. - R. B. 1812. II. Samml. F— ig —Pfdfhrb. 

Inſtr. $. 18. f. $. 21. fe — vol. Hohnd. I 

1. Wenn eine Frau, die ein — EEE 
an den Errungenfchaftsgutern der Ehegemeinfhaft hat, fi mit 
ihrem Manne famtverbindlich erklärt, wird fie hierdurch als 
zum Bortheile der Gläubiger ihres Mannes auf den Vorrang 
verzichtend angefehen, welche ihre Eraft ihres gefeglichen Unters 
—5 zuſtehen Eönnte?—Bejaht. Paris. S. 13. 2. 161. L. 
37. 429. — Paris. S. 7. 2. 1007. L. 18. 967. Berneint. 
Die Frau behält ihren Vorrang, und Bann in ber Bolge ihr 
Unterpfandreht an — — abtreten. Paris. 8. 13. 
2. 105. L. 35. 522. — fl 1431. Ne. 1. 21134. 

2.3. Die — der —S — Guͤter 
find dem Unterpfandrechte der Frau, wie die eigenthuͤmlichen Guͤ— 
ter des Mannes unterworfen. Der Verkauf durh den Mann 
hebt das Unterpfandredht der Frau niht auf. Paris S 17. 2. 
228. L. 47. 437.**) — Orleans. S. 19. 2. 216. L. 55. 1%. 
f. Art. 2421. Nr. 1. 2122. f. Nr. 24. 

6. Das gefeglihe Unterpfandreht Fann nicht von einem 
Gut auf ein anderes, mit allen Vorrechten, vermittelft einer 
bloßen Uebereinkunft übertragen werden, namentlich hin ⸗ 
ſichtlich einer Frau, we ne Wittwe geworden, unb bezüglich ihrer 
Ehefteuer. Agen. S. 26. 2. 129. D. 233. 2. 37.0) 





“ — 
) — — — Zachar. 11. 264. 
*e) Laukhard I. 

»*) 8Laukhard I. 8. 268. 
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7. Die Miterben eines Naclaffes haben kein gefegli« 2121. 
ches Unterpfandrecht zur Sicherheit der Rechnung und Zahlung 
des Meftes auf den Gütern desjenigen unter ibnen, der bis zur 
Zheilung die Verwaltung geführt hat. Diefe Regel befteht, 
wenn glei unter den Miterben verheirathete Frauen und Min: 
berjährige ſich befinden, zu denen der Erbe, der die Verwaltung 
geführt hat, weder Ehemann noh Vormund mar. Caſſ., Col: 
mar. $. 12. 1. 132. D. 10. 1. 139. L. 32. 512, 

8. Das gefeglihe Unterpfandrecht des Minderjährigen an 
den Gütern feines Vormundes findet in dem Kalle nicht ftatt, 
wo ein durch Heirath Gemwaltsentlaffener Minderjähriger im 
Stande der Minderiährigkeit Wittwer geworden iſt; in ſolchem 
Galle behält die Gewaltsentlaſſung ihre Wirkung: es iſt bier 
weder Vormundſchaft noch geſetzliches Unterpfandrecht. Caff. 
Grenoble. S. 21. 1. 188. D. 19. 1. 177. L. 60. 88. 

12. Die Gemeinden haben ein gefeglihes Unterpfandrecht 
gegen die Pächter ihrer Gefälle, für die Schulden, wofür diefe 
in der genannten Eigenfchaft haftbar find. Air. S. 6. 2. 81. 

- Der Pächter der Güter einer Wohlthaͤtigkeitsanſtalt 
ift nicht einem DVerrechner zu vergleichen, in dem Sinne, daß bie 
Anſtalt eim gefegliches Unterpfandreht an feinen Gütern zur 
|. bes Pachtgelves hätte. ©. H. Vw. Grenoble. S. 18. 
1. 


14. Die Berfleigerungen der VBerwaltungsbehörden gewaͤh⸗ 
von kraft Geſetzes, und obne ausdrüdlihe Bedingung, ein Un: 
terpfandreht zum Vortheil des Staates an den Gütern des 
Steigerers. Paris. S. 30. 2. 31 

14b. Im entgegen gefesten Sinn entfchieden: der Art. 
2098. in Bezug auf den Staatsfhag kann niht auf die Hppo- 
thefen ausgedehnt werden, Pau. 5. 32. 2, 503. 

(18) Das gefegliche Unterpfandrecht mit Befreiung vom 
Eintrage, weldes zu Gunften ber Minderjährigen an den tern 
ihter Vormuͤnder befteht, gilt auch Hinfichtlic des Wormundes, 
deſſen Verrichtungen vor der Verkündung des Code begonnen 
haben. C. H. Bw. R. G. 1833. 1. %67. 

(19) Die Mutter als Bormünderin, welche, zur zweiten 
Ehe gefhritten, in der Vormundſchaft beftätige worden ift, und 
den zweiten Mann ald Mitvormund hat, Fann ihr gefesliches 
Unterpfandrecht aegen letztern erfi geltend machen, wenn vorher 
ihre Kinder das ihrige auf diefelben Güter geltend gemacht bar 
ben; da fie ihren Kindern mir ihrem Manne ſamtverbindlich if, 
fo kann fie zu deren Nachtheil ihre Rechte richt ausüben; 26 
ift vielmehr zu Gunften derfelben eine ftillfehweigende Subrogar 
tion in die Wirkungen bes gefeglichen Unterpfandes ihrer Mut 
ter vor fid) gegangen. EC. H. Bw. Paris. R. G. 1837. 1.83. 
f. Art. 1251. 
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(19) b. Nimmt bas gefegliche Unterpfandrecht ber Frau an den 
Gütern ihres Mannes feinen Anfang vom Tage des Heirathe- 
vertrages,, ober erft vom Tage ber gefchloffenen Ehe?— Nicht 
entfchieben. Ebend. — Im letztgedachten Sinn entfchieden. 
Nismes. R. G. 1834. 2. 89. 

(20) Das minderjährige Kind eines zahlungsunvermögend 
gewordenen Handelsmannes hat für die Nüdgade der Ehefteuer 
feiner Mutter ein gefegliches Unterpfand auf alle Güter des fein 
Bormund gewordenen Vaters, und dieſes Unterpfand erftredt fich 
eben fo wohl auf die während der Ehe vom Vater erworbenen Liegen» 
fchaften, als auf jene, die er früher befaß. In diefer Hinficht 
ift fein Unterpfandrecht nicht, wie jenes feiner Mutter, auf die 
Schon bei Eingang der Ehe vorhandenen Liegenfchaften befchräntt, 
Grenoble. J. 19. S. 1834. 2. 438. — ſ. Art. 551. C. comm. 


(A. S. 234 


(21) Wenn im Helrathsvertrage der Mann ermächtigt 
worben ift, bie ehefteuerlihen Güter feiner Frau zu verkaufen, 
doch allemal unter der Bedingung, den Kaufpreis in Liegen: 
[haften wieder anzulegen, legteres aber unterblieben ift, fo hat 
die Frau für den Kaufpreis ber verdäußerten Kiegenfchaft ein 
gefegliches Unterpfandreht gegen den Mann, fondern nur eine 
Klage auf Widerruf des Verkaufes gegen den Käufer. Die 
Frau Fann daher aus diefem Titel keine Gollocation in einem 
gegen ihren Mann eröffneten Orbnungsverfahren verlangen. 
— — J. 19. 8. 1835. 2. 331. — Caen. R. G. 1837. 

(22) Ein minderjähriger Ausländer hat kein gefegliches 
Unterpfandreht an den Gütern, die fein gleichfalls ausländi- 
fher Vormund in Frankreich befigt: alsdann wenigftens nicht, 
wenn bie Wormundfchaft im Auslande beftellt wurde: vorbe 
haltlih ber Fälle, worüber Staatsverträge etwas anderes 
beftimmen. — f. Art. 2135. 11. — Es kommt nicht darauf 
an, daß die Wormundfchaft durch Urtheile franzöfifcher Gerichte 
anerfannt wurbe.—f. Art. 2123. —Jenes Unterpfandrecht befteht 
nicht einmal zum Vortheil eines minderjährigen in Frankreich 
geborenen Ausländers, der nach erreichter Großjährigkeit die Ei— 
genfhaft eines Franzofen in Anfpruh nimmt. Amiens. J. 19. 
S. 1835. 2. 481. 


(23) Das gefeglihe Unterpfandreht des Minderjährigen, 
an den Gütern feines Vaters als Vormund, bewahrt nicht allein 
die Summen, die ber Vater fhuldig iſt, und ald Vormund ers 
hoben hat, fondern auch jene, die er als Steigerer eheliher Er— 
eungenfhaft zu Eroänzung der Looſe und als Ueberempfang 
fhuldig iſt. Diefed Unterpfandrecht ift auch ftatthaft zu Bewah⸗ 
zung des Eigenthums einer Summe , deren Nusnießung dem 
Vater und Vormund fraft einer vertragsmäßigen Schenkung 
gebührt], die ihm von feiner Ehefrau gemacht worden. Allein 
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in dieſen beiden Fällen hat das Unterpfand feinen Vorrang nur 2121. 
vom Zodestage der Mutter, nit vom Zage der Ehe. Paris, 
R. G. 1836. 2. 259. — ſ. Art. 2135. 7 

(24) Die Frau hat kein geſetzliches Unterpfandrecht fuͤr 
ihren Antheil am Gemeinſchaftsvermoͤgen. Sie hat auf die 
Gemeinſchaftsguͤter nur ein Vorzugsrecht als Mittheilnehmerin, 
aͤhnlich demjenigen, welches dem Miterben auf die Erbſchafts— 
guͤter verliehen iſt, und ſeiner Bewahrung halber iſt ſie den naͤm⸗ 
lichen Regeln unterworfen. Paris. R. G. 1837 2. 273.—f. Art. 
2135. 1476. f. Nr. 2. 3. 


* 1) Auf die Güter der Gemeinderehner if dad gefeglice 
Pfandrecht einzutragen. Minif. d. Inn, S. A.B. 18%. N. 
93. Wehrer V. 848. Ä 
+2) Staatsanftalten haben ein geiralihet Unterpfandredt auf 
fämtliche Liegenfchaften ihrer Rechner ; ihre Kaffen find jedoch Fein 
Aerarium, haben alfo auch nicht dad Vorzugsrecht der Staats⸗ 
faffen. Hohnh. III. 164. 


1. Das der Frau verlichene gefeglihe Unterpfandredht er: 
ftreddt fih nicht auf die Liegenfhaften einer Gefelfhaft, woran 
ihe Mann Antheil hat, felbit wenn derfelbe die ehefteuerlichen 
Gelder in die Geſellſchaftskaſſe eingelegt hätte. Das Recht eines 
jeden Geſellſchafters an feinen Gütern ift kein folches Eigen: 
— daß jeder von ihnen ſie mit Unterpfaͤndern belaſten 
koͤnnte. Paris. S. 11. 2. 428. L. 30. 10. — Toulouſe. S. 
21. 2. 263. 


Lie) 


122. 


Zweiter Abfehnitt. 


> Bon dem ricdhterlichen lnterpfanb. 


1. Wenn auf eine Belangung des Waters, als Schuld 2123. 
ner der Ehefteuer feiner Zochter, ein Erkenntniß ergeht, welhes 
ihm eine Zahlungsfrift bewilligt, fo enthält dieſes Erkenntniß 
eine Anerkennung im Sinne des Art. 2123 und verleiht dem 
Stäubiger der Ehefteuer ein richterliches Unterpfandrecht. Bor: 
deaur. S. 24. 2. 246, 1 

2. Jedes Erkenntniß, welches irgend eine Verpflichtung 
auferlegt (3. B. die Verpflichtung, etwas nicht zu thun), ſelbſt 
wenn es durchaus Feine Verurtheilung ausfpridht, hat ein rich⸗ 
terliches Unterpfandreht zur Folge So z. B. ein Erkenntniß 
zwifchen zwei Parteien, deren jede behauptet, Gläubiger der ans 
dern zu feyn, modurh bis zur endgültigen Entfheidung der 
Hauptfache den Parteien unterfagt wird, ihre Liegenfchaften zu 
veräußern, damit diejenige von beiden, welche demnädft als 
Bläubigerin der andern wird anerkannt werden, ihre Rechte 
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2123, mit Erfolg ausüben könne. C. H. Vw. Montpellier. S. 28. 
1. 347. *) 


3. Im entgegen gefesten Sinn entfchieden: es ift noth« 
wendig, daß das Urtheil endgültig oder fürforglich außfpreche, 
daß der eine der Gläubiger und der andere der Schuldner fey. 
Bourges. S. 30. 2. 187. 

3b. Ein richterliches Unterpfandrecht entfteht aus der rich⸗ 
terlihen Anerkennung einer früher beftandenen Berpflichtung, 
obwohl nit förmlich über deren Gültigkeit, fondern nur 
9 deren Wirkungen erkannt wurde. Nismes. S. 31. 


3c. Eine Verweifungsurfunde (Bordereau de colloca- 
tion), welche einem Handfcriftgläubiger nad Collocation der 
Unterpfandgläubiger zugeftellt wurde, verleiht jenem Gläubiger 
fein — Unterpfandrecht gegen den Kaͤufer. Grenoble. 

4.5. Man kann einen gültigen Pfandeintrag nehmen, 
kraft eines im Verhandlungswege ergangenen, der Gegenpartei 
nicht zugeſtellten Urtheils. — Selbſt eines Verſaͤumungserkennt⸗ 
niſſes. Caſſ. Amiens. S. 25. 1. 132. L. 71. 402. — Rouen. 
S. 13. 2. 367. L. 36. 273. **) 

8. Die Verurtheilungen und dag Zwangsverfahren, welche 
von Derwaltungsbeamten in den Fällen und Gegenftänden ihrer 
Competenz ergangen find, bewirken ein Unterpfandrecht auf dies 
felbe Weife, und unter tenfelben Bedingungen, wie jene der 
Gerihhtsbehörden. Gutachten des Staatsrathe. S. 13. 2.8. — 
Defigleihen. S. 13. 2. 8. — Defgleihen. Ebend. 

- 432. Der Code ermaͤchtigtigt den Inhaber einer Privat: 
fhuldurkunde, die Unterfchrift derfelben felbft vor dem Verfall: 
tag anerkennen zu laffen, und in Folge der Anerkennungsverfuͤ⸗ 
gung Pfandeintrag zu nehmen. Gaff. yon. S. 6, 1. 179. D. 
4. 1. 192. L. 14. 545. — €. 9. Bw. Bordeaur. 8. 7. 1. 
114. D. 5. 1. 114. L. 19. 314. — Gaff. Paris. 8. 7.1. 
154. D. 5 1. 154. L. 17. 49. — €. 9. Bw. Caen. S. 9. 
1. 182. D. 7. 1. 118. L. 25. 244. 

13. Im entgegen gefegten Sinn fürs Künftige beftimmt. 
Zolglih, wenn auf eine Klage auf Anerkennung einer Privat: 
fhuldurkunde, welche vor dem Verfall oder der Klagbarkeit die: 
fer Urkunde angeftellt wurde, ein Erfenntniß ergeht, fo kann in 
Kraft des Erkenntniffes auf diefe Klage Bein Pfandeintrag ges 
nommen werden, fo lange das ausgedruͤckte Zahlungsziel der 





*) Laukhard 1. 317. 
**) Laukhard I. 322. 
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ee ar — iſt. Geſetz (3. Sept. 1807)— 2123. 
39. D. 150. — E. H. Vw. Montpellier. R. 
— 1- —* 


14. Dieſes Geſetz muß in dem Sinne verſtanden werden, 
daß, wenn ein Eigenthuͤmer auf die Guͤter ſeines Miethers oder 
Paͤchters Pfandeintrag nimmt, dieſer nur fuͤr die verfallenen 
Zieler, nicht — die erſt kuͤnftig verfallenden gilt. Nismes. 
8. 30. 2. 42. D. 27. 2. 234 L. 85. 451. 

15. Ein Unterpfandrecht wird nicht durch die einfache 
Anerkennung verliehen, welhe ein Schuldner vor einem Frie⸗ 
densrichter von feiner Schuld, und = darüber — Pri⸗ 
vaturfunde abgibt. Caſſ. Füttih. S - 7. 1. 109. D. 5. 1. 109. 
L. 18. 17. 

18. Jedes Erkenntniß, welches das Dafeyn einer Schuld« 
forderung anerkennt oder aufrecht erhält, verleiht dem Glaͤubi⸗ 
biger ein richterlihes und allgemeines Unterpfandrecht : ſelbſt 
wenn das Erfenntniß nicht ausbrädlih über das Dafenn ber 
Schuld ſich ausgefprochen, fondern nur eine zerftörlihe Einrede 
(die der Zahlung) verworfen hat, welche einer Schuldforderung 
entgegen gefegt wurde, deren Dafeyn anerkannt war. Es kommt 
bier nicht darauf an, daß der Gläubiger ſchon einen vollzugsrei« 
fen Rechtstitel hatte, duch welchen auf eine beſtimmte Liegene 
fhaft ein _fpecielles er verliehen wurde. ©. H. Vw. 
Amiene, S. 23. 1. 333. D. 21. 1. 189. L. 67.5. — f. Rt. 
"19. Das richterlihe Unterpfand erſtreckt fich Fraft Gefeges 
auf alle Güter ber unterliegenden Partei. Es kommt nicht 
darauf an, daß biefelbe urfprünglih und kraft Vertrages ein 
minder ausgedehntes ee hatte. Caſſ. Grenoble. 8. 
_ nn 184. D. 33. 1. 39. 22. 9. — f Art. 2134. 

r 

20. Ein Erkenntniß, welches nur eine Pfandurkunde voll⸗ 
zugsreif macht, hat nicht die Wirkung, das ſpecielle Unterpfand⸗ 
— in ein allgemeines zu verwandeln. Bruͤſſel. 8. 5. 2 


21. Da der Verkaͤufer mit Wiederkaufsvorbehalt kein 
wirklicher Eigenthuͤmer mehr iſt, fein jus in re hat, fo geſchieht 
es allerdings, daß, wenn gegen ihn ein richterliches, die Fünfe 
tigen Güter ergreifendes Unterpfandrecht erwirkt wird, dieſes 
»auch die durch etwaige Ausübung des MWiederfaufes getvonnenen 
Güter ergreift. Wenn aber der Verkäufer fein Wiederkaufsrecht 
einem Dritten cediet, und diefer Dritte den Wiederkauf ausübt, 
fo kann ein richterliches Unterpfandrecht auf die kuͤnftigen Güter 
des Verkäufers das vom Geffionar ruͤckgekaufte Gut nicht ergreifen ; 
ber. Unterpfandgiäubiger des Verkaͤufers mit Wiederfaufsvorber 
halt ift nicht Unterpfandgläubiger des Ceſſionars. Es ift nicht 


684 Von dem Unterpfandredht. 


2123. richtig, daß das Verhaͤltniß der Guͤter ein und daſſelbe ſey, ob 
ber Wiederkauf vom Verkaͤufer, oder ob er vom Ceſſionar des 
legtern ausgeübt werde. C. H. Bw. Befangon. S. %6. 1. 275. 
— 1. 43. L. 75. 283. — ſ. Art. 2125. — f. Art. 
2161. 


(24) Das richterliche Unterpfandrecht kann ſogleich nach 
der Verkuͤndigung des Urtheils, und ehe daſſelbe ausgefertigt, 
regiſtrirt und behaͤndigt worden, eingetragen werden; der Pfand: 
eintrag iſt eine Vollſtreckungshandlung, fondern lediglich eine 
bewahrende Mafregel. C. H. Bw. Zouloufe. R. G. 1833, 1. 
641. — f. Art. 2148. 

(25) Ein Urtheil, wodurch ein fürforglicher Verwalter des 
Vermögens einer Perfon ernannt wird, auf deren Entmündiaung 
angetragen iſt, zieht ein Unterpfandrecht auf die Güter des Ver: 
walters nad fih. Paris. J. 19. S. 1834. 2. 103. (Ein Ur: 
theil des Gerichtshofes zu Montpellier hat dagegen entfdieden, 
daß ein Individuum, auf deffen Entmündigung angetragen ift, 
kein gefesliches Unterpfand an den Gütern des fürforglichen 

- Verwalters habe. S. 23. 2. 222) 

(26) Das Erkenntniß, wodurch ein Sachverſtaͤndiger ex» 
nannt wird, um im Falle des Art. 2103. Nr. 4. die Arbeiten 
aufzunehmen, gibt dem Baumeifter kein richterliches Pfandrecht, 
welches duch Eintragung gewahrt werden Eönnte. Bordeaur. 
J. 19. S. 1834. 2. 374. 

(27) Die frangöfifhen Gerichte find eben fo wohl gegen 
Fremde, als zwifchen Franzofen und Fremden competent, über 
den in Frankreich betriebenen Vollzug eines im Ausland erlaffe« 
nen Urtheils-zu erkennen. Paris. R. G. 1836, 2. 309. — f. 
Art. 546. C proc. *) - 


1) U. E. €. 5. 26. — vgl. Brauer IV. ©. 582. Not. 30. f. — 
R. B. 1810, XIII. Sammi. I. 1066. 

2) Wiederherfiellung ded Inhalts des ẽ. S. 2123. die Gültigkeit 
der richterlihen Unterpfänder bir. 8. ©. R. B. 1811. XIIT. 
Samml. 1. 1067. — vgl. R. 8. 1812. II. Sammi. I. 1079. 

3) Den Vollzug le Urtbeile auf Vermögen der Unter: 
thanen im Lande bir. K. B. 1812. XX. Samml. I. 1067. — 
f. u 2. ©. 15. Nr. 1-4. — 9. D. $. 951. ff. 

4) R. 3. 1812. II. XI. Samml. 1. 1080. f. — f. Nr. 277. d. T. 





*) Bon den richterlichen Unterpfändern. Zachar. IT. 265.— Brauer 
V. 640. f. — Trefurt 210. ff- & 203.—223. $. 210. 4). — 
Archiv f. R. II. 14. — In wie weit das nicht eingetragene 
richterlihe Unterpfandreht Vorzug in vierter Drdnung wirke. 
Archiv f. R. II. 410. — Gegenftand der richterlihen Pfand: 

‚ sechte- Brauer VI. 323. — Richterliche Pfandrechte aus Be: 
zirköfchreibereiurfunden. Brauer VI. 324. 
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5) — * richterlichen Unterpfänder. Pfdſchrb. Inſtr. * 
DAB. 1823. N. 74. Wehrer V. 537. — Annalen III, 1 
257. Sy. * 209. Beit 8.67. f. die Zufäge zu ©. 2127.Nr.1 — 

+ 6) Anerkennung einer Schuld, Behufs des Eintrages eines rich 
terlihen Pfandrechtes, kann aus ey gt Au nrage vor dem 
Bürgermeifteramte gefcheben. Hohnh. VI. : 

7) Zur Entftehung eined richterlihen — enuͤgt die ge⸗ 

richtliche —2 der ——— der an N. Sadıb. 
1. 133. f. — Annalen III. 83. 92 

8) Ueber die —— von —* 3 —— iſcher Ge⸗ 
richte. N. Jahrb. II. 427. — ſ. zu 4. Nr. 9 

9) am — Unterpfand aus — — An⸗ 

. nalen I 


Dritter Abfchnitt. 


Bon dem bebungenen Unterpfand. *) 


(2124—2133. **) 


1. Das Verbot zu veräußern, fchließt das Verbot R ver⸗ 
pfaͤnden in ſich. Wer daher die Verpflichtung, nicht zu veraͤußern, 
unter einer gewiſſen Strafe übernommen, hat dieſe Strafe ver 
wirkt, nicht allein, wenn er fi des Eigenthums — ſon⸗ 
dern auch, wenn er ein Unterpfand beſtellt. Paris. 8 13. 2 
34. L. 36. 94. 

3. Jedes auf eine Liegenſchaft gegebene Unterpfand ift 
weſentlich nichtig, wenn derjenige, welcher daſſelbe beſtellt, nicht 
Eigenthuͤmer jener Liegenſchaft im ſelbigen Augenblicke iſt. Es 
macht keinen Unterſchied, wenn ihm das Eigenthum in der Folge 
—— ſeyn ſollte. Bruͤſſel. S. 21. 2. 223. 

(4) Doc ift der Gläubiger befugt, zu begehrten, daß bie 
Liegenfhaft als ihm verunterpfändet erklärt werde. Bordeaux. 
R. G. 1833. 2. 305. 

(5) Eine vom Nugniefer und Gigenthämer gemeinfchafte 
lih, und ohne zwifchen dem einen und andern zu unterfcheiden, 
beftelltes Unterpfand behält feine Wirkung auf das Eigenthum, 
wie auf die Nugnießung , felbft wenn es in ber Folge wegen 
begangenen Betruges bei dem Vertrage, in Eraft beffen der Eir 
genthümer befaß, wäre flr ungültig erflärt worden: wenn zuges 


*) Bon ben — bie vertragsweiſe beſtellt werden. Bas 
char. II. 266. 

*#) Art. 2124. ſ. 217. 499. 513. 1124. 1554. 1583. Nr. 1. 2. — 
Art. 2125. ſ. 865. 929. 952. 1181. 1674. 2132. — Art. 2126. 
128. 217. Er > C. c. ir C. comm. — Xtt, 21238. 


’ 


212, 


2 124. 


2124. 


2125. 


2127, 
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geben, oder richterlich ausgeſprochen ift, daß, in Folge diefer Un- 
gliftigkeitserflärung, der Nugnießer im ununterbrochenen und 
vollen Eigenthume der vorgefchriebenen Liegenfchaft geblieben ift- 
Gaff. Paris R. G. 1836. 1. 366.) —f. Art. 2118. 


Unterpfandredt, auf einer fremden Sache verwilligt, ift nichtig. 
: Hohnh. IV. 245. — f. Nr. 3, d. * rwilligt, iſt nichtig 


1. Wenn ein Käufer mit MWiederfaufsvorbehalt zum Wie: 


derverkaufe der Güter feinem Werfäufer die Einwiligung gibt, 


unter dee Bedingung, daß er aus dem Kaufpreife befriedigt werde, 
fo verliert er die Eigenfchaft als Käufer nicht; folglich bleibt 
das vom Verkäufer nah dem Verkauf unter Wiederkaufsvorbes 
halt bemwilligte Unterpfand auf bie darunter begriffenen Güter 
ftets der Ausübung des Wiederkaufes, d. h. der Zahlung des 
Käufers unterworfen: woraus folgt, daß bei der Bertheilung 
der Käufer dem Unterpfandgläubiger vorgeht. Colmar. S. 18. 
2, 7. L. 48. 281. 

2. Der Verlauf mit MWiederfaufsvorbehalt ift ein unab⸗ 
hängiger Vertrag für fih, obwohl unter einer auflöfenden Bes 
dingung. Cr überträgt dem Käufer jus in re, und läßt dem 
Verkäufer nur Jus ad rem, oder eine Klage für den Fall, wo 
er den Miederfauf auszuüben gedenkt. Der Verkäufer mit 
Miederkaufsvorbehalt, welcher durch die Wirkung des Vertrages 
augenblidlichh des Befiges entfegt wird, kann den auf folde' 
Meife verkauften Gegenftandb nicht mehr veräußern oder vers 


pfänden; daher kann ein gegen den Verkäufer nah dem Vers 


auf, obgleih vor Ablauf der zur Ausübung des Wiederkaufes 
gefesten Friſt, erlangtes Unterpfandrecht die verfauften Gürer 
nicht mehr ergreifen. ©. H. Bw. Befangon. S. 26. 1. 275. 
D. 24. 1. 43. L. 75. 283. — f. Art. 2123. 

3. Die Ungültigkeit oder Auflöfung des Verkaufes einer 
Liegenfhaft, wegen nicht geleifteter Zahlung, zieht die Ungültigs 
keit der Unterpfandrechte nach fi, melde der Käufer auf diefe 
Liegenfchaft beftellt hatte. Selbft wenn bie Urſache der Auflös 
fung eine verborgene, und der Gläubiger in gutem Glauben, 
und durch Handlungen des Verkäufers veranlaßt geweſen wäre, 
en) daß die Zahlung geleiftet worden fey. Paris. 


1. Eine von allen Theilen anerkannte, und von ihnen bei 
einem Notär hinterlegte Privaturfunde wird durch die bloße 
Hinterlegung zur Öffentlihen. Hierdurch wird auch ein bedunge⸗ 


*) Nitiges Unterpfand. Brauer V, 645. — Unterpfänder auf 
ungewährten Gütern, Brauer VI, 255, 
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nes Unterpfandrecht gültig, welches urfprünglich durch eine Pri⸗ 2127. 
vaturkunde beftelle worden if. ©. H. Vw. Gaen. 15. 1. 
336. D. 13. 1. 459. — Im entgegen gefegten Sinn entſchie⸗ 

den. Mes. 8. 19. 2 332. — f. Att. 1317. Ne. 3, * 


* 1) Bedungene Unterpfänder, mie fie gu beftellen: Oblie— 
— und Derantmortlichfeit der En jhreNNereis Tr 
— —— IE E. €. $ — vgl. Brauer IV. ©. 582 
Not. 29. — Bell ; "89. 
2) Gorm * — — R. B. 1810. XV. Samml. J. 1070. 
V. ebend. 1077. verbeſſerte — en = 
18 180. 1%. Gamm IV. 152. — 
DAB. N. 56. U. A.B. N. 58. Wehrer V. ad 
3) Die Ben der gerichtlich — enen —— btr. 
R. B.1 XVII. Samml. I. — R. B. 1812. II. — 
XI. ©. 35 1081. 


4) Gemeinderaͤthe find für die markfäßigen, und Amtsreviſoren für 
die zu Feiner Ortdgemarkung’ge ebörigen Liegenſchaften die A 20 
ſchreibereien. Pfandſchr. In 1.— R. 3.1 IL. 

mn IV- 36. — vgl. NR. B 1819. XXVI. Bee L.. 


1 
5) Ueußere Einrichtung des Pfandbuched. Pfdſchr. Inſtr. 8. 2. 
6) DB. die Audfertigung der Schuld: und Pandverfhreibungen, 
wenn der Schuldner Liegenſchaften in andern (oder in mehreren) 
en zum Unterpfande geben will, bir. R. B. 1836. V. — 
831. N. 60. Wehrer V. 1355. 
7) Bei Verbinderungdfällen ded Pfandfchuldnerd muß der Amts: 
revifor fih an deilen Aufenthaltsort verfügen —Juſti; Min. ©. 
A.B. 1833. N. 51. Wehrer VI. 251 
* 8) Vor or Verfahren u? Handgericte nach dem II. E. 
€. $. 26. Pfr. Inf. %. 1 BT 
9) Sie Bun. von Zeugen, va a im 2. des 2. ©. 
11. €. €. ebend. — Infr. R. 8. 1837. LI. 
= en fr * ie Berbeligen, ni nicht ausdruͤcklich verlangen. 
ur. Min. O.A B. 3. Nr. 12). 
10) Berfahren, — "Bloß eine auf 05 nämlichen Gütern ſchon 
— vᷣfandfhuid abgetragen werden ſoll. Pfandſchr. Inſtr. 


11) Be — des — Pe de Zaration 
* währen 5 eined a al Boier Inf — Bel. 
—— N. DAB. N. "a u “82. 

12) Die Auözüge der ern | find vom gan en O 

richte zu unterjeihnen Sale dr 92 MUS 


— 
1826. ar DAB. ® 54. — V. 700. 
vgl. Bett 5. 73. Not. 


°, Frefurt 213, Nr. 3.4 


2128. 


2129 
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+ 13) R. 5 Regreſſoriſcher Anfpruh an eine Prandfchreiberei, wegen 
Verſchweigung * uneingetragenen — der Kinder. 
Annalen II. 726. 

14) Ueber die Samtverbindlichkeit der Pfandgerichte. Abhdl. An- 
nalen. IL. 213. vgl. 126. — vgl. dagegen N. Jahrb. II. 168 
—172. vgl. Ardiv f. R. IV. 34. 

15) Mitverantwortlichkeit des Rathſchreibers. Hohnh. I. 277. 


1. 2. Die Heirath eines Franzofen, welche im Ausland 
und vor einem öffentlichen Beamten des Auslandes abgefchloffen 
worden, hat hinfihtlih Deitter in Frankreich erft bürgerrechrliche 
Wirkung von dem Tage, wo fie Kundbarkeit erhält, ſelbſt 
was das gefeglihe Pfandrecht der Frau betrifft. Paris. S. 7. 2. 
1002. L. 21. 278. Montpellier. S. 23. 2. 301.—E. H. Bw. 
Montpellier. J. 19. S. 1835. 2. 482. —f. Art. 170. 

2 Kine Vollmaht, um Unterpfand zu bemilligen, ijt gül« 
tig, obmwohl diefelbe Feine Beſchreibung der zu verpfändenden 
Güter enthält. Wenn daher, in Gefolge einer dergleihen Boll: 
macht, die Frau ein Unterpfandrecht auf die Güter ihres Man- 
nes zufagt, fo ift der Mann verpflichtet, dieſes Unterpfand zu 
beftellen. Paris S. 26. 2. 71. D. 23. 2. 168, 

4. Ein Unterpfandvertrag muß bei Strafe der Nichtigkeit 
die Befchreibung der Eigenfchaft und Lage bes verpfändeten 
Gutes enthalten, wenn fhon die Bezeihnung des Gutes nad 
feiner bloßen Lage deffen Eigenfhaft andeuten kann, und wenn 
überdies die Eigenfhaft und Belhaffenheit des Gutes in dem 
Pfandeintrag angegeben find, welcher in der Folge des Vertra— 
ge8 genommen worden ift. Gaff. Lyon. S. 10. 1. 178 D. 8, 
1. 107. L. 26. 565. — Caſſ. Zouloufe. S. 8. 1. 489. D. 6. 
1. 412. L. 231. 485. *) — Wir -S. 10. 2%. 82%, (No. 3. 
d. 92). * 
5. 6. Wenn ein Schuldner ein Unterpfandrecht auf alle 
Güter beftellt, welche er in einer (oder mehreren benannten) 
Gemeinden befigt, fo ift nicht nöthig, daß er eine befondere Be: 
fhreibung einer jeden verpfändeten Liegenfhaft mache; es genügt, 
wenn er deren Eigenfhaft im Allgemeinen angibt, indem er ers 
Elärt, daß fie in Häufern, Aedern, Weinbergen ꝛc. beftehen. 
Befangon. S. 11, 2. 378. — Paris. S. 12. 2. 405. L. 35. 
374. — Pau. J. 19, S. 1836. 2. 120. 

7. Die Angabe der Gemeinde, wo bie Güter gelegen 
find, ift nicht unerläßlich zur gültigen Beftelung einer Special: 
hypothek. Air. S.13. 2. 187. L. 38. 117. €. 9. Bw. Air. S 
14. 1. 44. D. 12. 1. 15. L. 39. 237. —f. Art. 2148. 

8. Die Bezeihnung der Eigenfhaft der Grundftüde ift 
zu DBeftellung einer Hypothek auf ein gefchloffenes Gut nicht 


*) Laufhard I. S. 395. 
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nothwendig, wie es geſchehen müßte, wo es ſich von einer eins 2129, 
zelnen Liegenfhaft handelte; die bloße Anführung bes gefchloffenen 
Gutes Tann zur vollftändigen Aufklärung aller Betheiligten 
genügen, und bem Unterpfande die gefeglich erforderte Deffent- 
lichkeit und Specialität verleihen. Riom. S. 17. 2. 205. D. 

15. 2. 4A. L. 47. 216. 

9, Wenn eine Liegenfchaft, die von einem Miterben für 
feine unabgetheilte. Erbportion fpeciel zu Unterpfand gegeben 
worden, in Folge der Erbtheilung in das Loos eines Miterben 
fällt, fo wird das Unterpfandrecht nicht auf die übrigen Kiegen- 
fchaften übertragen , welche in das Loos des Schuldners gefallen 
find. Bruͤſſel. S. 10. 2. 538. L. 24. 124. 

10. Wenn eine Liegenfchaft zwifchen zwei Miteigenthiimern 
unabgetheilt ift, und einer derſelben die ihm zugehörige Hälfte 
mit einem Unterpfandrechte belaftet , fo ift e8 immer nur bie 
Hälfte, welche fpeciel_ vom Unterpfandrechte ergriffen wird. — 
Wenn demnad in ber Folge die unabgetheilte Liegenfchaft ver⸗ 
fteigert werden follte, und jener Miteigenthlimer nun Eigen: 
thuͤmer des Ganzen wird , fo folge hieraus keine Ausdehnung 
des Pfandrechtes. Diefes Ereigniß kann die Wirkung nicht haben, 
daß der Gläubiger, welcher ducch befondere Uebereinkunft 
ein auf die Hälfte befchränktes Unterfand hatte, nunmehr Fraft 
Gefeges ein aufs Ganze ausgebehntes Pfandrecht erhalte. Caſſ. 
Paris. S. 27. 1. 171. D. 24. 1. 82. L. [) 61. i i 

(11) Wenn in einem Vertrage zu Beltellung eines Unter⸗ 
pfandes ſich zwifchen den verfchiedenen Anführungen, bezüglich auf 
‚bie Bezeihhnung dee verpfändeten Grundftüde, ein Widerfpruch 
ergibt ,. fo ift der hieraus entfpringende Zweifel. zu Gunften. des 
Schuldners auszulegen, und eher in einem das Unterpfanb be— 
fchränfenden, als erweiternden Sinne. Bordeaux. R. G. 1833. 
2.63. — f. Urt. 1162. 

(11) b. Diefe Auslegung muß felbft binfichtlich eines drit⸗ 

ten Käufers der Liegenfchaft gelten, welcher auf den Grund eines 
BDerzeichniffes der Laften, worin ber Inhalt der Pfandbeftellungss 
Urkunde angeführt wird, Steigerer geworden ift ; vergebens würde 
er ‚fi auf die Regel des Art. 1602. berufen, nach welcher jedes 
dunkle oder zweideutige Gedinge wider, den Verkäufer ausgelegt 
werben fol. Ebenb. — 
(12) Das von einem Schuldner auf Liegenſchaften, welche 
er kraft eines ſeitdem fuͤr unguͤltig erklaͤrten Rechtstitels beſaß, 
beſtellte Unterpfand erlangt keine Guͤltigkeit durch den Umſtand, 
daß der Schuldner in der Folge Eigenthuͤmer der verpfaͤndeten 
Güter geworden, weil der nachmalige Eigenthumstitel keine 
Genehmigung oder Beftätigung des erftern, fondern ein ganz 
neuer und eigens für fich beftehender Mechistitel ift. Bordeaur. 
R. G. 1833, —J 569. a f. Art, 2124. 


* 


2129. 


2130. 


2131. 


2132. 
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(13) Ein Schuldner, der ein Unterpfand beftellt hat, ift 
nicht befugt, auf Nichtigkeitserffärung deſſelben, wegen nicht 
genauer Beſchreibung der Eigenfhaft ber verfchriebenen Güter, 
anzutragen. Pau. J. 19, S. 1835. 2. 120. 

(14) Muß die unterpfändliche Sicherheit, welche ein Schuldner 
außerhalb dee Schuldurtunde und ohne Beiſeyn des Glaͤubigers 
bewilligt, um Wirkung gegen Dritte zu haben, vorerſt vom 
Glaͤubiger angenemmen werben ? — Exarg. verneint. — Jeden⸗ 
falis ergibt die Annahme ſich hinlaͤnglich aus dem in Kraft dieſer 
Urkunde im Namen des Glaͤubigers genommenen Pfandeintrage. 
Paris, J. 19. 8. 1835. 2. 373. — Lyon. R 6. 1837. 2.468. 

1. Ein Schuldner, welder ein Unterpfand beftellt, ohne 
daffelbe fpeciell anzugeben, und fogar ohne irgend eine Liegen- 
ſchaft zu befigen, übernimmt die Verpflichtung „ ein Unterpfandb 
‚auf jene Liegenfhaften, bie er in ber Folge erwerben wird, zu 
verfchaffen. Mit andern Worten: die Beftellung eines Unter: 
pfandes ohne Specialität ift darum nicht ungültig. Riom. S. 
17. 2. 360. D. 15. 2.31. L.47. 182. — Im entgegengefegten 
Sinne entfihieden. Riom. R. G. 1833. 2. 526. — f. Aut. 
2139. Nr. 2. 

(2) Das bedungene Unterpfand. auf bie gegenwärtigen und 
künftigen Guͤter ergreift die legtern nur von dem Augenblide 
des auf jedes derfelben genommenen Eintrages : zum Unterſchied 
vom richterlihen Unterpfande, welches auf. die künftigen Güter 
vom Tage des Eintrages auf die gegenwärtigen geltend gemacht 
werden fann. Paris. J. 19. S. 1835. 2. 209.*) 

4. Eim Gläubiger, der die Entdefung macht, daß das 
ihm’ gegebene Unterpfand , mit dem er zufrieden. gewefen, in ber 
That unzulänglich ift, kann die Abtragung begehren, wenn gleich 
die Unzufänglichkeit zur Zeit des Vertrages ſchon vorhanden war, 
und der Schuldner feitdem nichts gethan hat, das Dfand feiner 
Schuld zu vermindern. Riom. S. 13. 2. @1. D. 11. 2. 9. 

9. Der Gläubiger. einer Rente hat das Recht, die Abtra- 
gung des Kapitals zu begehren, wenn die zur Sicherheit der 
Rente eingefegten Liegenfchaften zu Grunde gehen. Der Schuldner 
kann fih der Abtragung daburd) nicht entheben, daß er neue 
Sicherheit. anbietet, felbft indem Falle, mo die erfteren duch 
eine Handlung des Staatsoberhauptes zu Grunde gegangen waͤren 
E 9. Ww. Paris S. 18. 1. 260. D. 16. 1. 280. L. 51. 286. 
— fi Art 1184. 1912.**) | 

4. Woönn ein Verkäufer eine unbedingte Gewährleiftung 
mis Beftellung eines fpeciellen Unterpfandes gefeifter hat, ſo kann 


) Allgemeines Une findet nicht mehr ſtatt. Brauer, V. 638. f. 
5 Bon den Werhättniffen des Eigenthümers der eiegenſchaften zum 
Unterpfandgläubiger: Zachar. II. 286. - Bo 
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ber Käufer das Unterpfandrecht geltend machen, und Eintrag 2132. 
nehmen , felbit dann, wenn er nad Freimachung des Unter: 
pfandes Feine Entwährung von Seiten der Gläubiger feines Ver: 
Fäufers zu beforgen hätte. E. H. Vw. Taen. S. 6. 2. 771. 
D. 4. 1. 360. —— ſ. Art. 1174. Nr. 1. ff. GE 2160. 

2. Der Gläubiger einer eventuellen Schuld kann nicht die 
fürforglihe Gollocation anfechten, in welder fpätere Gläubiger 
einer verfallenen Unterpfandfhuld ihm vorgefegt find, wenn 
diefen auferlegt wurde, fein Bünftiges Recht durch eine Bürg- 
ſchaft fihher zu ftellen, im Falle diefes zur Wirklichkeit kommen 
ſollte. €. H. Bmw. Paris. S. 6. 1. 209. D. 4. 1. 154. 

3. Wenn ein feinem Werthe nah unbeftimmtes Unter: 
pfand giftig ift, fo hat das Gericht die Befugniß nicht, fpätere 
Gläubiger endgültig und ohne Sicherheitsleiftung zu cöllociren, 
unter dem Borwande, daß die Forderung vom Ergebniß einek 
Rechnung abhänge, melde weder liquibirt noch richtig geftellt 
PR Gaff. Amiens. S. 15. 1. 275. — f. Art. 2148. 2159. 

(4) Im Falle eines bedungenen Unterpfandes, zur Sicher⸗ 
heit eines offenen Credits, muß der Gläubiger, nad dem Datum 
bes von ihm genommenen Eintrages, für alle in Kraft des Gres 
Bits fpäter bewilligte Summen collocirt werden; — durch den 
dom Gredit gemachten Gebrauch wirft das Unterpfandrecht zuruͤck 
bis auf den Zag des Eintrages. Douat. 3.19. S. 1834.2 279. 

(4) b. Die geleifteten Zahlungen koͤnnen in diefem Falle, 
auch Dritten gegenüber, durch die Bücher der VBerheiligten be: 
wieſen werden, felbft unter Handelsleuten; «6 bedarf in diefer 
zupa feiner Öffentlichen Urkunden oder folder, die ein ficheres 

atum haben. Ebenbd. Ä 

(5 Ein in Kraft eines Urtheils genommener Pfandein: 
frag muß aufrecht erhaften werden, obgleih die Forderung , 
weldre ber Gegenftand diefes Eintrages ift, durch ein fpäteres 
Urtheil verworfen wird : wenn anders diefes Urtheil den Fall vor: 
fießt, wo fie wieder aufleben Fönnte. Air. R.G. 1836. 2. 358. 


+ Don wann, an gilt daß Yandreit, welches für eine Eredit- 
gröfmung. befeil wird? Abhandi. Annalen IV. 49, — f. Wr. 


6) Der Gläubiger, dem ein Unterpfandrecht auf eine 2133. 
Liegenfchaft, und auf bewegliche damit etwa verbundene Gegen- 
ftände, verliehen worden ift, Fann fein Pfandreht an bdiefen 
Gegenftänden duch ben vom Eigenthuͤmer allenfalls vorgenom- 
menen befondern Verkauf nicht verlieren. Er behält fein Pfand: 

recht an der verliegenfhafteten Fahrniß bei, fo lange Seine Ent: 
laſtung bewirkt worden, und dies felbft dann, wenn er feitbem, 
unter Betreibung eines Zugriffoverfahrens, Steigerer der getrennt 


44* 
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von am: rt — — — * 
Paris, R. G. 1836, 2. 349. — Paris. R, G. 1837. 2 


Dierter Abfchnitt. 


Bon ber Ordnung der Unterpfänder unter einander.*) 


(2134— 2145. **) 
1. Die Snhaber von Rechtstiteln, die bdenfelben Unter: 


pfandrechte verleihen, koͤnnen nicht in die Ordnung der Hand: 


fchriftgläubiger gefegt werden, fondern gehen biefen im Gegen: 
theil vor, ſelbſt wenn fie erft innerhalb jener Frift Eintrag 
genommen haben, wo die gegen einen Gantfhuldner genommenen 
Einträge ungültig find. Mit andern a. das Unterpfands 
recht befteht unabhängig von dem Eintrage : re dient nur zur 
Beftimmung der Ordnung unter den Unterpfandgläubigern. Brüffel, 
S, 7. 2. 954. 

2. Im entgegengefegten Sinn entfchleden. — Unter Herr 
Schaft des Code haben die der Foͤrmlichkeit des Eintrages unter: 
worfenen Unterpfandrechte feine Wirkung, wenn fie nicht gehörig 
eingetragen find. Mithin kann ein Gläubiger, welder feine 
Stelle unter den Unterpfandgläubigern verliert, nit vor den 
Handfchriftgläubigern collocirt werden, bloß befhalb, weil er ein 
uneingetragenes Unterpfandrecht befigt, und die — gar keines 


— G. H. Vw. Bordeaux. 8. 10. 1. 101. D. 8. 1. 15. 


L. %. 225. — €. 9. Bw. Riom. S. 18. 1. 41. D. 15.1. 
297. L. 49. 330. — Gaen. 8. > 2. 150. D. %. 2. 119. 
(Art. 2146. Nr. 1.2. 2.) — €. H. Bw. Riom. $. 18. 1. 
41. D. 15. 1. 297. L. 49. 330. (eben. Ne. 2.) Nismes. S 
X 2 a L. 18. 539. — Turin. $.6. = 746. — Bordeaur, 

S.8. 2. 183. — C H. Vw. Bordeaur. S. 10. 1. 101. D. 8, 

1. 15. L. %. 225. (ebend. Nr, 2b) — . Art. 2146. Nr. 1. 
ſ. Art. 2180. Nr. 7. 
- 3. Der Gläubiger mit fpeciellem Unterpfandrecht auf eine 
Liegenfchaft feines Schuldners , welhem ein Gläubiger mit all: 
gemeinem Unterpfandrecht auf alle Liegenfchaften des Schuldners 
vorgeht, und ihm das Ganze vorweg nimmt, fann jenen all: 
gemeinen Unterpfandgläubiger weder nöthigen, fein Pfandrecht zu 
theilen , noch daffelbe an andern nn ‚ als den ihm 
verfegten,, auszuüben. Paris, S. 16. 2. 343. L. 43. 65. 





*) — und rechtliche Wirkungen der Inſcription. Bader. 

. 267. 280. — Zrefurt 234 234. 8. 206 

“s) u 2134. f. 2113. 2118. 2146. 217, — Art. 2135. f. 469. 
509. 1428. 1549. 2121. 2193. C. c. — 7. 549. 551. 553. C. 
comm. (X. ©. 232. 234. 236.) Art. 2136, f. fe 450. 509, 1428. 
1549. 209. 2137. 21%, 
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4. Er kann auch außerdem nicht verlangen , in bie Rechte 2134. 
eingefegt zu werden, welche der allgemeine Unterpfandgläubiger 
auf die andern Liegenfchaften auszuüben hatte. Insbeſondere: 
wenn eine Frau, die kraft ihres gefeglichen Unterpfandrechtes 
allen Gläubigern ihres Mannes vorgeht, von ihrem Mann eine 
Liegenfhaft an Zahlungsftate erhält, fo kann der Gläubiger, 
weldyer ein fpecielles Unterpfandreht an der folcher Geftalt ab: 
getretenen Liegenfhaft hat, die Wertfchlagung zwiſchen der For: 
derung ber Frau und dem Betrage ber Liegenfchaft nicht hindern. 
— Er kann nit begehren, daß die Frau ihr gefeglicheß Unter: 
pfandrecht an allen Liegenſchaften nad) geometrifchemn Verhaͤltniß 
ausuͤbe. — Auch das kann er nicht verlangen, in die Rechte 
der Frau auf die andern Liegenſchaften eingefegt u erben. 
Borbdeaur. S. 30. 2 362. 

I. Wenn folglich ein dritter Inhaber eines Theils der ver- 
- pfändeten Liegenfchaften, nah Bezahlung feines Kaufpreifes an 
den Verkäufer, ohne Freimahung der Unterpfänder, vom all: 
gemeinen Unterpfandgläubiger belangt wird, fo kann er nit, 
um ber Klage auszuweichen, diefem Gläubiger vorwerfen , daß 
er verfäumt habe, ſich auf andere ihm verpfündete Güter color 
ciren zu laffen, und es fi dadurch) unmöglich gemacht habe, 
> in feine Rechte auf diefe Güter einzufegen. — Hier ift der 

Art. 2037. von ber a nicht anwendbar. Bourges. S. 
30. 2. W. D. 77. 2. 2 

8 Die — ie ber allgemeinen und ber fpeciel: 
Ien Unterpfandgläubiger müffen in der Art in Verbindung ge: 
bracht werden, daß alle Gefährde und aller nicht nothwendige 
Nachtheil vermieden wird. In ſolchem Falle hat der Glaͤubiger, 
welcher ein allgemeines Unterpfandtecht beſitzt, nur. feine Collo- 
cation in einer für. ihn wirkſamen ‚Drbnung zu verlangen, ohne 
daß er die Liegenfhaft beftimmen dürfte, auf deren Erlös er col⸗ 
locirt ſeyn will. Paris. = 17. 2. 376. D. 15. 2. 85. L. 48. 
141. f. Art. 2166. Nr. 1. ff. 2209. Nr 2. 3. 

9. Zwiſchen dem fpeciellen und dem allgemeinen Unter: 
pfandgläubiger kann eine Uebereinkunft ftatt finden, wodurd im 
lege der Subrogafion die Specialhppothef auf. eine andere 
Liegenfhaft Übertragen wird , welche ebenfalls ſchon mit einer 
Specialhypothek beſchwert ift. Bordeaur. S. 18. 2. 20. D.16. 2. 11. 

10. Ein Unterpfandgläubiger, welcher eingemwiligt. hat, 
daß ein fpäterer Gläubiger ibm vorgeſetzt werde, kann, wenn 
diefer die nöthigen Foͤrmlichkeiten zu Bewahrung feines Unter: 
pfandredhts beobachtet hat, fein. Vorgangsrecht nicht. ausüben, 
wenn fein Gläubiger aufgetreten if, die durch Vertrag ae 
Ordnung abändern zu laffen. Trier. S, 7. 1. 281. 

281. L. 18. 228. 
11. Der vorübergehend, in Folge eines Erkenntniffes, ge: 
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2134: firichene Pfandeintrag, welchem durch ein abänberndes Urtheil 
fein früheres Datum wieder hergeftellt worden ift, wird betrachtet, 
als wenn er niemals vorhanden gewefen wäre. Keine Veraͤn— 
derung fonnte, um dieſes Strides willen, in der Ordnung ber 
zu jener Zeit, wo berfelbe ftatt ag — eingetragenen Glaͤu⸗ 
biger eintreten. Paris. S. 18. 2 .L 44. 115. 

13. Das richterliche ee ergreift die fünftigen 
wie die gegenwärtigen Güter von dem Tage an, wo es ein 
getragen wurde, und nicht erft von dem Tage, wo bie kuͤnftigen 
Güter dem Schuldner zu Theil werden. Folglib hat unter 
mehreren eingetragenen richterlidyen Unterpfandgläubigern ber zus 
erft eingetragene den Borrang. Es ift nicht richtig, daß ber 
Eintrag auf die fünftigen Güter erft vom Zage der Erwerbung 
derfelben Wirkung babe, fo daß die früher eingetragenen 
Gläubiger nur in geometriſchem re Theil — * 
ten. Lyon. S. 29. 2. 239. D. 27. 2. 109. — Mes. 

2. 88. (Nr. 12. d. ©.) 

14. Bwifchen mehreren Gläubigern einer Frau, welche 
faͤmtlich im ihr gefegliches Unterpfandreht eingewiefen wurden, 
tritt der Vorrang nicht zu Gunſten desjenigen ein, welcher bie 
Einweifung zuerft hat eintragen laffen, fondern weldyer Pr 
eingewiefen wurde. Paris 8. 18. 2. 150. D. 16. 2. 15. L. 
50. 278. — Meg. S 21. 2. 176. L 60. 66. — Angers. $. 
23. 2. 315. L. 67. 461. — Nancy. J. 19. S. 1835. 2. 85. 

15. Wenn eine Frau, melde mit ihrem Manne fi zu 
Gunſten eines Dritten famtverbindlih macht, bewilligt hat, 
ihre Erfaganfprüche erfi nad) diefem Dritten geltend zu machen, 
fo ift dies eine ftillfhweigende Einweifung in das gefegliche Unter: 
pfandrecht der Frau, und bat biefelbe Wirkung, wie eine aus 
drüdliche: fo daß, wenn in der Folge die Frau eine andere Ein- 
weifung, felbft eine ausdrüdlihe, zu Gunften eines zweiten 
Gläubigers vornimmt, der Inhaber der — Verſchreidung 
mit Vorrang collocirt werden muß. Bourges. S. 4 2. 82 
L. 68. 516. 

16. Deßgleichen, wenn eine Frau, bei Uebernahme der Samt⸗ 
verbindlichkeit fuͤr ihren Mann zu Gunſten eines Dritten, ein 
Unterpfand auf die von ihrem geſetzlichen ne er⸗ 
griffenen Güter bewilligt. Lyon. 8. W. 2. 125. D. 18. 2. 1.*) 

16b. Und der in das geſetzliche Unterpfandrecht der Frau 
eingewiefene Gläubiger kann diefes Pfandrecht , ungeachtet des 
von feiner Seite verfäumten Eintrages ausüben , felbft andern 
Gläubigern gegenüber, welche erft fpäter in das nämlice Unter: 
pfandrecht eingewiefen worden find. S. 27.2.9. D. 5. 2% 


*) Saufharh I. 277. 
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187. L. 77: 19. — €. 9. Bw. Orleans. 8. 29% 1.19%. D; 2134. 
27. 1. 209. — Nanıy. S. 27. 2. 93.*) 

17. Im entgegengefestem Sinn entfhhieden. Der Bettag, 
mit welchem die Frau collocirt wird, muß unter den vetſchie—⸗ 
denen Gläubigern in geometrifhem Verhältniffe vertheilt toerden. 
Paris. S. 20. 2. 241. L. 57.412. — fi die Not. zu Art. 1481. 
+ In welchem BVerhäftniffe fteben die Glaͤubiger eines Ehetnannes 
u einander, welche deſſen Ehefrau successive in ihr geſetzliches 
fandrecht fubrogirt har? — Iſt die Infeription der Urkunde 

über die Subrogation nothwendig, um leßtere gesen Dritte 

wirkſam zu machen? Annalen IV. 231. 233.—f. Ar. 16bd. T. 


2. Der Minderjährige hat ein Unterpfändrecht an den Guͤ⸗ 2135. 
teen feines Vormundes ohne Eintrag, nicht allein für feine For: 
derungen, welche aus der geführten Vormundſchaft entftanden 
find , fondern auch für dasjenige, was der Vormund ihm vor 
übernommener Vormundſchaft bereits fchuldig gemein. Turin. 

S. 12. 2. 285. | 

3. Der Minvderjäßtige kann, der Sicherheit halber, welche 
fein Vormund ihm Teiften muß, fein gefegliches Unterpfandredit 
auf deffen Güter ohne Eintrag, auf den Anfang der Vormund⸗ 
fchaft ruͤckwirkend, geltend machen, and fomit allen Gläubigern 
des Vormundes vorgehen, deren Unterpfand ein fpäteres Datum 
hat: C. H. Vw. Amiens. S. 30. 1. 8. 

4. Ein minderjähriaed Kind hät fein gefegliches Unterpfand 
für fein eigenebümliches Vermögen, welches der Vater während 
der Ehe in Verwaltung hat. Der Vater als Verwalter kann 
nicht einem Vormunde veralihen werden. ©. H. Vw. Douai. 

8. 22. 1. 80, D. 2. 1. 62. — Riom. 8. 25. 2. 152. — 
Lyon. S. 30. 2. 101. L. 79% 302. 

5. Im entgegengefegten Sinn entſchieden. Toulouſe. 8. 
19. 2. 201. 

6. Die minderjährisen Kinder der auf wechſelſeitige Ein: 
willigung gefchiedenen Ehegatten haben Fein gefegliches Unter: 
Pfandreht an den Gütern ihres Waters, wegen der Rechte, welche 
der Art. 305. ihnen verleiht, und woran ber Genuß dem Water 
bis zur Großjährigkeit der Kinder verbleibt. In diefer Beziehung 
kann der Baer, als bloßer Verwalter, nidjt dem Vater als Vor⸗ 
mund verglichen werden. Paris. S. 30. 2. 138. | 

8. 8b, Die Beſtimmung des Art. 395. daß die Muttet und 
Bormänderin im Falle der Wiederverehelichung die Bormundfchaft 
Eraft Gefetzes verkiert, bedeutet nit, daß die VBormunb- 
ſchaft aufhöre; es teitt nur eine thatſaͤchliche Votmundſchaft an die 
Stelle der rechtlich beſtellten, und während die Mutter die Be: 
fugniß verliert, die Vortheile derfelben in Anſpruch zur nehmen, 


*) Laukhard I. 287. 
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2135. verliert dad Kind nicht fein gefegliches Unterpfandreht an ben 
Gütern der Mutter und des zweiten Mannes: C. H. Vw. Dijon. 
S. %. 1. 28. — Nismes. S. 32. 2. 139. — f. Art 395. 
Nr. 14. 396. — Poitiers. S. 35. 2. 51. (Mr. 7. d. O) 

11. 12. Das Individuum, über deffen Entmündigung 
verhandelt wird, hat Bein gefegliches Unterpfandreht an den 
Gütern des fürforglichen Verwalters für die Sicherheit der Ver: 
waltung. Legterer kann in biefer — — nicht mit einem 


Vormunde verglichen werden. Montpellier. S. 23. 2.22. — . 


C. 9 Bw. Carcaſſonne. S. 24. 1. 268. 

13 14. Das gefegliche Unterpfandrecht der Ehefrau ift nur 
während der Ehe von der Förmlichkeit des Eintrages befreit; 
beim Ableben des Mannes ift die Wittwe daher verbunden, dieſe 
Foͤrmlichkeit — innerhalb ſechs Monaten nad dem Ableben des 
Mannes — (Art. 2111.) zu beobachten, um ihre ehelichen en 
fiher zu fielen. Agen. S. 11. 2. 167. D. 8. 2. 131. L. 30. 

476. — Nismes. S. 7. 2. 1008. D. A. 2. 155. L 15. 97. 
15. Im entgegengefegten Sinn entfchieden. Diefes Unters 
pfand ijt ein der Natur der Schuldforderung anhängiges Recht, 
welches nad Auflöfung der Ehe fortbefteht, und auf die Erben 
übertragen wird. Sonad behält die Frau, welche innerhalb zehn 
Sahren, nad dem Ableben ihres Mannes, ihr gefegliches Unter: 
pfandrecht nicht — laͤßt, — den Vorrang ihres Pfand: 
— Montpellier. S. 28. 2. 194. D. W. 2. 158.* 

16. Die Frauen, Minderjährige und ihre Erbvertreter find 
von jedem Eintrag ihres gefeglihen Unterpfandrechtes befreit, 
ſelbſt nach Auflöfung der Ehe und Endigung der erw 
— Gutachten des Staatsrathe. S. 12. 2. 328. D. 10. 2. 66. 

17. 17b. Und die Befreiung vom Eintrage hat nicht allein 
ftatt zu Gunſten der Frau, fondern jelbft ihrer Erben, und jedes 
Geffionars der verunterpfändeten Forderung. *8 8. 12. 2. 
9* u: 35. 199. — Montpellier. S. 31. 2. 46. — f. At. 

r. 


19. — vor dem Code verheirathete Frau kann nach Ver⸗ 
kuͤndigung deſſelben (wenn zu dieſer Zeit ihre Ehe noch beſtand) 
ihr geſetzliches Unterpfandrecht zum Nachtheil der Gläubiger gel⸗ 

tend machen, welche erſt er I — des Eu Pfand: 

— genommen haben. Brüffel. S 2. 45. D. 5. 2. 45. 

19b. Seib für die Wiederanlegung aus ihren vor dem 

F — Beſi re C. H. Bw. Douai. S. 10. 1. 
Brüffel. S. 6. 2. 215. D. 5. 2. 45. L. 19. 256. 

J an 21.2.3. — f. Art, 2. Unterpfand , gefegliches, 

c. d. 


.*) Lautharb I, ©. 296. 
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29. Die Frage, ob das Unterpfandrecht der * an ben 213. 
Gütern ihres Mannes, wegen Schulden, die fie für ihn übers. 
nimmt, und wegen der ihe dafür gebührenden Entfhyäbigung , 

vom Zage ber Heirath , oder vom Zage der durch die Frau 
übernommenen Verbindlichkeit ihren Anfang nehme, ift nad 

dem Gefege zu beurtheilen, welches zur Zeit der übernommenen 
Verbindlichkeit beftand, und nicht nad) dem Gefege oder der ges 
ſchloſſenen Uebereinkunft zur Zeit der Heirath. Angers. S. 15. 

2. 73. D. 13. 2. 105. L. 40. 316. 

30. Sm entgegengefegten Sinn entfchieden. Eine unter 
der Herrſchaft eines Geſetzes, oder den Verfügungen eines. Ver: 
trages, verheirathete Frau, durch welche ihr, vom Tage ber Heirathı 
an, ein Unterpfandrecht für alle ihre Erfagforderungen gewährt 
wurde, muß dem Datum ihrer Heirath gemäß collocirt werden , 
ſelbſt für Schulden, welche nad dem Code ihren Urfprung nah: 
men, und ungeachtet der Beftimmungen des Art. 2135, welder 
die Ordnung der Unterpfandrechte nach dem Alter der Forderungen 
feftfegt. Die Anwendung des Art. 2135. in diefem Falle wäre 
ruͤckwirkender Art. Lyon. S. 24. 2, 121. 

Der Art. 2135. welcher der Frau zur Entfhädigung 
für ihre VBeräußerungen, nur vom Tage der Veräußerung anfan⸗ 
end , ein gefegliches Unterpfandrecht verleiht, ift auf alle Ver: 
ußerungshandlungen anmwendbar, welche unter feiner Herrſchaft 
von Seiten einer Ehefrau, mit Anbedingung eines Unterpfand- 
rechtes vom Tage bes Vertrages vorgenommen wurden. C. 9. 
Bw. Angers. S, 17. 1. 145. D. 14. 1. 548. L. 48. 401. — 
Colmar. S. 21. 2. 251. D, %. 2. 45. 

Eine Frau, deren ehefteuerliche Liegenfchaft vers 
äußert worden, hat, neben ber Klage auf Widerruf der. Ver: 
aͤußerung, auch ein gefegliches Unterpfandrecht auf die Güter 
ihres Mannes für den Werth der veräußerten Liegenfchaft. Wenn 
die Güter des Mannes zu einer Zeit verkauft worden find, wo 
die Erfagforderungen der Frau nicht geltend gemacht werben 
koͤnnen (d. h. während der Ehe und vor der Vermoͤgensabſonde⸗ 
zung), fo muß bie Frau dennoch ihrer Orbnung nad collocirt 
werben , vorbehaltlich der richterlihen Beftimmung, daß der cols 
Iocirte Betrag der Forderung der Frau in Händen des Käufers 
bleibe, oder irgend auf andere Weiſe angelegt werde, bis zum 
Augenblicke ber Klagbarkeit. Caſſ. Amiens. S. 21. 1: 422. D. 
19. 1. 449. L. 61. 427. — Rouen. S. 24. 2. 10. D. 21. 
2. 143. L. 69. 308. — f. Ne. 44 ff. Art. 1560. Nr. 4. 

37. Die Frau muß auf die während der Ehe veräußerten 
Güter ihres Mannes, Eraft ihres gefeglihen Unterpfandrechtes, 
felbft für ihre dereinftigen Anfprüce, als z. B. Vorausvermaͤcht⸗ 
niß und Vortheile für den Überlebenden Ehetheil, collocirt werben, 
in dem Sinne, daß gewiffe Gelder für die Zahlung diefer Anfprüche 
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2135. auf ben etwa eintretenden Fall in u genommen Werden 
möffen. — Mes. 5. 21. 2. 365. D. 20. 2. 43. 

38. Die Frau, welche eine Are von Tiſch und Bett 
erwirkt hat, ift wegen der Koften in der, ihr nad) der Eigenſchaft 
ihrer Anfprüce und Erfagforderungen zufommenden Orbnung 
zu collociren; in dieſem Falle beſtimmt die Ordnung des Haupt: 
— jene der Zubehoͤrden. Riom. 8. 23. 2. 23. 

39. Die Frau hat Bein gefegliches Unterpfandrecht für die 
Koften, welche durch ihre Klage auf Vermögensabfonderung vet⸗ 
urſacht wurden. Rouen S. 17. 2. 170. 

9b. m entgegengefegten Sinn entſchieden. Donai. 8. 
27.2 39. D. 35. 2. 42, — J. 19. S. 1834. 2. 33. 

40. Und die Koften müffen in — Ordnung, wie 
bie Eheſteuer collocitt werden. Caen. $. 26. 2. 70. 

40 Die Frau bat gefehliches Unterpfandrecht für ihre 
Zrauerkleider, wie für ihre Ehefteuer. Toulouſe. 8.26 2. 106: 

4. Die Frau hat für die Wiederanlegung ihrer Beibrin: 
gensguͤter, wie für ihre andeın Erfagforderungen, gefegliches 
Unterpfandreht an den Gütern ihres Mannes. Abhandl. 8. 19. 
2. — Kiom, 8.3.2.3. 

42. ; Deßgleichen. ft diefes gefegliche Unterpfandeecht von 
—— — des Eintrages befreit? — Bejaht. Riom. 8. 18, 
21 ur Sn NT: 

3%. — "Ger, Grenoble. S. 22. 1. 379. D. 20. 1. 396. L 
64. 241. — Pau. 8. 3. 2. 927. —— Lyon. 5. 4. 2. 9.D. 
22. 2. 47. 439.*) — Bordeaur. S. 26. 2. a” — — 
Ss. 29. 2. 161. D. 27. 2. 150. — sale 3%. 2. 31. 
D. 27. = 251. — en J. 19. 8 . 1834. — 178 

p 


8. 1. D. 24. 1. 292. L 76. —* — Cıff. Grenoble, 
S. 28.1. 207. D. 26 1. 353. L. 82. 24. — Gaff. Tom 
foufe. R. G. 1833. 1. 114.— Verneint. Air. 8.14. 2. 239. 


D. 12. 2. 79. — Grenoble. S. 18. 2. 294. D. 15, 2. 149, 
— Grenoble, S. 18. 2. 294. D.15. 149. L. 52. 125. — Mont: 
yellier. S. 23. 9. 229. — Riom. 8. 33. 2. 101. — Toulouft. 
S. 26. 2. 106. — Xoulonfe S. 25. 2. 438. 

43. Das eigenthämlidye ehemweiblihe Vermögen (im 
Sinne des Art. 2135) find Güter, welhe einer in Gemeinſchafts⸗ 
ehe ftehenden Frau zugehören, und nicht im die Gemeinfdaft 
übergegangen find. Der Ausdrud erftredt fih nicht auf Liegen- 
ſchaften, welche einer nicht in Gemeinfchaftsche ftehenden Frau 
jugehören, um von ihre als Beibringensgüter verwaltet zu wer: 
den. Folglich findet das gefegliche Unterpfandrecht für die Wie 


Laukhatd J. 246. 





Bon bem Unterpfanbrecht. 699 


deraniegung der Beibringensghter nicht vom Tage des Verkaufes 2135. 
ur ſtatt, fondern erft vom Tage des Eintrages. Toulouſe. 
8. 18. 2. 44. L. 49. 103 

44. Das gefeglicdye Unterpfandrecht der Frau, für den En 
fag ihrer vom Mann erhobenen: Schuldfotderungen, hat feinen 
Anfang nicht vom Tage der Heirath, fondern nur vom Tage der 
Erhebung jener — —— C. H. Vw. Air 8. 15. 1 200. 
D. 13. 1. 112. L. 42. 448. 

44 b. Wenn der Mann anerkannt hat, den Kauffhilling 
einer ehemweiblichen ‚ nicht zur Ehefteuer gehörigen, Liegenſchaft 
bezogen zu haben, fo nimmt das hieraus zu Gunſten ber Frau 
entſtehende geſetzliche Unterpfandrecht feinen Anfang nicht erft 
vom Tage der Anerkennung, ſondern der Veraͤußerung. Eben 
ſo verhaͤlt es ſich hinſichtlich Dritter, welche, in der Zwiſchenzeit 
der Veraͤußerung und Anerkennung, Eintrag genommen haben. 
Toulouſe. S. 30. 2. 31. . 2. 251. 

45. Da das gefeglihe Unterpfandrecht der Frau zur Ente 
fhädigung für die Schulden, weldhe fie mit ihrem Mann über: 
nommen hat, mit dem Zeitpunkt einer jeden diefer Schulden 
feinen Urfprung nimmt, fo kann ed nicht als untheilbar be: 
treachtet werden , wenn thatfächlich mehrere Schulden vorhanden 
find, melde fie zu_verfchiebenen Zeitpunkten übernommen hat. 
Folglich geht dem Dritten, welcher ein Unterpfandredht auf bie 
Güter des Mannes, zu einem fpätern Zeitpunkt erworben hat, 
als die erſte Schuld der Frau, aber früher, als eine zweite 
Schuld, das gefeglihe Unterpfandreht der Frau für bie erfte 
Schuld nad ‚ dasjenige aber vor, welches aus ber zweiten 
Schuld entfprungen iſt. Gaff. Poitiers. S. 30. 1. 306. D. 27, 


46. Die Erklärung des Mannes in Öffentlicher Urkunde , 
daf er von der Frau eine gewiffe Summe empfangen habe, 
genügt nicht, um das Einbringen den Släubigern des Mannes 
gegenüber , felbft jenen, welche jünger find, als diefe Erklärung, 
darzuthun; bie Frau Fa die —— Bablung ber Hoi 
beweifen. Zouloufe. S. 19. 2. 201. D. 17.2.29. L. 56. 510. 

47. Die Frau, weiche Entfhädigung aus den Gütern ihres 
Mannes, für die mit ihm übernommenen Verbindlichkeiten, und 
zum Crfag ihrer eigenen, während der Ehe veräuferten Güter 
eh ift nicht gehalten, zu bemeifen, daß bie — 
Gelder und Kaufſchillinge vom Manne bezogen worden ſind; es 
beſteht eine geſetzliche Vermuthung zu Gunſten der * ſelbſt 
dritten Glaͤubigern des Mannes gegenuͤber. Meg. 2. 
365, D. %. 2. 


48. Das Unterpfandrecht ber Frau für ihre Ehefteuer kann 
nicht unter dem Vorwand angefochten werben, baf der Empfang 
der Chefteuer vom Manue nicht durch Öffentlich beurfunbete 
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2135. Quitiungen bewiefen fey. Es genügt, wenn das Beibringen ber 
Frau duch Privatquittungen - des Mannes dargethan ift: vor⸗ 
ausgefegt immerhin, daß aus bdiefen Quittungen Fein Verdacht 
einer Gefaͤhrde oder eines Betruges hervorgeht. C. H. Vw. 
Rouen. S. 19. 1. 40. 

(49) Das gefegliche Unterpfanb ber Frau fuͤr den Erſatz 
ihrer veraͤußerten Zubringensguͤter, hat, wie im Falle der Vers 
Außerung aller andern eigenthümlichen Güter der Frau, feinen 
Vorrang vom Tage des Verkaufes, und nicht erft von Zahlung 
des Kaufſchillings. Montpellier. J. 19. S. 1834. 2. 359. 

(50) Die Gewährleiftung jeder Störung, fo wie der Schul: 
den und Pfandrechte, welche eine Ehefrau den Güterkäufern ihres 
Mannes zufagt, zieht, nur diefen Käufern felbft gegenüber, den 
Berziht auf den Rechtsvortheil des gefeglichen Unterpfandes nad) 
fi, und nicht gegen Dritte, denen der Mann für fi allein 
in der Folge den Kauffchilling etwa cedirt hat. Diefe Geffionare 
find daher nicht zu behaupten befugt, daß bie Frau auf den ihnen 
cedirten Kauffchilling Fr — Unterpfandrecht nicht aus⸗ 
üben dürfe. Paris. J S. 1834. 2. 640. 

(51) Das gefegliche Unterpfandrecht des Minderjährigen, 
welches duch Rechnungsablegung und Zahlung des Redinungs: 
reftes erlofhen , lebt nicht wieder auf zur Sicherung ber Sum» 
men, welche dem Minderjährigen in Folge verbefferter Jrrthümer 
oder Auslaffungen in der Er etwa gebühren 
möchten.  Amiens. J. 19. S. 1835. 2. 483. 

(52) Die Frau, ber von ihrem Manne mittelft Heirathe- 
vertrages auf den Fall bes Weberlebens die Nutznießung . einer 
Liegenfhaft vermacht worden, hat ein gefegliches Unterpfand für 
die Sicherheit jener Nutznießung, und dieſes Unterpfanbredyt 
kann noch bei Lebzeiten ihres Mannes f die Liegenfchaft ein: 
getragen werben. Douai. R. G. 1836. 2. 34, 

(53) Die unter der Herrfchaft eines Gewohnheitsrechtes 
verheirathete Frau, welches ihr, vom Tage ihres Heirathsvertrages 
an, ein Pfandrecht zur Entſchaͤdigung die mit ihrem Manne 
uͤbernommenen Schulden gewaͤhrte, behaͤlt ihr Pfandrecht von 
jenem Tage für die ſelbſt ſeit der Einfuͤhrung des Code einge: 
gangenen Schuldverbindlichkeiten bei; die Regel des Art. 2135. 
geht nur die feit der Verkündigung des Code verheiratheten Frauen 
an. A Limoges. R. G. 1836. 1. 99. — Paris. R, G. 1836. 

(54) Ein Unterpfand, welches von einem Dritten, im 

Heirathövertrage der Frau eines Handelsmannes, zur Sicherheit 

ihrer Ehefteuer auf eine Liegenfchaft beftellt wird, welche nach⸗ 

ber dem Manne zugefallen , ift zu feiner Wirkfamkeit dem Er: 
forderniffe der Eintragung unterworfen ; die Befreiung von biefer 

Foͤrmlichkeit, nad Art. 2135, ‚zu Gunften der Ehefrau, geht 
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nur bie gefeglichen, nicht die bedungenen Unterpfandrechte an: 
feibft die zur Sicherheit der Ehefteuer beftellten. Wenn daher 
die Frau erft nach der Vergantung ihres Mannes Eintrag ges 
nommen bat, fo ift fie alles Unterpfandrecdtes verluftig, wie es 
“jeder andere Gläubiger ſeyn würde; das Gefeg verfagt ihr. übers 
dies das gefegliche Unterpfandrecht auf die Liegenfchaften, melde 
der Mann nicht zum Zeitpunfte der gefchloffenen Ehe beſaß. 
Caſſ. Nismes. R. G. 1837. 2. 873. — Art, 551. C. comm. 
(U. ©. 234.9) 


+1) Dad gefeliche Unterpfandrecht der Ehefrau bedarf keines Ein- 
traged. Hohnh. IV. 242. — feine Ausdehnung und u 

ebend. 243. f. — erftredt ſich auch auf Gemeinſchaftsguͤter. 243. 

VII. 9, — vol. Ardiv f. R. I. 408. Brauer. V. ©. 634. — 

ſ. Nr. 13. ff. 44.49. 52. d. &.— f. Art. 2121. Nr. 2. 3.24. d.%, 

2) Entfchlagung der — chaft hat keinen Einfluß auf das 
Alter des Pfandrechtes der Ehefrau. —“ VII. 12, 

3) Sb den minderjährigen Kindern während der Dauer der Ehe 
ein gefegliched Pfandrecht am liegenfcaftlichen Dermögen des 

Baters zuftebe? — Bejaht. N. Tahrb. 1. 42. f. — Ber 

neint. Annalen I. 207. — vgl. Laukhard I. 305. — Ardiv 

4 Kon Be Zeitpunf ah Y fegtihe Unterpfanb 

on welchem Zeitpunfte beginnt dad gefeglihe Un ndrecht 
Lan Minderjähri en? Annalen IM. A easr. — N. a 
IV. 521 ff. — Zweck und Umfang diefed Rechtes. Hobnd. V. 
ig 92 — vol. Ardiv f. R. I. 408. II. 655. — f. 3. 16. 
51. d. 

5) Wann hört das gefegliche Pfandrecht auf die Güter des über; 

lebenden Ehegatten, ald Vormundes feiner Kinder, auf? N, 

zen. IL 119. — f. Nr. 8. d. T. 

6) R. F. über die Fortdauer des he Unterpfandrechted der 
Minderjährigen und Ehefrauen, nach Beendigung der Vormund⸗ 
fchaft und Ehe. Annalen V. 73. — vgl. Archiv f. R. IL. 1. 
— ſ. Nr. 13 — 17. d. T. 

7) ueber die Vexantwortlichkeit der Waifenrichter gegen Dritte, 
wegen unterlaflener Bewirkung der Eintragung der Forderungen 
der Minderjährigen an den Bormund, Abh. Annalen II. 225. — 
vgl. R.B. 1810. XII. und XVII. Samml, I. 1065._938, — 
val. Brauer IV. ©. 588. Not. 36. — f. Nr. 2, d. T. 

+ 8) Bormundfchaftl. zufr. 5.8 R. B. 1838. XIII. — ſ. 8. ©. 

2136. 2140 — 2143. 


1. Die Verbindlichkeit des Mannes, bas Unterpfandrecht 
feiner Frau eintragen zu laſſen, oder den Käufern Kenntniß da» 
von zu geben, bei Strafe der Hintergehung, erſtreckt ſich ſelbſt 
auf Liegenfchaften, welche ehegemeinfhaftlihe Errune 
genfchaft find. Die Frau kann den Mann vom perfönlichen 
Verhaft in Folge biefer Hintergehung duch ihre Einwilligung 





*) Srauengewalt über Ehegemeinfchaftsgut. Brauer VI. 316 — 
Zrefurt 494, . 5. 2). — 204 — 210, — 2165 — 218, hu au 
Bürgfhaftsleiftung der Vormuͤnder. Brause V. 6785. 


2135. 


2136. 
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2136. nicht befreien, ben ——— un in ihe Unterpfandrecht 
einzufegen. Paris. S. 17. 2. 228. L. 47. 437. 

2. Der allgemeinen Regel nad) liegt darin allein feine 
Hintergehung,, daß der Verkäufer über ein auf feinem Gute hafı 
tendes, fogar gefegliches, Unterpfandreht keine Erklärung ablegt. 
Wenn es indeffen vom gefeglihen Unterpfandrechte ber Frau fich 
handelt, fo ift der Mann, welcher daffelbe nicht hat eintragen 
laffen, verpflichtet, e8 zu erklären, bei ur der Hintergehung 
Zumal wenn nicht dargethan ift, dag der Käufer von dem nicht 
erklärten gefeglichen Unterpfandrehte Kenntniß gehabt habe. ©. 
H. Bw Riom. S. = nr 13. D 15. 1. 409. L. 51.5. — 
Paris. R. G. 1836. 2 

3. Sn foldem 2 ift die Einrede des guten Glaubens 
nicht zuläffig: — dann wenigſtens, wenn nicht bloß eine Erklärung 
bes gefeglichen Unterpfandrechtes unterblieben wäre, fondern fo= 
gar die ausdrüdliche Erklärung , daß Sr ſolches vorhanden , 
wäre abgeleut worden. Caſſ. Zouloufe. S. 27. 1. le D. 25. 
1. 58. L. 77. 312. — Bordeaur. R, G. 1833. 2. 364. — 
Paris. R G. 1836. 2. 164. 

(3)b. De Handeldmann ‚ unter benfelben Umftänden , 
macht der Hintergehung auch dann fich ſchuldig, wenn bie ver: 
pfändete Liegenfhaft exit in der Ehe erworben wurde. Vergebens 
würde er einwenden, daß nah Art. 551. C. comm, (X. ©. 
234.) die Frau eines Handelsmannes nur auf diejenigen Liegen: 
fhaften ein Unterpfand habe, welhe beim Eingang der Ehe dem 
Manne gehören. Diefer Artikel ift nur anwendbar, wo es ſich 
von Beftimmung ber Rechte der Frau beim BZufammentreffen 
mit den Gläubigern ihres in Gant 7 aa Ehemannes han: 
dei. Borbeaur. AR. G. 1833 

4. Anders verhält es fi * wenn der Mann das Unter« 
pfandrecht für getilgt halten konnte, wenn z. B. die Frau ihre 
Einwilligung zum Verkaufe gegeben hatte, aber im Zuſtande der 
Ninderjaͤhrigkeit, und in Folge diffen ihre —— waͤre 
für unguͤltig erklaͤrt worden. Caſſ. Colmar. S. 27. 1 336. D 
25. 1. 145. L. 79. 61. 


5. Ein Individuum, deſſen Liegenſchaften mit einem nicht 
eingetragenen geſetzlichen Unterpfandrechte beſchwert ſind, und 
welches auf die naͤmlichen Guͤter ein anderes Unterpfand beſtellen 
wuͤrde, ohne das Daſeyn des geſetzlichen Pfandrechtes zu erklaͤten, 
macht der Hintergehung ſich ſchuldig, ſelbſt wenn daſſelbe glaubte, 
oder glauben konnte, daß der neue Unterpfandglaͤubiger von dem 
geſetzlichen Pfandrecht⸗ Kenntniß habe. Es genuͤgt, wenn er 
dem Glaͤubiger wiſſent lich ein wirkungsloſes Unterpfand be⸗ 
ſtellt hat. In ſolchem CE kann kein guter Glaube angenom⸗ 
men werdet. Limoges. S. 28. 2. 137. D. 27. 2. 9. 

6. Im naͤmlichen Sinn entſchieden. Selbſt wenn nad 
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den befondern Umftänden ber Gläubiger — vom geſetzlichen 

Pfandrechte haben konnte. Poitiers. S. 31. 2. 264. . 

* 1) Die den Aemtern bei Ausfertigung der Traufheine und Beftel- 
lung der Vormünder vorgefchriebene Ferteu⸗ wegen Eintra⸗ 
ung der Pfandrecte. II. E. €. $. 27 

+2) Die. den Ortsgerichten, fandfchreibereien und Waifenrichtern 
diesfalls obliegende Derp —5 und Derautworstichteit, und 
—— dete 1. 103 - 108. — VI. 355. — VII. 


1. Kann der verbeiftänbete Minderjährige , gleih einem 
Großjährigen , im Heirathövertrage eine Beſchraͤnkung feines ge 
nu Unterpfandredhtes bewilligen? — zent Paris. S 

7. 2. 94. — — C. H. Bw. Paris. S. W. 356, 
D'18. 1.485. L . 58. 81, — f. Art. 1398. — Gaen. R . 6. 
1837. 2. 229. 

2. Das gefegliche Unterpfandrecht der Frau kann vertragss 
"mäßig auf gewiffe beftimmte Liegenfchaften eingefchränkt werden, 
allein diefe Beſchraͤnkung wird nicht vermuthet, fie kann nur 
das Ergebniß einer ausdrüdlichen Verabredung ſeyn. Es würde 
folglich nicht genügen, die Beſchraͤnkung des Unterpfandrechtes 
binfichtlih der Ehefteuer und des Witthums bedungen zu haben, 
um diefe Beſchraͤnkung aud auf andere, nicht ausdrüdlich bes 
nannte, — Erſatzforderungen anwenden zu koͤnnen. Paris. 

20. 2 72. L. 55. 383. 

(1) Die Klage bes Bormundes auf Minderung feines 
gefeglichen Unterpfandes ift eine ordentlihe Klage, die im Ders 
handlungswege gegen den Gegenvormund geführt und entfchieden 
werden muß. Die Minderung ift nicht gültig, wenn fie nur 
im Beftätigungserkenntniffe des Familientathsbeſchluſſes, ergangen 
auf bloße Vorftellung und ohne Beirufung des Gegenvormundes, 
ausgefprochen wurde; — es komme nicht darauf an, baf der 
Gegenvormund an dem beftätigten Familienrathsbeſchluſſe — 
genommen hat. Paris. J. 19. 8. 1834. 2, 380 — Caſſ. 
Rouen. J. 19. 8. 1834. 1. 434. **) 


* Be 8 die er Semdlionratges bier trete. U. E. €. $. 


4. Eine nicht in nn fiehende Frau Fann fich 
ber Minderung des Eintrages ihres gefeglihen Unterpfandrechtes 
bis zum Betrage der in ihrer Heirathsurfunde beftimmten Sum: 
men nicht widerfegen , fo lange fie nicht darthut, daß Veraͤuße⸗ 
rungen ihrer eigenthlimlichen Güter zum Vortheil ihres Mannes 
ftatt gefunden haben. Paris. S. 14. 2. 233. L. 37. 466. 


*) Trefurt 219, Nr. m — Roth IF. 59, 
**) Trefurt 224. $. 213 


) 2138. 


2140. 


2143. 


2144. 
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3. Der Mann kann die Minderung des gefeglichen Unter: 
pfandrechtes feiner Frau, auch wenn fie ihre Einwilligung ver: 
wer — erwirken. Nancy. S. 26. 2. 149. D. 24. 

* 1 . 


4. Die Subrogation in das gefegliche Unterpfandrecht der 
Frau erfordert das Gutachten einer Familienverfammlung , oder 
auc nicht, je nachdem das Nechtsgefchäft unmittelbar zur Unter: 
ftügung des Mannes, oder zur Erfüllung einer perfönlichen Ver: 
bindlichkeit der Frau vorgenommen wird. C. H. Vw. Dijon. $. 

D. 21.1. 23. . 66. 5. — Rouen. J. 19. S. 
1834. 2. 584. — Grenoble. R. G. 1833. 2. 457. 

(6) Die in einer Gemeinfchaftsehe verheirathete Frau kann 
einen Gläubiger ihres Mannes in ihr Unterpfandredht gültig 
fubrogiren , ohne zu Beobachtung ber Foͤrmlichkeiten der Art. 
2144 und 2145. genöthigt zu ſeyn; dieſe Foͤrmlichkeiten find 
nur in dem Falle nöthig, wo der Mann felbft die Minderung 
des Unterpfandes verlangt. Die von der Frau bewilligte Sub: 
rogation ift übrigens gültig, fie möge eine vorher beftandene Ver: 
bindlichkeit zum Gegenftande haben, oder eine folhe, bie Ar 
in der Subrogationsurkunde felbft eingegangen wird, Nancy, I 
19. S. 1835. 2. 85. 


Viertes Rapitel, 


Bon der Art, wie — und Unterpfänder eingetragen 
werden. **) 


(2146 — 2156. ***) | 
* 4) * 2. 2. II. XI. Samml. I. 1079. 1081: — vgl. Brauer - 


Not. 32 — 
2) dom der RB und Auszüge, Pfandſchr. Inſtr. $ 


3) Mitmirtung und —— — der Gerichtſchreiber. c. V. 
B. 1826. XIV. — vgl. Hohnh. I. 277. 

4) Verfahren bei Erneuerung der —— R. B. 1826. X. 
Samml. IV. 149. —— ohnh. VI. 166. — V. Juſtizminiſt. 
M.A.B. 1838. Nr. N. 43.) 

5) Bei Renovation der Pfandblcher genügt ed an einer — 
— der alten Einträge, wobei die alten Pfandbuͤcher 
ald F — zu * — Juſtizminiſt. O. A.B. 1830 

Ar. 59. Wehrer V 





=) vgl. Laukhard I. 402. 
**) ——— $. 204. Nr. 2. — 214, $. 206.— — 23, 5.210:3). 


Bet $ 
”**) Art. 2146. Er aldi; 2400, 2196 Dem —— 
comm, (A. ©. 212.) 
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6) Die neuen andbücher, " ‚ie die —— pe von 
n. MUB. 1 S.A.B. 


den ar gen werd 
N. 1 UA®. N. 100. —— V. 974. 

J — man auch bei einem Nicht: Handelsmann einen 
Pfandeintrag als ungültig anfehten, aus dem Grunde, daß er 
erft in ben legten zehn Tagen, vor - Gantausbruche genoms 
men wurde? — Bejaht. Pina . 10. 2. 235. — Bere 
neint Paris. S. 13. 2. 5. Fa 112. — Paris. S. . 

2. 14. — — Ss. 15. 2. 37. L. 40. 453. — ſ. A 

su Nr. 1. ff. 

10 b. Um den gantmäßigen Zuftand herzuftellen, genuͤgt 
es nicht, daß Wechſel, welche der Schuldner ausgeftellt oder ine 
doffirt hat, ihm proteftict wurden ; es ift überdies nothwendig, 
daß völlige Zahlungsunfähigkeit vorhanden fey, und ſich durch 
das gerichtlihe Zugriffeverfahren offenkundig gemacht habe. — 
Bei Guntmäßigkeit bleibt der Schuldner den Beftimmungen des 
gemeinen (franzöfifhen) Rechtes, für feine Perfon und fein Vermoͤ⸗ 
gen unterworfen. Es findet Feine Anwendung der Regeln der Handels« 
ra: ftaıt, BER wenn er eigene Wechſel aus geſtellt — Rennes. 8. 
14. 2. 61 D. 11.2. 3.— Brüffer. 8. 11. 2. a. = 234. 
(Me. 8. d. 5 — Cff. a S. 3 2. 312.D. 1. 650. (Nr. 
9. d.D.)— Rennes. S. 12. 2. 313. (Nr. 10 d. 2 = Art. 
2134. 2154. C. c. 437. ff. 443. C. comm. (4.S. 206. 212). 

15. Der Art. 2146. welcher den Pfandeinträgen auf Lies 
genſchaften, die zu WBorfichtserbfchaften gehören, die Wirkſamkeit 
verfagt, ift nur davon zu verftehen, wo es fih von Erwerbung 
eines neuen, nicht von Bewahrung eines Altern Pfandrechtes 
en. Caſſ. Bordeaur. S. 22. 1. 160. D. 20. 1. 212. L, 

539. — Gaen. J. 19. S. 1835. 2. 559. *) — €. 9. Vw. 
yarie. S. 13. 1. 418. D. 8. 1. 513. L. 31. 309. — Zurin. 

. 12. 2. 257. (Re. 13. 14. d. ©.) 

16. Eben fo, was einen nad) Eröffnung eines ledi — 
rain Eintrag betrifft. E. H. Vw. Befangon. S. 16. 1 
129. D. 13. 1. 559. L. 44. 289. 

16 b. Ein Gläubiger, deffen Forderung (im Augenblide 
der Sröffnung einer unter Vorſicht des Erbverzeichniffes angetres 
tenen Erbſchaft) für Kapital und verfallene Zinfen ordnungs. 
mäßig eingetragen wurde , Bann fpäter zu Bewahrung der feit 
Eröffnung der Erbfhaft laufenden Zinfen Eintrag nehmen; dies 
fer zweite Eintrag, welcher fich wefentlih an den erften anfchließt, 
wird nicht durch die Beſtimmung des Art. Er wirkungslos 
gemacht. Paris. S.29. 2. 14. D. 27. 2.65. L. 85. 233. 

17. Die nämlihe Beftimmung des Art. 9146. iſt ſelbſt 
auf den Fall anwendbar, wo der Eintrag zu Bewahrung des 
Vorzugsrechtes des Verkaͤufers genommen wurde. Man kann 


2) vgl. Laukhard I. 347. 
45 
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2146. 
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nicht ſagen, da Feine Frift zu Bewahrung diefes Vorzugsrechtes 


m... fey, fo Eönne der Verkäufer jederzeit und in allen 


Fällen einen wirffamen Be nehmen. Toulouſe. 8. 
26. 2. 216. D. 24. 2. 186. L 75. 253. — Nismes. S. 30, 
© — 6,9. Bw. yon. S. 19. 1. 97. D. 16. 1. = 

L. 53. 215. (Nr. 6. d. DO). — Bordeaur. S. 26. 2. 306. D 
24. 2. M. — Zouloufe. S. 26. 2. 216. D. 24. 2. 186. L. 
75. 253. (Me. 18. d. DO). — f. rt. 461. 

19. Die Gläubiger einer Vorſichtserbſchaft Finnen nad 
Eröffnung derfelben keinen Eintrag auf die Güter nehmen, melde 
darunter begriffen find, Eraft eines feit diefer Zeit erlang⸗ 
ten richterlichen Unterpfandrechtes. Menn die Erbfhaft von eis 
nigen Erben unter Vorficht des Erbverzeichniffes,, von den übris 
gen aber unbedingt angetreten worden ift, fo ergreift ein Pfand⸗ 
eintrag, in Kraft eines dem Ableben erft nachgefolgten Rechtstis 
tels, nicht einmal die unbedingten Erben: in Anbetracht, daß der 
Tod des Schuldners das Schidfal aller Gläubiger feftftelt. 
Rouen. S. 17. 2. 173. 

20. Ein Handfhriftgläubiger kann nicht nach dem Ableben 
ſeines Schuldners ein Unterpfandrecht zum Nachtbeile der übrigen 
Erbfchaftsgläubiger erwerben , felbft in dem Kalle, wo die Erb: 
(haft — angetreten wurde. C. H. Vw. Rouen. S, 19. 
1. 131. 16. 1. 668. L. 53. 433. 


+ ——— der Grundherrn ſind von ven AETIUNTEONEIEN 
(Kreidregierungen) auszufertigen. Hohnh. V 


1. 2. Ein Berfehen bei Beobahtung einer Foͤrmlichkeit 
zieht nicht die Nichtigfeit des Pfandeintrages nah fih, wenn 
daffelbe nicht weſentlich befhädigend ift, und nicht wirklichen 
Nachtheil gebracht hat. H. En: za. 8. 14. 1. 1%6. — 
GC. H. Vw. Guadeloupe. S. 26. 1. 92. D. 23, 1. 379. — f. 
Nr. 9. 42. 88. 

3. Obgleich der Pfandfchreiber zu feinen eigenen Gunften 
ein Zeugniß ausftellen kann, daß Fein Pfandrecht eingetragen 
fey, fo kann er doch er = I ich feibft aufnehmen. Paris. 

12. 2. 16. — S. 12.2 24 D, 8. 2. 130.L. %6. 570, 
(Art. 21%. Nr, 1. d. 9) 

6. Man kann feinen Eintrag für nichtig erklären, unter 
dem Vorwande, daß er das Datum des urfprünglichen Rechts 
titels nicht enthalte, wenn bderfelbe einen fpätern, den urfprüng« 
lihen mobdificirenden Mechtstitel enthält, aus welchem das Dar 
tum und bie Verfügung zu erfehen ift. — Folglich kann auch 
ein ber Erneuerung halber genommener Eintrag nicht für une 
gültig erklärt werden, weil darin die Befchreibung des urfprüngli« 
chen Eintrages nicht vorkomme, wenn biefe Befchreibung in den 


Unterpfänder eingetragen werben. 707 


Büchern mittelft einer Randbemerkung des Pfandfchreibers er⸗ 
gg if. C. H. Bw. Caen. S. 19. 1. 45. D. 17.1. 
189. 


7. Ein Geffionar mittelft Privaturkunde, welcher in ſei⸗ 

nem Namen ben von feinem Gedenten genommenen Eintrag 
erneuert, iſt nicht gehalten, im neuen Eintrage bie Urkunde, 
durch welche er Geffionar geworden ift, anzufähren, bie Vorlage 
und Angabe der öffentlihen Urkunde, worin das Pfandrecht bes 
ftellt worden, if genügend. E. H. Bw. Poitiers. S. 19. 1. 
490. D. 17. 1. 492. L. 55. 104. — f. Nr. 50, ff. 
9. Ein Pfandeintrag ift nicht darum allein nichtig, daß 
ber Intereffent nicht die Urſchrift oder beglaubte Ausfertigung 
ber Urkunde vorgelegt hat. Der Eintrag auf gehörig gefchehene 
Vorlegung einer Abfchrift der Urkunde muß aufrecht erhalten 
werden, wenn anders das Dafenn des Mechtstitels felbft unwi⸗ 
berfprochen ift, und die nicht gefchehene Vorlegung des letztern 
dem Schuldner einen Nacytheil gebracht hat. Caff. Guade⸗ 
loupe. S. 23. 1. 337. D. 21. 1. 255. L. 67. 94. * ) 

11.12. Ein Pfandeintrag, worin der Gläubiger unter unrichtie 
en (oder ohne) Vornahmen bezeichnet ift, hat Gültigkeit, wenn 
über die Fdentität des Gläubigers Fein Zweifel beſteht. Rouen. 
S. 9. 2. 186. D. 7. 2. 107. L. 


. + ⸗ 23. 58. en C. H. Vw. 
Rouen. S. 10. 1. 179. L. 26. 449. 


2148, 


13. 14. Ein von einer Handelsfirma genommener Eintrag 


ift gültig, wenn er gleich die Bornahmen der Gefellfchafter nicht 
enthält. Paris. S. 10. 2. 67. D. 8, 2. 68. L. 25. 478. 
= 9. Vw. Brüffel. S. 10. 1. 180. D. 8, 1. 118. L. 26. 


15. Ein Pfandeintrag, welcher nicht den wirklichen Wohne 
fig des Glaͤubigers enthält, ift nicht wegen biefer Auslaffung 
als nichtig anzufehen. Paris. S. 9. 2. 3. 208.L. 23. 30. 

. Wenn nämlid der Gläubiger auf andere Weiſe hine 
laͤnglich darin beſchrieben ift. Paris. S. 12.2.3, — Turin. 
S. 7. 2. 674. — €. H. Bw. Paris. S. 10, 1.92. D. 7. 1. 
406. L. 24.1 


17. Eben fo, wenn aus dem Ganzen des Inhalts here 
vorgeht, daß der Namen und Wohnort des Gläubigers 
den Dritten nicht unbekannt oder ungewiß bleiben konnte, 
und wenn übrigens der Eintrag den erwaͤhlten Wohnfig enthält. 
C. H. Vw. Guadeloupe. S. 26. 1. 92. D. 23, 1. 379. 





*) Laukhard I. S. 387. 
**) Laukhard I. &. 376. 
**0*) Laukhard I, S. 383, 
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18. Im entgegen gefegten Sinn entfhideen: felbit im 

letzten Falle. C. H. Bw. Montpellier. S. 10. 1. 290. D. 8. 
1. 975. L. 277. 337. 
19. Ein Pfandeintrag, worin der Gläubiger die Stadt 
angegeben hat, wo er wohnt, kann gültig ſeyn, obgleich nicht 
die Straße und das Haus bezeichnet worden. Paris. S. 15. 
2, 237. L. 40. 453. 

20. Wer nach Inhalt eines beſtimmten Rechtstitels Ei- 
genthuͤmer einer Schuldforderung iſt, kann gültig alle Rechts— 
handlungen zu Bewahrung dieſer Schuldforderung vornehmen, 
obwohl er in der That nur einem Dritten den Namen herge— 
lichen hat. Jedes Nechtsgefchäft, welches von einem, der ben 
Mamen herleiht, verrichtet worden, fommt dem Dritten zu flat: 
ten, namentlid was Pfandeinträge betrifft. Caſſ. Agen. 8 
13. 1. 376. L. 37. 390. 

21. Ein vom Nugnießer einer Schuldforderung in feinem 
eigenen Namen genommener Pfandeintrag, ohne Vollmacht oder 


- Erwähnung des Eigenthümers, ift nicht genügend, um das 


Pfandrecht des legtern zu bewahren. €. H. Bw. Paris. S. 6. 
1.209. D. 4 1. 154. 

22. Ein Pfandeintrag ift darum nicht nichtig, mweil er unter 
Sefamtbezeihnung der Erben, ohne die Namen derfelben anzuführ 
ten, genommen worden ift. Paris. S. 8. 2.127.— Paris. S. 9. 
2, 208 L. 3. 2330. — ©. 9. Bw. Paris. S 10. 1. 22. D. 
7.1. 406. L. 24. 1. 

23. Ein Eintrag ift nihtig, wenn er unter dem Namen 
der Erben der Gläubiger, ohne deren wirklichen Namen, Vornas 
men und Wohnfig anzuführen,, genommen worden ift. €. 9. 
Vw. Rennes. S. 8. 1. 92. D. 5. 1. 516. L. 20. 209. — f. 
Art, 2149. 

24 Iſt eine Schuldverfchreibung in Öffentlicher Urkunde, 

auf den Inhaber lautend, ohne eine andere Bezeichnung bes 
Glaͤubigers, geeignet, ein Unterpfand zu erwerben ?— Nicht ent- 
ſchieden. In jedem Falle ift der Pfandeintrag, welcher in Folge 
einer folhen Verfhreibung vom Notär für und zum Bortheil 
des Inhabers genommen murde, ohne andere Angabe feines 
Namens, Gewerbes und Mohnortes , nichtig und wirkungslos. 
Poitiers. S. 30. 2. 22. 
26. Muf der Pfandeinttag bei Strafe der Nichtigkeit das 
Gewerbe, ſowohl des Gläubigers als des Schuldners, enthalten? 
Bejaht. Brüffel. S. 10. 2. 564. L. 28. 110. — Befangon. 
s. 9. 2%. 11. D. 7. 2. 38. L. 41. 461. — Berneint. 
Brüffel. S. 11. 2. 375. L. 33. 225. 

27. Zumal wenn der Pfandfhuldner fih hinſichtlich ber 
Perſon des Gläubigers, welcher den Eintrag erwirkte, weder irrte, 
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noch irren konnte. Diefe Zörmlichkeit ift nicht weſentlich. Gaff. 2148: 
14. N. 4. | 


Befanson, S. 10, 1. 383. D. 8. 1. 14 

28. Die Erwählung eines MWohnfiges bei einem Pfands 
eintrag ift eine wefentlibe Foͤrmlichkeit, deren Unterlaffung die 
Nichtigkeit nah fih zieht. Douai. S. 20. 2. 99. — C. 9. 
Bw. Aaen. S. 16 1. 45. D. 14. 1. 465. L. 46. 161. — 
Caſſ. Riom. J. 19. S. 1835. 1. 5. 2. 129. — Caſſ. Paris. 
R. G 1836. 1.556 — Orleans. R. G. 1837. 2. 89. 

29. Ein Pfandeintrag ift niht darum allein nichtig, weil 
er von Seiten des Gläubigers Feine Wahl eines Wohnfiges in 
einem Drte des Pfandfchreibereibezirkes enthält. Diefe Form 
Jichkeit ift nicht mwefentlih. Mes. S. 12. 2. 388 — Grenoble. 
S. 24. 2. 79. L 71. 123. — Paris R G. 1833. 2. 95. — 
Riom. S. 28. 2. 78. D. 25. 2. 188. (Nr. 30. d. ©.) 

31. Am wirklichen Wohnfige, und nicht am MWohnfige ber 
eingetragenen Gläubiger, müffen die Erkenntniffe behändigt mer: 
den, welche den Strich ihrer Pfandeinträge verordnen. Ent: 
ſcheidungen des Juſtiz- und Finanz Miniſt. S. 10. 2. 499. — 
f. Art. 111. 2156. 2159. 

33. Ein Pfandeintrag, welher auf das verpfändete Haus 
genommen worden, ohne den gegenwärtigen Inhaber, welcher 
nicht hat trangferibiren laffen, zu bezeichnen, ift in genuͤgender 
Form. Paris. S. 8, 2. 289 L. 20. 360. 

34. Ein auf den alten Eigenthuͤmer, und nicht auf den 
wirklichen Inhaber der Liegenfchaft, genommener Pfanbeintrag 
ift gültig, obfhon dem Gläubiger die Veränderung brfannt mar, 
die fih im Eigenthum ergeben hatte. Caen. 8. 12. 2. 451. 
D. 10. 2. 106. 

35. Wenn ein Schuldner die Fiegenfchaften veräußert hat, 
bie er verpfänder hatte, fo find die Gläubiger, welche Einträge 
auf diefe Liegenfhaften nehmen, nicht gehalten, in ihren Aus: 
zügen (bordereaux) den Käufer anzuführen ; es genügt, wenn 
fie das Individuum namhaft machen, weldyes die Verbindlichkeit 
eingegangen hat. Brüffel. S. 12. 2. 305. 

36. Der Schuldner, deffen Namen und Berhältniffe 
in dem Einterge (dem urfprünglichen ſowohl als dem erneuerten) 
enthalten ſeyn müffen, ift derjenige, welcher die Schuld. aufge 
nommen, und das Unterpfandrecht beftellt hat, von beffen Be: 
wahrung es ſich handelt, felbft wenn er verkauft hätte, und nicht 
mehr Inhaber der verpfändeten Liegenfhaft wäre: vorausgefegt 
jedoch, daß das Eigenthum nicht freigemaht worden. Caſſ. 
Nismes. S. 16. 1. 265. D. 14.1. 520. L. 46. 417. Nr.50.ff- 

37. Der Pfandfcpreiber ift für den Nachtheil nicht ver 
antwortlih, welcher aus ber in feinem Zeugniffe mangelnden 
Erwähnung der vorhandenen Einträge entfteht, wennfein Irrthum 
aus einer unzulänglihen Befchreibung des Schuldners in dem 
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Auszuge (bordereau), auf welchen ber as zu nehmen war, 
entfprungen iſt. Die Befchreibung ift unzulaͤnglich, wenn ber 
Schuldner nur mit einem einzigen Vornamen bezeichnet ift, waͤh⸗ 
send er deren zwei hat, und fi in der nämlidren Gemeinde 
Verwandte befinden, welche den nämlihen Vornamen führen, 
zumal wenn der Eintrag kraft eines richterlichen Unterpfandreche 
tes, und ohne Anführung einer Liegenfchaft genommen wurde. 
Caff. Avesnes. S. 21. 1. 344. D. 19. 1. 372. L. 61. 276.— 
f. Art. 2197. ’ j 

39. Der Pfandeintrag muß bei Strafe der Nichtigkeit alle 
jene Angaben enthalten, welche als wefentlich für benfelben bes 
erachtet werden koͤnnen, und namentlich das Datum des Rechtd« 
titel8, oder in Ermangelung eines folchen ben Zeitpunkt, wo 
das Unterpfandrecht feinen Urfprung genommen hat. Caſſ. Luͤt⸗ 
tih. S. 7. 1. 234. D. 5. 1. 234. L. 18. 81. 

40. Ein Eintrag iſt nichtig, wenn er ein unrichtiges Da« 
tum der ihm zu Grunde gelegten Urkunde angibt. C. H. Vw. 
Rennes, S. 8. 1. 92. D. 5. 1. 516. L. 20. 309. 


41. Ein Pfandeintrag ift nicht wefentlich nichtig, weder 
- Auslaffung des Gewerbes und wirklichen Wohnortes des 
Glaͤubigers oder Schuldners, noch wegen Auslaffung oder irriger 
Ungabe des Namens des Motärs, welcher die urſpruͤngliche 
Schuldurkunde aufgenommen hat: noc weil das wirkliche Da- 
sum des Rechtstitels abwechfelnd mit einem unrichtigen Datum . 
angeführt wurde. C. H. Bw. Paris. S. 13, 1. 364. D. 11. 


‚4, 283. L. 37. 168. f. Nr. 16. und 26. 


42. Ein Irrthum in Angabe des Datums des Rechtstitels 
sieht die Nichtigkeit des Pfandeintrages nicht nach fih, mwenn 
anders jener Irrthum nicht von der Art ift, um die Sdentitäe 
ber Schuldforderung ungewißlzu machen, und wenn er Niemanden 
einen Nachtheil verurfaht hat. Meg. S. 12. 2.6. — GC . 
9. Bw. Riom. S. 14. 1. 126. — €. H. Vw. Zouloufe. S, 
16. 1. 151. D. 13. 1. 592. 

43. Die Auslaffung des. Datums des Rechtstitels, welche 
ber Pfandfchreiber bei einem Pfandeintrage begangen hat, kann 
durch einen Auszug (bordereau) ergänzt werden, welcher jen«s 
Datum anführt, und vom Gläubiger vor der Verteilung des 
Erlöfes vorgelegt wird. Paris. S. 5. 2. 591. L. 11. 71. 

44. 45. Bei einem Pfandeintrage wird bie Erwähnung 
der Eigenſchaft des Rechtstitels nicht als eine wefentliche Foͤrm⸗ 
lichkeit betrachtet, deren Auslaſſung Nichtigkeit nach ſich zieht; 
es genügt, wenn der Rechtstitel dergeſtalt angeführt mworden, um 
bie Herſtellung ber Rechtmäßigkeit der Schuld badurch möglich 
su machen. ©. H. Vw. Poitiers, S. 16. 1. 407. D, 14. 1. 
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a L. 47.65. *) — ... R. G. 1837. 2. 922. — 
€. H. Vw. Befangon. S. 20. 1. a D. 18. 1. 282. L. 58. 

283 — G. H. Bw. Paris, S 24. 1. 111. D. 21. 1. 475. 
L. 68. 401. 405. 

(45) b. Im entgegen gefegten Sinn eniſchieden, ſowohl 
wegen —— des Datums, als des Rechtstitels. Caſſ. 
nn . G. 1833. 1 641. 

46. 47. 48. 49. Die Eigenfhaft des Mechtstiteld bei eis 
nem en ift genügend angegeben, wenn batin gefagt 
wird, daß derfelbe in Kraft einer Sculdforderung genommen 
ſey, welche in einer Notariatsurfunde anerkannt worden, Zinfen 
trage, und an einem — Biele faͤllig ſey. Douai. S. 

2. 99. — Zouloufe. S. 0. 2 292. — C. H. Vw. Gua⸗ 


2148. 


deloupe. 5.2%.1.92 D. 23. 1. 379. — €. 9. Bw. Gua 


deloupe. S. 25. 1. 287. D. 23. 1. 92. L. 74 242. 
50. Wer die Rechte mehrerer Gläubiger befigt, ift in ſei— 


nem Eintrage nur gehalten, den Rechtstitel anzuführen, aus 


welchem fein Unterpfandrecht entfpringt. Er hat nicht nöthig, 
die verfchiedenen Mechtstitel der Geffi g- oder des UWebertrages 
anzufühten. C. H. Regl. des juges. S. 7. 2. 1001. 

51. Zur Gültigkeit eines ee kann es genügen, 


daf der Rechtstitel der Schuldforderung ftilfhmweigend angegeben 


ift, durch eine Anführung,, melde ben — vorausſetzt. 
Caſſ. Amiens. 8. 21. 1. 35. D. 18. 1. 599. L. 60. 81. 

54. Der Eintrag einer Pfanderneuerung, welchen ein in 
die Wirkungen eines früheren Pfandeintrages fubregirter Gläus 
biger genommen hat, ift nichtig, wenn, unabhängig von ber 


Anführung der Subrogation, nicht die des urfprünglichen — | 


titels der Forderung darin enthalten ift. Paris. S. 16 

L. 45. 223. — €. 9. Bw. Paris, S. 18. 1. 300. D. 16. 
1. 91° L. 51. 504. — Doch genügt bier bie on auf 
einen früheren, beutlich —— Eintrag. Paris. 8. 18. 
2. 257. L. 51. 516. (Mr. 8. d. 

55. Ein „auf die Güter * Büuͤrgen genommener Pfand⸗ 
eintrag kann fuͤr nichtig erklaͤrt werden, wenn er als urſpruͤng⸗ 
lichen Rechtstitel die Urkunde anfuͤhrt, worin der Hauptſchuld⸗ 
ner ſich verbindlich gemacht hat, die Buͤrgſchaft zu leiſten, ohne 
der fpäteren Urkunde zu erwähnen, worin der Buͤrge ſich . 
bindlih gemadt hat. ©. H. Bw. Colmar, 8. 22. 1. 249. D. 
20. 1. 216 ‚449. 

56. Fuͤr die Gültigkeit eines Pfandeintrages, welchen ber 
Geffionar einer Schuldforderung in feinem Namen genoms- 
men hat, genügt es, wenn barin ber urfprüngliche Mechtstitel des 


*) Laukhard I, 389, 
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2148. Gedenten angeführt wird; es ift nicht nöthig, daß auch ber 
befondere Rechtstitel des Geffi .. angeführt fey. Caſſ. Nie: 
mes. S. 16. 1 323. D. 14. 1. 925. L 46. 19.9) — €. 
H. Bw. Brüffel. S. 10. 1. 318, D. 8. 1. 159. L. 27. 83.— 
a. m S. 13. 1. 111. D. 11. 1. 124. L. 36. 79. (Mr. 

58. Wenn in einer Schuldverfchreibung ein Ehemann bie 

eigenthümlihen Güter feiner Frau verpfändet, und letztere es 

genehmigt hat, fo kann nur in Kraft der Genehmigung ber 

ns genommen werden. Paris. S. 8. 2. 287. L, 


59. Wenn ein Ehemann fi unterpfändlich verpflichtet, 
fowohl in eigenem Namen, als für feine Frau gutftehend, und 
Iegtere den Vertrag in einer befondern Urkunde genehmigt, fo 
bewahrt der Gläubiger fein Unterpfandreht auf die Güter ber 
grau nur, wenn er in feinem Pfandeintrage gleichzeitig den ur« 
fprünglihen Nechtötitel der Forderung — die Genehmigungs⸗ 
urkunde — Paris. S. 10. 2. 545. L. 21. 551. 

60. Der Gläubiger einer Rente in Brodfrühten kann 
nur für die Summe collocirt werden, auf melde er das Kapital 
in feinem Pfandeintrage gefhägt hat: ſelbſt, wenn feit dem 
Eintrage der Preis der Früchte geftiegen ſeyn follte, und durch 
diefe Erhöhung das Mentenkapital einen beträchtlicheren Werth 
erhalten hätte. Lüttih. S. 10. 2. 372. 

61. Im entgegen gefegten Sinne entfchieden. Orleans. 
S. 29. 2. 204. D. 27. 2. 232. L. 84. 158. 

61b. Ein Pfandeintrag iſt nichtig, wenn er weder das 
Datum des Rechtstitels, noch den Betrag der Forderung, noch 
die Verfallzeit enthält, obwohl derfelbe zur Sicherung einer 
Schuld genommen wurde, deren verorbnete Liquidation noch 
nicht gefchehen fenn follte. Caſſ. Colmar. $. 12, 1. 132. D. 
10. 1. 140. L. 32. 512. 


63. Die Werthangabe der Forderung ift bei Pfandeinträs 
gen zur Bewahrung richterlicher Unterpfandrechte nicht unbedingt 
nothwendig. €. H. Bw. Mes. S. 26. 1. 12. D. 3.1. 
388. L. 74. 359. **) 

64. Zumal, wenn dieſes Unterpfandrecht von der Richtig 
ſtellung — abzulegenden Rechnung abhaͤngt. Ren Ss. 238. 
2. 171. D. 27. 2. 32. — Paris. S. 22. 2. 381. D. W. 2. 
177. L. 64. 265. (Nr. 62. d. D.) 

65. Ein zur Sicherung dereinfliger und unbeflimmter 





“) Laukhard I. ©. 378. 
®*) Laukhard I, &, 327. 


Unterpfänber eingetragen werben. 713 


Rechte genommener Pfandbeintrag muß bei Strafe der Nichtigkeit 2148. 
die Werthangabe der Summe, für welhe er genommen wird, 
re es iſt dies eine wefentlihe Foͤrmlichkeit. Pau. 8. 

66. Die Anfuͤhrung der Verfallzeit der Forderung, welche 
im Art. 2148. vorgeſchrieben iſt, muß bei Strafe der Nichtigkeit 
geſchehen, obwohl es von einem richterlichen Unterpfandrechte 
ſich handelt. Dieſe Anfuͤhrung wird nicht durch die Erklärung 
erſetzt, daß das Unterpfandrecht die Wirkung eines verurtheilen⸗ 
den ee fey. Rouen. S. 10. 2. 67. — Lüuͤttich. 8. 
10. 2. 372. D. 8. 2. 100. — Entfcheidung des Großrichters: 
85.8.2. 230. — E H Bw. Amiens. S. 32. 1 1. 481.) — 
Poitiers. I. 19. S. 1835. 2. 339. 

67. Wenn ein Gläubiger zur Sicherheit einer wirklich 
verfallenen Forderung Pfandeintrag nimmt, fo ift er nicht bei 
Strafe der Nichtigkeit gehalten, den Zeitpunft a ag 
die Verfallzeit ihren Anfang genommen bat; es genügt für die 
Abficht des Gefeges an der Erwähnung, ar die vers 
fallen fey. Nismes. S 11. 2.79. D. 2 47. L. %9. 505. 
€. 9. Bw. Douai. S. 11. 1. 320. D. 3 1. 328. — €. 9. 
‚Bw. Lüttich. S. 13 1. 257. D. . 1. 604. L. 35. 3238, — 
C. H Bw. Guadeloupe. S. 25. 287. D. 23.1. 2. L. 
74. 242. — €. 9. Bw. — 8. ar 1. 92. D. 3. 
1. 379. — Riom. S. 30. 2. 31. D. 77. 2 = (Nr. 69 d. 
O.) — ©. H. Vw. Rennes. S. 17. 1. 148. D. 15. 1. 333, 
L. 49 446. (Nr. 84. d. ©.) 

68. Im entgegen gefesten Sinn entfchieden. Nismes. 
S. 10. 2. 544. — Nismes. R. G. 1833. 2. 198. 

70. Soviel die Zinsrüdftände betrifft, muß der Eintrag 
die Zeit, wo fie verfallen find, angeben, bei Strafe der Nichtig« 
keit. Enıfheidung des Großrichters. S. 8. 2. 230. 

71. Ein Gläubiger, welcher einen Pfandeintrag für pros 
teftirte Handelseffekten begehrt, verfährt der Abficht des Gefeges 
gemäß; das Wort Aa — ru die Verfalljeit 
“> = H. Vw. Lüttich. 3. 1. 257. D. 10. 1. 604. L. 


72. Ein Pfandeintrag ift darum allein nicht nichtig, per 
die Verfallzeit darin in einem kürzeren Ziel angegeben ift, als 
ed in der Rechtsurkunde fih befindet. Mes. S. 12. 2. 62. 
73. Die Anführung ber Verfallzeit kann in gleichbedeu⸗ 
tenden — geſchehen. Tutin. 8. 7. 2. 674. — C. D 
Vw. Luͤttich. S. 13. 1. 257. D. 10. 1. 604. L. 35. 328, 
74. Die Verfalizeit ift daher hinlaͤnglich ausgedruͤckt, wenn 





*) Laukhard I. &, 391. 
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95. Gleichwohl ift e8 richtig, daB wenn ber Gläubiger 2148. 
ſich darauf beſchraͤnkt, Eintrag auf die Liegenfhaften zu nehmen, 
welche fein Schuldner im Augenblide des Urtheils befigt, biefer 
fo beſchraͤnkte Eintrag keinesweges auf die Liegenfchaften ſich 
erfiredt, die der Schuldner in der Folge erwirbt. Wergebens 
würde man einwenden, daß das richterliche Unterpfandrecht an 
fih fchon auf den gegenwärtigen und künftigen Gütern hafte, 
und daß es nicht nothmwendig ſey, diefe Güter in einem Pfand: 
eintrag anzuführen, der zur Wahrung jenes Rechtes genommen 
rs C. 9. Vw. Pau, S. 28. 1. 163. D. 26. 1. 29. L. 


%. Das Unterpfandreht aus einem Urtheile gegen einen 
Schuldner, welcher auf die Erfüllung früherer Verträge, in Were 
zug gefegt wurde, kann auf die Gefamtheit feiner Liegenfchaften, 
und. ohne irgend eine fpecielle Befhreibung eingetragen werden, 
wenn gleich durch jene Verträge, und felbft durdy ein vorherges 
gangenes Urtheil, gewiffe Liegenfchaften des Schuldners als zur 
vorzugsweifen Belaftung mit dem Unterpfandrechte beftimmt, be« 
zeichnet feyn follten, ©. H. Bw. Nancy. S. 26. 1. 230. D 
23. 1. 276. L 73. 373. 

99. Der Pfandeintrag, welcher genommen wurde, ehe ber 
Schuldner Eigenthümer der Liegenfhaft war, bringt Feine Wire _ 
tung binfihtlih Dritter hervor , welche auf dieſe Liegenfchaft 
— — — H. Vw. Befangon. 8. 7. 1. 345. D. 5. 


104. Der Schuldner Fann ſich nicht auf Unförmlichkeiten 
bes Pfanbdeintrages berufen, um Nichtigkeit deffelben zu beachs 
ren. Die Nichtigkeit ift nicht im Intereffe des Schuldners, fone 
dern — — rw der Gläubiger geordnet, Befangon. 


105. Zumal wenn diefe durch Gefährde oder Verſehen 
bes. Schuldners felbft veranlaßt wurde. Paris. S. 9. 2. 247. 
L 23. 406. 

107. Wer ein Gut als frei von Unterpfandrechten.. ver 
kauft, ift verpflichtet, dem Käufer für den Strich der Pfandein« 
träge zu forgen, welche nach dem Zeuaniffe des Pfundfchreibers 
auf ben Verkaͤufer genommen worden find. Er fann ſich deffen 
nicht entheben, obwohl die Einträge durch Irthum oder Gleiche 
ee der Namen auf ihn gemacht zu feyn fcheinen, und in 

ee That ein anderes Individuum als ihn betreffen. Mit 
andern Worten: der Käufer ift nicht gehalten, den Werth der 
Einträge zu unterfuhen. Es ift Sache des Verkäufers, den 
fandfchreiber zu veranlaffen, den Auszug (bordereau) zu ver« 
effern, in den er. ungeeigneter Weife unftatthafte Einträge ein⸗ 
— * Caſſ. Amiens. 8. 9. 1. 130. D. 7. 1. W. L. 
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(109) Die Vorlegung ber. Rechtsurkunde an den Pfand⸗ 
fchreiber, in Kraft deren man eine Pfandeintragung begehrt, ift 
nur im Sntereffe diefes Beamten vorgefchrieben ; die Verſaͤu⸗ 
mung dieſer Foͤrmlichkeit kann daher die Nichtigkeit des Eintrages 
m fi ziehen. ©. H. Vw. Toulouſe. R. G. 1833. 


(110) Es gibt Beine, weientlihen Förmlichkeiten bei einem 
Dfandeintrage, als folhe, deren Zwed ift, dem Dritten bie 
Lage des Schuldners in unterpfändliher Beziehung befannt 
zu machen. Paris. R. G. 1833. 2. 95. 

(111) Wenn ein Gläubiger, im Befige von zwei Urkuns 
den , beren eine ihm ein fpecielles, die andere ein allgemeines 
Unterpfandrecht einräumt, für beide Urkunden nur einen einzigen 
Eintrag auf einmal nimmt, fo muß er zu Bewahrung der 
Specialhypothet die Liegenfhaft, morauf bdiefelbe hafter, aus 
drücdlich angeben. Wenn er fih darauf beſchraͤnkt, zu fagen, 
daß er Eintrag auf alle gegenwärtigen und fünftigen Güter des 
Schuldners nehme, fo ift der Eintrag gültig in Beziehung der 
legtern Urkunde, und ungültig hinſichtlich der erſtern. Agen. 
R. G. 1833. 2. 108. 

(112) Ein Irrthum im Bezirke, welcher in der Verpfän« 
dungsurkunde hinſichtlich der Lage der verpfändeten Liegenfchaft 
begangen wurde, zieht die Nichtigkeit der Pfandverfchreibung 
nicht nah ſich, wenn anders ber Eintrag bei ber wirklich ein 
fhlägigen Pfandfchreiberei genommen , und in diefem Eintrage 
ber Irrthum nicht aufs neue begangen worden ift. Lyon. R. G. 

833. 2. 282. *) 


* II. €. €. ß, 26. g. 20. 


1. Wenn man dem Pfandfchreiber einen Auszug uͤbergibt, 
welcher eine große Anzahl einzelner Güter enthält, die vom Uns 
terpfandrecht ergriffen werden, fo muß derſelbe in feinem Bude 
den angegebenen Inhalt jedes Stüdes mit feinen Angrenzern 
und Aufftößern anführen; es genuͤgt nicht, die Anzahl und 
Lage dieſer Güter im Ganzen zu bezeichnen. ntfheidung des 
Großrichters. S. 9. 2. 66. 

f. Art. 2197. 2202. 





*) Gegen wen ift Infeription zu nehmen, und in welcher Frift? 
3adar. IE 271. — Bon dem Redtstitel der Infeription. 272. 
— Bon den Liegenfhaften, ‚auf weldye Infeription genommen 
werben Tann. 273. — Bon der Forderung, wofür biefelbe ges 
nommen werden Tann. 274. — Bon den Bedingungen der 
Gültigkeit einer Inſcription. — Geridhtöftand. 278. — Bon 
der Berbefferung mangelhafter oder fehlerhafter Inferiptionen. 
279. — Von der Forderung, für welche die verpfändete Lie: 
genfhaft haftet. 285. — Inhalt der Pfandrecdhtseintragungen. 
Bett $. 63—73. 
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1. Die Zinfen der Pfandfhulden müffen nad den Ger 2451. 
fegen collocitt werben, welche zur Zeit bes vorgenommenen Ges 
richtözugriffe® galten, ohne Ruͤckſicht auf die vorhandenen Gefege 
zue Zeit der genommenen Pfandeinträge , oder gr der 
verfhiedenen Sculdverfhreibungen. Brüffel. S. 7. 2. 721. 

L. 19. 297. 

3. Die zwei Jahre Zinsrheftand, welchen der Art. 2151. 
das gleiche Vorreht wie dem Kapitale bewilligt, find nicht bes 
ſchraͤnkt auf jene, welche unmittelbar dem Dfandeintrage Fr 
felgen, N überhaupt zwei Jahre. Angers. 5.28. 2 


4. Das laufende Jahr, für welches die nämliche Beguͤn⸗ 
ftigung zugeftanden ift, ift das Jahr, wo das Drdnungsverfahren 
m nimmt. Gaff. Riom. S. 16. 1. 250. D. 14. 

. — 

5. Der Kaͤufer, zugleich Glaͤubiger des Verkaͤufers, welcher 
die Zinſen ſeines Kaufpreiſes zahlt, hat das Recht, mit den 
Zinſen ſeiner Forderung nicht nur fuͤr zwei Jahre und das 
laufende, ſondern fuͤr die ganze Zeit vom Zeitpunkte ſeines 
Kaufes bis zur endgültigen Feſtſetzung der Ordnung der Glaͤu— 
biger, collocirt zu werden, vorausgeſetzt, daß er mit a Kapital 
auf en Meife eingetragen ift. Paris. 8. 16. 2. 
329. L. 48. 90. 

6. Ein Gläubiger, welcher auf den Kaufpreis einer Lies 
genfhaft collocirt worden, hat den nämlihen Rang für den 
Betrag der Zimsrüdftände anzufprechen, welhe vom Zuſchlag an 
gelaufen find, unabhängig von dem zweijährigen a 
— durch den Eintrag gewahrt wird. Paris. S. 8. 2. 63. 


0 

7. 8. Ein Gtäubiger, welcher ein Pfandreht an einer 
Liegenfhaft bat, die in Folge eines Gerichtszugriffes verkauft 
wurde, muß nicht allein für das Kapital feiner Forderung und 
die drei Jahre Zinfen, welchen nad dem Gefege gleiher Rang 
mit dem Kapitale gebührt, fondern aud mit jenen Zinfen col« 
focirt werden, welche feit der dem Schuldner gefhehenen Eroͤff⸗ 
nung des Zugriffes verfallen find; es iſt dieſes eine Folgerung 
aus dem Grundfage, da, von der Eröffnung des Zugriffes ges 
rechnet, die Früchte der in Zugriff genommenen Liegenſchaft fi 
verliegenfchaften, und nah der Rangordnung bes Unterpfandes 
vertheilt werden müffen. ©. H. > Orleans. 8. 28. 4. 105. 
D. — 1. 295. —— 411. — — Bw, Lyon. 8. 28. 1. 
182. D « 26. 1. 21: L. 81.248. — S. 3. 2. 348. 


*) Laukhard I. 398, 
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9. Der Art. 2151. ift nicht auf den eingetragenen Glaͤu⸗ 
biger einer Leibrente anwendbar; dieſer Gläubiger muß für alle 
verfallenen Zieler ber Rente collocirt_ werden, obwohl er nicht 
für jedes einzelne Ziel ee deffen Verfall Eintrag genommen 
bat. Bordeaur. S. 27. 2. 105. 

10. Im entgegen gefeten Sinn Aue €. H. Vw 
Befangon. S. 28. 1. 412 26. 380. L. 83. 27. — 
Bordeaur. S. 29. 2. 261. D. "er. 2. aı7 L. 84. 449. 

12. Ein für zwei Zinsjahre, denen das Gefeg den gleichen 
Rang wie dem Kapitale verftattet, genommener Eintrag ift nicht 
um deßwillen nichtig, weil er die Verfallzeit der Zinfen nicht 
un C. 9. - Zutin. 8. 11. 1. 195. D. 9. 1. 19. 

L. 30. 7. — f. Art. 2148. 

13.14. Der Art. 2151. ift auf Vorzugsrechte wie auf 
Unterpfänder anwendbar; der zur Bewahrung feines Vorzugs« 
echtes eingetragene Verkäufer hat daher das Recht nicht, für 
die Zinfen in der nämlihen Ordnung collocirt zu werben, wie 
für das Kapital. Er ift, was die Zinfen betrifft, nur für zwei 
Sahre und das laufende bevorzugt, wenn er feinen befondern 
— wegen der Zinſen genommen hat, Nismes. S. 13. 2 
376. L. 33. 336. 

15. 5 Im entgegen gefegten Sinn entfchieden. Das 
Vorzugsrecht des unbefriedigten Gläubigers erftredt ſich auf die 
Gefamtheit der verfallenen Zinfen, wie auf das Kapital; es ift 
nicht auf zwei Jahre und das laufende befchränkt; der Art. 
2151. .ift hier unanwendbar. Paris. S. 32. 2. 129. — 
Bourges. S. 30. 3.2. 73. — €. H. Vw. Paris, J. 19. 8. 
1834. 1. 504. 


16. Das Vorzugsrecht bes unbefriedigten Verkäufers, tele 
ches ihn ermächtigt, die verkaufte Liegenfhaft zurüdzunehmen, 
ift mehr eine Art von Miteigenthum, als eine Forderung. Dar 
her erſtreckt ſich das Vorzugsrecht auf die Zinfen des Kauffcil« 
lings, wie auf das Kapital. Die bloße Zrangfeription des Ver⸗ 
trages bewahrt dem Verkäufer ſowohl das Kapital, als die Ger 
famtheit der Zinfen, mit — 5 vor den Unterpfandgläubigern. 
Caſſ. Rennes. S. 16. 1. D. 14. 1. 151. L. 46. 9. 
Caſſ. er S. 17. 1. 1 D. 15. 1. 241. L. 48. 476. — 


Paris. S. 18 2. 233. L. 51. 91. *) 


17. Der Art. 2151. nah weldhem ber Pfandeintrag nur 
für zwei Jahre und das laufende gilt, iſt nicht anwendbar auf 
die gefeglihen Unterpfandgläubiger, welhe von dem Ein« 
trage befreit find; dieſe Gläubiger können die Collocation für 
alle Zinfen begehren (Verjährung vorbehalten). Bordeaux. 8. 


) £autharb I. 222, 
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2.2. 261. D. 27. 2. 277. L. 84. 449. — Bourges. 8. 30. 2151. 


(17) b. Daſſelbe gilt für den Gläubiger oder ben Ceſſio⸗ 
nar einer Ehefrau, welcher im alle des Art. 1446. die on 
feiner Schuldnerin gegen ben Mann ausuͤbt. Paris. J. 19. 
S, 1834. 2. 178. 

18. Insbeſondere folher Forderungen, melde aus vormund« 
fchaftliher Verwaltung herrühren. Nancy. 8. 2. 345. 

19. Beim Drdnungsverfahren über den Gütereriös einer 
BVorfichtserbfchaft kann der Erbe feinem eigenen Gläubiger ben 
Mangel bes Eintrages entgegen halten, fo viel die vom letztern 

begehrten Zinfen betrifft. on L. 45. 473. 

20. Die Pfandeintr ge, welche der Art. 2153. den Staats⸗ 
fhag auf die Güter feiner Rehnungsbeamten für unbeflimmte 
Rechte und unbeflimmten Werth zu nehmen ermächtigt, bes 
mahren zu gleicher Zeit das Kapital und die Zinfen ber For« 
derungen, für welche fie genommen worden find. Auf-biefe Fälle 
ift der Art. 2151. nicht anwendbar. C. H. Vw. Agen. S. 29. 
1, 432. D. 27. 1. 245. 

21. Die durch Eintrag nicht gewahrten Zinfen find ihrer 
Eigenfhaft nah Feine handfchriftlihe, fondern unterpfändliche 
Borderungen ; bie „Suaebörde folgt hier der Hauptfache. Colmar. 
8. 18. 2. 137. D. 15. 2. 142. 

(22) Kann ein wegen Mangels an Anführung der Verfallzeit 
bes Kapitaldnichtiger Pfandeintrag hinfichtlich der darin inbegriffes 
nen Binfen Wirkung haben, wenn die Verfallzeit berfelben ge⸗ 
nüglich angegeben ift?—Bejaht. Nismes. R. G. 1833. 2. 
198.—Verneint. Nismes. Ebend. 199. *) 

1. Der Umftand, daß Pfandeinträge entweder auf einen 
Ehemann, oder auf einen Vormund, oder auf einen Rechnungs 
beamten genommen wurden, macht von der allgemeinen Regel 
feine Ausnahme, welche die Erneuerung ber Pfandeinträge 
nad) zehn Fahren vorfhreibt. Gutachten des Staatsraths. 8. 

2. 81. — f. Art. 2135, Nr. 16. 

3. Im entgegen gefegten Sinn — was die Rech⸗ 

ar Sr betrifft. — Brüffel. 13. 2. 363. L. 9. 28. 

Ein Pfandeintrag von Amtöwegen, welcher im Intereſſe 
des Verkäufers genommen worden, hat eine immermwährenbe 
Gültigkeit; er befreit denjenigen Gläubiger nicht von der Ers 
neuerung, deffen Forderung an den Käufer duch den Kaufvere 
tra nl allenfalls wäre angewiefen worden. Caen. S. 12. 2. 


*) Srefurt 2236, ff. 5 224, — Brauer V. 645. — Roth II, 76, 
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Erbfhaften, welche unter dem Mechtsvortheil bes Exbverzeiche 
niffes angetreten wurden, wirkungslos feyen, bebeutet, daß folche 
‚Eintragungen kein Pfandrecht verfchaffen können; er bedeutet 
nicht, daß diefelben zu Bewahrung eines Unterpfandrechtes wir⸗ 
kungslos wären ; wenn fie daher nicht unnüg find, fo muß man 
‚ annehmen , daß fie nad Umftänden nothmwendig feyen. — Die 
Wittwe eines Erblaffers, deffen Nachlaß der Vorſicht des Erb: 
verzeichniffes unterliegt, ift daher gehalten, Eintrag zu nehmen, 
um ihr gefegliches Unterpfandrecht zu bewahren ; ohne dieſes 
wird die mit dem gefeglihen Unterpfandrechte behaftete Liegen. 
fhaft durd die Verfteigerung davon frei. Grenoble S. 25. 2.33. 

16. Wenn (bei einer Vorſichtserbſchaft) eine Ältere Eintras 
gung nicht innerhalb sehn Fahren erneuert wurde, und folglich 
erlofchen iſt, fo kann ein neuer — nicht mehr mit ir 
genommen erben. Bordeaur. S. 27, 2, 221. — S. 26 
65. D. 25. 2. 138. 

17. Pfandeinträge, welche auf Vorſichtserbſchaften (wegen 
aͤlterer Unterpfandrechte) guͤltig genommen werden konnten, ſind 
der zen ber binnen zehn — untere 
worfen. C. H Bw Colmar. S. 27. 1. 329. D. 25. 1. 55. 
7 F — €. H. Bw. Guadeloupe. 8. 30. 1. 253. (Nr. 

) 

18 Die Beſtimmung des Code, welche unterſagt, Ein⸗ 
tragungen auf die Güter einer Vorſichtserbſchaft zu nehmen, bes 
freit eben hierdurch den etwa vor der Eröffnung diefer Erbſchaft 
genommenen Pfanbeintrag von ter — der Erneue⸗ 
tung innerhalb zehn Jahren. Rouen. 8. 25. 2. 321. (Bgl. 
dagegen Nr. 16. 17.) 

19. Ein ER wird nicht dadurch allein von ber 
Erneuerung befreit, daß der Schuldner — und A oe 
laß ein — Erbe geworden iſt. Caen. 8. 26.2.65. D 
2. 160. L. 73. 339. — f. Art. 2 2146. 

20. Wenn eine zu Bewahrung des Vorzugsrechtes von 
Aufgeld aus Erbſchaften genommene Eintragung nad Ablauf der 
zehn Jahre nicht erneuert worden ift, fo kann der Gläubiger des 
Aufgeldes nicht mit Vorrecht vor den andern, vorfchriftsmäßig 
eingetragenen Gläubigern collocirt werden , felbft wenn die Kin— 
der diefes Gläubigers eine Klage auf Verfolgung der Sache (actio 
rei persecutoria) haben Bu Caſſ. Caen. S. 25. 1. 392. 
D. 23. 1. 363. L. 74. 19. 2. — f. Art. 2103. 

21. Wird durch ee Anfhlag und andere Vor⸗ 
— ——— des Gerichtszugriffes die zehnjaͤhrige Were 
N ährung ber Pfandeinträge unterbrohen? — Bejahi. Saft. er 

S. 8. 1. 216. D. 6. 1. 177. L. 21. 71. — Brüffel. 8 
9. 371. L. 38. 208. Derneint Bruͤſſel. S. 13. 2. 31 
L, 38. 258. 
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24. Der Serichtszugriff auf Liegenfchaften,, nach der Er« 
Öffnung an den Schuldner und vom Tage der Kundmachung der 
öffentlichen Anfchläge an die eingetragenen Gläubiger, fest das 
Schickſal der Gläubiger feit, und bewahrt die zu der Zeit vor 
bandenen Einträge, ohne daß es nöthig waͤre, diefelben während 
bes Zugriffeverfabrens zu erneuern. Rouen. S. 17. 2 238 D. 
15. 2. 69. L. 50. 110. — Im entgegengefegien Zinn entſchie⸗ 
den. run 8 21. 2. 182. L. 59. 22. — 8, H. Vw. Paris. 
8. 22. 1. 38. L. 62. 241. — Toulouſe. 8. 28. 2. 257. D 
26. 2. 0 (Nr. 22, d. ©.) 

28. Der Mangel der Erneuerung innerhalb zehn Jahren 
kann vom dritten Inhaber, gegen welchen die Pfandklage an— 
geſtellt wird, vorgeſchuͤtzt werden. Dieſe Befugniß iſt nicht dem 
Glaͤubiger allein vorbehalten, welcher —— und Vorzug ir 
Anſpruch nimmt. Rouen. S. 25. 2. 271.D. 3.2. 122. L. 
73. 497. 

29. Die dem Käufer im Art. 2183. vorgefchriebene Ans 
eige, um fein Grundftüd von Unterpfändern frei zu machen, 

berhebt ihn der Erneuerung des Eintrages, deffen zehn Jahre 
vor Einfeitung des Drdnungsverfahrens zu Bertheilung des Kauf- 
preifes der Liegenfchaft abgelaufen find. Paris S. 16. 2. 175. 
D. 14. n 39. L. 43. 223. — Montpellier. S. 27. 2. 211. 
D. 25. 2. 196. L. 80. 273. 

29 b. Sn keinem Fall Pönnte die Erlöfhung von einem 
Gläubiger geltend gemacht werden, der ein ‚Intereffe dabei hätte, 
darzuthun, daß fein eigener Eintrag ungliltig erklärt oder ges 
ftrichen wäre. Bordeaur, S. 23. 2 246, 

35. Ein Pfandeintrag wird nicht bloß darum von der Er« 
neuerung befreit, weil die verpfändeten Güter verkauft worden 
find, und der Käufer feinen Vertrag hat trangferibiren laffen; 
in ſolchem Falle kann nicht angenommen werden, daß der Pfand: 
3 ar gefeglihe Wirkung erfüllt habe. C. H. Bw. Meg. 

36. Der Käufer einer Liegenſchaft, welcher einen Pfand: 
gläubiger bezahlt, muß, wenn er die Forderung demnaͤchſt geltend 
machen will, die Eintragung in der gehörigen Zeit erneuern. — 
Dbne diefes, und in Ermangelung der Erneuerung, erlöfcht das 
Pfandrecht. Indem der Käufer den Gläubiger bezahlt, wird er 
zwar in alle Rechte deffelben eingefest, allein er hat aus diefem 
Grunde nur die Rechte des Gläubigers ſelbſt. Man kann nicht 
behaupten, daß durch die Handlung bes Käufers, indem er den 
Gläubiger bezahlte, eine Rechtsvermiſchung entftanden fen: ber« 
geftaft, daß die Forderung mwefentlid dem Käufer zu Gute kom—⸗ 
men müffe, — irgend einer — — zu beduͤr⸗ 
fen, Rouen. S. 26. 2. 221: D. 24, 2. 13. L. 73. 346. 

37. Der Unterpfandgläubiger ‚ welcher bie für feine For: 
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derung verpfändete Liegenfhaft erwirbt, ift verpflichtet, feine Ein: 2154. 
tragung innerhalb zehn Jahren erneuern zu laffen. Wenn zehn 
Fahre bis zur Eröffnung des DOrdnungsverfahreng, und felbft bis 
zur Anzeige an die Unterpfandgläubiger umlaufen find, fo ift 
das Pfandrecht erlofhen. Caen. 8. 26. 2. 313. 

41. Der Unterpfandgläubiger, welcher bei gerichtlihem Zus 
geiffsverfahren duch Steigerung die ihm verpfändete Liegenfchaft 
erwirbt, ift von da an befreit, feine Eintragung zu erneuern. 
Sn folhem Falle hat die Eintragung ihre Wirkung erfüllt, und 
kann wegen Mangels der zehnjährigen Erneuerung nicht mehr 
erlöfhen. Grenoble. S. 29. 2.265. — €. 9. Bw. Douai. 
Ss. W. 1. 349. D. 27. 1. 290. 

43 b. Die Vorlegung des Schuldtitels ift bei der Erneue⸗ 
rung eines Pfandeintrages nicht nothwendig: es verhält ſich hier 
nicht, wie bei der urfprünglihen Eintragung. Paris. S. 32. 2. 
49. — J. 19. 8. 1834 2. 373. — Art. 2148 

44. Wenn eine Eintragung durch ben Pfandfchreiber von 
Amtswegen gefcheben , fo muß fie durch den Gläubiger, der ein 
Sintereffe dabei hat, erneuert werden. Gutachten des Staate- 
raths S. 8. 2. 81. 

45. Die Erneuerung eines Pfandeintrages bezieht ſich auf 
die urfprüngliche Eintragung zurüd, fie wird von diefer ergänzt. 
Mithin ift eine Erneuerung aültig, obgleich fie dag Datum und 
die Belhaffenheit des urfprünglichen Rechtstitels nicht befagt, 
wenn der urfprüngliche Eintrag diefe Anführung genügend ent 
hält. Caſſ. Rouen. S. 25. 1. 178 

46. Selbft wenn der urfprüngliche Schuldtitel unter einem 
untichtigen Datum angegeben ift: wenn nur das richtige Datum 
im erſten Eintrage fich angegeben findet. Grenoble, S. 27. 2. 
216 — f. Art. 2148. 

AT. Der Behufs einer Erneuerung gemachte Fintrag muß 
bei Strafe der Nichtigkeit das Datum der urfprünglichen Ein- 
tragung enthalten. C. H. Vw. S. 31. 1. 357. 

(48) Ein Pfandeintrag wird dafuͤr angefehen, daß er 
feine gefeglibe Wirkung erfüllt habe, und mithin von der Er: 
neuerung befreit fen, wenn der Schuldner beim Verkaufe der Unter« 
pfänder dem Käufer auferlent hat, feinen Kaufpreis an fämt- 
liche eingetragene Gläubiger zu bezahlen, an welche ſonach eine 
Rechtsuͤberweiſung geſchieht, und wenn der Käufer feinen Ver— 
trag ihnen verfündigt hat, worin die Rehtsüberweifung ſich bes 
findet; in ſolchem Falle kann die Rechtsüberweifung nur als 
eine gütliche Webereintunft über die Vertheilung des Kaufpreifes 
angefehben werden. Wenn folglih der Käufer die verpfändete 
Liegenfhaft wieder verkauft, fo haben die Gläubiger des urfprüng« 
lichen Verkäufers, der mangelnden Erneuerung ihrer Pfandeine 
träge ungeachtet, das Recht, mit Vorrang vor den perfönlichen 
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Bläubigern jenes Käufers ai su werden. G. H. Vw. 
Paris. J. 19. S. 1834. 1 

(49) Die Mean Kill eines Pfandeintrages, welche der 
Glaͤubiger bewirkt, nachdem er eine Subrogation in einen Theil 
der Forderung zu Sunften eines Dritten verwilligt hat, kommt 
dem fubrogirten Dritten zu ſtatten, wenn jene Pfanderneuerung 
die aa im Ganzen umfaßt. Bordeaur. R. G. 1836. 2. 

488.7) — f. Art. 1250. 


* 1) R. Bel die Erneuerung der —— — betr. R. B. 
3 816. III. Samml. I. 1083. — vgl. 1811. XI, Samml. 


. 865. 
2 dm. © a4 ovifo feine Fol eben. 
) — Run, „Sam. 1. 108 ein bo ge zug 2.2. 


1819 
3) Pandfer. Infr. $ 
(2) Wenn eine = biefelbe Urkunde zwei unverein- 
barlihe Verabredungen enthält, 3. B. den Verkauf einer 
Liegenfhaft, und eine Unterpfandsbeftellung von Seiten des Ber: 
kaͤufers auf diefen Verfaufsgegenftand, fo muß die in der Ur 
kunde zuerft vorfommende Verabredung als die zuerft abgefchloffene 
betrachtet werden, und in ihrer Wirkung der zweiten vorgehen. 
Bordeaur. R. G. 1833. 2. 188. 


Fünftes Kapitel. 


Bon der Ausftreihung und Minderung ber eingetragenen 
Borzugsrechte und Unterpländer. 


(2157 — 2165. **) 
2. Eine in Gemeinfchaftsche Tebende Frau hat, mit ge 


. böriger Ermächtigung, die Rechtsfaͤhigkeit, die Ausftreitiung 


eines Pfandeintrages zu bemwilligen, welchen fie auf die Güter 
ihres Mannes genommen hat, vorausgefegt, daß die Ausſtreichung 
nicht zum alleinigen Vortheil des Mannes, fondern zum Bor: 
theil eines Dritten ( Käufers der verpfändeten Liegenfchaft ) ges 
reichen folle, gegen welhen fie fich gültiger Weife verbindlich 
gemacht bat. In diefem Falle ift es, um die Ausftreihung 
gültig zu machen, nicht nöthig, die Genehmigung einer $amilien- 
verfammlung und die gerichtliche Ermächtigung einzuholen. — 
Der Grundfag bleibt rihtig, und die Ausftreihung muß voll« 
zogen werden, wenn gleich der Mann, und — der dritte — 
die Ausſtreichung begehrt. Caſſ Poitiers. S. 11. 1. 157. 


2) Wie die eg ge erlöfchen, und von der Erneuerung ders 
felben. Zachar. II. 281. — Trefurt 225. $. 217. 

**) Art. 2157. f. 1109. 1124. 1351. 2140. 2143. 2144. 2160. — 
Art. 2160. |. 759. 772. 2132. 2157. 
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9.1 158. L. 29. 513. — Partie. S. 13.2.5 L. 34. 112. 2157. 
— f. Art. 1576. 

3. Der VBormund Pann nicht für ſich allein, und ohne Er: 
mäcdhtiygung des Familientaths den Strich der im Namen des 
Minderjaͤhrigen oder Entmünbdigten genommenen Pfandeinträge 
bemwilligen, fo lange die Schuld, zu deren Sicherheit die Pfand 
einträge dienen , nicht getilat iſt Schreiben des Finanz» und 
bes Juſtizminiſt. S. 5. 2 200.* 

4 Der Bormund ann nit ohne befondere Genehmigung 
bes Familienraths bie Webertragung eines zu Gunften feiner 
Mündel eingetragenen fpeciellen Unterpfandrectes auf andere 
vom ag angebotene Güter bewilligen. Mes. 8. 25. 2. 
329. L. 73. 503 

5. Es bedarf keines Erkenntniffes zur Ausftreihung eines 
Unterpfandrechtes , deſſen Schuldtitel erlofhen if. — Entfcheis 
dung des Finanzminift. S. 9. 2. 224. — f Art. 2160. 

12. Wenn die Ausftreihung eines Pfandeintrages für 
ungültig erfiärt worden iſt, fo empfängt der Eintrag in dem⸗ 
felben Augenblide fein Dafepn und Datum zurüd: weni — 
in Beziehung auf die Gläubiger, welche nicht auf den öffent: 
lihen Slauben des Pfandbuches, nach verfügter Ausftreichung, 
— ii gefhloffen haben. Douni. S. 12. 2. 370. L. 


14. Wenn ein Pfandeintrag geftrichen worden ift, fo kann 
das Erfenntniß oder Urtheil, welches deſſen Wiederherftellung 
befiehlt , demfelben fein fruͤheres Datum nicht zuruͤckgeben; alles 
was in ber Zeit, zwifben dem Strich und der Wieberherftellung 
geſchehen, ift gültig. Paris. S. 11. 2. 472. 

(15) Kann auf Ungültigkeit eines beftellten Unterpfandes 
von Seiten des Ceſſionars des Unterpfandaebers angetragen wer: 
den? — Bejaht. VBordeaur. R. G. 1833. 2. 188. — f. Art. 
2160. 2167. ”) 


* 1) DB. die Ausſtreichung der Einträge von Vorzugd» und Unter 
nn der Staatd: und Stiftungdverwaltungen betr. R.B. 
1 


2) Amortifationdgefuche verlorener Pfandurfunden find an den Rich: 
er u men en —— S. A. B. Nr. 69. Wehrer 
5 


+ 3) IR zum Striche eines eingetragenen Vorzugs- oder Unterpfand⸗ 
rechtes die Vorlage der darüber ausgeftellten Urkunde erforder: 
lid? — Verneint. Abhandl. Annalen II. 157. 


*) kaukhard I. ©. 407. 
*2 Bon * Rei A ober Minderung ber Anferiptionen. 
— 275. — Bon der Ausſtreichung derſelben. Zachar. 
I, 282, — Belt $, 87 f. 
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4) Die Loͤſchung der Unterpfänder, und die darlıber auszuftellenden 
—— nach geſchehener Kapitalzurüczahlung betr. Aöhandi. 
Annalen VI. 81. 

Die Ausftreihung eines Pfandeintrages fann vom Gewalt: 
haber des eingetragenen Pfandgläubigers nur in fo weit bemilligt 
werden , als der Gewalthaber in Kraft einer öffentlih beurkun« 
deten Vollmacht handelt. Wena er nur eine Privatvollmadht 
hat, fo ift der von ihm bemilligte Strich des Eintrages, ſogar 
in Sffentlicher Urkunde, unzulänglih, um die Ausftreihung defs 
felben zu bewirken. Noch mehr : ber Geffionar, dem der Gewalt- 
haber in einer Privaturkunde die Forderung übertragen bat, 
kann — obwohl er durch die bloße Ceſſion ſchon den Beſitz der 
Forderung erlangt — nicht ſelbſt eine guͤltige Bewilligung F— 
ee des Eintrages geben. Lyon. 8. 28. 2. 287. 
26. 2. 105. — €. 9. Vw. Amiens. R. G. 1836. 1. * 

*1) Mandfehr. Inſtr. $. 26. — Erläuterung dieſes Paragraphen, 
Daß zur Audftreihung einer Hppotbef eine vom zuftändigen Rich« 
= aan —— Urkunde erfordert werde. Miniſt. 
. M. A. B. Nr. 56. Wehrer V. 702. — Te 
init. MA». 1896, — 75. Wehrer V. 823. — 
os 55. O. A. B. Nr. 54. — U.A. B. 1839 Nr. 12. 33 


2) Die — —— find zur Ausſtellung ſolcher Urkun— 
den fuͤr ag ———— befugt. Bun ie 
Minif. M.A.B. 1329. Nr. D.A.B. Nr. 

Nr. 9. Wehrer V. 1183 f. 

3) Infir. R. 8. 1837. LI. $. 4. 

1. In einem Redytsftreite, der die ——— eines Ver⸗ 
trages, und der in deſſen Folge genommenen Eintragungen zum 
Zwecke hat, iſt die Klage auf die Ausftreibung der Pfandein- 
träge die Hauptklage; — bie Klage ift in diefem Falle dinge 
liher Natur, und beim Gerichtsftande der gelegenen se 
naͤmlich dee verpfändeten Liegenfchaften, anzuftellen. Paris. S 
14. 2. 136. 

Mer in Kraft einer verfprochenen Gemwährleiftung Pfande 
eintrag genommen hat, Fann zum Striche feines Cintrages an« 
gehalten werden, wenn er nicht mehr in der That eine beforgliche 
Gefahr nachweiſen kann. Es genügt nit, wenn er im All 
gemeinen auf mögliche Gefahren fi ch berufen wollte. Niemand 
kann dem Andern, ohne Nugen für fich ſelbſt, eine Unbeguem: 
lichkeit zumuthen. Limoges. S. 12. 2. 409. 

Iſt die Minderung, welche der Art. 2161. erlaubt, auf 
Unterpfandrehte anwendbar, — vor dem Code beſtellt wur« 
— ee Agen. S. 5. 2. 183. — Caen. $. 9. 2. 
29. D 2. 40. — Paris. S. 7. 2, 184. L. 18, 403. — 
—— S. % 2. 32 L. 28 44. — Bejeßt Air. 8.5. 
2. 424. D. 4. 2. 200. L. 10. 393. — Nismes. S. 7.2. 185. 
L. 18. 409. 
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* 4) Ueber Beſchraͤnkungẽgeſuche ded gefeglidhen —— beſchließt 2161. 
die ordentliche Obrigkeit im polizeilichen Wege, doc verants 
wortlih. II. €, €. $. 38. — Pfandſchr. Inſtr. . 20. — vgl. 


ohnh. VI. 58, 
odificirte Bafung | des $. 20. der Haustier. Inſtr. Minift. d. 
Inn. M.A.B. Nr 653: S. A. B. Nr. 63. O. A. B. Nr, 


ehrer V. 1414, 


Sechstes Kapitel. 


Bon den Wirkungen der Borzugdrechte und Unterpfänder gegen 
dritte Gutdinhaber. 


(2166 — 2179 *). 


1. Der Gläubiger, welcher ein allgemeines Unterpfandrecht 2166. 
an den Gütern feines Schuldners, und Überdies noch ein Vor: 
zugsrecht an gemwiffen Liegenfhaften hat, ann, wenn bie ihm 
fpeciell verpfändeten Liegenfchaften ein mehr als hinreichendes 
Pfand für ihn find, feine Collocation auf den Erlös der andern 
Güter in Anſpruch nehmen. Paris. S. 9. 2. 315. L. 23. 457. 

2. Wenn mehrere Gläubiger, deren jeder auf eine andere 
Liegenfchaft ein fpecielles Unterpfand hat, mit einem allgemeinen 
Unterpfandgläubiger, welchet allen fpeciellen Unterpfandredten 

vorgeht, zuſammentreffen, fo müffen die mit fpeciellem Pfand» 

rechte behafteten Siegenfhaften zur Zahlung des allgemeinen 
Unterpfandrechtes beitragen, je nah dem Datum ber Eintras 
gungen, von der neueften anfangend. Die zulegt eingetragenen 
Gläubiger fönnen nicht begehrten, daß das allgemeine Unterpfands 
recht auf alle Liegenichafen, nach geometrifhem Verhältniß, ohne 
Ruͤckſicht auf das Datum der Einträge vertheilt werde. GC. H. 
Vw. Nismes. S. 21. 1. 360. D. 19. 1. 443. L. 61. 337. — 
Poitiers. S 30.2. 92%. — f. Art. 2134. 2209. 

. Wenn Jemand ein Unterpfandreht an allen gegenwaͤr— 
tigen und fünftigen Gütern eines andern hat, und diefer letztere 
eine Liegenfhaft vertaufcht, fo erſtreckt fih das allgemeine Unter: 
pfandtecht, kraft Gefeges, audy auf die eingetaufchte Liegenſchaft, 
ohne darum auf der zum Tauſche hingegebenen zu erloͤſchen — 
Nichts ſteht dieſem doppelten Unterpfand entgegen, vorbehaltlich 
der — zur Freimachung, Minderung ac. C. H. Vw. 
Toulouſe. S. 16. 1. 151. D. 13. 1. 592. 

5. Eine Ehefrau, welche auf ihr gefegliches Unterpfand⸗ 
recht zu Gunſten eines zweiten Kaͤufers der Guͤter ihres Mannes 
verzichtet hat, wird darum nicht als auf die Befugniß verzich« 


®) Art. 2166. ſ. 2092. 2114. 2134. — Art. 2171. f. 2103. 2129. 
2206. — Art. 2175. f. 861. 1182. 1631. 1636. 2103. 2110. — 
Art. 2176. f. 1190. 2169. 2217. — Att. 2177. f. 637. 2134. 
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tend betrachtet, dieſes Unterpfandrecht dem erften Käufer gegen- 
über geltend zu machen, welcher mit dem zweiten Verkaufe nichts 
gemein bat, und zu beffen Gunften fie nicht gleichmäßig ver- 
aichtet bat. Die vom legtern erfauften Liegenfchaften on 
mit dem Unterpfandrechte der Frau behaftet. Caſſ. Lyon. S. 16. 
1. 381. D. 545. L. 48. 455. 

6. Die Unterpfandgläubiger haben ein Recht auf die Fin« 
fünfte der Liegenſchaft, oder auf die Pachtgelder, als die Ein« 
kuͤnfte vertretend, unangefehen jeder vom Pächter voraus gelei« 
fteten Zahlung. Eine folhe WVorausbezahlung des Pachtgeldes 
kann nicht gegen fie vorgeſchuͤtzt werden; es nn kraft Geſetzes 


als — betrachtet. Nismes. S. 14. 2. 


2167, 


2168. 


2170. 


. Im Falle des Verkaufes der verpfändeten Liegenfchaft 
haben die Gläubiger Anfpruh auf die nah dem Verkaufe ver« 
fallenden Früchte, ſelbſt wenn der Schuldner de zum — 
J RT gegeben hätte. Caff Zurin. S. 14. 1.6. D 


8. Eine zum Voraus gegebene Anmweifung von Mieth: 
zinfen kann dem Gläubiger, welcher einen Pfandeintrag auf die 
vermiethete Liegenfhaft hat, Feinen Nachtheil bringen. — Wenn 
daher die Liegenfchaft verkauft, und der Erlös vertheilt wird, fo 
muß bie Bertheilung das Kapital und die Zinfen umfaffen, ohne 
baß ber Inhaber der Anweifung diefe auf den ihm angemwicfenen 
— —— Be dürfte Nismes. S. 20. 2. 334. L. 

.—f 

9. Der Art. 2166. eritredt fich en auf verliegenfhaftete 
Bankaktien. Decret. S. 10. A 494.** 

Kann ein dritter Inhaber — verurtheilt werden, 
den Betrag der ee zu bezahlen? — Bejaht. Bors 
deaux. S. 11. 2. 87. D. 9 2. 170. — Berneint. C. H. Bw. 
Paris. S. 12 1. 43. D. 10. 1. 53. B 32. 3277. — Caff. 
Riom. S. 12. 1. 300. D. 10. 1. 417. L. 34. 38. 


* Drudfebler im B. 2. R. ftatt: „fällige“ I. im t: 2. 2168. und 
2169. £lagbare. R. B. 1810. II. Samml. I 


2. Gegen ben britten Inhaber einer — welche 
fuͤr die Zahlung einer Forderung verpfaͤndet iſt, die zu einem 
Nachlaſſe gehoͤrt, findet die Pfandklage ſtatt, nachdem die Erben, 
hinſichtlich der andern, mit dem naͤmlichen Unterpfandrechte bes 
hafteten, Erbſchaftogůter ausgeklagt worden find. Der dritte In⸗ 
haber kann nicht begehren, daß der Glaͤubiger, vor — 





2) Laukhard I. ©. 354. 
”*) Bon ber en; des Unterpfandrechtes gegen ben britten 
a Zachar. II. 287. — Brauer V. 664 f. — Trefurt 
2233. Nr. oc und Wirkungen ber Eintragungen 
erg andbuh, Belt $. 52. 77— 83. 
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einer PfandElage gegen ihn, erft gegen bie Erben eine perfünz 2170. 
liche Klage, je zum Antheil eines jeden an den Bortheilen und 
Laſten der Erbſchaft, erhebe. C. H. Vw. Air. S. 20. 1. 454. 
D. 4. 1. 331. | 

Ä *) 2171. 

1. Der Käufer, mwelder, weil er die Schulden nit bes 2175. 
zahlen will, gendthigt ift, von der verpfänderen Liegenſchaft ab« 
zutreten,, kann biefelbe nicht zur Sicherheit feiner Auslagen und 
Berbefferungen zurüdbehalten. Er kann nicht die Verguͤnſtigung 
für den Käufer mit Wiederfaufsvorbehalt geltend mahen. Die 
Klage, welche das Gefeg ihm gibt, aeht nur auf: die Abfon- 
derung der von ihm vorgenommenen Verbefferungen. Zurin. 8. 

10. 2. 338. L. 31. 396. 

2. Der Käufer einer Liegenfhaft, welder von den Pfand« 
gläubigern feines Verkäufers entwährt wird, ift feinen Schadens« 
erfag für die VBerfhlimmerungen ſchuldig, die er als Eigenthümer 
verurfacht mw obwohl er Vortheil davon gezogen. Paris. S. 7. 

2. 881, . 391. 

2: =. während des DOrbnungsverfahrens der Steigerer 2176. 
- die von ihm erworbene Liegenſchaft wieder verkauft hat, ſo iſt 
der zweite Kaͤufer (eben ſo wie der Steigerer), kraft Geſetzes, den 
mit Vorrecht collocirten Glaͤubigern die Zinſen, vom Tage ſeines 
Kaufes an gerechnet, ſchuldig. Hier iſt die Regel nicht anwend⸗ 
bar, daß die Fruͤcht⸗ oder Zinſen von Seiten des dritten In— 
habers den Gläubigern erft von dem Tag an gebühren, wo die 
Aufforderung , zu zablen oder abzutreten, an ihn ergangen ift, 
oder von dem Tage der Anzeige feines Vertrages an die Glaͤu—⸗ 
biger. Riom. S. 26. 2. 141. D. 24. 2. 112. — Gaen. S. 
27.2. 21. D. 25. 2. 29. (Nr. 1. d. ©.) 

Der dritte Inhaber , der von einem Unterpfandgläubiger auf 2178. 
Zahlung oder Abtrerung von der erfauften Liegenfhaft belangt 
wird, kann nicht gegen feinen Verkäufer auf Gemäbhrleiftung 
Hagen, * er bezahlt hat, oder abgetreten iſt. Bourges. 8. 30. 

2. W. D. 27. 2. 272. — Orleans. J. 19. 8. 1835. 2. 121. 


Siebentes Kapitel. 
Bon der Erlöfchung der Vorzugs- und Unterpfandrechte. 


3. Die Auflöfung eines Verkaufes hat nicht die Wirkung, 2180. 
daß die Unterpfandrechte, deren Strich die Gläubiger dem Kaͤu— 
fer im Vertrauen auf feine Zufage bewilligt hatten, gegen den 
Verkäufer, zu deſſen Gunften der Verkauf aufgelöfet wird, wies 
der aufleben, und ihre früheres Datum erhalten. Div. 
Paris. S. 6.1. 493. D. 4. 1. 676. L. 17. 212. 


2) Borausklage bei unterpfandern. Brauer V. S. 636. 


2180. 
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4 Selbft wenn eine bevorzugte Forderung zum Theil bes 
zahlt ift, kann fie mit ihrem Vorzugsrehte im Ganzen gültig 
cebirt werben, wenn der Vertrag, welcher das Vorzugsrecht bes 
gründete , ind Pfandbucd eingetragen wurde : — wenn die theil« 
weife Befreiung nicht gleichmäßig eingetragen ward, und ber 
dritte Geffionar in autem Glauben ftand. C. H. Vw. Rouen. 
S. 26 1. 61. D. 23. 1. 1. L. 73. 137. 

5. 6. Ein gefegliher vom Kintrage befreiter Unterpfands 
gläubiger, welcher nichts defto weniger einen Pfandeintrag genom⸗ 
men hat, wird, wenn er die Ausftreihung des Eintrages bes 
willigt, hierdurch als auf fein gefeglihes Pfandrecht verzichtend 
vermuthet, zumal binfichtlich jener Gläubiger, welche im Ber 
trauen auf jene Ausftreihung Einträge genommen haben. Brüffel. 
S. 24. 2. 142. 

6b. Die Einwilliaung zu Ausftreihung eines Pfandein« 
trages hat nicht den Verzicht auf das Unterpfandrecht zur Folge, 
Der Gläubiger, welcher ſonach .die Ausftreihung bes erften von 
ihm genommenen Eintrages bemilligt hat, fann einen zweiten 
nehmen, wenn er in der Zmifchenzeit mit feiner Forderung 
—* beftiedigt worden. ©. H. Bmw. Toulouſe. 8. 30. 1 


8. Durch Anftellung der Pfandklage gegen ben britten 
Inhaber wird die Verjährung des Schuldtitels zwiſchen dem 
Gläubiger und feinem perfönlichen Schuldner nicht unterbrochen. 
€. 9. Vw. Mes. S. %6. 1. 433. D. 24. 1. 263. L. 76. 268. 
— Riom. R. G. 1833. 2. 647. — Riom. $. 7. 2. 1113. L. 
9. 212. (Art. 2251. Nr. 15. d 9.) 

(13) Die Klage auf Auflöfung bes Verkaufes, wegen nicht 
geleifteter Zahlung des Kaufpreifes, verjährt in zehn oder zwanzig 
Fahren zu Gunften des dritten Käufers in gutem Glauben, und 
felbjt wenn Leine Zrangfeription ftatt gefunden; die zur Vers 
jährung der Vorzugs- und Unterpfandrechte nothwendige Trans: 
feription ift zur Verjährung des Eigenthums nicht erforderlich. 
Bordeaux. R. G. 1833. 2, 295. — Drleans. R. G. 183. 2. 
575. f. Art. 2265. | 

(14) Der Mann als Gefhentnchmer der Nugnießung bes 
gefamten Vermögens feiner Frau wird durch den Tod der legtern, 
und die darauf erfolgte Auseinanderfegung ihrer Anſpruͤche, vom 
gefeglihen Unterpfande befreit, obgleih er als Nutznießer im 
Beſitze des Betrages der Erfagforderungen bleibt, melche den 
Erben der Frau aebühren. Paris. R. G. 1836. 2. 158 

(15) Die Rehtshandlung der Ausftreihung eines Pfand» 
eintrages hat ihre Wirkung von dem Augenblide an, wo die⸗ 
felbe verwillige worden ift; die Wirkſamkeit der Ausftreihung 
iſt nicht von dem volljogenen Striche des Pfandeintrages ab⸗ 
bängig. Die Ausftreihung wird Daher nicht ungültig, wenig« 
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ſtens Dritten gegenüber, die ſeitdem Verträge gefchloffen haben, 2180. 
dur eine Widerrufsurkunde, welche ausgegangen, ehe der wirt: 
u Strich des Eintrages vorgenommen worden iſt. Agen. 

. G. 1836. 2. 404. f. Act. 2157.*) 


fr 1) Verjährung der Pfandklage. Hohnh. VIT. 80. — felbft wenn 

dad Unterpfand ohne en ed Glänbigers — worden 
— II. 270. — f. Art. 1250. Nr. 7 

2) Erlöfbung des Unterpfandrechtes durch er des Rechtes 

* net, dur Dindicarion ded Bfandobjectes. Hobnb: 


» **)2180. 
3) Iſt ein Verzicht der Ehefrau auf das ihr an einem verpfändeten 
ermoͤgensantheil ihres Ehemannes zuftebende geſetzliche Unter 
‚Ier- obne gerichtliche ——— guͤltig u rechtsverbind⸗ 
0 — N: VI. 51. — vol 3.1816. XXIII. Samml. 


Achtes Kapitel... 


Bon der Art, fein Eigenthum von Vorzugs⸗ und — 
rechten zu entledigen. 


(2181 — 2192. ***) 


1. Die Wirkung ber Trangfcription ift, die erfaufte Liegen» 2181. 
fhaft von allen richterlihhen oder bedungenen Unterpfandrechten 
zu entledigen, welche zur Zeit ber Zransfcription nicht einge: 
tragen find, ohne daß vom Gefege jene ausgenommen wären, 
wovon der Käufer zu der Zeit Kenneniß haben konnte, da er 
diefe Foͤrmlichkeit beobadıtet hat. Cafſ. non. S. 8. 1.543. D. 
6. 1. 480. L. 21. 455. 

2. 3 Die Zransfeription befreit von ben nicht eingetta* 
genen Grundrenten. Nismes. S. 7. 2. 1232. L. 10. 76. — 
Caſſ. Amiens. S. 13. 1. 382. L. 37. 529. 

Die Urkunde Über die Geffion einer Rugniefüng , von 


) Bon der Art, wie Vorzugss und Unterpfandrechte erloͤſchen. 
Zachar. II. 292. Brauer V, 666. 1032. — Wie die bevorredhs _ 
"teten und bie einfachen Unterpfänver ertöfchen. Zachar. II. 293. 

— Trefurt 237. $. 227. — Hat die gemeinſchaftliche Pfanbunters 
fhreibung der Eheleute die Koige, daß die Ehefrau, auch wenn 
fie fi nicht famtverbindlih gemadt, in dem Griöfe aus ben 
en bem Pfandgläubigern nachſtehen muß? Archiv 


*#) Art. 2181. f. 939. 1234. 1583. 2108. 2181. 2195. 2196. 2199. — 
Art. 2182. f. 1583. 2093. 2114. Xrt. 2183. — f. 2154. 2169, 
— Art. 2185. f. 2018. ff. 204. 2190. 2192. — Art. 219. f. 
1625. 1633. 1685. 


2181. 
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Seiten des Nutznießers an den Eigenthümer, iſt der Transſcrip⸗ 
tion unterworfen Caſſ. Pont-Audemer. S. 30. 1. 315. 

5 Derzicht auf die Nutznießung einer Liegenfhaft zu Gun⸗ 
ften des Eigenthümers, vor Ablauf des für deren Dauer gefeg« 
ten Zieles, ift ein zur Eintragung bei der Pfandfchreiberei geeig⸗ 
netes Rechtsgeſchaͤft. — Man kann nicht einwenden , daß dies 
eine bloße Erlöfhung der Nutznießung fey, vermittelt Vereini— 
gung derfelben mit dem Einenthume; vielmehr gilt der Verzicht 
zu Gunften des Eigenthümers diefem für eine Schentung , und 
es foll oder kann doch der Geſchenknehmer beabfichten, die Liegen« 
fhaft von Älteren Pfandrechten zu entlaften ; diefe Befreiung 
aber macht die Zransfeription nothiwendig. Caſſ. Chateaurour. 
8. 30. 1. 50. 

6. Da der Geſchenknehmer einer Anzahl von Gütern per: 
fönlicd für die Schulden des Geſchenkgebers verhaftet ift, fo 
kann er fih nicht entlajten: er bleibt fortwährend ob rem 
verpflichtet. Nismes. S. 14. 2. 81. 


10. Die Zrangfeription des Verkaufes war nad dem Code 
nicht nothwendig, um die Betreibung der Eintragungen zu hem⸗ 
men. — Der Art. 834. des C. proced. ift eine legislative Neue⸗ 
zung. C. H. Vw. Nismes. S. 14. 1. 46. D. 12. 1. 90 L. 
39. 376. — €. H. Vw. Rouen. S. 25. 1. 178. D. 3. 1. 
55. L. 72. 113. 

11. Im entgegengefegten Sinn entfchieben.. — Unter der 
Herrfchaft des C. c. und vor dem C. proced. war die Trans⸗ 
feription nothwendig, um die BBetreibung der Cinträge von 
Unterpfandredhten, welde dem Verkaufe vorangingen, zu hemmen, 
Der Art. 1583. muß in dem Sinne verftanden werden, daß die 
vom Verkäufer nad) dem Verkaufe beftellten Unterpfandrechte 


wirkungslos ſeyen, die früher erworbenen Pfandrechte aber bis 


zur Zrangfcription des Kaufvertrages eingetragen werden koͤnnen. 
— 8. 21. 2. 285. L. 61. 520. — f. Art. 1583. 


15. Ein Kaufvertrag in einer Privaturfunde errichtet und 
zegiftrirt kann trangferibirt nn Gutachten des Staatsrathe. 
S. 5. 2. 157. D. 3. 2. 139. L. 11. 368. - 

16. Wenn Jemand eine mit Unterpfändern befchwerte 
Liegenfchaft erkauft, und, ohne fie von den vom Verkäufer her⸗ 
rührenden Unterpfändern zu entlaften, neue barauf beftellt, fofort 
die Liegenfhaft unter diefen Verhältniffen an einen dritten Käu« 
fer veräußert, fo ift diefer, um fid von den Unterpfandrechten 
zu entledigen, nur gehalten, den zu feinen Gunften geſchloſſenen 
Vertrag zu transfcribiren; er hat nicht gleiche Verpflichtung hin« 
fihtlid des ——— ſeines re 6. 9. Vw. 
Paris. S. 7. 1. 295. D. 5 1. 295. L. 18. 241. — © 9. 
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Bw. Nismes. S. 14. 1. 46. D. 12. 1. 90. L. 39. 376. Art. 
2182. Nr. 1. d. ©.) ®) 

4. — ein Gut als frei von Pfandlaften verkauft, iſt 
gehalten, dem Käufer für den Strich der Pfandeinträge zu forgen, 
deren Dafenn durch ein Zeugniß des Pfandfchreibers beſcheinigt 
wird. Er kann fich deffen nicht entheben, obwohl diefe Einträge 
in der That ein anderes Individuum , als ihn felbft , betreffen. 
Mit andern Worten : der Käufer ift nicht ar den Ger 
halt — zu prüfen. Caſſ. Amiens. S. 9. 1. 130. D 

5. Die Ungältigkeitserflärung eines Verkaufes wegen Ger 
fährde und Zäufhung zieht auch die Ungultigkeit der vom Käufer 
bewirkten Wiederverkäufe nah fih: zumal wenn dargethan ift, 
a. die en fih in unredlichem Glauben befanden. Amiens. 


+ Der — eined vindicirten Grundſtuͤckes behaͤlt kein 
—e gr auf die Meliorarionen ded Pfandſchuldners. Hohnh. 
59 f. 


1. Wenn die eingetragenen Unterpfandgläubiger nad den 
Vorfchriften des Art. 2183. den Käufer aufgefordert haben, zu 
entlaften, fo muß er innerhalb Monatsfrift diefer Aufforderung 
Genüge Teiften, bei Strafe des Verluftes jener Befugniß. — 
Und Iegterer tritt ein, auch wenn die Gläubiger dem urfprüng« 
lihen Schuldner fein Gebot zur Zahlung, und dem dritten In⸗ 
baber keine Aufforderung , zu zahlen ns abzutreten, nad Art. 
2169 hätten zugehen laffen. Nismes. S.7.2 704. L. 18.296. 

2. Im entgegengefegten Sinn enifchieden. — Die Auf—⸗ 
forderung zur Entlaftung hat die Wirkung nicht, daß der dritte 
Inhaber binnen Monatsfrift feine Liegenſchaft frei machen müffe, 
bei Strafe des Verluftes diefer Befugniß. Jene Frift läuft nur 
in Kraft und vom Sage der — su zahlen oder abs 
zutreten. Brüffel. S. 24. 2. 175. — Gaen. 8. 25. 2. 336. . 

6. Wenn die vom Käufer gemachte Anzeige eine nichtige 
ift, fo ann er zu einer andern mehr zugelaffen werden, wenn 
die im Art. 2183. gefegte Monatsfrift abgelaufen wäre. Diefe 
Friſt ift fireng zu nehmen, und kann von den Gerichten nicht 
verlängert werden. Caen. S. 23. 2. 323. 

7. Die Aufforderung zur Entlaftung, melde dem britten 
Inhaber von einem ber eingetragenen Gläubiger gemacht worden, 


*) Allgemeine neu für das Verfahren, durch welches eine Liegen 
ſchaft 9— or ugs⸗ = ——— befreit werben kann. 
Zachar. I — 238. 8. 229. — Rothwendigkeit 
— —* der — ine. Grundbuch. Wett 5. ff. 


2182. 


2183. 


2183. 


2184. 


734 Von ber Art ‚ fein Eigenthum von Vorzugs 


kommt allen übrigen zu ftatten, und jeder berfelben kann ald« 
dann zum Gerichtözugriffe fchreiten, nachdem er bloß bie Auffor« 
derung, zu zahlen oder abzutreten, hat ergehen laffen. Riom. 
S. 18. 2. 338. D. 16. 2. 21. L. 54. 306. 

8. Selbft wenn der Urheber der Aufforderung wieder zuräd: 
getreten wäre, ohne das gerichtliche Zugriffsverfahren — 


zu. eben. Caff. Lyon. S. 22. 1. 350. D. 20. 1. 435. L. 65 


(14) Wenn ein gefegliches Unterfandredht, obgleich zu feiner 
Bewahrung der Förmlichkeit der Eintragung nicht unterworfen, 
dennoch eingetragen wurde, fo Fann der dritte Inhaber fich deffen 
nur entlaften, wenn er die Förmlichfeiten des Art. 2183. beo« 
bachtet. Wenn er alfo fih auf Beobahtung der im Art. 2194. 
vorgefhriebenen Foͤrmlichkeiten befhränft hat, fo beiteht das 
Unterpfandreht ohne Entlaftung fort, obgleich der Gläubiger in 
der Folge die Erneuerung innerhalb zehn Fahren verfiumt haben, 
und folalich diefer Eintrag erlofhen fenn follte. GE. H. Bw. 
Gaen. R. G. 1833. 1. 612. — f. Art. 2181. 93154. 1A. 

(15) Die den eingetragenen Gläubigern geſchehene Verfün« 
digung fließt nicht auf Seiten des dritten Inhabers die An— 
erkennung det Gültigkeit der Pfandrechte und den Verzicht auf 


die Verjährung in fih, melde allenfalls bereits darauf haften 


follten. Bordeaur. J. 19. S. 1835. 2. 248. — f. Art. 2221. 

(16) Die auf eine verkaufte Liegenfhaft eingetragenen Gläur 
biger find befugt, von dem Käufer zu begehren, daß er ihnen, 
vorzugsmeife vor den Handfchriftsgläubigern, über den im Ver: 
trage nicht ausgedrüdten Theil feines Kaufſchillings Rechnung 
abfege, obgleich fie unterlaffen haben, auf die ihnen gefdhehene 
Verkündigung des Vertrages ein Mebergebot abzugeben. Paris. 
R. G. 1836. 2. 258. — f. Art. 2186. 

1. Die im Art. 2184. vorgefchriebene Anzeiae ift nicht 
befhalb allein nichtig, weil der Käufer nicht ausdruͤcklich erffärte, 
daß er bereit fey, die unterpfändlichen Schulden und Laften ab« 
zutragen, wenn er anders erklärt hat, daß feine Abficht fen, 
fih dem Gefege gemäß zu benehmen. — Wohl aber, wenn der 
vom Käufer angegebene reis geringer ift,, als der im Vertrage 
bedungene. — Wenn die Anzeige auf den Antrag mehrerer Käus 
fer in einer umd derfelben Urkunde geſchehen ift, fo trifft bie 
Nichtigkeit nur denjenigen, der eine unzulänglihe Erklärung 
gemacht hat; hinfichtlich der übrigen wird die Urkunde aufrecht 
erhalten. Zurin. S. 11. 2. 371. D. 9. 2. 181. L 32. 57. 

3; Der Käufer, welcher entlaften will, ift gehalten, bis 
zum Betrage feines Kaufpreifes alle ſowohl fällige, als noch nicht 
fällige Schulden, womit die Liegenfhaft beſchwert ift, zu bezah⸗ 
len, obgleich, was die legteren betrifft, dies zwifchen ihm und 
dem Eigenthümer anders wäre verabredet worden. Luͤttich. S.6. 
2.%0. D. 4. 2 2302. 
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7. Der Käufer, welcher die mit einer Grundrente befchwerte 
kiegenſchaft entlaiten will Li ift ee ‚ das Kapital der Mente 
abzutragen. Nismes 8. 6 4 2. 68. 

1. in Uebergebet ift eine rechtsbewahrende Maßregel, 
und Bann ohne Ermädtigung von den Prerfonen abaegeben' wers 
den ,„ welche fonft nad gefegliher Vorſchrift ſich zur Ausübung 
ihrer eg Ermädhtigung zu verfchaffen gehalten find. 
Bruͤſſel. S. 13 2. 42. L. 36. 589. — Im sntgenengefenten 
Sinn entfhieden. ©. H. Vw. Dijon. S. 24. 1. 3231. D. 22. 
1. 233. L. 70. 289. (Nr. 3. d. D.) 

10. Eine gültig gefchehene Ueberbietung kommt allen Glaͤu⸗ 
bigern ohne Unterfchied zu flatten ; die vom dritten Inhaber dem 
überbietenden Gläubiger zu feiner Abfindung geſchehenen Aner: 
bieten — die Wirkungen des Uebergebotes nicht hemmen. 
Paris. S. 28. 2. 21. D. %. 2. 140. L. 77. 4. 

14 Der Käufer iſt berechtigt, die Nichtiakeit des dem 
Berfäufer gemachten Uebergebotes vorzufhügen. Diefe Befuanif 
fteht nicht ausfchließlich dem Verkäufer zu. Bourges. S. 30. 2. 201. 

MWenn mehrere theilbare, an verfchiedene Gläubiger 
verpfändete, Begenftände als ein Ganzes verkauft werden, fo ift 
die Ueberbietung jedem Gläubiger nur auf den Erlös des ihm 
verpfändeten Gegenftandes erlaubt. — Ein Webergebot aufs Ganze 
ift ungültig, fo viel die dem Ueberbieter . ee Liegen⸗ 
ne betrifft. — 8. 20. 2. 193. D. 18. 2. 72. L. 57. 

— f. Art. 2192. 

48. Die gefeglihe Wirkung ber Ueberbietung ift, den frei« 
willigen Vertrag, auf welden fie abgegeben wird, in allen feinen 
Beziehungen auf den Kaufpreis und beffen Zubehörden aufzuheben ; 
in dieſer Hinfiht kann und darf der Steigerer ſich nur an die 
in der Öffentlihen Belanntmahung ausgedrüdten Laſten, Vor—⸗ 
behalte und Bedingungen halten, ohne ſich zu deren Erklärung 
oder Ergänzung auf den en Vertrag berufen zu koͤnnen, 
der nicht ur befteht. €. H. Vw. Orleans. S. 7. 1. 65. D 
5. 1. 65. L 19. 143. 

20. Ob. 4. Die ben Glaͤubigern des Verkäufers ver 
fattete Ueberbietungsbefugniß entzieht ihnen, felbft wenn fie ders 
felben fich bedient haben, das Recht nicht, auf Unaültigkeit des 
zu ihrem Nachtheile —— Verkaufes wegen Betruges und 
Gefährde zu Elagen. GC. H. Vw. Amiens. S. 26. 1. 342. D. 
24 1. 167. L. 75. 326. — — 8. 29. ⁊* 217. D.27. 2. 
181. — Limoges. S. 15. 2, 111. L. 38, 75. 

R. B. 1838. I. $. 6. Nr. 3. 6. 7. f. 
* Befreiung verfteigerter Liegenfchaften im Vollſtreckungswege von 

Pandlaften. P. D. $. 1056. Motive ©. 92. f. 

2. Der Käufer, welher im alle einer Weberbietung 
Legtbietender geworden ift, hat das Recht, nah Bezahlung ber 


2184 


2 185. 


2187. 


2191. 


2191. 


219. 


219. 


736 Bon ber Art, die Güter der Ehegatten und Vormuͤnder 


Unterpfanduläubiger, an der Summe, welche ihm etwa in Händen 


bleibt, mit. Ausfhluß dee Handfchriftgläubiger, die Differenz 


zwifchen dem Kauf» und Steigerungspreife einzubehalten , der 
Entſchaͤdigung halber , welche er an feinen Verkäufer zu fordern 
befugt ift. — Anders verhält es ſich mit dem Käufer, welcher 
nicht Legtbietender geworden : diefer hat, um ſich die gebührende 


Entſchaͤdigung zu verfhaffen, kein ausfchließlihes Recht auf die 


Differenz der beiden Preife ; er fann nur in gleihem Mafe mit 
den Handfchriftgläubigern dazu gelangen. Bordeaux. S. 29. 2. 
326. D. 27. 2. 271. 


3. Der in Folge einer Weberbietung entwährte Käufer ift 
befugt, Entfhädigung an feinen Verkäufer zu begehren: und 
diefe Entfhädigung befteht in der Summe, welde die Differenz 
zwifchen dem Preife des Kaufvertrages und dem Steigerungs« 
preife ausmacht. Bordeaur. S. 29. 2. 336. D. 27. 2. 271. 


Neuntes Kapitel. . 


Bon der Art, die Güter der Ehegatten und Vormünder ber 
darauf haftenden Unterpfänder zu entladen, wenn diefe gar 
nicht darauf eingetragen find. 


Menn der Käufer es unterläßt, die von ihm erfaufte Liegen⸗ 
fhaft der darauf haftenden gefeglichen Unterpfänder zu entlaften, 
fo kann der Verkäufer ſelbſt, im Namen des Käufers , die für 
diefe Entlaftung vorgefchriebenen Förmlichfeiten in Anwendung 
bringen. Zouloufe. S. 30. 2. 33.*) 

2. Das Entlaftunasverfahren von den gefeglihen Unter« 
pfändern der Frauen und Minderjährigen ift auch auf Wittwen und 
großjährig gewordene Minderjährige anwendbar, fo wie auf deren 
Erben oder andere Nechtsfolger. Den Frauen nah dem Tode 
ihrer Männer, und den großiährig gewordenen Minderjährigen 
oder deren Rechtsfolgern, ift keine Friſt gefegt, um Eintrag zu 
nehmen. Gutachten des Staatsraths. S. 12. 2. 328. 

5. Die im Art. 2194. vorgefchriebene Anzeige an den 
Staatsanwalt enthebt den Käufer nicht der Anzeige an die Frau, 
wegen Entlaftung von ihrem gefeglihen Pfandrechte : es fey denn, 
daß der MWohnfig der Frau unbekannt wäre. Caſſ. Amiens. S. 
17. 1. 146. D. 13. 1. 97. L. 47. 353. 

(8) Die Beobahtung der durch Gutachten des Staat 
raths vom 9. Mai — 1. Juni 1807. vorgefhriebenen Foͤmlich⸗ 


*) Bon dem Verfahren, mittelft deſſen eine Liegenfchaft von 
den gefegliden, der Infeription nicht unterworfenen Untere 
zen befreit werden fann, Zadar. II. 295. Brauer V. 
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keiten von Seiten des Käufers genuͤgt für die Entlaftung vom 
gefeslihen Pfandrechte der minderjährigen Kinder des Verkaͤu— 
fers, wenn fein Gegenvormund vorhanden ift, dem die im Art. 
2194. verordnete Verkündigung gemacht werden Eönnte; der 
Käufer, obwohl er das Dafeyn der minderjährigen Kinder Eennt, 
ift keinesweges gehalten, die Ernennung eines Gegenvormundes 
zu veranlaffen. Örenoble. R. G. 1836. 2. 390. 

(9) Eine Frau, von deren gefeglichem Unterpfandredht eine 
Liegenfchaft entlaftet worden, kann dennoh beim Drbnungsver- 
fahren auftreten, und Collocation nad) dem Datum ihres Une 
terpfandes begehren, fo lange jenes Verfahren nicht gefchloffen 
ift. Nismes. J. 19. S. 1834. 2. 176. — €. H. Bw. Paris. 
R. G. 1836 1. 775.— Angers. J. 19. S. 1835 2. 226.— Otte: 
ans. R. G. 1836. 2.41%. — Im entgegengefegten Sinne entſchie—⸗ 
den. Caſſ. R. G. 1837. 1. 662. 

(10) Die Frau, mit deren geſetzlichem Pfandrechte das 
Entlaſtungsverfahren vorgenommen wurde, kann beim Ord— 
nungsverfahren nicht mehr auftreten, und Collocation nach dem 
Datum ihres Unterpfandrechtes begehren; durch Entlaſtung er— 
loͤſcht das Pfandrecht eben’ fo wohl hinſichtlich der Gläubiger 
als hinſichtlich des Käufers, Caſſ. R. G. 1837. 1. 662. *) 


* Bei Veräußerung ebemännlicher Güter muß die Verkuͤn— 
digung an die Frau und ihren Beiftand, bei Veräußerung vor 
muudfchaftlider ni dagegen an den Ortsvorſtand oder 
die in $. 19. ded II. E. E, genannten Perfonen gefcheben. 
1. €. €. $. 30. 

2 Der Gerichtszugriff wirft Feine ntlaftung von dem 
nicht eingetragenen gefeglihen Unterpfandrechte, weder hinficht: 
ih des Steigerers noch der Gläubiger. Toulouſe. 8. 26. 2. 
106. — S. 77.2. 9 D. 25. 2. 8. — Montpellier. 
Ss. 38. 2. 154. D. %. 2. 117. ah Nismes. R. G. 
1833. 1- 742 — €. 9. Bw. Paris. R. G. 1836. 1. 775.— 
Gaff. Gaen. J. 19. S. 1834 1. 625. 

3 4. Wurde entfhieden, daß bie Entlaftung nur darin 
Wirkung babe, was den Steigerer, und nicht was die Glaͤubi— 
ger betrifft. Caen. S. 25. 2. 32. D. 23. 2. — Montpellier. 
S. 24. 2. 353 — Lyon. 8. 25 2. 124. D. 23. 2. 129. — 
Riom. 5.8. 2. 87. D. %. 2%. 55. — Grenoble. S. 28. 2. 
173. D. 26. 2. 144. — Colmar. S. 29. 2. 65. — Paris, 8. 
29. 2. 234. D. 27.2. 226. L. 85. 623. — Pau. S, 31. 2. 


4) Zeefurt 239. 8. 230, — f. Art. 939, 2135. 23146. 2147. 
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219. 


2195. 


2196. 
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103. — yon. S. 32. 2. 115. — Paris S. 31. 1. 289. *) 
Douat. 8. 235. 2. 35. — Rouen. S. 25. 2. 36. L 71. 536. 
Befangon. S. 27. 2. 360. 

6. Im entgegengefeßten Sinn entſchieden (u Nr. 2.) 
Ms. S. 35. 2. 34. — EC. H. Bw. Dijon. S. 26 1. 65. D. 
23. 1. 366. L. 74. %09. — Montpellier. S. 8. 2. 87. L. 
81. 145. — Nismes. S 29. 2. 161. D. 27. 2. 171. — ©. 
H. Bw. S. 31. 1. 30. — Caff. Grenoble. S. 29. 1. 342. D. 
27. 1. 330. L. 85. 35. — Grenoble. 8. 25. 2. 33. — Caff. 
Rouen. S. 27. 1. 30%. D. 25. 1. 2333. L. 78. 481. — Gaen. 
8. 29. 2. 234. D. 77. 2. 11. — ©. 9 Bw. Meg. S. 30. 
1. 69. — Bordeaur. S. 30. 2. 246. 

(8) Die unterlaffene Eintragung bes gefeglihen Unter 
pfandrechtes , innerhalb der im Art. 2195. beftimmten zwei 
Monate, hat die Erlöfhung der Hypothek zur Folge, nicht allein 
was den Käufer oder das Schickſal des liegenfhaftlihen Eigen: 
tbums, fondern aud) mas bie eingetragenen Stäubiger und ben 
Kaufpreis betrifft, Nismes. R. G. 1833. 1. 273. **) 


Zehntes Kapitel, 
Bon Oeffnung der Bücher und Verantwortlichfeit der 
Pfandichreiber. ***) 


2. Da dem Pfandfchreiber Bein Urtheil über den Gehalt 
der. in feinen Büchern vorkommenden Unterpfänder zuſteht, fo 


muß er alle in das Verzeihniß aufnehmen, welches er aufftellt, 


2197, 


obwohl ſich welche ohne Recht oder Schuldtitel darunter befin- 
den follten. Wer behauptet, daß bdiefe Eintragungen megen 
Mangel eines Schuldtiteld nichtig oder wirkungslos feyen, muß 
denjenigen, der den intrag genommen hat, auf Ausftreihung 
belangen, und nicht den Pfandfcreiber auf Berichtigung feines 
Zeugniffes. Angers. S. 28. 2. 110. D. W. 2 84. — f. Art. 
2183. +) 
*R. B. 1812. XXI. Samml. 1. 1087. 


1. Die Erfagklage gegen einen Pfandfchreiber, wegen vers 
fhulderer Nichtigkeit einer von ihm beforgten Eintragung, kann 
zehn Jahre lang nach dem Datum der Eintrmgung angeftellt 


*) Laukhard I. 409. 
**) Anfangsziel des Unterpfandes am Frauengut. Brauer V. 


©. r 

**2) Bon den Hypothekenbewahrern oder Pfandfchreibern im Allge⸗ 
meinen, Zachar. 1]. 268. — Roth 1. 16, 

**) Zu 21962. Trefurt 215. Nr. 3 
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werden, voraudgefegt, daß nicht zehn Jahre umlaufen find, feit 2197. 
der Pfandfchreiber von feinem Amte abgefommen if. ©. 9. 
Bw. Eaen. S. 17. 1. 317. D. 15 1. 111. L. 49. 263. 

2. Die Pfandfchreiber, welhe Irrthuͤmer oder Unfoͤrmlich⸗ 
keiten wahrnehmen, melde fie in der Eintragung ber ihnen zu« 
geſtellten Auszüge (bordereaux) begangen haben, koͤnnen die 
Verbefferung vornehmen, ohne fih an die Gerichte zu wenden. 
Zu diefem Ende müffen fie in das Buch, aber nur unter dem 
faufenden Datum, eıne neue, dem ihnen von den Gläubigern 
zugeftellten Auszuge genauer anpaffende Eintragung madyen, 
unter Vormerfung des Eintrages, den fie verbeffern wollen, um 
jedem doppelten Gebrauche vorzubeugen. Die fo verbefferte 
Eintragung wirft nur fürs Künftige. Gutachten des Staats: 
raths. S. 11 2. 159. D. 9, 2. 79. 

3. Wenn ein Käufer die von ihm erkaufte Kiegenfchaft 
wieder verkauft, fo muß der Pfandichreiber in das Zeugniß der 
Einträge , welches er dem zweiten Käufer ausſtellt, alle Eintras 
gungen aufnehmen, melde auf den erften genommen find: 
obwohl fie vor der Zrangfeription ſeines Vertrages, und folglich 
zu einer Zeit flatt fanden, wo der Vertrag Dritten nicht 
entgegen gehalten werden konnte Wenn der Piandfchreiber ſolche 
Einträge ausiäßt, fo tft er den uͤbergangenen Gläubigern für 
nz Schaden verantwortlih. Parıs. 8. 7. 2. 1021. L. 


4. Der Pfandfchreiber, welcher Zeugniffe ausſtellt, befagend, 
daß kein Widerſpruch beftehe, ift für alle Forderungen perſonlich 
verantwortlich, wo wirklich Widerfpruc vorhanden, obwohl diefer 
nicht von den Bläubigern des unmittelbaren Verkäufers, fondern 
von denen ‚feines Rectsvorfahrers erhoben worden. C D. Vw. 
Bordeaur. S. 11. 1. 155 D. 9. 1. 105. L. 29. 469. 

6. Der Pfandſchreiber ift verantwortlih, wenn er in 
feinem Buche die Anführungen und Bezeihnungen auslaͤßt, 
weldye in den, Behufs der Eintragung, ihm übergebenen Auszuͤ— 
gen (bordereaux) enthalten find. In keinem Falle kann fich die 
Verantwortlichkeit des Pfandfchreibers weiter erfireden, als auf 
den Berrag der Summen, fuͤr welche der Gläubiger, wenn feine 
Eintragung gültig gewefen, mittelft Collocation auf den Erlös 
ber verpfänderen Liegenfhaft wäre befriedigt worden, Bordeaur. 
S. 15. 2. 115. L 4. 76. 

7. Die Pfandfhreiber müffen das Verzeichniß der Eintra⸗ 
gungen auf die verkauften Liegenſchaften unmittelbar nad) ber 
Transſeription des Vertrages (auf Merlangen der Berheifigten) 
aufftellen, ohne den Ablauf des fünfzehnten Zages nad) diefer 
Foͤrmlichkeit abzuwarten. Schreiben des Großtichters. S. 10. 
2. 356. D. 7. 2.28. — Entfheidung bes Finanz Miniſt. 8. 
10. 2. 356. D. 7. 2. W. 
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8 Wenn Gemand eine Liegenfhaft verkauft, indem er 
ſich einen andern Namen als jenen beilegt, unter welchem er 
ſchon verpfaͤndet hat: wenn ber Käufer feinen Vertrag trans—⸗ 
feribiren laßt, und der Pfandfihreiber, durch den Namen des 
Verkäufers getäufcht, ein Zeugniß ausftellt, daß Leine Eintras 
gungen vorhanden feyen: wenn alsdann der Käufer jene Liegen: 
fhaft wieder verkauft, und der nunmehrige Käufer auf den 
Glauben jenes Zeugniffes dert Vorrang vor den Gläubigern er: 
hält, welche vom Pfandſchreiber ausgelaffen, worden find, fo has 
ben dieſe Gläubiger weder gegen den Käufer nod) geyen den 


Pfandihreiber einen Nüdgriff. In folhem Kalle ift der urs 


fprüngliche Verkäufer allein verantwortlich, und zwar unter per» 
ſoͤnlichem Verhafte. Paris. S. 11. 2. 239. 

10. Einige Verfchiedenheit zwifchen den Autdrüden ber 
Eintragung und des Kaufvertrages genügt nicht, um die Aus 
laffung diefer Eintragung in dem Zeugniffe des Pfandfchreibers 
zu rechtfertigen, wenn trog dieſer Verfhiedenheit doch die Iden—⸗ 
titat der Perfonen und der Liegenfchaften wohl zu erkennen iſt. 
Paris. L. 45. 465. — ſ. Art. 2148. 

(11) Der Pfandſchreiber, an welchen eine Ueberſicht der 


auf den Gütern eines Individuums haftenden Pfandeintraͤge 
‚begehrt würde, ift nicht unter eigener Verantwortlichkeit gehalten, 


zugleich einen Auszug aus den Zransferiptionsbüchern abzugeben, 
woraus fich zeigt, daß jenes Individuum nicht mehr Ei: 
genthüumer der erwähnten Güter iſt; das Begehren einer 
Ueberfiht der Einträge ſchließt nit ftilfhweigend auch das 


‚einer Ueberfiht der Zrangferiptionen in fihy. €. H. Bw. Pas 


ris. J. 19. S. 1835. 1. 862. *) 


1 — der Pas a Ya Ne für N —— 
ungen. II. $. 26. B. XV. — pol. 
ie IV. & 5 Pt. 35. Et Hopnd. "m 161. f. — 
f. zu £. ©. 2177. Nr. 14. 
+ 2) Ueber die ei: der Pfandfchreibereien, wenn fie in 
den Pfandfcheinen mehr bezeugen, ald fie fhuldig find (ma: 
mentlich uneingetragene Vormundfchaften). Annalen I. 338. 


1. Das Zeugniß, welches der Pfandfchreiber dem Käufer 
einer Liegenſchaft nach der Zrangfeription ausftellt, entlafter dies 
felbe dergeftalt von den Unterpfändern, deren er Feine Erwähnung 
thut, daß der Gläubiger, deffen Unterpfand ausgelaffen worden, 
daffelbe nicht mehr gegen den Käufer geltend machen Eann, felbft 
wenn er demfelben innerhalb der Frift, binnen welcher biefer 
feinen Vertrag den eingetragenen Gläubigern anzuzeigen bat, 


*) Zrefurt 215. Nr, 4, 
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ein anderes Zeuaniß ee würde, morin jenes Unterpfand 
angegeben ift. Be 5. 2. 637. L. 11. 566. — ©. 9: 
Vw. Paris. S. 6. 2 268, D. 4.1 110. L 16. 467. 

3. Die Gläubiger, deren Kinträge in den vom Pfand« 
ſchreiber ausgeftellten Verzeichniffen ausgelaffen worden find, und 
die folglich nicht collocirt werden, haben Fein Rechtsmittel 
(tierce- opposition) gegen den Drdnungsbefheid. Es bleibt 
ihnen nur der Rüdgriff gegen den Pfandfchreiber übrig. Bruͤſ⸗ 
ſel. S. 14, 2. 398. L. 34. 397. *) 

++) 


IR. F. Beftrittener Vorzug zweier Pfandrehte, mo die Audzab- 
fung der Darleihfumme des Einen fpäter erfolgte, ald die Ein⸗ 
re des zweiten. Annalen I . 14. 19. 84. 94. 110. 120. 


Neunzehnter Titel. 


Vom Gerichtözugriff und von der Nangorbnung unter 
den Gläubigern. 


Erſtes Kapitel. 
Bom Gerichtszugriff. 
(2204—2217. ***) 


* Mm, D. 8. 944—1076. — Motive ©. 83—93, 

1. Ein Verkauf mittelſt Scheinvertrages entzieht ben 
Glaͤubigern das Recht nicht, gegen den Verkäufer ben Gerichte: 
zugriff zu begehrten. Daraus, daß für einen ſolchen Gläubiger 
ein. Uebergebot den Nachtheil der Simulation, fo viel ihn bes 
trifft, abwenden koͤnnte, folgt nicht, daß er fih auf die Ueber: 
bietung beſchraͤnken müffe, ftatt eine Klage auf Unguͤltigkeit 


21%. 


219. 
a—d. 


2204. 


wegen Sımulation anzuftellen Bruͤſſel. S. 12. 2. 139. it 


Art. 1167. 2185. 
3. Die Klage auf Aufhebung wegen Verfürzung über die 
Hälfte ift eine Fahrnißklage; fie gibt alfo einem Gerichtszugeiff 


*) Kolgen unterlaffener Anführungen ——— Eintraͤge in den 


Zeugniſſen der Pfandſchreiber. Bel $. 85. — Ingleichen — 
N NER Ebend, $. 86.— vgl. jedoch ©. 704 
u 
**) Zrefurt 214. $. 206. Nr. 2. 
**+*) Art. 2204. f. 517. 552. 803. 1615. 2118. a — Xrt. 2208. 
f. 213. 224. 1421. 148. 1549, — Art. f. 2134. 2166. 
Art. 2210. |. 822. — er 2214. f, 1250, N 1692. 2112. 
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auf Kiegenfhaft nit Raum, CE. H. Bw. Zouloufe. S. 6. 1. 
331. D. 4. 1. 419 *) 


. . Im Allgemeinen fann ber Gläubiger den Gerichtszu⸗ 
Heiff auf eine unabgetheilte Liegenfchaft, fo viel der Schuldner 
bavon befigt, verfolgen, ohne gehalten zu feyn, vorher auf deren 
Abtheilung anzutragen. Der Art. 2205. ift a auf die Gläu- 
biger Sur une — Paris. 8. 7. 2. 666. — 
Meg. S. 18. 2. 337. D. 16. 2. 44. — Golmar. S. 5. 2. 72. 
(Nr. 2 ® 9.) Brüffel. 's. 13. 2. 365. D. 9. 2. 73. — Paris. 
ee 365. (Nr. 3. d. 9.) — kürtih. J. 19. S. 1834. 


4. 3m entuegen gefegten Sinn entfhieden. Poitiers. S. 
25. 2 380. — C. 9. Bw. an S, 27. 1. 69. D. 24. 
5 399 L. 77.5 — S. 25. 2. 100. (Rt. 5. d. 8.) Pau. 

. G. 1833. 2. 240. 

10. Der Gläubiger, deffen Betreibung des Gerichtszugriffes 
für nichtig erklärt worden, kann zur Entfchädiyung an den 
Steigerer, aber niht an die betreffenden Schuldner verurtbeilt 
werden. Befangon. 8. 12. 2.8. D.9 2. 121. L. 32. 389. 

13. Wenn gegen einen Zugriff auf Liegenfhaften, wegen 
unabgetheiltee Gemeinfhaft unter den Miterben, Widerfprud 
eingelegt worden ift, fo muß der Zugriff verfchoben werden, bis 
in Folge der Theilung die Liegenfhaft in das Loos des Mitere 
ben gefallen, der der Schuldner ift. Dies kann nit umgangen 
werden, unter dem Vorwande, daß der Schuldner, gegen melden 
der Zugriff erkannt worden, ein ausfchließliches Recht auf die 
—— babe. Caſſ. Amiens. S. 22. 1. 436. — f. Art 


*r 


1. Die Unzulänglichkeit eines bedungenen fpecieilen Une 
terpfandes, obwohl fie den Zugriff auf nicht verpfändete Liegen 
ſchaften begründet , kann doch nie zu einer Ausdehnung des 
Pfandrechtes berechtigen, felbft wenn man daffelbe nur auf foldye 
Güter auszudehnen gedähte, welche duch ein — Der 
tragsgedinge für verhaftet erklärt ſeyn follten. Rouen. 8. 16. 
2. 48 L. 44. 19. 


2. ‚Der Gläubiger, welcher ein fpecielles Unterpfand auf 
beftimmte Liegenfchaften, und ein allgemeines Unterpfandredt auf 
alle Güter feines Schuldners hat, kann erft nach vorgängigem 
Angriffe ber mit fpeciellem Unterpfande belafteten Gürer gegen 


*) Vom —— Zachar. III. 581. — Trefurt 411. 
1). — — IV. S. 248. — zu 2204. Trefurt 
14. $. "494. 8 | 
+4) Zu 20205 a. a 413. $. 494, 6). 
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die allgemein verunterpfändeten Liegenſchaften den Zugriff eins» 
feiten. Brüffel. S. 5. 2. 267. 


3. Es fen benn, daß die zur Zahlung einer Schuld fpeciell 


verpfaͤndeten Liegenfbaften für unzulaͤnglich erfannt wären, na⸗ 
mentlih in der. Schuldurfunde. E H. Bw Montpellier. S. 
27. 1. 309. 


o R. Bel. R. B. 1812. XX. Samml. I. 1067. — R. B. 1819. 
VII. Samml. I. 1069. 
» mei Zeugen find beizuziehen. R. ®. 1837. LI. 8. 2. 


(5) Die Zinfen eines Kapitals und bie richterlich beftimm: 
ten Koſten begründen eine richtig geftellte Forderung, und können 
folglich als Grundlage eines gerichtlichen Zugriffsverfahrens dies 
nen. Gaff. Paris. R. G. 1837. 1. 597. 

(3) Man kann in einer Pfandverfihreibung alltig bedins 
gen, daß, bei nicht erfolgender Zahlung in der beflimmten Friſt, 
der Gläubiger, nach vorausgenangenem einfachen Zablungsbefeble, 
berechtigt ſeyn fole, die verſchriebenen Liegenſchaften vor einem 
Notär, ohne Gerichtszugriff oder andere Förmlichkeiten , verkaus 


2217. 


fen zu laffen. Poitiers. R G. 1833. 2. 555 — Brüffel. 8. 


41.2 98. — Bordeaur S 27. 2. 169. D. 25. 2. 191. — 
Bordeaur. S. 30. 2. 299. (Mr. 3. d. DO.) — Im entgegen 
gefegten Sinn entfhieden. Lyon. R. G. 1836. 2. 244. **) 


* 41) Don unbedingten, — von bedingten Befehlen. P. D. $. 702 — 
725. Motive ©. 54-56. 


2) Milde Gaben von Öffentliben Armenanftalten können nicht mit 2217b. 


Arreft beftridt werden. R. B. 1807. IV. Sammi. I. 1084. 


3) Dom Arreſtprozeſſe. P. O. $. 675-701. Motive ©. 52—54.2217e. 


vgl. Hohnh. V. 29 
4) 8. 3. 2217. £. u. g. find aufgehoben. P. D. $- 967. 
Zweites Kapitel, 
Bon der VBertheilung des Erlöfes unter mehrere Gläubiger. 
* 4) Die Verweiſung der Liegenſchafts-Kaufſchillinge btr. V. R. 2. 
1830. XVI. — R. 3. 1831. Il, ©. 7. 
2) Die Öffentliben Anforderungen bei Schuldenliquidationen bir 
B. R. B- 1831. VIII. ©. 66. 





*) Trefurt 412. $. 494. 1-5). — Brauer V. 1258. 
**) Zrefurt Er $. 494. 7), — 414—418. 
*) Competenzſtuͤcke des Gantfchulpners, Brauer V, 1222, — P. 
DO, $, 851. Motive ©, ein ' : 


2217. 
f.g- 


2218. 


744 Vertheilung bed Erloͤſes unter mehrere Gläubiger. 


Vom Gantverfahren. *) 
2218a. **) " 


23) R. Bel. R. 8. 1811. XI. Samml. I. 864. 


4) DB. die gleihbaldige Bezahlung berrfhaftliher Forderungen bei 
Ganten und andern gerichtliben Schuldvermweifungen bir. R. 
3. 1815. VII. Samml. I. 1124. 

5) V. die befondere Vorladung der Pfandgläubiger zu den Schul- 
denliquidationen bir. R. ®. 1817. Xll. Samml. I. 1124. — 
vgl. Hohnd. I. 378—381. 


6) en Gantverfahren. P. D. $. 810 — 943. Motive ©. 69 


+ 7) Wer muß das beffere Gluͤck des Gemeinfchuldnerd bemweifen — 
Hohnh. I. 385. 

8) Separationerecht im Concurfe ann derjenige nur anſprechen, dem 

ein Gemeinfchuldner vor dem Gantausbrüche auf rechtsgül⸗ 

5 9 —— Sachen oder Forderungen cedirte. Hohnh. III. 


9) Bedungenes, nicht eingetragenes, Unterpfandrecht gehoͤrt in die 
vierte Klaſſe. — 242. ff. 
10) Form zur Guͤltigkeit eines Unterpfandes nach oͤſterreichiſchen 
Geſetzen. Hohnh. VI. 165. — nach badiſchen. ebend. 
22186. ***) 


Zwanzigſter Titel. 
Von der Verjährung.“** 
Erſtes Kapitel. 
Allgemeine Verfügungen. 7) 
A (2219—2227. ++) 


“) Bon der Gant. Badar. III. 582. — Brauer IV, S. 270— 
I. 33. — Archiv f. R. DI, 4. 

**) Trefurt 226 8. 219 — 229. $. 225.233. Nr. 6. 419 — 438. — 
Zahlungsverhaͤltniß mehrerer Unterpfandgläubiger von gleichem 
Rang. Brauer VI, 256. — Stellung der allgemeinen Unter: 
zent des alten Rechtes in der Drdnung des neuen, Brauer 

I. 278. — Bauptverfchiedenheiten des franzöfifchen vom deut— 
fhen Gantverfabren. Brauer V. 1229—1240. 

**) Ueber die Beitragspflicht der Gläubiger der zweiten und drits 
ten Drbnung zur Befriedigung der Gläubiger der erften Ord— 
nung. Archiv f. R. 11, 273. — III, 266, — 316, ff.—vgl. 
Bohn. V. 117. ff. 

"+, Von der Verjährung. Begriff. Zadar. IV. 771. 

+) Einleitung in die Lehre von der Erfigung. Zadar. I. 209. — 
Wer kann verjähren? Ebend. 210.- Bon den Fällen, wo das 
Recht zu Klagen erlöfcht, oder unwirkſam gemacht werden kann, 
im Allgemeinen. Badar. IV. 770. — Brauer V. 1033. — Bon 
den Bedingungen der Verjährung im Allgemeinen. Zadar. IV, 
773.—Bon ben redhtlihen Wirkungen der Verjährung. 775. 

+}) Art, 2219, ſ. 711, 1234, 1350, 2227. 2262. - Art. 2221. ſ. 


Bon der Verjährung. 745 


* Was zum Beweid einer unfürbenflicen —— durch * 
— erfordert wird. L. V. R. B. X Samml. I, 


4. Daraus, daß Verjährung vorhanden, in Betreff von 
Bäumen, die auf fremden Grund und Boden gepflanzt. wor: 
den, folgt nicht nothwendig, daß aud der Grund und Boden 
durch Verjährung erworben fey, wenn bie Beſitzhandlungen fi ch 
ausſchließlich auf die Baͤume beziehen, welche an den Rand F 
nes Grabens gepflanzt worden find. Caen. S. 26. 2. 29. D 
24. 2. 206. 

I Wer die Befugniß nicht hat, eine Sache zu erwerben, 
fann fi gleichwohl im Beſitze behaupten, wenn er Inhaber 
derfelben ift, und fih der Einrede der Verjährung bedienen, 
um die Klage eines Dritten, ber ihn des Beſitzes entfegen 
will, zu entkräften. Caſſ. Sambre u. Maas. S. 1. 2. 424. 

+ 1) Verjährung, was ſie ift. Hohnh. V. 112. VI. 162. laͤßt in 

der Regel keinen Gegenbeweis zu. V. 112. 


2) Rechtsaxiom: temporalia quae sunt ad agendum, sunt per- 
petua ad excipiendum. Sobnb. V!. 139. 

3) Die Erfigung einer Fenftergerechtigkeit kann dadurd bemiefen 
werden, daß die fraglichen Fender ſich feir 30 Jahren mit der 
Einrichtung zum Derfnen befunden habrn. Annalen V. 39. f. 


2. Ein Friftgefuh zur Nachmeifung. daß eine verlangte 
Rehnungsftellung aefhehen ſey, ift fein Verzicht auf die Bes 
fugniß, gegen die Klage auf Rechnunasftelung die Verjährung 
vorzufhügen. Bourges. S. 27. 2. 158. D. 25 2. 162. 

Iſt es gegründet, daß die dreifigjährige Verjährung, 
obwohl fhon vollendet, durh den Umſtand entfräftet werden 
kann, daß derjenige, zu deſſen Gunften fie beftand, feitdem, 
doh nur während einiger Fahre vom alten Gigenthlimer 
aus dem Befige gefegt wurde, und ihn rubig im Genuffe ges 
laffen hat? Iſt es richtig, daß man aus diefer Thatſache einen 
ſtilſchweigenden Verzicht auf die Verjährung foluern kann? — 
Bejaht. Bordeaur. S. 28. 2. 110. D. 26 2. 29. 

(5) Die Zahlung der Rüdftände einer duch —— 
erloſchenen Rente kann nicht als Verzicht auf dir bereits vols 
lendete Verjährung gelten. C. H. Bw. J. 19. S. 1834.1. 810. 
— f. Art. 2221. *) 


Verzicht auf Verjährung ſchlaͤgt mehr in das — Inte⸗ 
ven eın, ald der auf ein einzelned Rechtsmittel; ed läßt ſich 


2224.—Xrt. 2224. f. 2248. - Art. 2225. f. 1166. 1167. - Art. 
2227. f. 541. 568. 2281. 

*) * der Verzichtleiſtung auf die Verjaͤhrung. Zadar. IV, 
776. 


2219. 


221. 
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we. von dem einen auf dad andere nicht ſchließen. Hohnh. 


3. Das Geriht kann die Verjährung niht von einem 
Fall auf einen andern ausdehnen. Caſſ. Riom. S. 5 1. 376, 

4. Die Borfhügung der dreifigjährigen Verjährung gegen 
das Kapital ſchließt ſtillſchweigend auch jene der fuͤnfjaͤhrigen 
Verjaͤhtung gegen die Zinsrudftände in fih. Wenn folglich 
jene Verjährung gegen das Kapital — tragen worden, fo darf 
das Gericht von Amtswegen die fünfjährige Verjährung gegen 
die Zinsrücdftände ergänzen. Gaff. Dieppe. $. 22. 1. 34. 
D. 20. ı 311. L. 64. 165. 

5. Wenn eine Formlicdkeit vom Gefeg als die Bedingung 
einer Verleihung vorgefchrieben it, fo kann das Gericht von 
Amtswegen eine Klage fuͤr wach erklären , als Folge der 
ur jener — H. Bw. Montmedy. 8. 
23. 1. 33. D. 20. 1. 453. *) 

+ Auf ” —— ar fi auddrüdlich berufen werden. Hohnh. 
der Richter ſie von — vorſchuͤtzen 

— — un I. 26 — f. Nr. 3.5. d. &. 

% 2. Der Schuldner kann demjenigen, S ohne fein Vor: 

wiffen Schulden für, ibn bezahlt hat, obwohl zu einer Zeit, wo 
diefe noch nicht verjährt waren , die naͤmliche Einrede der Vers 
jährung entgegen fegen, die er gegen den urfprünglidhen Glaͤu— 
biger geltend machen könnte, wenn er erfchiene, feine Zahlung 
an ihn zu fordern. GE. H. Vw. Breſſuire. S. 10. 1. 37. D 
7. 1. 433. f. Art. 1236. Nr. 3. 2031. 

* Der 2. ©. 2224. ift aufgehoben. P. D. $. 292. 
; 2. Eine Straße, obwohl unter diefem Titel dem Verkehr 

Entzogen und folglich unverjährbar, kann dennoch durch Verjäh: 
rung erworben, oder mit einer Dienftbarkeit belegt werden, wenn 
die Befishandlungen fo geeignet find, daß fie der Strafe ihre 
frühere Beftimmung und urfpelnalichen Charakter nothwendig 
entzogen haben. Montpellier. S. 28. 2. 81. D 26. 2. 57. **) 

3. Kirchen und Kapellen, 3 entliher Gottesdienft 
gehalten wird, find unverjährbare Gegenftände und dem Verkehr 
entzogen; es kann daher, fo lange fie diefe Beftimmung behalten, 
feine rt ie darauf flatt finden. C. H. Bw. S. 24. 1. 
161. 21. 1. 485. 

35. — ein Platz in einer Kapelle. C. H. Vw. 
Meaux. S. 27. 1. 89. 

(4) Die Ufer eines, Privatperfonen zugehörigen, fchiffbaren 


*) Zu 22232. Trefurt 511. $. 650. 3). 
*) vgl. Laukhard II. S. 85, 
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Kanals find der Verjährung nicht empfänglih. Gchiffbare Ka: 
näle und deren Zubehörden , felbit als Privateigenthum, bilden 
des öffentlichen Gebrauches halber, fuͤr den ſie beſtimmt ſind, 
ein untheilbares Ganze, welches nicht zerſtuͤckt werden kann, ſo 
daß, obwohl eine Veräußerung im Ganzen ſtatt findet, jeder 
Theil davon,einzeln genemmen, dem Verfehr entzogen, und mits 
bin unverjährbar werden kann. C. H. Bw. Paris. R.G. 1837. 1. 
852. —f. Art. 538. 2262. — Xouloufe. R. G. 1833. 2. 379. 

+ Regalia — * essentialia koͤnnen nicht verjährt wer: 

den. Hohnh 1 

2 Die u läuft gegen die Rechte des Staats: 
fchages zu Gunften der NRehnungsbeamten von dem Tage an, 
wo ihre Verwaltung fich geendigt hat. Geſet 8.8 2. 22. 

(3) Man kann durch Verjährung eine Dienftbarkeit auf 
Staatspomänengäter erwerben, felbft in Landen, worin bdiefelben 
unveräußerlih und unverjährbar fenn folkten. Nancy. J. 19 
S, 1835. 2. 428. 

(4) Das reine, zu keinem öffentlihen Gebrauche dienende 
 Gemeindseigenehum kann gegen bie Gemeinden burd) rs 
runa erworben. werden. E. H. Bw. Zonnerre. J. 19. 
1835. 1. 767. — €. 9. Bmw. Ebend. 769. *) 


Zweites Kapitel. 
Bon dem Befih. 


* Dom Behgprogefe. %., P. 2. 2 742-760. Motive ©. 58-61.— 

vgl. Archiv f 
1. Der — welcher nah Erloͤſchung der Nutz⸗ 
nießung beſeſſen hat, kann nicht den Beſitz des Nutznießers zu 
dem ſeinigen hinzutechnen, um ben Jahresbeſit zu vervollftändi- 
ar, damit er - Beſitzklage anftellen koͤnne. Caſſ. Elermont. 

8. 22. 1. 298. D W. 1. 257. L. 66. 78. 

2. Die Verjährung läuft zu Gunften des Eigenthümers 
gegen Dritte während des Befiges des Nugniefers, wenn anders 
der Eigenthümer eine öffentliche rer unternom: 
men bat. Paris. S. 38. 2. 19. D. 25. 2. 19. — Gaff. Pa: 
ris. R. G. 1836. 1. 742. 

3 Wenn hochſtaͤmmige Bäume, die nicht in ber geſetzli⸗ 


2226. 


2227. 


2228. 


chen Entfernung gefegt find, urfprünglic einen Theil eines le⸗ 
bendigen Zaunes ausgemacht haben, fo kann der Eigenthümer 





2) Alle Vorrechte ber Kirche und anderer Perfonen bei der Redhtö- 
erlöfchung fallen weg. Brauer V. 4033. 
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. welcher zu Erhaltung bdiefer Bäume fih auf die Verjährung 

(mo diefe gefeglich ftatehaft ift) beruft, feinen Beſitz nicht von 

der Zeit der Anlegung des Zaunes, fondern nur von dem Zeit: 

punft an rechnen, wo die Bäume ſich über den Zaun erheben 

— und zu Hochſtaͤmmen geworden find. Amiens. S. 22. 
. 297. — f. Art. 671. 

3 1. Der Befig in Kraft eines Urtheils wirkt zurüd auf 
den Zag der Klage. Brüffel. S. 5. 2. 528. 

2. Man kann gegen einen Erben in Kraft des Rechtsti— 
tels verjähren, wodurch er feine Erbrechte cedirt hat, obwohl 
dieſer Rechtstitel den Glaͤubigern gegenüber nur eine Verguͤnſti— 
gung waͤre. Caſſ. Rennes. 8. 10. 1. 94. D. 7. 1 370. 

3: Die erwerbende Verjährung läuft nicht gegen den, ber 
im Bejig ift: fo wie fie audy nicht zu Gunften beffen 1suft, der 
nicht befist. Caſſ. Dijon. S. 26. 1. 103. D. 24. 1. 14. — 
C. H. Bw. Befangon. S. 28. 1. 164. D. 26. 1. 34. 

6. Wer das Recht, auf feinem Grund und Boden zu 
bauen, verkauft hat, ift feiner Verpflichtung ledig, wenn der 
Kaͤufer dreißig Jahre verlaufen laͤßt, ohne ſeines Rechtes ſich 
zu bedienen. Limoges. S. 11 2. 253. 

9. Der Befiger einer Liegenſchaft wird kraft Gefeges als 
Eigenthuͤmer N fo lange der wahre ee nicht 
auftritt. Pau. S. 24. 2. 40. D. 22. 2. 74. L 

10. Die is des Nutzungsrechtes * — Theil 
des Waldes bewahrt das Recht der Nutzunasberechtigten auf 
das Ganze. Die Nichtuͤbung an einem Theile des Waldes 
waͤhrend dreißig Jahren wirkt folglich nicht die Verjaͤhrung des 
Rechtes an dieſem Theile, wenn daſſelbe waͤhrend der naͤmlichen 
— — einem andern Theil ausgeuͤbt wurde. Bourges. 8. 29. 

11. Beſitzhandlungen, die, um erlaubt zu ſeyn, einer 
vorgänaigen Ermädtigung der DVerwaltungsbehörde bedürfen, 
find dennod gültig, und zu Unterbrebung der Verjährung ger 
eignet, obwohl jene vorgängige Ermädtigung nicht flatt gefuns 
den hat. Caſſ. Dijon. S. 26. 1. 103. D. 24. 1. 14. — ſ. 
Art. 1665. 2242: 


+ 1) Niemand fann gegen feinen Rechtötitel ernen, und eben fo 
wenig, wenn der Titel vıriöß if. Hobnb. 1. 268. 


2) — Beſitz begreift jede Art von Erfigung in fi. Hohnh. 


Der bürgerliche und ruhige Beſitz ift eine Vermuthung für 
das Figenthum, bis zum Beweiſe des Gegentheiis. Folglich hat 
der Beſitzer eines Grundſtuͤckes, an welchem durch unrechte That 
Beſchaͤdigungen veruͤbt worden ſind, ein Recht und eine Klage 
auf Entſchaͤdigung, ohne daß der Thaͤter befugt waͤre, die 
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sus bes Nichteigenthums vorzufhügen. Borbeaur. S. 29, 


1. Die Errihtung eines Grabens vom Uferbefiger an eis 2232. 
nem Mühlenkanal, um aus dieſem Kanal fein Eigentbum zu 
bemwäffern, wird nicht als eine Handlung bloßer Nachſicht im 
Sinne des Art. 2232. betrachtet ; folglich kann dieſelbe einen 
zur Verjaͤhrung geeigneten Beſitz begruͤnden, weil e uͤberdies 
eine ſtaͤndige und offene Dienſtbarkeit darſtellt. C. H. Vw. 
Poitiers. S. 27. 1. 473. D. 25. 1. 270. 

2. Der Iängfte Befig der Bewerbung öder Ländereien, 
kann nicht duch Verjährung irgend ein Eigenthumstecht auf 
diefe Ländereien, nicht einmal eine Nugunasdienftbarkeit erwer— 
ben. Amiens. S. 26. 2. 49. D. 24 2. 58. 

3. Das Eigenthum des MWeidrechtes auf angebautem Lande 
kann, zum Unterfhiede von der Beweidung oͤder Ländereien, 
durch dreißigjährige Verjährung erworben werden. C. H. Bm. 
Befangon, S. 28. 1. 195 D. W. 1. 35. — E 9. Um. 
Riom. S. 27. 1. 534. D. 25. 1. 314. *) 

+ Sreimillführlide Handlungen (actus merae facul- 2232a. 
tatis), deren Begriff. Hohnh. III. 160. — Ob ihre Grenzen 

nur bid dabin reichen, mo opinio necessitatis eintritt, ift con« 

trovers. 158. f. 

**) 2234. 


Drittes Kapitel. 
Bon den Urfachen, welche die Verjährung verhindern. 
(2236 — 2240. ***) 


| 1. Die immermährende Nugnießung iſt ein wirkliches 2236, 
Eigenthumsreht: in einem folden Falle kann ein Nugniefer 
verjähren. Die Ausnahme des Art. 2236. ift hier unanmwend: 
bar. Gaff. Amiens. S. 13. 1. 382. D. 13. 1. 113. 

2. Wenn zwifhen dem Schuldner und Gläubiger verabs 
redet worden, daß legterer das ihm eingeräumte Nuspfand in 
Ermangelung der Zahlung zur beftimmten Zeit als Eigenthümer 
‚erhalten folle, fo kann diefe Uebereinfunft, obwohl ungültig, um 
den Gläubiger mit dem Ablaufe des Zieles zum Cigenthümer 
ju machen, doch als Grund zur N, von diefem Zeits 
punfte gerechnet, dienen. Brüffel. S. 6. 2. 333. LMA9. 109. 


*) Reehniütäpelige Baden im — des franz. Rechts. Brauer 
. 1025, — Trefurt 135. 8. 1 


— en 136. 4.) 
”*r) Art. 2236... 599, 617. 1709. 1915. 2231. 2240, 2251. 


2240. 


2241. 
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(3) Jeder Theilhaber an einem Nutzungsrechte, welches 
einer Ortsgemeinde zufteht, kann nicht mehr, als die Gemeinde 
ſelbſt, duch Verjaͤhrung das Eigenthum des Grundftüdes er: 
merben, auf welhem das Nugungsreht ausgeuͤbt wird; fein 
Befitz, mie”jener der Gemeinde, im Allgemeinen genommen, 
muß als eine PVergünftigung betrachtet werden. Toulouſe. R. 
G. 1833. 2. 483. —f. Art. 2229. 2240. 

1. Wenn ein Vertrag doppelfeitig, und von einer ber 
beiden Vertragsperfonen erfüllt worden ift, fo kann die andere 
ſich ihrerfeits der Erfüllung nicht unter dem Vorwande der 
Berjährung entziehen. Wer in diefem Falle von dem gemein« 
fhaftlihen Rechtstitel Vortheil zieht, kann nicht gegen denfelben 
Rechtstitel verjähren. Hier ift die Regel des Art. 2241. nicht 
anwendbar. Riom. S. 11. 2. 322. 

2. Ueber feinen Titel und gegen feinen Titel verjähren, 
find zwei weſentlich verfchiedene Dinge. Erfteres ift allerdings 
ſtatthaft; folglich hat der Käufer von einem Theil eines 
Gutes, der dreißig Jahre lang Ländereien in größerer Ausdehs 
nung befeffen hat, als fein Titel ihm gewährt, diefes Uebermaß 
durch Verjährung erworben. WBordeaur. S. 28. 2, 105. D. 
2%. 2 79. 

(1) Der Grundfag, daß man gegen feinen Titel verjähren 
tönne, in dem Sinne, daß man ven einer übernemmenen Ber: 
bindlichkeit frei werde, ift auf wechfelfeitige Verbindlichkeiten aus 
doppelfeitigen Verträgen, wie auf jede andere Verbindlichkeit an« 
wendbar. Folglich und insbeſondere kann der Nutzungsberech⸗ 
tigte durch Verjährung von den Grundzinſen frei werden, die 
er für die Verleihung der Nusgung zu entrichten hat, und zwar 
ſowohl was das Recht an fi, als was die Rüdftände betrifft. 
Es ift nicht an dem, daß der Nugungsberehtiste durch den 
fortgefegten Beſitz diefer Serehtfame zu gleicher Zeit und eben 
dadurch das Recht des Eigenthümers auf den Grundzins bemahre. 
SR Bw. Dijon. R. G. 1833. 1. 7M. — f. Art. 2236. 


Diertes Kapitel. 


Bon an Urfachen, welche den Lauf der Verjährung unter: 
terbrechen oder einitellen. 


(2242—2250. *) 


») Art. 2244. ſ. 2248, 2269. 2274. 2279. — Art. 2249. f. 119. 
1206. 1213. 1217.—Xtt. 2251. f. 709. 2087. 2259. 


Verjährung unterbrechen oder einftellen. 751 
Erfter Abfchnitt, 


Bon der Unterbrechung der Verjährung. 


Die Unterbrehung der Verjährung, oder ber Verzicht auf 
Vorſchuͤtzung derfelden, können nicht duch bloße Folgerunaen 
(aus Thatſachen oder Urkunden) erfchloffen werden. C. H. Bw. 
Straßburg. S. 30. 1. 7. — Rouen. R. G 1836 2. 220. *) 

Wer die Verjährung nicht durch feine eigene Handlung 
unterbrochen hat, Bann ſich nicht auf die Unterbrehung berufen, 
welche die Handlung eines Dritten gemwefen if. ©. 9. Vw. 
Paris. S. 14. 1. 192. D. 12. 1. 229 L. 39. 557. **) 

2. Um die bürgerliche Unterbrehung zu bewirken, bedarf 
es nicht einer befonderen Klage; es genügt an einer folchen, 
die fich ſtillſchweigend auf den Gegenſtand der Verjaͤhrung bes 
zieht (d. h. an einer auf biefen Gegenftand bezüglihen Klage, 
welche ihrem Weſen nah in einer andern Klage enthalten if). 
6. H. Bw. Lyon. S.6 2. 696. D. 4. 1. 89 

3. Die VBorfhägung der Wettſchlagung, weiche vom Ber 
klagten beim Werfuche der Güte vor dem Friedensgerichte ges 
ſchieht, unterbricht ben Yauf der Verjährung. C. H. Vw. $. 
3.2 435. L 4. 353. 

4. Die Verjährung wird von der im Lauf einer Inftanz 
vorgebrachten Widerklage unterbrohen. C. H. Vw. Douai. S. 
27. 1. 144. D. 23. 1. 9. — €. H. Bw Paris. R. G. 
1837. 1. 225. 

6. Die im Art. 2277. beftimmte fünfjährige Verjährung 
wird nicht unterbrochen duch eine Fahrnißbeſchlagnahme gegen 
den Schuldner in Händen eine® Dritten, welche duch Urtheil 
für gütig erklärt worden ift Bordeauxr. S. 28. 2. 284. D. 
26. 2. 212. 

7. Die Regel, wornach die Vorladungen und Befchlage 
nahmen zu Unterbrechung der Verjährung geeignete Rechtshand⸗ 
fungen find, erfire@t fi) nah Umftänden aud auf den Wiber 
ſpruch gegen Anlegung der Siegel, welche die Gläubiger eines 
Erblaſſers unbekannter Erben erwirkt haben. Paris. 29. 2. 
322. 

7b. Die bloße Verkündigung des UWebertrages ber Forde⸗ 
rung an den Schuldner , ſelbſt mit dem Verbote der Zahlung 
an Jemand anders als den Geffionar , unterbricht die Verjäb: 


*) unterbrechung ber Verjährung. Zadar. I, 213. — Lauf ber 
Verjährung im Krieg, Brauer VI. 259. 
) Mfändungen als Befigunterbreifung. Brauer VI. 260. 


2242. 


223. 


2244, 


2244. 
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rung der Scuidforderung nicht. Paris. S. 32. 2. W. — 
Nismes. S. 32. 2. 325. 

8. Ein Verfiumungserkenntnif, welches weder verfündigt 
noch vollzogen wurde, unterbeiht die Verjaͤhrung der Klage 
niht. Riom. $. 29. 2. 269. 

11. Die neue Rechtsurkunde, welche ein Geſchenkgeber 
dem Gläubiger einer Rente ausftellt, unterbriht die Verjäh: 
rung felbft binfichtlich des allgemeinen Geſchenknehmers, welcher 
mittelft der Schenkung zur jährlichen Entrichtung der Rente bes 
auftragt war. Agen. 8. 10.2. 299 

(14) Als Unterbrechung der Becjährung kann eine Ein: 
ſprache betrachtet werden, melde ein Gläubiger gegen die Abs 
nahme der Siegel bei feinem viritorbenen Schuldner eingelegt 
hat, und der eine Aufforderung von Seiten des Teftamentsvolls 


ziehers nachgefolgt it, dem Verkaufe der Fahrniß —— 


was auch der — wirklich gethan hat. C. H. V. Paris. 
J. 19. 8. 1834 1. 

(15) Ein — um Aufhebung einer Handlung der 
Adminiſtrativgewalt, welche auf irgend eine Weiſe vor die hoͤ— 


here zum Erkenntniß daruͤber competente Verwaltungsbeboͤrde 


gebracht, und der betheiligten Partei in gehörigee Form behaͤn— 
digt wurde, hat, aleich einer BVorladung vor Gericht, die Wir: 
N die — zu unterbrechen. C. H. Vw. J. 19. S. 

F il welche bie Verjährung unterbre: 
chen (3. B. ein Gerichtsjugriff), haben nicht die Wirkung, die 
Ehrzeren Verjaͤhrungsarten in Ddreißigjährige Verjährung umju: 
wandeln, und namentlich nicht die fünfjährige Verjährung. Tou—⸗ 


louſe. J. 19. S. 1835. 2. 418.—f. Air. 2262, 


2245. 


(17) Die vorläufige Berfündigung einer vollzugsreifen 
Urkunde, melde in Gemäßneit des Art. 877. an den Erben, 
mit dem erklärten Vorhaben der Betreibung gefchehen , hat die 


Unterbrehung der Berjührung zur Wirkung. Der Art, 2244. 


welcher verfchiedene Rechtshandlungen aufzählt, wodurd die Vers 
jährung unterbrohen wird, iſt nicht, befhränfend anzuwenden. 
Zouloufe. J. 19. S 1835. 2. 472. * 

1. Die Verjährung wird nicht durch Die freiwillige Er: 
fheinung der Parteien bei der Bermittelungsbehörde zum Verſuche 
der Güte unterbrochen. Diefe Erfcheinung hat nicht gleihe Bedeu: 
tung mit einer Vorladung, * welche eine Vertagung gefolgt 
iſt. Colmar. S. 14. 2. 89. L. W. 288. 





*) Buk: gerichtliche Bırmakkung wirkt feine REN ER: der 
Verjährung. Brauer V. 
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3. Eine Klage, welche vor einem unzuftändigen Richter 2246. 


angeftellt wurde, hat die Wirkung, die Verjährung zu unters 
drehen, und den Lauf der Berzugszinfen zu begründen. Paris. 
5.17, '9. 375. D. 15. 2. 81. L. 49. 180. — Im entgegen 
gefegten Sinn entfhieden. Paris. R. G. 1837. 2. 137. 

(4) Ein Sciedsvertrag, felbft wenn er in Gefolge einer 
Borladung zum Verfud der Güte errichtet worden, hat nur in 
fo weit Wirkung zu Unterbrebhung ber Verjährung, als dem: 
felben, wo nicht eine Vorladung, vor dem Schiedsrichter zu er: 
ſcheinen, doc, mwenigftens eine Niederfegung des Schiedsgerichtes 
zur freiwilligen Erfheinung der Parteien, und bie Annahme der 
dem Schiedsrichter ertheilten Vollmacht > . des legtern 
— iſt. Limoges. R. G. 1836. 2 

(4) b. In jedem Falle, und wenn = eisen, an 
ſich feibft die Verjährung unterbräche,, der nicht erfolgten Vor—⸗ 
ladung oder Erfcheinung ungeachtet, würde diefe Unterbrechung , 
nad Ablauf der für die Dauer des Schiedsvertrages beftimmten 
Friſt, als nicht geſchehen betrachtet werden. Ebend. — f. Art. 
2247. — Grenoble. J. 19. S. 1834. 2. 19. 

(1) Die Regel, daß eine vermworfene Klage bie Ver: 
jährung nicht unterbricht, ift felbft auf den Fall anwendbar, wo 
die ws bloß noch zur Zeit verworfen wird, Caſſ. Nismes. 
J. 19. S. 1834. 1. 403. — Caff. Nismes. R.G. 1837. 1. 484. 

0) Defgleicen: wenn die Verwerfung fich nicht auf die Unmoͤg⸗ 
lichkeit gründet, daß die richterliche Gewalt Über die Klage ſich aus: 
fprechen fönne , bis die Adminiftrativgewalt ſich vorher über bie 
Gültigkeit eines in der naͤmlichen Sache angerufenen Adminiftrative 
geſchaͤftes ausgefprochen haben werde. E. H. Vw. Dijon. R.G. 
1837. 1. 780. 


+ Erlöfchen ded Rechtözuged. P.D. 8.802. — 808. Motive &.67.f. 


1. Die Anerfennungen der Renten, womit eine Liegenfchaft 
belaftet ift, dur die nad) einander vorgefommenen Käufer ders 
felben , bewahrt die Rechte des Gläubigers, felbft wenn die Ans 
erfennungen obne fein Wiffen gefchehen find. Brüffel. S. 6. 
2. 358. L. 17. 74. 

3. Die Anerkennung einer Schuld, dur die Gläubiger 
des Schuldners, hat nicht die Wirkung, die zu Gunften des 
er laufende Berjährung zu unterbrechen. Decrtet. 8. 
6) Die Verjährung der Klage auf Ergänzung des Pflicht: 
theild wird nicht durch eine dem Pflichterben gefchehene Zahlung 
ber Zinfen (oder eines an deren Stelle tretenden Jahresgehaltes) 
aus dem Pflichttheil unterbrochen, welches im väterlichen Teſtament 
ihm ausgefegt wurde. Caſſ. Montpellier. J. 19. 8. 1834. 1.333. 

(9) Die dem Käufer einer Liegenfchaft auferlegte Verpfliche 
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27. 


2248, 


2248. 


2249. 


2251. 
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tung, eine Schuld, melde darauf haftet, zu bezahlen, unterbricht 
die Verjährung der Schuld, wenn gleich der Gläubiger an jenem 
Rechtsgeſchaͤfte Feinen Antheil genommen, und nicht erklärt hat, 
daß er die Zufage annehme. Toulouſe. J. 19. S. 1834. 2. 20. 

(10) Die Anerkennung einer Schuld, melde von einer 
Wittwe, in dem auf das Ableben ihres Ehemannes errichteten 
Erbverzeichniffe, gefchehen ift, kann nicht gegen die Erben an: 
gerufen werden, und hindert legtere nicht, gegen den Gläubiger 
die Verjährung der Schuld vorzufhügen, zumal wenn fie Ver: 
wahrung eingelegt haben, Caff. Cosne. R. G. 1836. 1. 842. 

+ Beriährung einer Forderung mwird durch Zinszahlung unter 

brochen. Hohnh. VII. St: f. 

1. Die (vor der Theilung) an einen ber Miterben (Ins 
haber des ganzen Nachlaffes), perfönlich für feinen Theil und 
unterpfändlich fürs Ganze, gefhehene Aufforderung unterbricht 
die Verjährung binfihtlich der übrigen Miterben. Riom. S.9. 
2,123. — Bourges. 8. 26. 2.136. D. 24. 2.19. (Mr. 3. d. O.) 

2, Die Unterbrebung der Verjährung, welche durch einen 
der Miterben gefchehen, kommt den übrigen Miterben nicht zu ftatten, 
wenn die Rechte der Erben theilbar find. Paris. S. 25. 2. 265. 

4. Rechtshandlungen, welche der Gläubiger gegen die Mit: 
erben feines Schuldners in diefer Eigenfhaft vornimmt, unter: 
brechen nicht die Verjährung hinfichtlich des Schuldners. Caſſ. 
Montpellier. S. 28. 1. 210. 

5. Der Miterbe, welher in eigenem Namen, und für 
feinen Antheil einem Erbfhaftsgtäubiger die Verjährung nicht 
entgegenfegen kann, meil er die Schuld anerfannt hat, kann 
dennoch die Verjährung im Namen und für den Antheil feines 
Miterben vorfhügen, wenn er Geffionar deffelben geworden ift. 
Durd eine folhe Entfheidung wird der Grundfag der Untheils 
barkeit des Pfandrechtes nicht angegriffen. C. H. Vw. Guade— 
loupe. S. 30. 1. 201. 

6. Die Klage auf Auflöfung eines Verfaufes, welche meh: 
veren Minderjährigen zufteht, deren Güter ohne die gefeslich 
vorgefchriebenen Förmlichkeiten veräußert worden find, hat nicht 
den Charakter der Untheildarkeit ; fie kann daher für die einen ver: 
jähren, und für die andern fortbeftehen. ©. H. Bw. Amiens. 
S. 97. 1. 311. D. 25. 1. 81. 


Zweiter Abſchnitt. 


Bon dem Stillftand ber Verjährung. 
(2151 — 19. *) 
1. Die Verjährung der Erbſchaftsklage, oder ber Klage 


*) Art. 252. f. 709. 1663. 1676. 297. 978. — At. 2356. f. 
1181. 1560. 1625. 
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auf Theilung der Erbfhaftsgäter fängt nicht von dem Tage zu 
laufen an, da die Erbfchaft eröffnet wurde , fondern von dem 
Tage, wo ber ausfchließliche Befig des Erben begann, welcher 
auf die Verjährung fidy beruft. Riom. S. 11 2.320. — f. Art. 
880. Nr. 11. 

2. Der Zuftand ungetheilteer Gemeinfhaft unter Miterben 
unterbriht den Lauf der Verjährung nicht hinfihtlid der For⸗ 
derungen , welche fie allenfalls für ihre Perfon an bie Erbfchaft 
zu machen haben. — Sie unterbricht namentlich nicht die fünfs 
Jährige Verjährung in Mecfelfahen. Toulouſe. S. 30 2. 77, 

Der bürgerliche Tod unterbricht Eeinesweges die Der: 
jährung. Gaff. Nivelles. $S 4 2. 236. D. 2. 498. L. 10. 19. 
12 Ein feindlicher Einfall ift ein Umftand, duch melden 


die Verjährung unterbrochen wird. Geſetz. (3.8.) S. 1. 2. 3. 


12 b. Die Abwefenheit unterbricht die Verjährung meber 
nad) dem Gode, - nad den Altern Gefegen. C. H. Vw. 
Montpellier. S. 15. 1. 51 D. 12. 1 558. 

16. Die en ift fein Grund zur Unterbrechung 
oder Einftellung der Verjährung Folglich hemmt die der Frau, 
in Kraft ihrer ehelichen Vertragsbeftiimmungen, auf die Gefamt: 
heit der Güter ihres Mannes bewilligte Nutznießung weder die 
Klage auf ıhre Erſatzforderungen an jenen Gütern, noch die 
Verjährung diefer Klage. — E. H. Vw. Rouen. S. 20. 1. 60. 
— Yir. R. G. 1836. 2. 463. 

17. Die Verjährung läuft nicht gegen den Fauſtpfand⸗ 
gläubiger , fo lange er den Gegenftand in feinem Befige hat. 
Eaff. Zurin. S. 13. 1. 85. 

(18) Die erwerbende Verjährung einer Dienftbarkeit (3. B. 
das Recht, ein Fenfter gegen einen Garten zu haben) erhätt 
weder einen Stillftand noch eine Unterbrehung dadurch, daß der 


Eigenthümer des Hauſes, zu deffen Vortheile die Dienftbarkeit 


beftellt ift, Nugnießer des Gartend geworden. Der Lauf ber 
Verjaͤhrung dauert daher während diefer Nugniefung fort. Pau. 
R.G. 1837. 2. 364. *) 

Der Ausfhluß, welcher bei Weberbietungen freiwilliger Ver: 
kaͤufe nach Umftänden ftatt findet, ift auch auf Minderjährige 
anwendbar. Hierin liegt Feine Umgehung des Art. 225°., wel⸗ 
cher befagt, daß die Verjährung nicht gegen bie Minderjährigen 
laufe. Örenoble. S. 22. 2. 364. * *) 

(1) Die Thatſache der Beholzigung, welche ohne vorgängiges 
Begehren der Anweiluna, wenn au in einem Privatwalde geubt 
worden, begründet bloß Eigenmächtigkeiten oder Frevel, welche zur 
Erfigung des Nugungsrechtes nicht dienen fönnen, wie zahlreich 


*) Gegen wen kann man verjähren? Zadar. I, 211. 
**) Brauer V. 1024. , 
48 * 


2251. 


2252. 


2253. 


2253 


2256. 


2257. 
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fie aud) fein mögen. Toulouſe. J. 19. S. 1834. 2. 65. — 
Zouloufe. R. G. 1836. 2. 27. 

Mb. Iſt es richtig, daß die Thatſache der Beholzigung 
duch Nugungsberechtigte, obgleich ohne vorgängiges Begehren 
der Anweifung, dennoch die Verjährung des Nugungsrechtes unter: 
bricht, und daß fie diefen Charakter nur dann verliert, wenn fie 
als Vergehen verfolgt und beftraft wird ? Bejaht. f. Nr.2243. 
— Zouloufe. J. 19. S. 1834. 2. 266. — Pau. R. 6. 1836. 
2. 24. — f. Art. 706. 2234. 2243. 

1.2.3.4 Die Regel, daß die Verjährung während der 
Ehe in allen Fällen ftilf fteht, wo eine Klage der Frau in ihren 
Folgen auf den Mann zurüdwirfen würde, erleidet eine Aus: 
nahme, wenn der Mann felbft in der Sache betheiligt ift, und 
die gegen ihn ftatt findende Nüdgriffsklage feine Lage nicht ver: 
fhlimmerte, Paris. S. 9 2. 247. L. 23. 406. — €. 9. Bw. 
Montpellier. S. 25. 1. 421. D. 23. 1. 180. L. 73. 101. — 
G. 9. Bw. S. 27. 1. 387. D. %6. 1. 414. — Nismes. 8. 
29. 2. 273. D. 27. 2. 218. 

6. Der Art. 1561., nad welchem die Verjährung gegen 
die Frau vom Tage der Güterabfonderung zu laufen anfängt, 
erleidet eine Ausnahme nady dem Art. 2256. in dem Falle, wo 
die auf Unterbrehung der Verjährung abzielende Klage gegen 
ihren Mann rüdwirten würde. Caſſ. Zouloufe. S. 17.1. 304, 
D, 15. 1. 505. L. 50. 369. — Grenoble. S. 30. 2. 99. — 
C. 9. Bw. Riom. S. 31. 1. 68. — 6. 9. Vw. Pau, J. 19 
S. 1835. 1. 902. Ä 

1. Die Verantwortlihkeit des Notärs, als Folge der Nich: 
tigkeiten,, die er in Abfaffung feiner Dienfturfunden begangen 
hat, fängt erft nach dem Urtheil an, welches die Nichtigkeit aus: 
ſpricht. Erft von da an gerechnet findet eine Klage gegen den 
Motär ftatt, und beginnt die Verjährung diefer Klage zu laufen. 
Paris. S. 3. 2. 298. 

3. Im Falle der Miederverehelihung einer Frau Eönnen 
die Güter, welche fie durch die Freigebigkeit ihres erften Mannes 
erhalten hat, und welhe den Kindern erfter Ehe aufbehalten 
werden müffen, von diefen an den dritten Inhaber ruͤckgefordert 
werden, welcher fie von der Mutter gekauft hat: obgleich die zur 
Verjährung erforderliche Zeit feit dem Verkaufe, oder felbft feit 
der Wiederverehelibung umlaufen iſt. Die Verjährung konnte 
gegen die Kinder erfi mit dem Todestage ihrer Mutter zu laufen 
anfangen, weil erft von biefem Zodestage an ihr Redt an bie 
Güter angefallen if. ©. H. Bw. Lyon. S. 35. 1. 351. D. 
23. 1. 141. L. 72. 490. 

4. Die Beflimmung des Art. 2257. befagend, daß bie 
Verjährung nicht gegen eine Klage auf Gemährleiftung laufe, 
ehe die Sache entwaͤhrt fen, ift nur auf bie eigentlich fogenannte 
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perfönliche oder gemifchte Gemwährleiftungsflage anwendbar, welche 
die Parteien angeht, die den Vertrag abgefhloffen, und ſich per: 
fönfich verbindlich gemacht haben; fie erſtreckt ſich nicht auf die 
rein dinglichen Klagen gegen Dritte, und namentlidy gegen dritte 
Käufer, welche in zehn oder zwanzig Jahren verjährt. Tou— 
louſe. S. 29. 2. 81. 

(5) Die Verjährung der Vortheile auf den Fall bes Ueber« 
lebens, welche der Frau aus dem Bermögen des Mannes im 
Heirathövertrage bedungen find, beginnt mit dem Zodestage des 
Mannes zu laufen. Was jedoch die ehefteuerlihe FKahrniß und 
andere ebeliche Erfagforderungen angeht, fo läuft die Klage auf 
die Ruͤckgabe erft mit dem Ablaufe des Todesjahres, dem Zeit- 
punkte der Zahlungsfälligkeit diefer Forderungen. Aix. R. G. 
1836. 2. 463. — f. Art. 1565, *) 


2257. 


**) 2957, 


+ Hobnd. VII. 80. 


Die Verjährung der Schulden einer Erbfchaft ſteht ftill wäh: 
rend der ganzen Zmifchenzeit, wo ber Erbe diefe Eigenfchaft noch 
nicht angenommen hat, der Gläubiger alfo verhindert war, feine 
. * Klagen geltend zu machen. Paris. 8. 7. 2. 116. 


Fünftes Kapitel. 
Bon der zur Verjährung erforderlichen Zeit. 


Erjter Abſ. chnitt. 
Allgemeine Verfügungen. 


(1) Der erſte Tag, d. h. der Terminus a quo, muß in 
den Zeitraum eingerechnet werden, der zu Vollendung der Vers 
jährung erforderlich ift. Folglich ift die Verjährung, die am 2. 
Mai begonnen hat, am 1. und nicht erft am 2. Mai vollendet. 


Brüffel. J. 19. S. 1834. 2. 401. ***) 
kr) 


*) Agere non valenti non currit praescriptio. Zachar. I. 214. 
— Anfangsziel der Klagverjährungen. Brauer VI. 261. — Ber: 
fisung ber Gewährleiftungstiagen. Ebend. 262, 

**) Zrefurt 136. 3). 

x**) Bedingungen ber Verjährung. Ablauf einer gewiſſen Zeit. Zachar. 
I. 212. — Brauer V, 1021. — Die Reblichkeit bei der Vers 
jährung wird nicht nach kanoniſchen, fondern nad) römifchen 
Beflimmungen beurtheilt. Brauer V. 1022, 

ae a Zeit, in welcher die Verjährung abläuft. Zadar. 


2259. 


2260. 


2261. 


2262. 
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weiter Abfchnitt, 


Bon der dreifigiährigen Verjährung. 


1. Die Klage auf Auslieferung ber Vermaͤchtniſſe verjährt 
in dreißig Jahren. Diefe Verjübrung fann vom Vermaͤchtniß— 
nehmer des bloßen Eigenthums dem Vermaͤchtnißnehmer der Nuß: 
nießung des nämlihen Gegenſtandes entgegengehalten werden. 
Paris. S 16. 2. 288. L 42 432. 

2. Wenn ein Teftament innerhalb der nädften dreißig 
Jahre nad) feiner Abfaffung oder dem Tode des Teſtirers nicht 
vorgelegt worden ift fo folgt daraus nicht die Verjährung : mit: 
bin kann der eingefegte Erbe fi darauf berufen, aber nur im 
Wege der Einreve. Nismes. S. 9 2. 253. L. 23. 412 

11. Bei einer Leibrente Eönnen nur die Jahreszieler vers 
jähren: das Rentenkapital ift der Verjährung nicht unterworfen. 
Meg S. 20. 2,12. D. 18. 2. 3. L. 38. 530b. 

12. 13. Sm entgegengefegten Sinn entfchieden. — Das 
Rentenkapital kann eben fowohl verjährt werden, als die Jahres— 
zieler. Zouloufe S. 29. 2. 260. 

14. Die Verjährung des Schuftiteld einer Rente fängt 
von dem Tage des Datums diefes Titels, und nicht von dem 
Berfalltage der erfien Fahresrente zu laufen an. Die Beftellung 
einer Rente ift nit eine betaate Schuld im Sinne des Art. 
2257., nah welchem die Verjährung folher Schulden erft vom 
BVerfalltage zu laufen beginnt. Gaff. Limoges. 8. 29. 1. 386. 
— f. Art. 2263. 

15. Wenn Akten, die nah dem Tode eines Anmaltes 
einem Dritten unter bem Titel der Hinterlegung zugeftellt wur: 
den, von diefem Dritten dem Glienten ausgefolgt werden , fo 
gehen diefelben in bie Hände des legtern felbft nur unter dem 
Titel einer Hinterlegung über. Der Client fann deren Rüd: 
gabe an den Rechtöfolger des Anwalts nicht unter Berufung auf 
das Eigenthum der Aktenjtüde verweigern. Even fo wenig fann 
er behaupten, daß die gegen ihn angeftellte Klaue nur die Zah: 
lung der Koften und Auslagen des Anwalts zum Zmed habe, 
und diefem Begehren die zwei: und fünfjahrige Verjährung des 
Art 2273. entgegenftehe.. Er muß vorerft die hinterlegte Sache 
— und ihm bleibt die Einrede der Verjährung vors 

balten, wenn er auf Zahlung der Koften belangt werden wird. 
Caff. Lyon. S. 21. 1. 332. D. 18. 1. 492. 

16. Der Art. 2276., welder die Gerichtsdiener (Huissiers) 
von der Rüdgabe ber ihnen behändigten Urkunden, nad zwei 
Fahren vom Tage des vollzogenen Auftrages oder der ihnen ans» 
vertrauten Urkunden gerechnet ,„ entbindet, ift nicht von den Gel» 
bern zu verfiehen, welche fie von den betreffenden Parteien er: 
halten haben könnten. Die Klage auf Rechnungsablegung Über 
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diefe Gelder verjährt erft in breifig Fahren. Rouen, 8. 29. 2. 2262. 


32. — f. Art. 1234. 1304. 1378. 1379. 2281. 

(20) Gleich jedem ordentlihen Befiger erwirbt ein unab- 
getheilter Miteigenthlimer,, welcher dreifig Jahre hindurch einen 
Zbeil der gemeinfhaftlihen Sache ausſchließlich genießt, duch 
———— das — Eigenthum dieſes Theils. Bourges. 

R. G. 1833. 2. 392. — f. Art. 2229. 2240. 

(21) Obwohl derjenige, der eine Kiegenfhaft verguͤnſtigungs⸗ 
weiſe befigt,, das Eigentbum nicht fetbft verjähren kann, fo ver: 
hält es fih doc anders bei dritten Käufern. Diefe können fids 
gegen den urfpränglichen Verkäufer auf die breifigjähtige Ver: 
jährung berufen, ohne daß man ihnen die Cinrede des unred: 
liben Glaubens entgegenfegen koͤnnte. E. H. Bw. Air. R.G 
1836. 1. 496. — f. Art. 2236. *) 

+1) Ertinctivverjähbrung, deren Eigenſchaften und Erfor⸗ 
derniſſe. Hohnh. 111. 154 f. VI 
2) Reallaften a... . dreifigjährige Verjährung. Hohnh. 

11. 276. — vgl. 

Daraus, daß ein ar ſich nicht vor Ablauf von 
breißig Jahren, von dem Zage der Beftellung der Rente ges 
rechnet , eine neue Rechtsurkunde hat ausfertigen Taffen , folgt 
nicht, daß die Rente verjährt fey, wenn die Jahreszieler regel« 
mäßig vom Schuldner entrichtet worden find. Die Verjährung 
fängt erft von dem Tage an zu laufen, wo ber Schuldner der 
Rente aufgehört hat, fie zu entrihten. Paris. S. 5. 2. 610. 
L. 11. 92. **) 

* 1) Die Erneuerung der Beraine bei Erblehen betr. O. A. B. 1811. 
Nr. 91. Wehrer Il. 436. — f. auch zu £. 3. 710. f.c, Wr. 
3 —7. — vgl. Brauer V. ©. 637. 

+2) Welde Wirkung die Der erjäbtang der Retsurtande babe, — 
ee Schuldigkeit fortbekeht. Hobnp. V 7 — 


Dritter Abfchnitt, 
Don ber zehn: und zwanzigjähbrigen Berjährung. 
3. Das bloße Dafepn eines Pfandeintrages zur Zeit bes 


Verkaufes verfegt den Käufer der Güter nicht in unredlichen 
Glauben, fo daß derfelbe nicht in zehn oder zwanzig Jahren 


*) Welche Klagen find derjährbar? Zachar. IV. 772. — Bon der 
Berfigung der Entfhädigungstlagen. Brauer VI. 263. — Bers 
—— ber Klagen und Einreden. Brauer V. 1030. 1034 — 


* Trefurt 256. $, art. 
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=. ———— Unterpfand verjaͤhren koͤnnte. Caen. 8. 31. 


4. Eine Kaufurkunde kann im Sinne bes Art. 2265. ein 
rechtmaͤßiger Titel für die zehn: ober zwanzigjährige Verjährung 
feyn , obwohl der Verkäufer nur durd eine Ceffion, wobei Be: 
se oder Gefährde vorgegangen, Eigenthümer geworden. Paris. 

Ss. 25. 2. %5. D. 23. 2. 232. 

5. Wer länger als zehn Fahre befeffen hat, in Kraft eines 
Kaufvertrages, deffen Urfchrift wegen mangelnder Unterzeichnung 
der Parteien und Zeugen nichtig ift, deſſen Ausfertigung aber 
biefe Unterzeichnungen enthält, und ganz rechtsfoͤrmlich iſt, hat 
die Befugniß nicht, feine Rechtsurfunde als einen gefegmäß i gen 
Zitel geltend zu machen, welcher, mit gutem Glauben verbunden, 
die zehnjährige Verjährung, nach Vorſchrift des Art. 2265. begründet. 
— Wohl aber ift er befugt, die Urkunde als einenübertragenden 
Rechtstitel geltend zu machen, welcher, bei gutem Glauben, 
den feines Befiges verluftig gehenden Inhaber vom Rüderfage 
se scan Früchte befreit. Angers. S. 26. 2. 181. D. 24. 

1 


7. Der dritte Käufer, welcher Kenntniß vom Kaufvertrage 
feines Rechtsvorfahrers hatte, worin gefagt ift, daß legterer feinen 
Kaufpreis nicht bezahlt habe, ift nicht befugt, die zehnjährige 
Verjährung ber Klage auf Vertragsauflöfung entgegen zu fegen, 
welche vom urfprünglichen Verkäufer angeftellt en Hier mans 
gelt Er gefeslie erforderte gute Glaube, Paris. S. 27. 2. 73. 


(T)b. Sm entgegengefesten Sinn entfhieden. — Es wird 
der dritte Inhaber dadurch allein nicht in unredlihen Glauben 
verfeßt. Paris. R. G. 1833. 2. 575. — f. Art. 2269. 

8. Der Käufer einer Liegenfhaft kann die zehnjährige Ver: 
jährung nicht vorfhügen, wenn fein Befig nicht fo geeignet war, 
daß ber wirkliche Eigenthlmer Kenntniß davon haben Eonnte. 
Es findet alfo Fein wirkſamer Befigftand flatt, wenn er nad) 
dem (mittelft Privaturfunde) geſchloſſenen Verkaufe feinen Ber: 
kaͤufer als Paͤchter, durch mündlichen Vertrag, im Genuß 'be: 
laffen hat. Bourges. S. 26. 2. 260. D. 24. 2. 209. 

9. Der dritte Käufer, welcher durch feinen Vertrag ver 
pflichtet ift, dem urfprünglichen Verkäufer den Preis des früheren 
Verkaufes zu zahlen, ift nicht befugt, gegen bie von letzterem 
angeftellte Klage auf Auflöfung die zehn: oder — Ver⸗ 
jaͤhrung vorzuſchuͤtzen; der Beſitz des dritten Kaͤufers hat in dieſem 
Falle den geſetzlich erforderten Charakter redlichen Glaubens nicht. 
Limoges. S. 26. 2. 183. 

10. Die Klage auf Auflöfung eines Liegenfhaftsfaufes 
verjährt hinſichtlich des dritten Käufers nicht in zehn Jahren, 
fondern währt dreißig Jahre. Paris. S. 27. 2. 74. D. 25. 2. 
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69. — Montpellier. S. W. 2. 263. D. 26. 2. 209. — Abhdl. 2265. 
im entgegengefesten Sinne. S. 27. 2. 75. 

10 b. Diefe Klage verjährt in zehn Jahren, Dritten 
gegenüber. Colmar. S. 31. 2. 135. 

10 c. Die Klage auf Auflöfung des Werkaufes verjährt 
innerhalb zehn Jahren ruhigen. Befiges, nach der Transfeription 
von Seiten des in gutem Glauben ftehenden dritten Käufers. 
Grenoble. S. 32. 2. 400. 

11. Die zu Gunften des dritten Käufers eingeführte zehn: 
jährige Verjährung bezieht fih nur auf das Eigenthum ber 
erkauften Liegenfchaft: fie erftredt fich nicht auf die vom Käufer 
übernommene Berbindlichkeit, den Kaufpreis zu bezahlen; 
diefe Verbindlichkeit ift nur der ordentlihen WBerjährung von 
dreißig Jahren unterworfen. Grenoble. S. 29. 2. 275. 

12. Kann der Eintaufcher, dem die durch Tauſch erhaltene 
Sache entwährt wurde, von den Dritten, welche in gutem 
Glauben erfauft haben, die in Zaufc gegebene Sache zurüd: 
fordern? — In jedem Fall ift die Klage gegen die dritten 
Käufer in obiger —— der zehn» oder zwanzigjaͤhrigen, 
und nicht bloß der dreißigjährigen Verjährung unterworfen. Zous 
loufe. S. 29. 2. 81. 

13. Die Gefährde eines Vormundes Eann feinem Minder: 
jährigen zu Laft gelegt werden, in dem Sinne, daß er davon 
feinen Gewinn ziehen kann; folglihy wird der unredliche Glaus 
ben eines Vaters bei Annahme einer, feinem minderjährigen 
Sohne gemahten Schenkung , dem Iegtern in ber Weife ſchaden, 
daß er feines perfönlihen guten Glaubens und der Zrangfcrips 
tion der Schenfung ungeachtet, gegen den Unterpfandgläubiger 
bes Gefchenfgebers die Verjährung des Art. 2265. nicht vor: 
fhügen Fann. Grenoble. S. W. 2. 143. 

(19) Der Zuftand unabgetheilten Eigenthums unter Mit: 
erben ift Fein Hinderniß, daß nicht der Antheil eines der Erben 
an einer der unabgetheilten Liegenfchaften gegen denfelben zum 
Vortheil eines Dritten verjährt werden könne, wenn gleich der 
Antheil der übrigen Erben aus perfönlich fie angehenden Gründen 
der Verjährung gegen fie nicht unterworfen ift. Caſſ. Colmar. 
R. G. 1833. 1. 825. 

(20) Wer auf Abfchlag der Eünftigen Erbfhaft Geſchenk⸗ 
nehmer einer Xiegenfchaft geworben, die der Gefchenkgeber in 
unredlihem Glauben befeffen hat, kann, feines eigenen guten 
Glaubens ungeachtet , die zehnjährige Verjährung gegen den 
wahren Eigenthuͤmer nicht vorfhügen, wenn vor Ablauf der zehn 
Fahre der Gefchenkgeber geftorben, ber Geſchenknehmer die Liegen: 
ſchaft in die Erbfhaft eingeworfen hat, und nur in Folge der 
Theilung endgültiger Eigenthuͤmer derfelben geworden ifl. In 
folhem Fall ift der Zitel des Beſitzers pro herede, nicht pro 


2270. 
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. donato: die Fehler des Beſitzes des Geſchenkgebers find folglidy 


auf ihn übergegangen. C. H. Vw. Air. J. 19. S. 1835. 1. 797. 

(21) Die zehn: oder zwanzigjährige Verjährung kann vom 
dritten Käufer einer Liegenfhaft der Auflöfungsflage nicht ent- 
gegengefegt werden, melde der urfprüngliche Verkäufer wegen 
nicht geleifteter Zahlung des Kaufpreifes angeftellt hat. Jene 
Verjährung ift nur zu Gunſten desjeniuen eingeführt, welcher 
in Kraft eines von einem Nichteigenthüner ausgegangenen 
Rechtstitels befist; fie kann von dem nicht angerufen werden, 
der vom wirklichen Eigenthuͤmer getauft hat. Paris. J. 19. S. 
1835 2. 230. — f. Art. 1654. 

(22) Man kann dur Zeugenbeweis das Stillfcdymweigen 
des zu Begründung der zehn: und ztwanzigiährigen Verjährung 
erforderlihen Rechtstitels ergänzen. Insbeſondere kann derjenige, 
der ſich auf diefe Verjährung, bezuͤglich eines Stuͤckes Land beruft, 
welches feiner Behauptung zufolge zu einem von ihm erfauften 
Landgute gehören foll, wovon aber fein Vertrag nichts erwähnt, 
zum Zeugenbeweife zugelaffen werden, daß jenes Stüuüͤck wirklich 
zu feinem Gute gehöre. Gaff. Bourges. R. G. 1837. 1. 110. 
C. H. Bw. Paris R. G. 1837. 1. 523.*) 

(1) Um bei der zehn und zwanzigjährigen Verjährung die 
Frage der Gegenwart oder Abmwefenheit zu entfcheiden, muß man 
den wirklichen Wohnfig oder die eigentlihe Wohnung, und nicht 
den rechtlihen Wohnfig in Rüdficht ziehen. Nismes. J. 19. 
S, 1834. 2. 360. — Grenoble. J. 19. S. 1835. 2. 476. 

(1) Eine Berfleigerung,, melde, ohne daf der Schuldner 
zugegen geweſen, und ohne deffen gehörige Beirufung vorgenom⸗ 
men murde, muß als ein unförmliher Rechtstitel betrachtet 
werden , der eine Grundlage zur zehn« und zmwanzigjährigen 
Verjährung abgeben fann. Nismes. J. 19. S. 1834. 
360. **) 


—* 
**) 
Dierter Abſchnitt. 
Von einigen beſondern Arten der Verjährung. 
(2271 — 2281 +) 
1. Die fehsmonatlihe Verſitzung der Klage der Lehrer 





*) Bon der Erfigung, die in 10 bis 20 Jahren vollendet wird. 
3adar. I. 277. 
*) Kurze Erfigung. Brauer V. 1026. f. 
»+#) Zrefurt 137. $. 155. — 511. $. 652. 5). 
90.) Verjährung der Baumängel. Brauer VI. 264. 
+) Art, 2272. f. 559, 1329, 1622. 1781. 2060. 2101. 2202. 2274. — 
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und Meifter der MWiffenfchaften fann nicht der Klage auf Zah⸗ 
fung bes nicht monatlidy fondern jahrmweife gegebenen Unterrichts 
entgegengefegt werden. C. H.Bw. Mont:tugon. 8. 20.1. 142. 
D. 18. 1. 62. L. 59. 341. 

3. Eın Auffeber einer Werkftätte, um ein gewiffes Gehalt 
tagmweife angeftellt, ift als ein Arbeiter im Sinne des Art. 2271. 
zu betradhten, deren Gehalte innerhalb Be Monaten verfeffen 
werden. Gaff Brauvais 8. 24. 1. 90 

(6) Die Buchdrucker find Arbeiter und Handelsleute, im 
Sinne der Are. 2271. und 2272., fo daß ihre Klage auf Zah⸗ 
fung ibrer Arbeiten und Gehalte innechaib feh8 Monaten oder 
einem nt: nad Fr Ta diefer Artikel, verjährt. Agen. 
J. 19. S. 1834. 2. 46 


+1) — der Bea der Gaſtwirthe. Hohnh. V. 108. — Dep» 


gleichen F Speiſewirthe, der Wein- Bier, und Kaffeewirthe. 


Ebend. 


2) Beweis einer Koft: und —— in qualitativer und 
quantitativer Hinſicht. Hohnh. I 


1. Die — * gg nicht gegenfeitig unter 
Danbeisleuten ftatt. E. H. Vw. Nord. S 1. 1. 366. 

2. Die Erben eines Fe — die fuͤnfjaͤtzrige 
Verjaͤhrung wegen der an ihren Rechtsvorfahrer gemachten Lie⸗ 
ferungen nicht vorſchuͤtzen, obgleich ſie ſelbſt keine Handelsleute 
find. C H. Bw. Namur. S 7. 2. 11%. D. 4. 2. 54. 

3. Die Art. 2272. u. f. find nicht auf die Gehalte der 
Gefhäftsagenten anwendbar ; diefe verjähren erft in dreißig Jahren. 
C. H. Vw. Amiens. S. 18. 1..234. D. 16. 1.239. L. 52 102. 

(4) Die einjährige Verjährung der Klage eines Se 
mannes ift auch auf die Klagen von Unternehmern (4. B 
von Schlofferarbeiten) auf Zahluna ihrer Lieferungen anwendbar. 
Paris. J. 19. S. 1834. 2. 184.**) 

1. Die Verjährung brevis temporis fällt bei baarem Zah: 
lungsanerbieten weg. In diefem nn findet nur die dreißig: 
ya Verjährung ſtatt. Paris. S. 8. 2. 263. D. 2. 76. L. 

1. 


2. Die Verjährung wird nicht durch den Tod des Schuld: 


Art. 2273. f. 2223. 2260. 2262. — Art. 2274. f. 2244. 2262. 
— Art. 2275. f. 189. C. comm. — Xtt. 2277. f.1728. 1905. 
1968. et — Art. 2279. f. 527. ” 893. 931. 1293. 1926. 
2102. C. c. 576. G. comm. (%. ©. 240.) — Art. 281. f. 
Art. 2. Berjährung. 2227. 2262. 9977. 

*) Zrefurt 513. $. 653. 11b). — Verkuͤrzte Verſitzungsfriſten. 
Brauer V. 1035. — Verjährung der Bebürfnißzahlungen, 
Brauer VI. 265. 

**) Trefurt 512. $. 652. 10). — Roth III, 46. 


2271. 


2272. 


2274. 


2274. 
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ners unterbrochen ; wenn alfo ein Arzt ein Jahr hat vorübergehen 
laſſen, ohne zu fordern, fo ift feine Klage verjährt, — der 
Kranke vor Ende des Jahtes —8 iſt. Caſſ. Limoux. S. 11. 
1. 23. D. 8. 1. 492. L. 29. 225.* 

1. Der allgemeinen Regel nad PR die Verjährung 
nur eine einfache gefeglihe WVermuthung, welche durch den ent: 
gegenftehenden Beweis nicht erfolgter Zahlung , oder auch durch 
ftärkere Vermuthungen aufgehoben werden kann. Paris. S. 7. 
2. 1114. L. 7. 134. 

8. Iſt die im Art. 2277. vorgeſehene Verjährung ruͤck⸗ 
ftändiger MRenten anwendbar, auch wenn Vermuthung und fogar 
Geftändniß der nicht geleifteten Zahlung vorliegt ? — Bejaht, 
ftillfhweigend. — Paris. S. W. 2. 285. 

3b. m entgegengefegten Sinn ren Amiens. 
(1. Snftanz.) S. 28. 2. 175. D. 24. 2. 2 
7 2) Der Gegenbeweis su Eid be Er f % * auf die en * 

jährung der £.©. 2271. f. — 

2) Diefer Besenbemeis rn da als ander ——— er Ye 

Beklagte nicht einmal die geleiftete Zahlung behauptet. Hohnh. 

V. 109. 112. 344. — Entgegenſtehende Anficht. 109, 


1. 2. Der allgemeinen Regel nad erftredt die fünfjährige 
Berjährung der Rüdftände ſich nicht auf die früher verfallenen, 


Regtere verjähren nur nah den Beſtimmungen des Geſetzes, 


unter welhem fie zu laufen anfingen, al Sotes-du:Mord. 8. 

. 249. D. 1. 256. — Brüffel. 13. 2. 247. — Caſſ. 
Tours. S. 8. 1. 36. D. 5. —— 17. — Eaſſ. 
Tournay. 8. 13. 1. 182. L. 36. 377. — Caſſ. Luxemburg. S. 
14. 1. 92. (Art. 2281. Nr. 2. d. O.) 

3. Der Art. 2277. iſt auch auf ruͤckſtaͤndige Renten an 
wenbdbar , die man in Kraft eines Ältern Vertrages ſchuldig ift, 
jedoch erft während des Code verfallen find, welcher Art auch die 
Eigenfchaft der Grundrente oder der in Geld bedungenen Rente 
fepn möge. Paris. S. %6. 2. 285. D, 24. 2. 214. 

Der Art. 2277. ift auf die Grundrenten eben fowohl 
wie auf bie bedungenen Renten, Eur; auf alle feit dem Code 
verfallenen — anwendbar: nicht aber auf die fruͤher 
verfallenen. Paris. S. 25. 2. 133. 

10. Die fünfjährige Verjährung der Rüdftände einer Leib: 
vente , welhe gewöhnlich ruͤkwaͤrts vom Tage der Klage gerechnet 
wird, erhält eine andere Berehnung, wenn ber Rentengläubiger 
geftorben ift, in folhem Falle zählen bie rei Jahre zur > 
Iiheung ruͤckwaͤrts vom Zodestage. Paris. S. 27. 2. 177. D 


® * 


) 3u 2274. a, — Trefurt. 513, $. 652. 11). a). 
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11. Die fünfjährige Verjährung ift gegen den Samt: 2277. 


—— einer Rente anwendbar, welcher, nachdem er die Ruͤck— 
ſtaͤnde ganz bezahlt hat, den Ruͤckgriff gegen feinen Mitſchuldner 
nad — von fünf Jahren anſtellt. Lyon. 8. 23. 2. 243. 
D. 21. 159. — Im irre Sinn entfhieden. 
Limoges. I 19. S. 1835. 2. 515. — Rennes. R. G. 1836. 

12. Die Grundfteuern, welche ein Pächter zu N 
gehalten ft verjähren wie bie zeue in fünf Sahren. € 
H. Bw. 10. 1. 37. D. 7. 1. 433. 

14. — Paͤchter kann J fünfjährige Verjährung vor: 
fhügen, obwohl er in der Folge Käufer geworden ift. — (wie 
zu Nr. 12. 

15. Das Gefeg, welches das Pachtgeld binnen fünf Fahren 
für verjährt erflärt, hindert nicht, daß der Pächter nicht dreißig 
Fahre lang für den wirklichen Werth der Effetten gut zu flehen 
habe, weldhe er zur .. feiner Pachtgelder gegeben hat. 
Gaff. Poitiers S. 10. 119. 

20. Sind bie — welche man aus einem richterlichen 
Urtheile ſchuldet, der fünfjährigen Verjährung unterworfen ? — 
Bejaht. Abhandlung. S. 22.2. 34. — Amiens. S. 2. 340. 
— Bourges. S. 26. 2. 269. D. 24. 2. 283. — a 8. 
29. 2. 31. D. 27. 2. 56. 

21. am — Sinn entſchieden. ——— 8. 
22. 2. 2331. D. 21. 2. 5. — ®yon. 8. 25. 2. 127. D. 23. 2. 
138. — S. 24. 5 362. — Agen. $. 24. 2. 363. D. 
22. 2. 182. — Paris. S. 30. 2. 104. D. 28. 2. 42. L. 88. 367. 

22. Die Zinfen, welche vom Lage einer gerichtlichen Klage 
bis zum Tage bes Urtheils laufen, find der fünfjährigen Wer: 
jährung nicht unterworfen, welche bis zum Tage des Urtheils, 
welches die Zinfen erft zahlbar Be etwa verlaufen — 
Paris. S. 17. 2. 375. D. 15. 2. 81. L. 48 180. — ©. H. 
Bw. Douai. R. G. 1837. 1. 924. 

24. Binfen aus einem richterlihen Urtheile find nicht als 
reine Verzugszinſen von der fünfjährigen Verjährung befreit, 
wenn binfihtlid der Zahlung diefer Zinfen nah dem Urtheil 
eine Uebereinfunft getroffen wurde, fie vierteljährig zu bezahlen. 
Paris. S. 25. 2. 128. 

25. Sind die Zinfen eines Liegenfhaftsfauffhillings der 
———— en unterworfen? — Bejaht. Nancy. S. 

364. D. 24. 2. 138. — Meg. 8. 19. 2. 110. D. 18. 

2 Ps — —— 8. 2 2. — D. W. 2. 109. 
L. 62. 256. — Limoges. S. 22. 2. 293. D. 21. 2. 4. L. 64. 
347. — Grenoble. S. 29. 2. 275. D. 27. 2. 260. L. 86. 113. 
6. 9. mw. m Ss. 7. 1. > D. 25. 1. 162. L.79. 174. 
— Toulouſe. S. 27, 2, 248, D. 24. 2. 74. L. 77. 57. — 
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2777. Nismes. S. 38. 2. 189. D. 25. 2. 170. L. 81. 148 — Caſſ. 
Agen. S. 30. 1. 246 D. 28. 1. 315. L. 88. 261. 
26. Und diefe Verjährung wird nicht durch eine vom Ber: 
fäufer genommene Pfandeintragung unterbrohen. Bourges. 8. 
« 114. 


29. 2. 114 

27. en Me. 8. 33. 2. 136. D. 1. 2. 74. 
L. 66. 514. — 18. 2. 233. — wen Ss. 24. 2. 375. L. 
68. 34. — Km. S. 24. 2. 377. D. 22. 2. 182. — Paris. 
R. G. 1833. 2 335. 


27 b. Wenn fie anders nicht im Vertrage als jaͤhrlich, oder 
in kuͤrzeren Zeitabſchnitten zahlbar, bedungen worden ſind. Paris. 
8. 32. 2. 129. 

28. Es kommt nicht darauf an, wenn in ber Urkunde 
gefagt worden, daß die Zınfen jährlich zu fünf vom Hundert 
laufen follen ; diefe Bedingung legt denfelben nicht den ... 
= u in gewiffen Zeitabfchniten zahlbar, bei. Paris. 8 


29. MWenigftens un der eingetragenen und collocir⸗ 
ten Glaͤubiger. Caen. 8. 214. 

30. Deßgleichen. — — Binfen, welche bie Früchte oder 
Einkünfte der verkauften Sache vorft: lien , 3 bis zur Ab⸗ 
tragung des Kapitals entrichtet werden. Gorfica, S . 29. 2. 54. 
D. 26 2. 189. f. Art. 1 

33. 34 Die Binfen des Steigfhillings, melde bis zur 
Bertheilung deffelben unter die Gläubiger laufen, verjähren nicht 
in fünf Fahren, theil® weil diefe Zinfen vom Steigerer nur nad) 
Vorſchrift unter die Glaͤubiger bezahlt werden dürfen, und folg: 
lich bis dahin nicht alg jährlich oder zu gewiſſen Zeitabfehnitten 
zahlbar betrachtet werden fönnen: theils weil die. Verjährung 
auf einer Vermuthung geleifteter Zahlung beruht, hier aber diefe 
Vermuthung nicht allein ſich nicht beftätiuen kann, fondern viel: 
mehr das Gegentheil der Zahlung bemwiefen ift, weil der Steigerer 
erft am Schluffe des Drdnungsverfahrens bezahlen darf. re: 
noble. S. 29. 2. 275. D. 27. 2. 260. — Grenoble. J. 19. S. 
1834 2. 529. 

36. Der Befiger einer fremden Liegenfhaft erfigt die Früchte 
in fünf Jahren, wenn der wahre Eigenthümer berechtigt ift, die 
Früchte, oder was diefelbe vertritt, jährlich zu verlangen. Amiens. 
Ss, 28. 2. 172. D. 77. 2. 95. 

36 b. Fruͤchte einer Erbſchaft, welche ein Miterbe bezogen, 
vetjaͤhren nicht in fuͤnf Jahren. C. H. Bw. 8. 31. 1. 24. 

38. Die Zinſen der eheſteuerlichen Erfagforerungen 
— — in fünf Jahren. Bordeaux. 8. 38. 2.1 


39. 39 b. Die Zinfen ber Ehefteuer, ſowohl die, melde 
nach der Zahlungsfälligkeit, als jene, welche vor berfelben 
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laufen, find der fünfjähriaen Verjährung unterworfen. Limoges. 
Ss. 29. 2. 31. D. 277 2.56. — gen. S. 30. 2. 57. — 
Toulouſe. J. 19. S. 1835. 2. 207 
Eine Frau, welche durch dag Urtheil, worin ihre Tren⸗ 
nung von Tiſch und Bette ausgefprochen ift, ermächtigt wird, 
die Richtigftellung ihrer ehelichen Erfagforderungen zu betreiben, 
kann, wenn fie mehrere Sabre rubig geblieben, dennoch ein gün- 
ſtiges Erkenntniß, hinſichtlich der Zinfen ihrer Forderung, während 
diefer Zeit erwirken ; hier ift die Verjährung des Art. 2277. nicht 
anwendbar. Poitiers. S. 25. 2 330. D. 23 2. 1%0. 

4. Die Zinfen der Summen, welche ein Gewalthaber 
zurüdbehalten, und in feinen Nugen verwendet hat, verjäbren 
nicht in fünf Jahren. — Gleihermaßen find die rüdftändigen 
Renten, welche ein Gewalthaber eingezogen hat, binfichtlich des 
Gewaltgebers ber fünfjähriaen Verjährung nicht unterworfen. 
Gaff. Paris. S. 22. 1. 416. D. 20 1. 390. L. 65. 17. — 
Lüttich. J. 19 8. 1834. 2. 172. — ©. 9. Vw. Paris R. G. 
1836. 1. 940. — f. Art. 2001. 

42. Die Zinfen aus Vorfhäffen in Handelsgefhäften find 
der fünfjährigen Verjährung nicht unterworfen. Paris. S. 25, 
2. 390. D. 24. 2. 75. 

43. Die Zinfen, welche die Amortifationskaffe fhuldig if, 
en in fünf Sahren. Gutadten des Staatsrath. $S. 9. 

9 


(45) Die fünfjährige Verjaͤhrung hinſichtlich der Zinſen 
und alles deffen , was von Jahre zu Jahr oder in fürzern Zie⸗ 
lern zahlbar ift, hat au ihre Anwendung auf Zinfen, aus einer 
richterlihen Verurtheilung herrührend. Caſſ. Paris. R. G. 
1833. 1. 299. *) | 

Sn gleihem Sinne. Amiens. J. 19. S. 1834. 2. 58. — 
Bordeaur. Ebend. 676. — ©. H. Bw. Borbeaur. J. 19. S. 
1835. 1. 31. — €. H. Vw. Douai. J. 19. S. 1835. 1. 960. 
— Im entgegengefegten Sinne Rennes. R. G. 1837. 2. 88. 

(46) Die fünfjührige Verjährung des Art. 2277. ift auch) 
auf die Zinfen anwendbar, die der Nugnießer dem Eigenthümer 
fhuldet, welcher die erforderlihen Kapitalien zur Zahlung der 
Schulden, womit das Gut belafter war, vorgefchoffen hat. Tou⸗ 
toufe. J. 19. S. 1834. 2. 363. 

(47) Die fünfjährige Verjährung ruͤckſtaͤndiger Renten ift 
nicht fowohl auf die Vermuthung geleifteter Zahlung, als viel: 
mehr auf eine Erwägung aus Rüdfihten der Staatsordnung 
gegründet , der zufolge der Gläubiger für eine Nachlaͤßigkeit ges 
—— ‘9 

*) Erftmalige Entfcheidung des C. H. über diefe wichtige, unter 
den Appellationshöfen freitige Rechtsfrage. 
Anmerk. des franz. Gerausgebers. 
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ſtraft werden fol, welche duch Anſchwellung der Rüdftände zum 
Ruin des Schuldners mitgewirkt haben würde, — Mithin ent: 
zieht das Anerfenntniß des Schuldners, da feit einer Reihe von 
Sahren die verfallenen Rentenzieler nicht bezahlt worden feyen, 
aber immerhin ohne Verbindlichkeit auf feiner Seite, das Recht 
ihm nicht, die Verjährung der Rüdftände, welche Älter ale fünf 
Jahre find, vorzufhlgen. C. H. Nm. Bourges. J. 19, 8. 
1834. 2. 800. — f. Art. 2220. 2248. 

(48) Der Art. 2277. bezüglich auf bie fünfjährige Verjäh: 
tung ber Zinfen, unterftellt, daß eine anerkannte Schuld vor: 
liege, deren Zahlung der Gläubiger betreiben Fann. Jene Ver: 
jährung findet daher auf Zinfen aus einem vormundfchaftlichen 
Rechnungsreſte Eeine Anmendung, fo lange die Rechnung nicht 
abgelegt worden. GC. H. Bw. Air. I. 19. S. 1835. 1. 396. 

(49) Kapitalzinfen , als Folge eines richterlichen Urtheils, 
behalten den Charakter von Verzugszinſen einem Dritten gegen⸗ 
uͤber, der in der Folge Buͤrge des Schuldners geworden iſt, wenn 
er gleich Zielfriſten zu Bezahlung jener Zinſen erhalten hat; eine 
ſolche Verabredung hat nicht die Wirkung, die Natur der Zinſen 
zu aͤndern, und ihnen den Eharakter bedungener Zinſen beizulegen, 
welche der beſondern Verjaͤhrung dieſer Zinsgattung unterworfen 
find. C. H. Vw. Douai. J. 19. S. 1835. 1. 960, 

60) Die fünfjährige Verjährung läuft nicht unter Mit: 
erben hinfichtlich der Zinfen von Summen, bie fie in die Erb: 
ſchaft fhulden. Colmar. R. G. 1836 2. 573. — f. Art. 856. 

(51) Die Binfen einer Vermweisurfunde (bordereau de col- 
location) find der fünfjährigen Verjährung unterworfen. Paris. 
R. G. 1837. 2. 148. *) 


* 1) Verjährung der vor dem 1. Januar 1810, fälligen Zinfen u. a. 
Sorderungen. R. B. 1811. XI. Art. III. V. Samml. I. 866. 
— dgl. Trefurt 288. $. 301. 2). vgl. Hohnh. VI. 162, — f. 
RL... 
2) Drudfehler im B. L. R. ftatt „, Koftgelder ” 1. Unterhalts— 
gelben, R. 3. 1810. I, Samml, II. 860. vgl. Hohnh. 
7 


112. 

+ 3) eielider Grund für diefe kurze Verjährung. Hohnh. V. 114. 
Sie finder daber auch bei Befoldungs: und Penfionsforderungen 
ſtatt, Doch nur für jede einzelne Sorderung vom Derfalltag, und war 
wirft fiegänzliched Erlöfchen des Sorderungdrechtes, nicht bloß gefeß- 
lihe Vermüthung der Zahlung. — Das Sterbauartal unterliegt 
derfelben nicht. Ebend. 112 — 115. Abweichende Meinung 
114. vgl. Hohnh. IV. 238. — f. Nr. 46. d. T. 

4) Anwendbarkeit auf Penfionen aus dem N. Deput. Schl. von 
1803. Hohnh. III. 58, 


5) Findet auch die Anwendung auf Verzugszinfen ftatt? 


.*) 3u 2277 a. Trefurt 512, $..652, 6), 
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Derneint. Annalen I. 185. — Bejaht. IV. 43. — f. Nr. 2977. 


20. 21. 24. 44. 48. b. T. 

6) Suiten, auf Zinfen, d ‚at? Enfhddigung gefordert, werden ? 
ejaht. N. Jahrb. 

1. Der Art. 2279. * nicht bloß zu Gunſten des Ber 
figers eines Fahrnißſtuͤckes, welches weder verloren noch entwendet 
worden , eine einfache Vermuthung des Eigenthums auf, bie 
denfelben von jedem Beweiſe befreit: fondern er gewährt eine 
gefeglich gebietende Vermuthung (juris et de jure), gegen welche 
kein Beweis zuläffig if. €. H. Vw. Paris. S. 18. 1. 166. 
D. 14. 2. 115. 

2. Im entgegengefegten Sinn entfchieden. — Es ijt dies 
feine der geſetzlichen Vermuthungen, gegen weldye der Zeugen 
beweis nicht zuläffig ift. — 8. 30. 2. 188. D. W. 
2. 115. — Nismes. R. G. 1833. 2. 20%. — Bordeaux. R. G. 
1833. 2. 203. — ſ. Art. 1352. 

3. Die Regel, daß bei Fahrnißſtuͤcken der Befig als Rechts⸗ 
titel ailt, ift nur auf den Fall anwendbar, wo fein entgegen: 
gefebter vorhanden ift. Bordeaux. S. 29. 2. 331. 

. 27. 2. 218. L. 85. 212. — f. Art. 1583. Ne. 11. 

3 B Aus ar Grundfage, daß bei Fahrnißſtuͤcken der Bes 
fig ftart Rechtstitels gilt, ergibt ſich, daß Fahrniſſe, ſelbſt nicht 
unter dem Titel einer fürforglihen Mafregel, in den Händen 
des wirklichen Beſitzers durch die Gläubiger eines Dritten in 
Befchlag genommen werden dürfen, unter dem Vorwande, daß 
fie das Eigenthum diefes Dritten feben. Bordeaux. S. 31.2.287. 

Wenn der Eigenthümer eines Fahrnifftüdes ausdruͤck⸗ 
lich vom Gefege bezeichnet wird, fo ift fein Grund mehr zu 
Anwendung ber Regel des Art. 2279. vorhanden; da der Ver: 
muthung zufolge der Befiger das Geſetz kennt, fo kann nicht 
angenommen werden, daß er unter dem Titel als Eigenthuͤmer 
befige. ©. H. Bw. Parie S. 25 1. 116. 

5. Papiere auf Inhaber werden als Eigentbum bes Bes 
figers betrachter, fo lange der Zueignungsklaͤger nicht darthut, 
daß diefe Papiere ihm entiwendet worden, oder daß er fie vers 
foren, und ber Befiger fie gefunden habe, Hier ift die Regel 
des Art. 2279. anwendbar. CE. H. Vw. Brüffel. S. 4.1. 225. 
D, 2. 326. L. 8. 161. — Paris. R. G. 1833. 2. 633. 

5b. Der mirflihe Genuß der Sache, und nicht die bloße 
Inhabung der Rechtsurkunde, begründet den Beſitz im Sinne des 
Art. 2279. — Wer daher die Dividenden von Aktien bezieht, 
muß eher als Befiger der Aktien betrachtet werden, als jener, 
welcher Inhaber der Rechtsurkunden if. C. H. Vw. Paris. 
Ss. 25. 1. 116. 

6. Wer aus bloßer Nachficht des Eigenthümers, und ohne 
Mierhzins zu bezahlen, eine Wohnung in einem fremden Haufe 

49 
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inne bat, wird nicht im Sinne des Gefeges als Befiger der 
Möbeln betrachtet, womit das Zimmer verfehen iſt. Er kann 
folgli den Grundfag nicht anwenden, daß bei Fahrnißftüden 
der Befig ſtatt Rechtstitel gelte. Es liegt an ihm, zu beweifen, 
daß die Möbeln fein Eigenthum feyen, oder daß er fie in das 

wen eingebracht hat. Bordeaux. 8. 27. 2. 102. D. 3. 
. 184. 


7. Die dreijährige Verjährung kann nicht vorgeſchuͤtzt wer: 

den von Seiten des Inhabers verlorener Gegenftände, wenn in 
ber Zmifchenzeit der Eigenthuͤmer gegen einen Gewaͤhrleiſter, ob⸗ 
wohl nicht gegen den Inhaber felbft, gerichtliche Schritte gethan 
bat, C. DH. Bw, Pau. S. W. 1. 178, D. 18. 1. 110. L. 
57. 488. 
8. Wenn ein Handelspapier auf der Poſt entwendet, und 
auf einen Dritten indoſſirt worden iſt, ſo kann dieſer Dritte, 
wenn er ſich nicht uͤber das Daſeyn ſeines Cedenten ausweiſet, 
angehalten werden, das entwendete Handelspapier dem wahren 
Eigenthuͤmer zuruͤckzugeben: zumal, wenn ſich ergibt, daß der 
dritte Inhaber feines der ihm zu Gebote ſtehenden Mittel an- 
gewandt hat, um fid gegen den Betrug des Indoffanten zu fihern. 
Mouen. S. 20. 2. 87. D. 18. 2. 27. L. 60. 310. 

9. Die Zueignungsklage,  weldye demjenigen zufteht, der 
ein Fahrnißſtuͤck verloren hat, oder dem daffelbe entwendet wor 
den, ift nicht gleihermaßen dem verftattet, der diefes Fahrnif: 
fül einer Perfon in Verwahrung gab, die e8 mit Webertretung 
der Pflichten eines Aufbewahrers verkauft hat. Paris. S. 14. 

. 306. D. 12. 2. 105. L. 38. 213. 

(10) Wenn Waaren, die als Fauftpfand hinterlegt wurden, 
vom Aufbewahrer verkauft worden find, fo können der Hinter 
Ieger ober feine Gantanwaͤlte (syndics) diefe Waaren aus den 
Händen eines dritten Käufers in gutem Glauben nicht rüdfor« 
dern, binfichtlidy deffen der Befig ſtatt Rechtstitels gilt; fie haben 
nur eine Klage gegen den Aufbewahrer, Behufs der Zahlung 
des Werthes der Waaren. Colmar. R, G. 1833. 2. 18. 

(11) Die Rüdverlangung der Fahrnißſtuͤcke, zu melder 
der Art. 2279, im Fall des Verluftes oder der Entwendung die 
Berehtigung ertheilt, ift auch auf den Fall einer Prellerei ans 
wendbar; das Wort Entwendung in diefem Artikel iſt ein 
allgemeiner Ausdruck, ber jede Gattung von Entfremdung ober 
betrüglicher Unterfhlagung in ſich begreift. Paris. J. 19. S. 
1834. 2. 91. — Im entgegengefegten Sinn entfchieden. Caſſ. 
Paris. J. 19, S. 1835. 1. 311. — Rouen. R. G. 1836. 2. 
193. — Paris. R. G. 1836. 2. 18. 

(12) Der Grundfag, daß bei Fahrnißſtuͤcken ber Befig. ftatt 
Zitels gilt, ift nur auf koͤr perl iche Fahrniß anwendbar, und 
nicht auf, Urkunden, welche zum. Beweife von Verbindlichkeiten 
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dienen. Die wirkliche Uebergabe genuͤgt baher nicht zum Beweife 2179, 
eines Handgefhenkes unförperlicher Fahrniß, wie 3. 
Sculdfcheine; es muß ein Rechtstitel, wodurd N über: 
tragen werden * hinzukommen Poitiers. J. 19. 8. 1834. 
2. 681. — Agen. R G. 1834. 2. 564 — f. Art. 893. 931. 
(13): Die Regel des Art. 2279. , daß bei Fahrnißftüden 
der Befig als Rechtsurkunde gilt, ift nicht auf undörperliche 
Fahrniß anwendbar. Sie ift namentlidy nicht flatthaft bei einer 
von dem vermeintlihen Eigent hümer erworbenen Ent 
og erpehlhgieg in diefem Falle kann der in gutem Glau— 
ben ftehende dritte Befiger, auf Verlangen des wahren Eigen: 
thuͤmers, verurtheilt werden, die —— oder den dafür 
bejogenen um herauszugeben. C. H Bw. Paris. R. G, 


(44) Die Regel des Art. 2279., daß bei Fahrnißſtuͤcken 
der Befig als Rechtsurkunde gilt, ift auf unförperliche Fahrniß 
(3 B. Renten oder Forderungen) wie auf koͤrperliche anwendbar, 
wenn ſie unter einem geſetzmaͤßigen Titel beſeſſen werden. Wer 
daher von einem vermeintlichen Erben Renten in gutem Glau— 
ben gekauft hat, iſt durch die bloße Thatſache des Beſitzes gegen 
jede — ——— von Seiten des wahren Eigenthuͤmers 
geſichert. Paris, R. G. 1836. 2. 113. *) 


20 Ueber die —— von Staatspapieren. Geſetz. R.B. 1828. 
I. ©. 8. Samml. IV. 


+ »8 Sei aeg Karten mern ‚gibt der Befig ein Härkered Recht. 
3) Bei Fahrnißſtuͤcken gilt der als nn — dat. 
TER BRENETR 


ft der £. ©. 2279. aub auf den Befi * Idegvie 
ungen anwendbar? — Bejaht. Hohnh. VE. 228 -- 232. 
5 Anfict. Burns res Di) e rmeipt. Annalen 
5) Der Eigenthümer ne; die ihm entfommene Sache von — 
Beſitzer zuruͤckfordern, muß aber dann, außer dem 
such den er oder die Entwendung bemeifen. Hohnd. I. 


6) ae it im — — Sinne jede wiſſentliche Der: 
auberung (Unterfehlagung, widerrechtliche = Ana. einer 
fremden Sade. Hobnh. VI. 229. —233. — Annal len 
— — — Entſcheidung. Ebend. 96 


3. Bor wie ſeit dem Gode kann dir Eigenthuͤmer die ver: 2280. 
lorene ober ihm entwendete Sache zurüdfordern, obgleich fie im 


*) Rei vindicatio. Actio Publiciana. 3adar. I, 218. — Tre⸗ 
furt 512, $. 652. 7), — Brauer V. 1039, — Archiv fe 8. 
II. 431. 
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Bells eines Handelsmannes fich befindet, der fie von einem an⸗ 
dern Handelsmann erhalten hat, welcher dergleichen Sachen ver: 
kauft. In diefem Fall ift der Nüdforderer gehalten, den Preis 
zu erfegen, den die Sache gefoftet hat, ohne daß der Mangel 
eines ausdrüdlihen Anbietens diefes Preifes ein Hinder 
niß der Nüdforderung ſeyn Eönnte. Caſſ. Paris. S. 15.1. 377. 
D, 13. 1. 404. *) 

1. Die Regel des Art. 2281. ift auf erlöfchende wie auf 
erwwerbende WVerjährungen anwendbar. Gaff. Zournay. S. 13. 
1. 182. L. 36. 377. 

7. Iſt der Art. 2281. auf den Fall anwendbar, wo feit 
dem Code eine hinlängliche Zeit zur Verjährung umlaufen ift, 
unabhängig von einer andern (zur Verjährung geeigneten oder 
nicht geeigneten) vor dem Gode umlaufenen Zeit? — Ex arg. 
ir — Gaff. Bordeaur. 8. 28. 1.-129. D. 26. 1. 168. L. 

1. 57. 

(9) Eine Verjährung, die unter einem Gefege begonnen 
hat, welches vierzig Jahre erfordert, und unter dem Code fort: 
gefegt wurde, der nur dreißig Jahre verlangt, muß, um für 
vollendet zu gelten, vierzig Jahre hindurch von ihrem Beginne 
gerechnet, oder dreißig Jahre nach der Verkündigung des Code 
fortgefegt worden feyn. Man kann, um die vom Gode ver 
langten dreißig Jahre zu vervollftändigen, nicht zu der unter der 
Herrſchaft deffelben umlaufenen Zeit den Befig hinzurechnen, 
welcher unter dem alten Gefege ſtatt fand, felbft nicht unter 
Abzug des Vierteld, twelches den Unterfhied zwifchen beiden Vers 
jährungsarten ausmadıt. Bordeaur. R. G. 1836. 2. 188. — 
Im entgegengefegten Sinn entfhieden. Die Hinzurechnung ift 
unter Abzug des Viertels, welches den Unterfchied ausmacht, 
ftatthaft. C. H. Vw. Paris. R. G. 1837. 1. 671. **) 


+ Verjährung richtet fih nah den Geſetzen, unter denen fie an- 
gefangen bat. Hohnh. VII. 80. — f. Art. 2, Verjährung. 


» Zrefurt 135. 8. 151, — Rettungstauf geftohlener Sachen, 
Brauer VI. 266. 
*) Trefurt 511, $. 652. 5). 
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